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PBrofpectus. 





Vorwort. 


Als im Jahre 1849 der „Gerichtsſaal“ in die Reihen der, 
der juriſtiſchen Wiſſenſchaft und der Rechtspflege gewidmeten Zeit⸗ 
ſchriften eintrat, verkündete der nunmehr verſtorbene erſte Heraus⸗ 
geber deſſelben ın dem Vorworte des erſten Bandes unter ber 
Ueberſchrift: „der Uebergang vom alten zum neuen Rechte”, wie 
die Zeitſchrift beſtimmt fei, diefen Uebergang zu vermitteln und bie 
bamals geforderten Reformen in ber Rechtspflege zum klareren 
Berftändnifje zu bringen. Die Redaction des Gerichtsſaals iſt fi 
bewußt, dieſes Ziel unverrüdt verfolgt und unausgeſetzt ſich be: 
mübt zu haben, das Ihrige zu jener VBermittelung und zu biefem 
Verſtändniſſe beizutragen. 

Es ijt feit jenem Borworte eine, an Reformbeitrebungen und 
an gejeßgeberifcher Thätigkeit reiche Zeit verflojfen. Faſt in allen 
Ländern Deutichlands ift die Gefekgebung, insbejondere in Bezug 
auf Strafreht und Strafproceß thätig gewefen. Aber auch ber 
Civilproceß Hat in mehreren Ländern durchgreifende Reformen er- 
fahren, und das Bebürfniß nad einer Umgeftaltung unjeres bür- 
gerlihen Rechts hat in der zu Nürnberg zuſammengetretenen Cou⸗ 
ferenz zur Berathung eines deutſchen Handelsgeſetzbuchs einen mid: 
tigen Ausbrud gefunden. 

Hierbei mag nicht verfannt werden, daß gegenwärtig, nad- 
bem in ben Jahren 1848 umb 1849 unter ben politiichen Stür⸗ 
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men aud, die Reform des Strafverfahrens zum Theil in einer 
mehr als bebenklihen Haft vorgenommen und bie fehleumnigfte 
Adoption fremder Einrichtungen ohne weitere Prüfung verlangt 
und gewährt wurde, bie Kritik über mandhe dieſer Reformen den 
Stab gebrochen und die Mängel und Gebrechen derfelben darge: 
legt bat. Es ift zuzugeben, daß die Neformfrage bereits vielfältig 
auf Congreffen und in Schriften discutirt wworden war, ehe das 
Jahr 1848 fie unter feine Forderungen ſtellte. Allein bie Discuf- 
fion konnte nur bie hauptſächlichſten Principien in’® Auge faflen 
und hatte überbieß mit der Art und Weiſe der Ausführung der 
geforderten Reformen ſich nicht beſchäftigt. Wir nehmen bier vor: 
zugsweife auf bie Frage wegen der Gerichtsorganijation Bezug. 
Es zeigt fi — das dürfen wir nicht in Abrede ftellen — gerabe 
bezüglich dieſes Punktes gegenwärtig noch eine ſolche Verſchieden⸗ 
heit der Anſichten, daß eine befinitive Erledigung desſelben wohl 
erft in langer Zeit zu hoffen if. Die Vorgänge in Bayern und 
bie neuerlihen Reviſionen der Organilationsgefehe in Hannover 
find Hierbei befonderer Beachtung werth. Im Jahre 1848 aller: 
dings fing man nicht mit der Organifation der Gerichte und ber 
Aufitelung einer neuen Gerichtsverfaſſung an, welche nicht blos 
für die Strafſachen, fondern auch für die Civilſachen anwendbar 
fet, fondern man hatte nur die erfteren im Auge, wollte auch bier 
nicht mit aufhältlichen Vorbereitungen den günftigen Augenblid für 
die Hauptreforn verlieren und nahm zumeift unter nothdürftigen 
Aenderungen in der Gerichtsverfaffung und ohne Rückſicht auf bie 
übrigen Zweige ber Rechtspflege, ſowie bie geſammte Staatsver- 
altung überhaupt, das franzöfiihe Verfahren mit allen feinen Män⸗ 
geln und mit feinen, nur mit und in ber franzöfifchen Gerichte: 
und Behörden-Berfaffung erklärlichen Einrichtungen an und auf. 
Es finb bei der Annahme ber fremben Proceßgefege zu viele 
Aeuſſerlichkeiten herübergenommen worben, welde einen geregelten 
Gang der Entwidelung erſchweren und body fi ein Anfehen, als 
ob in ihnen der Grundton und die Hauptfache ver Neformen zu 
finden fei, geben. Wir find weit entfernt, ven Werth und bie Ent: 
widelungsfähigfeit der Reformen zu verfennen. Aber wir wollen 
Reaction gegen die, den Grundgedanken ber Reformen und dem 
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Intereſſe ber Rechtspflege zumiderlaufenden Auswüchſe und Ge: 
brechen in diefen Reformen machen, um in folder Reaction das 
Mittel zu einen befriedigenden Yortichritte zu finden, und um nit 
bie Reformen in ſich felbft untergehen zu laſſen. Die Gegner berfel- 
ben fuchen gegenwärtig in einzelnen Aeufferlichleiten und ‚Neben: 
punkten ihre Waffen und gebrauchen fie gefchieft gegen das Ganze, 
Man Tann fie nur fiegreich befämpfen, wenn man ſich von einer 
blinden Berehrung des Fremden losmacht und die angebahnten 
Reformen in einer, den Bebürfniffen und Intereſſen einer geredh- 
ten und gefunden Rechtspflege entſprechenden Maſſe fortführt. 

Es iſt hohe Zeit für die Wiſſenſchaft und für die Gelege: 
bung, auf bie Grundelemente der neuen Reformen zurüdzugehen 
und fie an der Hand ber gemachten Erfahrungen und unter Be 
rüdfihtigung der Übrigen, die Rechtspflege und die gefammte Staats: 
verwaltung betreffenden Inftitutionen einer Prüfung zu unterwer: 
fen, bierburdy aber das Material für eine,. dem Zwecke der Rechts⸗ 
pflege und ben Bebürfniffen der Staatsbürger und des Verkehrs: 
lebens entipredhende Reform zu gewinnen , damit endlich einmal 
den Schwankungen und dem Erperimentiren ein Ende gemacht 
werde. Die fortdanernden Revifionen und Aenderungen untergra- 
ben das Anſehen der Gefeße und ber Behörden und hiermit das 
Bertrauen der Bürger zu ihnen, — laden eine ungeheuere, nie 
enden wollende Arbeitslaft auf den Beamten — , und verurfadhen 
(es mag auch bies nicht gering veranfchlagt werben) eine allge- 
meine Störung in bem Behörden: und Beamten⸗Weſen, fowie einen 
nicht unerheblichen Koftenaufwand. Dean hat bei der rüdhaltlofen 
Aufnahme der fremden Einrichtungen zu geringe, zum Theil gar 
feine Rückſicht auf bie einheimifhen, mit der gefammten Staats: 
verwaltung innig verbundenen Einrichtungen genommen unb bei 
ber Einführung ber neuen Geſetze bie gefunden, in das Volke: 
Rechtsbewußtſein übergegangenen Elemente bes älteren Rechts un: 
Fugerweife bejeitigt. 

Das practifche Bedürfniß einer durdhgreifenden Prüfung ber 
neuen Einrichtungen macht fich immer mehr geltend und mahnt zu⸗ 
gleich zur Vorſicht bei den bezüglich des Civilrechts unb bes Ci⸗ 
vilproceſſes angeftrebten Reformen, 


Eine andere Gefahr droht hiernächſt unfrer Rechtsentwicke⸗ 
lung durch bie immer fchärfer jich entwickelnde Barticulargejehge: 
bung und die mit ihr verbundene Zerjplitterung ber für bie Ge⸗ 
fehgebung und die Fortbildung des Rechts wirkenden Kräfte und 
der für fie wichtigen Erfahrungen. Die Nachtheile des Barticula- 
rismus treten in diefer Richtung immer jchroffer hervor und er- 
zeugen Furcht vor einer Seichtigkeit in den Rechtsſtudien, bie, 
einmal zur Macht gelangt, ber Rechtswiſſenſchaft und der Rechts⸗ 
pflege die empfinblichften , fat unbeilbaren Schläge verjeßen 
wird. 

Es ift dringend nöthig, daß ein Kentralorgan vorhanden ift, 
weldhes das Gemeinfame in den Legislationen fammelt und zur 

⸗ Anſchauung bringt, die Erfahrungen in den einzelnen Ländern prüft 
und die wichtigeren Ergebniſſe derſelben allgemein bekannt macht, 
und durch eine ſolche Vermittelung eine zuſammenfaſſende Erkennt⸗ 
niß der Grundelemente und der Bedürfniſſe der Rechtspflege ſchafft. 
Die Vereinigung der Männer der Wiſſenſchaft und der Erfahrung 
in den einzelnen Ländern zu einer ſolchen gemeinſchaftlichen Thä⸗ 
tigleit wird der Rechtswiſſenſchaft und der Rechtspflege, und zwar 
fowohl im Allgemeinen als aud) für das einzelne Territorium bie 
wejentlichften Dienite leiften. Für die einzelnen Länder wird durch 
eine folche wiſſenſchaftliche Darſtellung und Behandlung der Grund: 
elemente, fo wie bes Gemeinjamen in ber Rechtspflege der ver: 
fhiedenen Länder ein wichtiges Material für die Particular:Gefek: 
gebung und Rechtspflege gewonnen, — dic Verbindung berfelben 
mit der Wiflenfchaft erhalten und befeftigt, und hierdurch ihnen die 
Grundbedingung einer gefunden und Träftigen iyortentwidelung ge: 
fihert, dagegen jener, dem Varticularismus nahe ſtehenden Seidy: 
tigleit und- Berfümmerung entgegentreten. 

Es iſt gegenwärtig weniger von einem Eingehen auf die 
franzöftfhen und auf die englifchen Einrichtungen großer Gewinn 
für unfere Reformen zu hoffen, als von einer, auf die Grundele⸗ 
mente bed Rechts zurüdgehenden und die Bebürfnijle der Praris 
erforfchenden und berüdfichtigenden Prüfung berjelben. Man gönne 
ber Praxis das Recht, die Wege anzubeuten, auf denen der Rechts⸗ 
pflege Hilfe gefchafft werbe, und quäle fi nicht ab, ihr Mittel zu 
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schrogiren, welche fie bald fofort, bald langſam, aber immer mit 
ſicherem Erfolge zurüdweift. 

Wir haben Hier nit blos das Strafrecht und ben Straf: 
proceß, ſondern das gefammte Gebiet der Rechtswiſſenſchaft, ſoweit 
fie ber Braris bienftbar ift, im Auge. Gerade auch im bürger: 
lichen Rechte und im bürgerlichen Procefje bebarf e8 der Gemein: 
ſchaftlichkeit, von welcher wir oben gejprochen, und einer gemein: 
ſamen Thätigkeit derer, welche für eine gebeihlihe Entwidelung 
des Rechts ſich interefiren. 

Mit der Gefahr des Particularismus iſt auch jenes Unweſen 
verwandt, dem wir leider! häufig genug begegnen. Es iſt die 
Bequemlichkeit, im einzelnen Yale nad vorhandenen Präjudizien 
des oberftien Gerichtshofs zu forſchen und ihnen blindlings nad: 
zugehen. Diefe Bequemlichkeit tödtet jede felbftftändige und ges 
funde Rechtsforſchung und jede friſche und freie Entwidelung bes 
Rechts, indem jie nit nur zum ausſchließlichen Träger derfelben 
den oberften Gerichtshof erhebt, ſondern auch fehr bald in biefem 
felöft eine gebeihlihe Entwidelung des Rechts durd die Praris 
dadurch vernidhtet, daß der Gerichtshof, der fürderlihen Anregung 
entbehrend, nun auch nad, älteren Präjudizien forſcht und fie ale 
mabänderlihe Normen für feine Entſcheidungen betrachtet. 

Die Redaction des Gerichtsſaals legt diefe Anfhauungen 
als ihr Progranım dem gejammten juriſtiſchen Publicum Deutfd: 
lands vor und fordert es auf, ihr bei der Durchführung beffelben 
behilflich zu fein. Site giebt fi) der frohen Hoffnung bin, daß 
fie da8 Bedürfniß ber Zeit in ımjrer Wiſſenſchaft und Rechtspflege 
erfannt babe und daß es ihr, dafern ihr die gebetene Beihilfe zu 
Theil wird, gelingen werbe, einen nicht unmefentlihen Beitrag zur 
Befriedigung dieſes Bebürfniffes zu liefern. Sie wird (mie fie 
wiederholt) vor allen Dingen die Anforderungen der Pra- 
zis in das Auge faflen und ihr durch die zu liefernden Artikel 
eine hoffentlich willfommene Unterftügung in ihrer Fortentwidelung 
gewähren. Sie glaubt, durch eine Auffuhung und Darftellung der 
nöthigen Grundbelemente der Reformen, fowie durch eine Yeitftellung 
und Prüfung ber gemeinfamen Principien it den einzelnen Legis⸗ 
lationen einen Anbaltepunft au für die Arbeiten ber. Geſetzge⸗ 


6 


dungen zu ſchaffen. Sie glaubt auf dieſe Weiſe für eine möglichfte 
Einheit in ber Nechtöpflege Deutſchlands das Ihrige mit beizu- 
tragen und den Ruhm beuticher Rechtswiflenfchaft vor feinem Tod⸗ 
feine, ber particnlariftifhen Trägheit und Seichtigkeit zu ſchützen. 

Der Gerichtsſaal fol ein Mittelpunkt für bie Aufftellung 
und Entwidelung gemeinfamer Principien für bie Juftiz: Gefek- 
gebung und die Rechtspflege werben unb feine Thätigleit über 
alle Länder Deutfchlands erftreden. Er will förbernd, vermittelnd, 
anbahnenb und befeftigend in das rege Leben ver Geſetzgebung unb 
ber Rechtspflege eingreifen und Leinen Theil unfrer Wiffenfchaft 
hierbei aus den Augen verlieren. Er wird ebenfomwohl das bür⸗ 
gerliche Recht und ben bürgerlichen Proceß, als das Strafredht 
und das Strafverfahren in's Auge faffen. Er wirb hierbei allent- 
halben die Bebürfniffe der Praris berüdfidhtigen und aus ber 
Mannigfaltigkeit und Berfchiedenheit der Erfcheinungen auf bem 
Gebiete der Gefebgebung und in der Praris das Gemeinfame, 
das Allgemeine herausziehen und feftftellen. 


Soviel insbejondere das Strafreht und den Strafproceß 
anlangt, fo will ber Gerichtsfaal zugleich eine Fortfegung bes 
Arhivs für das Criminalrecht, welhes dem Verneh—⸗ 
men nad von biefem Jahre an nicht mehr erfheinen 
wird, fein und durch dieſen Anſchluß an das gedbadte 
Archiv nur um fo fiherer zu einem Gentralorgan für alle Juris 
ſten Deutfchlands fich erheben. 

Die zeitherige Rebaction freut fih zugleih, dem Publicum 
anzeigen zu können, daß ihr ber bisherige Hauptrebacteur bes Cri⸗ 
minalarchivs, Geheime-Rath Mittermaier zu Heidelberg, beigetreten 
ift und feine, bis jeßt dem Archive gewibmeten Kräfte bem Ges 
richtsfaale zuwenden wird. 

Die Rebaction bes Gerichtsſaals ladet zugleich alle zeitheri- 
gen Mitarbeiter am Criminalarchive ein, mit ihr ſich zu vereinigen 
und fie durch geeignete Beiträge zu unterſtützen unb hofft, auch 
von ihnen als Nachfolgerin der Nebaction bes he 
freundlich anerkannt zu werben. 


Indem die Redaction biefe allgemeinen Bemerkungen fchlieft, 
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bat fie noch die Hauptpunfte zufammenzufaflen, um beren Be: 


rädfichtigung fie die geehrten Herren Mitarbeiter bittet. 

I. Bon ber Aufnahme ausgefhloffen find: Erörterungen 
ans dem bisherigen gemeinen, insbefondere römiſchen Rechte, foweit 
fie nicht von practifcher, und zwar allgemein practiicher Bebeutung 
find. Ferner Erörterungen aus dem Gebiete der Rechtsphiloſophie 
und aus ber Rechtsgeſchichte, da fie, jo wenig das Verbienft der: 
felben verfannt werben kann, dem lediglich für die Bedürfniſſe 


der Braris berechneten Strebziele des Gerichtsſaals fremd find. 


Ebenfo bleibt das Gebiet der Staatsverwaltung, ſowie des Staats: 
und Völkerrechtß ausgeſchloſſen. 

IL Dagegen werben Beiträge willkommen fein, 

1) welde die practiiche Bedeutung, bie Vorzüge fo wie bie 
Mängel und Gebrechen der neuen Reformen barftellen, beziehend: 
lich Vorſchläge zur Abhilfe enthalten, 

2) welche einzelne Juſtiz-Geſetze und Geſetzesvorſchläge, jo 
wie Erkenntniſſe oberfter Gerichtshöfe Deutſchlands jeboh nur 
fo weit fie allgemein praktiſches Intereſſe beanſpruchen, zum 
Gegenftande der Betradhtung machen, 

3) welche Erfahrungen aus dem Gerichtöleben, fei es ale 
Richter oder Staatsanwalt, fei es als Bertheidiger oder Rechts: 
anwalt, von allgemeiner Bedeutung mittheilen, | 

4) weldhe allgemeine Weberfichten über den Stand und bie 
Entwidelung ber Gefebgebung und Rechtspflege in ben einzelnen 
deutfchen Länbern liefern, fo weit fie von Einfluß für bie ges 
meinfame Fortbildung bes Rechts find. 

Mittheilung von Nechtsfällen ift nur infoweit annehmbar, 
als die Yeßteren bie Einleitung oder den Stoff zu einer Erörterung 
der vorgebachten Art bilden. Eben fo foll die bloße Mittheilung 
von Erfenntniffen (Präjubizien), infoweit fie nicht gleichfalls den 
Gegenftand einer allgemein wichtigen Betrachtung bilden (Nr. 2), 
ausgeſchloſſen fein. 

Hiernächſt bittet die Redaction im Allgemeinen dringend, bei 
allen denjenigen Arbeiten, welche bie Gefebgebung ober die Rechto⸗ 
pflege eines einzelnen Staates zum Ausgangspunkte haben, den 
Particularismus eben nur als den Ausgangspunkt, dagegen da@ 


Allgemeine und Gemeinſame ald den Endpunkt zu betrachten und 
daher das letztere als ben Grunbton des ganzen Beitrags feftzu- 
balten. Ein nur in ben Grenzen bes betreffenden Barticularrechts 
fi) bewegenber Beitrag würde mit ber obenausgefprochenen Ten: 
benz bes Gerichtsſaals unvereinbar fein. 

Und fo empfiehlt die Redaction nochmals ihr Unternehmen 
angelegentlichht bem Wohlwollen und der thätigen Mithilfe der 
Suriften unſers großen deutfhen Vaterlands. 

Eichſtätt, Wien, Heidelberg und Dresden, ben 1. Yebruar 1858. 


Die Redaction des Kerichtsfaals. 


Die unterzeichnete Verlagshandlung macht hierdurch befannt, 
daß ber Gerichtsſaal in 6 Heften und zwar in je zwei Monaten 
eines berjelben erſcheinen wird. ‘Der Jahrgang (von 6 Heften) 
foftet 4 fl. 24 kr., oder 2 Rthlr. 16 Sgr. Me Buchhandlun⸗ 
gen Deutihlands nehmen Beltelung an. Beiträge bittet man 
an einen der Herren Redacteure zu ſenden. Angemeſſene Ho: 
norirung ber Beiträge wird zugefihert und wird das Honorar 
nad) Schluß jedes Bandes ausgezahlt werden. Die Verlagshand: 
lung wird für eine folide Ausſtattung der Zeitſchrift fortdauernd 
beforgt fein. 

Erlangen, den 1. Februar 1858. 
Die Verlagshandlung: 
Ford. Enke. 
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1. 


Ueber die 
wiſſenſchaftliche Behandlung des deutfchen Yandelsrehts 
| j und 
Den Zweck dieſer Beitfchrift. - 
Bon 
Herausgeßder. 


Die Wiſſenſchaft des Handelsrechts ift gegenwärtig in ei⸗ 
nem erfreulichen Aufſchwung begriffen. Es ift beveutfam und 
leicht erkärlich, daß derſelbe mit einer großen, lang erfehnten 
nationaler That zufammentrifft: einem umſaſſenden Gefebge- 
bungswerk, welches der beflagengwerthen und auf diefem Ge⸗ 
biete vorzugsweiſe empfindlichen Verſchiedenheit veutfchen Mech? 
ein Ende zu machen beitimmt ift. Der Zuſammenhang biefer 
Erſcheinungen ift fein äußerlicher. Wie die Wucht der wirth⸗ 
fchaftlichen Intereſſen den centrifugalen Hang der deutfchen Stämme 
und Regierungen, welcher alle unfere Einheitöbeftrebungen Tläg- 
lich fcheitern ließ, in die enfgegengefebte Bahn zwingt, fo ver- 
mag fie auch den wiberftrebenden Sinn des deutſchen Juriften⸗ 
ftandes zur eingehenden Prüfung der Rechtsprinzipien zu be- 
ſtimmen, nach welchen unfer heutige? Verkehrsleben ſich regelt. 
Es Täßt fich nicht vornehm tgnoriren was auf Schritt und Tritt 
begegnet, und jeden Denkenden zum Nachdenken anregt. 

Mochten noch vor einem Dienfchenalter die Meifter unferer 
Wiſſenſchaft es unter ihrer Würde halten, den Erjcheinungen 


der Gegenwart ihre fruchtbringende a zuzuwenden 
Zeitſchrift für Handeldrecht. 
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oder mochten fie, was wir lieber annehmen wollen, es für ihre 
nächſte Aufgabe erachten, die Grundpfeiler des Privatrecht? 
durch kritiſch-hiſtoriſche Forſchung zu ficherem Meiterbau blo3- 
zulegen: in beiden Beziehungen läßt fih ein Umfchwung ber 
Ueberzeugungen nicht verfennen, welcher dem Handelsrecht in be⸗ 
fonderem Maaße zu Gute fommt. 

Es ift Zeit. Große Abſchnitte find noch immer völlig 
unbearbeitet, andere faum in ihren Grundzügen entwidelt, für 
andere kaum erit dad Material mehr oder weniger Tritiich ge⸗ 
fammelt. Genügende monographiiche Darftellungen — durch 
welche ja’ ver wahre Fortſchritt der Wiſſenſchaft vorzugardeiſo mu: 
möglicht wird — vieler wichtiger Inſtitute fehlen noch gänzlich, 
jelbft von folchen, welche fchon feit vielen Sahrhunderten in an- 
erfannter Wirkſamkeit beitehen, wie pam Kqu, der Handelsſo⸗ 
cietät, dem Commiſſions- und Epebitiondgefchäft, dem Fracht 
vertrag. Die Pflege de Handelsrecht? auf den Wflanzitätten 
der Wifjenfchaft, ben beutjchen Uniwerfitäten, fteht noch gegen- 
wärtig außer allem Verhältniß zu der Wichtigkeit dieſes Rechts⸗ 
zweiges. Einen eigenen Lehrſtuhl hat berielbe, meines Willen, 
nirgends; Spezialvorträge darüber find verhältnißmäßig jelien; 
ob und in welchem Umfange er als Theil des „deutſchen Prigah⸗ 
rechts“, beit man ihn zugewielen hat, Berückſichtigung findet, 
hängt von der Individualität und ber Richtung ber Lehrenden 
ab. Auf die ‚gerade hier jo wichtigen und fchwierigen Streisfyar 
gen einzugeben, verbietet meist ſchon bie Kürze ber ihn gewib- 
meten Beit. 
| Sobald ein Wiſſenſchaftszweig, fi in bie Breite und bie 
Ziefe außbehnend, zur felbititänbigen Entwickelung gelangt ift, 
erheifcht er nothwendig ein eigenthümliches Organ, welcheR ben 
Neberblid im Ganzen wie in jeden einzelnen Theile ermoͤglicht, 
den jeveswmaligen Stand ber Forſchung und die Ergebnifje ber 
Praxis klar abfpiegelt, und die Veröffentlichung auch kleinerer 
Abhandlungen geftattet, welche fonft gar leicht, wo nicht unge 
ſchrieben, doch unverbreitet geblieben wären. Auch wird bier 
nicht zum erjtenmal verfucht, dieſem Bedürfniß entgegenzufom- 
wien, wohl aber von einem weiteren, und, wie ich hoffe, frucht⸗ 
bareren Geſichtspunkt aus, als biöber. 
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Die erſte deniſche handelsrechtliche Zeitſchrift, dad „Ar 
chiv für dad Handelsrecht, herausgegeben von eint⸗ 
gen hamburgiſchen Rechtsgelehrten“ (1818 — 1820 
2. Bde.) iſt nach nur 3 jährigem Beſtande eingegangen. So ver⸗ 
dienftlich diefes Unternehmen an ſich war, deſſen Bedeutung für 
das deutſche Handelsrecht wir noch weiter unten würbigen wer 
ven, jo war es doch durchaus ungeeignet, vemfelben als Organ 
zu dienen. Es beichränfte fih auf die Darſtellung und Be 
leuchtung der wichtigften „vor dem Hamburger Hanbelägericht 
verhandelten Rechtsfaͤlle“, trug alfo nicht allein einen durchaus 
partikulaͤren Charakter, fonbern verzichtete auch auf die ſelbſi⸗ 
ſtaͤndige und allſeitig wiſſenſchaftliche Srörterung handelsrechtli⸗ 
cher Gegenſtaͤnde. Denn in den Rechtsfällen erſcheint „bie 
rechtliche Prüftrug vorzugsweiſe nur einzelnen Seiten ber vorlie⸗ 
genden Sache zugewendet, und jo mancher, bei einer allgemei⸗ 
nen Betrachtung einer hanbelsrechtlichen Frage als nicht uner⸗ 
beblich, jogar ala zweifelhaft heroortretende Punkt bleibt dunkel 
und unerörtert *).” 

Ebenſo berüdfihtigte die „HDamburgiihe Monats 
ſchrift für Politil, Handel und Handelsrecht, ber 
ausgegeben von C. W. Aſher“ (1. Jahrg. Bd. 1. 2. Zwei⸗ 
ter Jahrg. Heft 1 — 4. Dritter Jahrg. Heft 1. 1884—1836) 
bad Handelsrecht im Weſentlichen nur durch Mittbeilung Ham⸗ 
burgifcher Rechtöfälle, an welche fich theoretifche Erörterungen 
von jehr verjchievenem Umfang reihten. 

Die nächftfolgende Zeitihrift, dad „Archiv für dad 
Preußiſche Handels- und Wechſelrecht, Heraudgege- 
ben von Gräff” (Bd. 1. 1844— 1845 Bd. 2. Heft 1. 1848) 
theilt vorzugsweiſe Preußiiche Gefege und Rechtsſprüche mit und 
commentirt biefelben; unter ven wenigen felbititänbigen Abhand- 
ungen, welche nur das einheimifche Recht beriitfichtigen, ift 
feine von bleibendem wiflenjchaftlichem Werth. 

Sn weit höherem Grabe ald bie vorhergehenden entfprach 
Gelpke's „Zeitfchrift für Handelsrecht" (Heft 1 — 3. 1852. 


) Gelpke, Zeitiärift für Handelsrecht. Eſtes Heft. ©. IV. 
1 ® 
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1853) den Anforderungen eines wiſſenſchaftlichen Organs, und 
es muß tief beklagt werden, daß ber Tod des geiſtvollen Heraus: 
geberd das Taum begonnene Werk fo frübzeitig unterbrach. 
Reiche Erfahrung und lebendige Anſchauung bed Handelslebens 
verleihen feinen Eroͤrterungen und legislativen Vorfchlägen einen 
großen Reiz ſelbſt da, wo bie beſonnen prüfende Forſchung des 
beitehenden Recht? , wie der Bedürfnifſe des Handelsverkehrs bie 
gewonnenen Reſultate als unbaltbar bezeichnen muß und ben 
Mangel fcharfer juriftifcher Auffeflung, wie eine unbefangene 
Würdigung des gemeinen deutſchen Handelsrecht? mit Bedauern 
vermißt. Dennoch, ımd zwar abgejehen von ber vorzugsweiſen 
Berückſichtigung der Preußifchen Praxis und Gejebgebung, deren 
Förderung Hauptzweck der Zeitfchrift war, hat diefelbe auf dieſe 
Bezeichnung um beswillen feinen Anſpruch, weil ihr bad we- 
jentliche Element einer Zeitfchrift abging: das Zuſammenwirken 
verjchiedener Kräfte, deren Beiträge nicht allein die verſchiedenen 
Individualitäten, jondern auch die mehrfachen Richtungen ber 
Wiſſenſchaft repräfentiren. Gelpke aber hat alle feine Auf: 
ſaͤtze ſelbſt gefchrieben, er bat nicht eine Zeitichrift, ſondern, une 
ter dieſem Namen, eine Reihe von anbannlangen in zwanglo⸗ 
jen Heften herausgegeben. 

Indem fo zum erften Mal*) der Verſuch gewagt wird, den 
vielen beftehenden Organen deutſcher Rechtäwiflenjchaft eine bes 


*) Seitdem dieſes gebrudt worben, hat man auch anderervon Seite ver: 
fucht, dem bargelegten Bebürfnig entgegenzufommen. Das feit 1850 
zu Leipzig erfcheinende „Archiv für deutſches Wechſelrecht,“ herausgege⸗ 
ben-von Siebenhaar und Tauchnig, hat mit dem erften Hefte bes 
fechften Bandes fich bereit erflärt, auch Auffike aus anderen Tbeilen 
des Handelsrecht aufzunehmen, unb mit dem fo eben auögegebenen 
dritten Hefte beffelben Bandes den Titel „Archiv für Deutfches Wechſel⸗ 
recht und Handelsrecht“ angenommen. Bon einer zu Hamburg erfcheis 
nenden Zeitfchrift, „Neues Archiv jür Handelsrecht,“ herausgegeben von 
Boigt und Heinihen, welde sad dem Proſpekt fih an daß oben 
befprochene ältere Hamburger Archiv anſchließt, ift das erfle Heft aus⸗ 
gegeben. Endlich bat Dr. © M. Kletke eine „Zeitichrift für Han⸗ 
delögefeßgebung und für Entſcheidungen ber oberften beutichen Gerichts: 
böfe in Handelsrechtsſachen“ angefünbigt. 
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ſondere Zeitſchrift für das Handelsrecht anzureihen, und dadurch 
auch einer immer läftiger empfunbenen äußerlichen Zerſplitterung 
ber einfchlägigen wiſſenſchaftlichen Leiftungen in unzählige ge- 
meinrechtliche und partikuläre Zeitfchriften ein Ziel zu feßen, 
erſcheint es ala die Pflicht des Herausgebers, die Geſichtspunkte 
darzulegen, welche er behufs Erreichung feiner Aufgabe zu ver- 
folgen gedenkt. Ein Ruͤckblick auf die Entwickelungsphaſen der 
Handelsrechtswiſſenſchaft dürfte die Erkennmiß diefer Aufgabe 
erleichtern. Vielleicht, daß derjelbe ben weiteren Zweck erfüllt, 
bie noch immer gänzlich fehlende Titterärgefchichtliche Behandlung 
dieſes Rechtszweiges anzubahnen. — 

Man Hat die auf den Handelsverkehr bezüglichen Beftim: 
mungen der Roͤmiſchen Rechtsquellen dürftig gefcholten, und einen 
Grund dafür in dem alten Borurtheil*) gefucht, daß der Roͤmi⸗ 
ſche Handel, jelbit nach dem Maaßſtabe des Alterthums, von ge- 
ringfügigen Dimenfionen, ber Römifche Geift grundfählich dem 
Handel abgeneigt, das Römische Recht auf die kleinlichen Dimen- 
fionen eines Aderbauftantes berechnet geweien wäre. Die Behaup- 
tung felbjt ift infofern richtig, ala das Roͤmiſche Recht gar we 
nige dem Handelsverkehr eigenthümliche Rechtzinftitute enthält, 
allein nicht darum, weil es für diefen Feine Norm gehabt hätte, **) 
fondern weil das geſammte Nömifche Vermögensrecht, insbeſon⸗ 
dere dad Obligationenrecht, mit vorzugsweiſer Berückſichtigung 
des unfaflendften internationalen Handelsverkehrs und nach bef: 
fen Bebürfniffen ausgebildet worden ift. Zur Befeftigung vieles 
Irrthums haben allerdings zwei bemerkenswerthe Thatjachen bei- 
geiragen. 

Wir fennen das Römijche Recht wejentlich nur in der Geftalt, 
in welche es bie fpätefte Kaiſerzeit gebracht hat, zur Zeit des tiefſten 
wirthichaftlichen wie politiichen Verfall, da manche ehemals hoch⸗ 


) Es genügt zur Wiberlegung auf Mom m fen’s meifterhafte Darftellung 
der Römiſchen Verkehrsverhältnifſe zu vermeifen: Römiſche Gejchichte 1. 
Buch 2 cap. 11. 12. Buch IH. cap. 13. U. Bud) IV. cap. 1. IM. 
Bud) V. cap. 11; und auf Jhering's Geift des Röm. Rechts IL. 
S. 99. 100. 249 — 255. 

») Wie z. B. Büſch Tarfiellung der Handlung Bud V. cap. 9. $. 8. 
behauptet. 
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wichtige Inftitute gar nicht oder kaum noch dem Namen nad) beiennt 
waren. Es mag bier beifpielaweife an bad für den Gelbverfehe 
fo einflußreiche Hausbuchweien, an bie großen Societäten mit 
Eorporationsrcchten erinnert werben, beren Organismus eme fe 
überrafchende Aehnlichteit mit ben heutigen Aktiengeſellſchaften 
zeigt. Aus biefer Epoche des Verfall fchreibt ſich auch bie volle 
Ausbildung des unbegreiflich zweckwidrigen Hupotbefen - und 
Concursrechts her, welche? der Begründung eines gefunden Per 
fonal= wie Realcreditſyſtems gleichmäßig entgegenfteht. 

Noch einflußreicher erjcheint in diefer Beziehung die vielbes 
wunderte Methode der Römiſchen Juriften, in deren aud) caſui⸗ 
ftiichen Darftellungen nur biefenigen thatſächlichen Momente mit⸗ 
getheilt werden, welche zum. unmittelbaren Verſtaͤndniß des maaf- 
gebenden oder zu entwidelnden Rechtsſatzes erforderlich Tcheinen. 
Indem jo von einen jeben Xhatbeftand nur die juriftijch relevans 
ten Umftände hervorgehoben werben, überjieht man leicht, daß 
bie aufgeftellten Rechtsſätze auch auf einen ſcheinbar ſehr viel rei- 
cheren und complicirteren Thatbeſtand berechnet find. So erflärt 
fig die häufige Erjcheinung, daß vermeintlich durchaus eigenthüm- 
liche moderne Verkehrsverhältniſſe, auf ihren juriftifchen Kern 
gurücgeführt , bereit? in ben Römifchen Quellen bie geeignete 
Norm finden. 

Die Aufnahme biefed im Berlauf feiner Entwickelung immer 
mehr benationalifirten Rechts in bag Europäiſche Eulturleben 
fiel in bie Zeit ber jtäbtifchen Blüthe und der Anfänge eines 
umfafjenden auswärtigen Verkehrs. Was bi dahin von eigen: 
thümlichen Handelsrechtsnormen ſich in Europa entmwidelt hatte, 
ericheint verhältnigmäßig überaus bürftig, ausgenommen allein 
bie große Zahl feercchtlicher Gewohnheiten, welche theild in die 
Stadtrechte Aufnahme fanden, theil® unter dem Namen von 
Schiffs- oder Seerechten privatim oder offiziell gefammelt und re 
bigirt wurden. Die fchon früh vorkommenden See» und Han- 
belögerichte, bie unter Mitwirkung kaufmännifcher Schöffen ins⸗ 
befonbere in internationalen Etreitigkeiten und mit Vermeidung 
ber rohen Kormen des damaligen bürgerlichen Prozeſſes entjchie- 
ben, haben ficherlich die rechtliche Anerkennung manchen interna- 
tionalen Handelsbrauchs wefentlich gefördert, inbefjen auch fie be⸗ 
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rufen ſich nur allzuhkufig auf die Roͤmiſchen als die natürlichen 
mb gemeinen *) Rechtsſaͤße. Waren ed doch gerade bie großen 
Städte, welche im .Gegenfab zum Bauern - und Adelsſtande 
bie Verbreitung bes „Taijerlichen Rechts" am eifrigften förberten, 
weil es der Freiheit bed Bürgerlichen Verkehrs und ber unbe 
ſcheaͤnkten Bermögenzcirculation ebenfo günfttg war, wie es durch 
feine innere. Vollendung und feine Reichhaltigkeit nicht allein bie 
leitenden Prinzipien für die Praxis, fondern auch ein zur uns 
mittelbaten Anwendung geeignete Material darbot. In biefem 
Sinne zeichneten fich die norddeutſchen Handelsplaͤtze, namentlich 
Luͤbeck, durch ihre Sorge für die Errichtung von Lehrftühlen des 
Römifchen Recht? auf den neugegründeten Univerfitäten aus. 

Die erite willenjchaftliche Pflege warb den handelsrechtli⸗ 
chen Inſtituten in den Schriften der Italieniſchen Juriſten zu 
Theil. Deren Darftellung trägt durchweg ein romaniſtiſches Ges 
praͤge, felbjt dann noch, da die Ausicheidung des Handelsrechts 
als eines beſonderen Rechtszweiges bereits vollendet war, wie in 
den Schriften des Stracha, Raphael de Turris, Scaccia, 
de Luca, Anſaldis und felbit des fcharffinnigen und erfahrenen 
Caſaregis, welcher überbieg, in noch höherem Grabe al feine 
Borgänger, in ben jcholaftiichen Formen der Bartoliniichen 
Scmie befangen if. Weit entfernt, bie Unanwendbarkeit des 
Romiſchen Rechts für die Verhältnilje des neueren Handelsver⸗ 
kehrs zu behaupten, fuchten dieje vielgejeierten Praktiker ſelbſt 
ſolche Inſtitute, welche ihren Urſprung oder ihre befondere Ger 
ftaltung unzweifelhaft dem modernen Rechtsbewußtſein verbantten, 
fo gut over fo ſchlecht es anging, unter die Regel de Corpus 
juris zu prefien, oder doch nad) deren Analogie juriſtiſch zu con- 
firuiren. Für die allgemeinen Lehren: des Handelsrechts indeſſen 
gebührt ihnen das große Verdienſt, dieſe Regeln durch geſchickte 
Benutzung fruchtbar gemacht zu haben. 

Deutſchland hat nicht allein viele feiner Ha ndelsinſtitute, 
wie ben Wechſel, die Banken, die Buchführung, fonbern auch 
beren rechtliche Geftaltung großentheil3 von den Stalienern ent: 
lehnt. Die deutſche Heichögefeßgebung hat für das Handelsrecht 


*) Mittermaier im Archiv f. civil. Praxis 26. S. 119. 
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nichts gethan, bie zahlreichen Partikulargeſetze haben mehr bie po 
lizeilichen Verhältniffe und einzelne Spezialzweige, namentlich das 
Wechſel- und Affeturanzrecht und den Prozeß, als das allgemeine 
Handelsrecht geregelt. Die Deutfchen Juriften ftehen hier in noch 
höherem Grade als jonft auf den Schultern der Italieniſchen. 
So namentlicy der Rübifche Senator Johann Marquardt, deſſen 
Tractatus politico - juridicus de jure mercatorum et com- 
merciorum singulari (1662), indeſſen das eigenthümliche Ber- 
dienst gebührt, durch umfaffende Berückſichtigung der: Deistfchen 
Partikularrechte und ber handelgrechtlichen Satzungen faft des 
geſammten Europa dem modernen Handelsgewohnheitsrecht eine 
breitere und univerſalere Grundlage geſchaffen zu haben. 

Die faſt gleichzeitige Inauguraldiſſertation von Lucas 
Lan germann de jure in curia mercatorum usitato (1655), 
welche unter Lauterbach's Namen citirt zu werben pflegt, ift ihrer 
Anlage nach nur eine kurze Ueberſicht der weientlichiten vom Ci⸗ 
vilrecht abweichenden Normen des Handelsrechts, und ber bier 
über beftehenden Controverjen , theilt jedoch mit Marquardt ben 
univerjalen Standpunkt. 

Diefer erften Pertode der Deutſchen Handelsrechtswiſſenſchaft 
gehört auch Marperger’3 Neueröffnetes Handelögericht (Ham 
burg 1709) an, in welchem freilich die umfaflend geftellte Auf- 
. gabe wenig genügend geläft wird. Auch er berückfichtigt noch dag 
Römische Necht durchweg, und erflärt bei Aufzählung der Quel⸗ 
len des geltenden Handelsrechts (S. 171): 

„Aus welchen jebt erzählten Titulis und deren affegirten 
„Stellen genug erhellet, wie die Römifche Republit die Aufnahme 
„der Commerciorum und daß eine richtige Orbnung in benfel: 
„digen möchte gehalten werben , ſich habe angelegen fein lafien; 
„in mafjen dann ber nıeifte Theil jolcher Römischen Commercien- 
„geſetze (und al folche führter faſt ſämmtliche dem Obligationen- 
„recht und wiele dem Eachenrecht angehörigen Titel der Panbel- 
„ten und des Gober auf) noch heutigs Tags in unferen Judi- 
„ciis in Observantz gehalten wird.” 

Gleiches gilt von dem lebten Werk diefer Periode, ber ziem⸗ 
lich umfaſſenden Darftellung des Handelsrechtes in v. Rohr's 
Vollſtaͤndigem Haushaltungsrecht (2. Aufl. 1738). Buch XL „von 
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mentlich durchweg Roͤmiſches Recht bringt. — 
Tritt Schon in ben biäher beiprochenen Schriften ber Ge 


ſichtspunkt hervor, dem Handelsrecht, ala dem Recht eines be = 
ſondern Standes, eine Ausnahmefiellung gegenüber dem Römi- \ 
ſchen Recht, ala bem gemeinen Civilrecht, anzumelfen, fo finden ...' 


wir dieſe Auffaflung felt dem Beginne des vorigen Jahrhunderts 
mit befonderer Energie vertreten, und für das weitere Schickſal 
unferer Wiſſenſchaft verhängntfooll 

Als die fo folgenveiche wiſſenſchaftliche Sonderung der 
einheimiichen Beftanbtheile unfere® Privatrechts von den ur: 
fprünglich fremden Romiſchen und Canoniſchen Elementen ein: 
trat, fielen auch bie ben Handelsverkehr beherrichenden Rechts⸗ 
normen nach ihrem Urfprung in zwei Hälften auseinander: bie 
wirflich oder vermeintlich moderne wurbe dem „Deutichen Privat: 
recht” zugewieſen, bie Romiſch rechtliche verblieb den „Pandekten“ 
und bildete in biefen einen ungefonderten Beſtandtheil bed Ver⸗ 
mögend=, namentlich des Obligationenrechte. Freilich überfah 
man bei diefer Theilung, daß ſelbſt die modernen Beſtandtheile 
bes Handelsrechts in weientlichen Beziehungen ſich von den übri⸗ 
gen Inſtituten des Deutſchen Privatrecht unterfcheiden: einmal 
darin, daß fie nicht fpezifiich Germanifchen, ſondern wefentlich 
Europaͤiſchen Urfprungs find, und Thon durch die Verſchieden⸗ 


7 


artigkeit ihrer Quellen der Verbindung mit den eigentlich ein⸗ 


heimiſchen Rechtslehren erhebliche Schwierigkeiten entgegenitellen. 
Iſt doch erft in neuerer Zeit der Verſuch gemacht worden, dieſe 
Verbindung auch wiſſenſchaftlich zu begruͤnden“). Sodann, daß 
die einzelnen handelsrechtlichen Inſtitute durch eine gemeinſame 
wirthſchaftliche Beſtimmung zuſammengehalten, und nur in ihrem 
innern Zuſammenhaug richtig gewürdigt werden koͤnnen, ein 
Auseinanderreißen des innerlich Zuſammengehörigen nach zu- 
fälligen hiſtoriſchen Geſichtspunkten ſomit gerade hier beſonders 
bedenklich fein mußte, zumal das geltende Recht von dem Roͤ⸗ 


*) Die modernen Verfehrsinftitute bildeten einen zweiten, nothmwenbigen 
Bejmnbtheil des Deutſchen Rrivatrechts, 3.8. Bluntfchli Deutiches 
Privatraht I. S. 4. 14. 
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miſchen nicht ſelten nur in einzelnen, juriftiſch wenig erheblichen 
Punkten abweicht. Um fo ſchlimmer als man ſich daran ge 
wöhnte, in dem an bad Deutſche Privatrecht abgegebenem Theil 
dad ganze Handelsrecht zu ſehen. 

Zugleich ging durch diefe Behandlung der weite Gerichts: 
kreis verloren, von welchem aus bie Stalienifchen und feibft 
die Alteren Deutjchen Juriſten das Handelsrecht bearbeitet hatten. 
War es bis bahin vorzugsweiſe al? das Recht ver Hanbeläges 
Ichäfte, nicht des Kaufmannzitandes gepflegt worben, jo ſchrumpfte 
ed nun zu einem Standesrecht ber Kaufleute, zu einem ber vielen 
„beionderen Deutfchen Privatrechte" zuſammen“), meiſt mit 
überaus bürftigem Inhalt. Manche beichräntten dabei daB 
„Handelsrecht“ auf eine Darftellung ver großentheild dem öffent- 
lichen Recht und dem Prozeß angehörigen Verfaſſung und Privi⸗ 
legien der Handeltreibenden, ober zogen wohl auch gar bie 
ftäbtifchen Privilegien, da8 Stapel» Krabn- und Einlagerredi, 
dahin, während fie die Hanbelögefchäfte mehr oder weniger voll» 
fänbig, meift jedoch mit willführlicher Auswahl des Wechjel- 
vertrags, der Affekuranz und einzelner Theile bed Seerechts, 
in das Syſtem des allgemeinen Vertragsrechts einreihten *), 


*) Beyer Specimen juris Germanici (1728) lib. I. cap. 14. 18. 
Fiſcher Lehrbegriff ſämmtlicher Gameral: und Polizeirechte (1785). 
Bb. I. Einl. S. 8. Bb. IL ©. 182 — 251. Auch Neuere, obwohl 
mitunter vollſtändiger z. B. Die! Grundriß bei Deutſchen Privatrechts. 
(1826) $. 420 — 512. Philipps Grundſaͤtze des gemeinen 
Deutfchen Privatrechts 2. Aufl. (1889) Bd. IL $. 276 — 818 und 
viel umfichtiger, wie Mittermaier Grundſätze des gemeinen Deut: 
hen Privatrechts 7. Aufl. (1847) 3b. IL $. 530 — 576; Kraut 
Grundriß $. 331 — 399. Befeler Syſtem bed gemeinen Deutſchen 
Privatrechts Bd. III. (1855) $. 213 — 256. 

"*) 3. B. Beineceind elementa juris Germanici (ed. 8. 1746.) 8. 116 — 
120. 826. 330 — 838. 335 — 340. Engan elementa juris Ger- 
menici civilis (ed. 8.1748) lib. I. tit. 8 $. 199 — 208 Ilib. II. tit. 3. 
8. 22 — 30. 128 — 130. 142 — 151. 186 — 213. 221 — 223. 
225 — 226. Selchow institutiones jurisprudentiae German. (1755) 
6. 118-115, 356. 358. 359. 368—882; elementa juris Germanici 
privati (d. Aufl. 1775.) $. 324 — 880. 595. 598. 599. 608 — 622. 
Eiſenhart institut. juris German. privati (ed. 8.1775) lib. I. tit. 
58. 9—11, lib, UI. tit. 10. $. 2.7. ti, 11.8.9 - 21. tt. 17. 
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wie felbft Runde, obwohl biefer ganz richtig bad Hemdelsrecht 
nicht zu den perfönlichen, fonbern zu ben fachlichen Speztal- 
rechten zählt (Brunbfäke 6. 8). Dieſe Echeibung ift für eine 
ſyſtematiſche Darftellung des Deutſchen Privatrechts vollkommen 
begründet, allein für das Handelsrecht verhindert fie jede Einſicht in 
ben wahren Zufammenhang feiner einzelnen Theile. Jedenfalls aber 
muß alsdanmn für die Darftellung der kaufmänniſchen Sonder: 
rechte ber ganz unpaſſende Name eines „Handelsrechts“ aufge 
geben werben, wie died ganz comjequent von Neueren, z. B. von 
Gengler und Walter geicheben tft, falls man nicht mit 
Gerber und Bluntſchli jo weit gehen will, viefelben ganz 
as dem Syſtem zu verbannen. 

Noch bedenklicher und willführlicher freilich war es, wenn 
Eichhorn zwar bad Verſicherungsrecht, dag Wechſelrecht und 
bie: Bohmerei im Recht der Forderungen behandelt, dagegen im 
„Recht des Handel3 und der Schifffahrt”, welchen er zufammen 
798. wtomet, neben den Stanbesredyten auch einige Handelsge⸗ 
ſchaͤfte darftellt. Hier iſt jeder leitende Geftchtäpunft verloren: — 

- Unter biefen Mikktänben hatte vorzugsweiſe dad Allgemeine 
Handelsrecht und zum Theil das Seerecht zu leiden, während 
Wechſel⸗ und Verſicherungsrecht als einheitliche und überdies 
burchiveg moberne Inſtitute vor denſelben mehr gefchükt blieben, 
und mehrfach monographiich bearbeitet wırden: von Heinec- 
and, Siegel, Puttmann, Siemefing, Surland, RN 
Magens und Anderen. 

Erit gu Ende des vorigen Sahrhunberts beginnt, nach 
fat 80 jähriger Unterbrechung, eine wenigftens äußerlich jelbft- 
Händige Behandlung bes gefammten Handelsrecht? — allein fie 
zeigt in jeber Beziehung wejentliche Rückſchritte. Es iſt eine 
beachtenswerthe Thatfache, daß in den langen Zeitraum von 
1709 bis 1824 nur 3 Derftellungen diefer Art fallen, darunter 
zwei ganz ungenfigende jebt mit Recht verſchollene kurze Ver⸗ 
ſuche, Compilationen elendefter Art, weder befrmchtet von der 
Erfahrung eines großartigen Verkehrslebens, noch durchdrungen 
von ber geifligen Schärfe theoretifcher Forſchung, unter denen 
Muſaeus (Anfangagründe des Handlungs: und Wechſelrechts 
2. Auflage Hamburg 1799; in erfter Auflage waren dag 
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Handlungs⸗ und dad Wechſelrecht getrennt erſchienen 1785, 
1774, 1777) dem Verſicherungsrecht nur 2 88. widmet; Lobethan 
(Grundſaͤtze des Handlungsrechts 1795) eigentlich nur dag All 
gemeine Handelsrecht barftellt. Vollſtaäͤndiger und in jeber Be 
ziehung bebeutender ift freilich der „Srunbriß bed Handelsrechts, 
ingbejondere des Wechſel- und Seerechts“ von G. %. von 
Martens (Göttingen 1797, 1805, 1820), doch find von ben 
23888. deſſelben nur bie erften 45, oder ebenfalls 53 88. dem 
allgemeinen Handelsrecht gewidmet, unb ber berühmte Rechtes 
lehrer ſelbſt will diefen Abfchnitt nur als kurze Einleitung be 
trachtet wiflen, indem er von dem entſchieden irrigen Geſichts⸗ 
punkt ausgeht, daß Wechſel- und Seerecht „bie beiden Haupt⸗ 
theile diefer Wiſſenſchaft“ feten. 

Bezüglich ver Methode hatte die Anlehnung felbft der 
mobernen Nechtzerfcheinungen an die Römifchen Quellen neben 
vielen Nachtheilen auch den einen Nutzen geftiftet, vie Bearbei- 
ter dieſes Nechtözmeiges zu dem Verſuch einer juriftilchen Be⸗ 
gründung zu nöthigen — an beren Stelle begnügte man fi 
nun mit einer weber jurtftifch noch auch nur wirthichaftlich 
genügenden Beſchreibung ber darzuftellenden Inſtitute. Die 
durch Savary’3 und Büſch's Verdienſt aufitrebende Hand els- 
wiſſenſchaft hätte der Ausbildung und Vertiefung des Han- 
delsrechts reiche Frucht bringen müſſen durch vermehrte Einficht 
in bie Öfonomifchen Zwecke der einzelnen Nechtölehren. Aber fie 
bahnte anfänglich höchſtens eine wenig befriebigenbe, durchaus 
einfeitige Kritik derjelben an. Das Handelärecht ſank zu ihrer 
Dienerin herab, man begamı bie geltenden Prinzipien deflelben 
im den Schriften von Savary und Bohn, von Ludovici und 
Büfch- zu ſuchen. Mit einer vollftändigen Verkennung der Nas 
tur aller Rechtsbildung, und der gemohnbeitlichen insbeſondere 
ging eine durchaus unklare Tibertriebene Vergötterung bed kauf: 
männifchen Gemwohnbeitärecht?, der Ufance, Hand in Hand — 
und, was vor Allem nachtheilig wirkte, ohne alle Scheivung 
ihrer faktiſchen und ihrer rechtlichen Geftaltung, ohne auch nur 
ben Verſuch, Gewordenes vom Merbenben zu fondern. Güſch 
Ueber Handlungsufaneen in Büſch's unb Ebeling’? Hand— 
Iungsbibliothet L ©. 241 — 271. 660 — 681). An bie Stelle 
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abſtrakter und vielfach unlebenbiger romaniftiſcher Conftruftion 
tritt nun ein ſeichtes blonomiſches Raiſonnement ohne jeden 
juriftifchen Halt. Nicht in der Prarts, wohl aber in der Wiflen- 
ſchaft, geräth bie Ertftenz eine? pofitiven gemeinen Handelsrechts, 
in3bejonbere feiner Römifchen Elemente, in Vergeſſenheit, und eine 
unvollfommene vergleichende Jurisprudenz verfucht deſſen Stelle 
einzunehmen. Denn das wirflih im Bewußtfein des Hanbel- 
ftandes lebende Recht zu ermitteln, dazu war jene Zeit völlig 
außer Stande, und in thörichtem Eifern gegen das Roͤmiſche 
Recht vergaß fie nur allzuſchr, daß ein großer Theil deſſelben 
gerade bier viele Tahrhunderte lang ohne jede Anfechtung gegol: 
ten und im Bewußtfein der‘ Nation feite Wurzeln gefchlagen 


batte. 

Während Fiſcher, Muſaeus, Lobetban unter den Duel: 
len des Handelsrechts „einige brauchbare Stellen bed Roͤmi⸗ 
hen Rechts," „etwas weniges aus den Römiſchen Geſetzen,“ 
„einige Roͤmiſche Rechtstexte“ nennen, ftellt Runde, ganz auf 
Büſch's Standpunkt eingehen, den unwahren Sab auf, daß „bie 
eigentlichen Handlungsrechte fich mehr auf den Handlungsgebrauch 
und die richtigen Begriffe von der wahren Natur ber Handels⸗ 
gejchäfte, als auf allgemeine gejegliche (dv. b. nad) damaligen Bes 
griffen, pofitiwvechtliche ſowohl dispofitive als abjolute) Beſtimmun⸗ 
ge fügen.“ 

Marten? wäre wohl im Stande gewejen, Die richtige 
Meihode, welche er klar genug erkannte, durchzuführen, allein er 
wandte ſich nur allzubald vom Handelsrecht ab, und bie jpäteren 
Auflagen jeined Grundrifie® (1805. 1820) brachten zu deſſen 
dürftigem Inhalt nichts ala einzelne Berichtigungen und Ritteratur- 
notizen hinzu. „Eine vollftändigere Enwickelung des Handels⸗ 
rechts" erklärte er in der Vorrebe zur britten Ausgabe „anberen 
Händen überlafjen zu müſſen.“ 

Die Neubelebung ver Nechtöwifienfchaft durch die erfolgrei- 
ben Bemühungen der hiſtoriſchen Schule brachte zunächft dem 
Handelärecht Feine Frucht. Nicht einmal die gefchichtliche For⸗ 
(hung, welche Marten im Gebiet des Wechſelrechts angebahnt 
hatte (1797), wurde aufgenommen. Die nationalöfonomifche 
Richtung blich zunächft eine Phraſe. Die Stellung des gemeinen 
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Handelsvrechts wurde zweifelhafter als je, nachdem Preußen duvch 
bad Allgemeine Landrecht ein umfaſſendes und für feine Zeit ber 
deutendes Hanbelärecht erhalten, das ganze überrheintiche Deutfch- 
land und Baben bie franzoͤſiſche Gefeßgehung angenommen hatte, 
für Oefterreich in dem Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuch eine 
neue Balz für fein nur dürftig entwickeltes partikuläres Recht 
gewonnen war. 

Inzwiſchen hatte im Frankreich die nie unterbrochene han⸗ 
delsrechtliche Kitteratur auf der Grundlage des Code de com- 
merce neue Blüthen geirieben. Das klaſſiſche, durch ſyſtema⸗ 
tifche Vollftaͤndigkeit und Eleganz der Darftellung gleich ausge: 
zeichnete Wert von Pardessus (cours de droit commercisel, 
zuerft 1814, 6. Aufl. 1856), die tief eingehenden Tritifchen Er⸗ 
Örterungen bed erfahrnen Vincens (Exposition raisonn6e 
de la legislation commerciale 1821) fanden fchnell in Deutfch- - 
land Eingang, und bei dem elenden Zuſtand ber einheimifchen 
Handelsrechtswiffenichaft «benfo eiftige Bewunderung ala Be: 
nugung*). Diefen Zuftend repräfentirt getreu genug bag erfte 
groͤßere Merk, welches nach 120Jjährigem Zwiſchenraum über das 
allgemeine Handelsrecht Deutſchlands erſchien: Ben der's Grund⸗ 
ſätze des engeren Handlungsrechts (Darmſtadt 1824), welche in 
ſeltſamſter Art zwiſchen handelswiſſenfſchaftlicher, handelsgeſchicht⸗ 
licher und handelsrechtlicher Darſtellung, zwiſcher der Berückſich⸗ 
figung gemeiner Quellen und blinder Abhängigkeit von Deutſchen 
Partikularrechten und der franzoͤſiſchen Geſetzgebung und Litlera⸗ 
tur ſchwanken. Zu einer wiſſenſchaftlichen Conftruftion der 
Handelsrechtsſaͤtze wird in dieſer Erftlingsarbeit bes fleißigen 
Verfafſers kaum der Anfang gemacht. Um fo auffallender, ba 
der wejentliche Inhalt dieſes Werks den handelsrechtlichen Vor: 
trägen de berühmten Panbektiften und jpäteren Präfibenten bes 


*) Das gilt, obwohl In minberem Grade, auch von ber fpäteren ehr rei- 
Ken, doch an Werth ſehr ungleichen, handelsrechtlichen Litteratur 
Frankreichs. Sie trägt einen vorzugsweiſe für bie Praris beftimmten 
Charakter und flatt tieferer juriſtiſcher Begründung finden wir bier 
in der Regel ein forgfältigeß Eingehen in das reiche Detail und 
eine woblthätige Kritik der gerichtlichen Entſcheidur jen, wie bes Kafla- 
tionshofes, fo ber Gerichte zweiter unb fogar erfter Juſtanz. 
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Rühedten Oberapeſſationagerichts, Geor Arnold Hei ſe endlehnt 
fein ſoll*), welcher an der tieferen und quellenmäßigen Behand⸗ 
lung bed Römifchen Recht? einen fo wejentlichen Antheil hatte. — 

Die Wiedergeburt des Deutichen Handelsrechts, mit welcher 
die fteigende Blüthe bes deutſchen Berfehrs zeitlich zufammenfällt, 
und die dritte Epoche, unterer Wiſſenſchaft beginnt, ging von ben 
freien Städten aus, deren ausgebreitete Hanbelgbeziehungen big 
Vernachlaͤſſigung eines praktifch jo wichtigen Rechtszweiges ſchmerz⸗ 
lich vermiſſen lioßen. 

In dem mit Hamburg engverbundenen Altona hatte bereits 
zu Anfang des Jahrhunderts der erfahrene Jakobſen auf bie 
berautfame Franzoͤſiſche und namentlich Engliſche Praris Hinge- 
wieſen, und in feinem „Seerecht des Friedens und bed Krieges“ 
(1816), wie in der „Neuen Sammlung handelsrechtlicher Abe 
handlungen“ (1823) fleißig beuutzt. Zu einem kritiſchen Neubqu 
des gejammien Seerechts fehlte ihm freilich, wie ſeinen Nachfol⸗ 
gern, daB unumgängliche hiſtoriſche Rüſtzeug durchaus. 

Auch hatte ſchon 1805 der Hamburger Benecke fein 
noch immer unenibehrliches „Eyſtem des Aſſekuranz und Bodme⸗ 
reiweſens“ herausgegeben, in welchem, unter ſorgfaͤltiger Berück⸗ 
fihtigung ber Geſetze wie ber Praxis aller handeltreibenden Voͤl⸗ 
fer, und faſt nur zu genauer Benugung feiner Vorgänger, ein 
tächtiger Anfang gemacht wurbe, aus der „Natur ber Sache” neue 
Entſch eidungßnormen zu gewinnen, und die Prinzipien des gel- 
tenden Rechis zur Karen Erkenntniß zu bringen. | 

Die Einjegung des Hamburger Handelsgerichts (Februar 
1816) förderte die Handelsrechtswiſſenſchaft zunächſt durch bag 
gefteigerte Intereſſe, welches fie auch außerhalb Hamburg’3 für 
die handelögerichtliche Prariß erweckte. Aug dem trefflichen „Ars 
bir für das Handelsrecht” , welches im feinen Gefolge entftand, 
and, leider nur zu kurze Zeit, unter eifriger Mitwirkung ber tüch⸗ 
tigften Hamburgifchen Juriſten eine Reihe belehrender Rechtöfälle 
wit gründlichen theoretifchen Erörterungen brachte (1818 — 1820) 
weht der friiche Hauch eines bewegten Handelätreibend und un⸗ 


*) Bol. Georg Arnold Heife. Mitiheilungen aus beffen Leben, geſam⸗ 
melt von Dr. W. v. Bippen. Holle 1852. ©. 271. 272. ' 
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mittelbar gewonnener reicher Erfahrungen. In ven allgemeinen 
Materien tritt das Romiſche Recht wieber in bie ihm gebührende 
Stellung. | : 
Ein befonders folgenreiches Ereigniß war die Eröffnung 
eines gemeinfchaftlichen Oberappellationsgerichts für bie vier freien 
Städte Deutfchlands zu Kübel? (13. November 1820). Hier war 
ein Mittelpunkt für die Praris jener bedeutenden, ſaͤmmtlich dem 
gemeinen Recht angehörigen Handelsſtädte gewonnen, ımb bie Be- 
jegung der Nichterftellen mit ausgezeichneten Gelehrten ficherte 
die zwar ftetd zu erjtrebende, im Handelsrecht jebody gerabezu 
unentbehrliche Verbindung von Theorie und Prarid. Neben ber 
großen Reihe vortrefflicher Urtheile, welche nun erſt allmählich 
in verſchiedenen Sammlungen zu Tage treten und häufig ber 
theoretifchen Forſchung ganz neue wichtige Geſichtspunkte eröff- 
nen, verbanft die Miffenfchaft dieſem Höchften Gerichtshof auch 
die klaſſiſchen handelsrechtlichen Abhandlungen Eropp’2 (Ju⸗ 
riftifche Abhandlungen I. II. 1827. 1830), wie fpäter dem Preuf- 
fifchen Obertribunal, außer deffen nicht minder bebeutfamen Er- 
kenntniſſen, die oben erwähnte Zeitjchrift Gelpke's. Dieje Auf- 
Jäße find mehr noch durch ihre Methode, ala durch ihren viel- 
fach bahnbrechenden Inhalt, Mufter für die ganze Folgezeit ge- 
blieben. Hier finden wir zum erften Male gründliche Kenntniß 
des Romiſchen Recht? und der modernen Handelsrechtsquellen in 
acht hiſtoriſchem Sinne verbunden, umd- der lichtvollen Darftel: 
lung gereicht es nicht zum geringften Verdienſt, daß fie burdh- 
weg die genauefte Anfchauung der Handeläverhältnifie, wie das 
wohlbegrünbete Streben verräth, das geltende Recht den Be: 
bürfniffen derſelben gemäß anzuwenden und weiter zu ent- 
wideln. 
* Einen wefentlichen Fortſchritt in allen dieſen Richtungen 
zeigt auch das faft gleichzeitige, zum erften Mal und biäher 
allein ſämmtliche Handelsrechtszweige umfaflende Werk de flei- 
Bigen Pöhls (Barftellung des gemeinen deutſchen und bes 
Hamburgifchen Handelsrechts. Allgemeiner Theil 1828. Wech— 
ſelrecht 1829. Ecerecht 1830 — 1833. Seeaſſekuranzrecht 1832. 
1834. Das Recht der Altiengejellfchaft 1842). Insbeſondere 
gebührt ihm das Verdienſt, eine fchärfere Sonderung bed ge: 
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meinen Rechts von ben Partikularrechten angebahnt und für 
bad Secrecht zum eriten Mal das gefanımte Material neuerer 
Rechtsbildung benutzt zu haben: - 

In ganz vrigineller und vielverjprechender Weiſe begann. 
Thöl feine erfolgreiche Thätigfeit. Zeichnete „ber Verkehr mit 
Stäat3papieren” (1835) durch die jorgfamfte Prüfung der „Na- 
tur der Sache, ſich in bervorftechender Weiſe vor allen früheren 
Darſtellungen dieſes Gegenftandes aus, jo ift in feinen „Hans 
delsrecht· (Band J. 1841. 1847. 1854. Band II. 1847) biefer 
wirthſchaftliche Geſtchtspunkt faſt durchweg zur Grundlage — 
tritt dieſe auch nicht überall gleich deutlich hervor — einer über: 
aus Iharffinnnigen, echt juriftiichen Deduktion gewählt, welche 
zwar forgfamer al irgend ein Vorgänger das gefammte euro- 
päifche Rechtsmaterial berückſichtigt, uüberall jenoch den Stand» 
punkt des pofitiven gemeinen dentſchen Rechts mit 
Teitigfeit behauptet. Darum entnimnt er feine Maffen jo viel 
als möglich den Römischen Rechtsquellen, deren ganzen Neich- 
thum für das SHandelörecht er zuerjt unter den Neueren auf- 
det. An Klarheit, Beſonnenheit und Tiefe der Forſchung, an 
Prägnanz der Gedanken und bed Ausdrucks fteht cr feinem un- 
ter den Meiftern unferer Deutſchen Rechtswiflenichaft nah, an 
juriftifchem Geftalhingsvermögen Dielen voran. Daß auch er 
nicht den ganzen Kreis nicht einmal des allgemeinen Handelz- 
recht? erichöpft, daß er vielfach bios abwehrend behauptete Mio: . 
bifikationen römischer Rechtsprinzipien negirt, ftatt auf geſchicht⸗ 
lihem und bogmengejchichtlichem Wege deren heutige Geltung : 
zu unterfuchen, diefe und andere geringere Mängel treten neben ' 
jo bebeutenden Verdienſten billig in den Hintergrund. Durd) 
ihn ift der ftreng juriftifche Boden und die richtige Methode für 
dag Hanbeldrecht dauernd gewonnen worden — bad mehr oder 
weniger allein nach ber römijchen oder der modernen, der dog⸗ 
- matifchen oder der hiftorifchen Richtung kann in Frage ftehen, 
und wird, je nad) der Individualität eines jeden Schriftitellerg, 
muß, je nach ber Geftalt des zu behandelnden Gegenftandes, ver- 
ſchieden beantwortet werden. 

Mährend jo im engeren Kreife des banfeatifchen Norden, 
welchem auch der mit dem Handelsleben vertraute und fleißige 

HZeitſchriſt jür Hamdelörcht, 2 


[2 
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Brindmann (Lehrbud des Handelsrechts 1853. 1854) feiner 
Seburt und feiner früheren Berufsftellung nach angehörte, eine 
neue Blüthezeit der Handelsrechtswiſſenſchaft begann, welche vor 
der Älteren italienischen insbeſondere die „geläuterte Auffafjung 
des Rechts und die tiefere Behandlung feiner Duellen voraus 
hat, waren auch Süd: und Mittel Deutjchland nicht unthätig 
geblieben. 

Mittermaier hatte die Rechtzentwidelung der deutichen 
Partikularrechte wie des gefammten Auslandes in der Älteren 
wie in der neueren Litteratur mit unermüdlicher Ausdauer ver: 
folgt und von dieſem univerfalen Standpunkte aus dem Handels⸗ 
recht in den Lehrbüchern des deutſchen Privatrecht endlich den 
gebührenden Platz gefichert; Nebenius für einen wichtigen 
Zweig die ökonomiſche Grundlage gelegt (Teer öffentliche Erebit. 
Zweite Auflage. 1829). In Sachſen Battle Treitſchke, ab: 
gejehen von feiner gründlichen „Eucyklopädie der Wechjelrechte” 
(1831), für die Eocietät (1825, 1844), den Kauf (1838) und 
das Comiſſionsgeſchaͤft (1839) monographiiche Vorarbeiten gelie- 
fert, welche durch ihre tüchtige civiliſtiſche Baſis noch heute Be- 
achtung verdienen; Einert (Das Wechſelrecht 1839) „mit be= 
wunderungswürdigem Takt die Rechtsanſchauungen, welche die 
gefammte Taufmännijche Welt der Gegenwart durchbringen, aus 
ihrem geheimnifvollen Dunkel ang Licht gebracht *).* 

Aus der großen Zahl trefilicher Vorarbeiten, denen end⸗ 
lich die allgemeine Deutjche Wechſelordnung entfprungen ift, ging 
Liebe's epochemachende, und wenngleich nicht von ihm zuerft 
angebeutete, To doch von ihm augjchließlich in den Grunbzügen 
wie im Einzelnen geiftvoll durchgeführte Theorie hervor, durch 
welche nicht allein für ben Wedhfel, ſondern für eine ganze 
Reihe moderner Snftitute ein neuer überaus fruchtbarer Ge- 
fichtöpunft gewonnen, die Einficht in die Struktur des Obliga- 
tionenrechts unermeßlich gefördert wurde. (Entwurf einer Wech⸗ 
jelordnung für Braunfchweig 1843. Die allgemeine deutſche 
Wechſelordnung mit Einleitung und Erläuterungen 1848). Den 


) Treffenbe Worte Ficks im der Heibelberger kritiſchen Feitſchrift I. 
©. 479, 
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glänzenden, wenngleich nicht ſelten einfeitigen hiſtoriſchen Un⸗ 
terſuchungen Fremäry’s (Etudes de droit commercial 
1833) reihten fich die gründlichen Forſchungen Biener’3 über 
bie Gefchichte bed Wechſels an (Abhandlungen aus dem Gebiet 
der Rechtögefchichte 1846). 

Der Deutjchen Wechſelordnung ſelbſt ift eine reiche und ge- 
diegene Litteratur gefolgt, welche den jekigen Standpunkt ber 
Deutſchen Nechtäwiffenfchaft nad allen Richtungen bin würbig 
repräfentirt. An ihr Gelingen knüpft fich zugleich die Hoffe 
nung, den berechtigten Wunſch nationaler Gefetgebung wenig- 
ſtens im Gebiet des gejammten Handelsrechts verwirklicht zw 


fehen. 

Mas in den lebten zehn Jahren für baffelbe geleiftet ift, 
lehnt ſich durchaus an die bisher charakterifirten Richtungen 
an. Hier zuerft hat die Deutſche Rechtswiſſenſchaft die Verſoͤh⸗ 
nung römischer und moberner Elemente und die Verſchmelzung 
beiber zu einem neuen Ganzen, bie Einfügung neuer Rechtöge- 
danken in das überfonmene aber in der Gegenwart vertiefte 
Syſtem der römiſchen Begriffe, wie deren dogmatiſche Eonftrußs 
tion, vielfach nicht ohne Glück, verfucht. Hier bat auch jenes 
bald hoch gepriejene, Bald tief gejchmähte „Naturſtudium“ reiche 
Frucht getragen, das, richtig verftanden, nichts Anderes ift, als 
bie Klare Erfaffung der wirthichaftlichen Geſetze, nach denen ber 
. Wille der Verkehrtreibenden ſich beftimmt, und denen gemäß er 
die Regeln aufftellt, welche allmählidy in Form der Gewohnheit 
oder des Geſetzes ſich zum pofitiven Recht verdichten. Selbſt die 
ehemals jo jchroffe Scheidung der Theorie von der Praxis hat 
auf diefem Gebiet einen erfreulichen Zuſammenklang Naum ge 
geben, und zahlreihe Sammlungen von Entjcheidungen beutfcher 
Gerichtähöfe, wie deren- ſorgſame Berücfichtigung in ber neueren 
wifjenjchaftlichen KLitteratur, 3. B. in Befeler’3 Syſtem bes 
gemeinen deutjchen Privatrechts Bd. III 1855 und in Renaud's 
Lehrbud, des Wechſelrechts 2. Aufl. 1857, geben davon ein be- 
achtenswerthes Zeugniß. 

Was und Noth thut, iſt alſo nicht ein neuer Stanb- 
punkt, ſondern die gleichmäßige Pflege aller der 
verſchiedenen und ſämmtlich fruchtbaren Richtun— 

| 9» 
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gen, weldenad einander in der Öchhichte unferer 
Wiſſenſchaft Hervorgetreten jind: der wirthichaftlichen 
(„Ratur der Sache"), wie der gejchichtlichen und dogmatiſchen; 
bie genaue Beachtung wie unferer einheimischen Praxis, fo ber 
Geſetzgebung, Nechtiprehung und Litteratur aller auf gleicher 
Culturſtufe ſtehenden handeltreibenden Nationen; endlich auch die 
liebevolle Pflege und immer ficherere Ergründung der uriprüng- 
lich fremden, aber mit und verwachſenen Elemente unſeres heuti- 
gen Rechts, deren wir uns weber entäußern wollen, noch zu 
entbehren im Stande find. Allerdings braucht man nicht noth— 
wendig römiſch zu denken, um ftreng juriftiich zu deufen; allein 
wer überall und prinzipiell anders denken will als die Römer, 
jelbft Da, wo deren Auffaſſung unferen heutigen Verkehrsbedürf—⸗ 
niffen vollkommen entfpricht, wird nicht. jelten das juriftifche 
Denken ganz verlernen. Dem wirklich reifen Gedanken fett die 
römische Theorie, richtig verjtanven, Feine Schranke. Yon wirt: 
lichen Feſſeln des Romaniẽmus befreien können wir ung nur 
durch unbefangenfte Ergründung unferes gegenwärtigen Rechts- 
zuftandeg, jeiner ökonomiſchen und geichichtlichen Grundlagen. 
Gegen jebe einfeitige Uebertreibung der einen wie der ander 
Richtung tragen Wiffenfchaft und Leben in fich ihre Corective. 

Hiermit glaube ich, wie meinen eigenen Etandpunft in 
unferer parteienreichen Zeit — für den ich übrigeng den Vor: 
wurf des Eklelticismus keineswegs ſcheue — jo auch die allge 
meine Aufgabe dieſer Zeitſchrift bezeichnet zu haben, deren Me- 
thobe und Inhalt durch den vor einiger Zeit erfchienenen Pro- 
ſpekt im folgender Art angegeben ift: 

„Die Zeitichrift für das gelammte Handelsrecht ftellt es 
ich zur Aufgabe, dem deutſchen Juriſten- und Handelsſtande 
ein Centralorgan für diefen wichtigen Nechtözweig zu werben. 

Der Herausgeber gedenkt dieſes Ziel zu erreichen ſowohl 
durch gleichmäßige Vertretung ſämmtlicher Theile des Handels: 
recht3 in felbftitändigen Abhandlungen, wie durch forgfältige Be- 
rüdfichtigung aller irgend erheblichen Erjcheinungen auf dem 
Gebiete der Geſetzgebung, der Rechtsuͤbung und der Kitteratur in 
allen Theilen Deutſchlands. Das Nechtsleben einzelner deutſcher 
Städte wird nur infofern vorzugäweife Berudfichtigung erfab: 
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ven, als die Michtigfeit der bort geltenden Rechtsnormen ober 
zur richterlichen Entſcheidung gelangten Nechtöfragen folche 
erheiſcht. 

Bis zur erſehnten Vollendung eines Deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buchs Fällt der Zeitſchrift die weitere Aufgabe zu, die Grund⸗ 
lagen wie die Bauſteine zu prüfen, auf und mit denen das große 
Werk errichtet werden ſoll; iſt der Bau beendigt, ſo ſoll ſie den 
Uebergang aus dem alten in das neue Recht vermitteln, die 
müũhſam errungene Einheit wahren, und ber drohenden Zer⸗ 
ſplitterung der Deutſchen Praxis nach Möglichkeit vorbeugen. 

Den Anforderungen ber Miffenfchaft wie des Lebens Tann 
jedoch das zu begründende Organ nur alsdann gerecht wer: 
ben, wenn es zugleich durch treue Erforschung der Vergangenheit 
die gejchichtlichen Grundlagen unfered geltenden Rechts aufzu- 
decken, und jo dem gegenwärtigen Rechtszuſtand eine fichere Ba- 
ſis zu gewähren beftrebt ift. Auf diefem Felde vorzüglich ift 
noch vieles zu thun, und wirb durch bie — nicht 
entbehrlich werden. 

Soll nun auch das Deutſche Handelsrecht, das gemeine, 
wie das beſondere der Einzelſtaaten, vorwiegend dargeſtellt wer⸗ 
ben, jo erſcheint es doch durchaus geboten, auch die Rechtsent⸗ 
wicelung bes Auslandes nicht zu ignoriren. Die innmer wach 
jenden Dimenfionen des auswärtigen Waarenhandels, der enge 
Zufanımenhang ber Geldverhältiſſe in allen Theilen ber Erbe, 
bie fteigende Bedentung der uͤberallhin verbreiteten Erebitpapiere, 
die Entſtehung ungeheuerer Affociationen, welche ihre Operatio- 
nen über alle ciwilifirten Länder ausdehnen, machen die Kenntniß 
des Rechts wenigſtens ber wichtigften Handelsvölker dem Juriſten 
wie dem Kaufmann unentbehrlich. Gleich erheblich find die aus 
der Natur des Handelsrechts hergenommenen Gründe. Dafjelbe 
ift in vielen Punkten allgemeines Necht aller hanbeltreibenden 
Staaten es iſt für fie theils aus gemeinschaftlichen Quellen her: 
sorgegangen, theils haben die gleichen Bebürfniffe überall ähn- 
liche Normen erzeugt: felbft unmittelbare Entlehnungen fremden 
Rechts find nirgends häufiger ald auf diefem Gebiet. So bietet 
dad fremde Recht ein wichtiges Hülfsmitel für die richtige Er: 
kenntniß unferes eigenen, bie frembe Gejeßgebung und Rechts: 
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bildung nicht allein Belehrung, fondern auch ein häufig bebeut- 
ſames, und namentlich in dem gegenwärtigen Stadium ber 
Deutichen Rechtsbildung höchſt beachtenswerthes Vorbild. Die 
Literatur des auswärtigen Hanbelgrecht3 ift überdies jo reichhal⸗ 
tig und werthvoll, daß deren Vernachläſſigung der Deutjchen 
Wiſſenſchaft nur bleibenden Nachtheil bringen könnte. 

Das umfafjende Gebiet ver Volkswirthſchaftslehre ift zwar 
ſelbſiverſtändlich ausgeſchloſſen, allein bie bedeutenderen littera⸗ 
riſchen Erſcheinungen auf demſelben ſollen inſoweit berückſichtigt 
werden, als deren Inhalt für die tiefere Einſicht in das Weſen 
des geltenden Handelsrechts und deſſen zweckmäßige Geſtaltung 
foͤrderlich erſcheint. 

Die Zeitſchrift wird demgemäß enthalten: 

1) Abhandlungen dogmatiſchen, exegetiſchen und hiſtoriſchen 
Inhalts. 

2) Ueberſichten über Ältere und neuere Ouellen des Han- 
belarecht3, namentlich über geltende Uſancen und über beutfche 
und frembländifche Geſetzgebung. 

3) Die wichtigeren einfchlägigen Präjubizien der veutfchen 
und, foweit möglich und zwedimäßig, der außwärtigen Ge- 
richt2höfe. 

4) Ueberſichten der inländiſchen und ausländiſchen han- 
velörechtlichen und nationaldfonomifchen, namentlih handels⸗ 
wifjenjchaftlichen Kitteratur in Rezenfionen, Auszügen und An: 
zeigen. 

5) Miscellen, insbejondere ftatiftifche Nachrichten aus dem 
Gebiete der Handelsrechtspflege.“ 

Im Einzelnen mag hier nod Folgendes bemerkt werben: _ 

Die Zeitjchrift beichränft fich auf das Gebiet des Hanbels- 

rechts, begreift darunter inbefjen, nach dem Vorgang neuerer Ge: 
jegbücher und der Entwürfe für ein Deutjches Handelsgeſetzbuch, 
namentlich auch diejenigen allgemeinen Lehren des Obligationen: 
rechts, welche für die Regelung des Handelsverkehrs von befon- 
berer unmittelbar prafticher Wichtigkeit jind*). 


°) Vgl. meine Kritif des Entwurfs eined Handelsgeſetzbuchs für bie 
preuffiihen Staaten. Heft 1.9.1.2. 
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In der möglichlt vollftändigen und "gleichmäßigen Bertre- 
tung der Handelögerichtlihen Praxis aller Deutfchen Stanten 
muß ein befonberß wichtige Mittel für die Förderung wie bie 
Erhaltung nationaler Einheit auf diefem Gebiete gefehen wer- 
den. Die alsbaldige Mittheilung noch ungebrudter Entſcheidun⸗ 
gen erſcheint darum bejonderd wiünfchendwerth. Doc fol, um 
eine fefte Zeitgrenze inmezuhalten, nur ausnahmsweiſe über das 
verfloffene Jahr hinausgegangen werden. 

Aeltere bisher ungebrudte, ober unvollftändig ober fehler 
haft oder in fehr feltenen Werfen ebirte, besgleichen wichtige 
neuere partifularrechtliche und auswärtige Quellen, falls erfor: 
derlich mit beigefüigter Ueberſetzung, werden als wichtige Förbe- 
rungsmittel für die gefchichtliche Erkenntniß unferes geltenden 
Handelsrechts mit bejonderen Dank anfgenonmen werben. 

In den Kitteraturliberfichten jollen die bebeutenhften Cr: 
ſcheinungen, insbefondere auch die burch reiche Caſuiſtik und 
durch jorafältige Beobachtung bed Handelslebens ausgezeichneten 
franzöfifchen und englifchen Werke, in eingehenden Rezenfionen 
beſprochen; minder wichtige durch Auszüge oder Anzeigen zur 
Kenntniß gebracht werben. 

Für die Rubrit „Miscellen“ find ftatiftifche Nachrichten 
über die Praxis der Handelögerichte, über die wichtigiten Inſti⸗ 
tute des Handelsrechts, 3. V. über da numerifche Verhältnig 
ber verichiebenen Arten von Handelöfocietäten nach Anzahl und. 
Capitalhöhe, ferner einfchlägige Mittheilungen aus Werten, wel: 
he einem anderen Gebiet augehören, endlich kürzere Bemerkun⸗ 
gen-erwünfcht, welche nur ben Zweck haben, zu weiteren Un- 
terjuchungen anzuregen. 

Es ift im Laufe diefer Erörterungen mehrfach die gefchicht- 
liche Seite der Forfchung mit befonberem Nachdruck hervorgeho⸗ 
ben worben. Hätte Bejeler Recht, daß dieſelbe „jo fruchtbar 
für andere NRechtötheile, für das Handelörecht in praftiicher Hin- 
ficht nur felten einen lohnenden Ertrag” gewähre, jo dürften wir 
barin eine Erflärung ber jedenfalls unleugbaren Thatfache finden, 
daß biefelbe gerade auf unferem Gebiete in unbegreiflicher Weiſe 
vernachläffigt ift, und daß wir in ben meiften Fällen genöthigt 
find, auf die nicht immer forgfältig und unbefangen und felten 
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mit annähernder Vollſtaͤndigkeit angeftellten Unterfuchungen ber 
auch hier ehr viel thätigeren Zranzöfifchen Juriſten zurüdzuge- 
ben. Richtiger haben wir indeß bie Urſache diefer Erſcheinung 
in ben befonderen Echwierigkeiten hiftorifcher Forſchungen auf diee 
ſem Felde zu fehen, zu denen das erforberliche Rüftzeug wie bie 
nothiwendige Ausdauer nur Wenigen zu Gebote zu ftehen 
pflegt *). Weber den praktiſchen Werth derjelben aber auch für 
das Handelsrecht dürfte dag Urtheil des vorzugswäiſe praftifchen 
und vielerfahrenen Gelpke entfcheiben, welcher die gejchichtliche 
Methode al die einzige bezeichnet, die „zu einem richtigen Ver: 
ftändniffe und zu einer angemefjenen Auslegung und Anwen: 
bung ber pofitiven gejeglichen Beitimmungen“ auf biefem Ge- 
biet in den Stand ſetzt. — 

inwieweit diefe Zeitſchrift die umfaſſend gejtellte Aufgabe 
zu Iöjen vermag, wird von der Unterftügung abhängen, welche 
ihr von den Männern der Wifjenjchaft und des Leben? zu Theil 
wird, deren Gewährung indeß nach vieljeitigen ebenſo erfreuli- 
hen wie mich ehrenden Zuſagen in ficherer Ausſicht fteht. — 


*) Daß bieß nicht von Befeler gilt, verſteht fich von ſelbſt. In einem 
Lehrbuch ded heutigen beutfhen Privatredyt3 würde ohnehin die hiſto⸗ 
riſche Erörterung nur einen geringen Raum in Anfprud nehmen 
fönnen. Dem Handelsrecht könnte nur damit gedient fein, wenn 
es überall eine jo umfichtige und vollftändige Darſtellung erführe, wie 
in dem Werfe dieje ausgezeichneten Gelehrten. Einen überaus er: 
freulichen Fortſchritt zeigt auch hierin die neuefte handelsrechtliche Mo: 
nographie: Kuntze'ö Lehre von ben Inhaberpapieren. Leipzig. 1857. 


R I. 
Die Wirkung des durchſtrichenen Accepts 


von 


Herrn Dr. Wilhelm Prauer, 
Geheimen Rath in Karlsruhe. 


Die Trage, welche rechtliche Wirkung entftehe, wenn ber 
Bezogene dad von ihm auf den Wechſel gelebte Accept augftreicht, 
ehe er den Wechfel an ven Bräfentanten zurüdigegeben bat, ift 
in unjerem Wechſelrechte ftreitig. 

Wir begegnen nänlich hier drei verjchiedenen Anſichten: 

1) Thal) jtellt den Sab auf, baß der DBezogene, fo 
lange er den Wechſel noch nicht aus der Hand gegeben, befugt 
fei, jein Accept wieber zu burchftreichen. 

2) Der VBerfafjer?) und mit ihm mehrere Schriftiteller ! 
über die Wechſelordnung 3) nehmen an, daß die Durchftreichung 
als nicht geichehn, und folglich das Accept als wirkſam zu be- 
handeln ei. 

3) Wächter 4), welcher fich auf ein von den Hamburger 


1) Handelsrecht Bd. II $. 202 Note 1. Gleicher Anſicht ift Treitſchke 
Encyklopädie bes Wechſelrechts Bd. I p. 35—38. 

2) meine Wechfelerbnung p. 66. 

9) Bluntfhli Wechfelordnung p. 58. — Kheil le p- 114. — 
Blaſchke Wechſelrecht p. 156. 

4) Archiv für beutfches Wechfelreht Bd. VI p. 41 u. fr — Aud 
Renaud Lehrbuch bes Wechſelrechts (2. Auflage) p. 94 ſcheint biefer 
Anficht zu- fein. 
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Gerichten außgegangenes Präjudiz 5) beruft, giebt zwar zu, daß 
ber Bezogene nicht befugt jet, fein Accept wieder zu durchſtrei⸗ 
hen, ſieht aber in der Durchftreichung eine factiſche Aufhebung 
besjelben, ud will dagegen nur bie Klage auf Wieberherftellung 
des durchſtrichenen Accepts geitatten. | 

Was nun zunädft die Thöl'ſche Anficht betrifft, fo folgt 
fie confequent aus deſſen Auffaflung des Wechfel- beziehungs- 
weife Acceptationg-PVertragd. „Erſt durch das Geben und Neh— 
men des Accepts ift der Mechjelvertrag vollendet, aljo da,” 
jagt diefer Schriftſteller, er muß daher auch geftatten, das Ae⸗ 
cept zu burchitreichen, weil deſſen Aufſetzen auf ben Wechjel 
nach feiner Theorie noch nicht obligirt. In der Leipziger Wech⸗ 
jeleonferenz Aufferte der Referent Bifchoff bei Gelegenheit der 
Discuffion über das beichränfte Accept eine von ber gleichen 
Grundlage ausgehende Anficht ©), indem er bemerkte „ändere der 
Bezogene, noch che er den Mechfel zurückgegeben habe, — — — 
feinen Entichluß, und füge er einem bereit3 gejchriebenen Accept, 
aus welcher Beranlaffung die immerhin geichehn möge, abän⸗ 
dernde oder einſchränkende Zuſätze bei, Jo koͤnne darin, vom 
rechtlichen Standpunkte aus betrachtet, nicht einmal etwas Unbe⸗ 
fugtes gefunden werben.” Allein diefe Auffaffung wurbe von 
der Wechſelconferenz nicht getheilt 7), und wiberfpricht ber Faſ⸗ 
jung des F. 21 ver Wechſelordnung; deshalb ift man auch für 
unfere Wechſelordnung allgemein ber Anficht, daß ſchon bie Auf: 
ſetzung des Accepts auf die Wechſelurkunde den Bezogenen vin- 
culire, ohne dag noc dad Nehmen des Wechfeld durch den Prä- 

ntanten hinzukommen uüſſe ®). 
Wenn biernad) zugegeben werben muß, daß die bloſe Auf: 


5) Mitgetheilt durch Lutteroth im Archiv f. d. Medi. R. Bd. II 
p. 436445. 

6) SonferenzProtocolle Nr. XI p. 58. 

7 Conferenz⸗Protocolle p. 55. 

8) Vergl. Liebe WWechfelordnung p. 96. — meine Wedhfelorbnung 
p. 64 u. f. — Lutteroth a. a. D. p. 441—445. — Bluntſchli 
Wechſelordnung p. 88. — Renaub Lehrbuch p. 98 u. f. — Kheil 
Wechſelrecht p. 114. — Blaſchke Wechfelvecht p. 156. 
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ſchrift des Accepts auf ven Wechſel fchon ein wirkſames Accept 
darftellt, jo kann die Norfchrift des F. 21 WO. 

„die einmal erfolgte Annahme kann nicht wieder zurück⸗ 

„genommen werben.“ 
nur ben Eimm haben, daß der Bezogene fein Accept nicht mehr 
burch einfache Turchftreichung zurücknehmen kann, und es bleibt 
ung nur noch zu unterfuchen übrig, ob die von Wächter oder 
die vom Verfaſſer vertretene Meinung die richtige fei. 

Gchen wir auf bie Entſtehungsgeſchichte unſeres S. 21 
MO. zurüd, jo finden wir bereit3 im allgemeinen Preuſſiſchen 
Laudrechte 9) die Norjchrift: 

$. 997. Die einmal gefchehene Acceptation kann der Bes 

zogene nicht wieder zurücnehmen, noch auf dem Wechſel 

augjtreichen. 

F. 998. Auch wenn er das Lebtere gethan bat, bleibt er 

dennoch aus der Necceptation verhaftet. 

Damit übereinftimmend verorbnet der erjte (preuffiiche) Entwurf 
unſerer Wechjelordnung: 

$. 74. Die einmal gefchehene Annahme kann nicht wie 

ber zurückgenommen werben. Der Xcceptant bleibt aus 

derfelben verhaftet, auch wenn er fie burchftrichen haben 

ſollte. 
Nach den Protocollen ver Berliner Wechſelconferenz 20) entpann 
ſich hierüber folgende Discuſſion: 

„Ten Schlußſatz des F. 74 erklärte Herr Eſſer für un 
richtig, denn wenn tem Bezogenen ein Wechſel präfentirt und 
von ihm accepfirt, jedoch das Accept nod) vorher burchitrichen 
werde, che er ben Wechſel wieder aus ben Händen gebe, fo ſei 
das burchitrichene Accept nach gemeinem Rechte unverbindlich, 
und dies fcheine ihın eine vollfommen in der Natur ber Sache 
begründete Vorjchrift zu fein. Er würde daher den zweiten Sab 
des $. 74 ftreichen. Tie Herrn Hölterhoff und von ber 
Heidt treten diefem Antrage Bei. 


9) Theit II, Titel 8. $. 997. 998. 
10) Protocolle, den Entwurf einer Wechfelordnung betreffend (Berlin 1845) 
p- 39. 


28 Brauer: Die Wirkung des durchſtrichenen Acceptd. 


„Herr Gelpke bemerkte jedoch, daß die Vorfchrift des 
Entwurfs in vielen Wechfelorbnungen enthalten fer, und halte 
er biefelbe für begründet, beim, wenn es ftreitig werbe, ob das 
durchſtrichene Accept gelte ober nicht, dann könne bie Trage vor- 
fommen, wann ed durchitrichen fei? und er wiſſe nicht, wie 
dies, namentlich im Wechjelproceffe, jolle ermittelt werben. Herr 
Eifer feste dem entgegen, daß biefe Frage judicando ſchon 
dahin entichieden fei, daß, wenn das Accept bei ber Rückgabe 
des Wechſels Seiten? des Acceptanten an den Inhaber bereit? 
durchftrichen gewejen, dasſelbe nicht gültig fei, wohingegen, wenn 
ermweizlich erjt nach Webergabe des Wechſels an ben Eigenthümer 
bad Accept burchitrichen worden, dieſes dennoch dem Gezogenen 
gegenüber rechtsgültig fortbeitehe; dies ftimme ganz genau mit 
ven Grundſätzen des gemeinen Rechts, zu deren Beichränfung 
auch nicht entfernt ein zureichender Grund vorliege. 

„Hiernächft erklärten fih die Herrn Groddeck, Jobſt 
und Gräff ebenfall? für die Streichung bes zweiten Satzes 
des $. 74, weil derſelbe ihrer Anficht nach Schon in dem eriten 
Satze desſelben enthalten fei, und fand dies weiter Teinen Mi: 
derſpruch.“ 

Man ſieht freilich aus dieſen Verhandlungen nicht klar, 
aus welchem Grunde der unſere Streitfrage entſcheidende Echluß- 
ſatz geſtrichen wurde. Bon ben 13 Mitgliedern der Berliner 
Conferenz wollten 3 das burchftrichene Accept für ungültig. 
1 für gültig erflärt wiſſen; 3 Mitglieder wollten den Schluß— 
fat geftrichen haben, „weil derjelbe Ichon in dem erſten Satze 
des 8. enthalten fer,“ bie fibrigen 6 Mitglieder legten feinen 
Widerſpruch ein. Indeß wird ınan annehmen birfen, daß bie 
Anficht des Abgeordneten Gelpke, (aljo die von ung verthei- 
bigte), welche von 3 Mitgliedern als richtig anerfannt, aber be- 
reits im Vorderſatz des $. ausgefprochen gefunden wurde, burch 
das Stillfchweigen der übrigen Mitglieder gebilligt und baher 
dem Entwurfe zu Grunde gelegt wurde. 

Diefe Auffaflung entipricht aber auch volllommen der al: 
jung unſeres $. In feinen erjten Säben fpricht derjelbe klar 


‚ und bejtimmt den Grundſatz aus, daß das Aufichreiben ver An⸗ 


nahme oder auch nur des Namend auf die Worberfeite bed 
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Wechſels als Accept gelte, mit andern Worten alfo, daß ſchon 
dag Schreiben der Erklärung ober ded Namens, nicht erft bie 
Rückgabe des Wechſels mit dem Accepte, vinceulire. Nach biefer 
Beitimmung fchließt ver $. ınit den Worten „die einmal erfolgte 
Annahme Tann nicht wieder zurüdgenommen werben.” Man 
darf gewiß.nicht vorausſetzen, daß Der Geſetzgeber jo oberflächlich 
zu Merfe ging, um mit biefen Worten etwas Tebiglich ſich von 
ſelbſt Verſtehendes auszufprechen, man wird vielmehr nad) ven 
Regeln der Hermeneutit ſchließen müſſen, daß diefe Worte etwas 
vorjchreiben follten, was beim Schweigen des Geſetzes ſich nicht 
von jelbit veritanden haben wirde. Nimmt man mit Wächter 
an, bie Durchftreichung de Accepts zernichte dasſelbe factiſch, 
und feine fernere rechtliche Wirkſamkeit könne nur durch eine 
Klage auf Wiederherſtellung des Accepts geltend gemacht werben, 
fo würde dag Geſetz nur die triviale Regel ausfprechen, ein Obli- 
girter kann ſich nicht cinfeitig von feiner Verbindlichkeit los⸗ 
Tchälen, eine im ganzen Gebiete des Rechts jo allgemein aner: 
fannte Wahrheit, daß jie hier Feine befonbere Sanctionirung 
bedurfte. 

Die Entſcheidung des Geſetzes ijt überdieg durchaus nicht 
auffallend, fonvdern im Weſen der Sache begründet. Wer eine 
vom Schuldner durchftrichene (übrigens im Conterte noch les⸗ 
bare) Urkunde bei Gericht probucirt, und zugleich nachweilt, 
daß der Schuldner diejelbe widerrechtlich durchitrichen Habe, kann 
doch gewiß auf dieſe Urkunde und den Nachweis ihrer wiber- 
rechtlichen Beichädigung Hin den Gegner gerichtlich anhalten, 
bie fällige Schuld zu zahlen, ohne daß er noͤthig hätte, zuerſt 
auf Augftellung einer neuen Schuldurkunde, und dann auf das 
neue Inſtrument bin auf Zahlung der Schuld zu Hagen. Da 
nun in unjerem $. 21 ausgeſprochen ift, daß die Augftreichung 
des Accept3 von Eeiten des Acceptanten unftatthaft und darum 
widerrechtlich fei, jo gilt daS Uecept, wenn es noch lesbar ift, 
troß der Durchſtreichung, und der Inhaber des Wechjeld Tann 
auf dazfelbe Hin aufjergerichtlich oder gerichtlich ohne Weiteres 
feine Zahlung fordern. Mit Unrecht beruft ih Wächter für 
feine Meinung auf dag oben erwähnte Präjubiz der Hamburger 
Handelögerichte; denn in dieſem Proceſſe hatte ber Kläger fein 
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Petiium auf „Wiederherſtellung des durchſtrichenen Accept3” ges 
richtet, und das Handelsgericht, welches nicht ultra petita par- 
tium erkennen konnte, hat ganz ſachgemaͤß entſchieden, weil der 
Inhaber des Wechſels auf Grund der widerrechtlichen Durch⸗ 
ſtreichung des Accepts, wofern dies mehr in ſeiner Convenienz 
lag, auch auf Wiederherſtellung des Accept3 Hagen konnte 11). 
Daß dad Hamburger Handelsgericht nicht entfernt daran dachte, 
ber vom Verfaſſer vertheidigten Anficht entgegenzutreten, bürfte 
ſchon daraus erhellen, daß dasſelbe des Verfaſſers Wechſelord⸗ 
nung als Beleg für ſeine Entſcheidung citirte 12). 

Wie ſehr die von uns vertheidigte Anſicht in der Natur 
des Wechſels wurzle, mag man ſolchen mit uns als kaufmänni⸗ 
ſches Papiergeld oder mit Andern als Formalact behandeln, 
zeigt Wächter 13) ſelbſt in ſeinen Ausführungen ganz anjchau- 
lich. „Wie auf der einen Seite — fagt derſelbe — durch die 
blofe Form eine Verpflichtung begründet wird, mag fie auf einem 
materiellen NRecht2grunde beruhen oder nicht, fo wird dieſe nur 
durch die Zorn geichaffene Berpflichtung auch durch bie blofe 
Vernichtung der Form aufgehoben, mag diefe Aufhebung der 
Torm auf einem materiellen Rechtsgrunde beruhen oder auf fei- 
nem.” Nichtig! Weil man aus ber formalen Natur be 

Rechtsgeſchäfts folgern könnte, mit der Aufhebung der Form er⸗ 
Löfche das Necht, mußte der Gcjetgeber das Publicum vor dieſer 
den Wechſelverkehr beeinträchtigenden Conjequenz jo viel wie 
g möglid) hüten, und er that dies durch die Vorihrift, daß bag 
burchftrichene Accept, natürlich wofern es noch lesbar, gleich 
einem undurchitrichenen gelte. 
Zum gleichen Ergebniß führt und die Berufung auf das 
$ praftifgge Leben. „Kein Kaufmann — meint zwar Wäch— 


[2 
” 


11) Wohl aber dürfte man zweifeln, ob das Handelsgericht überhaupt 
für biefe Klage competent war, dem bie Klage auf Wiederherſtellung 
h, einer wwiberrechtlich zerftörten Urkunde hat darum noch Feine Handel: 
fache zum Gegenſtand, weil das Object der widerrechtlichen Beſchädi⸗— 
gung ein Wechfel war. 
12) Archiv f. d. Wed. R._Bb. II p. 497. 
18) 0. 0. ©, p. 48. 
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ter 14) — würde fich, wenn dag Accept eines in feinen Händen 
befindlichen unbezahlten Wechſels durchitrichen ift, mit der Ueber⸗ 
zeugung beruhigen, daß ein Uccept nicht zurüdgenommen oder 
burchftrichen werben konne, ſondern er wirb auf jofortige Wie- 
berherftelung dringen, und alsbald bie Gerichte deshalb an- 
gehen.” Tiefer Behauptung gegenüber berufen wir uns auf einen 
im Wechjelverkehr fehr erfahrenen Kaufmann und Echriftfteller, 
auf Kheil 5), welder unſere Anficht unbedenklich theilt und 
ben Rath giebt: „Nur ift dem Anhaber eines Wechſels mit 
ducchftrichener Acceptation zu feiner Sicherftelung und fir Vor- 
beugung eined mehr verwidelten Proceſſes zu empfehlen, hierüber 
Proteft aufnehmen zu laſſen.“ Nicht überall beftchen Handelsge⸗ 
richte mit fo vafchem Verfahren, wie in Hamburg. Wird fi an- 
derwärts ein Kaufmann lieber entfchließen, im langſamen Proceß⸗ 
wege, vielleicht ducch 3 Inſtanzen, mit großem Koftenaufwand 
die Mieberherftellung des Accepts zu erzwingen, ftatt ben ein⸗ 
fachen Weg einzujchlagen, das durchſtrichene Accept als gültig zu 
behandeln, und danach zu verfahren? 

Endlich will man bie gegnerische Anftcht noch auf bie 
66. 36 und 55 WO. fügen, es erübrigt ung daher, auch auf 
dieſes Argument näher einzugehen. Die Frage, welchen Einfluß 
Aenderungen uud Durchftreihungen auf einer Wechjelerflärung 
haben, wurde, wie bie verwandte Frage über die Wirkung einer 
Fälſchung berjelben, von dem Gejeßgeber in ihrer Allgemeinheit 
mit Recht nicht ausdrücklich entſchieden. Der Grund ift nahe 
liegend und triftig. Derartige Durchftreichungen können aus 
ſehr verſchiedenen Gründen, theils mit allem Fug und Recht, 
theils geradezu wiberrechtlich,, theils auch aus bloſer Ungeſchick⸗ 
lichkeit vorgenommen werden. Die Entjcheidung über die Wir: 
fung diefer Aenderungen würde den Gefeßgeber nöthigen, in eine 
weitläufige Eafuiftit einzugehen, ohne gleichwohl alle Möglich: 
keiten erichöpfen zu Fünnen, zugleich müßte derſelbe mit feiner 
Entſcheidung tief in das Civilrecht, alfo über das Gebiet des 


14) a. a. O. p. 83. 
16) a. a. O. p. 11. 








N 
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Wechſelrechts hinaus, greifen. Deshalb wurde vorgezogen, bie 
Entſcheidung der hier einjchlagenden Fragen dem Eivilrecht und 
bem vernünftigen richterlichen Ermeffen zu überlafien. Nur in 
zwei Faͤllen, wo im Intereſſe des Wechjelverfehr? Ausnahmen 
von den allgemeinen civilrechtlichen Grundſätzen oder wenigfteng 
Modificationen derjelben erforderlich ſchienen, wurden beftinmte 
Vorſchriften gegeben, für das Indoſſament und dag Accept. 

Für dag Indoſſament bejtimmt ver $. 36 W.O. „ausge⸗ 
ſtrichene Suboffamente werben bei Prüfung der Legitimation als 
nicht geſchrieben angeſehen.“ Man erwog nämlich, daß häufig der 
Inhaber einen Wechſel als Nimeffe an feinen Gläubiger einfen- 
bet, und in Erwartung feiner Einwilligung auf ihn girirt, jener 
ihn aber nicht behalten will, und zurückiendet, nicht minder, daß 
noch manche andere Gründe die Ausſtreichung der Indoſſamen⸗ 
te veranlaflen, ſomit dieſe Vorſchrift einem wahren Bedürfniß 
des Handels entipreche 16). Man jchlug dic Bedürfniß fo 
hoch an, daß man ſelbſt über dag Bedenken wegſah, welches 
dieſer Vorjchrift entgegenjteht, indem die hinter einen Blanko⸗ 
inboffament ftehenden Giri ausgeſtrichen werden können, ohne 
daß bamit die Neihe der Indoſſamente unterbrochen wird 17). 

Gerade die umgekehrte Enticheidung giebt der F. 21 W.O. 
für die Durchſtreichung des Accept?. Das geleiltete Accept ift 
die Hauptbürgichaft, daß da Wechſelgeſchäft feinen regelmäßigen 
Berlauf nehmen werde. Ein Wechjel mit burchftrichenem Accept 
iſt (unter der Vorausſetzung, daß die Durchftreichung wirkfam 
fei) viel weniger begebbar, als ein ſolcher ohne Accept. Bei 
diefem Tann man auf nachträglich erfolgende Annahme rechnen, 
bei jenem ift es aber gewiß, daß jic verweigert werben wird. 
Da nun dag Geſetz die Zurücknahme und folgeweife Durchitret- 


16) Conferenz-Protocolle p. 76. — meine Wechſelordnung p. 86. 

17) Ter $. 55 W.O., wornach ber rembourfirende Sndoffant fein und 
feiner Nachmänner Indoſſament auzftreichen darf, wird mit Unrecht 
gleichfalls bei unſerer Frage angeführt. Diefe, flreng genommen, 
überflüffige Vorfchrift ift nur eine fpeziele Anerfennung bes allgemeinen 
Satzes, daß jeder, ber feiner Wechſelverbindlichkeit Genüge geleiftet, 
feine Wechjelerflärung wegſtreichen darf. 
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chung des Accepts für ſchlechthin unftatthaft erklärt, fo mußte es, 
um biejer Vorjchrift einerſeits Nachdruck zu geben, anderſeits das 
gerechte Mißtrauen des Publicum gegen einen folchen Wechjel 
zu befeitigen, zu der Vorfchrift fommen, daß das burchftrichene 
Accept ohne Weiteres wirkfam bleibe. Man flieht aljo, e8 han- 
welt fich bei den Beitimmungen des Geſetzes über dag durchſtri⸗ 
hene Accept und das durchftrichene Sndoffament nicht um die An⸗ 
wendung einer allgemeinen Regel auf zwei Spezielle Fälle, ſon⸗ 
bern es wurden aus entgegengefeßten, aber auf das praktiſche 
Bedürfniß gegründeten Motiven die beiden bejonveren Fälle ent- 
ſchieden, es ift alſo unzuläffig, zwiſchen beiden eine Analogie 
finden zu wollen. 
Hierauf fcheint ung der Sab gerechtfertigt: 
daß dad vom Bezogenen auf den Wechſel gefebte, aber 
„Später wieder durchftrichene Accept, der Durchſtreichung 
ungeachtet, als forthin gültig zu behandeln fei. 


Betifärift für Handeldrecht. 8 


In, 


Der Konkurs nad) Englifhem Recht, 
bargeftellt von 


Herrn güterbod, 
Ger.⸗Aſſeſſor in Königsberg i / Pr. 


Die Beſtrebungen, ein allgemeines Handelsgeſetz für ganz 
Deutichland zu Stande zu bringen, lenken den Blid auf bie 
Handelsrechte des Auslands. Die fremden Rechtönormen und 
näher zu rüden, zur Vergleichung mit ben eigenen; bie fremden 
Erfahrungen und Fortfchritte für die Fortbildung unfres Rechts 
nußbar zu machen; dag Neue fo zu fchaffen, daß es ben Anfor- 
derungen bed heutigen Weltverkehrs entſprechend, mit feinen na= 
tionellen Eigenthümlichfeiten fich in die höhere Einheit der Rechts⸗ 
anſchauungen aller gebildeten Nationen einfüge; — diefen Auf - 
gaben Tann ſich weder die Wiſſenſchaft noch die Geſetzgebung 
entziehen. Beider Intereſſe hat fi) auch von je her mit Vor⸗ 
liebe der frangöfiichen Handelsgeſetzgebung zugewandt, und in ihr 
ein Vorbild für unſre eigenen Bemühungen auf biejem Gebiete 
erblict. Died mag es erklären, nicht aber entjchulbigen, daß jo 
gut wie Feine Berüdfihtigung das Necht derjenigen Nation ges 
funden bat, die, und auch in ihren Rechtsanfchauungen verwanbt, 
auf dem Gebiete kommerzieller Thätigfeit unbejtritten bie erite 
Stelle einnimmt. Allerbingd hat England feinen Kode, und 
auch andre Umjtände machen dag Studium feines Necht? ſchwie⸗ 
rig; dennoch wird bie auf Erforſchung der englifchen Handels: 
rechtsnormen verwandte Mühe reichlich belohnt. Man wird ein 
Recht finden, hervorgegangen aus der unmittelbaren Handels⸗ 
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praris, fählg fich durch dieſelbe fortzubilden, und dem nen ent 
ftehenden Bedürfniß zu genügen; ein Erzeugniß, ebenfo jehr de : 
Volkslebens als ber Rechtswiſſenſchaft und ber Gefchgebung; 
einen Schatz reicher Erfahrungen wird man entdecken; nicht blos 
Iocal -nationelten Intereſſes, jondern wohl geeignet, zur Fortbil⸗ 
dung auch unfered paterländifchen Rechts Erſprießliches beizu- 
tragen. 
Im Folgenden fol nun eine Skizze aus dem englischen 
Handelsrecht gegeben werben: die Darftellung des dortigen Kon- 
kurſes in feiner heutigen Geftalt. Die Materie ift in jüngiter 
Zeit in der neuen Konkursordnung vom 1. Auguft 1849, ber 
„Bankrupt Law Consolidation Act, 1849, (12 & 13 Vict. 
ce. 106) zum Abſchluß geviehen; diefe, und die daran ſich ſchlie⸗ 
Benden Rechtsſprüche aus Gegenwart und Vergangenheit '), fo 
wie bie fie ergänzenden Geſetze bilden bie Quelle bed Nachſtehen⸗ 
ben. Bon ben Leiftungen der Wiſſenſchaft auf biefem Gebiet 
mögen, außer den bekannten Kommentarien von Blackstone und 
Stephens, bie Werfe von J. W. Smith, und namentlich das 
umfangreiche Kompendium von Archbold ?) erwähnt werben. 
Die Bortrefflichfeit der Brinzipten, auf denen ber engliſche 
Konkurs beruht, iſt längſt anerkannt worden; wiünfchen wir, 
daß man ihnen bei der im Werfe begriffenen Reform unſeres 
Konkursrechts, zum Beiten des Kredits, des Handels und Ver⸗ 
kehrs, zum Beſten des allgemeinen Wohls, die verdiente Beruͤck⸗ 


ſichtigung angedeihen laſſe. — 


6. 1. Geſchichtliches. 


England bat in feiner Acte 12 & 13 Vict. c. 106 eine 
neue Redaction der Konkursordnung, Fein neues Konkursrecht 
erhalten; die Grundzüge desſelben, ja zum Theil das Detail, 


1) Die Sntiheibungen findet man in den Reports of Bankraptcy von 
Deacon, Deacon & Chitty unb de Gex gejammelt. 

2) J. W. Smith: Compendium of mercantile Law, 5th ed. by Dowdes- 
well, 1855. J. F. Archbold, The Law and Practice in Bankruptey, 
llth ed. by Flather 1856. Auch Addison’s Treatise on Law of 
Contracte 4th ed. 1856 enthält Hierhergehörigeß. 
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finden ſich bereits in ven früheften, biefen Gegenftanb betreffen: 
den gefebgeberiichen Verſuchen. Der engliſche Konkurs ift 
Schöpfung des Statute Law; das Common Law hat an ſei⸗ 
ner Fortbildung durch die richterliche Thaätigkeit, nicht an feinem 
Ursprunge Antheil. Die Begriffe: bankrupt, bankruptcy er: 
fcheinen aber in der Gefchichte des englifchen Rechts nicht vor 
der Mitte de jechzehnten Jahrhunderts; jchwerlich wohl, wie 
Sir Edward Eofe meint ?), weil die Engländer im Handelsver⸗ 
kehr ehrlicher als die übrigen Nationen geweſen. Es iſt viel- 
mehr Far, daß, fo lange ein ftreng feubaler Rechtsbau Doctrin 
und Praris lediglich mit der Ausbildung des Smmobiltarfachen- 
rechts beichäftigte; jo Tange dad Mobiliarvermögen fo gut wie 
feine rechtliche Bedeutung hatte; Handel und Verkehr in ben 
Händen weniger Ausländer Tagen; jo lange das Executionsver⸗ 
fahren ber Wilffür der Beamten oder dem Widerftande Mädh- 
figer Preis gegeben war, ſich weber dad Bebürfnig eines befon- 
dern Konkursverfahrens, noch ber Rechtsboden zur Ausbildung 
eines ſolchen finden mochte. 

Als ſpäter nad) Befeitigung der innern Wirren, unter ber 
Herrichaft des Hauſes Tudor England fi allmählig zu einer 
Handels- und Eeemacht entfaltete, ala ber Kredit und das kauf⸗ 
männische Vertrauen fich zu einer öffentlichen Macht heranbilbe- 
ten, mußte man biefelben auch gegen die herbiten Vebergriffe des 
Treubruchs ſchützen. Das Nichtzahlenföünnen warb weniger 
ala das Nichtzahlenmwollen gefürdtet. Zwar, fo lange man 
ded Schuldners habhaft war, Tag eine genügende Gewähr in 

| feiner Rerfon, gegen die der Zwang auf Erfüllung feiner Ber: 
bindlichkeiten geübt werden konnte; anders, wen er, was häufig 
geichehen mochte, entfloh ober fich verbarg, und entweder mit 
feiner Perfon auch fein Vermögen den Gläubigern entzog, oder 
Dasjenige, was er noch beſaß, als gewiflermaßen berrenlofes 
Gut zurüdließ. Hier ſchritt die Gejebgebung ein. Das Statut 
34 & 35 Hen. VII c. 4 erging im Jahre 1543, eine „Acte - 
gegen Perſonen, welche Bankerutt machen, „as do make ban- 


8) 4 Coke, Inst. 277. 


[4 
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krupt.” Es bezeichnete ſolche als „Leute, bie liſtigerweiſe viel 
fremdes Gut in ihre Hände bekommen, dann ploͤtzlich in fremde 
Lande entfliehen, oder fich verborgen halten, nicht gewillt, ihren 
Glaͤubigern gerecht zu werben.” Die oberiten Richter des Lan⸗ 
des werben ermächtigt, nach ihrem Ermeſſen über Perſon und | 
Vermögen eines folchen „offender“ zu verfligen, und den Erlös 
des letztern unter die Gläubiger gleichmäßig zu vertheilen. Wer 


Sachen des Kridars _verheimlichte, wer fälſchlich Fordexungen 
an die ui erhob, ward um den boppelten Werth der Sachen 
- oder den doppelten Betrag der Forderung gebüßt. Ging der 
Krivar_ außer Landes, und ftellte fich nicht binnen 3 Monaten 
nach erlafjener Aufforderung, To verwirkte er ben Koͤnigsſchutz 
Auch das fpäter erworbene Gut haftet den nicht befriebigten 
Gläubigern. 

Diefe Beitimmungen, faft mir ftrafrechtlichen Charakters, 
erwiefen fich bald als ungenügend; daher fernered legislatives 
Vorjchreiten unter Eliſabeth's Negierung Die Acte 13 Bliz- 


c. 7 (1571) bildet Ne Gmrubfage eg keuacu Bousäeele 157% 
rens in England; es rechtfertigt fich daher eine kurze Angabe 
ihres Inhalts. Zunächſt ift außgefprochen, daß das Banferutt- 
gefeg, weil nur im Intereſſe de Handelsverkehrs erlaffen, auch 
nur auf Handeltreibende, traders, Anwendung finde 9; banke⸗ 
rutt ift aber jeder KHanbeltreibende, der in der Abficht feine 
Glaͤubiger in ihren Nechten zu kränfen, ihnen feine Perſon auf 
eine vom Geſetz ſpeziell vorgefehene Weiſe entzieht 5). Das Ban: 
feruttverfahren wird als Theil der Aominiftrativjuftiz dem Lord 
Kanzler übertragen; diefer ernennt für jeden einzelnen Fall 











4) Die Begriffsbeftimmung ift faft wörtlich biefelbe, wie in dem neues 
fin Gefetz: „any merchant, or person using or 'exercising the 
trade of merchandize in gross or by retail, by way of bargaining, 
exchange, rechange, bartering, cherisance or otherwise, or seeking 
his trade of living by buying and selling‘ etc. 

5) „depart the realm, begin to keep his house, or otherwise absent, 
_take sanctuary, or sufler to be arrested for a debtt — — — not 
due, or have or will suffer him to be outlawed, or yield to pri- 
‚son, or part from his dwelling-house etc.,“ ganz, wie noch heute — 


AN % ; 
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Kommiffare, nicht gerade Nechtöverjtändige, jonbern „wise, 
honest, and diserete men, as to him shall seem good,“ 
die nach freiem Ermeſſen über dag Vermögen des Kridars ſchal⸗ 
ten und walten, zum Beſten ber Gläubiger e3 verwerthen, und 


zu ihrer gleichmäßigen Befrievigung pro rata ihrer Forderun⸗ 
gen 6) verwenden follen. Der Anfprudy der nicht voll bezahlten 


Glaͤubiger an das fpäter erworbene Vermögen des Kridars und 


“an feine Perſon ift anerfannt. Die Kommiffare haben ferner 


Macht, den Kridar in Perjonalhaft zu halten, und Jedermann 
eidlich über feine Vermögenzungtände zu vernehmen. Die in 
dein früheren Etatut angebrohten Strafen find wiederholt... — 
Die Statute Jacob's I. (1 Jac. L c.15; 21 Jac. I. c. 19) bau⸗ 
ten auf dieſer Grundlage fort; fie erweiterten den Begriff des 
Bankerutts durch Hinzufügung neuer Fälle, |. g. acts of bank- 
ruptey; gaben den Kommiffaren eine umfangreichere Macht- 
Fülle, durch die Befugniß, den Kridar felbft und fein Weib, eib- 
lich abzuhören, fein Vermögen auch in verjchloffenen Räumen 
mit Beichlag zu Tegen, und beftinmten, daß Vertheilungen erft 
vier Monate nad) der Konkurseröffnung ftatthaben follten, damit 
den Gläubigern zur Anmeldung ihrer Anfprüche Zeit gelaflen 
bliebe; daß gewiſſe, ſonſt privilegirten Schulden im Konkurſe 
nur pari passu mit allen übrigen berüdfichtigt werben; und 
daß, zur Sicherung bed Kredits, auch fremde Sachen, bie mit 
Zuftimmung ihrer Eigenthümer im thatfächlichen Beſitz des Kri- 
dars gelafien find, zur Maſſe zu ziehen feien. — 

Die bisherigen Geſetze hatten Lediglich den betrüglichen Yan- 
ferutt nach unſrer Auffaffung im Auge Je bebeutfamer und 
umfangreicher ber Hanbelöverkehr nun aber ward, deſto mehr 
drängte ſich die Einficht auf, daß nicht Jeder, der dem Banferutt- 
Verfahren verfiel, darum auch als Betrüger anzuſehen. Mehr 
wie Andere ift der Kaufmann ‚ven Wechſelfällen des Zufall 
ausgeſetzt; und je bedeutender der Handel, deſto größer,bie. Chance 
zu verlieren; ohne fein Verjchulden können äußere, ‚non feinem 


Willen, feiner Einficht unabhängige Umftände feinen Vermögens⸗ 


6) „to every a portion and rate Iyke, according to the quantity.“ — 
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ruin herbeiführen. Auf den Schulblofen aber bie Geſetze gegen 
Betrüger anzumenben, ſchien hart; hart namentlich, daß ihm 
nicht nur fein Gut bis auf’3 Lebte genommen warb, daß feine 
Gläubiger auch an jeden feiner fpätern Schritte, an jede Thä⸗ 
tigkeit fich mit ihren Anfprüchen, wie Bleigewichte hemmend und 
lähmend hängen konnten. Man fand e3 billig, daß fie den um- 
glücklichen Zufall mit tragen helfen follten, und erinnerte fich, 
im Hinblid auf den im Banferuttverfahren feiner Freiheit be- 
raubten Schulbner, des alten Landesrechts, daß, wer bie Perfon 
be3 Schuldner zum Gegenftand der Erecution machte, nicht 
mehr auf dad Vermögen zurlicigehen konnte, daß bie Entlaffung 
aus der Schuldhaft zugleich als Erlaß der Schuld wirkte. Die- 
fer Umſchwung in ber Anficht fand bald auch in den Geſetzen 
Ausdruck. Bedeutſam find in dieſer Beziehung die Acten 4 & 5 
Anna c. 4 (1706) und 6 Anna c. 22 (1708), wonad) dem mb. 
ſchuldloſen Kribar, der fich freiwillig dem Gerichte tiberfieferte /708- 
und fonft überall conform ben Geſetzen gehandelt hat, zu feinen - 
Unterhalte und fernern Fortkommen eine Unterftüßung aus ber 

Maſſe, unter Umftänden bis 5%/,, zugebilligt, ihm auch, fofern 

4, der Gläubiger darin willigten, ein Gertififat über fein Ver⸗ 

Halten außgefertigt werben foll, in Folge deſſen er von allen zur 

Zeit des Konkursausbruchs vorhandenen, wern auch nicht be 
friedigten Schulden, für immer befreit wird. So warb ber 
Konkurs für den ehrlichen aber unglücklichen Schulbner zu- 

gleich eine Wohlthat, ähnlich der Römiſchen Cessio bono- 

rum, aber ohne die bedenklichei Auswüchſe derſelben. Bon = 
biefer Grundlage aus entwicdelte ſich nun das englifche Kon: 
kursrecht während des vorigen Jahrhunderts in den Aus⸗ 
fprüchen ber Gefebgebung 7) und ben Nechtöfprüchen der Pra- 

xis zu einem umfangreichen aber ſchwer überfichtlichen Sy— 

ftem, manche ungelöfte Streitfragen, ımb mande Mißbräuche 

mit ſich führen. Man fühlte bie Nothwendigkeit einer Kobifi- 

kation (Konfolivation) diefer Rechtsmaterie; und dieſem Beduͤrf⸗ 

niß warb in ber General Bankrupt Act, 1826, 6 Geo. IV 


Neffe 


7) Hervorzuheben finb bie Gtatute: 7 Geo. I, c. 81; 5 Geo. II, c. 80; 
45 Geo. IL, c. 124; 46 Geo. IH, c. 135 u. a. m. 
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c. 16 abgeholfen. Seitdem ift die Gefebgebung unabläflig be⸗ 
müht gewefen, bie fich offenbarenden Mängel zu befeitigen, bie 
gemachten Erfahrungen als Verbeſſerungen in den bejtehenben 
Bau einzufügen, und fo das Ganze in fich zu vollenden. Aus 
ber Reihe ber in der Zeit von 1826 bis 1849 ergangenen Ge- 
jeße find zu erwähnen: dad Statut 1.& 2 Will. IV, c. 56, 
mit feinen Ergänzungen 3 &4 Will. IV, c. 47, und 5 & 6 
will. IV, c. 29, woburd) ein befonderer Bankeruttgerichtshof, 
Court of Bankruptey für die erite, und als Court of Review 
für die Appellationzinftanz gegründet ward; ferner das Statut 
2 & 3 Viet. ec. 29 über ben Einfluß des Konkurſes auf dritte 
Perjonen; 5 & 6 Vict. c. 122,’ welche, neben bebeutenden ma- 
teriellen Abänberungen des Konkursrechts, beſondere Provinzial⸗ 
hoͤfe für die Grafſchaften beſtellte; die Acte 7 & 8 Vict. c. 96, 
welche die Konkurgeröffnung auch auf Antrag des Kridars ge- 
ftattete ; endlich find die vielen dag Grunbeigenthbum betreffenden, 
und die dad neben dem Konkurfe gefchaffene neue Inſolvenzver⸗ 
fahren regelnden Gefete nicht ohne bebeutfame Wirkung auf das 
Konkursrecht geblieben. Man war wieder auf dem Punkte, wo, 
zur Befeitigung mancher Wirren und Zweifel über das Belte- 
hende und bereitö Befeitigte, eine neue Redaction bes zeitigen 
Rechts auf diefem Gebiete geboten ſchien. Sie erfolgte in ber 
bereit? erwähnten Bankrupt Law Consolidation Act, vom 


1. Auguft 1849, 12 & 13 Vict. c. 106, welches Geſetz feit. 


dem 11. October 1849 in Geltung ift. Einige unbebeutende 
Abänderungen find durch 17&18 Vict. c. 119, die „Bankruptey 
Act, 1854‘ getroffen. Für Actiengeſellſchaften war bereit3 in 
ber Joint stock Companies Bankruptey Act 1844, 7 & 8 
Vict. c. 111, ein beſondres Konkursgeſetz ergangen, welches neben 
der neuen Konkursordnung beftehen blieb. 


Letztere zerfällt in 278 Sectionen: 

85. 1— 64, handeln von dem Gerichtähofe, der Gerichts- 
barkeit und den verjchievenen Beamten; 

ss. 65 u. 66, von ben, bem Bankeruttgeſetz unterworfenen 
Perſonen; 

ss. 67—88, von ben ſ. g. Acts of bankruptey; 
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ss. 89 — 100, von dem Perfahren bis zur Konkurser⸗ 
öffnung; 
ss. 101— 138, von der Konkurgeröfnung und deren 
Folgen ; 

ss. 139— 159, von den Verwaltern, beren Mechten und 
Pflichten, 

ss. 160 — 163, von ber Vernehmung bed Kridars; 

ss. 164 — 184, betreffen das Prüfungzverfahren ; 

ss. 185 — 193, die Rechnungslegung und BVertheiluug; 

ss. 194— 207, die Wlimentation de Kridars und bie 
Gertificatsertheilung ; 

ss. 208 — 210, Spezialitäten bei Immobilien; 

ss. 211 — 231, behandeln dag ge= und aufergerichtliche 
Accorbverfahren ; 

ss. 232 — 250, Beweisregeln, Koften u. ſ. w.; 

ss. 251 — 275, bilden den ftrafrechtlichen Theil; 

ss. 276 — 278 endlich enthalten Definitionen und allge- 
meine Punkte. Hieran ſchließen fich Tabellen und einige For⸗ 
mulare. 

Wir handeln zunächit von dem Konkursgericht. 


6.2. Das Konkursgeridt. 


Der duch 1 & 2 Will. IV c. 56 gegründete Bankerutt⸗ 
gerichtöhof beſtand urfprünglich aus 6 Richterfommiffaren (com- 
missioners) zur Leitung ber Konfurfe, und einem Kolleg von 
4 Richtern (judges), Court of Review, als Appellationsinſtanz 
und Auffichtsbehörbe, an Stelle deſſen durh 10 & 11 Vict. 
c. 102 einer ber Vicekanzler getreten ift. Bisher war die Ge- 
richtöbarfeit des Bankerutthofes keine felbitftändige; fie ward, 
wie vordem, von dem Kanzler in jedem einzelnen Fall durch den 
af das Konkurseröffnungsgeſuch erlafenen Auftrag, flat im 
. bankruptey, begründet und delegirt. Die neue Konkursord⸗ 
nung bat dies bejeitigt, die Gefuche gehen direct an den Ge: 
richtshof; biefer tritt ohne das fiat bes Kanzler in Thätigfeit *)- 


8) 12 & 13 Vict. c. 106, 5.4. — 
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Gegenwärtig beſteht das Konkursgericht aus 5 Richter⸗ 
kommiſſaren in London und 10 Richterkommiſſaren in den Graf: 
Tchaften: je zwei in Leeds, "Liverpool, Manchefter, je kiner in 
Birmingham, Briftol, Ereter und Neweaftle, — ernannt von 
dem Kanzler aus der Zahl der minbeitend 7 Jahre an ber 
Barre thätig gemwefenen Advocaten. Sämmtlihe Kommiſſare 
gelten zwar als Mitgliever eines Kollegli, und Fönnen in Pleno, 
wobei jeboch mindeſtens ihrer acht zugegen fein müffen, Gegen: 
ftände allgemeinen Intereſſes: Geſchäftsinſtructionen, Regulative, 
Formulare, unter Zuſtimmung des Kanzlers, feſtſtellen »); — 
in Betreff der Richterfunctionen, innerhalb des Geſchäftskreiſes 
eines Jeden, gilt jedoch das Prinzip der Kollegialität nicht. Je—⸗ 
der Kommiſſar bearbeitet die von ihm geleiteten Konkurſe durch⸗ 
weg ſelbſtſtaͤndig nicht blos als Regulirter und Beauftragter des 
Gerichts, ſondern als Einzelrichter; und. repräfentirt in feiner 
Perſon den ganzen Gerichtshof 10). Dieſe dizcretionäre Gewalt, 
die in einer einzigen Hand das geſammte Verfahren concentrirt, 
Schnelligkeit mit Einfachheit verbindend, unterſcheidet ben eng: 
liſchen Nichter von dem unfrigen. England traut aber feinen 
. Richtern, weil es die Macht ber Oeffentlichkeit kennt, in der fie 
wirken, und durch welche jeber Fehler, jede Ueberjchreitung ge- 
rügt werden würde. 

Die Thaͤtigkeit des Kommiſſars äußert fich nach zwei Rich: 
tungen. In ber einen wirft er abmintitrativ, zwar nicht burch 
unmittelbared Eingreifen in ben Gang ber Konkursverwaltung; 
aber fo, daß ihm Aufficht über alle Angelegenheiten zufteht, daß 
er proviſoriſche Maßregeln zur Außführung bringt, bei Mel- 
nungsbifferenzen unter den Verwaltern den Ausſchlag giebt, und 
dieſe überhaupt nach freiem Ermeſſen kontrollirt; bei gewillen 
Angelegenheiten ift feine Zuſtimmung erforberlih. Die zweite 
Richtung umfaßt die rechtſprechende Thätigkeit des Kommiſſars 
in allen in dem Konkurſe ſich erhebenden Inzidentſtreitigkeiten 


9) 12 & 18 Vict. c. 106, s. 8; bie bemgemäß erlaſſenen Regulative 
find bie Rules general vom 19. Oct. 1852. 
10) ibid. s 6, 276. 
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„und Spezialprozeſſen, mögen: babei die Verwalter, die Gläubiger 
ober der Kridar Partei fein 11). Diefe Verfchiedenheit des eng⸗ 
liſchen von dem franzöfifchen Verfahren, in welchem jeber 
Streitpunft quf rapport bed Kommiſſars von dem Kollegio ent⸗ 
ſchieden werben muß, wirb bei der Prüfung ver Forderungen 
Später noch näher berührt werden. 

Das Berfahren vor dem Kommiffar ift fein ſtreng pro⸗ 
zefiualifches; es wird mündlich in Öffentlichen Sitzungen ver- 
handelt, über Streitpunkte contrabicterifch; die Beweisaufnahme 
erfolgt entweder vor bem Kommiſſar in ben Sitzungen, ober 
por befondern Deputirten. Auch die Parteien koͤnnen eidlich ab⸗ 
gehört werben. Tas Weſentliche ver Verhandlungen wirb in das 
Gerichtöprotofoll (record) aufgezeichnet. 

Gegen Entjcheidyngen der Kommiflare gebt die Appellation 
mit 21 tägigem Fatale jegt an die Lords Justäoes of Appeal 1°). 
Das Berfahren ift daflelbe, ‚wie in eriter Inſtanz. Binnen 
‚gleicher Friſt ift die Oberappellation an dag Oberhaus, jedech 
nur wegen Rechtsfragen (matters of law and equity), wegen 
Zuläfligkeit . oder Unzuläffigfeit ven Beweiſen, und nur auf 
Grund eines fogenannten special case, d. h. ein vom Appel⸗ 
lationsrichter als richtig atieftirten status causae ftatthaft +2). 

Die bisciplinarifche Aufſichtsbehoͤrde ift der Kanzler 74). — 

Neben den Richtern find bie Beamten des Bankeruttgerichts 
zu erwähnen: 

1) Die Regjstrars, unter dem chief Registrer; fungi- 
xend als Actuare in den Sitzungen, ald Secretäre und als De: 
putirte für einzelne ihnen übertragene Gejchäfte — Prüfung 
ber Forderungen, Vernehmung von Zeugen u. f. w. In 2er: 
binderungdfällen Tönnen fie, wichtige Angelegenheiten ausge⸗ 
nommen, ben Kommiſſar vertreten. Der chief Registrar hat 


11) ss. 12, 49, 151, 188, 164, 188. 

12) 14 &. 15 Vict, c. 88, s. 7., früher on einen ber Vicelangler. 

13) ibid. s. 10; über special case, als Mittel eine fratige Rechts frage 
dem Richter zur Entfcheibung vorzulegen, fiebe 8 ‚Blackst. 481. — 

14) 12 u. 18 Vist. c. 106, =» 10, 11, 19 — 21. 
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das Regiſtraturweſen, die Aufbewahrung ber Protokolle und ber 
Acten unter ſich 5). 

2) Der Accountant in bankruptey, ber Depoſitalren⸗ 
dant des Gerichts, betraut mit Aufficht, Verwaltung und Rech⸗ 
nungsführung über die aus den Konkursmaſſen fließenden, bis 
zur Vertheilung in die Bank von England eingezahlten Gel⸗ 
ber 16), 

3) Die official Assignees Das Gefeh ? ) ermächtigt 
ben Kanzler aus Kaufleuten, Malern, Rechnungsführern und 
fonftigen Handeltreibenben für London und für die Grafichaften 
eine Anzahl von Perſonen (nicht über 60) zu ermwählen, bie 
in den Konkurſen als Offizialverwalter, official Assignees 
fungiren ſollen. Aus ihrer Zahl emennt der Kommiffar für 
jeden einzelnen Konkurs Einen zum official assignee, um ſo⸗ 
wohl bis zum Eintritt der von den Gläubigern ermählten Ver- 
walter als Interims-Curator die Gläubigerfchaft zu vertreten, 
als auch demnächſt mit jenen gemeinfam, als Organ des Ge- 
richts, Adminiftration nnd Liquidation der Maſſe zu betreiben. 
Seine Rechte und Pflichten werden fpäter erörtert werben; bier 
genüge die Bemerkung, daß er, als Beamter des Gerichts, der 
Autorität und ber Inftruftionen de Kommiſſars unterworfen 
At Wie die Ernennung, fteht auch die Entlafjung der er 
verwalter beim Kanzler 18). — 


"63. Vorausſetzungen des Konkurſes. 
1) Der Semeinfhuldner. 


Das Konkuröverfahren findet Anwendung nur auf Hanbel- 
und Gewerbtreibende — traders; das engliiche Recht kennt daher 


15) ibid. s. 26 — 80. 

16) ibid s. 81 — . 87. 

17) 1 & 2 Will IV. c. 56, s: 225 5& 6 Vict. c. 122, 48 m 

18) 12 & 18 Vich. c. 106, s. 88 — 45. Die Einrichtung, flänbige 
Beamte für bie vom Gericht zu ernennenben Verwalter zu haben, 
bat fi in England fehr bewährt; fie bat auch in bem belgifchen 
Fallimentgefeg v. 18. April 1851 Nachahmung gefunbert. 
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hir den ſ. g. kaufmänniſchen Konkurs. Ihn auf Nicht⸗ traders 
auszudehnen, verbot nicht ſo ſehr die Strenge der Bankerutt⸗ 
geſetze, als deren Milde, die ihren Grund in den eigenthüm⸗ 
lichen Erſcheinungen des kaufmaͤmniſchen und gewerblichen Ver⸗ 
kehrs hat. Erſt in neuerer Zeit iſt für die nicht dem Konkurs⸗ 
recht unterworfenen Perſonen, ein beſonderes Inſolvenzverfahren, 
nach Art der —— in der Exekutionsinſtanz geichaffen } 
worden 29). 

Der Begriff kader hat ſich allmaͤhlig mehr und mehr 
erweitert; wir jahen bereit3 oben die bejchränkte Auffaffung 
beffelben in dem Statut 13 Eliz. c. 7.; bie fpätern Gefebe 
fügten, je nach dem Bedürfniß, neue Perſonenkategorien in den⸗ 
jelben ein, und gelangten jchlieglih babin, den gefammten 
Handels- und Gewerbebetrieb mit jenem Ausdrucke zu umfaflen. 
Die neue Konkirsordnung hat übrigens nur bie in ben Gefehen 
zerftreut fich findenden Beftimmungen confolidirt, ohne an dem 
Rechte felbft zu Ändern. Darnach find traders: 

1) Alle Perfonen, die. den Manrenhanbel durch Kauf, 
Tauſch, Kommiſſion, oder ſonſt, im Gros, oder im Detail 
betreiben; 

2) Alle, welche in eigenem Namen oder als Agenten und 
Kommiſſionäre Anderer Kauf und Verkauf, Kauf und Ver: 
miethung, ober Verarbeitung von Waaren und Sachen zu ihrem 
Gewerbe machen (seek their living); außerdem: - 

3) Speziell aufgeführte Perſonenkategorien, die theild dem 
Handelöverkehr nahe jtehen, jo: Bankiers, Mäfler, Auctionato- 
ren, Schiffsrheder, Seeverficherer, Notare, theils im Gewerbe- 
betrieb eines gewiſſen Kredits nicht entbehren Können, wie 
Apotheler, Baumeifter, Bleicher, Faͤrber, Quchbereiter, Müller, 


19) Died Snfolvengverfahren bient bauptfächlich dazu, ben ehrlichen aber | 


zahlungsunfähig gewordenen Schulbner vor ber Perfonalhaft zu 
hüten; auch Handeltreibende, beren Schuldenlaft weniger ala L800 
beträgt, Fönnen ber Wohlthat bes Verfahrens tbeilbaft werben; cf. 
48 Geo. III, c. 128; 7 Geo. IV. c. 87; 1 & 2 Vict. 0.1105; 5&6 
Viet, e. 116, und 7 & 8 Vict. c. 96. 
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Drader, Oaſtwirthe, Viltnaltenhänster, Fuhrleute, Stallver⸗ 
mieiher, Viehhaͤndler, Markigäriner u. a. m. 

Ausgeſchloſſen find; nach den Worten des Geſetzes: "Pächter, 
Biehmäfter, gemeine Tagelöhner und Lohnarbeiter, Eteuerein- 
nehmer und Mitglieder von Actiengejellichaften als folche 20); 
dem Sinme beffelben entfprechend, überhaupt diejenigen, weldhe 
den Handel nicht gewerbsmäßig oder nicht ala jelbitändiges Ge- 
ſchäft, ſondern nur als untergeorbneten Zweig einer andern 
Thaͤtigkeit, 3. B. als laͤndliches Nebengewerbe betreiben. 


8.4. 2) Acts of bankruptey. 


Die Frage, wann und unter welchen Umſtänden ein Handels 
unb Gewerbtreibenber banferutt?°) wird, beantwortet das Geſetz 
mit Aufzählung einer Reihe von Thatſachen, die, als acts of 
bankruptcy qualifizirt, den Eintritt des formellen Konkurſes 
zur Folge haben. Das englifche Necht vermeidet es aber durd) 
allgemeine Ausdruͤcke (Inſolvenz, cessation de paiements, 
Zahlungßeinftellung), wie fie in andern Konkursgeſetzgebungen 
ſich finden 2?) dic Vermögenslage eine? Schuldners zu bezeichnen, 
welche den Ausbruch des Konkurſes nach ſich zieht, Mag dieſe 
Eigenthümlichkeit in der hiſtoriſchen Entwidelung ihren Grumd, 
mag daran bie Abneigung der Engländer gegen abitrafte theo- 
retiſche Säte Antheil haben, — Beranlaffung zum Tadel giebt 
fie nicht. Denn jene allgemeinen Begriffe werben in der Praxis 
ſtets Schwierigkeiten darbieten, und den Nichter, in befien Er- 
meſſen fie geftellt find, leicht auf die beiden gleich gefährlichen 
Abwege führen, entweber vorſchnell, auf zmeifelhafte Anzeigen 


20) 12 & 18 Vict. c. 106, s. 65; s. 66 unterwirft auch Parlaments: 
mitglieber, wenn traders, dem Bankeruttgeſetz. 

21) Wir. behalten dieſen Ansbrud, als am beften bem engfifchen Bank- 
rupt entfwecchend, bei, ohne damit nur bie kriminalrechtliche Bedeu⸗ 
tung zu-verbinben. 

29) Code. -de commerce 487, 441; Loi sur les faillites eta, 8. Juni 
1888, 487; Belzgiſches Fallimentsgefeh v. 18. April 18515 Preuß. 
Konkursordnung v. 8. Mai 1856 ; $. 118. 
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hin, ben Konkurs zu eröffnen, dadurch aber nicht nur den Kre⸗ 
dit des Betroffenen zu vernichten, ſondern auch verderblich in 
das allgemeine Handelsvertrauen einzugreifen; oder, was häufiger 
gejchehen wird, vollftändigen, ſchwer zu erbringenben Beweis 
der Inſolvenz zu verlangen, und dadurch die Konkurseroͤffnung 
zur Gefährdung der Intereſſen der Gläubiger zu verzögern. 
Bor beiden Abwegen ſcheint das englifche Recht den Richter be- 
wahrt zu haben. 

Die acts of bankruptey, welche das Geſetz aufftellt, 
betreffen ſaͤmmtlich das (handelnde oder duldende) Verhalten des 
Schuldners, und find theils folche, bei denen bie Abſicht jenes, 
feine Gläubiger in ihren Rechten zu kränken (to defeator delay 
his ereditors) obgewaltet haben muß, theils folche, die ohne biefe 
Anficht den Bankerutt herbeiführen. Die erſte Kategorie umfaßt: 

1) Sewifle Dispoſitionen des Schuldners, über feine 
Perſon, bie, in jener Abficht vorgenommen, ben Charakter 
ber Rechtswidrigkeit an ſich tragen. Der Schuldner begeht 
daher Bankeruttafte (wir glauben das englifche Wort hierdurch 
wiedergeben zu bürfen), wenn er zus Kränkung feiner Gläubiger: 

außer Landes geht, oder außer dem Lande bleibt; wenn er 
feine Wohnung verläßt, oder ſonſt von - feinem: gewöhnlichen 
Sefchäftslocal, der Börſe und andern Orten, wo feine Gläubt- 
ger vernünftigerweife ihn erwarten Fünnen, fich fern hält (other- 
wise absent himself)?2); wenn cr ſich zu Haufe Hält (begin to . 
keep his. house), ſich 3. B. ohne triftigen Grund vor allen 
oder. gewillen Gläubigern verleugnet; wenn er ferner für eine 
Nichtſchuld fich verhaften läßt, ober freiwillig Perfonalhaft 
duldet (um etwa feine Gläubiger zu einen Accord gefügiger zu 
machen), wer er abfichtlich der richterlichen Ladung fich entzieht 
und dadurch fich und jein Vermögen Zwangsmaßregeln ausſetzt. 
Es gehören ferner dahin: 


23) Ueber bad „absent himself“ fin eine Menge von. CEntſcheidungen 
ergangen, deren Reſultat im Texte zufammengefoßt iſt; Fein: Fall 
geht jedoch fo weit, das bloße Nichteinhalten des Verſprechens, ben 
Gläubiger in feiner. Wohnung zu treffen, al ‚act of. iz zu 
qualifiziven. 
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2) Difpofitionen des Schnldners über fein be⸗ und unbe 
wegliches Vermögen, in Form von Echenfungen, Vergabungen 


oder jonftigen Veräuflerungen, a —— bie 
Gläubiger zu bevortheilen ober in ihren Rechten zu kraͤnken, ge: 
troffen find??). Welche Rechtshandlungen bhierunter fallen, 
wird fich fpäter zeigen. — 

Acts of bankruptey der zweiten Kategorie begeht: 

1) Wer wegen Geldſchulden Tänger als 21 Tage in Per: 
fonalhaft geblieben, oder aus verfelben, auch nach kürzerer Seit 
entflohen iſt; 2) 

2) Wer vor dem Bankeruttgerichte ſeines Wohn- ober 
Gefchäftzortes die fchriftliche, von einem Anwalt atteftirte Er- 
Märung feiner Inſolvenz abgiebt;2e), ober: 

3) Auf Einleitung des gerichtlichen Accordverfahrens mit 
ven Gläubigern (arrangement under control of the Court, 
ſ. Ipäter) anträgt, aber einen abweiſenden Beſcheid dei, Gericht? 
erhält; — jofern in beiden Fällen der Antrag auf Konkurser⸗ 
öffnung binnen zwei Monaten feit der Abgabe ver Erklärung 
oder dem abweiſenden Beſcheide, angebracht wird 27); ferner: 

4) Wer mit ‘dem die Konkurderöffnung beantragenden 

Gläubiger Unterhanblungen eingeht, die ihn vor ben übrigen 
Eläubigern bevorzugen würben 2°); 
: 5) Wer eine außgeurtelte, zur Erecution ftehende Gelb: 
ſchuld nicht binnen fieben Tagen nach fchriftlich zugeſtellter 
Zahlungzaufforberung bezahlt, oder den Gläubiger jonft befrie- 
digt; oder Wer, zur Zahlung einer Gelbfumme durch Dekret 
eine® Court_of Equity angewiejen, dem, ihm wenigſtens fieben 
Tage vor dem peremtorifchen Zahlungstermin zugeftellten @e- 
richtsbefehl, nicht nachkommt; in beiden Fällen gilt der achte 
Tag ala Zeitpunkt des act of bankruptcy?®). 


24) 12 & 13 Vict. c. 106, s. 67. 

25) ibid. s. 69. 

26) ibid. s. 70, 17 & 18 Vict. c. 119. s. 16. 

27) 12 & 18 Vict. c. 106, s. 70, 74: 

28) ibid. s. 71. 

29) ibid. s. 72, 78. s. 74 & 75 qualifiziren noch einige andere, bier zu 
übergehenbe Fülle als acts-of bankruptey. 
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Hieran ſchließt fi ein durch die neue Konkursordnung 
ind Leben gerufenes, höchft praßtiiches und fich zur Nachahmung 
empfehlende3 Verfahren an, wodurch auch Gläubigern, die noch 
feinen erecutionzfähigen Titel haben, aber die Zahlungzfähigfeit 
oder Willigfeit ihrer Schuldner bezweifeln, die Möglichkeit ges 
geben wird, ihre Geld Forderungen entweder auf ſchleunige 
Weiſe befriedigt zu jehen, ober den Konkurs des Schuldners 
herbeizuführen. Das Verfahren iſt folgendes: der Gläubiger 
jtellt eine fpezielle Aufmachung feiner Forderung, nebft Auffor- 
berung fofortiger Bezahlung entweder dem Schuldner perjönlid) 
oder einem feiner Hausgenoſſen in der letzten bekannten Woh⸗ 
nung zu; beeibet demnächſt in einem Affıdavit die Richtigkeit 
feiner Forderung, die erwähnte Zuftellung, und daß fein Schuld: 
ner trader im Sinne dei Banferuttgefeßes, und reicht diefe Ur— 
kunde nebft Abfchrift der Zahlungzaufforderung dem Bankerutt⸗ 
gerichte ein30). Der Kommilfar deſſelben Tabet darauf ben 
Schuldner zu einem beftimmten Termin vor fih®!). Erjcheint 
er, und anerkennt die ganze Schuld, fo muß er eine darüber 
aufgenommene Erklärung unterzeichnen, die demnächſt bei den 
Acten einregiftrirt wird”). Innerhalb ber folgenden fieben 


80) ibid. s. 78. n. fi. Affidavit ift bekanntlich eine durch einen Eid be- 
Fräftigte Erflärung. Zur Abnahme berfelben find verfchiedene rich: 
terliche, Bürenu: und Kommunalbeamte befugt, s. 243. 

31) ibid. s. 78. Wir laſſen das Formular ber Vorlabung folgen: Durch 
diefen Befehl werdet Ihr Hiermit aufgefordert wor bem Bankerutt⸗ 
getichte, Basing-hall-street, City of London, am 4 Januar 1858 
10 Uhr V. M. perfönlich zu erfcheinen; Ihr werbet zugleich hierdurch 
benachrichtigt, daß ber Zweck diefer Vorladung ift, feftzuftellen in ber 
burch daß Banferuttgefeb von 1849 vorgefchriebenen Art und Yorm, 

ob Ahr die Forderung be A. B., ber von Eud bie Summe von 
200 2. als Schuld verlangt, oder einen Theil berfelden anerkennt, 
oder ob Ihr gute Einreden gegen biefe Forberung zu haben vermeint. 
Ahr habt den Termin, auf Eure Gefahr, nicht zu verfünmen. — 
Gegeben unter meiner Unterfehrift den 27. Dezember bed Jahres 
unſres Herr 1857. 
An E. F. C. D. Kommiſſar. 
82) Das Anerkenntniß wird in folgen der Art gefaßt: 
Heitfärift für Handelsrecht. 4 
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Tage muß er dann die anerkannte Summe bezahlen oder den 
Gläubiger deretwegen ſonſt ſicher und zufrieden ſtellen, widrigen⸗ 
falls am achten Tage Bankeruttakt gegen ihn vorliegt, ſofern 
binnen zwei Monaten Antrag auf Konkurseröffnung eingeht. 
Bei einem theilweiſen Anerkenntniß wird ebenſo verfahren. Macht 
der Schuldner gegen das Ganze oder einen Theil Einreden, ſo 
muß er (neben dem etwaigen theilweiſen Anerkenntniſſe) eidlich 
unter feiner Unterfchrift verfihern, daß er begründete Einwen⸗ 
dungen gegen die Yorberung zu haben glaube (a good defence 
upon the ments of the cause) ®?), und außerdem auf 2er: 
langen des Kommiſſars fich mit noch zwei ficher befunbenen 
Perſonen folidarifch urkundlich verpflichten, eine, von dem Nic: 
ter zu arbitrirende , die Forderung und Koften deckende Summe, 
für den Fall feines Unterliegen? i1 dem von dem Gläubiger 
demnächſt anzuftellenden Prozeſſe, zu bezahlen. Statt des ges 
richtlichen Anerkenntniffe® genügt ein außergerichtliches, wenn 


Banferuttgeriht, Basinghall street, Lonbon, 
1. Dezember a. d. 1867. 


Da ic, ber unterzeichnete E. F. vor dieſen Ehrenwerthen Gerichts⸗ 
bof geladen bin, zum Zmed, in ber durch dad Bankeruttgeſetz von 
1849 vorgefchriebenen Art feitzuftellen, ob ich, oder ob ich nicht die 
Forderung des A. B., ber von mir bie Summe von 2. 200 verlangt, 

. oder einen Theil derfelben anerfenne, oder ob ich gegen biefen Anz 
ſpruch oder einen Theil deſſelben, gegründete Einreden zu baben 
vermeine; — fei ed daher kund und zu willen, baß ich, ber befagte 
E. F. hierdurch befenne, bem befagten A. B. auf Höhe ber erwähn: 
ten Summe von 2002. verſchuldet zu fein. — E. F. 


88) ibid. s. 79 — 82. Die Erflärung lautet in biefem Falle (unter 
Üeglaffung bed Eingangs): 

Nachdem E. F. an gebachtem Orte und Tage vereibigt worden, 
fagt er au feinen Eid, daß er wirklich überzeugt fei, gegründete 
Einreden gegen ben Anfpruc des A, B. zu haben, ber von befagten: 
E. F. die Summe von 2.200 als Schuld fordert, bie angeblich 
E. F. dem A. B. laut des Lehtern Affidavit vom —, eingetragen bei 
dieſem Ehrenwerthen Gerichte, verſchuldet. — 

E. F. 

Beſchworen vor mir. C. D., Kommiſſar. 
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ber Schuldner durch einen von Ihm erwählten Anwalt über bie 
Folgen feiner Erflärung belehrt, fie in feinem Beifeln unter 
jehreibt, und auch der Anwalt darin feine Zeugen: umb Belftand- 
haft atteftirt 2): Verweigerung der Unterfchrift des gerichtlichen 
Anerfennungsprotofoll3 gilt ala — des Anerkenntniſſes 
ſelbſt. 

Bleibt der Schuldner ohne triftigen Grund im Termin 
aus, oder will er, wenn erſchienen, weder anerkennen, noch die 
eidliche Erklärung abgeben und die erwähnte Verpflichtung ein⸗ 
schen; oder bleibt er bei einem theilweifen Anerkenntniffe in 
Betreff des Ueberreſtes Fontumar, fo tritt mit dem achten Tage 
nad) erhaltener Terminsladung act of bankruptey ein, fofern 
er nicht bis dahin ober binnen der von dem Kommiſſar etwa 
feftgefetten Yängeren Friſt den Gläubiger bezahlt, oder fonft bes 
friedigt, oder vor Gericht die vorgefchriebene Verpflichtung nach⸗ 
holt. Auch bier muß jedoch der Antrag auf Konkurzeröffnung 
binnen zwei Monaten nach Einreihung des Affidavit ungern 
werben *). 


Zum Schluß einige allgemeine Bemerkungen. Cinzelne 
Banferuttalte gelten als folche nur binnen einer kurzen Friſt, 
wie wir geſehen; auch die Wirkfamkeit der übrigen it an 
die Dauer von 12 Monaten gefnüpft; jo daß fie nach Verlauf 
biefer Zeit der Konkurseröffnung nicht mehr zum Grunde gelegt 
werben konnen?6). Die Bedeutſamkeit der acts of bankruptey 
wird aber dadurch nicht befeitigt, daß ber Schuldner jpäter aufhört 
trader zu jein; ja ein ſolcher kann auch nach Aufgebung feines 
Geſchäfts noch acts of bankruptey begehen, bie den Konkurs nach 
fich ziehen, jo fern aus ven Umständen erhellt, daß die betreffen- 
den Thatjachen ſich aus ber Zeit feines Gejchäftäbetriebeg her: 
jchreiben. Die früher geltend gewejene, aus der ftrafrcchtlichen 
Auffaffung des Bankerutts entfprungene Anficht, daß die acts of 


84) ibid. s. 84. 
85) ibid, =. 80, 82. 
86) ibid. s, 88, 
4? 
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benkruptey ftriftifjime zu interpretiren und nur in England 
- jelbit, nicht im Auslande begangen werben fünnen, tft gegen: 
wärtig befeitigt37). 


6.5. Die Eröffnung des Konkurſes; 1. Der Antrag. 


Tas Konkurßverfahren, zu defien Tarftelung wir überge: 
ben, beginnt mit der Konfurseröffnung Bankerutterflärung adju- 
dication of bankruptey). Der Richter eröffnet aber den Konkurs 
entweber auf Antrag eines Gläubiger, oder (cine Verbeflerung 
der jüngften Zeit3S) auf Anfuchen des Gemeinſchuldners jelbit. 
Fin Einfchreiten des Nichterd von Amtswegen, wie es andre 
Nechte, unbefchräntt oder unter Mobificationen gejtatten 39), kennt 
dag englifche Gefeb nicht; wie benn dem englischen Volksſinne 
unanfgeforbertes Eingreifen ber Behörden in die Privatrechtöfphäre 
zuwider ift und das Recht jedem Einzelnen es überläßt, zur 
Wahrung feiner Gerechtfame nad) eigener Einſicht dag Nötbige 
zu thun. | 

Der Antrag eined Gläubigers (petition) auf Konkurser⸗ 
Öffnung ift an verjchievene Bedingungen gefnüpft. Bor Allem 
ind Betrag und Beichaffenheit feiner Forderung in Betracht zu 
ziehen. Betreff? des erftern geht das englifche Recht von der Er- 
wägung aus, daß mit der Höhe der Forderung auch das Inte— 
reffe des Gläubiger? an den Vermögensangelegenheiten feines 
Echuldnerd Hand in Hand gehe; dad größere Intereſſe aber ver: 
mehrte Befugnifje in der Einwirkung auf jene Angelegenbeiten 
nach fich ziehe; daß hiergegen die theoretiſch anerkannte Gleichbe⸗ 
rechtigung aller Gläubiger zurücktreten und die Augübung ge: 
wiffer Befugniffe an einen Minimalbetrag der Forderung geknüpft 
werben mäfje, wobei den Minderberechtigten in der Vereiniguug 
ihrer Anfprüche ein genügender Schutz gegen die prävalirenden 
Gläubiger geboten ſei. Das Princip findet ſich bereit in6 Anna 
c. 22, und ift bis auf bie nenefte Konkursordnung feftgehalten. 


87) Smith, merc. Law, 571, 572. 

88) 7 & 8 Vict. c. 96. 

89) Lois sur les faillites v. 8. Juni 1898, 440; Preuß. Konkursorb⸗ 
nung dv. 8. Mai 1855. $. 118, 119. 
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Darnach muß ein einzelner Gläubiger (Gefellfchafter gel: 
ten ala eine Perfon), der die Konkurzeröffnung beantragt, eine 
Forderung von minbeften? L. 50, zwei antragende Gläubiger 
Forderungen von zufammen 2. 70, drei oder mehr Antragfteller 
zufammen wenigfteng 2. 100 zu fordern haben #0). 

Die Beichaffenheit der Forderung ift zwar nicht durch bag 
Geſetz, wohl aber durch die Prariß näher feftgeftelt. Es muß 
eine Geldſchuld von beitimmtem Betrage, zu Recht beftehend 
(unverjährt) vor einem Bankeruttact entftanden, und aus bem 
Handel = oder Gewerbebetrieb des Kridars entfprungen fein, oder 
wenigftend währenb ber Dauer deſſelben beftanden haben. Nicht: 
fällige Forderungen ftehen ven fälligen gleich *2). 

Das Geſuch, deſſen Inhalt nur allgemein die Voraus⸗ 
feßungen des Konkurſes angiebt, ift von dem Gläubiger im Bei: 
fein eine Advokaten (solieitor), der zugleich die Sache vor Ge- 
richt zu vertreten bat, zu unterzeichnen), burch Affidavit zu 
befräftigen, und fobdann in dem Büreau des Tompetenten Gericht? 
zur Eintragung auf den Record (filing) zu präfentiren. Kom: 
petent ift das Gericht, in befjen Sprengel der Gemeinjchulpner 


40) 12 u. 13 Vict. c. 106, s. 91. 
41) Smith, merc. law, 578 ff. 
42) Für diefen Antrag ijt folgendes Formular gegeben: 
An den Bankeruttgerichtshof, für London. 
Died ehrfurchtövolle Geſuch des A. B. trägt vor: 
Daß C. D., ein Hanbelgmann und feit länger als 6 Monaten in 
ben Diftrift dieſes Ehrenwerthen Hofes anfäffig, bem Imploranten 
die Summa von 2. 50 verjchuldet, und daß befagter C. D., wie 
Implorant in Erfahrung gebracht, und glaubt, vor Kurzem einen 
Bankeruitact im wahren Sinn und Meinung bed Bankeruttgeſetzes 
begangen bat. 
Implorant bittet daher ehrfurchtsvoll, daß, auf Beweis bed Er: 
forberligen, bie Bankferutterffärung gegen befagten C. D. außgefpro: 


n iwerbe. 
* A. B. 


Unterzeichnet vom Imploranten am 10. Dezember 1857 
in Gegenwart von E. F., Anwalts in Sachen dieſes Geſuches. 
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feit wenigftend ſechs Monaten gewohnt over fein Gefchäft betrieben 
hat 2). Der Regiſtrar beforgt bag „ſiling,“ vermerkt das Geſuch in 
feinem General-Repertorium (general docketbook 4) und legt je: 
ned demnächſt dem betreffenden Komntiffar vor. Mit der Eintragung 
des Geſuchs ift die Cache anhängig gemacht; bebeutfame Folgen bati- 
ren von dieſem Zeitpunkte, wie ſich Tpäter zeigen wird; in diefer Be- 
ziehbung fteht dag „flling of the petition‘* dem frühern Erlaß 
des fiat ſeitens des Kanzler (ſ. oben) gleich *°). 

Das Geſuch des Gemeinſchuldners um Konkurseröffnung 
gegen ſich iſt nur ſtatthaft, wenn er vorher feine Inſolvenzerklä⸗ 
rung bei Gericht abgegeben hat, und wenn zugleich fein Vermögen eis 
nen nachweißbaren Neinertrag ben minbejtend 150%. zu gewäh> 
ren vermag. Im Uebrigen gilt wegen ber Korm und ber Ein- 
tragung das eben Gefagte*®). 


6.6. 2. Das Verfahren. 


Die Richtigkeit ber in dem Gefuche vorgetragenen wefentli: 
hen Thatfachen (namentlich da3 Vorhandenſein eines Bankerutt: 
actes) müflen dem Nichter zur Weberzengung dargelhan fein, ehe 
er zur Konkurseröffnung jchreite. Bon Amtswegen veranlaßt 
er bie Causae cognitio jedody nur, wenn ber Kribar ſelbſt Pro: 
vokant ift; provozirt ein Gläubiger, fo Tiegt, wie in jedem andern 
Prozeſſe, ihm es ob, die nöthigen Beweiſe zu erbringen, die Cache 
zu betreiben, ja ſogar bi? zur Wahl ber Verwalter bie etwaigen 
Koften vorzufchießen (() Erwirkt er binnen 3 Tagen nach Ein- 


43) 12 & 13 Vieh. c. 106, s. 95. Tem ällieſten Richterfommiſſar 
(senior oommissioner) iſt «as jedoch geſtaitet, aus beſondern Grün: 
hen bie Verbanblung an einem andern Gerichte, als bem compe: 
tenten, ftattfinden zu lafien. — 

44) Die Registrars aus ben Graffchaften weüflen an ben Chief Registrar 
in London Abſchriften ihrer Repertore ſenden; ibid. s. 94, 95. — 

45) ibid. s. 90. — 

46) ibid. s. 98; 17 & 18 Viet. c. 119, s. 20 — 22. Urfprünglid 
mußte ber Nachweis geliefert werden, daß bie Maſſe wenigftens 
25% (5 shillings in the poynd) ben Gläubigern gewähren würbe 
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tragung feines Geſuchs, oder in einer ihm geftatteten längern 
Frift nicht die Konkurseroͤffnung fo kann das Gericht einen an⸗ 
bern Gläubiger in den folgenden 14 Tagen in jenes Geſuch ein⸗ 
treten laſſen; meldet ſich aber fein andrer, fo wirb bie Eache re⸗ 
ponirt #?). Der Richter ift übrigen auf bie beigebrachten Beweiſe 
nicht befchränkt, er kann auch, zu feiner Information, Nerfonen, 
von denen cr Aufklärung über wmejentliche Momente erwartet, 
zeugeneiblich vernehmen, und fie zur Edition von Bezug habenden 
Urkunden anhalten +8). 

Ergiebt diefe Causae cognitio, daß das Geſuch nicht ges 
hörig ſubſtantiirt fei, fo weist ver Richter daffelbe zurück (dis- 
miss); anbernfall3 Spricht er die Konkurseröffnung aus (adjud- 
ge the trader bankrupt) und ernennt zugleich einen Offictals 
verwalter (official assignee) für die Mafle; einer Feitfegung 
der Zahlungseinftellung bebarf es nicht; fie fällt mit dem Zeit 
punft des Bankeruttacts zufammen 9). — 

Duplifat des Befchluffes wird dem Kridar zugeitellt ober 
in feinem lebten Wohn = ober Geſchäftslokale gelaſſen, damit er 
binnen einer bejtimmten 7 — 14 tägigen Frift die Gültigfeit 
deſſelben anfechten Fünne. Thut er es, und es gelingt ihm ber 
Nachweis, bag ber Konkurs, Mangel? woejentlichen Erforderniſſes, 
zu Unrecht eröffnet fei, jo kaſſirt der Richter feinen frühern Bes 
ſchluß (annulis the adjudication) 5%). Wird biefer Nachweis 


47) 12 & 18 Vict. c. 106, 8. 96, 104. — Die vorgefchoflenen Koften 
werben bem Bläubiger als Maflefhulb erſtattet. 

48) ibid. s. 100. s 

409) ibid. s. 101, 102. Zur Vorbengung boswilliger ober frivoler Ans 
träge mußte ber betreibenbe Gläubiger früher auf Höhe von 2. 200 
bem Kanzler für ben ciwaigen Schaden Cautio promissoria leiſten⸗ 
6 @eo. IV. c. 16, 8. 18. &egenwätrtig gefchieht dies zwar nicht 
mehr; dem Schulbner flieht aber frei auf Schadenerſatz ſummariſch 
bei dem Konkursrichter zu Magen, wenn fich ergiebt, daß ber Gläu⸗ 
biger böBtillig ober frivol Dad Konkutsverfahren beantragt hat. — 
19 & 18 Viel. c. 106, s. 267. — 

50) ibid. s. 108, 104. 

Bir geben das Formular diefed Beſchlufſed: 
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dagegen nicht erbracht, ober verfireicht bie Friſt ohne Anfechtung, 
oder geftattet der Kridar es früher, jo macht ber Richter bie 
Konkurgeröffnung jofort in der London Gazette befannt®?). 


Dem Kridar fteht aber auch noch im Lauf der Verhanblun- 
gen, jeboch nur binnen einer kurzen Frift fett der Bekanntmachung, 
die Resciſſionsklage auf Vernichtung des ganzen Verfahren? zu, 
ber ordentliche Nechtäweg gegen die gewillermaßen im Berwal- 
tungswege getroffenen Verfügungen ®?). — 

Mit der Bekanntmachung zugleich anberaumt der Kommij- 
far zwei öffentliche Sigungen (public meetings, sittings) — die 
zweite nicht vor dem 3Oten und nicht nach dem 6Oten Tage feit 
der Belanntmachung; ber erfte Termin ift Speziell zur Mahl der 
Verwalter beftimmt; der zweite gilt als Präckufivtermin für ven 
Kridar, fich feierlich dem Gericht zu ftellen (to surrender) ; beide 
dienen zugleich zur Prüfung der Forderungen. Auch diefe Ter: 
mine werben burch die Gazette befannt gemacht 2). 


In Saden des A. B. 
Banferuttgericht, London, 10. Dezember, a. d. 1857. 
Nach Vortrag ber Verhandlungen in obiger Sache, nad) Anhörung 
beö von A. B. Angeführten, und in Erwägung, baß ber Bankerutt⸗ 
alt, Grund. befien, bie Eröffnung des Konkurſes gegen befagten 
A.B. unter bem 1. Dezember 1857 ausgefprochen worden, nicht 
geeignet erjcheint, biefelbe zu begründen, auch Fein anderer Bankerutt⸗ 
aft zur Aufrechterbaltung berfelben dargethan ift; befehle ich hiermit, 
daß bie gegen beſagten A. B. auögefprodene Konkurseröffnung 
annullirt werde; und ift ſolche demgemäß hiermit null. — 
C. D., Kommiffar. — 

51) ibid. s. 104. Ob die Bekanntmachung aud in andern Blättern er: 
folgen foll, hängt vom Richter ab. 

52) ibid. s. 288; bie Friſt zur Anſtellung diefer Klage Beträgt, wenn ber 
Gemeinſchuldner zur Zeit der Konkurderöffnung im Inlande (United 
Kingdom) ſich befand, 2 Donate, wenn er in Europa war, 3 Mo: 
nate, wenn außer Europa, ein Jahr. — Es fcheint übrigens, als 
ob. gegen ben Gröffnungäbefchluß außerdem noch bie gewöhnliche 
Appellation an bie Lord Justices of Appeal ſtatthahe. ©, 17 & 
18 Vict. c, 119, s. 24. — 

58) 12 & 18 Vict. c. 106, s. 104, 251. 


- 
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S. 2 8. Maßregeln über Vermögen und Perfon bes 
Schuldners. 


Sicherheitsmaßregeln können von dem Richter ſchon vor 
der Konkurseröffnung getroffen werben, wern ber Gemeinſchuld⸗ 
ner ber Flucht oder der Befeitigung feine? Vermögens zum Nach: 
theil der Gläubiger verdächtig ift. In biefen Fällen kann feine 
Verhaftung und die Beichlagnahme feiner Papiere und Effekten 
jofort veranlaßt, bei feinem Wiberfpruch muß jeboch zwiſchen ihm 
und dem betreibenden Gläubiger jummarifch über Zurücknahme 
oder Aufrechterhaltung des Befehls verhandelt werben 9). Nach 
ber Konfurzeröffnung und bis zum Eintritt der gewählten Der: 
walter, liegt dem Nichter und dem Offizialverwalter die Eorge 
_ für Ermittlung, Sicherſtellung und Erhaltung der Mafje ob. 
In diefer Beziehung giebt dag Gefeb nur einige allgemeine Grund: 
fäbe, und überläßt das Detail der Ausführung dem vernünftigen 
Ermeſſen im einzelnen Falle, ohne dem Richter ausdrücklich bin- 
dende Regeln vorzufchreiben. — 

Das Vermögen des Gemeinſchuldners, wo daſſelbe ſich auch 
finde, in Beſchlag und Befiß zu nehmen, iſt Sache des Offizial- 
verwalter8, welchem zu dem Behuf die Gerichtsdiener (messen- 
ger) in feinen Anweifungen Folge zu leiften haben. Speziell 
find fie autorifirt, verfchloffene Räume (Häufer, Zimmer u. f. w.) 
zu erbrechen, und Gegenftände, die der Kridar bei ſich fiihrt, ihm 
abzunehmen. Iſt gegründeter Verdacht, dat Sachen bet britten 
Perjonen verborgen find, jo erläßt ver Richter einen Durchſuchungs⸗ 
befehl (search warrant), ähnlich wie bei Diebftählen >). Aus: 


54) ibid. s. 99. 

55) ibid. s. 106 — 111; 17 & 18 WVict. c. 119, s. 28. Die vorm 
des erwähnten Durchfuchungsbefehl8 bürfte nicht ohne Intereſſe fein, 
er lautet wie folgt: 

Da durch gehörig erbrachte eibliche Audfagen, mir dem unterzeich: 
neten, in Verfolgung eines Bankerutterflärungsantragd vom — ge: 
gen A. B., in Folge deſſen berfelbe bankerutt erflärt worden, handeln⸗ 
ben Kommiſſar des Bankeruttgericht® bie Ueberzeugung gewährt ift, daß 
Verdacht und Bermuthung vorhanden, daß Vermogensſtücke des 
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gefchloffen won der Beichlagnahme find nur die nothbürftigen Klei⸗ 
ber, Möbel, Hausgeräth und Werkzeuge für ven Kridar und feine 
Familie, jevoch nur zum Gefammtwerthe von 8. 20; fie find zu 
verzeichnen, zu taxiren und bleiben in jenes Befit 50). 

Ter Gemeinſchuldner ift verpflichtet, fogleich nach der Kon⸗ 
furseröffnung dem Offizialverwalter feine Handelsbuücher und fon- 
jtigen fein Vermögen betreffenden Papiere zu übergeben, oder an⸗ 
zuzeigen, wo fie fich befinden; er muß zu jeder Zeit auf Verlan- 
gen des Richter über feine Geſchäfts- und Vermögensverhältniſſe 
Auskunft geben; er muß ein fchriftliches Nerfprechen, die Wahr: 
heit zu jagen ablegen, und demgemäß alle ihm vorgelegten Fra- 
gen getrenlich beantworten. Weigert er fich deſſen, ober leiſtet 
* ber Vorladung Feine Folge, jo kann er in Haft genommen werben; 
wiſſentlich faljche Angaben aber, troß jenes Verſprechens, ziehen 
‚bie Strafe des Meineids nad) fih. In gleicher Weife und bei 
Androhung gleicher Strafen kann auch feine Ehefrau vernommen 
werben 5”). Es fteht aber außerdem beim Nichter, eben, ' ber 
Sachen ver Maſſe zu befiten, ober ihr etwas zu verfchulben ver: 
bächtig, ober ber über irgend einen Punkt Auskunft geben ſoll, 
vorzulaben, eivlich oder informatorifch zu verhören, zur SDarle- 
gung von Urkunden anzuhalter, und den Ungehorfamen durch 


befagten A. B. in dem Haufe eines C. D. von — in ber Grafſchaft —, 
verborgen find, und da dieſes Haus bem befagten Gemeinfchuldner 
nicht gehört: fo ermäcdtigt Euch diefer Befehl, kraft bed Bankerutt⸗ 
gefeßes von 1849, unter Zuziehung ber nothwendigen und gehörigen 
Hülfe das Haus befagten C. D.’3, belegen zu — bei Tageßzeit 
zu betreten, bort forgfältig nach befagten Vermögenzftüden zu for 
fhen, unb wenn ihr bei dieſer Durchſuchung irgend Vermögensſtücke 
bed Gemeinfchulbners findet, ſolche in Beſchlag und Belig zu nehmen, 
bamit gemäß ben Beſttimmungen befagten Geſetzes mit ihnen weiter 
verfahren werde. 
Gegeben unter meiner Unterſchrift und dem Gerichtäftegel bed Ban⸗ 
feruttgerichts, Lonbon ben 10. Dezember im Jahre unfred Herrn 1857. 
E. F., Kommiſſar. 

An J. K, meinen Boten und feine Gehilfen. 

86) Neues Reit nad 17 & 18 Vict. c. 119, s. 28. 

87) 13 & 18 Viet. c. 106, c. 105, 117, 118, 260. — 
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Haft zum Gehorſam zu zwingen:®). Wer Sachen des Kridars 
in Sewahrfam hat, muß binnen 42 Tagen „after filing the pe- 
tition“ dem Gericht oder dem Verwalter Anzeige wachen ; wer fie 
verbehlt, wird um 100%. und um ben doppelten Werth berjelben 
zum Beften ver Mafje gebüpt?%). Endlich kann der Richter die 
Poftbehörden anweiſen, während der Dauer von 3 Monaten alle 
für ven Gemeinſchuldner eingehenden Briefe dem Offizialverwal⸗ 
ter zu überliefern, auch diefe Anweilung nach Bedürfniß er- 
neuen 69). : 

Beſitz und Aufbewahrung der zur Mafje gehörigen Sachen 
und Echriften hat ber Offizialverwalter, der jedoch die baaren Gel- 
der, Staats⸗ und andere Werthpapiere (aud) Wechfel), mit Aus⸗ 
nahme eines nach Ermefjen des Richters zur Deckung von Aus⸗ 
gaben genügenden Betrages, zur Bank von England einzuliefern; 
und im Uebrigen bis zum Gintritt der gewählten Verwalter ber 
Difpofitionen über die Subſtanz ſich zu enthalten Bat. Nur 
Maßregeln zur Erhaltung der Maſſe ſtehen ihm zu, und — mit 
Genchmigung bed Richters, der Verkauf von Sachen, die dem 
Verderben ausgeſetzt find, oder deren längere Aufbewahrung der 
Male Nachtheil bringen würde®), 

Wir haben noch die Maßregeln ing Auge zu faflen, bie in 
Betreff der Perſon des Gemeinſchuldners ergriffen werden. Das 
englifche Recht gebt bier von eigenthümlichen Geſichtspunkten 
aus. 


Bereits oben ($. 1) ift darauf hingebeutet, wie allmälig eine 
milvere Auffaffung des Konkurſes die urjprünglich ftrengere ver: 
brangte, benfelben zu einer Wohlthat für ben reblichen aber un: 
glüͤcklichen Schuloner umſchuf, und als einen ber Zwecke des Ber: 
fahrens auch die Befreiung deſſelben von allen Anfprüchen für 
bie Zukunft Hinftellte. Diefe Auffaffung, ſodann die Erwägung, 
daß auch ber in Bankerutt Verfallene für ehrlich zu halten, fo 





58) ikid. s. 120 »- 122, 260, 261. 
59) ibid. s. 269. 
69) ibid, s 124. 
61) ibid. s. 88. 
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lange nicht Beweiſe bes Gegentheils vorliegen ; enblich bie feit 
längerer Zeit in England ſich kundgebende Abneigung gegen bie 
Anwendung ber Perfonalhaft in Givilfachen®?); — biefe Mo- 
mente haben auch im Konkurſe die Feſtſetzung der Haft gegen ven 
Gemeinfchulbner auf möglichft geringes Maaß beichränft. Sie 
ſoll nur dann ftattfinden, (dies läßt fich ala Reſultat der geſetz⸗ 
lichen Beitimmungen feftftellen) wenn der Zweck bed Verfahrens 
ihre Anwendung erheifcht; nicht alfo, um aus ber Perfon bes 
Schuldners ein Erecutiongobjeft neben feinem Vermögen zu ma- 
chen; nicht um ihn ala präfumtiven Betrüger in Unterfuchungs- 
haft zu halten e2); fondern um durch feine Perfon zu feinem Ver: 
mögen zu gelangen, und feine Gegenwart, wenn im Intereſſe der 
Sache erforberlich, zu erzwingen. Diefer Anfchauung entipricht 
- 8, daß ber Schuloner, ſobald er freiwillig fich dem Richter ftelft, 
feinen Verfügungen ſich unterwirft und fein Vermögen ohne 
Rückhalt hergiebt, wie durch Cessio bonorum, vorläufig mit 
ber Haft verfchont wird; und nicht blos im Konkursverfahren, 
fondern auch feinen Gläubigern gegenüber, deren Befugniß, auch 
während bes Konkurſes fih an die Perjon des Schnuldners zu 
halten, an ſich nicht unftatthaft iftee). 

Sp wirkt das Konkursverfahren , das anderwärts bie Haft 
des Schuldners zur regelmäßigen Folge hat, in Englanb gerade 
einen höchft bebeutfamen Schub gegen die Möglichkeit berfelben. 
Allerdingd aber nur, wenn der Schuldner fich dieſes Schuhe 
würbig zeigt. Im Einzelnen geftaltet fich dad Verfahren, wie 
folgt. 

Mit der Bekanntmachung der Konkurzeröffnung ergeht an 
ben Gemeinfchuldner die Aufforderung, fich Tpäteften? in dem zwei- 
ten öffentlichen Termine dem Richter perjönlich zu gejtellen und 


62) f. 1&2 Vict. c. 110; 7 &8. Vict. c. 96, burch welches letztere Geſetz bie 
Schuldhaft bei Yorberungen bis 20 2. ganz aufgehoben warb. 

63) Diefe Zwede find oft genug in ben Motiven ber neuern Konkurs⸗ 
gefeßgebungen angeführt. 

64) Borausgefeht, daß fie auß ber Maſſe ihre Befriedigung nicht fuchen; 
f. fpäter. 
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zu Üiberliefern (to surrender and conform) #5), In der Zwifchen- 
zeit wird feine Inhaftnahme nur veranlaft, wenn er der Flucht 
oder jonftiger Entfernung ober ber Beifettefchaffung ſeines Ver: 
mögen? verdächtig wird ©). Befindet er ſich in Echulohaft, fo 
verbleibt er in derſelben; ja er kann auf Betreiben eines einzel- 
nen Gläubigerd noch während diefer Zeit in Haft genommen 
werben, und dem nur daburch entgehen, daß er fich ſofort dem 
Konkurzrichter überliefert. Die Ueberlieferung geſchieht burch 
perjönliches Gejtellen vor dem Kommifjar, Abgabe und Unter: 
zeichnung einer Erklärung der Unterwerfung unter die Befehle 
bed Gericht? und Ableiſten des Verſprechens, ſich den Bankerutt- 
gejeßen gemäß verhalten zu wollen ®s), 

Durch diefen Act tritt der Gemeinſchuldner, wie unter Die 
Befehle, jo auch unter den Schutz des Gerichts; dieſer zeigt fich 
darin, daß er von nun ab bis zur Beendigung feiner Verhoͤre 
und der Ertheilung des Certificat3 über fein Verhalten nicht in 
Civilhaft genommen werden darf, und wenn er darin fich befand, 
in der Regel fofort auf Anordnen des Richters entlaffen werben 
muß. Ausnahmsweiſe muß er auch ferner in Haft verbleiben, 
wenn Anjprüche wegen betrüglihen oder fonftigen unerlaubten 
Verhaltens die Veranlafjung feiner frühern Verhaftung waren #7). 

Der Schuß bed Gericht? wird aber dem Schulbiter wur zu 
Theil, wenn er ſeinerſeits überall den Anordnungen beffelben 
Folge leiſtet. Daß und wie er über fein Vermögen und feine 
Angelegenheiten vernommen werben Tann, ift früher erwähnt; er 
muß aber auch ferner, was er von feinem Vermögen in Hän- 
den hat, den Verwaltern getreulich überliefern und bei fchmwerer 
Strafe Nichts verhehlen oder über Seite bringen). — Kommt 


65) 12 & 18 Viet. c. 106, s. 104, 119. 

66) ibid. s. 112, 161, 251. 

67) ibid. s. 112 zählt auf: Anfprüche wegen Betrugs, Treubruchs, Ver: 
legung eines Eheverſprechens, Verführung, Ehebruchs, Verläumdung, 
Törperlicher Mißhandlungen, böswilliger Schabenszufügung, boöswilli⸗ 
gen Antragend auf Konkurserbffnung, und wegen Verlegung ber 


Steuergefeke. 
68) ibid. s. 251. 


* 
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er biefen Pflichten nicht nach, oder werben fpäter Thatfachen und 
Umftänve bekannt, die fein Verhalten wor oder nach ber Konkursb⸗ 
eröffmung nicht als conform den Bankeruttgeſetzen erfcheinen Ya}: 
fen, fo ann der Richter ihm ben gewährten Echuß entziehen, 
und es treffen ihn außerbem bie fpäter zu erwähnenden Fol: 
gen ®). — | 
Der Gemeinſchuldner endlich, der fi) dem Gerichte gar 
nicht, das heißt nicht fpäteften® um 3 Uhr Nachmittag am lebten 
Tage ber Friſt Stellt und überliefert, hat nicht nur auf ben vor: 
erwähnten Echuß feinen Anfpruch, jondern macht fich auch eine? 
Verbrechens (felony) ſchuldig, ala deſſen Strafe 7 jährige bis 
lebenzlängliche Transportation oder Gefängniß, mit oder ohne 
Zwangsarbeit, bis auf die Dauer von 7 Jahren angebroht 
it 7), — 
(Zortfegung folgt). 


69) ibid. s. 256. 
70) ibid. s. 251. Er gift als betrliglicher Bankerottirer. 





IV. 
Sur Geſchichte der Inhabrrpapiere. 
Von 


Herrn Dr. Eufer, 
Advokat und Notar zu Frankfurt a. M. 


Sn ber Darjtellung der gejchichtlichen Entwicklung des 
Inhaberpapiers wird daB Geldern'ſche Stadt- und Land⸗ 
Recht für das Oberquartier von Ruremonde von 1619 (gedr. zuletzt 
Venlo 1783 und in Maurenbrecher rheinpr. Landr. IL. 491) 
jelten übergangen. Maurenbrecher (Lehrbuch 1834, ©. 404) 
findet darin bie ältefte und vollſtändigſte Gefetgebung über 
die Papiere au porteur; Dunder und Renaud (Geitſchr. 
für deutjches Recht, V. 46. XIV. 321) heben hervor, daß fchon 
darin der neben dem beftimmten Gläubiger genannte Inhaber 
des Brief? ala u Gläubiger, nicht als bloſer Ceſſio- 
— angeſehen werde; Kuntze (Lehre von den Inhaberpapieren 

. 74. 76) bemerkt, daß es in ber Geſetzgebung bezüglich dieſer 
a einfam baftehe, hebt aber ganz richtig feinen Zuſam⸗ 
menbang mit den in Holland geltenden Rechtganfichten hervor*). 

Es iſt nun gewiß auffallend, daß Obergeldern, in welchem 
feine namhaften Handelsplätze Liegen, jo ausführliche Satzungen 
über ein Inſtitut befigt, deſſen Bedeutung fich doch grade nur 
bei einem lebhaften Hanbelöverfehre zeigen mußte. Dazu kommt, 


*) Vgl. jetzt auch bie fo chen erſchienene Abhandlung von Eigenbrobdt 
in Gerber's und Ihering's Jahrbüchern Bd. II. Ar. 212 ff. 
Anmerk. des Herausgebers. 


. 
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daß auch von einer Fiterärifchen Thätigkeit der Juriſten dieſes 
Ländchens ſich kaum eine Epur zeigt (Maurenbr. vheinpr. Landr. 
1. 487), mithin diefe Geſetzgebung nicht wohl den wifienjchaft- 
lichen Beftrebungen in dem Lande felbft ihre Ausbildung ver- 
danken Tann. Es liegt daher die Annahme nicht fern, daß diefe 
Satzungen aus einem andern Rechte in daS Gelberland nur 
herübergenommen worden fein, wie denn zu damaliger Zeit 
derartige Lebertragungen von Stadt- und Lanbrechten häufig 
genug ftattfanden. Obwohl nun bis jebt ein folder Zufammen- 
bang des Geldern’schen Rechts mit einem andern noch nicht be- 
merkt worden ift, jo fcheint doch allerdingd die Quelle jener 
Satzungen über die Inhaberpapiere in dem Rechte der berühm— 
ten Hanbelsftabt Antwerpen von 1582 (Rechten ende Cos- 
tumen van Antwerpen, ghedruct tot Ceulen 1584) geſucht 
werben zu müſſen. Hier finden fich nemlid) in Cap. 53, art. 
5 — 9 ausführliche Vorschriften über „obligatien inhoudende 
clausule, brengher s’briefs“ unb wenn biejelben auch nicht 
wörtlich mit dem Geldern'ſchen Rechte gleich Lauten, fo ſtimmen 
fie doch nicht nur in dem Sinne, ſondern jelbft in einzelnen 
Mendungen und Wortfügungen jo fehr mit Letzterem überein, 
daß der Zufammenhang beider Rechte in biefer Tchre nicht zu 
verfennen ift. Da Brabant und Obergeldern damals (1619) 
unter berfelben fpanifch=öfterreichtichen Herrichaft ſtanden, fo 
laͤßt fich diefe Beziehung auch wohl erklären. 

Es correspondiren nun die art. 6, 7 und 9 des Antwer- 
pener Rechts den Num. 3, 5 und 6 des Geld. Rechts TEL IV. 
tit. 2. $. 2. Der merkwürdige art. 8 des Antw. Rechts, wo: 
nach felbft diejenigen Papiere mit gebachter Claufel gültig fein 
follen, in welchen ber Name des urſprünglichen Gläubigers ein 
fingirter und dieſe Berfon gar nicht „in wejen” wäre, ift in das 
Geld. Recht nicht übergegangen: es jcheint, daß dieſe Beitimmung 
welche den Inhaber des Papiers gänzlich von dem benannten, 
urjprünglichen Gläubiger losreißt und überhaupt die Benennung 
eines ſolchen als einen reinen Ueberfluß erfennen läßt, in ben 
Augen der Berfaffer des Geld. Rechts zu weit ging. Dagegen 
findet die Nummer 4 des Gelb. Rechts, welche dem Inhaber 
ein Klagerecht in eigenem Namen zufpricht, ihr Vorbild in ei- 
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nem Bufabartifel, welcher dem Antw. Rechte fpäter beigefügt 
wurde und in ver Ehriftyn’fchen Eammlung aller Costumen 
van Brabandt (Brabands-Recht, Brüss. 1682) I. 454 ab- 
gedruckt iſt. 

Unter allen in diefer großen Sammlung enthaltenen Rech⸗ 
ten ift übrigens nur noch ein einziges, welches ber Claufel 
„van hebber oft brengher s’briefs‘“ erwähnt, nemlich die 1619 
erneuerten Costumen en de’ Usantien der Stadt Berghen 
op-ten-zoom (I. 783). Diefelben aber jchreiben diefer Clau⸗ 
jel in Nentbriefen feine Gültigkeit zu, indem hier der Inhaber 
fih durch einen gehörigen Transport oder fonften ausweiſen 
müffe, dagegen genüge dieſe Elaufel in „personele obligatien“ 
wie dies in den Hanbelöftäbten üblich fei. 
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V. 
Ber Kauf auf Probe oder auf Vefſicht. 


Bom 


Gerausgeßer. 


8.1. 


Das von Neueren al3 Kauf auf Probe, oder Kauf auf Be 
fit bezeichnete Rechtsinſtitut war unftreitig bereit? den Römern 
bekannt, und bei ihnen in häufigem Gebrauch; die wirklichen ober 
vermeintlichen Regeln des Juſtinianeiſchen Rechts Liegen auch ven 
neueren Gefeßbüchern zu Grunde, und bie moderne Doctrin lehnt 
durchaus an fie an. 

So fcheint denn die Aufgabe ber Rechtswiſſenſchaft wie 
der bevorftehenden gemeinfamen Gefebgebung eine verhältnigmä- 
Big leichte. Es gilt nicht, einem neuen Verkehrsinſtitut feine vecht- 
liche Normirung zu geben, und feine Stellung im Rechtsſyſtem 
anzuweifen, wie etwa dem Inhaberpapier, den verfchiebenen Ar- 
ten ber Verficherungäverträge, den eigenthümlichen Gefchäften mit 
Werthpapieren, der Commanditgeſellſchaft — man braucht ja nur 
in den unerjchöpflichen Fortunatsſeckel der Roͤmiſchen Jurispru⸗ 
denz hineinzugreifen, um die leitenden Prinzipien wie deren Con- 
ſequenzen für jede Einzelfrage mit Eicherheit darlegen zu können. 

Dennoch erhebt fich hier cine doppelte Echwierigfeit. Die 
eine tft unferer Lehre mit anderen Anftituten des Civilrechts ge: 
mein: fie Liegt in dem_cafuistifchen unb_uufuitsmatiichen Charak⸗ 
ter der Roͤmiſchen Rechtöquellen, und unierer unauresichenben Kunde 
der Roͤmiſchen Verfchröverhältnifie, auf welche deren Inhalt be: 
rechnet ift. Die zweite, nicht minder erhebliche, beruht vorzugs⸗ 


x 
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welche dureh ben Billen der — IR * — 
Beduͤrfniß enifprechend, bald neu in neuen Formen eniſtehen, 
bald den alten Inhalt unter einem neuen Gewande verbeden, 
Häufig jede auch unter ber alten Hülle einen durchaus neuen 
Rechtölern bergen. Wo dieſe letzte Möglichkeit vorliegt — und 
fie tft für viele Inſtitute unferes heutigen Handelsrecht? zu bes 
haupten — fällt ver Wiflenfchaft die weitere Aufgabe zu, ftatt 
unbefangener Anwenbung bes ermittelten Inhalts der Römifchen 
Duellen , die gegenwärtige Verkehrserſcheinung ſelbſtſtaͤndig zu 
analyfiren, um jo ein ſicheres Urtheil, ſei es über die Anwend⸗ 
barfeit Roͤmiſcher, fei es über die Eriftenz neuerer gewohnheitli⸗ 
cher Rechtöregeln, fei es über die Nothwenbigfeit einer neuen 
Normirung zu gewinnen. 

Eine Reviſion des im Eingange erwähnten Inſtituts von 
biefem Standpuntt aus, erjcheint bringenbes Bebürfniß. Unge⸗ 
achtet bier bie Bearbeiter des Nömischen Privatrechts und ” 
Handelsrechts in erfreulicher Weiſe zufammengewirft haben — 
genügt auf bie bahnbrechende Abhandlung Eropp’3 — 
Abhandlungen Bd. I Nr. 12. Vom Handel auf Beſicht), auf 
die gruͤndlichen Eroͤrterungen v. Vangerow's (Lehrbuch ber 
Pandelten Bd. IIE $ 685), auf bie ſcharfſinnige Entwickelung 
Thoͤl's (Handelsrecht I.$. 71) zu verweilen —, jo ift doch noch 
feine der vielen Streitfragen erledigt, welche | on zur Gloſſato⸗ 
renzeit bie Außleger ber Römifchen Quellen beſchaͤftigt, und ganz 
. neuerbingd die Verfaffer des Preußiſchen Handelsgeſetzentwurfs 
zur wohlberechtigten Klage über die Urificherheit der Theorie ver: 
anlaßt haben. °) Ein Fritifcher Aufbau auch mur der Rämifchen 
Lehre fehlt noch gänzlich, und bie Verwechſelung verjchiedener, 
wie bie Trennung zufammengehöriger Inſtitute mußte nicht al 
lein die bebenklichiten Interpretationsverſuche hervorrufen, ſondern 
auch jeder Haren Einficht ven Weg verfperren. Für die Stel» 
Img im Eyſtem Haben nur Treitſchke (dev Kaufcontract 


1) Entwurf eines Hanbelgeſetzbuchs für die Preußiſch. Staaten. Theil IE 
Metv ©. 184 — 186. 
5*® 
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Leipzig. 1888) und Thöl einige unzureichende Anbentungen 
gegeben. 

Die einzige monographifche Bearbeitung ift die bereit3 er- 
wähnte Abhandlung Eropp’3; zum Theil unferer Lehre gewid⸗ 
met da3 Programm Gengler’3 de emtione venditione, quae 
fit ad mensuram, ad numerationem, pondusve vel ad gu- 
stum. Jena 1814. Tie ausführliche Darftellung bi Glüd 
(Tandeltencommentar XVII ©. 156— 167) iſt eine unfritifche 
Compilation. Die fonflige ältere Litteratur findet ſich vornehm⸗ 
ih in den Pandeftencommentaren zu lib. 18. tit. 1. tit. 6. 
ib. 19. tit. 5., bie neuere in ben Lehrbüchern bes Römifchen 
Privatreht? und Handelsrechts, und wird bei ben einzelnen 
Punkten angegeben und befprochen werben. Bon der auswaͤrti⸗ 
gen Litteratur zeichnet fich die franzöfifche durch Reichhaltigkeit 
auf. 1) 


Die nachfolgende Darftellung zerfällt in 3 Abfchnitte: 


1) Den römifchrechtlichen Theil, in welchem des heuti- 
gen Rechtsinſtituts nur inſoweit Erwähnung gejchehen joll, als 
deſſen onftruction von Neueren aus den Roͤmiſchen Quellen 
verfucht wird. Für die Dogmengefchichte gewähren bie Littera⸗ 
turnotizen des folgenden $. den nöthigen Anhalt. 

2) Die Prüfung des heutigen Nechtsinftitut3, unter ge- 
nauer Berückſichtigung der neueren Geſetzbücher, Gejetentwürfe, 
und der beuffchen wie der aufferbeutfchen Praxis uud Rechtslit⸗ 
teratur. 

3) Refultate für bie legislative Geſtaltung. 

Sollte in der Erörterung des erjten Abſchnitis die vorwie⸗ 
gend Hiftorifch=eregetifche Miethode Bedenken erregen, jo vermag 
ich dem gegenüber nur die Lleberzeugung auszufprechen, daß auf 
diefem, freilich mühlameren, Wege allein eine enbliche Erlebis 
gung der wichtigſten Etreitfragen, welche großentheil® auf ver- 
ſchiedener Quelleninterpretation beruhen, denkbar ericheint. Es 
verfteht fich von jelbjt, daß bie gefchichtliche Erörterung hanbel3- 
rechtlicher Lehren nicht das bebenfliche ‘Privileg größerer In: 
gründlichfeit gegen andere Theile des Privatrechts voraus hat. 
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Erſter Abſchnitt: Bas Römifche Recht. 
Cap. J. Die verſchiedenen Anſichten. 


§. 2. 
en geht dahin, daß. der 


AR. 
S.2. 


- Die siuttinunige Sebre „aller leiter 
in den Quellen mehrfach erwähnte Weinhandel mit Koſten (de- 
gustatio) cine beionder3 ausgebildete species des auf die reine 
Willkühr des Käufers neitellten Baufvertrans fei, für melden 
den 


mern die Formeln si placuerit emtus esto, si dis- 
plicuerit inemtus esto, bei uns bie Klauſeln „auf Beficht" 
„auf Probe” und ähnliche vorfommen, und den wir am tref- 
fendften ald Handel nach Belieben bezeichnen dürften (cf. 
§. 17). Sie fprechen dies entweder ausdrücklich, oder inbirect 
dadurch aus, daß fie einer Verfchiebenheit beider Inſtitute gar 
nicht erwähnen, und noch deutlicher, indem fie für beide biefel- 
ben Quellenbelege anführen *). Der älteren wefentlich eregefi- 
ſchen Quellenbehandlung lag es näher, dieſe Lehren wenigſtens 
Außerlich zu ſcheiden, weil dieſelben in verſchiedenen Pandeltenti⸗ 
teln bargeftellt find. Doch weiſen auch manche von dert Neueren 
auffallenberweife dem Reuvertrag (pactum displicentiae)?), noch 


» Schon Cujaz Comm. in Cod. IV, 48. (Opp. ed Fabrot IX.p. 879.) 
Frantzke Comm. in 21 libros Pand. (Argentor. 1644) ad: lib. 18 
tit. 1 no. 294. 295. 299. Suerin repet. lect. juris civil. cap. 28 


i. f£ (Otto Thesaurus IV. p. 479) Cropp m a. O. ©. 188. 


Mühlenbruch Pandelten II. 6. 395 not. 6. Pöhls Handelsrecht 
1. ©. 170 not. 12. Schraber ad $.4.J. de emt. (8,28). Göſchen 
Borlefungen I. 2. ©. 341.347. Unterholzner Schulbverhältniffe 
U. ©. 254. Savigny Syſtem IH. ©. 191. not. i. Puchta Pan- 
beiten 8. 860 not. i. Thöl S. 297.298. 308. not 25. Vangerow 


II. ©. 452. 453. 454. Sintenis Civilrecht II. $. 116: not 4- 


Seuffert Praft. Pandektenr 8. Aufl. 6. 824 not. 8. Arnbts 
Pandekten $. 301. Mommfen Beiträge zum Obligationenveht I. 
©. 338. Souchay Anmerkungen zur Reformation ber freien Stadt 
Frankfurt II. S. 224. Brinz Pandekten S. 488. Oberappellationd: 
gericht zu Dresden in Seuffert’3 Archiv II. No. 169. 

2) 3 ®. Thibaut Pandekten (8. Aufl.) $. -478. 619. Schweppe 
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Andere fogar der Klauſel si placuerit®) eine beſondere Stelle 
im Syſtem an, ohne fich über dag Verhältniß dieſer fogenann- 
ten „Nebenverträge” zu dem Handel nach Belieben zu erklären. 

Diefe species nun, mitunter fogar bie ganze Gattung ſol⸗ 
her Kaufverträge bezeichnen fie mit dem quellenwibrigen Aus: 
druck einer emtio ad gustum, und aus dem erfunvenen Namen 
zieht Eropp S. 191 Schlüſſe, wie für das Mömifche Recht, fo 
auch für das heutige Inſtitut. 


83. 
Diefer Kauf ad gustum tft, nach ber Lehre Vieler, ſtets ©) 





Röm. Privatrecht 4. Aufl. IL $. 538. 584. Göoſchen Vorleſungen 
IL 2.8. 495 ff. 576. Roßhirt Gemeined Deutfches Civilrecht IL 
6. 427. 429. 486. Puchta Panbeften $. 860. 268. Arnbtis 
Pandekten $. 801. 249. Seuffert Prakt. Bandeltenr. 6. 277. 324 
894. 

8) Frantzke Kb. 18. tit. 1 no. 296 — 298. lib. 16 tit. 6 ne. 82 Mi. 
Boet Comm. adPand. Iib. 18 tit. I no. 24. 26. Kb. 18 tie 8 ne. 8. 
Weſtphal Lehre bes gemeinen Rechts vom Kauf ıc. $. 588 ff. 689. 
685 fi. Glũck XVL ©. 224 — 227. Mühlenbrug UL 6. 396. 
405. Unterholzuer $. 483. Arndts 8. 249. 

4) Soanned, Bulgarus, Placentinus in berGl. si vinum zu 1.1. 
D. de P. et C. (18,6). Frantzke lib. 18 tik 1. no. 204. 298- 
lib. 18 tit. 6. no. 7. 27. 28. 41. Carpzov jurispr. for. pers II. 
const. 26. dec. 28. Lauterbach Colleg. theor. pract. XVII. 6- 
$. 19. & disput. 154 no. 22 (diss. acad. IV). Struv syntagma 
juris eivilis exerc. 23 8. 101. Voet Comm. lib. 18 tit. 1 no. 24 
lib. 18 tit, 6. no. 3. Stryk trect. de jure sensuum diss. 6. cap 
1. no. 18. 15. 16. cap. 2. no. 8.4.5. Hofacker princ. juris III. 
$. 1907. Zitiu 8 jus privat. Romano - Germanicum lib. d. cap. 2- 
8.27. Pothier traitE du contrat de vente no. 310, u. Pandectae 
Justin. lib. 18. tit. 6 mo. 14. 15. Höpfner Institetionem Com- 
mentar $ 871. Weftphal Kauf 3. 583. 585. Shämann Hand: 
buch bed Givilschts IL ©. 218. Gensler a a. O. & 6. 8- 
Schweppe Privatreht IH. F. 588. Thibaut Pandekten 8. Aufl. 
8.473 unb Braun Erörterungen zu Thibaut J. S. 196. Göſchen II. 
$. 495. 498. Roßhirt IL $. 427. 429. Koch Recht ber Forber. 
II. ©. 626. 627. Schilling Inftitutionen TIL $. 291. not. m. n. 
Mommijen Beiträge I. ©. 838. — 
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ober doch in der Regel 9) „ein Inäpenfin dingter Lertrag, ſo⸗ 
mil_beffen Perfection und EN bis zur billigen- 
Su bey Begel : 


den 


naͤmlich es treffe biele an mir — zu, wenn die 


Waare nach Abſchluß des Vertrages in der Gewahrſam des 
Verkäufers verbleibe, inngegeu bei gleichzeitiger Uebergabe bie ent- 
gegengejettte Vermuthung Platz greife). Einige halten, ber Ue⸗ 
bergabe ungeachtet, an der Präjumtion für bie Suspenſtobedin⸗ 
gung feft, fofern nicht erhelle, daß bie Uebergabe lebiglich zur Er- 
fülfung des Vertrags gefchehen jei. Nur im lebten Falle fei re: 
folutive Bedingtheit zu vermuthen 7). 

Die geradezu entgegengejetste Ansicht, nach welcher eine Re⸗ 
ſolutivbedingung ftet? oder doch in ber Regel anzunehmen fei, 
jomit die Gefahr des Untergangs den Käufer treffe, tt zwar in 
der Gloſſe gebilligt, findet jeboch gegenwärtig nur wenige Ver: 
theidiger ®). 

Zwei weitere wichtige Fragen, welche die älteren Ausleger 
ber Romiſchen Quelle vielfach beichäftigt haben, und welchen wir 





5) Glüd XV. ©. 186 ff. Eropp ©. 191 fe Mühlenbruch 
Banbelten U. $. 35. Pöhlsa I. ©. 106. 185. Seuffert $. 277 
not. 6. 5.824 net. 8. Bangerow IL ©. 452. 458. Souday 
D. ©. 224. 

6) Cropp a. a DO. Puchta $. 860 mot. i. K. und Borlefungen, 
Morftadt Kommentar über dad Handelsrecht &. 29. Brindmann 
Lehrbuch des Handelsrechts $. 84. 85 nimmt im erflen Fall einen 
Kauf auf Bericht, im zweiten all einen Kauf auf Probe an. 

T) Treitſchke ©. 109 — 112. 73. 89. 200. Wilda in Weiske's 
Rechtslerifon VI. S. 50. 54. Ehöl S,808. Rediiprüde und 
Gutachten ber Zuriftenfahlltät zu Roftod. Berlin 1846. ©. 8 fi. 
Sintenis IE $. 116 not. 4. Holzſchuher Theorie und Caſuiſtik 
bed Cipvilrechts IE. 2. S. 646. 647. 60. 

8) Azo und Accurfius in ber Gl. „si vinum“ u. „id est perfora- 
tas“ zu L1.D. de P. et ©. (18,6). Urich Huber praelect. 
juris civil. lib. 18 tit. 6. no. 5. Thibant Pandekten in ben Üfteren 
Auflagen $. 175 not. i — I. Trummer Acchiv für Handelbrecht 
1. ©. 388. 389. Benber Ha ap 8. 88. Brinz Banbelten 


8. 41.42 #0. fir ae & 


I 
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in ber Franzoͤſiſchen Rechtälitteratur wiederum begegnen, werben 
von ben Neueren entweber völlig Übergangen, ober, mit feltenen 
usnahmen, verneint: nämlich ob der Prüfungsvorbehalt über: 
aupt oder in gewiflen Fällen jubintelligirt werde), und ob dem 
willführlichen Verwerfungsrecht des Käufers irgend welche Schran: 
en gezogen feien 10). 


Endlich it man zwar ber die Beitimmung der Zeit, in- 


nerhalb deren der Käufer feine Billigung oder feine Mißbilligung 
zu erklären habe, im Weſentlichen einig; nicht dagegen über bie 
Tolgen, welche deren Nichtinnehaltung nach fich zieht. Einige 
erachten alsdann die Bedingung für ausgefallen 1°), Andere für 
eingetreten 12); bie Meiften wollen, ohne fich über bie Perfectiond- 
frage zu erllären, ben Käufer die Gefahr als Folge feiner angeb- 
lichen mora tragen lafjen '3). 


9) Subintelligirt wird der Vorbehalt bei Wein, nad) Martinus; bei 


alfen Dingen, welche gefoftet zu werden pflegen, von ber Mehrzahl 
der Bloffatoren, mit Ausnahme bed Accurſius (Gl. „si vinum“ und 
„refert se“ 1. c.) Ferner von Duaren in lib. 18. tit. 6 D. (Opp. 
1 p. 246 a. €) Suerinl.c. Frantzke lib. 18. tit. 6. no. 29. 
82 — 34. Lauterbach Colleg. th. pract. XVII. 6. $. 19. 20 
u. disput. 154 no. 22. Strup l. c. Die Meiften jeboch dagegen 

Faber Rationalia in Pand. adL 4. $. 1. D. de P. et C. (18,6). 
Stryk tractat. de jur. sensuum diss. 6 cap. 1. no. 9.10. 21 — 24. 


--Brunnemann Comment. in Pand. lib. 18 tit. 1. ad. . 84. no, 12. 
Gensler a. a.O. $6. Glüd XVII. S 1859. 160. Unterbolzner 
II. $. 488. not. a. Treitſchke S. 194. Vangerow IIL ©. 454. 


10) 


11) 


Gegen ben gemeinhin angenommenen willtübrliden Rüdtritt: 
Brunnemann le. Stryk l. c.diss. 6 cap. 2 no. 5. 27. Struv 
l.c. Schömann N. ©. 216 — 219. Thibaut Pandekten, in 
ben älteren Auflagen $. 175 not i. Mit Unterſcheidungen: Unter: 
bolaner IL $. 488. 

Voet Commentar. lib. 18 tit. 6. not. 8. Bangerom IH. ©. 458. 
Puchta Vorlefungen zu $.360. Sintenis 8.116 no. 4. Momm: 
fen Beiträge II. ©. 155. Eigenthümlich Souchay I. ©. 228. 


12) Shömann U. ©. 220. 221. Glüd XVII. ©. 161. Göſchen 


I. ©. 849. Unterholzner I ©. 254. Koch Recht ber Forde⸗ 
rungen II. ©. 627. | 


18) Faber Rakiamalig,ad.I bPc 1 Inte pt. Di de P. et C. (186) 


v 
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$. 4. 

Zu einer ficheren fung aller diefer und anderer minder 
erheblicher Streitfragen dürften wir nur dadurch gelangen, baß 
wir zumächit den einen in den Quellen erwähnten angeblichen 
Hanptfall: ven Weinfauf mit Koften, am paflendften ala Wein- 
probe bezeichnet, für fich behandeln, und ſodann in einem fol- 
genden Gapitel ven Handel nach Belieben barftellen. Daß 
diefe Inſtitute, obwohl ihrem practiichen Zweck nach einigerma⸗ 
Ben verwandt, doch in allen weſentlichen juriftifchen Beziehun⸗ 
gen auseinandergehen, wird fich im Laufe der Erörterung er: 
geben. — 


Cap. II. Die Weinprobe (degustatio). 


I. Quellenzeugniffe. 


$. 5. 

Der Hauptfig unferer Lehre ift der Digeftentitel de pe- 
riculo et commodo rei venditae XVIIL 6, wo fte in folgen- 
ben Fragmenten behandelt wird. 

Ulpian lib. 28 ad Sabinum. 

I.1. pr. Si vinum venditum acuerit, vel quid aliud 
vitii sustinuerit, emtoris erit damnum, quem- 
admodum si vinum esset effusum vel vasis 
contusis, vel qua alia .ex causa. Sed si ven- 
ditor se periculo subjecit, in id tempus peri- 
culum sustinebit, quoad se subjecit; quodsi 
non designavit tempus, eatenus periculum su- 
stinere debet, quoad degustetur vinum, vide- 


Wiſſenbach Exerc. ad Pand. Th. I. disp. 35. lib. 18. no. 26. 
Frantzke lib. 18. tit. 1.nr. 298. Lauterbach Colleg. theor. 
pract. XVIH. 6. $. 29. Struv I. c. Stryk diss. 6 cap. 2. no. 12. 
16. Pothier Pand. Justin. lib. 18. tit. 6. no. 14. 15, Vente no. 
310. Weftphal Kauf $. 583. Gensler 1. c. $. 10. not 20. Haffe 
Culpa $. 90. Trummer im Ardiv für Handelsrecht I. S. 842. 
Thibaut $. 478 not i. Cropp I. ©. 199. Thöl ©. 802. 
Wilda im Rechtslexikon VI ©. 51. GSeuffert $. 277 not 6. 
. Molzſchuher IL 2. ©. 651. Brindmann $..85 not 17. — 
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licet quasi tunc plenissime veneat, quum fue- 
rit degustatum. Aut. igitur convenit, quoad 
periculum vini sustineat, et eatenus sustinebit, 
aut non convenit, et usque ad degustationem 
sustinebit.. Sed si nondum sunt degustiata, 
aignata tamen ab emtore vasa vel dolie, con- 
sequenter dicemus, adhuc periculum esse ven- 
ditoris, nisi si aliud convenit. 

I. 4. pr. Si quis vina vendiderit, et intra diem 
certum degustanda dixerit, deinde per vendi- 
torem steterit, quominus degustarentur, utrum 
praeieritum duntaxat periculum acoris et mu- 
coris venditor praestare debeat, an vero etiam 
die praeterito, ut, si forte corrupta sint, po- 
steaquam dies degustandi praeterit, periculum 
ad venditorem pertineat, an vero magis emtio 
sit solute, quasi sub conditione venierint, hoc 
est, si ante diem illum fuissent degustata? Et 
intererit, quid actum sit; ego autem arbitror, 
si hoc in occulto sit, debere diei, emtionem 
manere, periculum autem ad venditorem re- 
spicere etiam ultra diem degustando praefini- 
tum, quia per ipsum- factum est. 

I. 4. $.1. Si aversione vinum veniit, custodia 

-tantum praestanda est; ex hoc &pparet, si 
non ita vinum venüt, ut degustaretur, neque 
acorem neque mucorem venditorem praestare 
debere, sed omne periculum ad emtorem per- 
tinere. Difficile autem est, ut quisquam sic 
emat, ut ne degustet; quare si dies deguste- 
tioni adjectus non erit, quandoque degustare 
emtor poterit, et quoad degustaverit, pericu- 
lum acoris et mucoris ad venditorem pertine- 
bit, dies enim degustationi praestitutus melio- 

| rem conditionem emtoris facit. 
Gejus libro II. quotidian. rerum. 
I, 15. ®i vina, quae in doliis erumt, venierint, 
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enques, anteguam ab emiore tollerentur, sus 
naturũa corrupta faerint, sigquidem de bonitate 
eorum affirmavit venditor, tenebitur ermtori; 
quodsi nihil affırmavit, emtoris erit periculum, 
quis, sive non degusierit, Bive degustando 
made probevit, de se queri debet. Plane, si, 
quum inielligeret venditor, non duraturam bo- 
nitstem eorum usque ad eum diem, quo tolli 
deberent, non admonuit emitorem, tenebitur 
ei, quanti ejas interessei, admonilum fuisse. 
Bon beſonderer Wichtigkeit tft ferner: 

1.84 $.5 D. de O. E. 18, I. (Paulus libro 83 ad 
Edictum). Alia cause est degustandi, alia 
metiendi; gustus enim ad hoo proßlcit, ut im- 
probare licest, mensura vero non eo proficit, 
ut aut plus, aut minus veneat, sed ut appa- 
rest, quanium ematur. 

Andere weniger erhebliche Fragmente werben weiter unten 
berückfichtigt werben. 

Die nichtjuriftiiche Litteratur gewährt Feine Ausbeute. Wir 
erfahren nur, was fich von felbft verfteht, daß die Nömer bie 
Güte des Weines, wie mancher anderer Gegenftänbe, durch ben 
Geſchmack zu erproben ), und bag fie Wein⸗ Oel⸗ uns Bei 
heſorten als primi, secundi oder sequentis gustus zu claſſi- 
ihren pflegten 2). Erheblicher iſt eine Neapoluaniſche Inſchrift 
(ef. 6.12 a €), vorzugaweiſe foͤrderlich für bie Aare Einſicht 


1) Colamella de R. R. lib. E cap. 8. Mb. I. cap. 2. Teorent. 
Heaut. TI. 1,48. Tacitus Annal. XI. 66. Plinius B.N. lib. ®. 
cap. 82. s. 50 i. £ lib. 21. c. 9. s. 108. lib. 81.c. 10. s. 46. me. 
114. Festus unb Varro de |. 1. V. 8. v. Meditrinalia. Nur 
figürfidh fommen degustare und gustare in anderen Stellen vor z. 2. 
bei Ennius v. 841. (Trag. latin. rel. ed. Ribbeck). Cicero pro 
Archia poeta cap. 8a. . 

3) Columella Mb. HI. c. 2. Das Edict Diocletian’s de pretiis re- 
rum venalium Tarif cap. II. 8. 9. (Mommfen in den Verhandl. 
ber Gächf. Gefelikgeft Vd. II ©. 8 ff.) 
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in unfer Inſtitut jedoch das bei Cato aufbewahrte Formular 
eined Weinhandels, welches die herkommliche Geftalt der Probe: 
claufel genau befchreibt. 
Cato de Re Rustica cap. 148. 
Lex vino in dolüs. 
Vinum in doliis hoc modo venire oportet. Vi- 
ni in culleos singulos quadragenae et singulae . 
urnae dabuntur, quod neque aceat neque mu- 
ceat, id dabitur. In triduo proximo, viri boni 
arbitratu, degustato. Si non ita fecerit, vinum 
pro degustato erit. Quot dies per dominum 
mora fuerit, quominus vinum degustet, toti- 
dem dies emtori procedent. Vinum acecipito 
ante K. Jan. primas. Si non ante acceperit, 
dominus vinum admetietur. — Locus vinis ad 
K. Octobres primas debitur. Si ante non de- 
portaverit, dominus vino quid volet faciet. 


D. Suspenſiv- oder Refolutivbeningung? 


§. 6. 

Nach den vorgeführten Quellenzeugniſſen geht mit der 
Vornahme ner Weinprobe die Gefahr der Weinverſchlechterung 
durch kahnig- und ſauerwerden (periculum acoris et muco- 
ris), welche bis dahin ben Verkäufer trifft, nA aufer 
über. Hierxin Allein wird bie Wirkung ber uäprnbung geſetzt. 

Unzweifelhaft allein davon iſt die Rede in 1.4 pr. und 
1.15 de P. et ©. Dagegen geſchieht im Eingange ver 1.1. pr. 
zwar bed Untergang? des gekauften Weines Erwähnung, allein 
ohne alle Verbindung mit der erſt im folgenden Abſatz erwähn⸗ 
ten degustatio. Wenn, fagt Ulpian, verkaufte Weine fauer 
oder font irgend wie fehlerhaft geworben find, fo trifft biefer 
Schade (der Verjchlechterung) den Käufer — wie e3 benfelben ja 
auch treffen würde, falls der Wein ausflöffe durch Zerbrechen 
ber Gefäße, oder aus anderen Gründen (Gefahr des Untergangs) 
— denn ift der Kauf perfect, fo trifft alle Gefahr ven Käufer 
(1. 8 pr. h. t.). Hat indeſſen der Verkäufer die Gefahr. uͤber⸗ 








2b. 
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nommen, jo trägt er biefefbe jo lange, als er fich berjelben un- 
terworfen hat; ift Feine Zeit dafür feſtgeſetzt, bis zur Aus⸗ 
probung. 

Es wäre nun freilich möglich, bie Gefahr, welche, uns 
geachtet des perfecten Kaufs, ausnahmsweiſe ven Verkäufer 513 
zum feitgejegten Termin, ober bis zur Ausprobung trifft, nicht 
allein auf die DVerjchlechterung, ſondern auch auf den beiläufig 
erwähnten Untergang bes Weines zu beziehen 3) — allein näher 
liegt die Annahme, daß Ulpian in den zweiten und ben folgen- 
den Sätzen nur die Gefahr der Verichlechterung, von welcher 
er im Eingang des Fragments ausgeht, gemeint habe, nicht bie 
lediglich zur Belräftigung der an die Spike geitellten Regel ne 
benbei berührte Gefahr des Untergang?. 

jedenfalls erledigt jich diefes Bedenken durch bie in eng» 
fter Verbindung mit unferer Stelle fiehende 1. 4.8.1 h. t. 

Sit, heit e8 bier, Wein jo verkauft, daß er nicht geprobt 
werben folle (aversione), fo fteht ber Verkäufer weder für ſauer⸗ 
noch für kahnigwerden ein, fondern ber Käufer trägt alle Ge- 
fahr, oder, was daſſelbe jagen will, ver Verkäufer ſteht nur für 
forgfältige Aufbewahrung (custodie) ein. Soll dagegen eine 
Probe ftattfinden, jo trägt der Verfäufer bis zu dem für bie 
Ausprobung feſigeſetzten Termin, oder bis zur wirklichen Probe: 
anitellung die Gefahr des fauer = und kahnigwerdens. j 

Auf den weiteren Inhalt diefes Fragments komme ich ſpaͤ⸗ 
ter zurück. So viel geht aus demſelben jchon bier hervor, daß 
in Srmangelung einer (verabrebeten oder wirklichen) Auspro⸗ 
bung den Käufer alle Gefahr trifft, im alle der (verabrebeten 
oder wirklichen) Ausprobung dagegen nicht die Gefahr des fauer- 


En 


8) Das thut Eropp und folgert gerade aus 1. 1. pr., daß ber Kauf 
ein fuspenfivbebingter fei S. 192: „allein, daß nach diefer Billigung 
ber Handel erft für vollſtändig gefchloffen erklärt, und bis dahin 
jede Gefahr, nicht nur ber Verfchlechterung, ſondern auch bed Uns 
terganges dem Verkäufer auferlegt wird, zeigt deutlich darauf bin, 
daß bad Geſchäft als ein bebingtes angefehen wurbe.“ Cbenfo Thöl 
8.71 not. 25. Gensler $. 6. not. 18, Wnterbolzner DI. 
©. 254 not. p. Ganz verworren Glück XVII. ©. 162. 


at 
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unb Iehnigwerbend, Alle Gefahr aber tft, wie aus buw Ge 
‚genfat hervorgeht, und auch ſonſt feitfteht ©), bie Gefahr bes 
Untergang? und der Verfchlechterung. Die erftere trifft daher 
ſteis den Käufer, mag eine Probe verabredet fein umb ftatifinden, 
oder nicht. 

Hierdurch wiberlegt ſich die ohnehin wilfführliche Ausle⸗ 
gung, dab „im 1.4 pr. & 1 nur exemplicatif von acor und 
wacor bie Rebe jei ®),” oder daß Ulpian „mr um beswillen 
ber Gefahr des Untergangs Feine Erwähnung thue, weil er in 
L4$% 1 ſowohl von bem reſolutiv⸗ ald von dem ſuspenſivbe⸗ 
bingten Handel fprechen wolle ®).“ 

Auf diefen engen Zuſammenhang ber Weinprobe mit ber 
Gefahr der Verichlechterung weiſt auch deutlich dad Gatontiche 
Kanfformular bin — der Grund dieſes Zufammenhangs wirb 
fih umten ergeben ($. 9. 10). 


$. 7. 
Steht es nun amberweitig feit, daß Bei dem wirklich be- 
ingten, nämlidbeu iuspenftubehingten Kauf die Gefahr des 
Untergengä-swährenn ſchwebender Bedingung den Berläufer, = 
Gefahr der Nesihinchterung bagegen den Bäufer trifft 7), 
verhalt ich Riex gexale aumgsßehrt, ſo kann ber —2 
mit Vorbehalt der Präfung nicht ein fuspenſivbedingter, ſon⸗ 
been muß) ein vefglutiobebinater. fs. 





4)1.835.8.7deC.E.1L (18, 1).1.5. deP. et C. (18, 6).1.2C. 
eod. (4, 48). 1.5. 8.2. 3 commodati (18, 6). 17. 8.15 D. de 
pactis (2, 14). Vatic. fragm. &. 16. 

6) Shömann U. S. 218: Gensler $. 6 not. 13, der fich über⸗ 
bie auf bie petitio prinoipli ſtittzt, daß 648 zur. Probe der Kauf im⸗ 
yerfect fei, und bie unrichtige Behauptung, daß ein fußpenflsbebing- 
ter Kauf auf Probe dem Kauf ad mensuram gleichſtehe. Glück 
ZYl. ©. 162, 

6) Unterbolgner IL ©. 254 not. p. 

7) L S pr. L IO pr. D. h t. L5C.nt1.28%.1—1l%4 pr. de 
in diem add. (18, 2) L10 & 4. 5 de J. D. (28, 8). 1. 14 pr. 
de novab (48, 9. Vstic. fragm 5. 16, 28. 
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Es laͤßt ſich indeſſen dieſer Beweis auch auf edere fidheve 

Weiſe aus den Quellen erbringen. 

L In L 34 §. 6 de O. E. (18, 1) hebt Panlus den Unter 
ſchied zwiſchen den Zwecken des Probens (degustere) uns 
des Meſſens (metiri) hervor. Zweck des Probens ſei 
dad Recht der Mißbilligung zu gewähren (ut improbare 
liceat); das Meffen dagegen diene nicht dazu, daß mehr 
ober weniger verkauft werde, ſondern zur Ausmittelung der 
gefauften Quantität (ut appareat quantum ematur). Mit 
anderen Worten: in Folge der Probeanftellung Tann her 
Käufer berechtigt fein, eine gefaufte Ouantität gang oder 
theilweiſe ) zurũckzuweiſen, in Folge bed Meſſens nismals, 
vielmehr dient dad Meſſen entweder zur Individualiſtrung 
bed Eaufobjecis (zum Ausſcheiden aus einem größeren Bor: 
rath), ober zur Feftftelfung des nach dem noch ungemifien 
Maak berungenen Preiſes. R 

In ſolchen Fällen ift nun, wie Paulus in demſelben 

Buche (lib. 38 ad Eid.) jagt, die Perfection bed Vertrages von 

der Srmittelung der Quantität abhängig: 

L8. pr. deP. et C. (18, 6): Et ai id quod we 
nierit apporeat, quid, quele, guansum sit, et 
pretium, et pure veniit, perfecta est emtio. 

Big zur Perfection aber bleibt alle Gefahr beim Verkäufer: 

nam perfecta emtione periculum ad emtorem 
pertinet, 

wie ung für den Fall der nach auszumittelnden Quantität auch 

anderweitig bezeugt ijt 9). Solche umperferte Käufe find freilich 


8) Neuere Beiipiele ſolcher theihweifen Jurüdweiſung beim Probekauf in 
der Hamburgiſchen Zeitſch. für Politik, Handel und Handelsrecht 
Jahrg. III. Bd. I. S. 34 ff, und in ber von Duvergier de la 
vente Nr. 108 begeugien Bordeauxer Usance bein Weinhandel. 

9) L 35. 8. 7. de C. E. (18, 1) — emne periculum ad venditorem 
pertinere. 1. 80. $.5. eod. 1. 1» 5.1 de P. et C. (18, 6) — prius- 
quam enim admetiatur vinum, prope quasi noudum vonit, post 
mensuram factam venditoris desinit periculum. I, 5. od — donec 
admetiatur omne periculum venditoris ost. 1.2 C. do P. et C. (4, 48). 
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Feine bebinigie, wie man gemeinhin annimmt 20). Gegen biefe 
Auffaffung hätte ſchon der Ausdruck des Paulus wahren jollen, 
welcher das pure noch neben der Quantitätgermittelung als ein 
felbftftändiges Moment der Perfection binftellt; und fie ift un- 
vereinbar mit ber, nach ben Not. 9 angeführten Quellenzeug⸗ 
niffen, nicht wegzuleugnenden Tragung des periculum de- 
teriorationis durch den Verkäufer !?). Eie find vielmehr nach 
älterer Noͤmiſcher Anſchauung noch gar feine Käufe, weil ber 
Kauf feiner urjprünglichen Realvertraganatur nad), in welcher 
bingliche und obligatorifche Elemente noch ununterjchieden neben 
einander liegen, einen individuell beftimmien Gegenftand und ei- 
nen genau beftimmten, ſoglelch zahlbaren (wägbaren) Preis ver: 
langte. Allein Pie fpätere Jurisprudenz hielt die Verbindlichkeit 
für beide Theile indirect dadurch aufrecht, daß fie biefelbe als 
„gleichfam bebingt“ durch die Ermittelung der Quantität auf: 
faßte 1°), und fo die Anwendung der für bebingte Gejchäfte 
geltenden Rechtsregel ermöglichte, daß die Verhinderung ber Er: 
füllung der Bedingung durch den bedingt Verpflichteten zu deſſen 
Nachtheil als Erfüllung der‘ Bedingung gelte 1%). So Eonnte 
fih mın kein Theil von dem Geſchäft einfeitig losſagen. 
Indeſſen darin kommen dieſe imperfecten und bie wirklich 





— imperfecta etiam tunc venditione — 1.12 C. de A. EV. 
(4, 49). Vatic. fragm. $. 16. 


10) Gegen bie gemeine Meinung, doch ohne nähere Begründung, ſchon 
Windſcheid in der Heidelberger Tritifchen Zeitfchrift I. ©. 187 
not. 21, und Arndts PBanbelten F. 802 not. 2. 

11) Gegen die gemeine Anfiht (3. B. Thöl $.75. not. 5. Mommfen 
Beiträge I. S. 842) vgl. Unterholzner IE. $. 454 not. m. Ban: 
gerow IH. © 451. Arndt SG. 802 not. 2. Windſcheid 
a. a. O. 

12) Sabinus unb Cassius bei Gaius 1. 85. D. de C. E. (18, 1)’— 
quia venditio quasi sub hac conditione videtur fieri. — Ulpian 
1.1.&1.D. de P. et C. (18, 6) — quasi nondum venit. — 

18) 1. 24. 81. $. 1. de cond. (85, 1). 1. 161 de R. J. (80, 17). 1. 60 
de C.E. (18, 1). 1. 85. 8.7. de V. 0. (45, 1). Savigny System 
I. ©. 140 fi. 
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bedingten Käufe überein, daß die Gefahr des Untergangs nicht 
den Käufer, jondern den Verkäufer trifft. 

So ift denn der Gegenſatz zwilchen bem Kauf ad men- 
suram und dem Kauf mit Vorbehalt der Probe ein vollfome 
mener. Der erite ift noch gar nicht perfect, daher alle Gefahr 
beim Berkäufer; der zweite vollfommen perfect, daher die Ges 
fahr des Untergangs beim Käufer, kann aber durch Mifbils 
ligung (improbare) wieder aufgelöft werben. Ber Ausbrud 
improbare ſteht dem displicet (cf. $. 16) vollfommen gleich, 
und zeigt, wie dieſes, Kar an, daß nicht die Perfection von ber 
Bilfigung, jondern die Auflöfung von der Mipbilligung ab- 
hängig tft ?*). 

DI. Nicht minder deutet auf einen vejolutivbedingten Kauf 
der Augbrud der 2. I. pr. ht. „quasitunc plenissime veneat, 
quum fuerit degustatum.“ Derſelbe iſt hoͤchſt bezeichnend, 
wenn durch die Vornahme der Probe der Weinhanbel vollkom⸗ 
men unwiberruflich, ganz ficher wird — dagegen wenig zu⸗ 
treffend, falls der Kauf bis zur degustatio noch gar nicht recht⸗ 
lich eriftirte, erft durch biefe perfect würde Nur irrthümlich 
haben Eropp ©. 192. 201, Thöl ©. 303 not. 25 und An⸗ 
dere gerade hierin eine Hauptftüge für die Jußpenfive Bedingt⸗. 
heit finden koͤnnen. 

OL Vollkommen bejtätigt wird enblich dieſes Reſultat durch 
bie ftet3 mißverjtandene I. 4. pr. ht. Es handelt fich um bie 
Tolgen der mors des Verkäufers, falls für die Probe ein End⸗ 
termin gejeßt ift. Drei verjchiedene Annahmen, jagt Ulpian, 
feien möglich: 

1) utrum praeteritum — debeat. Der Verläufer Hätte 
nur für die Verfchlechterung ded Weined vor dem Termine ein- 
zuftehen; ſofern alfo der Wein erſt nachher umgelchlagen, jo - 
würde dag nicht den Verkäufer, ſondern den Käufer treffen. 


14) Es ift in jeber Beziehung ungegrünbet, wie fi F. 9 ergeben wirb, 
wenn Cropp S. 192. 204 biefen Außbrud fo beutet „es werde da⸗ 
mit bem Käufer nur die Befugniß beigelegt, ſich nach Gefallen vom ' 
Handel los zu machen, ohne daß bamit über bie Natur ber Bedin⸗ 
gung, vermöge welcher ihm biefes freifteht, etwas ausgeſprochen 
würde.“ 

Beitſchri für Handeloreqi. 6 
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2) an vero etiam — pertineat. Ben Verkäufer träfe, 
al? Folge feiner mora, die Gefahr der Verſchlechterung auch 
über den Termin hinaus. 

8) an vero magis — degustata Der Kaufvertrag 
gälte ala gelöft, d. h. er erzeuge gar Feine Verbinblichkeiten auf 
beiden Seiten, als ob er unter einer, nun außgefallenen, Be⸗ 
dingung gefchloffen fei, nämlich fo: si ante illum diem Jam 
tata fuerint*(sc.: emta sunto). 

Ulpian will zunächft den erkennbaren Willen ver Contra⸗ 
henten entſcheiden laſſen: intererit quid actum sit. Im Zwei⸗ 
fel indeſſen ſei anzunehmen, daß der Kauf beſtehen bleibe (em- 
tionem manere), und den Verkäufer die Gefahr des Verderbs 
auch über den Probetermin hinaus treffe. 

Ulptan entſcheidet ſich alſo offenbar gegen bie dritte, wie 
gegen bie erſte Annahme. Gegen bie dritte, denn die Annahme 
einer fuspenfiven Bebingtheit würbe bahin führen, dem vermuth⸗ 
lichen Willen ber Contrahenten entgegen, alle Verbindlichleiten 
aus dem Kaufvertrage für weggefallen zu erachten (emtio soluta, 
entfprechend dem emtio nulla in 1. 87 D. deC. E. (18, 1) 
und 1. 8. pr. D. h. t.). Man fönnte gegen biefe Conſequenz 
dag Bebenfen erheben, daß ja alsdann es von ber Willführ bes 
Verkäufers abhängen würde, auch wider den Willen bes Käufers 
ben Eintritt der Bedingung zu vereiteln, daß fie aljo ber eben 
angezogenen Regel für bebingte Rechtsgeſchaͤfte widerſpräche. Allein 
biefe Regel wide im vorliegenden Falle nur dazu führen, bie 
vom Verkäufer verhinderte Probe als gefchehen anzunehmen, da- 
mit aber gerade bie fpätere MWerfchlechterung auf Gefahr des 
Käufers gehen zu laſſen. Die Confequenz tft alfo vollfommen 
richtig, zeigt aber, wie mißlich es für ven Käufer wäre, ſich 
auf einen folchen, wefentlich von ber Willkühr des Verkäufers 
abhängigen Vertrag einzulaffen 75). Non einer wirklichen mora 


oe 


15) Irrthümlich daher Eropp S. 198: „Und, wenn endlich in ber 
l. & pr. von einer Fortdauer bed Handels gerebet wird — fo ift 
bad nur in Beziehung auf bie Verpflichtung bes Verkäufers aus bem 
Geſchaft geſagt, diefe ift aber allerbings anzunchmen, wenn man 
ben Handel auch als einen bedingten anſieht.“ lien fagt ja 
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bei einem fuspenfinbebingten Contract Könnte ohnehin nicht bie 
Rede fein (ef. $. 21). 
Ebenfo verwirft Ulpian die erjte Annahme. Denn ihr gue 
folge müßte der Käufer auch den verichlechterten Wein nehmen 
und den vollen Kaufpreis zahlen, ungeachtet er bei rechtzeitiger 
Prüfung vieleicht im Stande gemefen wäre, jei es der Ver: 
Ichlechterung vorzubeugen, ſei es ben nod) unverborbenen Wein 
fofort zu verkaufen. Bei diefer Annahme würde alſo ber Ver⸗ 
trag zwar beitehen bleiben, weil er rejolutivbebingt war, allein 
bie mora des Verfäuferd Fame gar nicht in Betracht. 
Die zweite aboptirte Auffaflung entſpricht, nah Ulpian, 
dem präfumtiven Willen der Contrahenten am meilten. Der 
Kauf bleibt, ungeachtet der mora, bejteben, war aljo rejolutiv- 
bedingt. Der Käufer kann auf Vormweilung des Weind behufs 
der Probe Hagen, und, falls er ven Wein verjchlechtert findet, 
entweder vom Kaufe zurücktreten (improbare) 16), ober zwar 
ven Wein behalten, jedoch, nach allgemeinen Grundjägen, we: 
gen ber Verſchlechterung fein Intereſſe Liquidiren (Bangerow IIL 
6. 588 Anmerk. 8). Damit ftimmt durchaus das Catoniſche 
Formular: 
— quot dies per dominum mora fuerit, quo- 
minus vinum degustet, totidem dies emtori 
procedent. 

Dergl. au 1. 31 $. 28 D. de aedil. ed. (21, 1). 


$. 8. 


Unterläßt der Käufer die ihm zuftehende Pruͤfung inner: 
bald der feftgefeßten oder ordnungsmaͤßigen ($. 11.) Zeit,- ober 


ausbrädlich, weiche Folgen im Fall eines fo gejaßten jußpenfiobe: 
bingten Vertrags eintreten. Lautete bie Zaffung des ſuspenſivbeding⸗ 
ten Vertrages fo wie beim Kauf nad) Belieben, aljo auf dag ein: 
feitige Belieben des Käufers geftellt, fo wäre bie Cropp'ſche Deduction 
vollfommen richtig. 

16) $aber Rational. ad]. 4. pr. h.t. Brinz ©. 482, ber indeſſen 
unerflärlicherweife ungeachtet der refolntiven Bedingtheit alfe Gefahr 
dem Verkäufer auferlegen will, 

6* 
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rügt er bei Anftellung ter Probe die Qualität des Weines nicht, 
unterläßt er alfo die Mipbilligung, jo iſt mun ber Kauf un- 
wiberruflich. 

l. 34 $&.5. D. de C. E. — gustus enim ad hoc 
proficit, ut improbare liceat. 

l. 15 D. de P. et ©. — quia sive non degustarit, 
sive degustando male probavit, de se queri 
debet. 

Das male probavit deutet nicht, wie Cropp ©. 201. 203 
meint, auf die Nothwendigfeit einer Billigung zur Perfection 
des Handels — jolcher gejchieht nirgends Erwähnung, — jon- 
bern will nur jagen, es fei bes Käufers eigene Schulb, wenn 
er verborbenen Wein, ungeachtet er fich durch die Probe von 
beffen Schlechtigfeit habe überzeugen müfjen, nicht aufgeſchoſſen, 
alfo ihn zu feinem Nachtheil gutgefunven habe. 

l. 1 pr. eod. — videlicet quasi tunc plenissime 
veneat, quum fuerit degustatum. 

l. 4 pr. eod. — periculum autem ad venditorem 
respicere etiam ultra diem degustando praefi- 
nitum, quia per ipsum factum est. 

Das ift der entjcheidende Grund. Hat aljo der Verkäufer 
an der Verzögerung Feine Schuld, jo muß nach logiſchen Ge- 
feßen angenommen werben, daß die Gefahr venjelben nicht wei- 
ter treffe, der Vertrag ſomit unwiderruflich geworben ſei. 

l. 4 $. 1. eod. — quoad degustaverit, periculum 
acoris et mucoris ad venditorem pertinebit. 

Cato 1. c. — In triduo proximo — degustato. Si 
non ita fecerit, vinum pro degustato 
erit. 

Hierin Liegt ein weiterer unumftößlicher Beweis für bie 
vejolutive Bedingtheit des Handel. Das bloße Schweigen des 
Käufers gilt nicht als Mißbilligung 17), der Kauf bleibt alfo 
beiteben. - 


17) Daß gibt auch Cropp für ben refolutiobebingten Handel zu. ©. 
201. 208. Thöol ©. 302. 
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Den gefofteten Wein darf der Käufer aufſchießen, ganz 
ober theilmetje. 

1. 34. %.5. de ©. E.: gustus enim ad hoc profieit, 
ut improbare liceat. 

Aus dieſer Stelle haben Einige entnehmen wollen, daß 
der Käufer nur aus hinlänglichen Gründen ven Wein auf: 
ſchießen bürfe '®), wogegen umgefehrt die überwiegende Mehr⸗ | 
zahl das willlührliche Verwerfungzrecht des Käufer? gerade auf, 
dieſes Fragment ftütt '9), wohl auch zum Beleg dad Sprüch⸗ 
wort binzufügt: de gustibus non est disputandum, in Ge: 
ſchmacksſachen tft Jeder fein eigener Richter ꝛc. 

Diefe allgemeineren Argumente wären zutreffend, falls er- 
hellte, daß bie Stetigkeit des Handels auf den Geſchmack bes 
Käufers geſtellt wäre. Das iſt jedoch keineswegs ber Fall. Baus’ 
lus fagt nur: dag Schmecken, d. h. bie Anftellung der Wein; 
probe, nüdt dem Käufer dazu, daß er mißbilligen dürfe Cr 
gibt weder an, ob er willführlich, oder ob er nur aus beftimm- 
ten Gründen mißbilligen dürfe Es iſt durchaus unzuläffig, 
aus dem Mipbilligenbürfen auf das wilfführliche wßtitigen | 
bürfen zu fchließen. 

Wohl aber bindet Paulus dag Mißbilligen dür fen unbe- 
dingt an bie degustatio. Er fagt nicht, durch den gustus 
werde der Käufer in den Stand geſetzt, ein fichered Urtheil 
darüber zu fällen, ob ihm der Wein anftehe oder nicht, und ihn 
demgemäß zu billigen ober zu verwerfen; ſondern er fagt: ber 


18) en Comm. in Pand. lib. 18 tit. h.l. Shömann 
. 220. 

19) Gensler $. 7 not. 15. Glück XVII. ©. 165 — 167. Thibant 
$. 478 not. i. Mühlenbruch U. F. 895 not.8. Schweppe 
IM. $. 588. Cropp 8.188 not. 4. Koch R. der F. IL &..626. 
Sintenid $. 116 not. 4. Brinz * 481. Holzſchuher I 
2. ©. 648. 


2.9. 
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juriftifche Grund, Zweck und Nutzen ber degustatio für ven 
Käufer Liegt darin (Alia causa est degustandi — gustus 
enim ad hoc proficit), daß er die Befugnif zur Mißbilli⸗ 
gung erhält (ut improbare liceat — ut aut plus aut minus 
veneat). Stände es nun rein in ver Willführ des Käufers, ob 
er billigen ober verwerfen wolle, fo hätte Paulus an ein juri- 
ſtiſch ganz bedeutnugsloſes Moment, nämlich an bie degustatio, 
die Rechtöfolge gefnüpft. Denn darf ver Häufer beliebig mißbil- 
figen, fo braucht er es gar nicht zur Probe kommen zu laſſen, 
er barf dieſe auch ganz unterlaffen, auch ohne fie mißbilligen 
(ef.8.17. 18). Dürfen wir aber annehmen, da Baulus über 

Idas Velen ber degustatio nicht im Irrthum war, und daß er 
fich fo präcife außgebrückt hat, wie wir von dem klaſſiſchen Ju⸗ 
riften gewohnt find, jo werben wir wohl der Probeanftelfung 
das von ihm beigelegte Gewicht einräumen müſſen. Daber auch 
bie bloße Bezeichnung der gekauften Fäſſer (1.1. pr. D.deP. etC.) 
völlig unerheblich ift. And damit ftimmt vollfommen überein, 
was wir $. 8. hervorgehoben haben, daß nicht durch die Bilfigung, 
ſondern ſchon durch die Unterlaffung ber Prüfung der Handel un- 
widerruflich wird. 

An anderen Zeugniffen für ein willkührliches Rücktrittsrecht 
fehlt es durchaus — fofern wir nur unfer Inſtitut nicht mit dem 
Kauf nach Belieben identificiren — wohl aber läßt ſich das 
Gegentheil mit Sicherheit nachweifen. 

I. Darin allein wirb bie Bebeutung der degustatio gefebt, 
bag mit deren Vornahme die Gefahr bes fauer- und kahnig⸗ 
werbend für den Verkäufer erlifcht ($. 6.)70), ja inL 1 pr. 
h. t. wird jogar die außbrüdliche Webernahme dieſer Gefahr 
burch den Xerfäufer, wenn fie ohne Zermindbeittmmung er- 
folgt ift, mit dem (ausbrüdlichen oder ftillfchweigenden) Prü- 


20) 1.1. prl.4. pr $&1.1.15.ht Auch L. 8.8.1 8. de opt. 
vel. elect. leg. (88,5): Eum, cui centum ampherarum electio data 
sit, acetum eligentem non consumere optionem-scilicet si ante ex- 
hibitionem, hoc est ante degustationem acelum elegerit. Da: 
rüber vgl. 6. 12. a. €. 
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fung2vorbehalt des Käufer? auf Eine Linie geftellt, obwohl 
bie erftere doch ficherlich Tein willkührliches Rücktriüisrecht des 
Käufers begrümbet?°): 
— eatenus periculum sustinere debet, quoad 
degustetur vinum — aut non convenit, et us- 
que ad degustationem sustinebit. 

Weil, jagt der Juriſt, durch die degustatio der Weinhan- 
bel volſkommen fertig wird, ein Rüdtritt wegen acor und mucor 
nun nicht mehr ftattfindet (videlicet quasi tune plenissime 
veneat, quum fuerit degustatum), fo darf auch die vom Ver⸗ 
Täufer für acor und mucor übernommene Gefahr im Zweifel 
nicht über diefen Zeitpunkt erſtreckt werden. Es ift nicht anzu⸗ 
nehmen, daß der Verkäufer für alle Zeiten hat haften wollen, 
jede Zeitgrenze wäre willführlich, nichts alſo Tiegt näher, als die 
Haftung auf die Zeit Kin zu erſtrecken, während deren fie ohne⸗ 
hin den Verkäufer getroffen haben würbe. (ef. $. 12). 

Falls fi) aljo der Wein zwilchen dem Moment des Kauf: 
abichlufed und der Probeanſtellung verjchlechtert hat, und ber 
Käufer will um deswillen zurücktreten, ſo darf in beiden Fällen 
der Verkäufer nicht einwenden: der Wein war zur Zeit bed Ver- 
kaufs gut, er ift erſt fpäter und auf Deine Gefahr verborben, 
alſo haft Du das Kaufgeld zu zahlen. 

D. Rod dem Satonischen Berfaufaformular verpflichtet ſich 
ber Verfäufer Wein zu geben quod neque aceat neque mu- 
ceat. Innerhalb der nächlten 3 Tage foll der Käufer ben 
gekauften Wein often, natürlich ob er fauer ober Tahnig ek, 
und zwar fol er koſten viri boni arbitratu. Alſo nicht 
feine Willkuͤhr, ſondern das arbitrium boni viri fell ent» 
cheiben. 

Man darf gegen die Bedeutung dieſes Zeugniſſes nicht ein⸗ 


21) Diefe Gleichſtellung wäre unerflärlih, wenn ber Räufer fi aus 
Laune losſagen dürfte Der Unterichied, welchen Bangerow IL ©. 
454 a. &. zwiſchen ber hier erwaͤhnten degustatio und ber dagustatio 
beim f. g. Kauf ad gustum macht, iſt ſicherlich unhaltbar. Die 
degustatio geſchieht Überall nur, um zu ermitteln, ob der Wein fine: 
ober kahnig ſei. Vgl. unten $. 12. 
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wenden, baß bie Art, wie man zur Zeit Cato's Weinverfäufe 
abaufchließen pflegte , für das Recht der Pandektenjuriften Feiner 
Anhalt gewähre. Gegentheild haben fich die von ben täglichen 
Verkchrägeichäften geltenden Rechtsregeln bei den Römern, wie 
bet ung, aus den üblichen autonomischen Verabrebungen der Eon- 
trahenten außgebilbet. 

Was bei Icharfer und unausgeſetzter Beobachtung ber Ver: 
fehröverhältnifie, erfahrunggmäßig in der Negel ala Wille ber 
Bertragichlickenden erſchien, und, weil den wirthichaftlichen Be⸗ 
bürfniffen entſprechend, erjcheinen mußte, (die |. g. „Natur ber 
Sache”), das wurde durch Jurisprudenz und Edict zur Rechts⸗ 
regel erhoben. In den ſtehenden Geſchaftsformularen ſpiegelte 
ſich diefe Natur der Sache vorzüglich ab, fie waren, wie Ihering 
treffend bemerkt (Geift des Römischen Recht? IL. ©. 69 ff. 312 ff.) 
„die Vorläufer, Surrogate und Quellen des dispofitiven Rechts“. 
Ihr typiſcher Inhalt ging allmählich fo gänzlich in das Rechts⸗ 
bewußtjein über, daß er als naturaler, wenn nicht gar weentli- 
her Beſtandtheil der Rechtsgeſchäfte angefehen wurde Es fehlt 
und weder an allgemeinen Zeugniffen dieſes Verfahren? z. B. J. 31. 
$. 20. D. de aedil. ed. (21): ea enim quae sunt moris 
et consuetudinis in bonae fidei judiciis debent venire ??), 
noch ar Speziellen, wie gerabe die in 1.31 $. 20 erwähnte stipu- 

ı Iatio duplae, und ein ganz naheliegenves, nämlich die Schluß: 

: füge unſeres Formulars, welche fich faft wörtlich in L 1. $.3,4.D. 
de P. etC. (18, 6) wieberfinden 23). Nicht ander? als wir aus 
ben Statuten unferer Aktien und Commanbitengefellichaften, aus 
den Echlußzetteln u. dgl. dag im Bewußtſein ded Hanbelzftan- 
des lebende Recht zu ermitteln ſuchen, und, das gefunbene wiſ⸗ 
fenichaftlich werarbeitend, die Geſetzgebung vorbereiten. 

Ohnehin wird Cato's Zeugniß durch dic allgemeine Re- 


22) 1. 6. de evict. (21,1). 1. 64. 84. de R J. (50,17) 1. 8. D. si pars 
hereditatis (5,4) 1. 3— 6 D. de legibus (1,3). Savigny System 
V. ©. 464. 487 fi. VII. ©. 82. 83. Keller ber Röm. Civilprozeß 
2. Aufl. S. 27. 52. 66. 378. 879. Chamibon Beiträge 8.189 ff. 

23) Ueber ähnliche Erſcheinungen beim Seebarlehn vgl. meine Unterfuchun: 
gen zur L 122. $. 1. D. de V. O. Heidelberg 1855. ©. 62. 69. 
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gel beftätigt, es jet im Zweifel al? in boni viri arbitrium ges 
ftellt zu erachten, wad in das arbitrium eined Contrahenten 
geſtellt fer”). Auch ohne ausdrückliche Vertragdclaufel würde 
ſich alfo im Zweifel diefe Beſchränkung von felhft verftehen 23). 


8. 10. 


II. In 1.15 h. t. gibt und Gaius, indem er zugleich 
das Reſultat unferer bisherigen Erörterungen beitätigt, ven ficher- 
ften Aufſchluß über den praftiichen Zweck der degustatio. 

Berkaufter Faßwein tft vor ber Abnahme ohne Auffere 
Urſachen (sua natura) verborben. Der Verkäufer haftet nun 
fowohl dann, wenn er wifjentlich verfchwiegen hat, daß der Wein 
fih bis zum Mhnahmetermin nicht Halten werbe (si intelligeret, 
non duraturam bonitatem eorum —), al3 wenn er dem Käu- 
fer über die Güte des Weines, alfo offenbar über deffen Haltbar- 
feit in der biäherigen Oualität, unrichtige Juficherungen gemacht 
bat (si quidem de bonitate eorum affırmavit venditor). 
Iſt keines von beiden gefchehen,, fo trifft die Gefahr den Käu—⸗ 
fer, der es fich ſelbſt beimeffen mag, wenn er bie ihm zuſte⸗ 
hende Prüfung unterlajfen (sive non degustavit), oder den 
geprobten Wein zu feinem Nachtheil gut gefunden hat (sive 
degustando male probarit). 

Die Anftellung der Probe fol alfo den Käufer darüber 
vergewiffern, ob der Wein umgeichlagen habe, over Anja dazu 
zeige: ob er fich in unveränderter Güte gehalten habe ober hal- 
ten werde. Sie kann fomit zu demſelben Refultat führen, wie 
die Zufage, der dolus oder die Gefahrgübernahme (1.1 pr.h. t.) 
bed Verkäufers, nämlich den Käufer in den Stand jegen, ur: 


24) 1.22. $. 1. de R. J. (50,17). Generaliter probandum est, ubi- 
cunque in bonae fidei judiciis confertur in arbitrium domini-conditio, 
pro viri boni arbitrio hoc habendum esse. 1.7. $. 1. de C. E. 
(18,1). 1. 24 pr. locati (19,2). 1. 76 — 79. pro socio (17,2) 1. 80. 
pr. de operis libert. (88,1). 1. 3. C. de dot. prom. (5,11). 

25) 1.6. $. 1. D. deC. E. — in emtis enim et venditis potius id, 
quod actum, quam id, quod dictum sit, sequendum est. 1. 69. $. 4. 

de J. D. (28,8). 1. 219 de V. S. (50,16). 
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Iprünglich kranken ober krank gewordenen Wein zurüdguweifen. 
Auch wird und noch ein vierter, zu einem Ähnlichen, jedoch für 
ben Käufer etwas ungünjligeren Nejultat führender Weg in 
1.6 D.h. t. gezeigt: 
: Si vina emerim exceptis acidis et muci- 
dis, et mihi expediat acida quoque accipere, 
Proculus ait, quamvis id emtoris causa excep- 
tum sit, tamen aeida et mucida non venisse; 
nam quae invitus emior accipere non cogere- 
tur, iniguum esse, non permitti venditori vel 
alii ea vendere. 

Die Clauſel lautet: „bie fauren und kahnigen Theile (alto 
offenbar unter mehreren Faͤſſern diejenigen, in welchen ſich Säure 
oder Kahn zeigt) follen nicht mitwerlauft fein.“ Diefe Clauſel 

beſchraänkt das Kaufobjekt, der Käufer darf alfo auf dieſelbe nicht 
verzichten, und ven Verkäufer, welcher vielleicht für dieſe Theile 
eine vortheilhaftere Verfaufggelegenheit gefunden bat, nöthigen, 
ihm auch diefe zu liefern. Während es in ben drei anberen 
Fallen natürlich vom Belieben des Käufers abhängt, ob und 
wiemweit er von feinem Recht Gebrauch machen veill. 
Der Beziehung ber 1. 15 eit. auf unfere Lehre Tiegt eine 
Vorausſetzung zu Grunde, deren Richtigkeit fich ſchon aus biefer 
ſelbſt ergibt; nämlich die Identität der bonitas vini mit neque 
acere neque mucere vinum, wie umgelehrt ba? non durare 
bonitatem mit acere ober mucere. Doch mag es zweckmaͤßig 
fein, dieſe gegen jeden naturwifjenjchaftlichen Zweifel ficher zu 
ftellen. 

Wir, und nicht anders die Römer, nennen haltbar dieje⸗ 
nigen Weine, welche ſich unverjchlechtert erhalten, d. h. bie ge- 
ringfte Neigung zu Gährungsprozeſſen zeigen »e). Abfolut 
haltbar, gar nicht burg Gährungsprogefle zu verbeyben, iſt kein 


26) Vinum firmum, aeque perenne, sibi constans, immortale. Die 
nachfolgenden chemijchen Mittbeilungen verbanfe ich großentheils hieſi⸗ 
gen naturwiſſenſchaftlichen Freunden; Einiges aud) Knapp's Lehr: 
buch ber chemiſchen Technologie II. ©. 287 — 280. 298. 474. 
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Wein — auf bie Haltbarkeit influiren fowohl bie Zufammens 
ſetzung, insbeſondere ber Alkoholgehalt, welcher bei ſchwereren 
Weinen ein größerer iſt als bei geringeren, und ber Beſtand an 
Weinfalzen, als die Behandlung des Mofts beim Gähren, wie 
bes gegohrenen Weins bei ber Nachgährung und beim Lagern, 
endlich mancherlei Umftände, deren wiflenfchaftliche Beziehung 
ſelbſt die heutige Chemie noch nicht ergrünbet hat. Die Gäh— 
rungsprozeſſe nun, welche ben Wein verjchlechtern, die |. g. 
Meinfrankheiten hervorrufen, bejtehen in der Bildung von Eflig- 
und Milchſäure au dem Alkohol und Zucker, und in dem Ber: 
ſchleimen des Weind durch Ciweißftoffe, welche fich nicht aus 
der Hefe ausgejchieven haben (Pflanzenleim). Im erften Fall 
nennen wir den Mein ſauer (acidum), im zweiten fahnig 
(mucidum). Nichthaltbarkeit des Mein? und fauer oder kahnig 
werben find alfo im Wefentlichen identiſch, obwohl neben biefen 
wichtigften Weinfranfheiten noch einige andere vorkommen 2°). 
Durch forgfältige Behandkung laſſen fich dieſelben, wenigſtens 
bei beſſeren Sorten, aber auch da nicht immer, verhüten. Sie 
laſſen fich theilweiſe ſogar vorausſehen durch Ermittelung des 
Gehalts an Alkohol und Eiweißſubſtanzen, wozu Araeometer und 
Zufäße von Gerbefäure dienen. Den Römern hat e3, bei ihrer 
überaus wichtigen und rationell ausgebildeten Weinkultur ) ar 
ähnlichen Mitteln nicht gefehlt ?%), und folche mögen auch Bei 


27) Mucor umfaßt wohl auch bie ähnlichen Krankheiten, wie ben 
„Schmeer“ unb bad „Ziehen.“ Forcellini h.v. Plinius H- 
N. XIV. 20 s. 26, 131. Proprium autem inter liquores vino mu- 
cescere aut in acetum verti. Vgl. auch 1. 27 $. 15. D. ad leg. Aquil. 
(9, 2) & 18 i. f. J. eod. (4, 3). 

28) Beder: Marquardt Handbuch ber Röm. Alterthüner II. 2. ©. 91. 
Mommfen Röm. Gefhidte I. ©. 173. 818, I. ©. 151. 393. 
Ueber die Weinfultur namentlih Beder Gallus ed. Rein. I. 
©. 227 ff. und C. F. Weber dissertatio de vino Falerno. Mar- 
burg 1855. | 

29) Cato de R. R. cap. 108: Vinum si voles experiri, duraturum sit, 
neche, polentam grandem etc. Plinius H. N. XIV. 20 s. 25, 
180: In vitium inclinantis est lamnae plumbeae mutatus in eo 
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ber Weinprobe angewendet worden fein. Uebrigens mußte bie 
Gefahr des Sauerwerdens bei ber Römifchen Behandlung ganz 
beſonders nahe Liegen, da, wie noch heute in Stalten, wenigſtens 
bie befjeren Sorten bis zur vollendeten Nachgährung in offenen 
Faflern dem jteten Zufluß der atmofphärifchen Luft ausgeſetzt 
blieben 29), auch nur junger oder geringer Wein im Faſſe — und 
bier Handelt es fich ftet3 vom Faßwein — zu bleiben pflegte, 
während der beſſere nad) Ablauf bed erften Jahres in Krüge 
oder Flaſchen gefüllt wurde 7). 


IV. Zeit des Rüdiritts. 


s. 11. 


Diente alfo die Probe lediglich dazu, dem Käufer ven Rück: 
tritt zu ermöglichen, indem fie aufwies, daß der Wein entweder 
bereitö völlig verborben war oder doch Anfak zum Umfchlagen 
zeigte, und entjchieb hierüber dag vernünftige, nicht willführliche, 
fondern im Streitfall durch Sachverjtändige und ven Richter zu 
controlivende Ermefjen des Käufers 22), jo mußte dem Verkäufer 
natürlich daran gelegen fein, in möglichit kürzeſter Zeit von 
dem Entichluß des Käufers unterrichtet zu werben, ſowohl wegen 
der fich leicht verändernden Conjunctur, als insbeſondere um 
der naheliegenden Gefahr willen, daß bei längerem Warten ber 
Mein umfchlüge, und wegen der Mühe, welche die zur Abwen⸗ 
bung folcher Gefahr erforderliche Behandlung ihm verurfachte. 

In der Regel wurbe darum wohl ein recht Turzer Termin 


colos. eod. 124 — 129 s. 26, 131. Columella XI, 19. 21. 
26. 80. 

30) Plin. H. N. XIV. 21. s. 27, 134. 136. Horat. Serm. Il. 4, 51 ff. 

31) Weber a. a. ©. Beder Gallus If. p. 280 ff. 

32) Ganz unglücklich ift die Darftelung Gensler's 6. 7. not. 15. 
Der Geſchmad bes Käufer folle entſcheiden, aber biefer Geſchmack 
habe ſich bem Willen unterzuorbnen. Bermöge nun der Verkäufer 
nachzuweifen, baß ber Käufer feinen Gefchmad verleugne, fo fei ber 
Leßtere zur Abnahme verbunden! Es ift unglaublich, welden un: 

prac ſchen Unfinn man ben practifgen Römern anbichtet. 
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(Cato: in triduo proximo) für bie Probeanftellung verabrebet. 
Hatte der Käufer diefe Friſt fruchtlos verſtreichen laſſen, jo war 
fein Recht zur degustatio und damit zum Aufichießen des 
Weins erloſchen, fofern nicht der Verkäufer bie Probe verhin- 
dert ($. 7, 8.). 

War dagegen feine Friſt geſetzt, fo erfchten e8 dem ver- 
muthlichen Willen beider Theile nur entiprechend, baß die Probe 
fofort, d. 5. fobald ed nach den Umftänden thunlid) war 32), 
borgenommen wilde. Man Tönnte hiegegen einwenden, bie An⸗ 
ftellung der Probe fei eine Poteſtativbedingung zu Gunften 
des Käufers, Wotejtatiobedingungen aber gälten erſt alsdann 
für ausgefallen, wenn deren Erfüllung unmögli geworben 
fei 3%). Folglich ftehe es dem Käufer frei, mit der Prüfung fo 
lange zu warten, ala ihm beliebe, und der Verkäufer erjcheine 
nicht berechtigt, ſei es dieſe, jet e8 eine Erklärung von ihm zu 
verlangen 25). Die Verkehrtheit dieſes Reſultats ift indefjen gerade 
hier zu augenfällig, als daß man nicht, ohne Verlegung des 
angeblichen Princips, hätte verfuchen müflen, einen Ausweg zu 
finden. Die Mehrzahl der Neueren nimmt daher an, daß zwar 
der Käufer an fich befugt fei, Probe und Erklaͤrung fo Tange 
zu verichteben als er wolle, daß es jedoch andererſeits dem Ver⸗ 
käufer zuftehe, auf (Prüfung und) Erklärung innerhalb einer 
angemefjenen von ihm ſelbſt oder vom Nichter geſetzten Frift zu 
bringen 36). 


88) $. 2. 5. J. de V. O. (8,15). $. 27. J. de inutil. stip. (8,19). 1.78, 
pr.L 14. 1. 98. $. 1. D. de V. O, (45,1). 1. 105. de solut. (46,8). 

34) $. 4. J. de V. O. (8,15). 1. 115. $. 1. 2. 1. 99. pr.D. eod. (45,1). 
Donellus Commentari lib. 15. c. 12no. 8 ff. Glüd IV. p. 501. 
502. Das war bie berrichenb Ältere Anficht; 3. B. A. L. R. I. 12. 
8. 495. 496. Code civil art. 1176. 1177. 

85) Wiſſenbach Exerc. I. disp. 35. lib. 18. no. 26. Frantzke lib. 
18. tit. 6. no. 82 — 85. Suerin Il. c. Haffe, Culpa $. 90, und 
bie not. 86 Angeführten. 

86) Anton Faber Ration. ad 1. 4. $.1. D. de P. et C. (18,6). 
Stry? de jure sensuum diss. 6. c. 2. no. 12. 15. 16. Voet lib. 
18. tit. 6. no. 8, Weſtphal $. 588. 596. Gensler $. 6, not. 18, 
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Augenſcheinlich wird durch den verfuchten Ausweg bie Ste 
gel ſelbſt befeitigt.. Darf der Verkäufer jeberzeitige Erflärung 
inmerhalb angemeſſener Friſt fordern, fo Hat jener, nicht ber 
Käufer über die Zeit ver Erfüllung zu beftimmen: die Erffä- 
‚ rungsverpflichtung des Letzteren wäre ein praesens. Uebrigens 
wird diefe Ausnahme weder durch die von Eropp und Anderen 
angeführte 1.122 $.3, 1. 185 F. 2 D. de V. 0.27), oder durch 
1.13 8.27. 28 de A. E. V. (18,1), nod) durch die von Sin- 
tenis, Seuffert und Anderen allegirten 1.1 $. ult. 1.4 8. 
ult. de P. et C. (18, 6). 1.38 8.1 de A. E. V. erwiefen. 
Die Grundfäge von der mora aber find unanwendbar, weil 
bei bedingten Verträgen eine mora auf Seiten de bedingt Ver: 
pflichteten ober Berechtigten undenkbar iſt. (ef. 8.20. 21.). 

Indeſſen bevürfen wir dieſes Umweg! gar nicht, da bie 
angebliche Negel ſelbſt, ſowohl in ihrer Allgemeinheit, wie fpe- 
ziel für unferen Fall, ungegründet if. Ob ber unter einer 
Poteitativbedingung Berechtigte die als Bedingung geſetzte Hand⸗ 
lung jederzeit vornehmen bürfe, oder ob er fie, fobald er kann, 


8. 7 not. 15. Glück XV. ©. 163. Cropp ©. 198. 19%. 
Schweppe ll. 6. 533. Unterholzner IL. $, 454. Göfhen I. . 
S. 349. Thol S. 301. Vangerow M. ©. 455. Koch R. ber $. 
U. &. 627. Sintenis $. 116. not. 4, Seuffert $. 277. not. 6. 
Brinz ©. 482. Die verſchiedenen Anfichten über die Folgen der unter: 
laffenen Erflärung vgl. oben $. 8 not. 11 — 13. Nah Manchen gilt 
dieg nur beim fußpenfivbedingten Kauf, für ben refolutivbebingten 
gelte bie 60 tägige Mißbilligungsfriſt ber 1. 31. 6. 22. de aedil. ed. 
Davon unter 8. 20. Auf unfer Inſtitut bezieht bie letztgedachte 
Borjchrift fich Feinenfalle. 

37) 1. 122. $. 3. Handelt von einem pactum protimiseos. Es verfteht 
fih von ſelbſt, daß der Verkaufsberechtigte ſich dann zu erflären hat 
wenn ber verfaufenmwollende Eigenthümer ihm bie Sache offerirt. 1. 185. 
$. 2. erffärt die actio ex stipulatu für zuläffig, ungeachtet bie Be- 
dingung, ımter welcher der Streitgegenftand promittirt war, ſtreng⸗ 
genommen beficirt Hatte; erweift alfo, daß es dem bebingt Berechtigten 
unter Umftänden nachgelaſſen wird, auch nad Ablauf ber Erfüllungs- 
frift bie Bebingung wirkfam zu erfüllen. Vgl. Mommſen Beiträge 
U & 85 — 87. 257. not. 3. 
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vornehmen müffe, um fein Recht zu wahren, hängt ſowohl bei 
lettwilligen Verfügungen, wie bei Berträgen von den Umftän- 
den ab, insbeſondere von der erkennbaren Abficht der Betheilig- 
ten: voluntas regit conditiones (l. 19 pr. 1. 101 pr. de 
eond. 35, 1). Mürbe die nach Längerer Zeit vorgenommene 
Handlung völlig bedeutungslos, ober deren Verſchiebung einem 
der Betheiligten erweislich nachtheilig fein, fo darf auf joforti- 
ger Erfüllung beftanden werben, und die Bebingung gilt ala 
ausgefallen, fofern dieſelbe unterlafien ift °). _ 

Eine Hauptſtütze der jo eben widerlegten Anficht hat von 
jeher die vielbeſprochene und ftet3 mißverftandene 1.4 $.1 de PP. 
et C. gebildet. Eine richtige Interpretation derſelben beftätigt 
volltommen die hier entwickelte Theorie. 

Ulptan beantwortet die Frage, welche Folgen eintreten, 
falls Teine Deguftattonzfrift verabredet tft: 

— quare si dies degustationi adjectus non erit, 
quandoque emtor degustare poterit et 
quoad degustaverit, periculum acoris et mu- 
coris ad venditorem pertinebit, dies enim 
degustationi praestitutus meliorem 
conditionem emtoris fecit. 

Durchgehends verjteht man die Entjcheidung jo: Der Käufer 
darf Toften wann er immer will und bis cr gefoftet hat, trägt 
der Berfäufer die Gefahr 9). Natürlich ift hiermit der Nachſatz un- 


88) I. 20. de comdit. (85,1): Haec conditio: si in Capitolium ascenderit 
sic recipienda est, si quum primum potuerit Capitolium as- 
eandere. 1. 20. $. 5. 6. de statal. (40,7). 1. 115. $. 2. de V. O. 
(45,1). 1.1. &. 8. ad leg. Falcid. (85,2).L 174. pr. deR. J. (50,17): 
Qui potest facere, ut possit conditioni parere, jam posse videtur, 
J Gotbofreb Commenter. in tit. do R. J. h.L Endemann 
de implendae conditionis temapore, namentlidh p. 127 ff. Mühlen: 
brud in der Fortſetzung von Glück's Pandektencommentar 41 ©. 
211, 286 ff. Sintenis Gwilrcht I. &. 179. IL $. 97. not. 19. 
Puchta Vorlefungen L $. 60. 

89) Bgl. die not. BB. 36. Eilirten u. das Deutſche Corpus Juris h. I. 
Die Basiliken 53. 7,10 (Heimbach V. p. 119) Übertragen woͤrtlich: 
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vereinbar dies enim etc. Man Tehrt alfo den Sinn deſſelben 
burch ein eingefchobenes non oder cine gleichbeveutende Teriver- 
Anderung um 4°). Ober man meint, Ulpian hätte nur ben, 
entweber trivalen oder unwahren Sat ausſprechen wollen, es jei 
für den Käufer vortheilhafter,, wenn überhaupt etwa über bie 
Probe verabredet ſei, als wenn gar nichts feitgeftellt worden *'), 
Ober: Die Hinzufügung eined Deguſtationstermins verbeffere 
die Lage des Käufers, folglich dürfe deſſen Nichtermähnung demſel⸗ 
ben nicht ſchaden, und den Verfäufer müfle biß zur degustatio bie 
Gefahr treffen!42). Am meiften mit dem Text vereinbar erfcheint 
die folgende Erflärung: Wenn fein Termin feftgejegt ift, jo ſteht 
dem Verkäufer frei, durch jeberzeitige Aufforderung den Käufer 
in moranı (?) zu verjeßen; folglich ijt der Käufer bei einem fe- 
jten Termin befjer daran, da er alsdann nicht gebrängt werben 
Tann 43), Allein auch fie ift überaus gefünftelt, in ber Regel 
gewiß nicht zutreffend, und leivet an dem oben gerügten Wiber- 
ſpruch. | 

Man hat hier, wie häufig, in vorgefaßter Meinung vergeſ⸗ 
jen, die Worte genau ind Auge zu faflen. Nicht dag velle des 
Käufers erflärt Ulpian für entjcheidend, ſondern befien posse. 
Ter Sab läßt ſich auf doppelte Art übertragen : 


xai iv9a un Ögıadg Ti Yevacı yoovos öredinore duvaraı 6 
dyopaoras yeveadaı, xal lwc ov yevonıas Toü Nato kariv 6 
xivduvos. 

40) Eujac. Observ. 23. c. 34. aber Ration. h. . Pothier Pand. 
Justin. lib. 18. tit. 6. nr. 14. Brinz Pandekten S. 482, ber fei: 
nen andern Ausweg fieht. 

41) Gl. „dietum est“ u. „quam esset“ h.l. Säulting et Smallen: 
burg Notae ad Dig. h. 1. Merilliuß Variant, ex Cujac. lib. HL 
c. 12. Beſt ratio emend. leges cap. 8. $. 3. 15. Gensler &. 6. 
not. 18. $. 7. not. 15. Haffe Culpa $. 90 will bie Worte dies 
enim auf ben in l. 4 pr. befprochenen Fall beziehen, dba ber Ber: 
füufer in mora war! 

42) Wiſſenbach a. a. O. Franke a. a. O. nr. 32. 38. Stryk 
a. a. O. nr. 17 — 19. Suerinl. c. 

48) Slüd XVII. ©. 168, ff. Treitfchfe S. 110.111. Unterholgner 
II. $. 454 not, 3. 
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Iſt daher Fein Termin für da? Koften feftgeftellt, fo 
wird der Käufer irgend einmal koſten Fön- 
nen, und bis er (nämlich bei diejer erften Gelegen- 
heit, wo er es Tonnte) gefoftet hat, bleibt die Gefahr 
beim Berfäufer — 

ober fo: 

Aft daher kein Termin für das Koften feitgeftellt, fo 

bleibt die Gefahr (nur) fo Tange beim Verkäufer, bis 

der Käufer irgend einmal im Stande fein 

wird zu foften und wirklich gefoftet hat (d. h. von 

diefer eriten Gelegenheit Gebrauch gemacht hat). — 
je nadydem man quandoque, welches Beides bebeuten kann, mit 
aliquando ober mit quocumque tempore, quandocungue für 
gleichbedeutend nimmt **). 

Denn, fährt Ulpian fort, eine Probefrijt iſt für den Käu— 
fer günftiger, Im Testen Falle nämlich darf er den äußerſten 
Moment der Frift abwarten, gleichviel ob cr früher Toften konnte 
oder nicht. Sit aber Feine Friſt feſtgeſetzt, ſo muß er proben jo- 
bald er fann®), und verfäumt er bie erfte Gelegenheit dazu, 
jo ift die Bebingung vereitelt, ein Aufichießen nicht mehr zuläf- 
fig. Es bedarf an fich alſo Feiner Aufforderung durch den Ber: 
käufer, da hier nicht die Wirfungen der more, fonderi die Fol— \ 
gen der vereitelten Bebingung eintreten. 

Will der Käufer an den Handel nicht gebunden jein, jo hat 
er darzuthun, daß er bei eriter Gelegenheit die Probe vorgenom⸗ 
men und jich mißbilfigend erflärt hat, oder zur Vornahme bereit 
war, aber ohne Schuld darmı verhindert worden. Demungeachtet 
wird es häufig für ben Verkäufer rathfam fein, durch eine 
Aufforderung binnen angemeflener Friſt zu koſten, jomohl dag 


44) Brissonius. Forcellini. Dirksen Manuale s. v. quandoque. 

45) Das dies enim etc. bat affo benfelben Sinn wie bie Worte ex quo 
apparet diei adjectionem pro reo esse non pro stipulatore in 1. 41: 
8. 1. de V. O. (45,1). Ganz trifft bier zu 1. 174 pr. de R. J.. 
Qui potest facere — jam posse videtur. gl. L 14 17. eod. 
L 218. pr. de V. S. (60,16). Wie die obligatio. im Zweifel als prä- 
sens gilt, fo Bier bie Erfüllung ber Bedingung. 

HZeitſchrift für Handelsrecht. 


fe” Gotdfgmidt: Der Kauf auf Probe ober auf Beſicht. 


Können des Käufers, als felne eigene Bereitwilligkeit, den Wein 
zum Probiren vorzulegen, zu conftatiren, und fo im Voraus bie 
Beweizführung des Käufers zu erſchweren ober ganz unmöglich 
zu machen. Auch mag er wohl den Richter um Behlimmung el- 
ner jolchen Frift angehen, um ben fpäteren Einwand bes Käus 
fer, die außergerichtlich gefeßte Friſt jet für- die erforderliche Un- 
berjuchung zu kurz geweſen, abzuſchneiden *e). 


V. Wird der Vorbehalt des Koſtens fubintelligirt? 


6. 12. 

Wir find bizher von der Vorausſetzung ausgegangen, daß 
der Käufer fich bei Abſchluß des Vertrags die fpätere Anftellung 
der Weinprobe vorbehalten hat. Bedarf es jedoch eines ſolchen 
Vorbehalts, oder fteht ihm auch ohne denfelben die nachträgliche 
Probe mit der Wirkung zu, daß er verborbenen Wein aufſchießen 
bürfe? Eine unbefangene und forgfältige Betrachtung der Qucl- 
len führt auch bei diefem Punkt zu einem der berrfchenden Anz 
fiht ($. 3 not. 9.) entgegengefettten Ergebniß. 

I. In (I. 1. pr. h. t.) erörtert Ulpian, wie $. 9. gezeigt ift, 
ben Tall, daß der Verfäufer bie Weinverjchlechterung ohne Frift- 
beftimmung übernommen bat. Da fol er nun bag Riſiko bis 
zur degustatio tragen, weil durch biefe der Kauf unwider⸗ 
ruflich werde ($. 7. IL). Von einem Vorbehalt der Prüfung 
feine Spur, und dennoch eine degustatio, an welche ber Ge⸗ 
fahrsübergang gefnüpft ift! 

Nah Einigen läßt fich dieſe „unbegreifliche Entſcheidung“ 
nur durch die Suppoſition erklären, daß der Käufer ſich wirklich 
bie Probe vorbehalten habe 7). Allein alsdann hätte ja ſelbſt⸗ 


46) Achnliche Vorgänge 1. 28. $. 1. de hered. inst. (28,6). 1. 20. $.6. 
de statul. (40,7). 1. 6. 7. de opt. vel el. leg. (88,5), Müblen: 
bruch Commentar 41. ©. 288 fi. Mommfen Beiträge ©. 158. 

47) $aber Ration. ad h. 1. Stryk J. e. no. 24. Weftphal $. 596. 
Glüuck XV. ©. 161. 162. Haffe Culpa $. 90. Treitſchle ©. 194. 
Sintenis $. 116. not. 4 
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verſtaͤndlich ber Verläufer das Riſtko des Weinverderbs bis zur 
Prüfung tragen müffen, wozu alſo dieſelbe ohne Friſtbeſtimmung 
noch beſonders übernehmen? Man müßte daS Unbegreifliche vor⸗ 
ausſetzen, daß zwei Elaufeln, von denen die eine ebenſo viel als 
bie andere bejagte, ohne alle Beziehung neben einander in bems 
jelben Contract geftanden haben follten | 

Andere e) glauben die Erklärung darin zu finden, daß 
in der Gefahrsübernahme „die ſtillſchweigende Abſchließung eis 
ned Kauf? ad gustum liege,” ohne jedoch dieſe „gewaltſame 
Präfumtion” näher zu begründen. 

Endlih Bangerow IIL ©. 454. 455. und Unterholzs 
ner IL ©. 255. Löjen die Echwierigfeit durch Annahme ver 
ſchiedener Arten von degustatio. In unferem Falle fei es na⸗ 
türlih, „daß dem Berfäufer die Gefahr alsdann abgenommen 
werde, wenn jpäter eine Probe angeftellt, und bei diefer ber Wein 
wicht verfchlechtert gefunden werde.” Dieſe Probe habe den einzi- 
gen Zwed zu conftatiren, ob der Wein inzwiſchen verborben jet, 
ein willführlicher Rücktritt des Käufers finde nicht ſtatt. 

Pflichtet nun Vangerow unjerer obigen Ausführung bei, 
daß beim Weinhandel mit Probe, wie folcher in den Römijchen 


AA. 
9.4. 
—2 . 

Beubsfst. 


Rechtsquellen bargeftellt wird, der Käufer niemals zum willführ- ' 


lichen Rücktritt befugt fei, daß die Weinprobe fomit ftet3 nur dazu 
angeftellt wird, um urfprünglich vorhandene oder jpäter eingetre- 
tene Weinkrankheiten zu conftatiren, fo fällt die behauptete Un- 
terſcheidung felbftverftänplich zufammen (cf. $. 9. not. 21). 

Ueberdies laͤßt dieje Interpretation gerade diejenige Frage 
unbeantwortet, welche Ulpian enticheiden will, Die Dauer 
ber übernommenen Gefahr ſoll beſtimmt werden. Soll dieſe ſo 
lange währen „bis ſpaͤter eine Probe angeſtellt wird,“ jo entſteht 
ja die neue Frage: Wann wird dieſe Probe angeſtellt werden? 
er hat deren Zeitpunkt zu beſtimmen? Durch die Beziehung 
auf eine fpätere mögliche Probe wird alfo der erwünjchte An⸗ 
halt für die Dauer der Gefahr nicht gewennen. 


48) Azo u. Accurfins in ber GL „si vinum® ad b ik Göſchen 
Borlef. U. S. 488. 
7 u 
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Sehr einfach aber iſt die Loſung, wenn wir unter ber de- 
gustatio cben nicht? anderes verſtehen als „vie übliche Wein: 
probe.” Der Verkäufer foll die Gefahr tragen, bis die Weinprobe 
geſchieht, der — was gleichgilt, als geichehen angenommen wird: 
in Ermangelung einer Friſt alfo alsbald nach gefchloffenen Kauf. 
($. 11). Die fpätere Anftellung bev Weinprobe gilt als fo ſelbſt— 
verftändlich, daß deren gejeislicher Zeitpunkt Dazu bienen Tann, 
die unbeftimmt gelafjene Dauer des übernommenen Rifito zu er- 
ganzen. Ulpian's Gedankengang ift fonach folgender : 

Der Käufer iſt, anch ohne Nerabrebung, befugt, alsbald 
nach geichloffenem Kauf die Probe anzujtellen, und wegen Säure 

oder Kahn ven Wein aufzufchieken. Hat mm überbieg ber Ver: 
fäufer die Gefahr des ſaner- und Fahnigwerbens übernommen, 
io fragt es ſich, ob mit oder ohne Zeitbeitinmung. Im eriten 
Falle trägt er die Gefahr bis zum Ablauf ber Frift, alſo, ſofern 
ber Käufer dennoch die Probe jogleich vornehmen jollte, über die: 
fen Zeitpunkt, hinaus. Im zweiten Fall bis zum Nrobiven. Denn 
burch jolche Gefahrsübernahme hat fich Der Nerfäufer im Zwei: 
fel zu nicht mehr verbindlich machen wollen, als dem Käufer 
ohnehin gejetlich zuftand). Der Käufer hat ſich nur fein ſelbſt⸗ 
verftändliched Recht ausprüdlich beftätigen laſſen, wahrjcheinlich 
um jeden Gedanken eines Verzicht3 aussufchlieken. Hat der Käu- , 
fer eine längere Verantwortilichkeit des Verkäufers bezweckt, fo 
hätte er durch Ausbedingung eines beſtimmten Termins dafür 
Eorge tragen follen. 
II Die ſchon mehrfach beiprochene 1. 4. 8. 1. h. t. (vgl. 8. 6. 11.) 

lautet in getreuer Ueberſetzung: 


49) 1. 9. de R. J.: Semper in obscuris quod minimum est sequimur. 
1. 88. pr. de V. O. (45,1.) Quidquid adstringendae obligationis est, 
id nisi palam verbis exprimitur, omissum jntelligendum est; ac fere 
secundum promissorem interpretamur, quia stipulatori liberum fuit 
verba late concipere. Taf der Nachtheil einer zweibeutigen Faſſung 
ftetö den Verkäufer treffe, fekt voraus, daß von ihn bie Faſſung 
ausgegangen jei (Savigny Oblig. I. S. 194), was bei einer ledig⸗ 
lich ben Vortheil des Käufers bezwedenden Nebenbeſtimmung nicht 
wohl anzınıchmen ift. 


RS 
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„Iſt Wein in aversione (unbefehens) verfauft, fo ift 
nur custodia zu Teiften. Daraus ergibt fih, daß 
wenn Bein nicht fo verkauft ift, daß gekoftet werben 
jollte 5%), der Verkäufer weber für Säure noch für 
Kahn einfteht, ſondern alle Gefahr den Käufer trifft. 
Es ijt jedoch ſchwierig, daß Jemand fo kauft, daß er 
nicht einmal koſte. Iſt daher fein Tag für das Ko: 
ſten fejtgefetst, fo wird der Käufer irgend einmal To- 
jten können, und bis er dag gethan, bleibt die Gefahr 
des jauer = und kahnigwerdens beim Verkäufer, dent 
u. f. mw.” | 
Berjuchen wir die fehlenden Mittelgliever dieſes Gebantenganges | 
herauftellen, jo würde Ulpian Folgendes gejagt haben: 

Wenn Wein in aversione verkauft ift, fo ftcht der Ver⸗ 
fäufer für feine Gefahr. Alſo, wern Wein nicht fo verkauft ift, 
daß er geprobt werden jullte — denn alsdann ift er in aver- 
sione gelauft (1. 62. $. 2. D. de C. E. 18, 1.) — ſo trifft alle 
Gefahr ven Käufer. Indeſſen wann gilt der Wein als nicht fo 
verfauft? d. h. in welchen Falle ift der Käufer nicht berechtigt, 
nach geſchloſſenem Handel mit der Wirkung der Rücktrittsbefug⸗ 
niß wegen Weinkrankfheit zu proben? Hier ift ein Doppeltes 
möglich. Schon dann, wenn über bie Probe im Vertrage nichts ge: 
jagt ift — alfe ſchon in Ermangelung eined augbrüdlichen Bor: 
behalts. Oder nur dann, wenn ber Käufer (ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend) auf die Probe verzichtet hat. Dieſes letztere ift 
als die präfumtive Meinung der Contrahenten anzunehmen, 
denn es dürfte jchmwerlich Jemand Wein unwiberruflich Taufen, 
ohne ihn auch nur zu proben. Sit daher wirklich ein 
Kauf abgefchloffen, ohne daß der Käufer vorher gekoftet ober fich 
das fpätere Kojten vorbehalten Hat, fo ift Doch im Zweifel an- 
zunehmen, daß dem Käufer noch freiftcht, das Proben nachzuho— 
fen — nur freilich muß er das ſobald es nach den Umſtänden 
irgend möglich ift — und darf er dann noch immer, fall bei 


50) Unrichtig das deutſche Corpus Juris „wenn ber Wein nicht unter 
Borbehalt ber Ausprobung verfauft wird“. Richtig Basil. 58. 7.10. 
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| 


ber Prüfung der Wein ſich Frank zeigt, fich vom Handel Toßfagen. 
Alſo eines Vorbehalts bebarf es nicht gerade ; indefien erjicheint 


| boch in Ermangelung eines Vorbehalts die Rage bes Käufers we- 
niger günftig; denn bie vertragsmäßige Feitftellung einer Pro- 


befrift ift für den Käufer wortheilhafter, weil er alsdann die ganze 
Friſt abwarten darf, ohne feined Rechts verluftig zu gehen. (F 
II. a. ©). 

In dieſem Gedankengang laͤßt ſich weder innerer Zuſam⸗ 
menhang noch logiſche Schärfe vermiſſen. Man köoͤnnte vielleicht 
einwenden, der mit quare beginnende Satz ſpreche nicht von dem 
gänzlichen Mangel einer Verabredung, ſondern von einem „Bor: 
behalt des Koſtens nur ohne hinzugefügte Friftbeitimmung“ St), 
Das ift inbefien unrichtig, aus fprachlichen wie aus inneren 
Grümben. 

Aus ſprachlichen, denn degustatio bebeutet nicht Vorbehalt 
des Koſtens, Probeclaufel, ſondern Koften, Probeanftellung, actug 
degustandi®?). Dies degustationi adjectus heißt alfo nicht 
ein ber Probeclauſel, fondern ein für die Probeanftellung beige⸗ 
fügter Termin, wie ber gleiche Ausprud am Schluß: dies degus- 
tationi praestitutus. 

Ebenſo aus inneren. : Allerdings läßt fi der Fall, daß 
feine Probefrift beigefügt ift, in doppelter Weiſe denken: fo daß 
gar nicht feitgeftellt ift; oder jo, bad zwar verabrebet worden, 
es folle gefoftet werben, nicht jedoch wann. Praktisch herrſcht ins 
beffen zmwifchen biefen beiden Modalitäten ein Unterfchted, Die 
bloße Erwähnung ber Deguftationzclaufel war durchaus überflüf- 
fig, fofern fich diejelbe von felbft verftand, fie kam alſo in ber 


Regel gar nicht vor. Wurde nichtö über bie Zeit der Probe 


ausgemacht, jo geichab der Probe gar Feine Erwähnung Für 
jeden Römifchen Geſchaͤftsmann und Juriften, welche ja bie ſte⸗ 
henden Formeln des täglichen Verkehrs kannten — und für foldhe, 


51) So bie Meiften 3. B. Gl. „dictum est“ u. „quam esset“h. 1. Wiſ⸗ 
fenbadbl.c. Faberl.c. Merilliusl. c. GIüEXVU. 6.160. 161. 
Haffe a. a. O. Wichtiger ſchon Vivianus ad h.L Frantzke 
l. c. no. 29. 82 — 85. 

62) Forcellini. Dirkſen h. v. 
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ſchrieb Ulpian, bebeutete ber Sab si dies degustationi adju: 
tus non est ebenjo viel wie „wenn über bie Probe gar nichts 
ausgemacht iſt.“ Und daß Ulpian folchen Fall im Auge hatte, 
geht aus dem bargelegten Zuſammenhang Kar genug hervor. 

Es berricht alſo auch Fein Widerſpruch zwiſchen 1. 1 pr. 
und 1.4 pr. h. t. umd bie überaus gefünftelten Verſuche Aelte⸗ 
rer, einen folchen mehr herauszufinden als zu entfernen 82), er⸗ 
ſcheinen durchaus überflüllig. 

Ulpian ſchließt aus der ungmweifelhaften Thatfache, daß 
Weinkäufe ohne Probe Aufferft jelten vorfommen, auf ſtillſchwei⸗ 
genven Vorbehalt der jpäteren Probe. Diefer Schluß entipricht 
burchaus dem bereits oben $.9 a. E. bargeitellten Entwicklungs⸗ 
gang der Römischen Jurisprudenz, und findet bie treffendite 
Analogie in ber Gejchichte der stipulatio duplae. 

1. 81. $. 20. de aedil. ed. (21, 1.): Quia assi- 
dua est duplae stipulatio, idceirco placuit, 
etiam ex emio agi posse, si duplum venditor 
mancipii non caveat. Ea enim etc. 

Erforberte das Ältere Necht finnliche Erkennbarkeit bes 
Vertragswillens, unzweibeutige und ausdrückliche Erklärung bes 
gefammten Geſchaͤftsinhalts, jo begnüigte fich die klaſſiſche Juris⸗ 
prubenz mit der Erweislichkeit des Conſenſes über die nothdürf⸗ 
tigften, nur gerade zur Charakterifirung des Rechtsgeſchaͤfts ge- 
nügenten Punkte 5) — alled Uebrige (die naturalia) wurbe 
ohne Weiteres aus ber muthmaßlichen Abficht ber Eontrahenten, 
wie fie der „Natur der Sache” gemäß anzunehmen war, er: 
gänzt. (Wal. 9.13 g. E.). 

IU. &3 ift eine frappante Beftätigung des fo eben entwidelten 
Reſultats, wenn auch ber Legatar für befugt erklaͤrt wird, 
jauer gewordenen Wein bei der fpäteren Vorlegung zurückzu⸗ 


58) Anton Auguftinus Emendat. Ill. 6. (Otto Thes. IV. p. 1514) 
Noodt Comment.adh.t. Duaren in h. t. D. Beſt ratio emend. 
leges 1. c. Glück XV. ©. 188 ff. 

54) Rierulff Theorie S. 20 ff. Ihering Geift I. ©. 18. 19. Ra- 
mentih Danz Der fafrale Schub im Nm. Rechtsverkehr ©. 8. ff. 
286 ff. 


104 Golbjhmidt: Der Kauf auf Probe ober anf Beſicht. 


weiſen ($. 9. Not. 20), ungeachtet er benfelben bereit3 gewählt 
hatte. Neben die bloße Auglieferung (exhihitio), welche für 
das bereit? confumirte Wahlrecht einflußlos ift °3), tritt bie 
wirkſame degustatio, welche dem Legatar fchlechthin zufteht. 
Daß dem Legatar auch behufs ber Augübung feine Wahlrechts 
„bie degustatio zufteht, verſteht fih von felbit (I. 2. 6.1. D. 
de tritico, vino 33, 6.). 

Endlich wird die Weinprobe als felbftwerftändlich erwähnt, 
ſowohl inl.15.D. h. t.: quia sive non degustavit, sive de- 
gustando male proßavit, de se queri debet, als bei ben 
Meinlieferungen, welche von den zinspflichtigen Bauern an bie 
vom Etaat beitellten Weineinnehmer geſchahen. — Die degu- 
statio warb von Probirern (haustores) vorgenommen. Die . 
Faͤſſer wurden behufs ber Probe aufgefchlagen; der Zinspflichtige 
hatte bie dazu nöthigen Flaſchen zu liefern, erhielt fie jeboch 
nach der Probe zurüd. Die Koften an Arbeitälohn und Spor- 
teln trug das Aerar 0). 


VI Rejultate Verhältniß zum äbtlitifhen Edict. 


S 13. 

DS Reſultat ber bigherigen Erörterung ($. 5— 12) läßt 
ich in folgende Sätze zufammenfaffen. 

I. Beim Weinhandel gilt die Probe als fo ſelbſtverſtänd⸗ 
ich, daß dem Käufer auch ohne jeden Vorbehalt bie aunelen 
berjelben nach Ferfectem Kauf zufteht. 

D. Iſt für die Probe feine Frift vwerabrebet, oder, was 
regelmäßig damit zufammenfällt, die Meinprobe im Bertrage 


55) 1. 20. 5. de opt. vel el. leg. (38,5). Daß in ber bier beiprocdhenen 
1. 2. 8. 3. 1. 3. eod. bie erfte Wahl nicht um beöwillen ungültig 
if, weil acetum gar nicht ald Wein gilt, ift offenbar, fonft dürfte ber 
Legatar auch nach der degustatio anderen Wein wählen. Das ifl 
unguläffig 1. 15. D. de P. et C. 

56) Inscript. Neapol. (ed. Mommsen) no. 6830. Aug Mommien 
in den Verhandlungen ber Sächfiichen Geſellſchaft der Wifienfchaften. 
Phil. bListon Klaſſe IH. ©. 76. 
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gar nicht erwähnt, fo hat der Käufer dieſelbe, ſobald nach den 
Umſtaͤnden thunlich tft, vorzunehmen. Der Verfäufer hat den 
Wein zum Probiren worzulegen. 

II. Nimmt der Käufer die Probe rechtzeitig, d. h. inner: 
halb ver Probefrift, ober, in Ermangelung folcher, fohalb es 
thunlich ift, vor, fo darf er ben Wein wegen erweiglicher Krank, 
heit (acor und mucor) ganz ober theilweife aufſchießen, gleich 
viel ob die Krankheit fich erft vor oder nach dem Kaufabichluß 
entwidelt hat — iS Oagenen TBB 9 uns aus anderen — 
Gründen. Inſofern gilt der Weinhandel bis zur Prüfung, fo: 
fern nicht auf folche ausdrücklich ober ftillfchweigend verzichtet 
ft, als reſolutivbedingt. Die Gefahr bes Untergangs trägt 
alfo ftetd der Käufer. Doc, kann aud) das Gegentheil verab: 
rebet fein. 

IV. Berfäumt dagegen ber Käufer die Vornahme der 
Probe innerhalb ber verabrebeten ober gefeglichen Friſt, fo ift 
nun, auch ohne daß eine gerichtliche ober außergerichtliche Auf: 
forderung des Verkäufers erforderlih wäre — wenn gleich fie 
für denfelben vortheilhaft fein Fanır — die Bedingung der Auf: 
fung ausgefallen, und der Handel vollkommen unwiderruflich. 
Gleiches gilt, wenn der Käufer zwar rechtzeitig prüft, jeboch fich 
bilfigend oder gar nicht erflärt. 

V. Den Bortheil, welchen dem Käufer ber verabrebete 
oder fubintelligirte Probevorbehalt gewährte, konnte er auf vier 
anderen Wegen erreichen: durch ausdrückliche Gefahrgübernahme 
jeitend des Verkäufer? — namentlich um jede Annahme eines 
Verzichts auszuſchließen —; durch Abrede, daß die Franken 
Theile nicht mitverfauft jeten; durch außbrüdliche Garantie des 
Berkäuferd für die Haltbarkeit 7); oder endlich in Folge wiflent- 
licher Verſchweigung der Nichtbaltbarfeit. In den beiven legten 
Fallen durfte ſchon nach Civilrecht der Käufer mit ber actio 
emti fein Intereſſe verlangen®®), welches möglicherweile gerabe 


57) Welche natürlich, im Zweifel, fich nicht über bie Zeit ber Abnahme 
binaugerfiredt hätte. 1. 8. C. de aedil. ed. (4,58.). 
58) Cicero de ofhc. 311. 16.17. 1. 15. D.de P. etC. (18,6). L3.C. at. 
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in ver Wufhebung des Vertrages beftand 9%) ine vorzugsweiſe 
häufige Art des dolus dürfte darin beitanden haben, daß ber 
Verkäufer ben Käufer bazu verleitete, auf die Probe zu verzichten, 
alfo in aversione zu Faufen®®). 

aber die degustatio aebilitiichen 
Eric? Bezog fich daſſelbe au nur auf Sklaven unb Vieh, 
fo find doch feine Prinzipien auf andere unbewegliche und bes 
wegliche Sachen angewendet worben; daß auf alle ohne Aus⸗ 
nahme ift freilich nirgends bezeugt *). Wenn auch auf Wein, 
fo wäre ber Käufer befugt geweſen, wegen ber erft nach Abichluß 
bes Hanbels enibediten Krankheiten ben gelauften Wein inner 
halb 6 Monate dem Verkäufer zurüdzuftellen, ober innerhalb 
Eines Jahres Preisminderung zu verlangen. Yür ben Käufer 
wäre ſonach das aebilitiiche Recht unzweifelhaft vortheilhafter 
geweſen, alö ber Prüfungsporbehalt, er hätte die Wahl zwiſchen 
ber Wandelungs⸗ und Minderungsflage gehabt, durch bie erfte 
baffelde erreichen koͤnnen, wozu ihm bie Probeclaufel diente, 
ohne an bie kurze vertragsmäßige oder gefehliche Frift gebunden 
zu fein®). Die Hinzufügung ber Probeclaufel hätte nun ledig⸗ 
lich im Intereſſe des Verkäufer? gelegen, um den Käufer gur 
alabaldigen Erklärung zu nöthigen, unb jo die Anwendbarkeit 
ber aebilitifchen Regeln auszufchließen®®). 

Dennoch zeigt ſich in ben Quellen Feine Andeutung, daß 
das altcivile Snftitut der degustatio durch das aebil. Edict ir- 
gend feine Stellung verändert habe, bag bie Probeclaufel ben 
Vortheil des Verkäufers bezwecke — die obige Darftellung er- 
gibt das gerade Gegentheil. Es darf daher billig die Trage 


50) . 1.585 deA E V. (19,1). 

60) Darauf deutet 1. 62. 6.2. d. C. E. vergl. mt L4.9.1.4U.P.et 
C. ef. oben $. 12. 1. 

61) L 1. pr. L 68. de acdil. ed. (21,1). 

62) Man wird kaum in Anfchlag bringen bürfen, bag bem Käufer Traft 
des Deguftationsnorbehalts freiftand, ſelbſt offenbar verborbenen 
beim Kaufabſchluß vorgelegten Wein erſt mit Mblauf der Probefrift 
zurädzumeifen, während er nad Aedilenrecht bier keinen Anſpruch ges 
babt hätte. 

68) L 81. D. de pactis (2,14). 1. 14. $. 10 de aedil. ed. (21,1). 
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aufgeworfen werben, ob denn bie Ausdehnung bed aebikttifchen 
Rechts auf das Gebiet, in welchem bie Probeclaufel mit ihren 
eigenthämlichen Wirkungen zur Anwendung kam, fo völlig uns 
zweifelhaft iſt. Gewichtige Bebenfen mußten biefer Ausdehnung 
enigegenftehen. Die Länge ber aebilitiichen Anfechtungsfriften 
erſchien ungeeignet bei einem Gegenftand, der fo Leicht erheblichen . 
Veränderungen und Preisſchwankungen 9) unterworfen iſt. Eb 
ließ fich wohl fchwerlich feftftellen, ob ber Wein erft bei dem 
Käufer und burch deſſen fehlerhafte Behandlung oder Nachläffigs 
feit krank geworben, oder ob er es bereits zur Zeit des Kaufab⸗ 
ſchluſſes geweſen. Der Verkäufer burfte nicht dawider einwen⸗ 
ben, wenn er für den Wein jo lange haftete, als berjelbe in 
feiner Were ware); denn die Krankheit konnte nur entweber 
son urfprünglich ſchlechter Bejchaffenheit oder von feiner fehler 
baften Behandlung herrühren — eine Haftung darüber hinaus 
wäre entichieven unbillig geweſen. 

Dagegen leiftetete das althergebrachte Inſtitut der Probe⸗ 
claufel allen zu berückſichtigenden Anforberungen Genüge, zumal 
wenn biefelbe fubintelligirt wurde. Sicherlich geſchah letzteres 
erft alsdann, da das aebilitiiche Edict daran gewöhnt hatte, für 
bie Verpflichtungen des Verfäuferd einen weiteren Maaßſtab als 
daB alte Civilrecht anzulegen. | 

Sp ift es denn gewiß Fein Zufall, daß in bie Pandekten 
eine fehr ausführliche Darftellung der degustatio aufgenonmen 
ift, und zwar aus ben Sommentaren zu dem Hauptwerk bed al: 
ten Cipilrechts (Sabini Libri tres juris civilis)“®) , während in 
ver betaillixten Entwidelung des aebilitifchen Rechts ber Tür den 


“u >» . u. 


64) Auch bei ben Nömern: 1. 22. D. de R. C. (12,1). L 4. de cond. 
trit. (13,3). 1. 8. de eo quod certo loco. (18,4). 

65) Das wird überall vorausgefeht. Der Käufer bat fi bei ihm zur 
Probe einzufinden. Die etwaige Zumeſſung geſchieht fpäter. So 
Cato 0. 148, und bie Reihenfolge in L 1—5 h.t. Columella 
deR.R. Xll. 19: Cura quogue adhibenda est, ut expressum mu- 
stum perenne sit, aut certe usque ad venditionem durabile. 

66) I. 1.pr.LA pr. 1. 16h. t 
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Römtichen Handel fo wichtigen Weinkrankheiten gar Leine 
Erwähnung gefchieht. | 

Was Hier zunächkt aus inneren und Äußeren Gründen als 
bloße Bermuthung hingeftellt werden Fonnte, wird unwiderleglich 
erwieſen burch bie wichtige 1. 15. h. t. Wie ſchon oben bemerft 
($. 10), unterſcheidet Gaius -3 Fälle: promissum deö Ber: 
käufers, degustatio, dolus des Verfäuferd. Hat der Verkäufer 
weder zugefagt, daß der Wein ſich halten werbe, noch beffen 
Unhaltbarkeit wiffentlich verſchwiegen, jo haftet er gar nicht: 

— quodsi nihil affirmavit, emtoris erit pericu- 
lum, quie, sive non degustavit, sive degustando 
male probavit, de se queri debet. 

Jede Haftung über Jdolus und promissum hinaus ift 
ausgeſchloſſen. Die Stelle der VBerantwortlichleit 
nad; den Regeln bed aedilitifhen Rechts vertritt 
beim Weinhandel die Befugniß de Käufers, nad 
ber zeitig angeftellten Probe den kranken Wein 
aufzuſchießen. — 


VII Das Gebiet dieſes Inſtituts. . 


$. 14. 


Um fo nothwenbiger erfcheint es jchlieklich, das Gebiet 
dieſes eigenthümlicken Inſtituts genau abzugrenzen. 
I. Es bezieht fich auf Verkauf von Wein, und zwar von 
Aabwein (vinum doliare, in doliis), Tand alſo wahrſchein⸗ 
lich, der Natur der Sache entſprechend, beim Detailverkauf in 
Flaſchen und Krügen (amphorae, cadi) nicht ftatt €”). 
II. Es wird nur beim Verkauf einer species "erwähnt, 
alſo eines oder mehrerer Faller. Iſt ber Inhalt eines Faſſes 
nur theilweife verkauft, fo ift der Kauf nicht perfert, und erft 


67) Gato c. 148. Lex vino in doliis. Davon allein banbelt der ganze 
erfte Abfchnitt unfered Digeftentitelö: 1. 1—6. außerdem 1. 15. de 
P. et €. Daß bei Legaten auch Flaſchenwein geprobt wird, fpricht 
nicht dagegen; denn bie Probe bat bort der Hauptzweck, bie wer: 
nünftige Wahl des vermachten Weins zu erleichtern. 
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‚nach gefchehener Ausfcheibung Tann von Anwenbung ber oben 
entwickelten Grundfüße bie Rede fein. Neuere bezeichnen dieſen 
letzten Fall ala Kauf einer species aus einem (überfehbaren) 
genus, 3. B. jelbft Thöl 8.73. 8. 71. a. E. indeſſen mit Un- 
recht 9. Ob die Mömer den wirklichen Gattungskauf — 
wenigftend in Yorm ber emtio venditio, anders durch gegen: 
feitige Stipulationen — gekannt haben, mag bier dahingeſtellt 
bleiben. Wäre es indeſſen auch beim Gattungskauf vorgekom⸗ 
men, jo hätte die Probe doch dort keinen andern Zweck gehabt 
als fonft, fie hätte keineswegs, wie manche Neuere, insbeſondere 
bie Franzöfifchen Juriften, vermuthen, dazu dienen follen, über 
die Eriftenz ber verfprochenen Qualität zu entfcheiden, ober ein 
Surrogat der durch den Vertrag nicht hinreichend beitimmbaren 
Dualität zu fein. An genauen Bezeichnungen ber Weinforten, 
wie ber feinften Nüancen innerhalb jeder Sorte, hat es ben 
Römern fo wenig als ung gefehlt). Wollte der Kaufluftige 
fih durch eigenen Geſchmack überzeugen, ob ihm die Sorte zu- 
jage, jo mußte er vor Abſchluß des Handels koſten, ober die⸗ 
Form bed Handels nach Belieben wählen. 

III. Ob das gleiche Inſtitut auch bei anderen Gegenftän: 
den außer Wein Anwendung fand, ift durchaus ungewiß: hödh- 
ſtens ber golden, bei denen die gleichen thatfächlichen Vorans⸗ 
fegungen, in2befonbere Ieichter Verderb, zutrafen. Eine ſchwa⸗ 
he Andeutung davon Fönnte man in einem Gefeb aus fpäter? 
Kaiferzeit fehen. 

1.1 C. quae res exportari non debeant (4, 41): 
Ad barbaricum transferendi vini et olei et li- 
quaminis nullam quisquam habeat faculte- 


68) Daß in manchen Beziehungen gleiche Grundſaͤtze gelten, rechtjertigt 
biefe Bezeichnung nit. Auch die Quellen ſcheiden ſcharf 3. B. 
1. 38. D. de judiciis (5,1). 1. 47. $. 1. de leg. I. (80). 1.8, 6. 2. 
de leg. 11. (81). 1. 3 pr. de tritico (83,6). vergl, mit 1. 80, 
$. 5—-5. ad leg. Falcid. (35,2). 

69) Beder Gallus 111. ©. 238. 8 Weber a. a. O. p. 17 Plin, 
H. N. XIV. 2. s 4. no. 20. a 
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tem, nec gustus quidem cause aut ups 
commerciorum. 

Auch im Diecletianiichen Edikt de pretiis rerum vena- 
lium werben vinum, oleum unb liquamen neben einander er- 
wähnt. 

Gegen bie Beichränkung auf den Weinhanbel auch. nur 
im Juſtinianeiſchen Recht fpricht keineswegs bie Stellung ber 
Hauptzeugniffe unter der umfaflenderen Rubrif De periculo et 
commodo rei venditae et traditae. Denn an fich hat es 
nicht? Auffallendeg, unter einer ‚allgemeinen Rubrik auch bie 
einem SHauptgegenitand bed Verkehrs ceigenthümlichen Rechtsre⸗ 
geln darzuftellen. Zumal ba bie Baſiliken die vom Weinhandel 
banbelnden Fragmente unſeres und anderer Titel unter ver be 
jonberen Rubrif szegd gaceng al ayopaclag olven (ib. 
63. tit. 7.) zufammengeftellt haben, in richtiger Anerkennung, 
daß zwar nicht fämmtliche, aber doch vicle den Weinhandel re 
gelnden Nechtzfäte dieſen eigenthümlich ſeien. 

Indeſſen bat ſchon die Gloſſe bein Bedenken getragen, bie 
freilich durchweg mipverftanbenen Prinzipien unſeres Inſtituts 
auf alle Gegenftände anzuwenden, welche beim Verkauf gekoftet 
ober geprobt zu werden pflegen?"), unb bie Vermiſchung deſſel⸗ 
ben mit dem Handel nach Belieben hat jede Schranke ver An- 
wenbbarkeit bejeitigt. — 


Cap. II. Der Handel nach Kelieben. 
L Die Quellenzeugniffe 
$. 18. 


Der Hauptſitz unferer Lehre iſt der Digeftentitel De 
praesoriptis verbis et in factum actionibus XIX, 5. 1. 17, 


70) @1, „st vinum“ ad 1. 1. pr. de P. et C. Stryk track. de jure 
sensuum diss. 5. c. 1. no. 6--8. 82 — 35. c. 2. no, 2. Titius 
Jas privatum Romzmo-Germanicum lib. 4. c. 2. 6. 27. Gensler 
6. 6 Glũüc᷑ IVIL ©. 167. Schilling Lehrbuch HE. $. 291. 








frohıt uf deliohes. 
ODold ſ idt: De Rom auf Probe aber auf Veſicht 111 


& 2. 4. 12% pr. $. 1 2. unb wie ſchon hierin bie weiter umten 
($. 22.) feftzuftellende Beziehung zu den Innominatcontracten 
Har herooriritt, jo zeigen auch die ſaſt ausſchließlich den Edicts⸗ 
commentarien angehörigen Schriften der Roͤmiſchen Zuriften, 
aus denen bie erhaltenen Fragmente entnommen finb, daß hier 
wicht ein altciviles, ſendern ein durch Edict und fpätere Juris⸗ 
prubenz ausgebildetes Inſtitut vorliegt). 

Daß eines diefer Yragmente, die L 8. D. de. C.E. (18,1), 
aus demſelben 28. Buch bed Ulpianiſchen Sabinuscommentar's 
entnommen ift, in welchem bie Weinprobe behandelt wird, deu⸗ 
tet um fo weniger auf einen inneren Zufammenhang zwilchen 
beiven Lehren, als Ulpian in diefem Buche den Kauf ex professo 
behandelt zu haben fcheint, insbeſondere mit Rückſicht auf bie 
benfelben fujpenfiv - oder rejolutiobedingenden Nebenverträge?). 


DO. Suspenſiv- oder Refolutiv- Bedingung? 


§. 16. 


Mit diefer Alternative ift es hier nicht gethan. Während 
ber Weinhandel mit vorbehaltener Probe durchgehends als ein 
reſolutivbedingier Vertrag erfcheint, ftellen und die Quellen ben 


Handel ma Belieben in_brei Kormen bar: felten als ein a 


not. m. n. Namentlich Pot hier du contrat de vente no. 810, 
und nad) ihm Code civil art. 1587. 

1) 1.17.6.2. 4 h. t. (Wip. libro 28 ad Ed) L 20 pr. $.1. 2. eod. 
(llp. libro 82. ad Ed.). 1. 6.de resc. vend. 18,5. (Paulus libro 
2. adER).1.2.65. pro omtore. 41,4. (Bauluslib. 54. ad. Ed.). 
L 11. 6.18. quod vi aut clam 48,24. (Ulp. kb. 71. ad. Ed.). 1. 81. 
$. 22—24. de aodil. ed; 21,1. (Uly. lib. L ad Ed. aedil. cur.). 
L 8. guib. modis pignus 20,6. (UIp. lib. 8. Disput.), 1. 52. $. 8. 
ad. leg. aquil. 9,2. (Alfenus lib. 2.Dig.). L 8. de C.E. (18,1.). 

2) Von ben in lib. 18. tit. 1. 2. 8. 5. 6. und lib. 19. tit. 1. D. auf: 
genommenen Exrcerpten aus Ulpian rühren 17 aus bem 28. Buch 
feines Sabinuscommentars ber, unb 7 aus bem 32. Buch feines 
Edictdcommentar’s, enblih 16 meiſt Tleinere Fragmente aus fehr 
verfchiebenen. Schriften, mur 2 darunter aus derſelben. 
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penſwbedingtes, Käufig als ein reſolutivbedingies, ebenſo häufig 
als ein durchaus unbedingtes Geſchaͤft mit einem Nebenvertrag 
auf Rückgabe für den Fall der Displicenz. Und zwar iſt dabei 
mitunter die Perfection oder der Beſtand des Handels ſchlecht⸗ 
hin, ſei es direct oder indirect, auf das Gefallen oder Mißfallen 
des Kaͤufers geſtellt, häufig jedoch wird zugleich oder auch allein 
erwähnt, daß der Gegenftand des Handels auf Probe (expe- 
riendum) oder auf Beſicht (inspiciendum) gegeben jet. 

Die Quellen erwähnen folgende Formeln: 

I. Für die fuspenfivbebingte Geftalt: 

1) — si mulas tibi dedero, ut experiaris, et si 
placuissent, emeres — 

.20$8.1ht. 

2) Emtio tam sub conditione, quam pure contrahi 
potest; sub conditione, veluti: si Stichus intra 
certum diem tibi placuerit, erit tibi em- 
tus aureis tot. 

$. 4. J. de emt. (3, 23). 
Beiläufig, 

3) — si modo hoc solum arbitrio ejus. com- 
missum sit, ut quem voluisset, emtum haberet, 

non et illud, an emtum haberet. 
l. 818.6. de C.E. (18, 1). 
II. Für das rejolutivbebingte Geſchaͤft: 

1) — res ita distracta, ut, si displicuisset, 

inemta sit — 

L 3 deC.E. (18, 1). 
— convenit, ut, si displicuerit intra diem cer- 
tum, inemtum sit — 

1.2 ©. 5 pro emtore (41, 4). 
— ita praedium venierit, ut si displicuisset, 
inemtum esset — 

L 11 $. 13 quod vi aut clam (43, 24). 
— eslege compararvit, ut, si displicuerit, inem- 
tum sit — 

140. de aedil, ed. (4, 58). 
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2) — ubi sic distracta est, nisi emtori displieuis- 
set, pignus finiri non putet. 7 
1. 3 quib. modis pignus (20, 6). 
IM. für die dritte Geftalt: 
1) Si convenit, ut res quae venit, si intra certum 
tempus displicuisset, redderetur — 
1. 6 de resc. vend. (18, 5). 
— si tibi equos venales experiendos dedero, 
ut si in triduo displicuisssent, redderes — 
l. 20 pr. h. t. 
2) — ita venierit, ut, nisi placuerit, — redhi- 
besatur — 
l. 31 $. 22 de aedil. ed. (21, 1). 


In biefem letzten Falle, dem eined unbebingten Hauptver⸗ 
trages mit angebängtem pactum displicentiae(fteufauf) ent- 
fteht nur eine obligatio aus dem Nebenvertrag auf Rückgabe 2). 
In ihrem lebten praktiſchen Zweck kommen baher die zweite und 
dritte Geftalt allerbings überein, allein e3 finden fich wejentliche 
jurtftifche Unterfchiede, welche man bisher durchweg ignorirt hat. 
Insbeſondere wird die gemeine Anficht, daß die Geltendmachung 
des pactum displicentiae ald Nefolutivbebingung wirke 4), am 
gehörigen Ort widerlegt werben ($. 19). Daß daſſelbe auch in 
Form einer Suspenfivbedingung vorkomme, ift eine unbegreif- 


3) Eine Rüdgängigmahung bes Hauptvertrages findet in beiden Fällen 
flott, jedoch in dem weiten direct, in bem dritten indirect. Argum: 
L 15 de cond. c. d. (12, 4). 1. 2 pr. de cond. ind. (12, 6). 1.12 
de praescr. verb. (19, 5). 1.3 C. de pactis inter emtorem (4, 54). 
Savigny System I. ©. 154. 1556. Bangerow I. ©. 174. 
Einen Unterſchied beiber Fälle deuten auch Unterholzner I. 
©. 228 not. o. 224 und Brinz ©. 483 an. 

4) Außgeführt von Rieffer Zeitfchr. für Eivilr. und Prozeß IL ©.88 
— 85. Ebenſo die Lehrbücher z. B. Glück XVI. ©. 204. 205. 224. 
225. Thibaut 5.619. Mũhlenbruch $.405 not.15, Schweppe 
$. 554. Göfhen I. $. 476. Geuffert F. 89. Roßhirt 
5.486. Sintenis II. ©. 321—823. Arndts 5.249. Treitſchke 
Kaufvertrag S. 89. 

Beitfärin für Sandelorecht. 8 


114 Gokbfäpmibt: Der Kauf auf Probe ober auf Befht 


liche Behauptung Unterholzner's (I. S. 228), welche durch 
1.3 quib. modis pignus (20, 6) ſicherlich nicht beftätigt wirt. 

St nun eine diefer Formelu gebraucht, jo ergibt ſich ſchon 
aud dem Wortlaut, welcher Art das Geſchäft fein ſolle. Allein 
Zweifel entftehen, wo entweder entgegengejeßte Formeln zugleich 
alternativ Hinzugefügt find, wie z. B. J. 20 9. 1h. t., ober 
keine derſelben angewendet iſt. Hier wird ſtets aus den ander⸗ 
weitigen Umſtaͤnden die Abſicht der Parteien zu entnehmen 
fein ®). Unzulaͤſſig indeſſen iſt der Schluß aus dem Mittel, deſ⸗ 
ſen ſich der Kaufluſtige oder Käufer bedient, um ſeinen Ent⸗ 
ſchluß zu beſtimmen, ba die Verſchiedenheit dieſer Mittel ledig⸗ 
lich durch die Verſchiedenheit der Gegenſtände beſtimmt wird. 
Kleider und ſilberne Gefäße werben beſehen, Pferde, Maulthiere, 
Rinder werben geprobt. Das Geben auf Beſicht (inspicien- 
dum dare) und das Geben auf Probe (experiendum 
dare) jtehen durchaus auf gleicher Linie: in beiden Fällen Tann 
eben ſowohl Suspenſiv⸗- als Nejolutivbedingung als der britte 
Fall vorliegen ©). 


56) 1L208.1h.t: — interesse, utrum emtio jam erat contracta 
(perfecta), an futura (nondum perfecta). — 1. 52 8. 3 ad leg. 
Aquil (9, 2): Quidam boves vendidit ea lege, uti daret experi- 
undos; postea dedit experiundos; emtoris servus in experiundo 
percussus ab altero bove cornu est; quaerebatur, num venditor 
emtori damnum praestare deberet. Respondi, si emtor boves 
emtos haberet, non debere praestare, sed si non haberet em- 
tos, tum, si culpa hominis factum esset, ut a bove feriretur, non 
debere praestari; si vitio bovis, debere. Die 1. 78 de furtis (47, 2): 
Rem inspiciendam quis dedit, si periculum spectat cum, qui ac- 
cepit, ipse furti agere potest. bezieht ſich möglicherweife nur auf 
da periculum custodiae, wie 3. B. Cujaz Quaest. Papin. lib. 8 

hl. und Haffe Culpa $. 77 a. E. annehmen, und gehörte als⸗ 
dann nicht bieher. 

6) Inspiciendum dare 1. 78 de furtis. Veſehen wird die Sache auch 
in ben 1.17 $. 4. (Aleider) 1. 20 8. 2 h. t. (ſilberne Gefäße) er⸗ 
wähnten Fällen. Experiendum dare ober accipere. 1.20 pr. $.1 
h. t. 152 $. 8 ad leg. Aquil. (Pferde, Maulthiere, Rinder). Vgl. 
auch L 18 $. 1. Commodati (18, 6): jumenta. 
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Eben fo wenig entſcheidet der Umſtand, daß bie Sache 
bem Käufer übergeben iſt. Zwar wird im Falle des reſolutip⸗ 
bedingten Kaufs und jelbjtverjtändlich beim pactum displicen- 
tiae häufig erwähnt, daß die Cache in die Gewahrfam be? 

- Käufer? übergegangen fei 7): allein Gleiches finden wir auch in 
Faͤllen, wo ungweijclhaft ein ſuspenſivbediugter Vertrag ge- 
ſchloſſen ift ), und es wird Fein Gewicht darauf gelegt, ſofern 

ſonſt die Natur der Bebingung zweifelhaft erjcheint Y%. Auch 
mag baran erinnert werben, daß der Weinhandel mit Probevor⸗ 
behalt ein vejohutivbebingter ift, ungeachtet der Wein in ber Ge- 
wahrjam de Verkäufers bleibt ($. 13 not. 65). Daß die von 
Vielen für die juspenfive Bebingtheit des Kaufs nach Belieben 
allegirten L 1 pr. 1.4 pr. &. 1 D. de P. et C. (18, 6) und 
L. 34 §. 5 D. de C. E. (18, 1) 20 für dieſen gar nichts, da⸗ 
gegen für den Weinhandel mit Probevorbehalt gerade das Ge⸗ 
gentheil erweiſen, bedarf nach den obigen Eroͤrterungen keiner 
Erwaͤhnung. Und gar nicht hierhin gehört die auch ſonſt um⸗ 
erweislihe Behauptung Unterhol zner's (IL ©. 225), eine 
auflöjende Bedingung fei in der Negel anzunehmen, wenn vor⸗ 
behalten ſei, daß der Kauf nicht gelten folle, falls fich Zehler an 
ber Sache zeigen. 


7)1118.13. Quod vi aut clam. 1. 6 de resc. vend. L 81 $. 22, 
24 de aedil. ed. fragm. Vatic. $ 14. 1.3 quib. modis pignus. 
8) L 17 8.2.4120 8. 2. h. t. 1.13 8.2 commod. Nah Röm. 

Recht iſt es daher unrichtig, was Cropp S. 193 (auch Treitſchke 
S. 73. 89. Brindmann $. 85. 84) behauptet, daß der Handel 
auf Befiht nur in dem Maaße gefchloffen zu werben pflege, baß bie 
Waare bis zur Vefihtigung in der Gewahrſam bes Verkäufers 
bleibe. Und eben fo wird durch die angeführten Quellenzeugniſſe 
Unterbolgner3 Behauptung (II. ©. 254 not. 9) widerlegt, daß, 
wer ſich Waaren zur Anficht zufenben laſſe, ſiets bie Gefahr trage. 
9) Bol. die Stellen not. 5. 6. 1. 52 $. 3 ad. leg. Aquil. behandelt 
fogar einen Fall, wo bie Sache nicht fogleich beim Abſchluß bed Vers 
trags übergeben iſt. 
10) 3. B. Gensler $. 6. Cropp S. 192. Pöhls ©. 195. Thöol 
&.308. Roßhirt I. 8.429. Morſtadt S. 29. Holzſchuh er L. 
2. S. 646. 
® 8 ” 
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Aus deu Römischen Nechtöquellen über unfer Inſtitut laßt 
fih ſonach Feinerlei Rräfumtion weber für fuspenfive noch für 
reinlutive Bebingtheit entnehmen. 

Man hat inbeflen verſucht, aus allgemeinen Prinzipien 
eine Präfumtion für bie erjtere herzuleiten, fofern der Kaufge⸗ 
genftand noch nicht übergeben, ober boch nicht Iebiglich behufs 
ber anzuftellenden Prüfung übergeben fei ($. 3 not. 5—7). Daß 
bie Quellen dieſe Anficht nicht unterſtützen, ift zweifellos. Will 
man bie Frage nicht als eine durchaus unentſchiedene anjehen 7%), 
jo wird man ſich cher der big auf die neuere Zeit ziemlich un⸗ 
beftritten herrichenden Anficht zumenven müſſen, es ſei im Zwei⸗ 
fel für Nefolutivbebingung zu präfumiren 1%), Denn bei ber 
dotis datio ante nuptias, welche ja nicht, wie Thibaut anzu- 
nehmen fcheint, zur Erfüllung eines vorausgehenden bindenden 
Verſprechens geichieht, ſondern felbft die Beſtellung ber dos ift, 
deögleichen bei ber lex commissoria und bei der in diem ad- 
dietio wird ſchlechthin für Nefolutiobebingung präfumirt ?2), 
ungeachtet die beiden letzten Nebenverträge jehr wohl ohne Ue- 
bergabe ber Sache vorkommen können, wie anbererjeitö troß ber 
Vebergabe ein jugpenfivbebingter Kauf erwähnt wirb 1%). Nicht 
aljo um der Erfüllung willen, wie urfprünglih Thibaut, und 
nach ihm Andere anmahmen, wird in diefen Fällen bie rejolu- 
tive Bebingtheit vermutbet, und noch weniger ericheint es ge⸗ 
rechtfertigt, nun umgekehrt aus der Nichterfüllung die entgegenge- 


11) Savigny System. DI. S. 155 not. n. Holzſchuher 1. ©. 388, 
welcher indeß einer Präfumtion für Reſolutivbedingung zuneigt. 

12) Glück IV. ©. 479 not. 50. Thibaut Panbelten 8. Aufl. 
$. 89 not. m. n., und Givififtifche Abhandlungen S. 378 — 380. 
Trig Erläuterungen zu Wening I. ©. 194. 195 und Wening- 
Ingenheim 5. Aufl. I. F. 88 not. y. z. Sintenis I. $. 20 
not. 20. Heimbad im Rechtslexikon I. &. 771. 

13) 1.7 8.8. 1.8 de J. D. (28, 3). 1.1 $. 2 pro dote (41, 9) von 
Ulpian, Calliſtratus und Sulian. L 2 8.4 pro emtore (41, 4). 
1.41 pr. de R. V. (6, 1). 1.8 quib. modis pign. (20, 6). 
1. 1 de leg. comm. (18, 3). Die von Eropp fonft allegirten Stel- 
fen gehören nicht bierher. 

J4) 1. 4 pr. de in diem add. (18, 2). 
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feste Präfumtion zu entnehmen 15). Die weiteren praktiſchen 
Argumente Cropp's find blendend, aber unzureichend. ‚Denn 
das angebliche Dilemma, es wůrde Kein Theil auf Erfüllung 
Hagen können, weil er nicht darthun Tönnte, daß eine bloße Re- 
folutiobebingung bezweckt worben fei, bejeitigt fich durch die Er- 
wägung, daß ben Gegner die Beweislaſt ber beabfichtigten Sus⸗ 
penfiobebingung trifft 1%. Und das Bedenken, es bürfe bie 
Waare doch nicht auf's Ungewiſſe Hin abgeliefert und bezahlt 
werben, möchte fich dadurch erledigen, daß der Käufer ſchwerlich 
geneigt fein wird, Zahlung zu leiften, bevor er den Handel al? 
unwiderruflich anfieht, ja auch nur die Sache früher zu über- 
nehmen, außer um der anzuftellenden Probe willen. Im alle 
des Creditkaufs oder betrügerifcher Abſichten des Käufers wird 
ber Verfäufer durch geeignete Schritte fich fichern koͤnnen. Die 
Hauptfrage iſt die Gefahrstragung. In Bezug auf dieje aber 
fpricht mehr dafür, im Zweifel foldhe ven Käufer ala den Ber- 
kaͤufer tragen zu laſſen, der durch den Verkauf der Dispofition 
über bie Waare entjagt hat. Gerade hierfür bietet die Auffaf- 
fung des Weinhandel? auf Probe eine beachtenawerthe Analogie. 
Daß übrigens bet den Römern der Handel nach Belieben als 
fuspenfiobebingter Vertrag felten vorkam, ift nicht allein aus 
ber feltenen Erwähnung biefer Form, fondern auch aus inneren 
Gründen (vgl. $. 22 ff.) mit Sicherheit zu fchließen. 


II. Willführliher Entſchluß. 
g. 17. 


‚So entſchieden für den Weinhandel aufs Koſten das will⸗ 
recht des Kaͤufers in Abrede geſtellt werben 


mußte, fo ſicher hängt es Ser van feinen Belichen ab, ob er 


15) Wie urfprünglich Thibaut $. 121 und nad biefem Schweppe 
$. 116. Ctopp ©. 198—195. Treitſchke ©. 78. 89. 200. 
Thöl ©. 808. GSeuffert.$. 76 not. 7. DBgl. die $.8 not.5—7 
Allegirten. 

16) Böcding Panbekten 2. Aufl. I. $.108 not. 8. 9. $. 118 not. 8.9. 
Rechtsſprüche und Gutachten ber Juriftenfacultät zu Roſtock S. 4—8. 
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tm_erften Falle ben Kauf eingehen, in den auheren Jaͤllen af‘ 
ven geichloffenen gebunden fein wolle Es bedarf dafür keines 
weiteren Zeugniſſes. Für „Gefallen” und „Mißfallen“ gibt es 
feinen anberen Maapftab als einen fubjectiven, Bejehen und 
Proben find ftet? nur Mittel zum Zweck:7). Freilich folgt 
daraus nicht, daß das Recht des Käufers mit beifen Tobe er- 
| fäfche 18), | 
Es ift daher nicht gerade ungutreffend, wenn Thöl Ver: 
träge biefer Art als „Handel anf Laune“ bezeichnet, denn 
auch bloße Laune mag den Käufer beftinnmen, zurückzutreten. 
Indeſſen ziehe ich ben Ausdruck „nach Belieben” vor, ba 
berfelbe einerfeit3 über dic volle Freiheit des Käufers eben fo 
wenig Zweifel läßt, andererſeits die Mißdeutung vermieden 
wird, als ob die Abhängigkeit des Geſchäfts won vorübergehen⸗ 
ber Stimmung bed Käufers vorzugsweiſe charakteriftifch waͤre. 
Ein vernünftiger Gejchäftsmann wird auch bei einen ſolchen 
Handel ſich ſchwerlich durch Kanne beitimmen laſſen, fonbern 
durch die Qualität der Waare, die Preißangemefjenhett, die 
zeitlichen und oͤrtlichen Conjuncturen, die Perfönlichkeit des Ver: 
fäufer8 und dergleichen mehr. 
Hier alſo find allerdings Bejehen, Probe, und jedes an- 
bere ähnliche Mittel nur für den Entſchluß des Kaufluftigen 
.( oder Käufers bebeutend. Derjelbe darf nicht allein Bilfigen, un: 


17) Ganz willkührlich iſt die Behauptung Unterholgner'3 U. &.225. 
„Es verſteht ſich von ſelbſt, daß ber Käufer, ber etwas auf die 
Probe genommen hat, nicht ohne erweislichen Grund zurücktreten 
kann,“ während im Falle des ſuspenſivbedingten Kaufs „der Käu⸗ 
fer nicht nöthig habe, feine Verwerfung buch Gründe zu rechtferti⸗ 
gen.“ Derſelbe jtellt 5.431. 433 ben „Vorbehalt ber Reue“ als einen 
beionderen Nebenvertrag neben den „Vorbehalt ber Prüfung,“ fagt 
jedoch von beiden weſentlich bafjelbe. Eine ganze Reihe angeblich 
verfchiebener Nebenverträge zählt auf Voet lib. 18 fit. 1. no. 
24. 26. 


18) So Voet no. 26. Glück XVI. S. 229. Roh R. der F. M. 


&. 911. Richtig Treitfhte ©. 89. 90. Troplong vente 
no. 112. 
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geachtet er gar nicht gefehen ober geproßt hat, ja ungeachtet ihn 
die Waare mißfällt; er darf auch mißbilligen, wenngleich ihm 
die Waare gefällt und vollfommen preiswürdig, leicht und mit 
Boriheil umſetzbar ift, ja fogar ohne biefelbe geſehen over ge- 
probt zu haben, weil, wie ber Entſchluß felbit, fo auch der Ge⸗ 
brauch des Mittels, welches bazu dienen foll, benjelben zu be- 
wirfen, in feinem reinen Belteben fteht 19). 


IV. Art und Wirkung der Srllärung 


$. 18. 


Ericheint fomtt hier der Akt der Beftchtigung, des Probtrens 
uf. w. als rechtlich durchaus unerheblich, ſe Lann her fußpen- 
finhepingte Hanbel nur perfect werben durch die auadrucklich ober 
und zwar rechtzeitig, erklärte Bilfigung ver Waare ; 

ingte nur rückgängig werben durch bie aus⸗ 
6 oder ſtillſchweigend, rechtzeitig erflärte Mißbilligung 
ber Waare, gleichviel ob eine Unterſuchung vorangegangen ift ober 
nicht >). Bloßes Stillichweigen gilt an fich weber als Billi⸗ 
ung noch als Mißbilligung ?'). Indeſſen falls ber Käufer 
über die gebührende Zeit hinaus fchweigt, ift doch die Bedin⸗ 
gung ausgefallen, von deren Eintritt, fei es die ‘Perfection, fei 
e3 die Auflöfung des Geſchaͤfts abhing, und infofern hat prak—⸗ 
tiſch das Stillfchweigen beim fuspenftobebingten Kauf die Wir- 
tung der Mißbilligung ”), beim refolutivbebingten und dem 





19) Eropp ©. 188. Thöl ©. 297. 298. 801 not. d. Bring 
©. 481. 

20) Gemeine Meinung: Glück XVIL ©. 156. Cropp ©. 200-2086. 
Pöhls ©. 167. 195. Treitſchke S. 109. 110. Thöl ©. 801. 
802. Wilda Rechtslexikon VI ©. 50. Vangerow IL ©. 458. 
456. Puchta $. 860 und Vorleſ. Seuffert IL. $.277 not. 6. 
Sintenis $. 116 not. 4.. Brindmann $. 84. 85. 

21) 1. 142 de R. J. (50, 17). Qui tacet non utique fatetur, sed ta- 
men veruam est, eum non negare. Savigny System III. ©. 
248 fi. Böding I. S. 297 not. 2. 

2)L4$.1 de P. et C. (18, 6) wird von Roh R. ber F. III. 
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völlig unbebingten mit Reuvertrag bie Wirkung ber Billigung. 
Ueber die angebliche mora vgl. $. 21. 

Hieran ändert auch der Umftand nichts, dag die Waare 
fi, bereitS in der Gewahrfam bes Käufers befindet. Im erften 
Falle gilt das bloße Behalten ohne weitere Erflärung nicht ala 
Billigung ?°), und ebenfo genügt umgelehrt beim refolutiobe- 
dingten Handel bie bloße Erklärung der Mißbilfigung auch ohne 
gleichzeitige Zurückſtellung der Sache zur Auflöfung des Ge⸗ 
ſchaͤfts. 

Freilich ſteht beim reſolutivbedingten Handel die 
Waare auf Gefahr des Käufers. Geht dieſelbe alſo vor ber 
Mißbilligung unter, ſei es zufällig ober durch feine Schuld, 
jo ift nun die Auflöfung des Geſchäfts unmöglich, der Kauf: 
preis muß gezahlt werben 2). Beim ſuspenſivbedingten 
Handel dagegen wirb ver Käufer frei, fofern die Sache vor ber 
Biligung untergeht, gleichwiel ob zufällig ober durch eigene 
Schuld oder durch das vertreibare Verfchulden Dritter 2°), nur 
daß er wegen eigenen ober vertreibaren Verſchuldens Dritter, 
insbeſondere bei Ruͤckſendung ver Sache, ſelbſtverſtaͤndlich erſatz⸗ 
pflichtig ift, und der Umfang des Entſchädigungsanſpruchs häufig 
dem Betrage des Kaufpreiſes gleichkommen mag. Da bier ber 
Vertrag ſtets in beiderſeitigem Intereſſe geſchloſſen wird, ſo ſteht 
ber Käufer für levis culpa in custodiendo ein ?e). Der Er⸗ 
ſatzanſpruch kann nicht mit der Kaufklage geltend gemacht wer: 


©. 626. 627 für das Begentheil_angezogen, weil er überfieht, daß 
ber Weinhandel auf Koften nicht fuspenfiv: fondern refolutivbe- 
dingt if. 
23) So mit Unrecht, ohne Beweis Schweppe $. 5389. Koch ©. 627. 
24) 1. 20 $. 1 de pr. verbis (19, 5). 1.78 de furtis (47, 2), L 8 pr. 
de P. et €. (18, 6). 1.28. 11. 3 de in diem add. (18, 2). 1.2. 
de lege com. (18, 3). Der Widerſpruch Schweppe's III. $. 534. 
unb von Brinz ©. 482 ift durchaus ungegrünbet. 
25) 1.17 8. 2.4.1. 20 $. 1. 2. de pr. verbis. 1. 18 $. 1 commod. 
. (13, 6). Bol. $. 7 not. 7. 
- 26) 1.17 8.2. 4. 1.20 $2 de pr. verbis. L 10 $. 11. 11. 12 coms 
mod, Sgl. l. 5. 5.2.1. 18 pr. eod. 1. 108 $.12 de leg. I. (80). 
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ben, da wegen Deficienz ber Bebingung gar fein Kauf zu Stande 
gekommen ift, ſondern mit ber actio praescriptis verbis aus 
dem allein übrigbleibenden Innominatcontract 27). 

Die verfhlehterte Waare muß der Verkäufer in beiden 
Fallen zurücknehmen; im erften, weil ihn bie Gefahr ber Vers 
fchlechterung trifft, im zweiten, weil der Käufer nicht gebunden 
ift und auch die verfchlechterte Waare beliebig ablehnen darf. Für 
verſchuldete Deterioration ift er ſelbſtverſtändlich erfaßpflichtig. 

Ebenso ift alsdann der aus der einftweiligen Benubung _ 
der Sache gezogene Gewinn an ben Verkäufer herauszugeben, und 
der für den Gebrauch in ber Probezeit eventuell verabrebete Kohn 
zu zahlen. Beides wird mit einer actio praescriptis verbis ein⸗ 
geklagt 7), da die actio venditi bier nicht zureicht, die für den 
erſten Anſpruch denkbare actio commodati und die für den zwei⸗ 
ten denkbare actio locati aber um beöwillen ausgeſchloſſen find, 
weit urfprünglich nidht ein Leih- oder Miethvertrag, fondern ein 
Kaufhandel bezweckt worden war. 29). 

Anbererfeit darf ber Käufer in beiden Fällen ben bereits 
gezahlten Kaufpreig zurückfordern, fofern er fich gleichzeitig zur 
Rückgabe der Cache erbietet, oder der Verkäufer dieſe freiwillig 
zurüdgenommen hat 30). — 


27) 1.17.%2 12092. cit. 
28) 1. 20. pr. $. 1. cit. 1. 18. $. 1. commod. Domat les loix 
ciriles I. 2. s. 7. no. 6. Thöol ©. 800. not. 8. 12. 

— uniuscujusque enim contractus initium spectandum et causam. 

1. 8. pr. mand. (17,2). 1. 1. $. 11—183. deposit. (16,3). 

30) Mit_ber actio emti nad) Sabinus, ober einer actio in factum pro- 
zima emti (weil die actio emti eigentlih nur den Anſpruch bes 
Käuferd bei perfectem Kauf umfaßt) 1. 6. D. de resc. vend. (18,5). 
actio in factum |. 31. $. 22. de aedil. ed. (21,1). Judicium 
in factum de reciperando pretio Vatic. fragm. $. 14. vgl. 
mit 1. 31. $. 17—19. de aedil. ed. Schlechthin, nach ihrem Zweck, 
redhibitoria genannt 1. 4. C. de aedil. ed. (4,58). Ueber biefe 
alternative Concurrenz der Contractöflage mit ber actio in factum 
pgl. L 12. D. de pr. verbis (19,5). und 1. 2. C. de pactis inter 
emtorem (4,54). Auch Schilling, Lehrbuch der Inſtitutionen II. 


29 


— 
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S. 19. 

Die Hier für den erften und zweiten Tall befprochenen 
Grundſätze gelten in dem dritten, bem ıumbebingten Haupwer⸗ 
trag mit dem pactum displicentiae, nur infoweit, als 
beffen eigenthüumliche Natur ober beſondere Rechtsvorſchrift nicht 
Abweichungen bebingt. Hier follen nämlich, nach Marem Aus: 
ſpruch Ulpian's, bie Prinzipien angewenbet werben, welche 
bei der Redhibition fehlerhafter Sachen gelten 31). Der Zweck 
bee Redhibition geht mm zwar gleichfall2 auf Wiederherſtellung 
des Zuſtands vor abgejchloffenem Kauf, doch treten bekanntlich 
nicht die Wirkungen einer erfüllten Nefolutivbebingung ein 32), 
Eine wichtige Eonfequenz dieſes Grunbjahes, daß nämlich bie 
in der Zwiſchenzeit vom Käufer conftituirten binglichen Nechte 
bei Auflöfung des Vertrages nicht zufammenfallen, findet fich 
freilich, aus anberen Gründen, nämlich wegen ber nicht rüd- 
wirfenden Kraft ver Poteftatiobebingung, auch in unferem zwei- 
ten alle: dem des rejolutivbebingten Kaufs (1.3 D. quib. mo- 
dis pignus 20,6). Eine andere Confequenz dagegen ift unjerem 
britten Falle eigenthümlich: bie Zuläffigfeit der Redhibition auch 
einer untergegangenen Sache, gleichviel ob dieſelbe unter- 
gegangen iſt in Folge ihrer Fehlerhaftigkeit, oder durch Zufall, 
oder fogar dur Schuld des Käufers, nur daß, unter bieler 
lebten Vorausſetzung, ber an fich ftatthafte Anfpruch auf Nefti- 
tution des Kaufpreiſes durch den Eniſchaͤdigungsanſpruch des 


Verkäufers in der Negel factifch paralyfirt wird 32). 





8. 824. not. 5. und „Erinnerung“ zu $. 925. Ohne allen Grund 
behauptet Neuftetel Röm. Rechtl. Unterfuchungen S. 199. 200, 
dag die actio in factum nur in Ermangelung einer Friftbeitimmung 
„ex jure singulari aus bem von ben Aedilen polizeilich für ungül- 
tig erflärten Vertrage gegeben ſei,“ fonft bie Contractsklage flattfinbe. 

$1) 1. 81. $. 22—24. de aedil. ed. (21,1). Vatic. fragm. $. 14. vgL 
$. 20.1. 

82) 1. 21. pr. &1.1.28.8.1.7. 1.48. $. 8. 9. 1. 60. de acdil. 
ed. 1. 4. pr. quib. modis pignus (20,6). 1 8. $. 5. 1.9. D. de 
alien. judicii mut. (4,7). 

83) 181.669. 11-18. 147. $.1. 1 48. pr. de acdil. ed. 
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1. 51 $. 24 de asdil. edieto. 

In his autem actionibus eadem erunt obser- 
vanda, quae de partu, fructibus, accessionibus, 
juseque de mortuo redhibendo dict& 
sunt. 

Echärfer läßt fich der bloße Nebenvertrag auf Rückgabe 
für den Fall der Displicenz von dem' refolutivbebingten Hanpt- 
vertrag nicht abgrenzen. Hier trifft Die Gefahr des Untergangs 
den Käufer ftet3, dort niemals 3%). 

Umgelehrt würde, fofern die Nückgabe moͤglich ift, in un⸗ 
ſerm dritten Fall vie Mißbilligung ohne Rückgabe wirkungslos 
fein, da nicht die Auflöfınig des Haupfvertrage® von ber Miß- 
billigung abhängig erfcheint, fordern bie Ruͤckgabe nur einen 
Anſpruch des Kaͤufers auf Beſeitigung feiner Wirkutigen be: 
gründet. 


V. Zeit der Erklärung. 


g§. 20. 


Wann iſt rechtzeitig erklärt? 
I. Iſt eine (Unterſuchungs- und) Erklärungsfriſt ver⸗ 
tragsmaͤßig feſtgeſtellt, ſo darf bis zu deren Ablauf ber Kauf: 


L 16. $. 2. de evict. (21,2). Donellus Comment. ad tit. D. de 
aedil. ed. c. 5. no. 14. (opp. Florentiae 1847. X. p. 1354. 1855). 
Gefterbing Zeitfehr. für Givile. und Proz. VI S. 34. ff. Wäch⸗ 
ter Ardiv für civil. Prax. XV. ©. 196. not. 18. ©. 221. | 

34) Daß in einem Dicecletianifchen Reſcript (l. 4. C, de aedil. act.) 
die im Falle eines refolutivbebingten Vertrages (ut si displicuerit, 
inemtum sit) ftatthafte Kfage auf Neititution des Kaufpreifed nad 
ihrem Testen Zwed redhibitoria actio genannt wirb, barf eben fo 
wenig befremden, al3 daß bie wirkliche redhibitoria actio bei einem 
fandus pestibilis biefer erfteren als eadem actio gleichgeftellt wird. 
Die Gleichſtellung Hatte bier weniger Anftand, weil ein Grundftüd 
nicht leicht umtergeht. Genaue Ausdrucksweiſe aber wirb man bier 
nicht verlangen, wie die Bezeichnung eines reſolutivbedingten Ver⸗ 
trages als „sub conditions venditum“ Kinreichend erweift. 
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Yuftige oder Mäufer die Vorlegung der beim Verkäufer befindlichen 
Waare behufs der Prüfung verlangen. Selbftverftänplih im 
Falle des unbebingten oder vefolutiobedingten Kaufs, aber auch 
bei fuspenſivbedingtem Handel, weil ja ber Berfäufer unbebingt 
gebunden ift 35). Werzoͤgert der Verkäufer die Vorlegung, fo 
ſchadet natürlich dem Käufer ver Ablauf ber Frift nicht (vergl. 
$. 7. I.). 

Hat dagegen der Käufer ben Termin fruchtlos verftreichen 
laſſen, gleichviel aus welchem Grunde, fo gilt bie Bedingung ber 
Perfection ober ber Auflöfung als ausgefallen. 

Die üblichen Friſten jcheinen, der Natur der Sache nach, 
wie beim Weinhanbel, jehr kurz geweſen zu fein ®®), die Verab⸗ 
rebung eine Rücktritisrechts auf alle Zeiten fo erorbitant, daß 
fogar Zweifel über deren Gültigkeit entitehen mochten 37). 

DI. Iſt keine Friſt, noch jeberzeitiged Rücktrittsrecht verab- 
redet, jo gilt nach dem ebilitifchen Ebict für den Fall des pac- 
tum diplicentiae eine 60 tägige Redhibitionsfriſt. Die 
Friſt läuft natürlich vom Vertragsſchluße an, wird jedoch utili- 
ter berechnet 1. 31. $. 22. 23. de aedil. ed. 

Die Klage.ift die gewöhnliche actio redhibitoria, gerich- 
tet auf Erfab des Kaufgeldes nebſt Zinfen und fonftigen Ac- 
cejfionen, namentlich Impenſen, oder Befreiung von ver beſonders 
promittirten Kaufgelderſchuld — gegen Rückgabe ver Sache, fo 
weit biefe möglich, der gezogenen und ſchuldbarer Weiſe nicht ge⸗ 
wornenen Früchte, Erſatz aller nicht vein zufälligen Verfchlechte- 


85) Es braucht nicht gerade fpeziell außbebungen zu fein, wie in 1. 592. 
$. 8. ad leg. Aquil. (9,2): Quidem boves vendidit ea lege, uti 
daret experiundos. Postea dedit experiundos. 1. 21. 110. pr. 147. 
de R. J. (50,17). Treitſchke ©. 110. Cropp S. 200. 

86) 1. 20 pr. h. t.: — ut, si in triduo displicuissent, redderes — 

87) L 81. $. 22. de aedil. ed. Daß auch beim Schweigen über ben 
Termin binaus ber Kauf noch nicht aufgehoben, fonbern eine weitere 
Auffordernng beffelden zur Erklärung erforderlich feii (Soucha y 
Anmerkung I. ©. 225.) ift ungegründe. Die Innehaltung ber 
Erflärungszeit ift Theil ber Bedingung. 
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rungen unb Befreiung von den etwa auferlegten dinglichen La⸗ 
fin ®s). Kein Theil braucht vorzuleiften 29). 

Hat der Verkäufer freiwillig die Sache zurückgenommen, fo 
fteht, gleichviel wann die Zurücknahme erfolgt ift, eine, nach heu- 
tigem Recht, der 30 jährigen Verjährung unterliegende actio in 
factum auf Rückgabe de Kaufpreifes zu, gegen welche ber Ver⸗ 
Käufer natürlich feine ſonſtigen Gegenanfprüche geltend machen 
barf, wie demjelben wegen Detertorationen auch eine jelbftftändige 
actio venditi zufteht *0). 

Die 60 tägige Frift des Edicts tft Erflärungzfrift. Daraus 
folgt, von weichen Prinzipien man auch Hinfichtlich der Verjäh- 
rung der Erceptionen ausgehen mag, daß nach ihrem Ablauf ver 
Einwand der Dizplicenz auch nicht als exceptio gegen bie Klage 
auf den Kaufpreis vorgebracht werben barf. Allein fie ift zu- 
gleich Rückgabefriſt. Tie bloße Mißbilligung ohne gleichzeitige 
Rüdgabe oder Klage auf Rücknahme wirb daher nur infofern 
genügen, als hinreichende Gründe dafür fprechen, die Rückgabe 
oder Klage Über die Frift auszuſetzen. 1.31 6.23h.t. . 

Daß diefe Prinzipien auch für den Fall des reſolutiv⸗ 
oder gar für den ſuspenſivbedingten Kauf gelten®*), ſteht 


88) 1. 81. 8. 24. 1.1.8. 1. 1. 21. $. 1. L 28. pr. $. 1. 8. 9.1. 24 
26. pr. $. 1—9. 1. 27. 29. F. 1—3. 1. 90. pr. $. 1. L 81. pr. 
8. 2.8.4. 9. 11. 14. 15. 1. 48. $. 6. 8. 1. 58. pr. $. 1. de 
aedil ed. (21,1). 

39) 1.25.8.9.10.1 26. 29. 8.1.1.48.6.1.L 58. pr. $. 1. 1. 81 pr. ood. 
Sm Formularverfahren trat das befonberd hervor, ba bie actio red- 
hibitoria eine arbitraria actio war, mit condemnatio in duplum 
bed ungehorfamen Verkäufers. Spuren davon 1. 29. $. 8. 1. 45. 
1.23. 8 4 eod. 

40) L 31. $. 17—19. 1. 28. pr. eod. Ob in dem corupten fragm. 
Vatic. 8. 14. dieſe Klage gemeint ift, ober bie Nebbibitorienflage, 
mag bahingeftellt bleiben. 

41) Für ben vefolutiobebingten 3. 8. Poöhls ©. 110. Treitſchke 
©. 89. Thol ©. 302. Sintenis 5. 116. not. 4. Brind: 
mann $. 84. Auch für ben fußpenftobebingten Frantzke lib. 18. 
tit. 1. no. 296 — 298. Voet lib. 18. tit. 1. no. 26. Brinz 
©. 488. Holzſchuher U. 2. ©. 649. 
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ohne jeden Beweis. In den Quellen zeigt fich Teine Spur ihrer 
analogen Anwendung. Auch Lag dazu Fein Bebürfniß vor. Denn 
ed verſteht fich in biefen Fällen, nach dem vermuthlichen Willen 
der Contrahenten, von jelbit, daß ſich ber Käufer fobald als 
thunlich zu erflären hat, und daß jede Zögerung, fei es mit ber 
Prüfung und ber Erflärung, ſei es mit ber letzteren allein, den 
Ausfall ven Poteſtativbedingung herbeiführt. Ebenſo wenig be 
darf es, wie gleichfalls ſchon oben ($. 11) ausgeführt ift, einer 
Aufforderung des Käufers, weder einer einmaligen noch gar ci 
ner boppelten, wie Eropp ©. 198. 199. und Thöl ©. 301. 
302 für ben Fall des juspenfivbehingten Vertrags annehmen. 
Denn die erjte, welche dazu dienen fol, die fehlende Probefrift 
zu erjegen, ift unndthig, da bei einem Handel nach Belichen, wie 
beim Weinhandel auf Probe, alsbaldige Erfüllung der Bebin- 
gung ala gemeint gilt, ſonach die Erklärung jelbjtverftändlich jo- 
bald als möglich zu erfolgen hat. Die zweite gerichtliche oder 
außergerichtliche Aufforderung „mit dem Präjubiz, daß Verfäu- 
fer witrigenfall3 vom Handel zurüdtreten und anberweitig über 
die Waare verfügen werde 2)," oder auch die eine ſolche Auffor- 
berung vertretende Klage „auf Erfüllung oder Aufhebung bes 
Handels,“ ift eben jo wenig erforderlich, da ohnehin der Verkäufer 
durch den Ausfall der Bebingung frei wird. Erforderlich wäre die 
erfte Aufforderung — aber auch nur dieſe — jofern hier die Grund» 
fäte von ber moragälten, wie Cropp, Thöl und Antere anneh- 
wen. Allein ohne allen Grund, wie jogleich gezeigt werben foll. 
Die zweite Aufforderung ftüßt Cropp gleihfoll3 auf die mora 
des Käufers, indem bie Befugniß vom Handel zurüdzutreten ſchon 
in „gewöhnlichen Fällen dem Verkäufer gegen ben morojen Käu- 
fer zuftehe.” Eine folche Befugniß indeſſen eriftirt befanntlich 
nah Römiſchem Recht nur infoweit, als dag Intereſſe des Ver: 
kaͤufers erweislich gerade in dem Nücktritt vom Vertrage befteht, 


42) Unter dem Präjubiz „baß bie Billigung der Waare von Ceiten bed 
Käufers werde angenommen werben” (Souchay Anmerf. 1.5. 224. 
225.) kann niemald ber Termin anberaumt werben. Gin folches 
P räjubiz wäre widerrechtlich und daher wickungslos. 
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indem buch die Zögerung ihm bie Beiftung des Kaufpreiſes un⸗ 
nüß geworben it). Die von Eropp und Anderen für biefe 
Behauptung angeführten Quellenzeugnifje find jchon oben beſpro⸗ 
hen ($ 11 not 87). LiS ul. um 14 $ ul.deP.etC, 
(18, 6) haben nicht die Aufhebung des Kaufvertrages, fonbern 
defien Erfüllung, in der durch die mora des Käufers veranlaß- 
ten Art, zum Inhalt: ver Verkäufer behält nicht etwa das Kauf: 
objekt, jondern er giebt e8 preis. Das darf er allerdings erit 
nach vorgängiger Androhung. 

Mag jomit auch, wie $.11 gezeigt, unter Umständen eine auſ⸗ 
jergerichtliche ober gerichtliche Aufforderung rathſam fein, jo genügt 
es doch, wenn nur auf irgend fichere Weife erhellt, daß Billigung 
oder Mißbilligung jobald als thunlich erflärt oder nicht erflärt 


jeien. | 

Die Beweizlaft ) trifft denjenigen, welcher feinen Ans 
ſpruch, mag berjelbe auf Erfüllung des Vertrags oder auf Rüͤck⸗ 
gabe der Leiftung gerichtet fein, ſei es auf die rechtzeitige Billi⸗ 
gung, ſei es auf bie rechtzeitige Mißbilligung ftüßt. 

Klagt alſo der Käufer auf Lieferung, fo hat er, falls ber 
Vertrag jußpenfivbebingt war, zu erweilen, daß er die Wanre 
rechtzeitig gebilligt habe; war ber Vertrag vefolutiobebingt, 
jo bat umgekehrt der Verkäufer in diefem Falle einwandsweiſe 
bie rechtzeitige Mißbilligung darzuthun. 

Klagt ber Käufer auf Rüdgabe des Kaufpreiles, jo hat er 
falls der Vertrag refolutiobeningt war, die rechtzeitige Miß⸗ 
billigung; im entgegengefeßten Falle der Verkäufer einwandsweiſe 
bie vechtzeitige Billigung zu erweilen. 

Klagt der Verkäufer auf den Kaufpreis, fo Hat er, fofern 
ber Vertrag ſuspenſivbedingt war, die rechtzeitige Billigung; 
im umgekehrten Falle ber Käufer einwandsweiſe bie rechtzeitige 
Mißbilligung darzulegen. 

Klagt der Verkäufer auf Rückgabe der Sache, jo bat er, 





48) Puchta $. 268. not. e. Mommſen Beiträge II. S. 267. 258. 
111. ©. 26. ff. 
44) Thol ©. 801. 802. Holzſchuher 1. 2. ©. 650. 
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ſofern der Vertrag refolutivbebingt war, den Beweis rechtzeiti⸗ 
ger Mißbilligung, im entgegengejeßten Falle ber Käufer einwands⸗ 
weile den Beweis rechtzeitiger Billigung zu führen. 


VL Mora be3 Käufers? 


g. 21. 


Während man darüber einverſtanden iſt, daß dad Schwei⸗ 
gen des Käufers beim reſolutivbedingten Handel praktiſch als 
Billigung gelte, hat die Mehrzahl auffallenderweiſe die nothwen⸗ 
dige entgegengeſetzte Conſequenz, welche in der obigen Enwicke⸗ 
lung dargelegt iſt, aus der Natur des ſuspenſivbedingten Ver: 
trages nicht gezogen, ſondern hier das Schweigen des Käufers bald 
, shne jeden Grund als Verzichtleiſtung auf bie Bedingung und 
als Billigung gedeutet, bald wenigſtens den Uebergang der Ge⸗ 
fahr an daſſelbe geknüpft. So die $. 3 not. 12. 13. allegirten 
Schriftſteller. 

Soweit die Verfechter dieſer Anſicht eine Begründung ver- 
fucht haben, laͤßt fich dieſelbe dahin zufammenfaflen: Der Kauf: 
Tuftige fei (zum Beficht und) zur Erklärung verpflichtet. Un- 
terlaſſe er ſolche innerhalb ber vertragsmäßig feitgefeßten ober 
durch Aufforderung. des Verkäufers feſtgeſetzten Zeit, jo begehe er 
eine mora, und müſſe, al3 Folge berjelben, nun bie Gefahr 
des Unterganged wie der Verſchlechterung ber Waare tragen *5). 
Koch Recht der Forderung II. ©. 627 hat dieſen Gedanken nur 
Ihärfer auögeführt, wenn er Hinzufügt, die Erfüllung von 
Seiten des Käufers beftehe zunächft gerade in der Erklärung, ob 
er die Sache behalten wolle ober nicht. Um biefer mora. willen 
hat man dag ganze Fünftliche Gebaͤude mehrfacher Interpellatio⸗ 
nen des Käufers errichtet, deſſen Zerftörung wir fo eben verfucht 
haben. — 

In diefer Argumentation erjcheint ung jedes Glied fehler: 
haft. Der Kaufluftige ift zu Feiner Erklärung verpflichtet — in 
ben Vorübergebenlafjen der gejeßten ober gejetlichen Friſt Tiegt, 


45) Eropp ©. 199. Thol ©. 802. not. 20. 
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wie bereitß Bangerow IL. ©. 458 treffend erwiedert hat, that— 


jächlich die Erklärung, daß er auf den Handel nicht eingehen 
wolle. Die Bedingung ift dann eben ausgefallen, der Verkäufer 
nicht mehr gebunden. 

Der Kaufluftige ſoll durch Vorenthaltung feiner Erklaͤrung 


eine mora begehen. Allein von einer wirklichen mora kann 


nur da bie Rebe fein, wo eine geſchuldete Leiſtung oder deren An⸗ 
nahme unterlafien wird. Der Kaufluftige nun ſchuldet weber et- 
was, noch ijt er etwas abzunehmen verpflichtet, denn den Kauf: 
preis hätte er erjt nach der Billigung zu zahlen, und die Waare 
erft nach diefer abzunehmen. Eine mora im technifchen Sinne 
durch Nichterflärung begangen, Tennt das Roͤmiſche Recht nicht. 
Selbſt bei der optio legata wird eine foldhe nicht angenom- 

men 4%). Bei dem Kauf ad mensuram vermag der Käufer al- 
lerdings eine mora dadurch zu begehen, daß er ſich zum Mej- 
fungstermin nicht einfindet. Allein hier fteht doch eine Handlung 


des Käufers, oder mindeſtens cine Aſſiſtenz bei der Hanblung 


des Verkäufer in Rede, und zwar eine Handlung, bie von Se 
dem vorgenommen werben kann, nicht eine Erklärung, welche bie 
eigene Entichließung des Käufers nothwendig vorausſetzt. Daher 
bie Folge dieſes Verzugs, daB der Verkäufer nun allein ohne 
ven Käufer die Waare mißt, und dadurch den Kauf perficirt. Eine 
Solche Perfection, indem ver Verkäufer die Erflärung bed Käu- 
fers fupplirte, wäre bier ſchlechterdings widerjinnig- 

Ueberdies ift der Kauf ad mensuram, wie wir oben ge- 
zeigt haben $. 7 not. 10, ein unbebingter, wenngleich imperfec- 
ter, daher eine mora bei demſelben denkbar. Injofern iſt es un⸗ 
gegründet, wenn Momm fen Beiträge IL. ©. 154 in 1.1.$.3.15. 
D. de P. et. C. (18,6.) 1. 2. C. eod. (4, 58) Ausnahmen von 
der durchaus ausnahmsloſen Regel 47) finden will, daß bei ſuſ⸗ 


46) Mommfen Baträge II. ©. 158. 

47) 1. 88. de R. J. (850,17): nulla intelligitur mora ibi fieri, ubi nulla 
petitio est. 1. 88. 169. $. 1. eod. 1 49. $. 8. 1. 10. de V. O. 
(45,1). 1. 54. 55. 218. pr. de V. 8. (50,16). 1. 9. pr. de R C. 
(12,1). 5. 83. J. de act. (4,6). Madai Mora ©. 43. Fritz Er: 
läuterungen ID. ©. 826. 849. Mommſen Beiträge u. ©. 48. 

Beitfäheife für andelorecht. 9 
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penftobebingten Verträgen eine mora des bedingt Verpflichteten 
ober Berechtigten völlig undenkbar ift, da fie dem Grundprinzip 
des Inſtituts widersprechen würbe. 

Nicht beſſer ftcht es mit der praktiſchen Durchführung bie- 
ſes Grundſatzes. Die Gefahr foll auf den Käufer übergehen — 
alfo, doch er foll fo behandelt werben, als hätte er gebilligt, ob⸗ 
wohl Cropp und Thal bag bloße Stilffehroeigen nicht ala Bil⸗ 
figung anfehen, und ficherlich nicht ander? das Stillſchweigen auf 
ergangene Aufforderung al ohne ſolche. Und von wann an und 
wie lange ſoll ben Käufer die Gefahr treffen? Bis über bie 
Klage entfchieden ift, welche mit dem alternativen Petitum ge⸗ 
ftellt wird „daß ber Gegner ben Handel erfülle oder ihn aufhebe“, 
oder bis die zweite Erflärungsfrift, welche mit dem Präjubig ge⸗ 
ftellt wird „daß Verkäufer widrigenfall3 vom Handel zurüdtreten 
und anderweitig über die Waare disponiren werde” verftrichen tft? 
Oder bis e8 dem Verkäufer belicht, über die Waare zu disponi⸗ 
ren? Soll es diefem aljo freiftehen, nach Belieben fortzuſpecu⸗ 
firen, um ungünftigen Falls den Käufer belaften zu können? 

Auf diefe Fragen jcheint feine, oder doch nur eine willführ- 
lihe Antivort möglich. 

Dennoch läßt fich in diefer weit verbreiteten Anficht Ein 
wahres Moment nicht verkennen, und ein dunkles Gefühl deſſel⸗ 
ben mag zu ihrer Empfehlung beigetragen haben. Es tft näm⸗ 
lich unter Umftänden allerdings eine mora des Käufers denkbar, 
und zwar gerabe alsdann, wenn der Kauf nicht zu Stande kommt, 
oder aufgelöft wird. Nur freilich nicht eine mora in der Erflä- 
rung, fondern eine mora in der Rückgabe ver Waare. Befin⸗ 
det fich beim Ausfall der Sußpenfiv- oder beim Eintritt der Re— 
jolutivbebingung die Sache noch beim Verfäufer, fo findet feine 
Berantwortlichkeit des Käufer? ſtatt. Der Verkäufer mag nach 
Belieben über diejelbe disponiren. War fie aber dem Käufer 
bereit? übergeben, fo hat er fie nun ohne Grund, und ift verbunden, 


168—155. Ueber die Verwirkung ber Conventionalfirafe Schröter 
Zeitſchr. für gun u. Prog. IV. ©. 167. ff. Rommfen a. 0. D. 
S. u f. 
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fie den Verkaͤufer zurüczuftellen. Unterlaͤßt er dag, ber Auffor- 
derung des letzteren ungeachtet, jo ift er in mora, und trägt um 
begwillen vie Gefahr, foweit er nicht zu erweifen vermag, daß 
Untergang oder Verſchlechterung auch die rechtzeitig veftituirte 
Waare getroffen haben würbe 1%). Dies gilt auch aldbann, wenn 
eine beftimmte Erflärungsfrift verabredet war, weil bie more 
nicht fogleich mit dem Ausfall ber Suspenfiobebingung oder mit 
ben Eintritt der Refolutivbebingung beginnt, jondern auch bier 
ein Interpellation erforderlich {ft ). Um daher ven Käufer in 
Verzug zu verlegen, genügt es nicht, daß der Verkäufer benfel- 
ben gerichtlich oder aufßergerichtlich auffordert, nach Ablauf einer 
geeigneten Friſt entweber zu billigen, oder falls er mißbillige, bie 
Sache zutückzuftellen 99%. Er muß vielmehr den Ablauf der ver- 
tragamäßigen oder fonft geeignet erjcheinenden Frift abwarten, 
und fall? inzwiſchen der ſuſpenſivbedingte Vertrag nicht gebilligt, 
oder der rejolutivbebingte Vertrag aufgerufen ift, die Reftitution 
der Waare aufßergerichtlich oder burch Klage verlangen. Hat er 
feinerjeitö bereit3 den Kaufpreis empfangen, jo bat er ſelbſtver⸗ 
ſtaͤndlich dieſen gleichzeitig zu offeriren. — 

Hiermit find die praftifchen Fragen erledigt, veren Beantwortung 
für den Handel nach Belichen aus den Roͤmiſchen Rechtsquellen 
ung oblag. Es bleibt ung, bevor wir zur Darftellung des neue: 
ren Rechts im zweiten Abfchnitt übergehen, nur nod) übrig, die 
Stellung unſeres Inſtituts im Syſtem de3 Römifchen Rechts zu 
firiren, insbeſondere feine Beziehung zu den Innominatcontracten, 
zum Wieberfauf und zu ben Regeln des ädilitiichen Edicts dar⸗ 
zulegen. Die Erörterung dieſer Punkte bleibt dem nächten Set 
vorbehalten. — 


48) L 14. $. 1. depositi (16,8). 1. 25. $. 1. 2. sol. matrim. (24,8). 
Sintenuis 1. 5. 98. not. 44. Bangerow IH. ©. 221 — 228. 
Mommfen Il. ©. 183—208. 

49) Mabai Mora S. 48. Fritz Erläuterungen III. ©. 383. 334. 
Bangerow UL ©. 212. Mommfen III. ©. 116. 

60) 1. 88. de R. J. (50,17). 1. 49. 8. 8. de V. O. (45,1), Romm: 
fen 11. ©. 49. 50. 


9 





VI. 
Heber Handelsgeſellſchaften 


von 


Herrn Dr. Ladenburg, 
Oberhofgerichtsadvocat in Mannheim. 


J. 


Der Preußiſche Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs, welcher 
bekanntlich der in Nürnberg ſtattfindenden Berathung zu Grund 
gelegt wurde, ſchließt ſich in dieſer Materie ziemlich eng an das 
franzoͤſiſche Handelsgeſetzbuch an. Wie dieſes in Art. 19 drei 
Arten der Handelsgeſellſchaften aufführt, nämlich: 

la societ€ en nom collectif 

» » en commandite 

„ „ anonyme 
jo auch der Entwurf in Art. 86, wo es heißt: „Die Handels⸗ 
gejellichaften find 

bie offene Handelsgeſellſchaft 

bie ftilfe n 

die Aktiengeſellſchaft. 

Das Kapital ber ftillen Geſellſchaft kann nach Art. 156 
ebenfalls in Aktien zerlegt werben, wodurch wir zweierlei Alk⸗ 
tiengefellfchaften erhalten, die eigentliche Akttengefellichaft und 
die ftille Gejellichaft auf Aktien. Diefe beiden Attengefellichaften 
haben offenbar große Verwandtfchaft unter einander und follten 
darum zujammen abgehandelt werden, wobei bann nur bie Ab- 
weichungen ber einen von ber andern anzugeben wären. Der 
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Entwurf tft aber durch feine Eintheilung gezwungen, eine jebe 
biefer beiden Mittengefellichaften für fich abzuhandeln und dadurch 
fi) unnöthiger Welfe zu wiederholen. Schon hieraus erfennt 
man bie Unzwedmäßigfeit der Cintheilung. Außerdem ift über- 
fehen, daß nicht jeve societE anonyme cine Altieugeſellſchaft 
if. Es koͤnnen zwei oder mehrere Perſonen cine anonyme Ge⸗ 
fentichaft gründen, ohne Aktien auszugeben. Diejer Tall mag 
vielleicht jeltener vorfommen, aber e3 ift fein Grund vorhanden, 
ihn auszufchliegen. Nach dem Entwurf Art. 178 würbe eine 
folche Geſellſchaft allerbingg unter den Begriff einer Aktienge⸗ 
ſellſchaft fallen, wiewohl biefer Name nicht auf biejelbe paßt. 
Sie wäre vielmehr als ftille Gejellfchaft zu bezeichnen, weil bei 
berjefben nur ſtille Gefellfchafter betheiligt find. Was der Ent: 
wurf in Art. 144 ftille Geſellſchaft (societe en commandite, 
nach ber babifchen Ueberſetzung: vertraute Gefellichaft) nennt, ift 
nicht? andered als eine Mifchung ber offenen und ftillen Ge- 
ſellſchaft. Die ganze Eintheilung ift darum fehlerhaft. Geht 
man nämlich mit bem Entwurf und dem franzöfifchen Hanbel3- 
gefegbuch bei der Eintheilung der Gejellfchaften von dem Grund: 
gedanken der Haftung der Mitglieder der Geſellſchaft aus, fo 
giebt es nur zwei Fälle: fie haften entweber unbedingt für alle 
Schulden der Gefellfchaft, oder nur ſoweit ihre Einlagen reichen. 
Die eine Gejellichaft ift die offene, die andere bie ftille 
Geſellſchaft, (societe en nom collectif und s. anonyme). 
Die dritte Gefellichaft (s. en commandite) ijt eine Mifchung 
beider, inbem ein oder mehrere Gejellichafter unbedingt für alle 
Schulden der Gefellichaft, andere nur joweit ihre Einlagen rei: 
hen, haften. Demnach würde logiſch richtiger bie Gefellichaft 
in bie offene und in bie jtille eingetheilt, die britte Gattung 
aber nicht neben dieſen, ſondern ald Combination aus beiden, 
auf welche ſonach die Regeln ber einen und ber andern anzu: 
wenden find, zu behandeln ſein. Die Aktiengefellichaft wäre 
hiernach als eine eigenthümliche Art der ftillen Gefellichaft zu 
behandeln, die Commanbditgefellichaft auf Aktien bevürfte Feiner 
beiondern Behandlung, fie würde wielmehr wie bie Commanbit- 
gejellichaft überhaupt ala eine Kombination ber offenen und ftil- 
len Geſellſchaft erjcheinen, und es wären hierbei nur etwa die⸗ 
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jenigen Abweichungen, welche im allgemeinen Intereſſe für noth⸗ 
wenbig befunben werben, anzugeben. 


nl. 


Hierbei entſteht allerbings die in einer Kleinen Schrift ") 
von Morik Wohl angeregte Frage, ob neben ber Aktiengefelle 
haft auch noch die Commanbditgejellfchuft auf Aktien zuzulaſſen 
fi? Es wird kaum eines Beweifes bebürfen, daß bie Eom- 
manbitgefellichaft auf Aktien ein Mittel bietet, der für Allien⸗ 
gejellichaften nothwenbigen Staatserlaubniß und ſomit der Con⸗ 
frolle des Staats fich zu entziehen; eben darum erfcheint es als 
ein innerer Wiberfpruch, einerſeits dieſe Staatserlaubniß ala 
unumgängliches Erforberniß der Aftiengefellichaft in das Gefeb- 
buch aufzunehmen, und in dem nämlichen Geſetzbuch cin Mittel 
zu gewähren, dieſes Erforberniß zu umgehen, ober gar, nachdem 
bie Staatserlaubnig verweigert wurde, bie Gefellfähaft dennoch 
als Aftiengefellichaft zu conftituiren, indem man nur irgend ei⸗ 
nen Strohmann als Inhaber des Geſchäfts an die Spite ftellt. 
Man müßte daher entweder überhaupt von jeder Staatserlaub⸗ 
niß für Bildung von Altiengefellichaften Umgang nehmen, wie 
bie 3. B. in Hamburg der Fall ift, ober wofern man darauf 
nicht eingeht, auch Commanbitgefellichaften auf Aktien anders 
nicht als mit Staatderlaubniß zulaffen. Fiir den Wegfall ber 
Staatserlaubniß ſpricht einerfeit3 die Erfahrung einer ber be: 
beutenhften Handelsſtädte, andererfeit3, daß weber in Frankreich 
nod in Deuiſchland durch die Nothwenbigfeit ber Staatserlaub⸗ 
niß ſchwindelhafte Unternehmungen verhütet wurben. Eine Augs- 
nahme wäre allerdings für Zettelbanken geboten, weil diefe mit- 
tels Ausgabe von Papiergeld in dad Muͤnzregal, welche allent⸗ 
halben als Hoheitsrecht angefehen wird, eingreifen. 


II. 
Der Entwurf folgt auch in einer andern Beziehung dem 
franzöfifchen Handelsgeſetzbuch, indem er nämlich für die Han- 


1) Ein Beitrag zur Erörterung bes beutfchen Handelsgeſetzbuchs. Stutt⸗ 
gart. 1857. i . 
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belägefeifichaften gewifie Foͤrmlichleiten vorfchreibt, bei beren 
Nichtbeobachtung die Strafe der Nichtigkeit des Geſellſchaftsver⸗ 
trags eintritt, vergl. Art. 93. 95. 146. 161. Es iſt dies eine 
ber imglüdfeligften Beitimmungen bes franzöfiichen Rechts; bie 
Folgen berjelben find fo erſchreckend, daß bie franzöfifche Juris⸗ 
prubenz ſich gendthigt gejehen hat, da Geſetz in feiner Anwen- 
bung bahin zu mildern, daß die Nichtigkeit eintretenden 
Falls nur fiir die Zukunft, nicht rücfichtlich der Vergangenheit 
ausgeſprochen, und baher Alles aufrecht erhalten wird, was vor 
dem Antrag auf Nichtigkeit gefchehen iſt. Das Geſetz wirb fo 
interpretirt, als ob nicht ſowohl die Nichtigkeit als vielmehr die 
Aufldabarkeit des Geſellſchaftsvertrags bei Nichtbeobachtung ber 
Tormlichkeiten angebroht wäre. Aber felbft in dieſer milbern 
Form hat die betreffende Beſtimmung Beranlaffung zu ben 
fchwierigften Rechtsfragen gegeben, und ift den Geſellſchaftsgläu⸗ 
bigern, deren Schuß fie bezweckt, häufig geradezu ſchädlich ge: 
worden. So 3. B. hat die Nichtigfeit bes Geſellſchaftsvertrags 
die Folge, daß eine Gefellfchaft als moraliſche (juriftifche) Per: 
fon nicht eriftirt, folglich auch kein Geſellſchaftsvermögen; bie 
Aktiven ber Geſellſchaft gehören mithin ven einzelnen Geſellſchaf⸗ 
tern, und zwar Sebem pro parte. Wenn nun aber bad Bers 
mögen der einzelnen Gefellichafter nicht zureicht, bie Gläubiger 
zu befriedigen, jo müflen bie Geſellſchaftsgläubiger, melche nach 
franzoͤſiſchem Necht unbeftrittener Maßen aus dem Geſellſchafts⸗ 
vermögen vorzugsweiſe Befriedigung zu erhalten haben, wegen 
Nichtigkeit der Gefellichaft bei den einzelnen Geſellſchaftern Be⸗ 
friedigung ſuchen, und fi) daher die Conkurrenz der Gläubiger 
jebes einzelnen Gefellichafterö gefallen laſſen. So. wird aljo bie 
Wohlthat zur Plage, wie ber Dichter jagt. Ein Bli in bie 
Sammlungen ber Urtheile ber franzöftfchen Gerichtähöfe belehrt 
ums über die große Zahl höchſt verwickelter Proceſſe, zu denen 
bie fragliche Beitimmung Veranlaffung gegeben bat, weshalb 
wir durch diefe Erfahrung belehrt, uns hüten follten, ven glei⸗ 
chen Fehler zu begehen. Wenn man bie Sache bei Licht befieht, 
bedarf es auch folcher Strafbeftimmungen gar nicht Denn bie 
Gejellichafter haben in ber Pegel Tein Intereſſe, bie Eingehung 
oder Auflöfung ber Gejellichaft zu verheimlichen,, vielmehr geht 


\ 





136 Labenburg: Ueber Hanbelsgefellfchaften. 


gewöhnlich aus den außgegebenen Cirkularien hervor, daß ſie be: 
müht find, ihrem Vorhaben bie größte Deffentlichkeit zu geben. 
Wenn fie troß deſſen bie vorgefchriebenen Förmlichkeiten verjäu- 
- men, fo gefchteht dies meift au Unkenniniß des Geſetzes. Es 
fcheint daher wiel geeigneter, irgend eine Lokalbehoͤrde, wie 3.8. 
die Handelskammern zu beauftragen, über den Vollzug de Ge: 
feed zu wachen, nöthigenfalls mittels Geldſtrafen einzufchreiten, 
als eine Nichtigkeit anzubrohen, deren weitgreifenbe Folgen fich 
kaum überſehen laſſen. 


IV. 


Der Entwurf hat einen andern Tadel erfahren, weil er 
von dem Princip der Perſoönlichkeit der Handelsgeſellſchaften 
ausgeht 2). Man macht ihm zum Vorwurf, daß er ſich Ihierin 
durch die Anſichten der franzöſiſchen Jurisprudenz habe beſtim⸗ 
men laſſen, während in Deutſchland Theorie und Praxis gleich: 
mäßig jene Prinzip verwerfen. 

Soweit meine Kenntniß der Praris reicht, Tann ich je: 
boch dem nicht beiftimmen. Goldſchmidt ſelbſt führt ©. 68 an, 
daß die Hamburger Falliten- Ordnung v. 21. Auguft 1753 
bie Gläubiger der einzelnen Gejellichafter von dem Vermögen 
ber Geſellſchaft ausſchließe, wogegen fie ein Vorzuggrecht an bem 
Privatvermögen der einzelnen Gefellfchafter haben. Es wurde 
fomit in einem von ber beveutendften Handelsſtadt Deutſchlands 
lange vor ber Emanatton des frangöfiichen Handelsgeſetzbuchs 
erlafjenen Geſetz eine der wichtigften Folgerungen aus dem Prin- 
cip der Werjönlichkeit. der Gefellfchaften ſanktionirt. Damit 
ftimmt auch, wie Goldſchmidt ©. 71 anführt, die englifche und 
amerikaniſche Praxis überein. Somit erfennen die erften Han- 
veläftanten an, baß bie Gefellfchaftägläubiger zunächft und mit 
Ausſchluß der Gläubiger der einzelnen Gejellfchafter aus dem 
Vermögen ber Geſellſchaft zu befriedigen find; die Preußiſche 
Conkursordnung v. 8. Mai 1855 hat daher, indem fie benfelben 


2) Kritik des Entwurfs eines Handelsgeſetzbuchs für bie Preuß. Staaten 
von Dr. Goldſchmidt. Heidelberg. 1857. 
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Grundſatz ſanklionirte, nicht ſowohl dem Einfluß der franzoͤſi⸗ 
ſchen Theorie nachgegeben, wie Goldſchmidt S. 68 ihr vorwirft, 
ſondern ſie iſt hierin dem Vorgang der groͤßten handeltreibenden 
Völker gefolgt. Außerdem lag dieſer Grundſatz ſchon in ber aͤl⸗ 
tern Preußiſchen Geſetzgebung indicirt. Gelpke macht in ſeinem 
bekannten Aufſatz: die Handelsgeſellſchaft als juriftiſche Per⸗ 
fon ?) ©.53 darauf aufmerkſam, daß nach der Preußiſchen Pro⸗ 
cekorbnung für Forderungen an einzelne Gefellfchafter weder 
ein Arreft noch eine Exekution auf das Geſellſchaftsvermoͤgen 

ftatt finde; vielmehr koͤnnen fie, wenn das Vermögen ihres 

Schuldners zu ihrer Befriedigung nicht außreicht, wohl deſſen 
Bergantung und fomit bie Auflöfung des Gejellichaftöverhält: 
niſſes bezüglich feiner beantragen, die Folge hiervon ift aber 

nur die, daß bem ausgeſchiedenen Gejellichafter beziehungsweiſe 

feiner Gantmaſſe das Guthaben beifelben, welches fich aus einer 
Liquibirung bed Gejellihaftävermögend, d. h. nach Zahlung ber 
Geſellſchaftsſchulden Heraugftellt, außgefolgt wird. Dagegen Tön- 
nen die Gläubiger des Gefellichafterd weder eine Naturaltheilung 
no einen Verkauf ber Aktiven der Geſellſchaft an ben Meiſt⸗ 
bietenden verlangen. Diefe Beftimmungen des Preußiſchen Land⸗ 
recht? und der allg. Gerichtsordnung für Preußen enthalten, wie 
Gelpke mit Recht hervorhebt, bereit? eine Anwendung des Prin⸗ 
cips der Perfönlichkeit der Hanvelögejellichaften, welches außer: 

bem von Suarez, einem Mitarbeiter an dem Preußifchen Land: 
recht in feinen Bemerkungen zu $. 198 des Entwurfs ausdrück⸗ 
lich geltend gemacht wir. 

Nicht minder hebt das allgemeine bürgerliche Geſebbuch 
für die deutſchen Länder der öſtreichiſchen Monarchie in den 
6$. 1202 und 1203 hervor, daß „Rechte und Verbindlichkeiten, 
„welche ein Dritter gegen die Gefelffchaft hat, von ben Rechten 
„und Verbindlichkeiten gegen einzelne Gejellichafter unterjchteben 
„werden müfjen” woraus fobann gefolgert wird, baß, „was Je⸗ 
„mand an ein einzelnes Mitglied und nicht an die Gejellichaft 
„zu fordern und zu zahlen hat, er auch nur am dieſes und nicht 
„an die Gejellichaft fordern und zahlen kann.“ Unter Bezug: 


une me 6 — — neu 


3) In bem 2. Heft ber Zeitfchrift file Handelsrecht. Berlin. 
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nahme auf dieſe Beſtimmung wird in 6. 88 bed Entwurfs eines 
Handelsgeſetzbuchs für Defterreich verfügt: „Das Vermögen je: 
„ver Handelsgeſellſchaft macht ein abgefondertes Ganzes 
„and, welches den Glaͤubigern biefer Gefellfchaft vorzugsweiſe 
„verhaftet tft.” Es tft Hier nicht allein bie Perföntichkeit ber 
Handelsgeſellſchaften ausbridtich ausgefprochen, ſondern auch, 
wie ich glaube, durch Bezugnahme auf F. 1202 des öoſterr. Civil⸗ 
geſetzbuchs angedeutet, daß dieſes Princip feine Begründung in 
den Yängft beſtehenden Geſetzbuch findet. Die franzdfifchen Ge⸗ 
ſetzbũcher enthalten durchaus keinen fo entſchiedenen Ausſpruch; 
vielmehr hat ſich jenes Princip nach und nach in der Praxis 
feſtgeſtellt, woraus wohl zur Genüge hervorgeht, daß dadſelbe 
nicht auf irgend einer Willklühr beruht, ſondern, daß es durch 
bie Abereinſtimmende Anſicht der Rechtsgelehrten und Kaufleute 
(mit dieſen ſind bekanntlich die Handelsgerichte beſetzt) ſich nach 
und nach Bahn gebrochen und ſchließlich allgemeine Anerkennung 
gefunden hat. In ben deuiſchen Laͤndern des franzbſiſchen 
Rechts befteht ebenſowenig ein geſetzlicher Ausſpruch; wenn bie 
Praxis gleichwohl jenes Princip angenommen bat, fo wird man 
doch wohl ben zum Theil mit auögezeichneten Rechisgelehrten 
beſetzten Gerichten und den mit ben erfahrenften Kaufleuten be⸗ 
festen Handelsgerichten nicht den Vorwurf purer Nachbeterei 
‚machen wollen! Vielmehr wird man anzunehmen berechtigt 
fein, daß fie bie eigene Ueberzeugung von der Wahrheit jenes 
Princips zu beffen Annahme veranlakt Bat. 

Nach dem Zeugniß von Gelpfe in dem angeführten Auf: 
fa &. 76 hat auch das Obertribunal in Berlin dad Princip 
der juriſtiſchen Perjönlichfett einer Handelsgeſellſchaft in ver⸗ 
ſchiedenen auf Kollektivgeſellſchaften ſich beziehenden Rechtsfällen 
ſo weit zur Anerkennung erhoben, als das poſitive Recht dies 
nur irgend geſtattet. Thatfächlich tritt die Perſoͤnlichkeit ber 
Handelsgeſellſchaften hervor 

1) durch ihren Hanbelönamen (Firma), unter welchem 
alte fie betreffenden Handelsgeſchaͤfte geſchloſſen werben; 

2) durch die nufmänniiche Buchführung, indem jebe Hans 
deldgeſellſchaft ihre eigenen Handelabuͤcher führt, welche ihr Ver⸗ 
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haͤlinißz ſowohl zu dritten Perſonen wie auch zu ihren eigenen 
Mügliebern darftellen; 

3) dadurch, * fie wach ziemlich allgemeiner Praxis un⸗ 
ter ihrem Handelsnamen ſowohl Magenb bei Gericht auftreten, 
wie auch belangt werben koͤnnen, mithin nach bem techniſchen 
Ausbtuck personae standi in judicio find. Manche Gelege 
bungen enthalten ausdruckliche Beſtimmungen über den Gericht: 


4) daburch, daß ſie Liegenſchaften und liegenſchaftliche 
Mechte erwerben und dieſen Erwerb anf ihren Namen in bie 
Sffentlichen Bücher (Grund⸗ und Lager⸗, Hypothelenbücher) ein: 
tragen laſſen Fünnen; 

5) dadurch, daß im Fall einer Ueberſchuldung bed Gant-⸗ 
verfahren gegen fie eröffnet wird; enblich | 

6) ıumterliegt es wohl nirgendwo einem Anſtand, daß ein 
Geſellſchafter in jede Art von Verkehr mit ber Gefellichaft, beren 
Mitglied er ift, treten kann, ohne daß bie gejelichen Regeln 
über Compenjation oder Confuſion auf das gegenfeitige Verhaͤlt⸗ 
ni angewendet werden. Wird bie Gefellichaft nicht ala Pers 
jönkichkeit angeſehen, fo erſcheint jeber Vertrag, ben ein Gefell- 
after mit ber Geſellſchaft abſchließt, für ven Antheil bed con⸗ 
trahirenden Geſellſchafters als ein mit fich felbft geichlofiener 


Es jei mir zum Schluß geſtattet, den Verſuch einer theo⸗ 
retiſchen Begründung des hier veriheibigten Princips zu machen: 
Wenn mehrere Berfonen zu einer Handelsgefellſchaft zuſammen⸗ 
treien und Einlagen in dieſelbe machen, fo entäußern fie fich 
des Singegebenen, indem fle einwilligen, über die Einlage nicht 
mehr wie früher, jondern nur in der dureh den Geſellſchaftsver⸗ 
trag vorgeſehenen Weite verfügen zu innen. Wenn auch Fein 
Bertrag errichtet wurde, ober biefer feine fperielle Beltimmung 
enthaͤlt, ſo verſteht es fich von ſelbſt, daß die gemachten Einla⸗ 
gen Tünftig nur zu deu Zwecken ber Geſellſchaft, nicht 
über zum perfänlichen Gebrauch ber Geſellſchafter bienen Sollen. 
Diefe Entünferung tt oetehlih erlaubt und kann von ben 
Glaͤcbigern des einzelnen Geſellſchafters zur dann angefochten 
werden, BR I N ft. So 
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lange die Geſellſchaft beſteht, bleibt die Einlage und deren Ver⸗ 
mehrung, inſoweit nicht etwa geſetzlich oder vertragsmäßig den 
einzelnen Geſellſchaftern geſtattet iſt, den Gewinn ganz oder zum 
Theil an ſich zu ziehen und für ſich zu verwenden, den geſell⸗ 
ſchaftlichen Zwecken gewidmet. Erſt bei Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft, beziehungsweiſe bei dem Austritt des einzelnen Geſell⸗ 
ſchafters hört dieſe Beſchränkung auf; der Austretende erhält die 
Einlage, vermehrt ober vermindert, je nad) dem Ergebniß ber 
zu pflegenden Abrechnung zu unbeichräntt freiem Gebrauch zu- 
rück. Diefes gilt von allen Handelsgeſellſchaften, von ben of- 
fenen, von ben ftillen ımb von den aus beiden gemifchten Ger 
ſellſchaften. In allen hat die Dispoſitionsbefugniß jedes einzel=. 
nen Geſellſchafters bezüglich deſſen, was er in bie Gefellichaft 
eingelegt hat, aufgehört; ber Gejellichaftövertrag kann freilich 
einzelnen ober allen Gefellichaftern eine größere oder geringere 
Dispoſitionsbefugniß einräumen. Diefe tft aber ganz ver- 
ſchieden von derjenigen, welche er vorher gehabt hat. Seine 
frühere Dispofittonzbefugnig beruhte auf feinem Recht als 
Cigenthümer, jebt beruht fie auf einem entweder auß- 
drücklich ertheilten oder gefeßlich präfumirten Mandat. Er übt 
ſonach Tein eigenes, fondern wie jeder Manbatar ein frembes 
Recht und ift wegen Auzübung desſelben zur Rechenſchaft ver: 
bunden. Es ergiebt ſich hieraus, daß fein einzelner Gefellichaf- 
ter Eigenthümer ber Einlagen und ber Vermehrung ift. Wer 
ift aber Eigenthümer verfelben? Die Geſammtheit ber Gefell- 
ſchafter, ala Rechtsſubjekt gedacht. Die Natur des Verhältnifies 
zwingt und zu diefer Fiktion, weil wir fonft kein Rechtsſubjekt 
haben. Dan kann au) aus dem weitern Grund feinen eingel- 
nen Gejellfchafter als Eigenthümer der gefammten Einlage ober 
einer pars quota berfelben betrachten, weil kein Gejellichafter, 
joweit auch feine Dispoſitionsbefugniß gehen mag, die Einlagen 
oder deren Vermehrung zu perſönlichen Zwecken verwenden 
darf. Die Verwendung muß immer zu ben Zwecken ber Ge- 
ſellſchaft gefcheben, jede andere Verwendung enthält eine Ver: 
letzung de3 ertheilten ober präfumirten Mandats, fteht ſomit ei⸗ 
ner unrechten Handlung gleich und verpflichtet zur Schadloshal⸗ 
tung. Darin Tiegt aber auch der Beweis, daß die perjönlichen 
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Glaͤubiger eines Geſellſchafters nicht auf die Einlagen und deren 
Bermehrung greifen Fönnen. Denn fie lönnen an biefen nicht 
mehr Rechte haben als ihr Schuldner, abgefehen von dem Fall, 
wo fie das Einlegen jelbit als in fraudem creditorum ge⸗ 
ſchehen anfechten koͤnnen. Darf nun fein Gefellichafter die Ein- 
lage oder deren Vermehrung zur Zahlung feiner perfönlichen 
Schulden verwenden, fo können auch feine Gläubiger ein ſolches 
Recht nicht für ih in Anfpruh nehmen. Dagegen Tiegt bie 
Befriedigung der Gejellichaftsgläubiger gewiß innerhalb des 
Mandats der gefchäftzführenden Gejellichafter. Wird bie Ges - 
ſellſchaft aufgelöft, ober tritt ein Gefellichafter aus, fo hat ber 
einzelne Gejellichafter nur ein Necht auf Herausgabe deſſen, was 
nach dem Ergebniß der Abrechnung ihm zufaͤllt; mithin Fönnen 
auch feine Gläubiger mehr nicht anſprechen. Die Abrechnung 
jelbft kann aber nur in der Weile gepflogen werben, daß das⸗ 
jenige, was nach Befriedigung der Gejellichaftsgläubiger übrig _ 
bleibt, unter den Gefelljchaftern getheilt wird, Das f. g. Vor⸗ 
recht ver Geſellſchaftsgläubiger ift daher Feine willfiihrliche An⸗ 
nahme, ſondern in der Natur des Verhältnifjes begründet; es 
bedarf zu feiner Begründung nicht einmal de Principg der Vers 
fönlichkeit der Gejellfchaften, ſondern nur der Säte, daß fein 
Geſellſchafter über die Einlagen und deren Vermehrung zu pers 
ſön lichen Zwecken verfügen darf, und daß bie Gläubiger ei- 
ned Gefellichafterd nicht mehr Nechte haben ala er jelbft. Da⸗ 
mit fällt auch jeder Grund zur Fortſetzung des Streit3 über bie 
Perſoͤnlichkeit der Gefellfchaften weg; denn jobald dag Vorrecht 
der Gejellichaftsgläubiger anderweitig begründet werben Tann, fo 
werden auch die Gegner zugeben, daß die Annahme bed Princips 
nur Vortheile bietet. 


Nechtsquellen. 
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Preußiſche Seh 


betreſſend Die Suſpenſion der eh rende des vertrags- 
mäßigen Binsfußes, 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen sc. verorbnen unter Vorbehalt ber Genehmigung beiber 
Däufer des Landtages unferer Monarchie, auf den Antrag unferes 
Staatsminifteriums, was folgt: 


§. 1. 

Für die Dauer von 3 Monaten vom Tage biefer Verorb: 
nung ab treten bie beitehenden Beſchränkungen des vertragsmäßi⸗ 
gen Zinsfupes außer Kraft. Die höheren ale bie bisherigen zus 
läffigen Zinfen Tönnen für einen längeren als zwoͤlfmonatlichen 
Zeitraum nicht bebungen werben. 


g. 2. 


Die Beltimmung bes Gefehes vom 2. März d. J. über das 
unerlaubte Erebitgeben an Minderjährige (G. S. S. 111), fowie bie 
in ben Pfandleihreglements enthaltenen Beichränfungen werben 
durch biefe Verordnung nicht abgeinhert. 

Gegeben Berlin ben 27. November 1857. 





IL 


Sübechifche Berordnung, die einfiweilige Aufhebung des Arti- 
kels 2 Ser allgemeinen Beutfchen We ſelordnung etreſſend *). 


(Publicirt am 5. December 1857.) 


Es hat der Senat, im Einvernehmen mit ber. Bürgerfchaft, 
beichlofien, und verordnet hiedurch: | 


ag) F der Sigung ber Bürgerſchaft vom 4. December beantragte ber 
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Der Artikel 29 der in Bolge des Gefehes vom 28. April _ 

1849 hieſelbſt in Kraft getretenen allgemeinen Deutichen 

Wechſelordnung vom 26. November 1848 wird im Lübedi- 

en biemit bis auf Weiteres außer Wirffamkeit 

geſetzt. 

Gegeben Lübed, in der Betfammlung bes Senates, am 
4. December 1857. 


IN 


Berordnung, die Wiederherfiellung der Wirkfamkeit des Arti- 
keis 29 der allgemeinen Deutſchen Wechſelordnung betreffend. 


(Publicirt am 12. Februar 1858.) 


Da die Umftände, welche Veranlaffung gegeben haben, durch 
die Berorbnung vom 4. December 1857, ben Art. 29 der allge: 
meinen Deutfhen Wechfelordnung Im Lübedifchen Freiſtaate bis 
auf Weiteres außer Wirkfamkeit zu feben, wegfällig geworben find, 
bat der Senat, im Einvernehmen mit ber Bürgerjchaft, befchlofien 
und verorbnet hiedurch: 
Der Artikel 29 der allgemeinen Deutſchen Wechfelordnung, 
vom 26. November 1848, tritt mit dem 1. März diefes 
Jahres im Lübedifhen Freiſtaate wieder in Wirffamteit. 
Gegeben Lübed, in der Verfammlung des Senates, am 
10. Februar 1858. 


„Nachdem in Veranlaſſung der täglih an Ausdehnung gewin⸗ 
nenden Zerrüttung‘ der finanziellen Verhältniſſe der Hamburger 
Börfe und ber von ihrer Rückwirkung auf den prefigen Pla gu 
beforgenden verderblichen. Folgen für den Handelsſtand, wie für 
das einweſen im Allgemeinen, der Birgerausſchuß am 2. d. 
Mis. bei dem Senate die Erlaſſung abhelfender Manfeegeln, 
inabeſondere eine nähere Peihung ber Stage beantragt bat **), 
ob nicht ſchon jegt ber 29. Artikel der Deutichen Wechſelordnung 
unverzüglich bis auf Weitere im Lübedifchen Staate zu fuspen⸗ 
diren jei, imd nach darüber eingezogenem Gutachten der Han⸗ 
delskammer verfict ber Senat, umter Bezugnahme auf bie vor⸗ 
liegenden "zu team Menkregeln dringend uuffoedermben 
Umflände zur Mitgenehmigung der Bürgerichaft: 
Daß der Artikel 29 der allgemeitten — Wechſelordnung 
im Lübeckiſchen Freiſtaate außer Wirkſamkeit geſetzt werde.“ 
Die Bürgerſchaft erklärte fich zuftimmig und darauf ward das 
tn gieier Antrag dar Hamburger Oberallen if bunt) Veſeid de 
{ n ger i 
7 gandungtge Senats vom 1. December 1857, und ein ähnlicher 


orf Kelteften ber Berliner Kaufmannſchaft durch gun 
— — vom 14. December 1857 zurüd: 
gewieſen worden. (Nationalzeitung 1867 Nr. 566. 585. 587). 
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IV. 


JZamburgiſche Yerordnung wegen zeitweiliger Einführung eines 
Adminifirationsverfahrens im Sale von Bahlungs- 
fuspenfionen *). 


(Publieirt am 2. Dezember 1857.) 


- F. 1. Wenn ein Schulbner, welder ſich augenblicklich nicht 
im Stande befindet, „feine mercantilifchen Verbindlichkeiten zu er: 
füllen, dennod jein Vermögen für binreihendb hält, um je nad 
den Umständen feine Gläubiger daraus fchlieglih zum Vollen be: 
friedigen zu können, fo ift ihm innerhalb der drei erften Werktage 
nach dem Tage ber Zahlungseinftellung geftattet, unter Einreihung 
feiner Designatio Creditorum und unter dem Erbieten zur Ab: 
ftattung bes diefer Verordnung angehängten Eides, beim Handels: 
eriht auf Convocation feiner Gläubiger, behufs herbeizuführender 
Mrniniftration oder Mitadminiftration feines Vermögens, anzu: 
tragen. Für diejenigen, welche bei Publication diefer Verordnung 
bereitS ihre Zahlungen eingeftellt haben, Läuft die dreitägige Friſt 
“vom Tage der Publication biefer Verordnung. 

F. 2. Das Handelsgeriht wird fodann den Eid durd einen 
Commiſſarius abnehmen, und die Gläubiger: Berfammlung convo- 
ciren laſſen, damit fie über die Frage, ob entweder Adminiſtration 
oder Mitabminiftration eintreten folle, befchließe, und bie Wahl. 
ber Aominiftratoren oder Mitabminiftratoren vornehme. Für das 
Verfahren bei biefer Berfammlung gelten bie im Art.4 der Neuen 
Falliten⸗Ordnung enthaltenen Vorjchriften. 

F. 3. Die erwählten Adminiftratoren oder Mitadminiſtra⸗ 
toren haben, fobald fie fich zur Webernahme des Amtes bereit er: 
Härt haben, und vom Handelsgericht beftätigt und auf getreue 
Erfüllung der ihnen nad) gegenwärtiger Verordnung obliegenden 
Pflichten behufig, vereidigt worden find, fofort und ungefäumt eine 
genaue Erforſchung des Zuftandes der Maſſe ſich angelegen fein zu 
lofien, und über deren Ergebniß längftend in vier Wochen einen 
ausführlichen Bericht an die Gläubiger abzuftatten. 

F. 4. Sobald fie bei der Unterfuhung des Status bie ges 
wiffe Weberzeugung gewonnen haben, daß die Mafje nicht zureiche, 





*) Gin Antrag der Aelteften der Berliner Kaufmannihaft auf Einfüh- 
rung eines ähnlichen Verfahrens für Berlin ift buch ausführlich 
motivirten Beſcheib bes Preußifchen Handelsminiſters vom 14. Des 
— 1857 zurüdgerwiefen worden. (Nationalzeitung 1867 Nr. 585, 

7). 
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um ſammtliche Erebitoren zum Vollen befriedigen zu koͤnnen, fo 
haben fie ohne alle Zögerung — und alfo aud) wenn foldes im 
Laufe der erſten 4 Wochen ber Yal fein follte, fofort, und ohne 
ben Ablauf der vierwöchentlichen Yrift abzuwarten, — ben Gläubi⸗ 
gern bavon Anzeige zu machen. ö 

$. 5. Die Gläubiger haben nach ihnen vorgebadhtermaßen 
von ben Abminiftratoren oder Mitabminiftratoren abgeftattetem 
Berichte, oder gemachter Anzeige, per majora, nad) Inhalt des 
Art. 4 der Neuen Yalliten- Ordnung darüber zu beichließen, ob 
bie Maſſe fernerweitig im Wege ber Abminiftration ober Mitab- 
miniftration liquibirt und beenbigt werben folle, oder ob ein fürms 
liches Fallit- Verfahren einzuleiten und zur Wahl von Cürateribus 
bonorum zu ſchreiten fei. 

F. 6. In Bezug auf bie Verwaltung ver Maſſe haben bie 
Abminiftratoren oder Mitabminiftratoren fämmlihe in der Reuen 
Yalliten - Ordnung für bie Caratores bonorum gegebenen Bor: 
fhriften zu befolgen mit ber Ausnahme jedoch, daß fie 

1) rückſichtlich der Eonftituirung der Maffe von ben Bors 
fhriften der Art. 9 und 11 der Neuen Yalliten- Ordnung über 
die Inventur und Sicherſtellung der Activa infoweit abweichen 
bürfen, als es, ihrer gewiflenhaften Ueberzeugung nach, ohne Ge- 
fahr für das Intereſſe der Gläubigerfchaft geichehen kann, und 

2) nicht an bie VBorfchrift der Neuen Yalliten - Ordnung rüd: 
fihtlih des öffentlichen Verkaufes der beweglichen Güter gebunden 
find, wenn fie es für zwedmäßig halten, einen Privatverlauf vor: 
zuziehen. 

F. 7. Ueberhaupt gelten alle Beſtimmungen, welche die be⸗ 
ſtehenden Geſetze in Betreff der Fallitmaſſen und der bei denſel⸗ 
ben in Betracht kommenden privatrechtlichen Verhältniſſe enthalten, 
ſoweit ſie nicht in der gegenwärtigen Verordnung ausdrücklich auf⸗ 
gehoben ſind, auch für die in Gemäßheit dieſer Verordnung her⸗ 
beigeführten Adminiſtrationsmaſſen, und hat namentlich der nach 
Maßgabe bes F. 1 derſelben beim Handelsgericht eingereichte Ans 
trag ſowohl rüdjihtlih der Dispofitionsfähigleit bes Schuldners, 
als rüdjichtlih des Aufhörens von Crecutionen, Arreften und 
fonftigen Sonderbedungen, völlig dieſelbe Wirkung wie eine Ge: 
richtliche Inſolvenz erflärung. 

F. 8. Dagegen aber follen die Rechtsfragen, welche cin 
Falliſſement für die Perfon des Falliten und deſſen bürgerliche 
Ehre nad) ſich zieht, durch eine in Gemäßheit biefer Verordnung 
eingelegte Abminiftration ober Mitabminijtration in Leiner Weile 
ee werden; es fol vielmehr der Schuldner, fo lange die 

dminiftration oder Mitadminiftration dauert, bei aller bürger: 
lichen Ehre verbleiben, vorbehältlich jedoch, daß er ſich einjtweilen, 
und bis zu völliger Entfreiung feiner Schulden, der Ausübung 
Beitfgrift für Handelsrecht, 10 
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Öffentlicher Aentter und Officien zu enthalten bat, und einer etwa 
erforderlich eracdhteten, zu feiner Erſetzung vorzunehmenden, Neu: 
wahl nicht widerſprechen ann. 

.8.9 Wenmn die Maſſe auf dem Wege. der Abminiftration 
oder Mitadminiſtration liquidirt und beendigt wird, findet keine 
Claſſification noch Boͤrſenanſchlag wegen der —3— ſtatt; 
hingegen verbleibt den Creditoren für den Fall, daß die iquida 
tion keine 80, 60 und 40 pCt. auf ihre a fammt 
Zinfen ergeben follte, das Nachmahnungsrecht bis zu ſolchem Be⸗ 
trage, nach Maßgabe deſſen, was die Neue Falliten⸗-Ordnung und 
die Mobitionalartifel vom 24. April 1772 in biefer Hinficht für 
leichtfinnige Falliten vorfchreiben. 

$. 10. Wenn ber Schuldner dem von ihm geleifteten Eide 
zuwider gehandelt hat, ober wenn eine fonftige ihm zur Laſt fal- 
lende unrechtfertige Handlungsweiſe gegen feine Gläubiger, ober 
einzelne derjelben, ſich während der Adminiftration herausftellt, ift 
er fofort aller Wohlthaten der gegenwärtigen Verorbnung verluftig 
zu erklären und das Wominiftrationsverfahren, auch ohne, und 
jelbft wider, ben Beſchluß ber Greditoren, ex oflicio, in ein 
förmlidhes dallitverfahren zu verwanbeln und als ſolches zu be 

endigen. 

6. 11. Die ben Abminiftratoren oder Mitadminiſtratoren 
für ihre Bemühung auszufeßende Remuneration wird vom Han⸗ 
belögerichte nad Ermeſſen der Umftänbe beftimmt. 

$. 12. Nah dem 31. März 1858 werben feine, nach Maß: 
gabe des 6. 1 diefer Verordnung an das Handelsgericht zu ftel- 
lende Anträge ferner mehr zugelaffen. 

Eid. Ich N. N. ſchwöre zu Gott, bein Allmädtigen, ba 
ich bei meinem gegenwärtigen Crebitwejen, oder einem nicht zu 
verhoffenden ferneren Yalliffemente, den von meinen Gläubigern 
erwählten Deputirten, oder ben künftigen Curatoribus bonorum, 
und dem etwa von ihnen anzunehmenden Buchhalter, von meinem 
ganzen Vermögen, liegender und fahrender Habe, bier oder ander: 
wärts befindlihen Gütern, Effecten, Waaren, Pretiofen, Geldern 
und Schulden, getreulih Nachricht geben, bavon nichts, es fei 
hier oder anderswo befindlich, verſchweigen oder verhehlen, meine 
Bücher, Correſpondenzen, Handlungspapiere und Documente, 
ihnen unweigerlich einhändigen, und von Allem, was fie zu wil- 
fen begehren, aufrichtige Nachricht ertheilen, auch ihnen ſonſt nad 
Möglichkeit an die Hand gehen, und übrigens mic allemal, wenn 
ih gefordert werde, ſiſtiren, und bis zur gänzlihen, entweder 
gütlihen oder gerichtlichen, Endſchaft meiner Sache, mid, ohne 
Einwilligung meiner Gläubiger, aus biefer Stabt und deren Ju⸗ 
risdiction nicht begeben wolle. 
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V. 


Lübeckiſche Berordnunng, 


die einſtweilige Einführung eines Inſpectionsverfahrens bei 
i Bahlungs - Einfielungen betreffend. 


Publicirt am 15. Dezember 1857.) 


Es hat ver Senat im Einvernehmen mit der Bürgerfchaft 
beichlojlen, und verordnet hiedurch: 


Art. 1. 


Schuldner, weldye ſich augenblicklich nicht im Stande befin- 
den, ihre merkantiliſchen Verbindlichkeiten zu erfüllen, jedoch ihr 
Bermögen zur vollen Befriedigung ihrer Gläubiger für ausreichend 
erachten, koͤnnen innerhalb der drei erften Werktage nad dem 
Tage der Zahlungseinftellung, unter Einreihung ihrer Bilance 
und eines möglichſt genauen Gläubigerverzeihnifled, fowie unter 
dem Erbieten zur Ableiftung des in der Anlage zu diejer Verord⸗ 
nung feftgejtellten Eides, bei dem Senate auf Zufammenberu- 
fung ihrer Gläubiger zum Zwed der vorläufigen Beiordnung von 
Inſpectoren antragen. 
| Für diejenigen, welche zur Zeit der Publication diefer Der: 
orönung ihre Zahlungen bereits eingeftellt haben, läuft die eben: 
erwähnte dreitägige Friſt vom Tage folder Publication. 


Art. 2. 


Zwei vom Senate ernannte Commijlarien nehmen dem⸗ 
nächſt dem Bittfteller den von ihm anerbotenen Eib ab und beru- 
fen die Gläubigerverfammlmg zur Wahl der Infpectoren nad) . ein: 
facher Stimmen: Mehrheit der erfchienenen Hypothek- und Bud: 
läubiger. 

Art. 3. 


Die erwählten Infpectoren haben, nad) erfolgter Annahme 
ber Wahl und nachdem fie von den Commiſſarien auf die getreue 
Erfüllung der nad) gegenwärtiger Verordnung ihnen obliegenden 
Pflichten durch Handgelöbnif verpflichtet fein werden, ben Zuftand 
der Mafle ungefäumt und mit möglichſter Genauigkeit zu erfor: 
ſchen und über das Ergebniß ihrer Bemühungen binnen vier Wo⸗ 
hen in einer dur die Senatscommiflarten einzuberufenden zweiten 
Glänbigerverſammlung ausführlichen Bericht zu eritatten. 

Gegwinnen die Inſpectoren bei Unterfuhung des Mafjenbes 
ſtandes ſchon vor Ablauf diefer Friſt die Ueberzeugung, baß bie 
‚ 10 * 
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Maffe nicht zureiche, um fämmtliche Gläubiger zum Bollen zu bes 
friedigen, jo haben jie davon unverzüglich die Commiſſarien in 
Kenntniß zu feßen und, ohne Rüdfiht auf die noch laufende Frift, 
bie fofortige Einberufung ber zweiten Gläubigerverfammlung 
bei benfelben zu beantragen. 


Art. 4. 


"Rn. der zweiten Berfammlung haben, nad) Anhörung bes 
Berichts der Inſpectoren, bie Gläubiger barüber zu beichließen, ob 
bie Inſpection auch ferner nody und eventuell bis zu welcher Zeit 
biefelbe beibehalten, ober ob eine außergerichtliche Adminiftration 
oder eine gerichtliche Behandlung der Maffe eintreten folle. 

Die Entſcheidung hierüber erfolgt zwar auch nad) einfacher 
Stimmenmehrheit der erfchienenen Hypothek⸗- und Buchgläubiger; 
es fol jedoch dabei ber Betrag der den einzelnen Gläubigern zu- 
ftändigen Eapitalforberungen in der Maaße Berüdfihtigung finden, 
daß jeder Inhaber folder Forderungen zum Gefammtbetrage von 
weniger als 500 ME. nur eine, von 600 Mk. bis 2000 ME. zwei, 
von 2000 ME, His 5000 ME. drei, von 5000 ME. und darüber vier 
Stimmen abzugeben hat, und im Zweifelsfalle die Angabe bes 
Gläubigers Über den Betrag feiner Forderungen entfcheibend ift. 


Art. 5. 


Der etwa befchloffenen Beibehaltung ber Infpection ungeach> 
tet bleibt e8 den Inſpectoren unbenommen, zu jeder Zeit auf Ein- 
berufung einer neuen Oläubigerverfammlung, zum Zweck erneuer: 
ter Beihlußnahme über bie Fortdauer ber Inſpection, bei ben 
Stenatscommiffarien anzutragen, 


Art. 6. 


Falls eine außergerichtliche Abminiftration beliebt wird, ha⸗ 
ben die Senatscommiflarien, deren Commifforium auch auf biefen 
eventuellen Fall ſich erftredien wird, ohne Weiteres bie für bie 
Behandlung außergerihtliher Debitmaffen geltenden Grundſätze 
zur Anwendung bringen zu laſſen. 

Wird die gerichtlihe Behandlung der Maffe beichloffen,, fo 
ift davon unverzüglih dem beikommenden Gerichte zur Wahrneb- 
mung bed Weiteren Kenntniß zu geben. 


Art. 7. 


Durch die Anordnung der Anfpection wird bem Schulöner 
bie Dispofition und Verwaltung feines Vermögens nicht entzogen; 
zwar ift er in beiden Rüdfihten an die Zuftimmung ber Inſpec⸗ 
toren gebunden, jedoch find alle von ihm vorgenommenen Dands 








Lühedifche Verordnung. | 149 


lungen für die Maffe rechtsverbinblih, unbefhadet ber Beftimmung 
am Schluffe des Art. 8. 

Für die Sicherftellung der Activmaffe haben bie Anfpectoren 
im Allgemeinen in berfelben Weife zu forgen, wie dies bei außer: 
gerichtlichen Debitmaflen den Abminiftratoren obliegt; ein Pro: 
clama dagegen haben fie vor Erftattung ihres erften Berichtes nie: 
mals zu ertrabiren, und die Inventur ber Maſſe dürfen fie nad 
Umftänden bis zu demfelben Zeitpunfte unterlaffen. Falls auf ben 
ebengedachten Bericht eine Fortdauer der Inſpection beliebt wirb, 
ift zugleid, Über das Proclama und die Inventur von ben Gläu: 
bigern nad) Maaßgabe ber binfichtlid des Stimmenverhältnifies 
im Urt. 4 gegebenen Vorichrift Beichluß zu faflen. 


Art. 8. 


Die Beftimmungen der beftehenden Gefebgebung in Betreff 
ber bei Debitmafien in Betracht fommenden privatrehtliden 
Perhältniffe finden auch auf bie unter Infpection geitellten Maſſen 
in fo weit Anwendung, al® ihnen nicht bie Vorichriften dieſer 
Berorbnung entgegenftehen. Insbeſondere hat die Einreihung bes 
im Art. 1. gebadhten Antrages in Bezug auf bie Siftirung von 
Erecutionen, Arreften und Sonderbedungen ganz biefelbe Wirkung, 
wie eine gerichtliche Ainfolvenzerflärung. 


Art. 9. 


Dagegen hat bie Einreichung eines foldhen Antrages bieje: 
nigen Rechtsfolgen nicht, welche eine gerichtliche oder aubergerkäte 
liche Infolvenzerllärung für die Perſon eines Falliten und deſſen 
bürgerlich e Stellung herbeiführt; es behält vielmehr der Schuld: 
ner während ber Dauer ber Anfpection feine vollen bürgerlihen 
Ehrenrechte und bleibt zu beren Ausübung befähigt, fo lange nicht 
feine Inſolvenz fi herausgeftellt bat. 

Art. 10. 


. Handelt der Schuldner bem von ihm geleifteten Eibe zuwi⸗ 
der ober ftellt e& während ber Dauer der Inſpection ſich heraus, 
daß er fhon vor deren Eintritt in irgend einer Weife gegen jeine 
Gläubiger insgefammt oder Einzelne derjelben unrechtlich gehandelt 
babe, fo ift er fofort aller Vortbeile, welche bie gegenwärtige 
Verordnung ibm gewährt, für verluftig zu erklären unb feine 
Maſſe ber gerichtlihen Behandlung zu überweijen. 

Art. 11. 

Die Infpection hört auf, und es tritt der Schuldner in bie 
freie Difpofition über feine Güter wieder ein, fobalb eine auf An- 
trag ber Imfpectoren berufene Gläubigerverfammlung durch Stim⸗ 
menmehrheit nad) Maaßgabe des Art. 4 ſich bafür entſchieben bat. 


450 Lübediſche Berorhnung. 


Art. 12. 


Sowohl von dem Eintritt eines Inſpectionsverfahrens, als 
von deſſen Beendigung, wird der Kaufmannſchaft mittelſt Börſen⸗ 
anſchlages Kenntniß gegeben. 


Art. 13. 


Die den Inſpectoren für ihre Bemühung zuzubilligende Ver⸗ 
gütung wird in der zweiten Gläubigerverſammlung nach den je— 
desmaligen Umſtänden feſtgeſtellt. Die Stimmenzählung erfolgt 
auch hierbei nach den Beſtimmungen des Art. 4. 


Art. 14. 


Nach dem 31. März 1858 werden Anträge ber im Art. 1 
bezeichneten Art nicht mehr zugelaflen. 

Gegeben Kübel, in ber Verfammlung des Senatcs, am 
14. Dechr. 1857. 


Anlage 


Eid. Ich N. N. gelobe zu Gott, dem Allmächtigen, daß 
ih bei meinen gegenwärtigen Schuldenwefen ben von meinen 
Släubigern zu erwählenden Snfpectoren, oder ben etwa demnächſt 
. zur Regulirung befjelben zu beftellenden Nominiftvatoren von mei: 
nem ganzen Vermögen, biefigem jowohl als auswärtigen, möge 
es nun in liegenden Gütern oder fahrender Habe, in baarem 
Gelde, Aktieri oder Tonftigen Werthpapieren, Pretiofen, Waaren 
oder ausſtehenden forderungen beftehen, getreulich Nachricht geben, 
benfelben nichts davon verichweigen, verhehlen oder gar eutfrem: 
den, ihnen meine Bücher, Correfpondenzen, Hanblungspapiere und 
fonftigen Documente unweigerlich einhändigen und jede ihrerſeits 
begehrte Auskunft aufrichtig ertheilen, fie bei ihren Bemühungen 
nah Kräften unterftüßen, ohne ihre Zuftimmung oder gegen ihre 
Anordnung Feine Veräußerung von Gegenftänden, weldye zu mei: 
nen Vermögen gehören, vornehmen, und mich bis zur gänzlichen 
Regelung meined Schuldenweſens ohne Einwilligung der obge— 
dachten Vertreter meiner Gläubiger nicht von bier entfernen wolle. 
So wahr mir Gott helfe! 


Aechtsſprüche . 


1. Yandelsufancen. 


1. 
Beweis. 


Nach den Statuten der Braunſchweigiſchen Bank wird am 
Schluſſe jedes Jahres die Rechnung abgeſchloſſen. Wenn bie Ges 
Thäfte ber Bank einen Gewinn von mehr als 40), ergeben, fo 
wirb von dem Ueberſchuſſe ein Zehntel zur Bildung und Erhaltung 
bes Mefervefonds verwendet, ein Zehntel unter die Directoren ver- 
heilt ; der Neft fällt den Aktionären als Dividende zu. Auf bie 
Aktien werben am 1. Juli jebes Jahres halbjährige Zinjen mit 
4%, pro anno als Abfchlagszahlung auf die Dividende gezahlt. 

Am 5. Januar 1856 Faufte W. von H. 1000 Rthir. Braun: 
ſchweigiſcher Bankaktien zu 1309, incl. Dividende, und wurbe fti- 
pulirt, daß Käufer für bie 5 Tage vom 1.—5. Januar Zinfen zu 
vergũten haben. 

Lieferung und Zahlung erfolgte. 

Nachdem durch den Rechnungsabichluß der Bank die Divi⸗ 
dende für das Jahr 1855 auf 7%, feitgeftellt war, forderte Ver⸗ 
Täufer klagend von bem Käufer auf die verkauften Aktien bie Zin- 
fen zu 2%, vom 1. Juli — 31. December 1855 mit 20 Rthlr., 
in der Meinung, daß diefe Zinfen bereits zur Zeit des Verkaufs 
fällig gewefen, auch bie Aktien nur incl. der Dividende, nicht aber 
incl Dividende und Zinfen verkauft feien, und baß ſowohl nad 
ber Natur der Sache, als nad der im Handelsverkehr als un: 
zweifelhaft angenommenen und befolgten Auffaffung dieſe Zinſen 
bem Berfäufer gebührten, wobei derfelbe hervorhob, daß zur Zeit 
bes fraglichen Kaufs biefe Aktien excl. ber Dividende für 127 Rthlr. 
verkauft worden jeien, indem man [on bamals bie Dividende nad) 
Abſatz der Zinfen auf 3 Rthlr. muthmaaßlich angenommen habe. 


Die bier nicht vertretenen Materien, insbefonbere auch bas — 
recht und Seerecht werben in ben nächſten Heften et wer 
er Hera . 


* 
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Nachdem der Beklagte den Anſpruch für unbegründet erflärt, 
bie behauptete Ufance geläugnet und als unerheblich bezeichnet, unb 
die über bie Ufance vernommenen. Sachverſtändigen bie Anficht 
ausgeiprochen Hatten, daß man im Geſchäftsleben den Anfprud 
bes Klägers für begründet annehme, und fie jelbft in vorkommen⸗ 
ben Fällen foldem Anfpruh zu genügen keinen Anfitand nehmen 
würden, wurbe durch Erkenntniß bes Stabtgerihts Braun: 
ſchweig vom 13: November 1856 der Bellagte auf Grumb 
bes erfolgten Gutachtens zur Zahlung der 20 Rthlr. verurtbeilt. 

Auf die von dem Beklagten erfolgte Berufung wurde durch 
Erkenntniß des Kreisgerihts Braunfhweig vom 3. Yes 
bruar 1857 das ftabtgerichtlihe Erkenntniß aufgehoben, und, 
weil der Beweis ber behaupteten Ufance nicht geführt worden, und. 
ber Käufer den erfauften Gegenftand cum omni causa erhalten 
möüffe, bie Klage zurückgewieſen. 

Die dagegen erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde wurde durch Er: 


| fenniniß des Caſſationshofs vom 27. April 1857 vers 


worfen. 

In den Gründen dieſes Erkenntnifjes wird in Betreff der 
Ufance Yolgendes ausgeführt: 

An ſich ift die Frage, ob die beigebrachten Materialien zur 
Darlegung einer Ufance oder fonftigen gewohnheitlichen Regel ge: 
nügen, lediglich Sache ber richterlihen Reflerion, und deshalb die 
Entſcheidung durch bie Nichtigkeitsbeſchwerde unanfechtbar, infofern 
dabei nicht aktenwidrige Vorausſetzungen oder irrthümliche Rechts⸗ 
anſichten zu Grunde gelegt ſein ſollten. In der letzten Beziehung 
hebt der Querulant hervor, daß der Beweis einer Uſance nicht 
allein durch die Bezeugung einzelner Uebungsakte, ſondern auch 
durch generelle Bekundungen über die Exiſtenz der Rechtsnormen 
erbracht werden könne. So richtig dieſer Satz iſt, ſo läßt ſich 
doch dem Querulanten darin nicht beiſtimmen, daß die angefochtene 
Sentenz jene Rechtswahrheit verkannt oder gar verneint hätte. 
Derartige generelle Ausfagen werden nämlih nur ba am rechten 
Drte fein, und ohne weiteres Glauben verbienen, wo es fih um 
eine fo häufige und conftante Uebung handelt, daß die Erwähnung 
einzelner Fälle gar nicht erforderlich erſcheint. Abgeſehen hiervon 
find ſolche Depofitionen mit ber größten Vorfiht zu behandeln, 
weil e8 bekannt genug ift, daß gar oft für Ulance, alfo für objec- 
tives Recht ausgegeben wird, was im Grunde nur eine fubjective 
Anſicht des Deponenten über Recht- und Zmedmäßigkeit ift. Wenn 
alfo in einem beftimmten alle bie generelle Anficht eines ober 
mehrerer Zeugen für unerheblich erflärt wirb, jo Läßt ſich deshalb 
noch nit behaupten, daß hierbei eine irrige Rechtsanſicht über 
ben Beweis des Gewohnheitsrechts obgewaltet habe. (Zeitſchrift 
für Rechtspflege in Braunſchweig 1857 Nr. 9.) 
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2. 
Wirkſanmkeit. 


In den Gründen deſſelben oberſtrichterlichen Erkenntniſſes 
heißt es: 

Exiſtirt eine Uſance, ſo kommt ſie nicht, oder doch nicht aus⸗ 
ſchließlich als Interpretationsregel zweifelhafter Willen serklärungen 
in Betracht, ſondern ſie müßte als Rechtsregel angewendet werden, 
wenn nicht etwa im einzelnen Fall ausdrücklich das Gegentheil ver⸗ 
abredet wäre. 


IL Sabrikzeichen. 
8. 
Rechte des Käufers fremder Fabrikzeichen. 


Die Firma L ©. hat von dem berühmten Uhrmacher Brinble 
das Recht erfauft, die von ihm verfertigten Uhren mit beffen Na- 
men flempeln zu laffen, und Klagen gegen Berger, welcher Uhren, 
bie ee ſelbſt verfertigt und mit feinem Stempel verjehen bat, 
verfau | 

Der Gerichtshof zu New-York (Judge Davies) wies 
ben Kläger ab, nady ber feitftehenden Regel, baß nur der Verkauf 
von Waaren mit einem nachgeahmten fremden Handels: oder Fa- 
brikzeichen, in der Abficht zu täufchen, widerrechtlich "fei‘, Dagegen 
ber Kläger, welcher unechte Brindle'ſche Uhren verkauft, gegen den 
Beklagten, welder echte verkauft babe, feinen Schuß verlangen 
fönne. (Hunts Merchant's magazine [New-York] Vol. 36 v. 
1857. ©. 322. 323.) 


I. Bandlungsperfonal. 


4. 


Hanblungsreifende Wirkſamkeit ber durch das Der: 
bot; mit beſtimmten Perſonen Geſchäfte zu ſchließen, 
beſchränkten Procura gegen Dritte. 


Der Großhändler PB. in Hannover ſandte einen Reiſenden 
aus, um bei den Detailliften auf bem Lande und in Tleineren 
Stäbten über Waaren aus feinem Geſchäfte Eontracte abzufchließen. 
Er hatte hierüber gleihwohl keine öffentlihe Belanntmahung er: 
laſſen, noch ben Reiſenden mit einer fchriftlichen allgemeinen Voll⸗ 
macht verſehen; mindeftens hatte biefer hievon keinen Gebrauch ge: 
macht, biefelbe nicht vorgezeigt, wenn er eine foldhe aud wirklich 
beſeſſen Haben follte. Dagegen Hatte B. ben Reiſenden minblich 
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inſtruirt, mit gewiſſen ihm nahmhaft gemachten Perſonen keine 
Geſchäfte abzuſchließen, weil er dieſelben nicht für annehmbare Kun⸗ 
ben bielt. Zu den Lebteren gehörte auch ein Kaufmann B. in N. 
Der Reifende ſah fich dennoch, auf Zureden dritter, bei feiner An- 
wejenheit in N., nachdem er daſelbſt für feinen Principal verſchie⸗ 
bene anderweite Geſchäfte abgeichloffen, infonberheit auch neue Ge: 
Ihäftsverbindungen angelnüpft hatte, veranlaßt, mit B. fich ein- 
ulaffen, und von demfelben, gegen (im Hannover'ſchen unter 
aufleuten ganz allgemein) drei Monate Ziel, eine größere Duan- 
tität Waaren, Namens feines Principald B., in Beitellung’ zu neb- 
“men. Ws nun aber die beftellten Waaren bei B. in N. in vor: 
geſchriebener Frift nicht eintrafen, und diefer deshalb bei P. auf 
Ueberfendung drang, erwieberte ihm der Lebtere, daß er Anſtand 
nehme, ihm ohne vorgängige Sicherheitsbeſchaffung Waare auf 
Erebit verabfolgen zu laſſen, da er feine Solvenz nicht kenne und 
feinen Reifenden zu der, ihm allerdings nachträglich von Letzterem 
notificirten, Beſtellung feinen Auftrag ertheilt habe. 
| Nunmehr belangte B. den PB. beim Ober-Gerichte zu 
Hannover auf Lieferung der beftellten Waaren und Erfah bes 
durch die Nichtlieferung bis dahin erwachſenen Schadens, weil nad) 
Handelsrecht der Kaufmann, welcher einen Reifenden ausfenbe, 
um für ihn Beitellungen entgegenzunehmen, verpflichtet merbe, diefe 
zu vealifiren, und replicirte, als P. diefe Grundfähe leugnete und 
daneben ſich auf das ausbrüdlihe Verbot an feinen Reifenden be: 
rief, mit bem Kläger zu contrahiren, daB ein derartiges, überdies 
von ihm geleugnetes, Verbot, wenn foldyes nicht genügend ver: 
öffentlicht fei, den Beklagten feiner Verpflihtung aus dem Ge: 
Ihäfte nicht überheben könne. 

Das gedachte Obergeriht nahm an, daß in ber Umberfen: 
dung eines Reifenden zum Abfchluffe von Handelsgeſchäften an fich 
bie Verpflichtung des Principals vorliege, alle Geſchäfte des Rei: 
fenden anzuerkennen, baß hievon jedoch bie Geſchäfte mit ſolchen 
Perſonen ausgenommen feien, mit welchen der Principal nach aus: 
brüdlicher Weifung an hen Reifenden, feine Gefchäfte zu machen 
gewillt gewefen, Es legte demgemäß dem Beklagten ben Beweis 
feines behaupteten vorgängigen Verbots in Betreff des Klägers auf, 
und wies, nachdem der Beklagte diefen Beweis fpäter usque ad 
suppletorium erbracht Hatte, ben Kläger, unter ber Borausfebung, 
bah Beflagter das suppletorium leiften werbe, mit feiner Klage ab. 

Nunmehr erhob ber Kläger die vorbehaltene Berufung wiber 
das interlocutorifhe Urtheil beim Oberappellationsgerite 
zu Celle, indem er bie Relevanz ber zum Beweiſe verftellten 
Thatfache beftritt. Zu dem Ende führte Kläger aus, baß bei ber 
Umberfendung eines Reiſenden nidht blos dies Mandat für ben 
Letzteren, Sondern auch bie bem Publicum gegenäber abgegebene 


— 
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illenserklärung bes Bellagten in Betracht komme, bak ber Rei 
enbe allgemein befugt ſein folle, in Betreff der abzufchließenden 
Geſchäfte den Principal zu vertreten, und daß, bei ber, aus einer 
in diefer Weife manifeftirten Willenserklärung folgenden, allgemeinen 
Haftungspflicht für die von dem Reiſenden, jener Erflärung ent: 
ſprechend, eingegangenen Gefchäfte geheime befchränfende Beltim- 
mungen, bie dev Principal etwa dem an ben Reifenden gegebenen 
Auftrage hinzugefügt habe, wirkungslos erfcheinen müßten. 

Sr gedachten Höchftgerichte wurbe bie angeregte Frage aller: 
dings für zweifelhaft befunden. Dasfelbe ſprach fi, gleihwohl in 
feiner Entfeheidung vom 28. April 1857 dahin aus, daß in dem 
bloßen Abfenden eines Reiſenden an ſich nicht die Manifeitation 
bes Willens, dem Publieum gegenüber, mit Sicherheit zu erkennen 
fei, danach der Reiſende beauftragt fein Jolle, mit Jedermann Ge: 
jhäfte, die ben Principal binden, abzuſchließen, daß fich die Be⸗ 
fugniffe des Neifenden und folgeweife die, durch feine Handlungen 
berbeizuführende, Haftverbindlichkeit des Principals vielinehr nad 
dem fpeciellen Inhalte der ihm gewordenen Vollmacht richten müſſe, 
daß daher in concreto der Kläger, ſtreng genommen, zuvor hätte 
beweifen müffen, daß der Reifende einen jo generellen Auftrag ge: 
habt, daß er danach für befugt zu erachten, mit ihm Namens fei- 
nes Principals Geſchäfte zu lieben, und fich Feinenfall® darüber 
beſchweren könne, wenn zunädft dem Beflagten ber Beweis 
noch auferlegt worden, daß fein Auftrag an den NReifenden bie 
mebhrerwähnte Limitation in Betreff des Kläger gehabt habe. Das 
Gericht verwarf daher die Berufung a fortiori. 

Ohnes Weiteres die zu Handelsgefchäften ausgefandten Rei: 
jenden als für jedes einfchlagende Geſchäft verbindende Inſtitoren 
zu betrachten, wihrend das preuß. Landrecht ($. 551) dies nur 
von den auf Märkte und Meſſen verſchickten Handlungsbebienten 
gelten laſſen wolle, hielt da8 Gericht für bedenklich, jo Tange nicht 
eine Bekanntmachung bed Auftrags oder eine ſchriftliche Vollmacht 
zum allgemeinen VBorzeigen oder irgend ein andrer Akt hinzutrete, 
durd) den der Wille des Principals manifeftirt werde, dem Publi- 
cum den Reiſenden als einen allgemeinen Bevollmächtigten barzur 
ftellen. Einem folden, in concreto gleihwohl fehlenden, beſtimm⸗ 
ten Manifeftationsafte gegenüber würde man freilich eine geheime 
Suftruftion, mit gewiffen Perfonen nicht zu contrahiren, für rechts⸗ 
verbindlich nicht gehalten Haben. v. Düring. 

| s. 
Handlungsreiſende. Befugniß zur Empfangnahme 
von Zahlungen für den Principal. 


‚Ein Frankfurter Kaufmann erhob gegen einen Kaufmann in 
Friedberg Klage auf Zahlung einer Summe yon 413 Gulden für 
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demſelben gelieferten Kaffee. Der, Beklagte entgegnete: Das zwi⸗ 
ſchenliegende Geſchäft fe, wie gewöhnlich, durch einen Reiſenden 
bes Verkäufers vermittelt worden; biefer habe fih, als die Zah: 
lung fällig geworben, eingefunden, ben Betrag in Empfang ge 
nommen unb biefen quittirt, und zwar im Namen feines Gefchäfts: 
herrn, ber fo als befriedigt erfcheine. Nach Verhandlung bis zum 
Schluſſe erfannte das Geriht unterm 11. Juli 1856, unter Vor: 
behalt des Gegenbeweifes, dahin: Beklagter habe zu beweifen, daß 
er das Eingeflagte dem gewefenen Handlungsdiener des Klägers, 
bem 5. bezahlt habe, während Kläger in Gemäßheit feiner Replik 
zu beweifen habe, entweder a) daß ber Beklagte zur Zeit der an- 
geblihen Zahlung von dem Austritt dieſes Dieners aus bem Dienft 
bes Klägers Kenntniß gehabt habe, oder b) nad) einer beftehenden 
Handelsgewohnheit an den mit einer Vollmacht zum Incaſſo nicht 
verfehenen Gefhäftsreilenden eine rechtsverbindliche Zahlung nicht 
geleiftet werben könne, ober c) nady einer beftehenden Handelsge⸗ 
wohnheit in ber Avifirung eines Gefchäftsreifenden an bie Ge 
ſchaͤftsfreunde eine beſchränkte, bie Berechtigung des Neifenben zum 
Einkaſſiren von Geld ausfchließende Vollmacht enthalten, ober 
d) nach einer beitehenden Handelsgewohnheit durch die Aviſtrung 
eines andern als bes feitherigen Neifenden die Vollmacht des Letz⸗ 
teren, den Gejchäftsfreunden gegenüber, als erloſchen zu betrachten 
fet. Auf Appellation des Klägers, der fi darum für beſchwert er- 
achtete, weil Beklagter nicht auch beweifen folle, daß ber Reifenbe 
9. zur Zeit der angeblihen Zahlung zum Gelbempfang für ihn, 
Kläger, bevollmächtigt geweien, ober etwa noch alternativ, daß 
nad Handelsgebrauch auch an einen nur zur Entgegennahme von 
* Aufträgen avifirten Reiſenden rechtsverbinblid für Principalen ge- 
zahlt werben -Fönne, confirmirte unterm 1. December 1856 das 
Mittelgericht. Auf Oberberufung beffelben erfannte das oberfte Ge: 
riht dahin: daß die Erfenntniffe voriger Inſtanzen in ihrem allein 
angefochtenen Theile dahin abzuändern feien, daß ber Bellagte 
weiter zu beweifen habe: entweder, daß ber Reifende H. Vollmacht 
zum Incaſſo gehabt habe, ober: daß nach einer beftehenden Han- 
delsgewohnheit auch an einen nur zur Entgegennahme von Auf: 
trägen apifirten Reifenden mit rechtsverbindlicher Wirkung für ben 
Principalen Zahlung geleiftet werben könne, und bem zu Yolge 
bem bem Kläger nachgelaffenen Beweis nur ald birecter Gegenbe: 
weis gegen ben Kinreven: Beweis bes Beklagten noch rechtliche 
Wirkung beizulegen fe. In feinem Gutachten ſprach ſich Referent 
dahin aus: Zur Nachweiſung, daß die Zahlung in einer rechts⸗ 
ültigen Weife geſchehen, berief fih Bellagter zunächſt auf eine 

andelsgewohnheit, die, daß einem Neifenden mit gleicher Wirkung, 
wie bem Herrn befjelben gezahlt werden könne, fowie weiter iind 
baf Kläger feinen Reifenden bei beffen Eintritt mit einer allges 
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meinen Vollmadyt zum Incaſſo verfehen habe. Kläger ſtellte nicht 
nur die Zahlung, fondern auch alle Bevollmächtigung zur Geld⸗ 
einnahme in Abrebe, läugnete jene Gewohnheit, unb bob hervor, 
Beklagter fei nur avifirt geweſen, daß ber Reiſende fich einftellen 
werde, um Aufträge anzunehmen. Dieſe Art ber Avifirung bat 
Bellagter nicht in Abrebe geftellt, bemerfend, daß dieſer Avis Fein 
Maaßſtab für den Umfang der Befugnifje eines Reifenden ſei. Da 
nım diefer Avis Feine Vollmacht zum Empfang ber Zahlung ent- 
alt, diefe Ermächtigung aud nicht in der Natur des nah dem 

i8 übertragenen Gefhäfts Tiegt,. fo hat Bellagter den Beweis 
biefer Ermächtigung zu erbringen. Um dieſes Beweiſes überhoben 
zu fein, bezog er ſich auf einen Handelsgebrauch; er hat aber Feine 
zum Anhalt dienenden Momente geltend gemacht, baber diefes 
Borbringen ohne rechtliches Gewicht if. So ber Antrag: durch 
Erkennung auf den weiteren Beweis: ber Reiſende H. fei zur Zeit 
: ber angeblihen Zahlung zum Empfang von Zahlungen für ben 
Kläger bevollmächtigt gemwefen, zu rveformiren. 

Eorreferent äußerte fi) dahin: Handlungsreiſende, welche 
zur Bermittlung von Gefhäften ausgejendet würden, Fönnten nicht 
ale Inftitoren angefehen werden *) In dem vorliegenden Fall 
fei auch der Reifende nur angemeldet worden, um Aufträge anzu= 
nehmen und zu beforgen, Bellagter erfcheine daher nur dann als 
Iiherirt, wenn er darthue, daß der Neifende H. vom Kläger Voll 
macht zum Incaſſo gehabt habe, ober, daß nad) einer beitehenden 
Hanbelsgewohnheit auch an einen zur Entgegennahme von Auf 
trägen avifirten Reifenden mit rechtsverbindlidher Wirkung Zahlung 
gefeiftet werden könne. Denn Bellagter babe fi beitimmt auf 
eine Uſance, fonad auf ein ungejchriebenes Recht bezogen, jo daß 
ihm, da fie nicht vernunftwidrig, dev Beweis berjelben nachzulaſſen 
fei ; der Vorführung fpecieller Momente, aus denen auf ein ſolches 
Gewohnheitsrecht geſchloſſen werben könne, bebürfe es nicht, da fie 
dem Beweisverfahren angehöre. 

Bei ber Berathung wurde im Allgemeinen ber Antrag bes 
Referenten genehmigt, jedoch in Mehrheit weiter befchlofien, ben 
nad) defjen Antrag dem Bellagten noch aufzulegenden Beweis in 
ber vom Gorreferenten angetragenen Weiſe zu präcifiren, ſowie 
demfelben alternativ noch den Beweis einer beitebenden Handels: 
gewohnheit, wie er fie behauptet, in ber vom Korreferenten beans 
fragten Faflung nachzulaſſen **). 


*) Vergl. Rechtslexicon, Band 5, f. v. Handel G. 99—105. 

**) Vergl. Blätter für Rechtsanwendung, Jahrg. 1866, Nr. 18 (aus 
dem Bremer Hanbelsblatte), ©. 277. Nach allgemeiner Taufmänni« 
her Auffafiung und Wfance find Handlungsreiſende, ingbefonbere 
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Erkades OAG.s in Darmftadt vom 18. Mai 1857 
in Saden bes Kaufmanns Marzell in Frankfurt a/M. Klägers, 


gegen Kaufmann Gauftätt in Friedberg, Bellagten, Ford. betr. 
Bopp. 


6. 
Agent. Befugniß zur Zahlungsempfangnahme. 


Der Kaufmann P. zu Glogau hatte einen gewiſſen G. in Han⸗ 
nover beauftragt, „auf bortigem Plate für Verkäufe der von ihm 
abzugebenden Artikel (Grüneberger Weine) fich zu interefjiren,” und 
ihm „für Verkäufe an ganz folide Abnehmer 4%, Provifion, zahl 
bar nad) Eingang ber Beträge,” verſprochen, ohne ſich „gleichwohl 
zu einer weiteren Vergütung auf Spefen für nad auswärts um: 
ternommene Abgaben” verftehen zu wollen. ©. Hatte in Folge 
dieſes Auftrags nicht unerheblihe Verkäufe abgeichloffen, Hatte von 
einzelnen Käufern auch die Beträge erhoben, dieſe jedoch theilmwerfe 
auf feine Provifionsforderung zurücdbehalten und fid) damit wegen 
ber leßteren bezahlt gemacht, nachdem P. deren Nichtigkeit beftrit- 
ten und daher feinerfeits dieſelben auszuzahlen ſich gemeigert hatte. 
Unter denjenigen Käufern, weldye an den Agenten ©. Zahlung für 
die, unter des Lebteren Vermittlung, von P. bezogenen Weine ge: 
leiftet hatten, befand fid, aud) ein Weinhändler B. in N., welcher, 
als er von PB. wegen bes Preifes für die Ihm verabfolgten Weine im 
Betrage von etwa 400 Rthlr. beim Obergerichte in Nienburg 
- in Anfprud genömmen wurde, fih ber Zahlung u. A. deshalb 
< weigerte, weil er dem Agenten des P., dem G., bereits‘ Zahlung 
geleiftet babe. Diefem Einwande feste P. aber die Bemerkung 
entgegen, daß er dem ©. keinen Auftrag zur Hebung von Gel: 
bern, fondern nur den oben erwähnten Auftrag zum Abſchluß von 
Verkäufen ertheilt habe, aus ber bloßen Benußung desſelben zum 
Agenten in diefer Richtung aber nod) feineswegs feine Verpflichtung 
folge, die Gelbhebungen desfelben anzuerkennen; der Beklagte B. 
glaubte aber, daß allerdings nad) allgemeinem Handelsrechte ein 
zum Abſchluß von Verkäufen benutter Agent eines Handlungs: 
hauſes auch für befugt erachtet werden müſſe, mit verbindender 


Neifende für Fabrikanten un Abfay von Manufacturiwaaren nicht 
allein zur Eingehung von Gelchäften und Annahme von Zah: 
lungen als befugt anzufehen 2c. Diefer Auffaffung gemäß wirb 
im täglichen Leben regelmäßig verfahren, ohne daß es ben Geſchäfts⸗ 
freunden des Brincipals einfällt, ſich die Vollmacht des Reiſenden 
zeigen zu laſſen, zumal, wenn er als folcher ihnen vorher angekün⸗ 
digt iſt (So auch entichieden vom Obergericht in Bern unterm 
18. Juni 1854: Zeitichr. für Schweizer, echt 1857 Bd. 6 Heftl 
©. 34. Anmerk. ber Red.) 
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— Aa entgegenzunehmen; jedenfalls ſei dies Handels⸗ 
gebrauch. 

Das gedachte Obergericht war jedoch der Anſicht, daß aus 
dem Ausdrucke „Agent“ an ſich nicht die Verpflichtung quaest. 
des Mandantens folge, vielmehr in dieſer Beziehung die Natur der 
Vollmacht entſcheiden müſſe, daß aber die eingeräͤumte Vollmacht 
zum Abſchluſſe von Verkäufen noch nicht nothwendig diejenige zur 
Erhebung von Geldern in ſich befaſſe, daß endlich der Umſtand, 
daß Kläger in mehreren Fällen die dem G. geleiſteten Zahlungen hin⸗ 
terher anerkannt habe, keinen ſtillſchweigend ertheilten Auftrag für 
G. enthalte, auch fernerweit Zahlungen entgegenzunehmen, welcher 
den P. verpflichten könnte, ſolche Zahlungen anzuerkennen. Das 
Obergericht hielt daher, um den P. aus der dem G. geſchehenen 
Zahlung für befriedigt anſehen zu können, für nöthig, daß B. den 
Beweis liefere, „daß nach einem im Hannoveriſchen beſtehenden 
Handelsgebrauche der zum Abſchluſſe von Handelsgeſchäften beſtellte 
Agent regelmäßig auch zur Empfangnahme von Zahlungen aus 
Mach von ihm gefchloffenen Gefhäften für feinen Principal be: 

gt fei. 

Auf desfalljige Berufung des Beklagten an das Oberapp. 
Gericht in Selle ſprach ſich Letzterss am 24.Nov. 1857 da⸗ 
hin aus, daß nach gemeinem Rechte in dem bloßen Auftrage zur 
Vermittlung von Weinverkäufen keinesweges ſchon der Auftrag des 
P. an G. zur Eincaſſirung liege, daß hierin auch das Preuß. L.R., 
wenn deſſen Grundſätze dem P. u. ©. bei Eingehung des Agen- 
turverbältnifjes vorgeſchwebt haben follten, feinen wefentlihen Un⸗ 
terfchied machen würde, indem bie im Th. II Tit.8 $.543 ff. für‘. 
die im 8.497 erwähnten Factoren zc. getroffenen Beftimmungen nicht 
ohne Weiteres auf einen Agenten, wie ©. es fei, zutreffen; daß 
dagegen allerdings es nicht nothiwendig eines ausbrüdlichen Auf: 
trage zur Eincafjirung für ©. beburft habe, um besfals den P. 
zu verbinden, daß vielmehr aus concludenten Umftänden (insbe⸗ 
ſondere wenn P. in einer größeren Anzahl von Fällen und eine 
längere Zeit hindurch die an ©. geſchehene Zahlung ohne Weiteres 
als ihm felbit gefchehen anerkannt haben follte) eine beftimmte Ma⸗ 
nifeftation des P., dem handelnden Publicum oder dem ©. gegen= 
über, wie er den ©. zur Eincaſſirung bevollmädjtigt ‚betrachte, 
erweislich gemacht werben könne, jo daß er dadurch zur Anerken⸗ 
nung der dem ©. geleifteten Zahlungen verpflichtet werden würde, 
und baß demgemäß dem Bellagten der Beweis annoch nachzu⸗ 
laſſen fet, | 

daß der Kläger dem Publicum ober doch den mit ihm im 
Hanbelsverkehr ftehenden Weinhandlungen oder mindeflend dem 
G. gegenüber eine folde Stellung, die denfelben zur Eincaffi- 
rung bon. Ausftänden aus von ihm abgefchlofjenen Weinver: 
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kaͤufen berechtigt erſcheinen laſſe, entweder ausdrücklich angewle⸗ 
wieſen oder es geſchehen laſſen habe, daß G. ſolche Stellung 
eingenommen habe. v. Düring. 


7. 
Agent Agenturbezirk. Proviſion. 


Es iſt in dem eben vorher mitgetheilten Falle bereits er⸗ 
wähnt, daß der Agent ©. mit dem P. über die ihm competirende 
Provifion in Differenz gerathen war. Diefe hatte ihren Grund, 
daß ©. die Provifion von 49%, für ſämmtliche, während ber 
Zeit feiner Agentur im Gebiete von Hannover, Oldenburg und 
Braunſchweig und in Bremen und Kübel vom Handlungshanfe P. 
abgefchloffene Weinverfäufe (beiläufig mag bemerkt werben, daß P. 
‚in einem Sahre in jenem Bezirke für mehr wie 50,000 Rthlr. 
Grüneberger Wein abgeſetzt und daß eine einzige Weinhandlung 
in Bremen bievon für 12,000 Rthlr. gekauft Hatte) in Anſpruch nahm, 
und dieſen Anfprud auf bie Behauptung ftüßte, daß er für jenen 
Bezirk zum Agenten bes P. beftellt fei, in einem ſolchen alle 
aber es Handelsgebrauch jet, daß dem Agenten von allen in 
bem betreffenden Bezirfe durch das manbdirende Hanblungshaus 
abgeſchloſſene Geſchäften, minbeftens für foldye, bei denen, wie in 
concreto, ber Agent aud) nur indirect eingewirft habe, bie verab- 
rebete PBrovifion gebühre, — während P. ihm nur für diejenigen 
Verkäufe, die ©. felbft abgefchloffen, die Provifion gut thun wollte, 
wobei P. leugnete, den G. für jenen beftimmten Bezirk zum 
Agenten beftellt zu haben, und daneben beftritt, daß die hieran 
gefnüpfte Folge auf einem Handelsgebrauche beruhe. Auch diefe 
Differenz kam zur Entſcheidung des Gerichts, indem ©.- feinen 
besfallfigen Mehranſpruch dem Weinhänbler B., dem Beklagten in 
dem sub 6 erwähnten Proceſſe, cebirt Hatte, und indem biefer ihn 
compensando, eventuell wiberflagend in jenem Proceſſe wiber ben 
P. geltend machte. 

Das O. G. zu Nienburg nahm indeß felbft für den Fall, 
baß Bellagter ermweislih machen follte, daß ©. von P. für den 
fraglihen Bezirk zum Agenten ernannt worden, nicht an, daß das 
allgemeine Handelsrecht einem ſolchen Agenten für alle, in jenem 
Bezirke Namens des manbirenden Hanblungshaufes abgefchloffenen 
Geſchäfte, einerlei ob ber Agent den Abſchluß beforgt, oder ob 
biejer ohne fein Zuthun ober body nur unter feiner inbirecten Ein- 
wirtung zu Stande gefommen fei, die allgemein für Verkäufe 
bedungene Provifion zufprehe. Das gebachte Obergeriht machte 
baher den weitergehenden Anſpruch des ©. einmal von bem Be 
weile abhängig, dag ©. für ben bezeichneten geographiſchen Bezirk 
zum Agenten des P. beſtellt fei (indem über ben Umfang feiner 
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Agentur bis lang ein Mehres nicht eingeräumt und erwieſen war, 
als was hierüber oben, sub 1 im Eingange, erwähnt worden), 
und daneben von bem Beweiſe des behaupteten Hanbelsgebrauchs 
in der Stadt Hannover. | 

In feiner Berufung beitritt der Beklagte die Nichtigkeit auch 
dieſer Entſcheidung, indem er namentlid) den befonderen Beweis 
jenes Handelsgebrauchs, bei dem Standpunkte bes allgemeinen 
Handelsrechts, für überflüflig Biel. Das Dberappellation$: 
gericht zu Celle beflätigte aber in feinem sub 6 erwähnten 
Urtheil diefen Theil des Erkenntniſſes erfter Inftanz, indem es 
davon ausging, daß aus bem etwa erweislic zu machenden Um- 
ftanbe, daß ©. vom P. für den fraglichen Bezirk, gegen eine Pro⸗ 
vifion von 49), für die von ihm abgejchlofienen Verkäufe, zum 
Agenten beſtellt worben, an fih, nah gemeinrechtlihen Grund: 
fügen, unmöglid ein Anfprud) auf die fraglihe Provifion auch 
rüdfichtlih derjenigen Verkäufe folge, welche das Handlungshaus 
P. ohne alle oder doch birecte Einwirtung des G. abgeſchloſſen 
haben follte, daß vielmehr daraus, daß das Handlungshaus P. bei 
einem folchen Agenturverhältniffe, unter Umgehung des ©. infon- 
berheit auch unter Benügung noch anderer Agenten, in dem betref: 
fenden ! Bezirke Geſchäfte abſchließe, gemeinrechtlih höchſtens im 
geeigneten Falle eine Entſchädigungsklage wegen verlegten Con⸗ 
tractes folgen würde, und daß daher der Beklagte fich darüber 
nit beſchwert erachten Lönne, wenn ihm zur Geltendmachung 
jenes Anſpruchs annoch der Beweis bed von ihm behaupteten 
Gewohnheitsrechts auferlegt worden fei. v. Düring. 


IV. Bandelsgefellfchaft. 


8. 


Collectivgeſellſchaft. Verwendung in bie Societät. 
.  Einrede ber Theilung. 





Der Buchbinder W.. zu Göttingen hatte durch ein Circular -- 


bei feinen Hanbelsfreunden angezeigt, baß er in feine Papierhandlung 
feinen Sohn aufgenommen habe und daß das Geihäft fortan unter 
ber Firma 4. C. W... und Sohn betrieben werde und baß beide 
Genofjen fih der neuen Birma bedienen werden. Als nun bie 
Papierfabrik zu L.. für, auf Beftellung bes Sohns, der Firma ge 
liefertes Papier die Summe von 441 Rthlr. klagend wider bie 
Firma geltend machte, und das Gericht eriter Inftanz, das Ober: 
gericht zu Göttingen, die beiden Inhaber der Firma für 
ſolidariſch verpflichtet erkannt hatte, der Klägerin bie libellirte 
Summe nebft Zinfen und Koften zu bezahlen, fuhte ber Vater 
B.., welcher allein folvent war, in ber dawider betretenen Be⸗ 
Beitſchrift für Handelsrecht. 11 
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rufungsinſtanz beim. O. A. Gerichte zu Celle zumiht geltenb ir 


machen, daß er gar nicht verpflichtet fei, ba das Papier. gar n 

in dem von ihm mitbetriebenen Geſchäfte, ſondern in. einer Das 
neben von feinem Sohne allein betriebenen Vuntpapierfabrik ver- 
wandt jei, und fchüßte eventuell bie Einrede ber Theilung vor. 
Der erite Senat bes Oberappellationggeridts zu Celle 
wies jeboch die Berufung in beiden Richtungen zurüd, indem er 


AMaoſprach daß, nachdem nicht beſtritten ſei, daß der Sohn W.. 


m Publikum offen als Theilhaber der vom. Vater W.. be⸗ 
ndeten Firma dargeſtellt worben. und ferner, daß ber Sohn, 


_ utter. Benugung ber gebachten Firma, bie eingelingte Waaren⸗ 


d contrahirt habe, es gleichgültig ſei, ob dieſe in das fragliche 
chäft wirklich verwandt worden oder nicht, ſo wie daß bei Han⸗ 
EAsgeſellſchaften die von einem Geſellſchafter, in feiner Eigenſchaft 


8. Inſtitor, contrabirte Schuld Feine Einrede ber Theilung 


JE84. 


857. 


zu 


v, Düring. 


9 


Collectivgefellfhaft. Haftung bes neu eintreten: 
ben Gefellfhafters für die vor feinem Eintritt.con- 
trabirten Geſchäftsſchulden. Verwendnung in die Sp: 
cietät. Zahlungen für Privat: ober für Societäts— 
ſchulden? 


Ein gewiſſer ©. in H. betrieb ſeit Länger eine Cigarren⸗ 
fiitenfabril. Im Sahre 1854 trat ein gewifler K. in das Ge 
Ihäft als offener Socius ein und wurde nunmehr das Geichäft 
unter der Firma ©. u. 8. fortbetrieben. Ende 1855 trat jedoch 
K. aus dem Geſchäfte wiederum aus, weil es nicht rentirte. ©. 


Ä M „jeßte e8 nody eine Weile auf eigene Hand fort, gerieth aber bald 


2 


nachher in Concurs. iner feiner Gläubiger, ber Kaufmann €, 
in Bremen, belangte, weil er wenig Ausficht hatte, in jenem Con- 
curje zur Befriedigung zu gelangen, den frühern Aflocis des S., 
ben K., auf Berichtigung der einen Hälfte feiner Forderung wider 
©. und kamen hierbei folgende auf bie Haftverbindlichkeit der 
Theilhaber an einer Firma Bezug babende Fragen in Betracht: 
Die Aniprüdye des &, originivten zum Theile aus einer 









tejer Deziehung auf die Behauptung, daß in dem 

Ts, ut dem ©. Jener bie älteren Ber: 
it übernommen babe, Daß diefer Theil 
| unterftellt worden, ift nicht behaups 


Nelevanz, indem dritte Nichteontrahenten aus biefem Contracte 
Feine Rechte ableiten können. 
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Das Gericht erſter Inſtanz, das Obergeriht zu Has 
meln, verwarf ben Anfprud des E., fomeit_er aus 
a bes Soeietätsverhäftni 
















re, da aus 

geblich ebernahme der Passiva des ©, im Societätscon⸗ 

tracte Fein obligatorifches Verhältnig zwiſchen dem Beklagten und 

ben ©..jhen Gläubigern begründet fet. Das Oberapp. Geridt 

zu Celle verwaurf in feinem Urtheile vom 12. Nov. 1857 

die wider biefen Ausfpruch gerichtete Berufung bes Klägers um 

jo meßr, da die Bortführung des Geſchäftes nah Eintritt des K. 

untey ei irma geſchehen fet und bejondere Thatumftände, 

welche eine Verpflichtung des K. den S.. ſchen Gläubigern gegens 
über hätten begründen können, nicht behauptet feier. 

b) Hinſichtlich dev wä | ietät upon 
©. eingegangenen Verbindlichkeiten behauptete ber Kläger E. zwar, 
daß ©. ihm beim Abſchluſſe der betreffenden Gefchäfte zu erkennen 
gegeben babe, wie er Namens ber erwähnten Firma handle, er 
glaubte gleihwohl, daß dies feinerfeits nicht zu beweifen fei, viel 
mehr eine Vermuthung hieflir flreiten müſſe. Der Beklagte dage⸗ 
gen meinte, baß er nur dann verhaftet fein würde, für ſolche won 
©. eingegangene Berbinblichleiten aufzulommen, wenn nachgewiefen 
würde, baß ki i i Geſchäfte mit E. in das 
Fabrikgeſchäft ©. u. K. verwandt ſeien, oder daß er Auftrag zu 
obigem Geſchäfte ertheilt habe. 

Das gedachte Obergericht ſprach aber aus, daß ein offner 
Socius, audy ohne bie ebengebadhten Beweiſe, durch feine Namens 
der Societät abgefchloffenen Gefchäfte die Firma und beren Xheil- 
baber binde, doch müffe aus den Aeußerungen bes contrahirenden 
Socius oder den Umftänden der dritte Eontrahent binlängliche Veran 









Tafiung gehabt haben, anzunehmen, daß das Geihäft Namens der 


Firma abgefchloffen worden; das Gericht Tegte aljo in dieſer Hin- 
fiht dem Kläger einen entfprechenden Beweis auf. Beide heile 
juchten zwar in der erwähnten Berufung ar das Ob. App. Gericht 
. abweihenden Anfichten geltend zu machen. Das Db.App. 
ericht beftätigte aber in beiden Beztehungen bie erftinftanzliche 
Entſcheidung. 
e) Unter den Gegenſtänden, die S. Namens ber Firma von 
E. bezogen haben follte, gehörte auch ei die offenbar 
t 


zu iv l S. beſtimmt den Hinfichtlich des 


besfallligen Poltens machte da8 Obergeriht eine Einfchränfung 


in feiner Entſcheidung, indem es ausfprach, daß K. hiefür, ohne, 
daß ihm nachgewiefen worden, wie er zu biefem Ankauf befonderen 
Auftrag ertheilt gehabt, nicht haften könne, da der Kaffeehandel erase 


fihtlih nicht im nahen Zuſammenhange mit bem Compagnieges 
Ihäfte geftanden habe. Auch die hiewiber erhobene Berufung des 
Klägers verwarf das DOberappellationdgericht. 

11? 
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d) Dagegen hatte das Obergericht einen Poſten, welchen €, 
im ‚angeblih von ©. ihm, Namens ber Societät, gewordenen 
Auftrage, haar an einen dritten (einen anfcheinenden Gläubiger ber 
Societät) berichtigt haben wollte, als einen ſolchen bezeichnet, für 
ben, probatis probandis, K. als Socius auflommen müſſe. K.. 
ſuchte in feiner Berufung auch hinſichtlich dieſes Poſtens geltend 
zu machen, daß deſſen Gegenftand außerhalb bes Geſchäftsbetriebs 
ber Societät fo erfichtlich gelegen habe, daß E. troß der Erklärung 
bes ©. hätte wiſſen müfjen, daß bie betreffende von S. ihm über: 
tragene Zahlung mit ber Societät nichts zu fhaffen habe. Das 
Db.App.Geriht nahm jedoch an, daß ſolche Zahlungen bei einem 
Vabrilgefhäfte, das aus Bremen feine Materialien beziehe, etwas 
jehr nahe liegendes feten und daher als mit dem Societät im Zu: 
fammenhang Stehendes von E. füglih hätten aufgefaßt werben 
dürfen; es verwarf daher auch hier die Beſchwerde. 

e) Der Kläger E. hatte feiner Klage ein Contecourant bei: 
gefügt, welches in die Zeit binausreichte, wo ©. noch alleiniger 
Inhaber des Fabrifgefhäfts gewelen und hatte bie von dieſem ges 
leifteten Zahlungen zunächſt auf die eben aus der zulegt erwähnten 
Zeit originivenden DVerpflihtungen bes Fabrikgeſchäfts gegen ihn 
abgeſetzt, obwohl bdiefelben theilmeife in diejenige Zeit fielen, in 
welchen bereits bie Societät beftand. In dieſer Hinficht bean- 
ſpruchte nun der Bellagte K. zunächft, baß die während bes Be 
ftandes der Societät geleifteten Zahlungen ohne Weiteres auf bie 
von biefer eingegangenen Verpflichtungen abgeſetzt werden müßten, 
weil zu vermutben fei, daß ©. in jener Zeit mit den Mitteln ber 
Societät, aljo auch für diefelbe gezahlt habe. Eventuell behaup- 
tete derfelbe, daß ©. ausdrücklich diefe Zahlungen auf die Verpflich- 
tungen der Societät geleiftet habe. €. hielt Dagegen nicht bloß an 
fih und bis auf Weiteres feine Berechnungsweife für richtig, fons 
bern beftritt auch die Melevanz ber lebten Behauptung. Das 
Obergericht entſchied diefe Differenz dahin, daß bis auf Weiteres 
bie Berechnungsweife bes Klägers ©. Beifall verdiene, indem zu⸗ 
vörderit für ihn Fein Grund vorgelegen, um annehmen zu müf- 
fen, daß ©, in ber fpäteren Zeit lediglich ald Vertreter der So⸗ 
cietät ihm gegenübergetreten ſei, infonderheit in Beziehung auf 
jolhe Gefchäfte, die, wie bie Abführung von Verpflichtungen, fich 
mindeſtens ebenfogut auf die Privatbeziehungen des ©. zu ihm 
aus der älteren Zeit beziehen gekonnt, hievon ausgehenb aber €. 
wohl befugt, wo nicht verpflichtet gemwefen, bie ihm von ©. ohne 
ſpecielle Zweckbbeſtimmung geleifteteten Abträge zunächſt auf bie 
älteren, aus ber Zeit vor dem Beſtande ber Societät herrühren- 
ben, Derpflihtungen des ©. in Abſatz zu bringen, daß bagegen 
bie Behauptung des K. allerdings relevant fei und daher zum 
Beweiſe verftellt werben müſſe, wie ©. bei Leiftung ber betreffen- 


e 
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den Abträge ansbrüdlich erklärt habe, daß er für die Societät 
zahlen oder deren fpecielle DVerflichtungen abführen wolle, indem 
eine ſolche Bevorwortung bie obige Befugniß des Klägers, bie 
Zahlungen auf fein älteres, fpeciell gegen ©. beſtehendes Guthaben 
abzurechnen, aufgehoben haben würde. 

Die wider diefen Ausſpruch in der Berufungsinftang erhobe⸗ 
nen Beſchwerden wurden gleichfalls vom Oberappellationsgerichte 
verworfen, von biefem vielmehr die fraglichen Grundſätze bes Ober: 
gerichts vollitändig gebilligt. v. Düring, 


10. 


Sollectivgefellfhaft zum Fabrikbetrieb. Firma 
Haftung des ausgefhiebenen Socius wegen der nad 
dem nichtveröffentlichten Austritt contrabirten 
Schulden. 


In der Stabt Hannover hatte vor längeren Jahren ſchon 
ein Tiſchler C. ein Yournierfhneidegefhäft, unter Anwendung von 
Dampftraft, begründet und fein Fabrikat in größerem Umfange an 
die Tifchler zur weitern Berarbeitung in ihrem Gefchäfte abge: 
fett; bei den in Beziehung auf jenen Betrieb vorkommenden 
Rechtsgeſchäften follte derfelbe ſich der Bezeichnung „Fournier⸗ 
fehneidegefhäft von Karl C....“ bedient haben; fpäter follte er 
. feinen Sohn in das Geſchäft als Theilnehiner aufgenommen haben; 
diefer Jo unter ber gebachter Firma bis zur neueften Zeit Rechts: 
geſchäfte abgefchloffen Haben, hat ſich aber vor Kurzem, ohne fei- 
nen besfallfigen Obliegenheiten vorzufommen, heimlid entfernt, 
und wurde nunmehr der Vater, Carl C., dieſerhalb mehrfach in 
Anfpruch genommen. Inſonderheit war e8 der Kohlenlieferant €, 
welcher ben älteren ©. auf Zahlung bes Preifes für in ben leb: 
ten Jahren in das Tournierfchneidegefhäft gelieferte Steintohlen, 
im Betrage von faft 1000 Rthlr., beim Obergerichte zu Hannover 
befangte. Neben verfchiebenen anderen Einwendungen ſetzte der 
Berflagte der Klage den Einwand entgegen, baß er gar nicht 
unter befondrer kaufmänniſcher Firma ein Handelsgefhäft begrün- 
bet, fondern fein Gewerbe unter feinem Familiennamen betrieben, 
bis er fein Geſchäft im Jahre 1852 aufgegeben (freilich ohne zu 
behaupten, daß dies öffentlich befannt gemacht fei), da fomit bie 
Grundſätze von Hanbelsfirmen hier nicht zur Anwendung kommen 
Könnten, fo müfle es völlig irrelevant für ihn bleiben, wenn fein 
Sohn für das von bemfelben in den lebten Jahren betriebene 
Fourniergefhäft Schulden contrahirt und unerfüllt gelafien haben 
jollte. - Hierauf erfannte zunädjft: 

das Obergericht zu Hannover, baß, weil bie im bie: 
figen Lande geltenden Rechtsnormen die Merkmale und Erforber: 


166 NRechts ſprůche 


niſſe einer Firma nicht feſtſtellen und daher auch keine rechtliche 
Folgen daran knüpfen, ſich aus dem Umſtande, daß der Verklagte 
etwa unter einer beſtimmten Firma ein Handelsgeſchäft begründet 
und e8 zugelafien babe, daß ein Anderer Namens biefer Firma 
Schulden contrahire, für bie Haftungspflicht des Erfteren nichts 
ableiten Yajfe, für diefe vielmehr nur bie Trage entfcheidend fein 
würbe, ob ber Sohn des Verklagten im Auftrage bes Lebteren - 
contrahirt oder in einem Societätöverhältniffe mit demfelben geftan- 
den. Da dies eventuell vom Kläger behauptet worben, fo wurbe 
hierauf die Beweisnadhlaffung zu Gunſten des Klägers beichränft. 

Auf desfallfige Berufung des Klägers erließ dagegen das 
Dberapp.Geriht zu Celle in dieſem Punkte eine Reforma- 
 torie. In derfelben wurden zunächſt bie Fragen, ob bie allge 
mein anerfannten Grundſätze bes Handelsrechts auch für bas Hanno: 
ver’fche maßgebend fein, ferner ob biefelben auf Fabrikgeſchäfte zur 
Anwendung zu bringen, und ob bier, wo nicht direct für Conſu⸗ 
menten, fondern zum Vertrieb an Gefchäftstreibende das Fabrikat 
gefhaffen wurde, ein wahres Fabrikgefhäft vorliege, und zwar 
Letzteres mit Rülfiht auf den ganzen Umfang bes Gefchäfts, un: 
bebenflich bejaht. 

Hiernähft wurde in Gemäßheit ber Grundſätze des allge: 
meinen Handelsrechts angenommen, baß, wofern Kläger nachweiſen 
könne, wie der Beflagte ein Fournierjchneibegefhäft auch nur unter 
der Firma feines Yamiliennamens Carl E.... betrieben, und ſei⸗ 
nen Sohn als offnen Gejellichafter in dem Geihäfte dem Publico 
gegenüber bargeftellt habe, der Beklagte für befien, Namens ber 
Firma abgefchloffenen, Geſchäfte auffonmen müſſe, e8 wäre denn, 
daß biefelben offenfichtlich nicht auf den Betrieb ber Birma Bezug 
gehabt hätten, was fid) gleichwohl von ber in lite befangenen Kob: 
Ienlieferung nicht fagen laſſe; 

ferner daß diefe Verhaftung des Beklagten auch nicht durch 
den bloßen Umftand befeitigt werde, daß derfelbe fich zur Zeit bes 
fraglihen Kohlenhandels bereits aus dem, übrigens unter ber 
alten Firma fortbetriebenen, Wabrifgefhäfte zurüdgezogen gehabt, 
isofern er feinen Rücktritt nicht öffentlich bekannt gemacht, oder 
biefer dem Kläger nicht fonft befannt geweſen fei. 

Dem Vorſtehenden entiprechend murde beshalb die Beweis: 
nachlaſſung für den Kläger vervollitändigt, unter Normirung ber 
erforberlihen Gegenbeweife für den Beflagten. v. Düring. 


11. 


Commanbditgefellfhaft auf Aktien. Sachfirma. Be 
weis ber geſetzmäßigen Erridtung. 


Der Kaufmann 9. in Berlin zog unterm 7. October 1856 
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einen nach drei Monaten zahlbaren Wechſel in Höhe von 789 Rthlr. 
25 Sgr. uf J. C. M. und girirte denfelben nad) erfolgter Accepta- 
tion unterm 30. October 1856 der „Direction ber Waaren- 
Kreditgefellfhaft in Berlin.” Am Verfalltage Teiftete der 
Acceptant bes erhobenen Protejtes ungeachtet Feine Zahlung. 9. 
wurde baber als Ausjteller und Girant des Wechſels von dem Kauf 
mann K. als Inhaber bes unter ber gedachten Firma beftehenden Hand⸗ 
Imgsgefhäfts auf Zahlung von 789 Rthlr. 25 Sgr. nebft Zinfen, 
Proteſtkoſten und Provifion wechjelmäßig in Anfprud genommen, 
auch, ber erhobenen Einwendungen ungeadtet, vom Stabtgericht 
zu Berlin dem Klageantrag gemäß verurtheilt. Der erfte Rich⸗ 
ter verwarf namentlich bie gegen die Legitimation bes 
Klägers vom Berflagten gemachten Erinnerungen, indem er eine 
befondere Genehmigung des Staats zur Rechtsbeſtändigkeit ber 
Handelsgeſellſchaft, weldye der Kläger repräfentirte, nicht für erfor 
berlich eradhtete, vielmehr die Anmelbung bei ber Gorperation der 
Kaufmannihaft und Abſchließung eines fchriftlichen Vertrags, deſſen 
Borhandenfein angenommen werben mülfe, für ausreichend bielt. 
Er eradjtete es ferner für zuläffig, daß eine allgemeine Bezeichnung 
für den Zwed ber Geſellſchaft gewählt worben fei, und nit für 
nothwendig, daß die Firma den Namen einer beftimm: 
ten Perſon enthalte. Durch das eingereichte Atteſt der Ael⸗ 
teften der Kaufmannſchaft vom 19. Januar 1857 ſei die Legiti⸗ 
mation des Klägers zur Empfangnahme von Geldern für die Di— 
rection der Waarenkreditgeſellſchaft gehörig geführt. 

Der Verklagte appellirte. In Bezug auf die Legitimation 
führte er aus, daß die Geſellſchaft eine anonyme ſei. Es ſei ein 
Widerſpruch, daß der Kläger als alleiniger Geſchäftsinhaber und 
zugleich als Vorſitzender der Direction der Waarenkreditgeſellſchaft 
auftrete. Bei ber Gründung der Handelsfirma „Direction der 
Waarenkreditgeſellſchaft“ ſeien die zur Rechtsbeſtändigkeit einer 
Handkungsgeſellſchaft erforderlichen geſetzlichen Vorſchriften nicht 
beobachtet, insbeſondere kein ſchriftlicher Societätsvertrag errichtet. 
Das Atteſt des Aelteſten der Kaufmannſchaft legitimire den Kläger 
nicht, da es ein documentum referens ſei, ſich auf die einſeitigen 
Angaben des Klägers gründe, und auf ein nicht beigebrachtes Pro⸗ 
tokoll vom 30. Juni 1856 beziehe. 

Ktäger berief fich hiergegen auf die Gründe bes erften Rich: 
ters, und bemerkte, baß Feine anonyme (Mftien-) Geſellſchaft, ſondern 
nur eine in Gemäßheit der $. 614 ff. II. 8 des ALR's. gegrün- 
bete Sommanditengefellichaft vorliege, bei welcher, mit Bezug auf die 
bazu gehörenden ftillenden Gefellfchafter, allerdings vom Amt 
eines vorfißenden Directors die Rebe fein könne, wenngleich dieſer 
bei der Anmeldung der Bekanntmachung der Geſellſchaft nur als 
alleiniger Inhaber bezeichnet fe. Der unterm 14. Juni 1856 
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notariell abgeſchloſſenen Geſellſchaftsvertrag ſei bei ber Berliner 
Börſe deponirt, und bedürfe es deſſen Production nicht, da das 
Atteſt der Aelteſten der Kaufmannſchaft ihn hinreichend legitimire. 

Der Appellationsrichter, das Kammergericht zu Berlin, 
beſtätigte das erſte Erkenntniß, indem es den Gründen bes Stadt⸗ 
gerichts durchaus beitrat. Das Atteſt der Aelteſten liefere als 
öffentliche außergerichtliche Urkunde vollen Beweis für die erfor⸗ 
derliche fchriftlihe Errichtung und Bekanntmachung der Societät 
bei der Kaufmannfchaft des Etabliffementsorts — der Vorlegung 
des Societätsvertrages bebürfe nicht. In Betreff der Yirma führt 
ber zweite Richter, in Mebereinftimmung mit dem Kläger, aus, daß 
das ALM. die Lehre von ben kaufmänniſchen Firmen nit in er- 
Ihöpfender Weife behandle und einen Begriff berfelben aufitelle. 
Es fei hiernach mit Rüdfiht auf die in ber Handelswelt fich 
herausftellenden Bebürfniffe eine freiere Entwidelung geftattet, und 
es feien, foweit nicht ganz fpezielle Beitimmungen vorliegen, bie 
allgemeinen Rechtsgrundſätze über das, was als :erlaubt oder un⸗ 
erlaubt ift, zur Anwendung zu bringen. Es müffe den Ausfüh: 
rungen bes Klägers durchaus beigetreten werben, baß der in dem 
Erkenntniß des Obertribunal® vom 17. Juni 1843 (Entſcheidungen 
9. S. 325) aufgeftellte Begriff der Firma, „daß fie die Angabe der 
Namen einer oder mehrerer Perfonen, jei, welche unter biefer Be⸗ 
zeihnung kaufmänniſche Gefchäfte betreiben wollen” ſich eigentlich 
nur auf die Ausfchließlichkeit der Gefhäftsfirmen beziehe, überdies 
nicht zutreffend und erfchöpfend erfheine, und baß in neuerer Zeit 
andere Grundſätze zur Geltung gefommen *); es fei nun allgemein 
üblich geworden, für Collektiv- und namentlich für Commanbditen- 
Geſellſchaften folhe Firmen zu wählen, welde den Zwed ber 
Handelsgeſellſchaft andeuten, ohne einen Perfonennamen zu enthal- 
ten, wie das von den Xelteften ber Berliner Kaufmannſchaft her: 
ausgegebene amtlidye Verzeichniß der fämmtlichen bei ber Gorpora- 
tion verlautbarten Handelsfirmen bemeife. Zur Firma könne zwar 
der Name ber Gefellichafter oder dritter Perfonen gewählt werden, 
indefien fei bei Geſellſchaften auch der Name des Gegenitanbes, 
für welchen fie errichtet find, zuläſſig. Was den Altiengeſellſchaf⸗ 
ten durch 6.5. 9 des Geſetzes vom 9. November 1843 geboten 
fei, könne ben übrigen Handelsgefellichaften nicht verboten fein. 
Der Beitimmung des $. 621. I. 8 des ALR.'s, daß bie Firma 
fi von allen bereits öffentlich bekannt gemachten Binlängli uns 


*) Derielbe hatte fi) auf Gans Beiträge zur Revifton ber Preußifchen 
GSefeßgebung S. 36. Funk lieber ——— (Jur. Wochen⸗ 
ſchr. 1843. ©. 288). Gelpke, Zeiför. S. 60 ff, Recht 8⸗ 
ſprüche I. ©. 139, Entſch. 12. ©. 94. Bd. 16. S. 830. Striet⸗ 
horſt's Archiv 5. ©. 876 u. Bd. 6. S. 269 berufen. 
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terfheibe, genüge die von ber Waarenkrebitgefellihaft gewählte 
Bezeichnung „Direction ber Waarenkreditgejellihaft? vollitändig. — 

Der Berklagte legte gegen dieſes Urtheil bie Nichtigkeitsbe⸗ 
[werde ein. Kläger könne nad) art. 4 no. 3 art. 12. 36 ber 
Deutſchen Wechſelordnung feine Legitimation nur dur eine ges 
feßlih) angenommene Firma führen. Die gebrauchte Firma jet 
eine ſolche nicht. Der Appellationsrichter Habe bie folgenden zwei 
Rechtsgrundſätze verlegt: 

1) Nur dann fei die Zirma eine Handelsgefellihaft als ge: 
feglich vorhanden zu erachten, wenn in biefer Firma ſich Perſonen⸗ 
namen befänden. 

Diefer Rechtsgrundfah folge aus ALR. IL 8. 5.504. 620, 
621. 652. 679, 8.5.9 des Gef. dv. 9. November 1843, AGO. 1.2. 
6.38 u. art. 88 no. 2 ber Deutſchen Wechfelorbnung. So wenig 
eine Firma unter dem Titel „Haarſchneidekabinet,“ Orthopädiſches 
Inſtitut,“ „Sonntagsverein” u. |. w. denkbar jei, fo wenig babe 
die angebliche Firma des Klägers rechtliche Erijtenz. 

Die Gründe, weldhe biergegen vom Appellationsrichter gel- 
tend gemacht worden, feien theils irrig, theils im Widerſpruch mit 
ber Natur des Handels, Wenn berfelbe meine, eine freiere Ent- 
widelung habe die Perfonennamen aus ber Firma ausgemerzt, unb 
biefe Entwidelung fei noch vom Nichteramt zu begünftigen, fo 
mache er ſich die Folgen der Begünftigung nit Mar. Der Ge 
feßgeber wolle, daß troß ber Firma die Einzelnen haftbar feien. 
Ehen um beswillen müßten die Einzelnen genannt werben. Bei 
einer Firma, wie ber vorliegenden, fei Niemand den Dritten ver: 
haftet. Stelle die Geſellſchaft ihre Zahlungen ein, jo würden bie 
Dritten erheblihen Schaden leiden, dennoch die Vertreter ver Ge: 
ſellſchaft, die Adminiſtratoren und Directoren der Geſchäfte, gerade 
diejenigen, auf deren befannte Namen die Dritte Einfchüffe geleiftet 
und Berträge abgeichloflen, Niemanden haften. Dies liege nicht in 
dem Weſen des Handels, welches recht eigentlich auf Treue und 
Glauben, auf den perſönlichen Kredit berube. 

In allen Geſetzbüchern fei daher eine Beitimmung enthalten, 
weldhe mit art. 20. 21 des Code de commerce übercinftimme. 

Es eriftire Feine engliihe Firma ohne Perfonennamen, und 
doch jei dort dem Bebürfniß der Handelswelt hinreichend Rech: 
nung getragen. 

Bon den Aftiengefellfchaften dürfe auf die übrigen Hanbels- 
geſellſchaften nicht geichloffen werden. Weil bei der Aftiengefell- 
haft Die Einzelnen nicht verpflichtet werben, deshalb bürften ihre 
Namen in ber Firma nicht enthalten fein; eben weil bei ber Han⸗ 
delsgeſellſchaft nur die Perfonen fid verpflichten können, feien ihre 
Namen in ber Firma nothwendig. Das erwiefen auch bie art. 
15. 16. 19 des Geſetzes vom 9. November 1843 und defien Mo- 
tive, wie bie art. 30. 31. 32. 33. 87. 39 be8 Code de com- 


170 Nechtsfprůche. 


meree und deren Motive, aus welchen die erſteren entlehnt ſeien, 
endlich bie Motive zu dem Entwurf des neuen Handelsgeſetzbuchs. 
Die richtigen Prinzipien feien in ber Entſcheidung des Obertri⸗ 
bunals (Bd.9. S. 329) bereits ausgeſprochen, und deren Aufredt- 
haltung würde die ungefetlichen Firmen fofort verſchwinden laſſen. 

2) Eine unter dem Namen einer Handelsgeſellſchaft ner: 
kappte Atiengefelfchaft habe ohne landesherrliche Genehmigung 
feine rechtliche Eriftenz. Diefer verlehte Rechtsgrundſatz ergebe ſich 
aus F. 1 des Gef. vom 9. November 1848. 

Das Obertribunal zu Berlin Hat dur Erkenntniß vom 

4. April 1857 die Nichtigkeitsbefhwerbe ans folgenden 

Gründen verworfen: 

Der Appellationsrichter Hat auf Grund bes Atteſtes ber 
Berliner Kaufmanns: Xelteften angenommen, baß eine, unter Er: 
rihtung eines fchriftlihen Vertrages geſetzlich errichtete Handels⸗ 
gefellihaft, mit dem Gefhäftsinhaber K., in der Waarentrebit- 
gefellihaft eriftire, auch gehörig befannt gemacht fei, deren Rechte 
Kläger auf Grund der Bekanntmachung der Welteften ber Kauf: 
mannfhaft, welche nad F. 388 des Statuts vom 2. März 1820 
erfolgt fei, gegen jeden Dritten vertrete Sache bes Klägers fei 
e8 gewefen, bie Legitimation der Direction der Waarenfreditgefell- 
fhaft vorher zu prüfen, ehe er ſich mit ihr in Geſchäfte einließ. 
Sein Verfahren, daß er zuerft derfelben ben Wechſel Üübereignete, 
und bann hinterher, nachdem biefelbe bie daraus ihr zuftehenden 
Rechte gegen ihn geltend made, deren rechtliche Eriftenz in Frage 
ftelle, koönne nicht gebilligt werben. 

Diefe Gründe des zweiten Richter find von dem Implo⸗ 
ranten nicht angefochten worben, indem bie, unter 1) ber Nichtig- 
keitsbeſchwerde in Frage geftellte Nichtigkeit ber Geſchäftsfirma auf 
biefen Theil der Entſcheidung Teinen Bezug bat. Soll ber unter 
3) geftellte Angriff der Verlekung des behaupteten Grundſatzes: 

Eine unter dem Namen einer Handelsgeſellſchaft verfappte 

Aktiengefelihaft hat ohne Ianbesherrliche Genehmigung feine 

rechtliche Eriftenz, 
vielleicht gegen bie gedachten Gründe gerichtet fein, fo verfehlt ber: 
felbe das Ziel, weil die Vorausfeßung, daß die klagende Gefell- 
ſchaft eine verkappte Aktiengefellichaft fei, erft durch Befeitigung 
ber SFeftftellungen bes zweiten Richters hätte nachgewieſen werben 
müflen, ehe von der Anwendnng ober Verletzung des behaupteten 
Satzes bie Rebe fein konnte. Da bas nicht geſchehen tft, fo fteht 
es feft, daß die klagende Gefellichaft Keine der Staatsautorifation 
bedürftige Krtiengefelfhaft, fonbern eine nad $6. 614 ff. I. 8 
des Allgem. Landrechts gefhloffene Handelsgefellihaft ift. Im 
Uebrigen liegen auch in der Sache Feine Motive gegen bie redt- 
liche Anftcht der früheren Richter vor. ine Aktiengeſellſchaft bes 
barf ber landesherrlichen Genehmigung, tn fo fern ſie auf bie in 
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dem Geſetze vom 9. November 1843 beftimmten Rechte und Pflich⸗ 
ten Anſpruch macht, F. 1. Auf diefe Rechte kann bie klagende 
Geſellſchaft Leinen Anſpruch machen: fie ift aber aud) von be: 
ftimmten Berfonen auf ihren Namen und unter ihrer Berantwort: 
fichfeit, mit Eintragung des K., als bes alleinigen Geſchäftsinha-⸗ 
bers gegründet. 

Die Herbeifhaffung des Gefhäftsfonde durch 
Geſchäftsantheile A 100 THL, welche die Rechte ſtiller 
Gefellſchafter geben, macht fie nicht zu einer Aftien 
geſellſchaft, fie bleibteine Boci6te en commandite, 
eine Form, welhe zwar dem Namen nah im Allgem. Landrecht 
nicht vorkommt *), der Sache nach aber durchaus erlaubt und vor 
und nach dem Allgem. Landrecht üblich mar. 

Nicht minder unbegründet find bie unter I. geftellten An⸗ 
griffe, betreffend bie Firma der Geſellſchaft: „Direction der Waa⸗ 
renkreditgeſellſchaft.“ Dürfte, wie Implorant auszuführen ſucht, 
die, nach Vorſtehendem, exiſtirende Handelsgeſellſchaft eine ſolche 
Firma geſetzlich nicht führen, ſo könnte daraus nichts weiter folgen 
als daß ſie dieſelbe für die Zukunft ablegen müßte. Die rechtliche 
Exiſtenz der Geſellſchaft hängt davon aber gar nicht ab, und der⸗ 
jenige, welcher mit ihr contrahirt hat, als fie ben unrichtigen Na⸗ 
men führte, muß diefen Contract erfüllen, fo gut, als wenn fie 
den richtigen geführt hätte, oder als menn fie, zur Zeit bes Ge⸗ 
ſchäfts, nod) Feinen befondern Namen angenommen hätte Es ift 
aber auch dem Appellationsrichter barin beizupflichten, daß bie 
6$. 620—622, 652, 679 IL. 8 de8 Allgem. Landrechts nirgend 
wie beftimmen, daß Feine Firma anders, als auf einen Berjonen- 
namen angenommen werben barf, wenn gleich ſie died als das 
Uebliche allerdings wohl vorausfegen, und daß das Verbot für 
Aktiengeſellſchaften, keine Firma anzunehmen, welche die Namen 
der Betheiligten ausbrüdt, nicht auf ein Gebot für andere Han⸗ 
delsgeſellſchaften, nur eine Firma unter ihrem Namen anzunehmen, 
ſchließen läßt. Das kann freilich aus einer nicht namentlichen 
Firma folgen, daß ber Inhaber derfelben kein ausſchließliches Recht 
auf dieſelbe durchführen kann, daß alſo, zum Beiſpiel, in dem Falle 
Entſcheidungen Bd.9 ©.325 ber Inhaber bes Geſchäfts unter ber 
Firma: „Fabrit Habermann'ſcher Glanzwichfe” einer andern nicht 
wehren burfte, fein Komtoir mit ber Inſchrift: „Fabrik Habermann’: 
ſcher Glanzwichſe“ zu verfehen. Davon ift ganz geſchieden, ob er 
felöft jene Firma ablegen mußte, noch mehr aber, ob wegen ber 
unrichtigen Firma das Geſchäft keine Eriftenz hatte? Dies ift 
damals nicht in Frage gewefen. 

(Striethorit's Arhiv für Rechtsfälle Bd.24 ©. 166-—188). 


*) Do: AER. I. 8. $. 651. 652. 795. Vgl. Entf. XIL ©. 854. 
Anmerk. bed Herausg. 
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12. 


Aktiengeſellſchaft. Juriſtiſche Perſönlichkeit. Ber: 
leihung derſelben durch die Staatsgewalt. 


In einem Erkenntniſſe des Obertribunals zu Stuttgart 
vom 11. Febr. 1857 werden folgende Sätze ausgeſprochen: 
Der weſentlichſte Unterſchied zwiſchen der Aftiengefellichaft 
im rechtlichen Sinn und anderen Geſellſchaften beſteht in dem 
Satze, daß bei ber erſten keiner der Theilnehmer für die Ver: 
bindlichkeiten der Geſellſchaft perfönlih zu haften hat. Kein Aktio⸗ 
när ift ſchuldig, zu den Zwecken ber Gejellihaft und zur Erfüllung 
ihrer Verbinblichkeiten mehr beizutragen als den Nennwerth ber 
Aktien, zu deren Uebernahme er fi) gegen bie Gefellihaft ver: 
pflichtet hat; er tritt für feine Perfon zu den Gläubigern der Gefell- 
Ihaft nit in das Verhältnig eines Schuldners und kann von 
ihnen nicht unmittelbar belangt werden. Die Gläubiger haben nur 
ein Klagerecht gegen die durd) bie Direction vertretene Geſellſchaft 
als ſolche (melde ebendeshalb eines allgemeinen Gerichtsſtandes 
bedürfe) und können zu ihrer Befriedigung nur an den Gefell: _ 
ſchaftsfond ſich halten. 

Die Wirkung, daß keiner der Theilnehmer für feine Perſon, 
fondern nur die Geſellſchaft als ſolche in einem Schuldverhältniß 
zu ben Gläubigern fteht, findet eine befriedigende juriftifche Löſung 
nur darin, daß die Geſellſchaft als ein felbitftändiges, von ben 
Perfonen ihrer einzelnen Mitglieder unabhängiges Nechtsfubject 
gedacht, daß der Geſellſchaft als folder bie Eigenfchaft ber recht: 
lichen Perſönlichkeit beigelegt wird; und fo häufig aud in ber ge 
meinrechtlichen Doftrin die Anſicht vertreten wird, daß bie Ueber: 
tragung des Begriffs der juriftifhen Perfon auf die Aktiengefell- 
ſchaft entbehrlich fei, fo wird doch in neueren Gefegen und Geſetzes⸗ 
Entwürfen 3. 2. 

Preußiſches Geſetz über Aktiengefellfchaften, v. 9.Novbr. 1843. $.8, 

Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs für Deutſchland, Tit. 3 Art, 80, 

Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs für Würtemberg, Art. 258, 
bie in gehöriger Weife errichtete Aftiengefellihaft ausdrücklich für 
eine Rechtsperſon erflärt. 

Da fingirte Rechtsſubjecte nicht durch Brivatwillfür gefchaffen 
werden können, fo kann eine Geſellſchaft die Eigenſchaft der recht: 
lichen Perfönlichkeit fich nicht felbft verleihen; fie bebarf dazu eines 
genehmigenben Altes der Staatögewalt. 

Die Behauptung einzelner Nechtslehrer, daß ber Aktiengeſell⸗ 
ſchaft die rechtliche Perſönlichkeit auch ohne Verleihung der Staate: 

ewalt zufomme, ift willführlih. Ein Gewohnheitsrecht in dieſer 
Richtung ift insbefondere für Würtemberg nidyt nachweisbar. Wenn 
auch mande fi fo nenmende Aktiengefelihaften in Würtemberg 
thatfächlich beftanden haben, fo pflegten doch grade bie bedentenderen 
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Aktiengefellihaften MWürtembergs zur Crlangung ber juriftifchen 
Derfönlichleit die Beitätigung der Staatsregierung a lan 
eeger. 


13. 


Berehtigung bes Directors einer Altiengefellfchaft, 

für diefe, nah vorläufigem Auflöfungsbeihluß, aber 

vor Löſchung der Firma, Wechſel zu acceptiren. Dop: 

pelte PBerfönlichleit des Firmenführers einer Socie: 

tät, der zugleich Chef ee Handlungshau⸗ 
es iſt. 


Oberdirector und Firmaführer der auf Aktien gegründeten 
Maſchinenfabrik H. und Comp., und laut des Geſellſchaftsvertrags 
zur Ausjtellung, Girirung und Acceptirung von Wechfeln im Na- 
men der Mafchinenfabrit befugt, war das Hanblungshaus J. A. 
H. und Comp., befien Chef J. 2. 

Sn der am 11. April 1855 abgebaltenen Generalverſamm⸗ 
fung ber Altionäre der Mafchinenfabrit wurde befchlofjen, diefelbe 
wegen Berlufte am Gefjellihaftsvermögen aufzulöjen, bie Modali⸗ 
täten der Auflöfung wurden jebod einer fpäteren Generalverfamm: 
lung vorbehalten, welche erſt am 20. September 1856 ftattfand. 
Es wurde ein Liquidationscomit6 beftellt, und am 31. October 
1856 bie Gefelihaftsfirma im Mercantilprotocoll gelöfcht. 

Zwifhen ber Mafchinenfabrit und dem Schwiegerjohn des 
J. B., dem Handelsmann V., war das Webereinfommen getroffen, 
daß Lebterer bie Tratten der Mafchinenfabrit mit kurzer Verfallzeit, 
deren Verzeichniß ihm mitgetheilt worben, zu beden babe, bagegen « 
berechtigt fein folle, für den Betrag biefer Dedung MWechfel auf 
die Maſchinenfabrik zu ziehen, welche mit bem Accept ber letzteren 
verfehen wurden. V. Hatte dieſer Verabredung gemäß gegen 
70,000 fl. gededt, und für bie nämliche Summe, in Theilbeträgen 
auf 29 Wechjel vertbeilt, auf die Mafchinenfabrit gezogen. Die 
Zahlungen ber Fabrik geriethen ins Stoden. Am 1. November 
1856 klagte B. auf einen Wechfel vom 1. Juni 1856 ein Accept 
don 1000 Rthlr. gegen das beitellte Liquidirungscomits ein. 

Diejes erhob, unter anderem, den Einwand, daß die Direc 
tion zur Acceptirung der Wechſel nach dem 11. April 1855 nicht 
berechtigt geiwefen, und daß D. nur ald Angeftellter und im Auf: 
trage des Haufes J. A. 9. und Comp. gehandelt, und Wechſel 
auf die Fabrik gezogen habe. 

Der erite Richter, das Kreisgeriht zu Botzen, wies 
den Einwand zurüd, weil erft mit ber Einfehung des Liquidirungs- 
comitE’8 die DBefugniffe des Directors, namentlich zur Wechſel⸗ 
acceptirung erlojchen jeien, und für bie bis zum 31. October 1856, . 
bem Tage ber Lölhung ber Firma, eingegangenen Verpflichtungen 
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bie Geſellſchaft haften müſſe. Auch ſei es gleichgültig, im welcher 
Eigenſchaft V. gehandelt habe, da J. B. berechtigt geweſen ſei, die 
Wechſel in ſeiner Eigenſchaft als Fabrikdirector anzunehmen. 

Auf erhobene Appellation legte das Obergericht zu 
Inſpruck dem Kläger einen Eid auf, daß er nicht als Angeftell- 
ter des Haufes I. A. H. u. Comp. ober deſſen Chefs I. B. im 
Auftrage dieſes Haufes oder deffen Chefs J. B., den Wechfel auf 
die Mafchinenfabrit gezogen habe, Im Nichtleiftungsfalle wurde 
Kläger, vorbehaltlich feiner Anſprüche wegen der fir die Fabrik ges 
leifteten Zahlungen, mit der Wechfelllage abgewiefen, denn er gelte 
in diefem Falle nur als Beauftragter von J. B., und müſſe ſich 
bie Einwendungen gefallen laſſen, welche die Gefellihaft diefem 
entgegenjegen dürfe. 3. aber fei vom 11. April 1865 an wohl 
zur Fortſetzung ber Yabrikdirection und zur Abwidelung ber Ge⸗ 
fhäfte, nicht aber zu ausgedehnten Wechfeloperationen bereditigt 
gewefen, beren Nothwendigkeit er nicht nachgeiwiefen, und bie er 
im Intereſſe der Gefelfhaft und in gutem Glauben nicht habe 
unternehmen fönnen, meshalb es nicht angehe, daß er fih zum 
Nachtheil der Gefellfchafter und britter Perjonen als Gemeingläu: 
biger eine Fünftliche Wechſeldeckung verfchaffe. 

Auf Revifion des Klägers bat ber Oberfte Gerichtshof 
zu Wien unterm 12. Mai 1857 das erſtinſtanzliche Urtheil wie: 
derhergeftellt, aus folgenden Gründen: 

Dur den Beihluß vom 11. April 1855 fei in den Rechten 
der Oberbirection nichts geändert worden, bis zur Löſchung ber 
Firma fei das Haus J. H. und Comp. ald Oberbirection befugt 
gewefen, Wechfel zu acceptiren. Der Eid fei überflüflig und un- 
entjcheidend, weil, wenn auch V. für J. B. den Namen bergegeben, 
unb mit befjen Geld die Zahlungen geleiftet hätte, doch das Accept 
gültig und für die Gefellihaft verbindlid wäre, da B. als Chef 
des Handlungshaufes J.A.H. und Comp., und als Firmaführer der 
Gefellfchaft in juriftifcher Beziehung als eine doppelte Perſon erfcheine. 

(Allgem. Oeſterr. Gerichtszeitung 1857. ©. 414. 415.) 


14. 


Wirkſamkeit ber von den Projectanten einer Eifen: 
babngefellfhaft gefhloffenen Verträge für die Ge— 
ſellſchaft *). 

In Sachen Cooper Preston c/a The Company of Pro- 
rietors of the Liverpool Manchester and New Castle-upon- 
yne Junction Rail-way 5. Ho. L. Cas. 605. hat das Ober: 

*) Die nachfolgenden Entfcheidungen höchſter Engliſcher Gerichtähöfe 

Tr. 14—19 find entnommen aus The law magazine and law re- 

view Webruar 1857, p. 418 fi, Mai 1857. p 166-168, 
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hans (Lord Chancellor Lord. Cranworth) ben auch fonft ge 
billigten Orundfag anerkannt, daß die von ben Projectanten einer 
Sifenbahngefellichaft für den Tal des Zuftandefommens ber Ge: 
ſellſchaft, z. B. mit ben Nojacenten der projectirten Eifenbahn über 
er geſchloſſenen Verträge für die Geſellſchaft verbinds 
lich jeien. 


15. 


Statutenwibrige und betrügerifhe Aufnahme von 
Aktionären durch den Director der Geſellſchaft. 

Ex parte Ginger. In The Tipperary Joint-Stock-Bank, 
5 Jr. Ch. Rep. 174. 

Die Statuten der Tipperary-Joint-Stock-Bank Beftimmllh, 
daß die Käufer der von ben Directoren ber Gefellichaft auszugen 
benben Alten. erft alsdann als deren Eigentbümer anzufehen und 
in das Regiſter ber Aktionäre einzutragen jelen, wenn fie bew 
Kaufpreis für biefelben erlegt hätten; daß ferner jede Uebertragung 
von Altien nur mit Genehmigung ber Directoren gefchehen dürfe, 

Der Director James Sableir trug eine Anzahl von Aktien 
in bas Regifter auf ben Namen bed Auftin Ferrall ein, und de 
bitirte benfelben für den Betrag Ein gewiſſer Ginger kaufte einige 
diefer Aftien von Ferrall, in dem Slanben, daß biejelben dem Xeb- 
teren rechtmäßig zugehörten, und, verleitet Durch betrügerifchen Pro⸗ 
ſpektus und falſche Bilanz, empfing er aud) eine Dividende. 

Er wurde fpäter als Aktionär von ben Übrigen Aktionären 
in Anfprud genommen. 

Der Kanzleigerihtshof entſchied, daß er nicht hafte, 
theils weil er nach ben Statuten gar nicht Altionär geworben fei, 
theils wegen der doloſen Verleitung zum Ankauf ber Aktien. 


16. 


Betrügerifhe Profpette Aufnahme von Aktionären 
zur Zeit wo bie Gefellfhaft bereits materiell zah— 
lungsunfähig ift. 

Der Kanzleigerihtshof in Bell’s Case 22 Beav. 40: 

Wenn durch betrügerifche Proſpekte Perſonen verleitet wer- 
ben, Aktien zu nehmen, jo haften fie ſämmtlich für bie Schulden 
ber Geſellſchaft, und bürfen fih nur an bie Berleiter halten. Iſt 
bagegen eine Geſellſchaft bona fide gegründet, jedoch durch Schuls 
ben und Mangel an Fonds völlig außer Stande, ihren Plan zu 
erreichen und nothwendig auf bie Liquibation angewiefen, und es 
geben in dieſer Lage die Directoren unter falfchen Vorfpiegelungen 
neue Aktien aus, lediglich um mit beren Betrage fi) und die ges 
genwärtigen Aktionäre zu beden, unb einen Theil der Schulden 
zu zahlen, jo find ſolche Aktionäre nicht beitragspflichtig. 
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Ausfhließung eines Gefellfhafters wegen verwei- 
gerter ST ausgefhriebener Beiträge zum 
eſellſchaftsfond. 


Der Kanzleigerichtshof in Sachen Hart c/a Clark 6. 
De Gex, Mac. et G. 232: 

Die Theilhaber einer Societät find im Zweifel nicht befugt, 
ein Mitglied, welches die ausgefchriebenen Einzahlungen zum Ge 
ſellſchaftsfond nicht leiſtet, ohne richterlihes Urtheil von der Ge⸗ 

Vieufgaft auszufchliegen. Doch Tann aus dem längeren Stillſchwei⸗ 
gen auf die Androhung ber Ausfchliegung unter Umftänben ge: 
qlstofen werben, ba der Säumige auf feine Mitgliedſchaft 
verzichtet. Dur richterliches Urtheil dagegen kann bie Aus- 
ſchließung erfolgen, weil es feinem Theilhaber geitattet fein darf, 
zum Nachtheil der Mebrigen fortzufpeluliven, um bei einem ungün- 
fligen Stand des Unternehmens fi) der Theilnahme zu entziehen, 
bei einem günftigen auf bie Vortheile deſſelben Anfprud) zu machen. 


18. 


Auflöfung wegen MnErEe gnartelt bes Geſellſchafto⸗ 
zwecks. 
Der Kanzleigericht Shof in Sachen Jennings c/a Badde- 
ley. 3 Kay and J., 78: 
Eine Bergwerksgeſellſchaft, wie jede Gefellfhaft, muß auf 
N Antrag jedes Theilhabers aufgelöft werden, fobald es fich ergibt, 
baß fie nicht mit Vortheil betrieben werben kann, daß aljo mit 
ben gewöhnlichen Beiträgen aller Theilhaber der Zweck der 
Verbindung nicht erreicht werben Tann. 


V. Befcränkungen der Sewerbefreiheit. 
19. 


Beihräntungen bes freien Handelsverkehrs durch 
Berbindungen von Fabrikanten. 

In Sachen Hilton o/a Eckersley 6 Ell. et Bl. 47 haben 
Queen's Bench und Erhequer Chamber entidieben: 
i ‚ durch weldye fi dieſelben 
bei Eonventtonaljtrafe gegenſeitig verpflichten, in Betreff der Höhe 
des Arbeitslohns, der Arbeitsftunden, ber Dauer ber Annahme 
von Arbeit, ber Arbeitseinftellung, und ber allgemeinen Orbnung 
und Behandlung ihrer Arbeit auf 12 Monate lang fih den Be 
Shlüffen ber Majorität einer aus fämmtlichen VBerbundenen zu 
berufenden Generalverfammlung zu unterwerfen, find Be 
Ihräntungen der Handelsfreiheit, und darum unverbinblich. 





KitteraturN. 


L Unger. Die rechtliche Natur der Inhaberpapiere; eine ci⸗ 
viliftifche Unterfuhung. — Leipzig 1857. 8. 176 ©. 

II Bekker. Die Geldpapiere (in dem Jahrbuch des gemeinen 
deutſchen Recht? Herausgegeben v. Bekker u. Muther. L 
©. 266 — 325). 

II. Runge Die Lehre von den Inhaberpapieren ober Obli— 
gafionen au porteur rechtögefchichtlich, dogmatiſch und mit 
Berüdfichtigung ber deutſchen Partikularrechte dargeſtellt. — 
Leipzig 1857. 8. 729 ©. — 


Wenn bie Theorie ſchon feit einer Tängeren Reihe von Jahren ben 
Subaberpapieren eine außergewöhnliche Aufmerkſamkeit und Theilnahme zu: 
wenbet, fo mag bad zum Xheil durch bie fortwährend ſteigende praftifche 
Bedeutung jenes Rechtsinſtituts veranlagt fein Den tieferen Grund ber 
Erſcheinung finden wir aber in bem allgemeinen Standbpunft unferer heu⸗ 
tigen Jurisprudenz überhaupt; fie will fich nicht mehr innerhalb der über 
lieferten Begriffe bes römischen Rechts feflhalten laſſen; wie fie in ber Be⸗ 
Handlung dieſes in ſich abgefchloffenen Nechtöfyftemes felbft nad einem - 
freieren Standpunkte firebt, als ihn bie frühere Zeit beanfpruchte, fo wen: 
det fie ſich auch mit befonderer Vorliebe ſolchen Rechtöverhältnifien zu, 
welde, von ben Römern noch nicht gefannt und ausgebildet, bie ſchöpfe⸗ 
riſche, neu geftaltende Kraft unferer Nechtswiſſenſchaft herausfordern. Daß 
unter berartigen Rechtsverhältniſſen bie Inhaberpapiere eines ber wichtigften 
and intereffanteften finb, bebarf Feiner weiteren Ausführung; und wer be 
kannt ift mit dem ungemein ftarfen Hang zu freier Bethätigung ber In⸗ 
dividualität, welcher bie Wiffenfchaft unſerer Tage charalteriſirt, ber wird 


*) Die nächſten Hefte werden außer ben bereit3 hier aufgeftellten Rubrifen, 
ein Rezenfionenverzeihniß über die im Jahre 1867 N. 
nen handelsrechtlichen Schriften bringen. D. H. 
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fi auch darüber nicht wundern, daß bie Vielen, welche ihre Lräfie ber 
Theorie ber Inbaberpapiere zumandten, vielerlei einander durchkreuzende und 
widerſprechende Anfichten über diefelben aufgeftellt haben. Mit Recht Fonnte 
Unger gleih auf ber erfien Seite ber Einleitung feines Werkes fagen: 
„Beinahe jeber Schriftfteller widerkegt bie Anfichten feiner Vorgänger unb 
ftellt feine eigene Behauptung auf, um von feinem Nachfolger bie gleiche 
Behandlung zu erfahren”, ein Schidfal, das fih an ihm felbft bereits er: 
füllt Hat. Bon vier Beurtheilern, bie ex bis jeht gefunden, widerſprechen 
ibm zwei, Bekkere) und Renaud**) durchaus, ber britte, Dworzat***) 
weicht wenigitens in einem wejentlihen Punkt, ber vierte endlich Kuntet) 
in ben meiſten und wichtigiten Beziehungen von ihm ab; und bie nod 
nicht einmal vollendeten Ausführuugen Bekker's haben bereitö von Rungetf) 
einen Widerfprucd erfahren. Unſere Abſicht ift bier wicht auf Kritik, nur 
auf Berichterfattung über bie brei im der Weberichrift genannten Arbeiten 
gerichtet; Tie zeigen fo anfchaulich bie verfchiebenen Kräfte und Richtungen, 
welche in ber heutigen Jurisprudenz ſich geltend maden, daß wir eine 
möglichft vollftändige Mittheilung ihres Inhaltes einer kritiſchen Beſprechung 
vorziehen, welche, um nicht allzu außgebehnt zu werben, auf bie Haupt⸗ 
ſache ſich befchränfen, und vieles Einzelne übergehn mülſſen. 
Unser iubt, wie fon der Titel feiner Schrift: „Die rechtliche 
Natur ber Inhaberpapiere” deutlich genug anzeigt, weſentlich das juriftifche 
Prinzip zu ergründen, welches biefe Erfcheinung unferes Rechtsverkehrs be⸗ 
berricht, und bie Auffindung und Bewahrheitung beffelben bildet nicht nur, 
„voie fi dieß freilich bei einer bogmatifchen Arbeit von felbft verſteht, Kern 
. und Mittelpunft des Ganzen, fondern bie Arbeit ift damit im Wefentlichen 
erfhöpft; in ben Ausführungen über bie einzelnen Rechtsverhältniſſe bei 
Iuhaberpapieren erfirebt U. unverkennbar Feine Vollſtändigkeit; fie find ihm 
vorherrſchend nur Mittel fir feinen Hauptzweck, Darftellung bed Prinzips, 
bad in ihnen unb burd fie genauer beſtimmt und bewährt werbeit fol, 
Mit diefer befchränkteren Auffaſſung ber Aufgabe fteht es auch in Einflang, 
daß U., ohne auf bie Gefchichte bed von ihm behandelten Inſtituts einzu: 





*) In ber oben angeführten Abhandlung. 
°) In ber kritiſchen Ueberſchau ber deutichen Gefeßgebung und Rechts⸗ 
wiffenfhaft V. S. 897 ff. 
) In dem Magazin für Rechts: und Staatswiſſenſchaft, Jahrg. 1887. 
S. ff. ©. 262 ff. 
1) In dem oben genannten Werke und im ber Feitifchen Zeitfehrift für 
bie gefammte Rechtswiſſenſchaft, IV. S. 498 ff. 
tt) In feinem angeführten Werke. 


F Uegıs 
test. Yahagmurın img 
geben, ber Darftellung feiner eigenen Anſicht nur eine Tritifche Ueberficht 
über bie fehr zahlreichen und verfchiebenartigen Theorieen vorausſchickt *), 
welche unfere heutige Jurisprudenz über bie Inhaberpapiere aufzuweifen Bat. 
&8 werben babei-wiss-Hauptanfichten unterfchleben, nämli Auffaflung ber 
Inhaberpapiere ala Bapisageld, ala Handelamaare, als Bunsiäbafumsut 
über eine unabhängig davon beftehenbe Obligation nt „anbers nſichten“; 
unter bie dritte Rubrik werden unter andern bie Theorien Thols, We- 
naub’3 und Walter's, unter bie vierte bie von Savigny, Bluntſchli 
unb Befeler, von Gerber und von Ihering eingereiht. In fämmt: 
lichen kritiſchen Bemerkungen, welche übrigens vielfach durch Feinheit und 
gründliches Eingehen in die Einzelnheiten ber gegneriſchen Anſichten ſich 
auszeichnen, wird überall ber Hauptnachdruck darauf gelegt, wie bie ver⸗ 
ſchiedenen Schriftſteller das Weſen ber ben Inhaberpapieren unterllegenden 
Obligatio ſich dachten, namentlich in wie weit fie abſichtlich und unbewußt 
| der von bem Berfaffer für maaßgebend gehaltenen Ider eines Litsralfun- 
traltes ſich nãherten. Erſt in zweiter Linie folgen jeweils bie Erörterungen 
über bie verſchiedenen Auſichten, welche zur Erflärung bes Weberganges ber 
Forderung von einem Inhaber des Papiers auf ben anbern biäber aufgeſtellt 
wurben, und Einzelned hieher Behörige wird erſt fpäter bei Entwickelung 
ber eigene nAnficht bes Verfaſſers über biefen Punkt nachgetragen **). In ber 
übermiegenben Betonung jenes erſten Punktes, welcher von ber Mehrzahl 
der Fritifirten Schriftfieller am Bebentung weit hinter den zweiten zurück⸗ 
geſetzt, von mehreren kaum und gar nicht berührt if, Tiegt wohl ber Grund. 
zu ber eigenthämlichen von U. gewählten Gruppirung, in welcher eine, 
richtige Mlaffiftgirung ber beftehenben Auſichten ber Inhaberpapiere ſchwer⸗ 
lich anerkannt werben Tann ***). 

Zur Darfellung von 0.’ eigener Anflcht über bie rechtliche Natur 
ber Spmihaberpapieret) uns wenbend, müflen wir vor Allem zur Charak⸗ 
teriſirung feines Stanbpunftes zweierlei hervorheben. Zunächft faßt U. bie 
Sinbaherhapisse-immaliesiueiieflen Sinn; zwar gibt er nirgends eine Deftni- 
tion berfeften unb gibt auch nicht in anderer Ausdrucksweiſe bie Voraus⸗ 
feßungen an, welche zur vechtlichen wirffamen @riftenz eines Inhaberpapiers 
geforbert werben, ob 5 B. bie Worte „an Inhaber” weientlih, unb ob 
und durch welche jonftige Formeln fie erhöht werben Fönnten; nur gelegemt= 
lich ſcheint einmaltt) die Klaufel: „an A. und jeben Inhaber* ber Kernel: 


*),6&.3 — 6A 
ee) 6, 102 ff. 109 fi. 
ver, Auch Runge in ber krit. Zeitihr. S. 496 Fi. 
1) ©. 62 — 128. 
tt) ©. 106. 
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„on Inhaber“ gleichgeſtellt zu werben Da aber U. mehrfach Theater⸗ 
Concert⸗ Eiſenbahn⸗ Billets u. a. den J. P. beizählt und ihnen nicht bloß 
beigefellt, fondern fogar daraus, daß fie 3. BP. fein, wichtige Schlüffe 
zieht *), fo wirb anzunehmen fein, daß er zu ben %. P. alle Fälle 
t rechne, in welchen über ein obligatoriſches Verhältniß eine Urkunde ohne 
namentliche Bezeichnung bed Berechtigten ausgeſtellt ift, follte auch jene Ur: 
be über ben Inhalt des Verbältniffes ſich nicht ausſprechen, nicht von 
dem Schuldner eigenhändig unterſchrieben ſein und dergl. Ja es ſcheint, 
»daß N. ſogar alle bie Rechtsverhältniſſe, welche er zu ben J. P. rechnet, 
im Weſentlichen wenigſtens gleich behandelt wiſſen will, ba er feine einzel- 
nen Arten und deren Befonberheiten hervorhebt und, wie bereitö erwähnt, 
in feinen Ausführungen bald auf biefe bald auf jene Art verweifl. Gegen 
bie weite Bedeutung, in welcher U. bie 3. PB. nimmt, haben fich bereits 
Belter**) und Renaub***) erklärt, welche beibe bie Eiſenbahn⸗Billets 
„und ähnliche Controlzeichen als Quittimgen über eine gefchehene Voraus: 
bezahlung betrachten, während Kuntze, wie weiter unter mitzutbeilen 
fein wird, zwar von einen ähnlich weiten Begriff ber J. P. ausgeht, wie 
U., aber doch verſchiedene Unterarten berfelben unterjcheibet, deren jebe ihre 
zechtlichen Eigenthümlichkeiten an fi) trage. 

Der zweite charakteriftiiche Ing in ber U.'ſchen Schrift ift die durch⸗ 
göugige Batalelle. in welde-ee-hie I P_mit ben Orbrepapieren, nament- 
ũch den. Dechſel, ſellt, welch letzterer nur eine Spezies be einen Gattungs⸗ 

begriffes J. und O. P. fein folt). Ja die ganze Ausführung 11.3 iſt, 

„wie er auch felbit in ber Ginleitung ++) anbeutet, weſenſentlich nur eine 

„ Mebertragung ber namentlich von Liebe und Thöl über ben Formalkon⸗ 
traft bed Wechſels aufgeftellten Grunbfäge auf die J. P., und ber Berf. 
geht mehrfach auf Ordrepapiere und namentlih auch auf rein wechſel⸗ 
techtliche Fragen mit folder Ausführlichkeit ein, bag er in biejer Richtung 
mehr und anderes leiftet, als er im Xitel feiner Schrift verſprochen bat; 
fo findet fi 3. B. S. 79 — 84 eine ausführliche Erörterung über Weſen 
und Bedeutung bes im ber Xratte dem Bezogenen ertbeilten Auftrags, 
S 90 — 94 über Konverfion bed Wechfeld wegen formeller Mängel in ein 
anderes Rechtsgeſchäft, und bie interefianten Unterfuchungen, in wie weit 
in der Austellung eines J. und O. P. eine Novation enthalten feittt), 
fehliegen ſich auch wieder Bauptfächli an ben Wechfel an. 


*) 6. 6. 89. 95. 106. 
**) q. 0. D. ©. 271. 273. Rote 1. 807. fig. 
“es) 4, a. D. ©. 406. 
H ©. 88. 
th ©. 2. 
+») © 165 — 172. 
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Wenden wir uns endlich zu U's Auffaſſung bee J. P., fo iſt ihm das 
Wejentlichſte an denſelben, was übrigens bei den O. P. ganz eben fo ſich 
verbalte, ba2, baf_ fie Kormalconirakte frien ; und zwar wird ihnen 
bie Eigenſchaft formeller Obligationen in zweifacher Hinficht beigelegt; fie 
fein negativ=formelt, weil bei ihnen bie Verpflichtung auf dem accep⸗ 
firten einfachen obligatorifchen Verfprechen berube, das unter abfichtlicher 
Abftraftion von aller materiellen causa debendi gemacht werbe, unb zugleich 
pofitiv:formell, weil bie Willensäufferung an eine beflinnmte Form, 
bie Schrift, gebunden fei*). „Die Ausftellung eines Ordre- unb Inhaber 
papiers ift bemnad) nichts anderes, als bie Webertragung eines abftraften 
Forderungsrechtes, als bie sua vi ac potestate wirkende Gonftituirung 
eined Nomen“ **). Der Nechtögrund biefer Webertragung Tann jeber belle 
bige fein, am häufigften gibt ber Nehmer Gelb, um bafür als Gegenleiftung 
das abftrafte Forderungsrecht zu erhalten. „Wenn 3. B. Jemand bei ber 
Kaffe auf einer Eifenbahnftation ein Billet Ioöſt, um befördert zu werden, 
fo ift dieſes Geſchäft nicht etwa eine locatio couductio operarum, fonbern 
für das gegebene Geld Teiftet bie Unternehmung das abſtrakte Verfprechen, 
den Inhaber bed Billets zu beförbern“ ***). Ebenſo erfolgt bei Austellung 
eines Schuldfcheine a. 3. gegen baares Gelb bie Hingabe des letzteren nicht 
eredendi causa, um eine Darlehenzobligatien zu begründen, fondern ob 
causam als Gegenleiftung für die Eonftituirung des (abftraften) Nomen P). 
Gefügt wird biefe Anſicht auf die Behauptung, bag man nad ber Natur 
der Sache (negativ) formelle und materielle Verträge zu unter: 
ſcheiden habe; bei jenen werde durch die Partheien mit Bewußtfein und 
abſichtlich das obligatorifche Verſprechen von feiner Cauſa ifolirt, bei biefen 
nicht 7k7); dem Willen ber Partbeien wirb nach heutigem Hecht unbedenk⸗ 
lich die Fähigkeit zugefprochen, bie Verbindung bes obligatorifchen Verſpre⸗ 
chens mit der Cauſa aufzuheben, aus dem von Bähr (bie Anerkennung 
als Verpflihtungsgrund) aufgeftellten Grunde, weil nach römiſchem Recht 
ber Wille jene Fähigkeit unzweifelhaft im Weg ber Formalkontrakte gehabt 
babe, folgt aber, nach Wegfall der römiſchen Stipulationsform, welche nur 
conditio sine qua non, nicht causa efficiens für die Wirffamfeit des Der: 
trages gewefen fei, baf dem von Formen entfeflelten Willen Feine geringere Kraft 
beiwohnen Fänne, alö bem an Formen gebundenen FF). Es kommt barnad 


*) ©. 85 vgl. ©. 66 fig. 
**) ©. 94. 
“eG. 95. 
DS %. 
h ©. 67. 
Tr) S. 68. — Dagegen Renaub a. a. O. ©, 402. 
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in jedem einzelnen Falle darauf an, zu Tonflefiren, ob ber Wille jene in 
fich mögliche und nach unferempofitiven Recht zuläffige Loslöſung bes Ver⸗ 
ſprechens von feiner Cauſa vollzogen hat; ein ficheres äußeres Kennzeichen 
bafür gibt es nämlich feit Wegfall der römiſchen Stipulationsform nit 
mehr. Jene Iſolirung ergibt fih 3. B. mit Beſtimmtheit aus ber Natur 
bes Gefchäfte bei ben h. 3. T. formlofen Bürgſchafts⸗ nnd Delegations- 
verträgen; ein befonber8 taugliches, im heutigen Recht vielfach benutztes 
Mittel zu jenem Zweck ift aber namentlich die Sährift*. Dur ihre 
Anwendung entfliehen nicht bloß die Wechfel unb Faufmännifchen Anweiſun⸗ 
gen als Kiteralfontrafte**), fonbern fie wirb in viel meiterer Ausdehnung 
zu eben biefem Zwed benüßt zur Vefrichigung des mobernen Verkehrsbe⸗ 
hürfniffes nach Obligationen, welche über den Kreis ber urfprünglicden Eon 
fituenten hinausreichen und an ber allgemeinen Zirkulation ber Vermö⸗ 
genswerthe gleich ben Sachen und insbefonbere gleich bem Gelbe Theil zu 
nehmen im Etanbe find; dieß gefchieht namentlich bei allen S. und O. P., 
welche ſonach die Fiteralfonttafte bes mobernen Rechtes find***), — Mir 
bebauern, daß U. über biefen Cardinalpunkt feiner Theorie ſich nicht auß- 
führlicher außgefprochen Bat; fo mie er fi ausſpricht, vermiſſen wir bie 
Entſcheibdung mehrerer wichtigeren ragen. So fcheint es, daß N. bie Iſoli⸗ 
rang bed Verſprechens von feiner Cauſa, welche er unbebingt fir zuldſſig 
Kalt, immer und in allen Fällen fon aus dem Umſtande folgert, daß bie 
Urkunde über das betreffende Verhältniß auf 3. ober an O. geftellt wurde, 
follte bdiefelbe auch eine materielle causa obHigationis ausbrüdlich angeben, 
wie bieß z. ©. bei Bobmereibriefen, Verfichetungspoligen, Connossementen 
Actien, Pfandbriefen, |. g. StaatKobligationen immer oder wenigſtens fehr 
häufig der Fall zu fein pflegt; eine Beſprechung und Erffärung biefer Ver⸗ 
bältniffe wäre, feheint uns, zur Vervollſtändigung ber U.'ſchen Theorie une 
entbehrlich geweien. Anderer Seit? Tann bie Loslöfung bed Verſprechens 
von feiner Cauſa auch in anderer Weiſe erfolgen, als durch Stellung ber 
Dpbligationaurfunde auf J. 0. a. DO. wie 3. B. in bem Weltapapier und 
fogar ohne alle Schrift, wie in ben von IL angeführten Beifptelen ber Bürg⸗ 
ſchafts⸗ uub Delegationdverträge.e Dabei vermiflen wir aber wieder ein 
genaues Eingeben auf bie Yrage, ob jene Iſolirung nur auf ber konkteten 
Abſicht der Partheien im einzelnen Kalle berube, und ob es Geickäfte 
gebe, in welchen fie immer ihrer Natur nad anzunehmen fei, unb weldes 
biefe Geſchäfte fein. Daß bie Schrift für fich allein bie fragliche Wirkung 


*) ©. 69. 
**) &. 70 fig. 
”"*) S. 85. 
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nicht Habe, hebt U. mehrfach hervor*); gleichwohl nimmt er bei allen, 
auch ben rein auf Namen geftellten f. g. Staats: unb Partialobligationen, 
wären Iebtere auch ton Gemeinben, Corporationen und felbf einfachen Pri⸗ 
vatperſonen ausgegangen, einen Literalfontraft ohne materielle causa de- 
bendi an, erflärt fie aber freilich auch alle für Ordrepapiere »e). Sf aus 
ber etwa auf Gewohnheitsrecht beruhenden Orbrequalität auf bie Loslöſung 
des Verfprechens von feiner causa zu fchliegen? ober auf welchem andern 
Weg entfteht Gewißheit barliber, daß bie nach U. unbedingt beftehende Mög⸗ 
Höfe, daß ver Verpflihtungswille von einer materiellen causa abftrahite, 
zur Wirklichkeit geworben it? — Die Auffaflung ber J. und DO. P. al 
abſtrakter Zahlungsverfprechen fand U.***) im Gegenfag zu allen in feiner 
kritiſchen Einleitung beſprochenen Schriftftellern vorbereitet bei Einert f) 
beftimmter hervorgehoben bei Bähbrtr) und ganz ausdrücklich, übrigens 
ohne nähere Ausführung ausgeiprochen in Kuntze's Älterer Schrift: „bie 
Dbligation und bie Singularfuccefiton” +74), unb fle war zur Zeit als 11.8 
Schrift richten auch bereit von Hoffmann ') aufgeflellt worden. Scheint 
Hefe Uebereinſtimmung mebreter ber neueften Schriftfteller eine entſcheidende 
Benbung In ber Jurisprudenz Über Inhaberpapiere anzubeuten, fd fehlt es 
boch anderer Seit? nicht an beachtungswerthen Stimmen, welche ſich bereits 
gegen jene Anficht ausgefprochen haben; fo hält Renaud?) durchaus ar 
feiner älteren Anficht Über die Nothwendigkeit einer materiellen causa de- 
bendi®) fe, und Dworzak) gibt bie Loslöſung bed Verfprechens von 

ber Cauſa wertigftend nicht für alle Fälle von Inhaberpapieren zu. 
Anlangenb den Webergang des Ssorberungsrechtes_bei_Inhaberpapieren 
von einem auf ben andern, fo bringt U. benfelben nicht in innere Verbin⸗ 
bung mit ber von ihm behaupteten juriftifhen Natur der Anhaberpaplere; 
zwar hälter bie „Entbehrlichkeit und Ausgefchiebenbeit ber fpeziellen Cauſa für 
bie (unentbehrliche) Vorausſetzung (?) ber freien Begebbarkeit®); doch kann 


*) ©. 69. Note 12. S. 100. 
..\ 5,86. 87. 96. 97, 
“u, S. H8 ff. 
+) Ueber daB Weſen und He Form bed Literalkontrakts ꝛc. S. 77. fig. 
+r) Vie Anerkennung als Verpfſichtungsgrund 6. 56. Note 8. 
+r}) 4. 82. 68. 
1) Am Archiv für Wechfelrecht V. €. 257-261. 
2) a a. O. ©. 402-412. 
8) Zeitichr. für deutfches Recht XIV. ©. 835. 
4) a. a. O. ©. 266. 
5) ©. 102. 
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dieſe letztere nach feinen Ausführungen nicht in dem Weſen ber negatio⸗ 
formellen Verträge, ober auch nur ber einen Gattung derſelben, ber Literal⸗ 
Tontrafte, iegen, wie die nad U. zu ben erftern gehörigen Bürgfchafts: und 
Delegationsverträge und das zu ber zweiten zähblenbe Rektapapier beweiſen, 
bei welchen jene Begebbarkeit außgefchloffen if, und ſchließlich führt N. 
felbft die freie Mebertragbarkeit nur auf bie Klaufel: „an den Inhaber” zu⸗ 
rüd*). Den Erörterungen über das Princip, auf welchem ber Verkehr ber 
D. und 3. P. beruht, wird gleihfan als Einleitung eine Abwehr ber in 
neuerer Zeit in verfchiebenen Wendungen und Mobifitationen aufgeftellten 
Anfiht vorausgeſchickt, nach welcher bei J. P. von Anfang an nicht einer 
individuell beftimmten Perfon, fondern einer unbefchräntten Anzahl von 
Perſonen verfprochen werbe, bie erft noch burch anderweitige Verbältnifie 
zu beftimmen jeien. Dem gegenüber wirb behauptet, ber Literalloutralt, 
aus welchem bie Obligationen auf J. hervorgehen, werbe che atvifchen dem 
AUnzücher unb ben Lfonfrete) Smplänger „bed Papiers geichlofien **), 
nach welcher Auffaffung als bie an fich denkbaren Formen und Mittel ber 
Mebertragung hervorgehoben werben Zeffion ***), Behandlung bed For⸗ 
derungsrechtes als eines mit bem Papier verfnüpften Realrechtes und end: 
lich Novation. Die erfte führt zu Mefultaten, welche mit ben anerfannten 
und notwendigen Grunbfägen über J. P. in MWiberforud fliehen, das 
zweite Auskunftsmittel wird für civiliſtiſch unmöglich erflärt}), und fo 
foßt U. den Pebergang ber J. P. als Novation_auf. Den gleichen Ge: 
banfen hatte ſchon früher KCuntze tt) kurz geäußert nnb zwar in ber Art, 
daß er behauptete, kraft pofitiven Rechts fei bei 3. P. mit dem Beſtitzwech⸗ 

fel Novationgeffeft verbunden. U, fieht in diefer Berufung auf das pofitive 
Recht eine Erklärung mittelft des zu Erklärenden, und hält es für unrich⸗ 

tig und unmöglich, dem Beſitzwechſel fo ohne Weiteres Novationseffelt bei: 
zulegen +}}); bie auch nad feiner Anficht allerdings anzunehmende Rova: 





*) ©. 109. 
*e) ©, 102— 108. 
ee) Gine Singularfucceffion in Obligationen hält N. zwar für möglich, 
findet fie aber in ber Geifion, ber fie alfo nicht entgegengefeht wer⸗ 
ben kann. „Dan kann darüber zweifeln, ob bie Geffion eine Gin: 
gularfucceffion fei: aber fo viel ift gewiß, daß, wenn ed eine Gin: 
gularfucceffion in Obligationen gibt, die Singulsrceffion eben bie 
Ceſſion if.” (S. 48. vergl, ©: 40, Note 4.). 
+) ©. 109. 110. 
++) Obligation und Singularfucceffion ©. 288. 
) ©. 120. Note 26. 
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tion führt, er vielmehr auf eine Delega tion zurlid *), Außer bem ab⸗ 
fracten Berfprecdhen zu Telften, verfpricht nämlich ber Ausſteller noch weiter, 
ec werbe mit ber von bem Nehmer zur bezeichnenden Perſon ben novirene 
den Vertrag abichliegen **), und zwar wird in Uebereinftimmung mit bem 
oben Bemerkten angenommen, das Verſprechen werbe bem erflen Rehmer 
perfönlich gegeben, jo baß bei einer Weigerung bed Ausſtellers, bie vers 
ſprochene Novation zu vollziehen, nur ber erſte Nehmer oder in deſſen 
Mamen ber Delegatar gegen ihn Tagen könnte”). Zur Umgehung bdiefer 
und anderer Inconvenienzen, welche durch bie nach dem Begriff ber Dele⸗ 
gations-Novation gebotene jebesmalige perfönlihe Mitwirkung des Schulb: 
ners entfliehen, dient das Auskunftsmittel, ba ber Nehmer bed Papierd zu: 
glei als Stellvertreter des Ausftellerd aufgefapt wird und demnach in ber 
Vchergabe des Papier? an einen neuen Nehmer nicht bloß feine eigene, 
fondern zugleih im Namen bed Schuldner auch deſſen Einwilligung in 
bie Novation ausſpricht. Der neue Inhaber befinde fih dann wieber in 
ber gleichen Lage u. f. f.}). Der Unterſchied zwiſchen I. u. O. P. befteht nur 
berin, baß bei den erftern die Delegation in ber gefchilberten Weife burd) 
daB formlofe Geben und Nehmen bed Papiers zu Stande kommt, wäh 
rend bei den letztern noch ber fchriftliche Aft bes Indoſſamentes hinzutre⸗ 
ten muß tr). Das Geſammtreſullat feiner ziemlich komplizirten Theorie 
faßt U. Ft) in den Sätzen zufammen: „In ber Ausftellung eines J. o. 
D. Papiers liegt ein Dreifaches: ein abftracteß Leiftungsverfprechen an ben 
Nehmer des Papiers ; das ſich fortpflanzende Verfprechen, bem vom jeweili⸗ 
gen Gläubiger bezeichneten Delegatar zu promittiren; endlich bie Ertheilung 
einer ſich fortpflanzenden Vollmacht im Namen des Schuldners mit bem 
Dritten ben novirenden Vertrag abzufchlichen. In ber Mebertragung eines 
J. o. O. P. liegt ein Doppeltes: Die Erflärung ber Ginwilligung be 
Deleganten in bie Delegation und zugleich der Abſchluß bes bie Delegation 
perfizivenden novirenden Vertrags durch den Deleganten im Namen bei 
Delegaten”. Unberührt bleibt von U. bie Frage, woburd ber Nehmer zum 
Stellvertreter des Ausſtellers wird, ob durch ſtillſchweigende, alſo möglicher 
Weiſe in concreto nicht vorhandene Uebereinkunft, oder unabhängig von 
bem Willen ber Partheien kraft mobernen Gewohnheitsrechteß; unb unbe 
rührt bleibt ferner die unmittelbar vorber von U. ſelbſt angeregte Schwierigfeit: 





*) 6, 111—122. 
") 6. 112. 

) 6. 114. 

4) ©. 114, 118. 
h 6. 117-122, 
+4) €. 116. 
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daß ber Ausſteller zunääft nur dem erflen Nehmer perſönlich verpffichtet iſt, 
miihin, wenn er ſich weiterer Delegationen weigert, nur von dieſem und Na» 
mens feiner, nicht aber von fpäteren Delegataren kraft eigenen Rechts gegen 
ihn geklagt werben Tann; wenigftend hat U. es unterlaffen, zu zeigen, mie 
aus ber Vollmacht, bie nach feiner Anficht dem Nehmer burch ben Ausfteller 
ertheilt wirb, ein unmittelbare eigenes echt ber fpäteren Delegatare hervor⸗ 
gehen könne. — Während U. nach bem Bisherigen in ber Uebertragung 
der J. u. O. P. im Wefentlichen Leine Ausnahme von ben gewbhnlichen 
Regeln, fonbern nur eine eigenthlimliche Anwendung berieben fieht, kann 
er doch zur Durchführung feiner Theorie im Einzelnen ber Hilfe pofitiver, 
fpegiell hierher gehörigen Rechtsſätze nicht ganz entrathen. Geine Theorie 
führt nämlich dahin, daß der Inhaber bes Papierd nur bann berechtigt iſt, 
wenn er badfelbe durch eine zufanımenhängenbe Meihe von Delegationen er⸗ 
halten bat, deren erfte von bem urfprünglichen Nehmer, die zweite von bei: 
fen Delegatar u. f. f: ausgegangen ift. Gleichwohl verfhont 1. beit In⸗ 
aber mit bem Beweis, daß fi bie Sache wirklich fo verhafte, weil kraft 
poftiven Nechtöfahed ber Inhaber burd ben Beſit als Gläubiger legiti⸗ 
mirt werbe. Es fol bieß Feine Rechtsvermuthung fein, weil nicht von ei: 
nem ungewiſſen Factum auf ein ungewiffes Factum, fondern von einer ge» 
wiſſen Thatfache auf eine behanptete Berechtigung gejchloffen werde; übri⸗ 
gend wirb namentlich dem Ausfteller ber Gegenbeweis geftattet, der Inha⸗ 
ber ſei bloßer Depofitar und Eommobatar, er habe das Papier geftohlen ober 
geraubt, er babe es von einem zur Delegation ımfähigen Vormann, 3. B. 
einen Wahnfinnigen erhalten u. bergl. m. Verpflichtet zu biefer Gegenbes 
weisführung tft aber ber Ausfteller nicht, d. 5. wenn er bona fide an ben 
Inhaber zahlt, ift er Liberirt, follte auch biefer Inhaber nicht ber Berech- 
tigte gewefen fein. Auch biefe Entſcheidung wirb auf bag pofitive Gewohn⸗ 
heits⸗ und Geſetzesrecht geitüht, das aber eben fo wenig wie ber anbere 
oben angeführte pofitive Rechtsſatz weiter belegt wird *). Die Uſche An- 
ficht einer auf Delegation beruhenden Novation hat bereits unbebingten 
Widerſpruch erfahren burdy Renaud **), und wenigſtens gegen bie Dele⸗ 
gatlon, Übrigens unter Anerlennung ber Novation haben fi erflätt, Divote 
zak **) und Kuntze F). 

Nachdem bie rechtliche Natur ber J. PB. burch bie beiden Säte be: 
fimmt ift, fie feien Literalfontrafte ohne materielle causa debendi, unb 
ber Uebergang bed Forberungsrechtes geſchehe auf dem Weg einer durch 


*) 6. 128-132. 

Haan Q. S. 412—41b. 
0a O. S. 267—269. 

}) In ber frit. Zeitſchr. IV. S. 607 u. in feiner Lehre v. d. 3. P. ſ. unten, 
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Oelegatlon vermittelten Novativn, läßt N. in dem letzten Abſchnitt feines 
Werkes no eine Reihe von Erörterungen über die einzelnen Rechtsverhalt⸗ 
niſſe bei J. P. folgen. Es wirb babet, wie ſchon oben bemerkt, keine Voll» 
ſtändigkeit erſtrebt, ſondern weſentlich nur eine genauere Ausführung ber 
vorher aufgeftellen Prinzipien bezweckt, bie erft durch dieſe Detailerörterumn: 


gen ihr volles Licht erhalten. Zunächſt wird die Bebeutung bed Papier 


bei J. P. bahin beftimmt, es fei Bebingumg ber Entſtehung ber Obligation, 
ferner Bedingung ber Uebertragung der Forderung durch Delegation, über: 
bieg Berweißmittel für die Entflehung ber Obfigation auß dem Literalfon: 
trat, und legitimire endlich ber Inhaber als Gläubiger; bagegen fei ed 
nicht Bedingung für das Beſtehen der Obligation, mithin bie Amortifation 
untergegangener J. P. durch die Conſequenz bes Rechtsverhältnifſes, 
nicht blos aus Billigkeitsrückſichten geboten, und eben fo wenig ſei das 
Papier unerläglich notäwendig für bie Geltendmachung des Forderungsrech⸗ 
tes *). Unter ber Ueberſchrift Legltimation des Inhabers bir ben Befih”. 
werben fobann die beteits mitgetheilten Sätze vergetragen, daß ber 
Beſther als folder als Gläubiger Yegitimirt fei, daß zwar ber Ausſtellet 
ben Gegenbeweis ber Nichtberechtigung führen dürfe, aber burch eine in gu: 
tem Glauben geleitete Zahlung ar ben Inhaber Tiberirt werbe, ſollte die⸗ 
fer auch nicht ber wahre Gläubiger gewefen fein. Die Gefahren, melden 
folcher Geſtalt ber Forberungsberechtigte ausgeſetzt ift, führen ben Verfaſſer 
zu einer Unterfuchung ber jenem bagegen zu Gebot fließenden Mittel, unb 
bier wird die Behauptung aufgeftellt, dadurch, daß ber Gläubiger, dem das 
Papier abhanden gefommen, ber Ausfteller bavon benachrichtige, werde bes 
wirft, daß Ledterer ar ben zur Zahlung präfentirenben neuen Inhaber nicht 
zahlen bilrfe, vielmehr bem Verlierer Anzeige davon machen müſſe, um bems 
ſelben Gelegenheit zur Prinzipalintervention zu geben; ja ber Gläubiger 
fet, wenn er feinen früheren Beſitz und ben unfreiwilligen Verluſt des Pa⸗ 
pieres befcheinigt habe, fogar vom Schulbner Zahlung gegen bie cautio de- 
fensum iri ober die cautio indemnitatis zu verlangen befugt. Die Amorti⸗ 
getion abhanden gefommener 3. P. wird als partiknlarrechtlich bes 
zeichnet 7. An dieſe Betrachtungen ſchließt ſich eine Unterſuchung übet 

Eine wahre Vindifation wird, namentlich 
nach 7584 Borgang, für unſtatthaft erklärt, weil das Papier als 
Sache werthlos, für ben von bem Gigenthümer mbglicher Weife ver 
ſchiedenen Forberungsberechtigten aber won fo eminenter Bedeutung fei, daß 
bag Eigenthumsrecht an dem Papier aus bem Spiel zu laffen und ber 
Satz anfzuftellen fei: wer das Recht aus bem Papier hat, ber hat auch das 
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Recht auf das Papier. Der wahre befipenbe Släubiger Tann fi bemnadh 
gegen bie Vindikation des Papiereigenthümers mit einer exceptio doli ſchũ⸗ 
tzen, und hat, wenn er den Beſitz verlor, in Folge ſeiner Gläubigerſchaft 
eine Klage gegen jeden Beſitzer des Papiers, weil und inwiefern derſelbe 
nicht Gläubiger iſt. Die Klage beruht alſo auf einem obligatoriſchen Fun⸗ 
damente, gebt aber gegen jeden Dritten, iſt eine ſ. g. actio in rem scripta. 
Diefe Sätze in Verbindung gebracht mit der U.'ſchen Delegationstbeorie er» 
geben bad Refultat, daß bie Klage gegen denjenigen, welder das J. P. von 
einem Nichtberechtigten übrigen? bona fide erworben bat, mit Erfolg ange 
ftellt werben kann, ba er nur burch zufammenhängende hier nicht vorhandene 
Delegationen bätte Gläubiger werben können. Der Kläger legitimirt ſich 
durch ben Nachweis feines früheren Befites und bat überbieß bie auch für 
den Beflagten durch befien Beſitz begründete Legitimation durch Gegenbe: 
weiß zu entfräften, daß ihm z. B. das Papier geftohlen worden, daß er es 
nur beponirt babe u. bergl. m. Mebrigens erfennt U. an, daß in ben 
beutfchen Gefeßgebungen eine Tendenz zur 'Ausfchliegung ber Klage wenig⸗ 
ſiens gutgläubigen Erwerbern bes Papierd gegenüber fich geltenb made, 
nur fei diefer ben Verkehrsbedürfniſſen entiprechende, aber ber juriftiichen 
Natur bes Verhältniffes widerfprechende Grundſatz, ber eben deßhalb pofitiver 
Sanction bebürfe, noch nicht ein allgemeines deutſches Gewohnheitsrecht gewor⸗ 
ben *). Schr intereffant find die Erörterungen des Verfaſſers über bie Einre⸗ 
ben, beren ſich der Auöfteller eine 3. 0.0. P. bedienen fann; obgleich nämlich 
bei benfelben abfihtlih von einer materiellen causa debendi abftrahirt wirb, 
fo übt doch zur glüdlichen Vermeidung eines rohen und hölgernen Formalismus 
ber Beftand bes materiellen Verbältniffes einen wichtigen Einfluß auf die Wirk⸗ 
ſamkeit ber formellen Obligation, indem biefe aus Mangel ber causa mit der 
exceptio doli ober die condictio sine causa angefochten werben kann. Doch 
ift dieſes Anfechtungsrecht ſtreng perfönlicher Natur, mithin, wie [on nad) röm- 
Recht dem Delegatar, fo nach heutigem bem fpäteren Nehmer ober Indoſ⸗ 
ſatar gegenüber sicht begründet, Diefe Grundſätze werben. an einer Reibe 
einzelner aus bem römifchen Recht entlehnter Fälle erörtert und bamit fehr 
gewichtige Argumente für bie befanntlih beftrittene Anſicht geliefert, daß 
namentlich die except. S. c. Maced. und Vellej. wenigſtens bem erſten Neh⸗ 
mer eined J. 0. DO. P. entgegengefet werben Tünne Die Einrebe, welde 
bem jebigen Inhaber gegenüber begründet find, läßt U. alle unbebingt zu, 
namentlih auch bie von Manchen für unftattbaft gehaltene Compenſations⸗ 
eintede **). — In bem Abfchnitt von der Zahlung verfuht U. haupt: 
jählih eine eigenthümliche Begründung des befannten Gates, daß ber 
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Schulbner buch Zahlung nur dann liberirt werde, wenn ihm das Pa: 
pier zurücigegeben ober vernichtet, ober wentgftend die geichehene Zahlung 
auf bemfelben bemerkt worben fei. Der Grund dieſes Rechtsſatzes ſoll barin 
liegen, bag ber Ausfteller dem Nehmer bie Vollmacht ertheilt Babe, Namens 
feiner den novirenden Vertrag abzufchließen unb ba dieſe Vollmacht Dritten 
gegenüber fo lange nicht für wiberrufen gelten könne, als dieß nicht aus 
bem Papier ſelbſt erfichtlich fei *). Eine ſehr forgfältige Erörterung wibmet 
ſodann ber Berf. ber Frage, inwiefern das Geben eines auf eine Geldſumme 
Iautenden 3. 0. O. P. für eine bereits beſtehende Geldſchuld eine (privative) 
Rovation berfelben bewirke, inbem bie verichiebenen hier möglichen Fälle 
getrennt unterfucht und entjchieden werben **), ımb zum Schluß endlich 
wird in wenigen Säpen bie Behauptung ausgeführt, daß auch Pri⸗ 
vatperfonen befugt feien, ohne Stantögenehmigung J. PB. auszuftellen, da 
in denfelben nicht fowohl eine Abweichung von ben Regeln des gemeinen 
Givilrechts, als vielmehr nur eine eigenthümliche Anwenbung berfelben ent: 
halten fei. Tas Verbot, nit bie GSeftaltung der J. P. fee ein befonberes 
Geſetz voraus *"*). 
Auf völlig anderem, ja gerabezu entgegengefehtem Stanbpunft wie 
U ficht Bellen in feinem Auffap über Gelbpapiere. Dieſer Gegenſatz ift 
zunächft ein &ußerlicder, indem B., wie fchon ber Titel feiner Abhandlung 
anzeigt, ben zu unterfuchenben Gegenſtand anders unb zwar weſenilich en⸗ 
ger abgrenzt als U.; während biefer nur von einer gleichmäßigen Berüd: 
fihtigung aller mit der Inhaberklauſel vorkommenden Urkunben eine rich⸗ 
ige Löfung bed Problems erwartet, Hält B. umgekehrt eine Unterfcheibung 
der verfchiebenen Arten biefer nur in äußern Beziehungen einander ähneln: 
den Papiere für nothwendig, um zu richtigen Refultaten zu gelangen +). Wichti⸗ 
* noch iſt der innere Gegenſatz zwiſchen beiden Schriftſtellern, von welchen 
U möglichſt genau an bie im römiſchen Recht feftgeftellten Begriffe ſich an⸗ 
fließt, während B. wenigftens für bie von ihm behandelte Art ber J. P., 
bie Melbpapisze ben Vorrath römifcher Rechtöbegriffe und Nechtsregeln für 
ſchlechthin ungenügenbweutärt +4), ben entfprecdend in feinen kurzen Tritis 
ſchen Erörterungen über abweichende Anſichten nur zwei Hauptgruppen, eine 
tanınuifizende (Savigny, Nenaub, Unger, Thsol) und eine von 
ben römifchen Recht ſich loagggende (Bluntihli, Befeler, Gerber, 
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Hering) unterſcheidet *), unb bie unnermeibliche jelbkflänbige Konftruitien 
mit Hilfe ber einzelnen bereits feſtſtehenden Saätze über J. P., und, mo 
diefe nicht ausreichen, burch DBerüdfichtigung ber Ölsrromifchen Natur derſel⸗ 
ben unternommen wiflen will **). Zur Vervollſtändigung ber Gegen- 
fühe zwifchen B. und A. bemerken wir endlich noch, daß Erſterer bie eigen- 
thümliche Urt, mie das im Geldpapier gelegener Forberungsrecht von 
einem von dem andern übergeht entſchieden als den wichtigſten Punkt auffaßt, 
und auf die von U. vorangeſtellte Frage, ob bier ein materieller ober ein For⸗ 
mallontralt vorliege, in dem bisher veröffentfichten Theil feiner Arbeit gar 
nicht eingegangen if, und nach der bereitö mitgetheilten Ueberficht über bag 
Folgende biefem Punkte jedenfalls nur eine untergeorbnnete Beachtung zu⸗ 
gedacht zu fein fcheint. B. theilt nämlich feine gefammste Arbeit in folg. 
7 Abichnitte: I. Ucherblid ber verſchiedenen Unfichten von ber rechtlichen 
Ratur der 3. B.: II. Entwidelung der eigenen Anficht; EU. Umgrenzung 
des Mebitis, auf das biefe Anſchauung zu beziehen if; AV. bie Herflel- 
Inmg ber @elbpapiere; V. bie rechtliche Stellung des Inhabers; VIE. bie 
einzelnen auf Gelbpapiere bezüglichen Nechtsgefchäfte; VIEL bie Aufhebung 
der rechtlichen Wirffamleit diefer Papiere. Bis jebt find mur bie brei erſten 
an. veröffentlicht. In ben kritiſchen Unterfuchungen des erften, welche 
bereit3 bie umfaſſendere Arbeit U.'s vor fi hatten, ift noch weniger als 
bei dieſem nach erihöpfenter Volftänbigfeit oder gar bogmengefchichtlicher 
Dorfiellung geſtrebt. Nur ber bereits bezeichneten Sıhriftfieller wirb aus⸗ 
drücklich gedacht und auch unter ihnen nur bei breien, Thöl, Gerber umb 
Shering etwas ausführlidder verweilt. In unferem weiteren Reſerat fel- 
Ien wir ben IH. Abfchnitt, welcher den zu behandelnden Gegenſtand be⸗ 
fimmt, dem U. voran, in welchen das leitende Prinzip entwidelt wird. 
Buben. Melbpapieren rechnet B. biejemigen, mefl.aber nicht nothwendig 
auf sine Gelblunsme_Iouieuben. J. P., welche dem Jehhafleftenn-Meräehr bes 
beren Nuten weniger barin befteht, daß fie dereinſt gegen ben 

Schuldner zu realifiven, ala daxin. hof fie in jedem Wugenblid beliebigen 
Driteu gegenüber gu neriveziben find ***) Darnach werben als nidt 
/bieher gehörig außbrüclich bezeichnet: Lotterieloofe, Eiſenbahnbillets und 
Poſtſcheine, Theater: und Eoncertbilleis, Einlaflarten zu andern Worſtel⸗ 
fungen, Eß⸗ und Xrinflartn m. a. }). Zweifelhaft erſcheine bie 
Natur derjenigen . g. Partialobligationen, bei welchen ber Darlehnsgeber 
eine Hauptobligation auf feinen Namen erhalte und dann Partielobligatio- 
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new a. J. qußfiche und begebe; hoch werben biefe Obligationen aus bem 
Bereich ber eigentlichen Geldpapiere ausgeſchloſſen, wamentlich mit Nüdficht 
ouf ben foriwährend als Mittelauann thätigen Darlehnageber unb (mitten: 
ten bee Partislen. Die Stellung ber Iektern a. J. macht fie nur einer 
freien, nicht dem römiſchen, wohl aber unferem heutigen Recht befannien 
Ceſſion jahig, heran rechtliche Exiſtenz und Ratur nachzuweiſen einer anbern 
Gelegenheit porbehalten wird. Die Partialen⸗Inhaber gelten demnach als 
Ceſſionare, Gegenbeweis jedoch vorbehalten, d. h. der Inhaber iſt in der 
That nur baum herechtigt, wenn er das Papier unmittelbar von dem erſten 
Nehmer oder mittelbar durch eine unnnterbrodgene Reihe von Rechtsgeſchäften 
erhalten bat; inreben ax persona cedontis unb aus ber 1. Anastasiana 
find aber wicht zuläffig *). Zu ben Gelbpapieren werben zunächſt gerech⸗ 7. 
net bie zindtragenden Stantöfchulbicheine, Renten: und Pfanbbriefe, Schulb- 
verſchreibungen inbufirieller Verbindungen **), ferner Zinskoupons und 
Boufunisn, hei denen aber auch eine andere jurifiifche Behandlung benkbar 
wäre, bei erſiern, weil bei ihnen auf alabaldige Einlöfung am Berfolltermin 
gerechnet wirb, ohne daß fie als felbfifländige Verkehroſtücde zu dienen be 
ſimmt find, bei den zweiten, weil fie nicht durch bie Augsſicht auf Zinſen, 
ſendern nyr hurch ben Doribeil, ein fo gern genommene& Tauſchmittel in 
Händen zu haben, von ber alsbaldigen Rückkehr zu den Ausgeber abgehal« 
ten gh⸗ und im Verkehr erhalten werben; deßhalb koönnten fi eigenthüm⸗ 
liche Normen über ben Verkehr mit denſelben bilden, was aber bis jetzt 
nicht geſchehen if ***). Endlich wich auch bad eigentliche Papiergeld zu 
den Gelbpapieren gerechnet, weil und inwiefern eine Einlöſunggspflicht be⸗ 
ſtehe; daß es daneben auch bie rechtliche Eigenſchaft von Geld habe, hebe 
ben Gharafter eines Geldpapiers uicht auf: das Weſen bes Geldes - aber 
wird darein geſetzt, daß es nöthigen Falls ſelbſt gegen ben Willen bes Gläu⸗ 
bigers zur Zahluug einer auf Geldwerth gehenden Schuld benutzt werden 
kann, im Gegenſatz zur datio in solutum, daß durch Weigerungsannahme 
der Gläubiger in mora verſetzt und der Schuldner zur gerichtlichen Depo⸗ 
fition befugt und durch dieſelbe liberirt wird. Was Gelb in dieſem Sinne 
fein fol, beftimmt der Staat; er kann diefe Eigenichaft wie Metallftüden, 
fo auch Geldpapieren beilegen, mit Zwangskurs, fo daß fie ala Gelb nach 
ihrem Nominalwerth, und ohne Zwangskurs, fo daß fle zwar auch als 
Gelb, aber nur nad) ihrem Tageskurs angenommen werden müſſen }). — 
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Im Webrigen bält 8. eine vollſtändige Aufzählung aller J. ®., bie Gelb: 
papiere ober nicht Geldpapiere feien, nicht für nötbig — es genüge an Feſt⸗ 
ſtellung des entſcheidenden Kriterium — ja nicht einmal für möglich, ba 
über Nacht nee gleichgeartete Gebilde entftehen Tönnten. So bleibt 3. B. 
bie wichtige Frage ungelöft, mohin bie. Actien a. J. gehören; B. ſcheint fie 
zu ben Nichtgeldpapieren zu vechnen, lehnt aber eine beftimmte Entfcheibung 
ausbrüdtih ab, weil diefe von ber noch nicht feftftehenden rechtlichen Natur 
ber Actiengefellfchaft abhänge *). 
: Die juriftifcge Natur ber Gelbpapiere wirb von B. babin befiimmt, 
i daß bei benfelben das Papier ſelbſt als Subject bes Forderungsrechtes er: 
ſcheine und der jeweilige Inhaber nur dieſes willend: und handlungsun⸗ 
- fähige Subject vertrete, ohne felbft Gläubiger zu fein. Dieſes Vertretung: 
recht, auch jus possessionis genannt, wirb erworben durch gutgläubigen 
Beſitzerwerb bed Papiers, verloren durch freiwillige Beſitzaufgabe ober aber 
dadurch, daß ein Dritter wider ben Willen des früheren Beſitzers bona fide 
ben fraglichen Beſitz bier fich erwirbt**). Wenn übrigend bag Papier zum 
Subject ird, fo ſoll damit nichts anderes 
gejagt fein, als das letztere fei an bag erſte als Bebingung feiner Eriftenz 
in der Art gelnüpft, wie zur Eriftenz eines echt? ein Subject borausge- 
fett wirb, ein weiteres Subject als das Papier ift nicht anzunehmen, wos 
buch ſich alfo bie Gelbpapiere z. B. weientlih von den Prädialſervituten 
unterjcheiben*”*). Das Wefentliche ber Anficht wird nur darein gejebt, ba, 
wer als Inhaber bed Papiers Zahlung zu verlangen berechtigt ift, nicht 
als wirklicher, auch nicht als präfumtiver Gläubiger erfaßt werde, und daß 
das Papier als dasjenige gelte, von dem bie Foridauer bed vorhandenen 
Rechts abhänge, unb das allein bie Befugniß zur Ausübung bed Rechtes 
geben Töne. So könnte auch von denjenigen, welde bie Möglichkeit ber 


Ken kommt, beſtimmt basfelbe Ähnlich wie B. er weicht aber barin 
von biefem ab,baß er ben Staat zur Einlöſung bes P. ©. nicht ju⸗ 
riftifeh, fondern nur „finanziell* für verpflichtet Hält; mit dem P. G. 
fei Fein Forderungsrecht verbunben, dasſelbe vielmebr wie Metallgelb 
Tediglih Sache, und darum nicht ben J. P. beizugefellen. Da⸗ 
gegen bält U. die reine Sacheneigenfchaft bes Geldes, obgleich er fie 
zunächſt unter befien Kriterien anführt, doch nicht für wefentlich, 
zählt vielmehr auch die Banknoten, bei benen er ein Forderungsrecht 
anerkennt, zu dem Gelb. (S. 6 ff.) 
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Eriftenz eines Mechtes ohne Subject behaupten, bie Formel dahin gefaßt 
werben, bei @eldpapieren handle es fi um eine Forderung, bie eigentlich 
ohne Gläubiger beſtehe, die aber, fo lange das Papier eriftire, behandelt 
werbe und realifirt werben könne wie bie Forderung eine® Gläubiger und 
zwar von dem, welchen das Papier nicht etwa zum Gläubiger, fonbern zum 
Vertreter bed nicht vorhandenen Gläubigers made”). A Grinbemfür 
feine Anficht macht B. zunächſt die einzelnen über Gelbpapier feſtſtehenden 
Rechtsfäge und dann. die dlonomiſche Natur derſelben geltend, woburd die 
Möglichkeit jeder andern Auffaffung ausgefchloffen werde. Zu jenen werden 
namentlih bie Säbe gerechnet, daß die Anfprüce bed gegenwärfigen In⸗ 
habers wegen ber Rechtsverhältniſſe ber Vorinhaber in Feiner Weife ver: 
kümmert werben bürfen, daß namentlich ber gutgläubige Beſitzer berechtigt 
if, aud) wenn er von einem Unberedtigten erworben hat, und, was bamit 
in Zufammenbang flehe, ihm gegenüber bie Vindikation bes Papier aus: 
geſchloſſen iſt*). Daraus wird gefolgert, dag ber Webergang bed Forde⸗ 
rungsrechtes bei Beldpapieren auf Feinerlei Art von Succeffion beruhen könne. 
Alaeſtſtehend werden Amnesie Güte angenemmen daß Confufion ober 
Dereliction bed Papierd bie Obligation nicht aufheben, daß ber Inhaber 
nur bie Zahlung zu forbern und anzunehmen befugt fet, im Webrigen aber 
über die Forderung an ſich nit unmittelbar, fondern nur mittelbar durch 
Einwirfung auf das Papier, wie jeber Dritte auch, verfügen könne, und 
daß nur die auf bem Gelbpapier vermerfte Zahlung, keine andere, Auf⸗ 
bebung ber Schuld bewirfe***); aus allem bem gehe hervor, ba ber Inhaber 
nicht felbft Gläubiger fei und bag das Papier über das Schidjal ber For⸗ 
berung, Sein ober Nichtfein defjelben entſcheide. Endlich wird als ein zwar 
vou_hen_ Ieifien miberfpsodieneer aber durch bie öfonomifche Natur ber 

Mt, bie eigenthüm: 
lichen Rechtsverhältniſſe ber Gelbpapiere nähmen ihren Anfang ſchon mit 
vollendeter Herftellung, nicht erft mit ber Verausgabung, ber Auffteller babe 
alfo das ihm geftohlene, aber von einem gutgläubigerr Befiker präfentirte 
Papier einzuldfen, eine unentbehrliche Vorausſetzung, um dem Papier fein 
Lebenzelement, ben Credit, zu beivohren; ber Inhaber müffe ſicher fein, keinen 
andern als ben aus bem Papier erfichtlichen Einreden ausgeſetzt zu fein, 
ob baffelbe aber urfprünglich gefiohlen worden, könnne man ihm nicht an⸗ 
fehenz). Die Folgerungen aus biefen Süßen find die gleichen wie bei ben 
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oben zulegt befprocdenen. — B. begnügt ſich aber nicht damit, feine Huf: 
faffung als das nothwendige Nefultat, bezüglich als bie einzig mögliche, abet 
auch genügende Erflärung ber eben mitgetheilten Sätze Binzuftellen, die 
theils unbefiritten, theils wenigftens nicht mit Erſolg Bbeflreitbar*). feien: 
fonbern er fucht auch birect die innere Möglichkeit und Wahrhelt feiner An⸗ 
ficht darzuthun. Zu biefem Zwecke wirb zunädk tn längerer Erörterung 
ausgeführt, ba Sachen, wenigſtens in ber von ihm angenommenen bes 
Iäränkten Weife, Gubjecte von echten fein konnten e), und ſchließlich 

Zwesden analoge, im pofltiven Necht anerkemnte Falle namhaft gemacht; 
biecher gehören namentlich bie act. pluv. arc., fofern fie nach einer zwiſchen⸗ 
liegenden Gonfufton oder Derstiction von dem neuen Befiber gegen den Uns 
leger des ſchaͤblichen Werkes als folgen (megen ber Anlage nicht wegen des 
VBeſtehens bea Werkes) alıf Wegnahme und Entſchädigung gerichtet werben 
dürſe, was freilich zweifelhaft fei***); und hierher wird ferner ber Fall ge 
rechnet, wenn ein Realrecht in ein Grundbuch eingetragen worden, welches 
durch Dereliction des herrſchenden Grundftildes oder Konfuſion wenigſtens 
nach denjenigen Partilularrechten nicht untergehen Fönne, nach welchen and 
eingetragene Hypotheken durch Confuſion nicht erloſchen; jenes Realrecht 
ſtehe demnach nicht einer Perſon, fondern wirklich dem Grundſtück ſelbſt 
zur). — Daß B. die Detailausführung feiner Anſicht noch nicht mitge⸗ 
theilt bat, iſt bereits bemerkt. 


J. Jolly. 
Gortſetzung jolgt tt). 


ſtellers erfi durch ben Vegehungsmertrag;; iſt ihm aber gegen feinen Willen 
jedoch unter eigenem Berfhulden das ausgefertigte 3.0. D. P. 
abhanden gekommen fo haftet er den Dritten gutgläubigen Beſiher 
eine poſitivrechtliche (wirklich gemeinrechtliche ober nur oͤfter vor⸗ 
kommende?) Begunſtigung dieſes Dritten im Intereſſe bes Verlehrs 
mit J. o. D. P. (S. 126. Note 8.) 
*, ©. 298 — 296. 
*) &. 296 — 802. 
0) ©, 802 u. 808. 
+) S. 804. 
++) Die Fortfegung, welche bie Monographie von Kuntze behandelt, folgt 
Im nächſten Heft: 0.9 
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-W. Julius Herrmann Beſchorner, koͤnigl. Sächſ. Bis 
nanzproeurator und Rechtsanwalt in Tredden. Das Deut: 

Ihe Eiſenbahnrecht, mit bejonderer Berüdfichtigung des 

Aktien⸗ und Expropriationsrechtes. VIII. 3196. 8. Er⸗ 

fangen 1858. Ferdinand Ente. 

Nach ben Vorgang Engllicher und Franzoͤſiſcher Jurifien beginnt men 
auch in Deutſchland die auf bie Verhältniſſe ber Eiſenbahnen beztglüchen 
Rechtsregeln ſyſtematiſch georbnet darzuftellen. Der Nupen folder Arbeiten 
ift einleuchtend. Für ben Geſchäftsmann, ben Abvocaten, ben Verwaltungs 
beamten find fie wilffommene Handbücher, bem Gefehgeber und Staatsmann 
vermögen fie die Kitchen wie bie Mängel des beftehenben Rechts aufzuteilen. 
Auch der Wiffenfchaft koͤnnen fie bienlich fein, indem fie eine große Zahl 
von Inſtituten des öffentfichen unb bes Privatrechts unter einem praßtiichen 
Geſichtspunkt verbinden, und fo nicht allein deren gegenjeitige Beziehungen 
aufbellen, fondern auch anf bisher unbeachtete wirthſchaftliche wie jurifiifche 
Seiten berfelben aufmerffam machen. Selbftverftänblih indeflen wird fi 
‚ein ſolches Werk auf diejenigen Rechtsinſtitute befchränfen müflen, welche in 
biefem Zufammenbang eine eigenthiimliche Seite barhietn, unb ſoweit dieſes 
ber Fall ift. 

Das erfte Merk diefer Art ift das Preußiſche Eiſenbahnrecht 
von Auguft Beffel, Advocat Anwalt am Rheiniſchen Appellationsgerichts⸗ 
bofe zu Chln und Eduard Kühlmetter, Megierungsaffeilor und Spe⸗ 
cialbirector der Coln Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. Th. I. Chin 1866. 
Th. I. Cöln 1857, welches in 14 Gapiteln bie Lehre von ber Begründung 
der Eifenbahngefellihaften; von dem Grunderwerbe und ber vorübergehenden 
Bernupung fremder Grundftüde; von den Verpflichtungen der Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften den an bie Bahn angrenzenden Eigenthümern gegenüber ; 
von dem Bar ber Bahn; von ber Orgenifation ber Verwaltung; vor 
dem Betrieb ber Eifenbahnen; von ben auf das Eiſenbahnweſen bezüglichen 
Strafgefeßen; von bem Verhältniß ber Eifenbahngefellichaften zur Poſtver⸗ 
waltung; über das Verhältniß ber Elfenbahngefellfchaften zur Militärverwal⸗ 
tung; von bem Tarif der Eifenbahnen und dem Eoncurrengbetrieb auf den⸗ 
jelben; von ben Nechtöverhältnifien des Transportgeſchäfts; von ber De 
ftenerung der Eifenbahnen; von ben Amtöbefugniffen ber Auffichtsbehörben 
ben Eifenbabngefellfchaften gegenüber; von ben Eiſenbahnaktienweſen behan⸗ 
beit. Mit großem praktiſchen Taft find bier Überall bie unmittelbar für 
das Eifenbahnweien erheblidhen Rechtsregeln in engem Anflug an bie 
reichhaltige Preußiſche Gefetzgebung, Rechtſprechung und bie zahlreichen Er⸗ 
laſſe der Verwaltungsbehörden dargeſtellt und einer umſichtigen Kritik un⸗ 
terw rofen. 

Der Berfaffer des vorliegenden Buches hat fich eine größere Aufgabe 

13 * 
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geſtellt. Er will ein Deutſches Eiſenbahnrecht darſtellen, ungeachtet er ſich 
nicht verhehlt, daß gerade auf dieſem Gebiet die wünſchenswerthe Einheit 
des Rechts noch lange wicht erzielt iſt, und „durch bie Darſtellung und Ver⸗ 
gleichung der verſchiedenen Geſetzgebungen Deutſchlands in Bezug auf das 
Eiſenbahnweſen und die praktiſchen Erfahrungen, die man mit dieſer oder 
jener geſetzlichen Beſtimmung und Einrichtung gemacht,“ nur „die allmäb: 
liche Einheit Jund Gleichmäßigkeit des Eiſenbahnrechts in Deutſchland ange: 
bahnt werben“ ſoll. 

Bei dieſer Sachlage war es allerdings nicht leicht zu vermeiden, daß 
der gemeinrechtliche Standpunkt, namentlich im Gebiet des öffentlichen 
Rechts, nicht durchweg ſtrenge feſtgehalten werden konnte, nur daß uns nicht 
ſelten Grundſätze begegnen, welche dem einen oder dem andern unter den 
vielen ſorgſam benutzten und zuſammengeſtellten Partikulargeſetzen und Ge⸗ 
ſellſchaftsſtatuten entnommen, ſchwerlich auf ſubſidiäre Geltung Anſpruch 
haben; daß andererſeits der Verfaſſer ſich mehrfach damit begnügt, ftatt feine 
eigene Anſicht darzulegen, auf eine partikularrechtliche ober ſtatutariſche Be⸗ 
ſtimmung zu verweiſen. 

Der reiche Inhalt, ſür den im | Eingelnen wohl eine ſtrengere Glie⸗ 
berung erwünfcht geweſen wäre, zerfällt in 8 Abſchnitte: Abtheilung 1. 
Bon den Conceſſionsbedingungen ber Erbauung von MPrivateifenbahnen 
(S. 1—19). Abtheilung 2. Weber die Entftehung der Eifenbahngefell- 
fchaften durch Altienvereine. Aktienrecht. DOrganifation ber Vereine. Sta⸗ 
tuten (S. 19-91). Abtheilung 8. Weber bie Zwangsabtretung bes 
Grundeigenthums zum Zwed der Anlegung von Eifenbahnen (Zwangsent⸗ 
eignung, Erpropriation) (S.92—188). Einen großen Theil dieſes Abſchnitts 
nehmen bie wörtlich abgebrudten Erpropriationdgefeße von Preußen, Bayern, 
Sadjen: Weimar: Eifenah und Hannover ein. Abtbeilung 4 Straf⸗ 
geiehlihe Beltimmungen in Bezug auf Eifenbahnen und Xelegraphen 
(S. 189— 201). Abtheilung 5. Polizeirecht ber Eiſenbahnen unb ber 
Telegraphen (S. 202—234). Vollſtändig mitgetheilt find die Preußifche 
Verordnung vom 21. December 1846 unb bad Preußiſche Circularrefcript 
vom 27. Suli 1850. Abtbeilung 6. Weber ben Betrieb ber Eifenbab: 
nen, die Trandportbebingungen und dad rechtliche Verbältnig der Eiſenbahn⸗ 
anftalten zu benen, welche fidy berfelben bedienen (S. 235—287). Ab: 
theilung 7. Das Eiſenbahnweſen im feiner Bezichung zur Belteuerung, 
zum Zollweſen, zur Poſt und zur Militärverwaltung (S. 288—296). Abs 
thbeilung 8. Telegraphenweſen (S. 297—311) S. 299— 310 if ein 
wichtige Urtheil des Königlichen Landgerichts zu Cöln vom 29. Suli 1856 
über einen durch die fehlerhafte Beförderung einer telegraphiichen Depeſche 
entſtandenen Schaden mitgetheilt. — 

Von dieſen 8 Abſchnitten gehören die meiſten dem Gebiet des öffent: 
lichen Rechts an, Wir beichränfen ung baber, bem Zweck biefer Zeitfchrift 


Bel 
dei ulıwir vu/k, 
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entſprechend, auf einige Bemerkungen über ben zweiten und an Iechften, 
welche bem Handelsrecht angehören. “ 

Das ber Verfaſſer das gefammte Necht ber Attengeſellſhaften in den 
Kreis ſeiner Erörterungen gezogen hat, ſcheint uns ein entſchiedener Mißgriff. 
Eiſenbahnunternehmungen können ausgehen vom Staat, von Einzelnen, 
von Geſellſchaften. Sind bie letzteren in Form ber Akliengeſellſchaften con⸗ 
ſtitnirt, ſo unterliegen ſie den für dieſe geltenden Regeln, der Gegenſtand 


des Unternehmens macht Hier keinen Unterſchied. Zweckmäßiger Hätte ber Ver: - 


faffer, wie Beflel und Kühlmwetter getan, fi darauf beſchränkt, bie bei 
Eifenbahnaktiengefellfchaften beſonders wichtigen Punkte aus ber Theorie ber 
Artiengefellfhaft, z. B. über die Zufammenfegung bed Vorſtandes, bie Bes 
amten u. dgl., allein barzuftellen. So ift mehr als nothwendig gegeben, 
und bie body in Feiner Weife erſchöpfend. Es wird geflagt, daß bie Wif- 
fenfchaft ſich des reihen Stoffe® noch nicht hinreichend bemächtigt habe — 
und allerdings befiben wir noch Teine erichöpfende und dem Stanbpunft 
ber heutigen Wiffenfchaft entfprechende Monographie — aber bie Erörterungen 
Thoöol's und Brindmann’s in ihren Lehrbüchern bes Handelsrecht, und 
insbeſondere ber gründliche und geiftvolle Auffat Jolly's (Zeitfehr. für 
Deutſches Recht XL S. 817 — 449) werben völlig ignorirt. Auf ©. 44 
wird aus Pohl (Mecht ber Aftiengefellfchaften 1842) mitgetheilt, daß Eng: 
land nur einzelne fpezielle Beftimmungen habe — allein feit bem Sabre 
1844 berrfcht dort eine überaus rege legislative Thätigkeit, welche zunächft 
in der fehr umfafjenden Afte vom 14. Zuli 1856 ihren Abſchluß gefunden 
bat. Der Verfaffer hat es nicht felten unterlafen, was in einem praftifchen 
Handbuch beſonders flörend ift, bie leitenden Prinzipien ficher aufguftellen, 
und beren nothiwendige Confequenzen zu ziehen. Nach $. 28 ift bie Aktien: 
geſellſchaft juriſtiſche Perſon, und doch foll bie Aktie als cim intelectueller 
Antheil vom Gapitalvermögen betrachtet werben — ein Sat, ber freilich 
burch das gleich Folgende auf dag reducirt wird, was mit einer juriftifchen 
Terfönlichfeit der Gefellihaft allein verträglich if. Ob eine Aftiengefellichaft 
zu ihrer Entflehung gemeinrechtlich der Regierungsgenehmigung bebürfe, wirb 
6. 30 nicht feftgeftellt, fondern nur bemerft, daß in ber Megel ſolche ver: 
langt werde. S. 48 wirb bemerkt, die Aftiengefellfchaft fei ähnlich ber Rö⸗ 
mifchen societas und universitas, aber keines von beiden. Daß fie nicht 
universitas fei, joll ber Sat beweifen, eine universitas hafte dritten Per: 
fonen unbefchränft — allerdingd aber do nur mit ihrem Vermögen, das 
Sondervermögen ihrer Mitglieder ſteht außer Betracht. 

Die praftifch fo. wichtige Frage nach ben Rechten und Verbinblichkei- 
ten des eriten Zeichnerd unb bed fpäteren Erwerbers einer Aktie gegenüber 
ber Gefellfchaft wird an verſchiedenen Etellen erörtert, aber wir gewinnen 
nirgends ein Mares Refultat. Ein Unterſchied zwifchen Interimsſcheinen und 
Quittungsbogen ($. 32. 33) dürfte nicht anzunehmen fein. 
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Die lex oommisoria gegen fänmige Aktionäre findet gemeinrechtlich 
nicht ſchlechthin (F. 85), fondern nur infofern flatt, als die Statuten fie 
androben. Der Refervefonds (6. 41) wird bäufig vorweg abgezogen, fo daß 
nur ber Ueberſchuß als Dividende ausgegablt wird. Echiebörichterliches Ver⸗ 
fahren ($. 44) tritt nur ba ein, wo bie Statuten ober freiwillige Ueberein⸗ 
Tunft das beſtimmen Für Frankreich ift daß ältere Recht (Cod. de comm. 
art. 51 ff.) durch das Geſetz vom 17. Juli 1866 aufgehoben. — 

Der fechfte Abſchnitt enthält Erdrterungen über bie rechtliche Stellung 
ber Eifenbahnverwaltungen zu denjenigen, welche fih ihrer als Transportanſtal⸗ 
ten bebienen, behandelt alfo, was durchaus in ber Ordnung if, bie Lehre 
vom Pracht» und Spebitionsvertrag in fpezieller Beziehung auf den Eiſen⸗ 
bahnbetrieb; deögleichen bie Lehre von ben durch biefen herbeigeführten außer⸗ 
contractlichen Veichkbigungen. Die Mittheilung des wichtigen Vereins: 
Reglement? Deutfcher Eifenbahnen für den Güterverfeht von 1. December 
1856 , nebſt dem dazu gehörigen Frachtbrief, ift ſehr erwünſcht. Ginzelne 
Behauptungen find gemeinrechtlich wohl fchwerli haltbar, 3. B. daß ber 
Frachtführer au für bie Zwilhenfrachtführer hafte, jofern folhe vom Ver⸗ 
fender nicht ausbrüdlich vorgefchrieben waren. Goldſchmidt. 


V. Rurze Anzeigen. 


1) Nöllner. Die Deutſchen Einheitsbeſtrebungen im 
Sinne nationaler Geſetzgebung und Rechtspflege. 
282 ©. 8. Leipzig 1857. 


Soweit diefe Schrift und bier intereffirt, enthält fle weder neue Ge⸗ 
banken, noch theilt fie neue Thatfahen mit. Ob ber löbliche Wunſch bes 
Verfaſſers, Deutfchland eine einheitliche Geſetzgebung und Rechtſprechung zu 
fihern, ohne die von ihm anempfohlenen Mittel nicht realifirt werden kann, 
und inwieweit biefe Mittel mit dem beftehenben Bunbesftaatsrecht und dem 
Berfaffungsrecht der Ginzelftaaten verträglich find, kann bier nicht geprüft 
werben. Bemerfenäwerth find nur bie S. 269—282 abgebrudten „Aften« 
flüde ber Bunbesverfammlung, betreffend die Einführung eines allgemeinen 
Deutfchen Handelsgeſetzbuchs,“ welche vom erften Antrag Bayern’3 bis zu 
ben Beichlüffen der Bundesverfammlung vom 18. December 1856 gehen. 


2) Hamburger Handels-Archiv. Sammlung ver auf Schiff: 
fahrt und Handel bezüglichen Hamburgiichen Verträge, Ver: 
orbnungen und Belanntmachungen. XXI. u. 334 ©. 8. Ham: 
burg 1857. Nolte und Kühler. 

Die vorliegende gutgeorbnete, durch Inhaltaverzeichniſſe und forgfäl 
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tige Negiſter ſehr brauchbare Sammlung, deren erfle® und zweites Heft be⸗ 
reits 1855 erſchienen find, enthält alle bis Ende uni 1857 in Hamkurg 
in Kraft beſtehenden Geſetze, Verträge, Gegenfeitigkeitserflärungen, Verord⸗ 
nungen, Bekanntmachungen und Ufancen, welche auf Handel und Schifffahrt 
Berug baden. Ausgeſchloſſen find nur bie Elbſchifffahrtsverträge und bie 
bemit zuſammenhangenden fonftigen Erlaffe, bie Accifeverorbnung vom 
4. December 1856, bie Aſſecuranz⸗ und Haverei⸗Ordnung vom 10. Sep: 
tember 1781, und bie Nee Fallitenordnung vom 81. Auguft 1751, nebfl 
ihren Ergänzungen biö zum Jahre 1828. Für auswärtige Leſer wäre bie 
Aufnahme namentlid der beiden letzten Berorbnnungen wiünfchenzivertber ge- 
weien, als ber Abdruck ber ohnehin in Jedermanns Befit befinblichen All⸗ 
gemeinen Deutſchen Wechfelorbnung. Beſonders erwünſcht ift die Mittheilung 
ber ſonſt nur ſchwer zugänglichen von ber Gommerz-Deputatten befannt 
gemachten Börfen-Ufancen ©. 149-168. 894. 

Werben diefelben von ben Hambirgiſchen Berichten ala zu Recht bes 
Rebend anerkannt7 


3) Dr. Heinrich Thol, Profeffor zu Göttingen. Ausgewählte 
Entfheidungsgründe des Dberappellationdges 
richts der vier freien Städte Deutſchlands. XXI. 
u. 375 ©. 8. Göttingen 1857. Dieterichiche Buchhandlung. 


Eine ſyſtematiſch georbnete, Außerft veichhaltige Auswahl von Ent: 
ſcheidungbgründen aus den noch, immer ungebructen handelstechtlichen Cr: 
Tenntniffen des Oberappellationdgerichts zu Lübeck aus ben Jahren 1821 — 
1886, welche ber verehrte Berfafler im Jahre 1886 für feine wiſſenſchaftli⸗ 
herr Zwecke angelegt bat. Das Thatfächliche iſt gar nicht oder nur ſoweit 
zum unmittelbaren Verſtändniß ber mitgetheilten Rechtsſätze unumgänglich 
erforderlich fchien, angegeben. Das lebendige Colorit des Rechtsfalls geht 
dadurch nicht felten verloren, doch beeinträdtigt ba8 den hohen Werth bet 
nad anderen Geſichtspunkten angelegten Sammlung nidt. 


4) Dr. ©. M. Kletke, Sammlung von Präjubizien ber 
oberſten Gerichtähäfe Deutſchlands, in Handels- 
See- und Wechſelrechts-Streitſachen, bis zu Ende 
des Jahres 1856. XXXII. u. 290 S. 8. Erlangen 1857. 
Ferdinand Enke. 

Dazu: Erſte Fortſetzung XIX. u. 160 ©. 8. 1857. 


Die vorſtehende Sammlung ind. Fortfegung umfaßt 1121 Nummern, 
und tft aus ben überaus zahlreichen Sammlungen ber Entfcheibungen Beut: 
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ſcher Gerichtshöfe entnommen, welche bie gegenwärtige Regſamkeit unſerer 
Praxis in erfreulichſter Weiſe hekunden. Der Titel iſt inſofern nicht ganz 
richtig, als der Herausgeber — woraus wir ihm natürlich keinen Vorwurf 
machen — auch die Gntſcheidungen vieler Gerichte erſter und zweiter Inſtanz 
aufgenommen hat. Es erſcheint das um ſo wünſchenswerther, als das ver⸗ 
dienſtliche Seuffert'ſche Archiv ſich conſequent und ſeiner Anlage entſprechend 
auf die Präjudizien der oberſten Gerichtshöfe beſchränkt. Die Zweckmäßigkeit 
einer ſolchen Zuſammenſtellung an ſich ſteht außer Frage, wenngleich fie 
ſorgfältiger als die vorliegende redigirt ſein müßte, um das Zurüdgehen auf 
bie Quellen ſtets entbehrlich zu machen. Allein auch fo würde fie ben Bor: 
theil einer bequemen Weberficht bed vorhandenen Material gewähren, wenn 
nicht ber Verfaſſer ihre praftifche Brauchbarkeit burch eine geradezu unbe 
greifliche Verworrenheit in ber Äußeren Anordnung weſentlich beeinträchtigt 
hätte Es läßt ſich noch allenfalls vertheibigen, daß alle Defterreidhifchen 
Präjudizien zur Wechfelorbnung gefonbert von ben übrigen Wechſelrechts⸗ 
ſprüchen mitgetheilt werben, obwohl bie Mobificationen, welche bie Deutiche 
Wechſelordnung in Defterreih erfahren hat, nicht erheblicher find als in ande⸗ 
zen Deutſchen Ländern. Allein was foll man bazu fagen, daß bie allein bem 
engeren Handelsrecht angehörigen Fälle unter 83 Rubriken vertheilt find, 
unter benen 3. B. Rubrit 8 und 9 von Hanblungsgefellichaften und Com: 
manbitgefellihaften, dagegen Rubrik 81 und 82 von Aftiengefellichaften, 
Anonymen Gefellihaften und fonfligen Vereinen handeln, daß „Zeitfauf* 
unb „Lieferungsvertrag” unter zwei verſchiedenen Rubrifen, und ber „Kauf” 
wiederum unter vier anderen Rubriken behandelt wird! Ober wenn zu 
Art. 2 der Wechfelorbnung von ber Haftung ber Gefellihafter aus Wechſel⸗ 
geſchäften geiprocden wird! Menn bie Frage, ob bie Ausſtellung, Accep- 
tirung, Indoſſirung von Wechfeln eine Novation ber ımterliegenben Forde⸗ 
rung begründe, an ben verfchiebenften Stellen 3. ®. Nr. 159 — 162. 379. 
6589—597 behandelt wird! Planmäßigfeit, Genauigkeit unb ſyſtematiſche 
Anordnung nach einfachen juriſtiſchen Geſichtspunkten vermögen einer ſolchen 
Arbeit allein Werth und Brauchbarkeit zu verleihen. . 


5) Friedrich Nobad. Die Hanbeldufancen Aus dem 
Programm ber öffentlichen Handelslehranſtalt in Chemnitz ab⸗ 
gebrudt. 30 ©. 8. Chemnik s. a. (1857). Commiſſionsverlag der 
Starkefchen Buchhandlung. 


Eine Klare, gebrängte und unbefangene Darftellung bdiefer wichtigen 
Lehre, wie fie von bem um bie Handelswiſſenſchaft fo verdienten Verfaſſer 
zu erwarten war. Gegen die Begründung, welche durchaus auf bem Boden 
ſteht, den bie neuere Rechtäwifienichaft für bas Gewohnheitsrecht gewonnen 
hat, wie gegen bie Durchführung im Einzelnen läßt fi wenig erinnern. 


- 
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Gut hervorgehoben iſt namentlich der Unterſchied ber allgemeinen und ber 
Iocalen, ber organiſchen unb ber willführlichen Ufancen, welchen letzteren, im 
Gegenſatz zu bloßen Mißbräuchen, ber Verfaſſer mit Recht volle Wirkſamkeit 
beilegt. Der Satz „Allerdings darf bie Ufanz nicht mit den anerfannten 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen in geradem Wiberfpruch fichen, wohl aber 
Tann fie fi von den analogen Vorfchriften des gewöhnlichen bürgerlichen 
Rechts weſentlich unterfcheiden, ohne verworfen werben zu können,“ ift wohl, 
wie die gewählten Beiſpiele anbeuten, von dem allerdings legislativ zu be⸗ 
achtenden Unterfchied zwiſchen Ufancen gegen abſolute und gegen blos dis⸗ 
pofitive Nechtövorfchriften gemeint. In einem anderen Sinne wäre bie Un: 
terſcheidung weber richtig noch praftifch durchführbar. 

Auch das ift ungegrünbet, daß eine Ufance erft burch ihre Beachtung 
in der juriflifchen Praris bie Natur eines Nechtsfage® annimmt (S. 10). 
Eine jede erweisliche Ufance enthält einen ober mehrere Rechtsſätze, mag 
fie bereits in richterlichen Entſcheidungen anerkannt fein, oder nicht. 

Die Frage, ob Hanbelögerichte ohne Hanbelögefebbuh (&. 11—14) 
wirb hoffentlich durch die vorbereitete Cobificatton unpraktiſch werden; bie 
aus Malsz (ausgewählte Gutachten der Handelskammer zu Frankfurt am 
Main ©. V. VI.) enilehnten Gründe für deren Bejahung leiden indeß an 
dem’ Trugſchluß, als ob ein Handelsgericht Tebiglich nach dem Gewohnheits⸗ 
recht und nicht in den meiſten Fällen nach dem beſtehenden umfaſſenden 
gefhriebenen, meift gefelichen Recht zu entfcheiben bätte. 

Die ©. 14—25 beifpielöweife genannten Uſancen bieten zwar nichts 
Neues, find aber in diefer Zufammenftellung inteteffant. Der Ausfall gegen 
amerifanifchen Humbug (S. 29) ift an biefer Stelle nicht geeignet. Auch 
ift es überaus einfeitig geurtheilt, in der Norbamerifanifchen Union nichts 
als Sittenverfall und Auswüchſe zu fehen. 


6) Sammlung der Statuten aller Aktien: und Com: 
manbitgefellihaften Deutſchlands, mit ftattftifchen 
Nachweiſen und Zabellen, herausgegeben von Dr. Nicolaus 
Hocker. Bd. J. Die Vanten. Lieferung 1. 192 S. 8. Köln 
1858. Wilhelm Greven. 


Werke der Art finb nicht allein für ben Geichäftsmann, ben Rational: 
Öfonomen und ben Verwaltungsbeamten nützlich, fie gewähren auch ber 
wiſſenſchaftlichen Erforſchung ber Rechtsgrundfäge, welche in ben autonomi= 
schen Feſtſetzungen ber Intereffenten ihre Duelle und ihren Ausbrud finden, 
eine fichere Baſis. Das fehr empfehlenswerihe Unternehmen, welches, außer 
den Statuten ſämmtlicher Deutjchen Aktien» und Commanbditengefellfchaften 
und deren Abänberungen, auch eine Zufammenftelung ihrer Betriebsreſul⸗ 
tate wo möglich ber letzten 5 Jahre enthalten fol, ift auf 5 Bände berech⸗ 
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net, von benen Band I. die Banken, Bb. I. die Eifenbahnen, Bd. TIL. die 
Berg: und Hüttenwerfe, Bb. IV. die Verſicherungs- und Trandportgefell- 
ſchaften, 2b. V. bie übrigen inhuftriellen Gefellfchaften darſtellen wird. Die 
erjhienene erfte Lieferung des auf 3 Lieferungen berechneten erften Bandes 
enthält in alphabetifcher Orbriung bie Statuten und bißherigen Betriebsre: 
fultate von 14 Banken und Grebitgefelffgaften (Bayrifche Hypothefen 
und Wechſelbank — Dortmunder Privataktienbank). Durch die zuge: 
fiderten Fortfegungen und Regifter wirb die Brauchbarkett des Werks für 
längere Zeit gefichert, und feine Benutzung erleichtert werden. 


7) 8. Volkmar, Rechtsanwalt am königlichen Obertribunal. 
Die Verbote gegen ven Handel in Werthpapieren 
und Altien. Ein Commentar zu ben VBerorbnungen vom 
19. Januar 1836. 27. Juni 1837. 13. Mai 1840. 24. Mai 
1844. IV. u. 68 ©. 8. Berlin 1857. Georg Reimer. 


Enthält einen Abbrud der in ben Börfenverfehr tief eingreifenben 
Preußiſchen Geſetze gegen Zeitgeichäfte in außerpreußifchen Grebitpapieren 
unb noch nicht volleingezahlten Ciſenbahnaktien, nebſt einigen erklärenden 
Noten, und eine Zufammenftellung der darüber ergangenen, zum Theil noch 
ungebrudten Entſcheidungen Preußifcher Gerichtshöfe. Wir vermiffen das 
Erkenntniß des Obertribunals vom 25. März 1852 (Striethorfi 5. S.125). 
Grörtert find bie einfchlägigen Fragen theilweile ſchon in Gräff's Arhiv 
für Preußiſches Hanbeld- und Wechſelrecht Bb. I. Heft 1. 8 u. bei Beſſel 
unb Kühlmetter das Preußiſche Eiſenbahnrecht Bd. IL ©. 267 —277. 

Goldſchmidt. 


VI %ritiken über den Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs für 
die Preufifchen Staaten. 


1. Golbſchmidt. Kritik de Entwurfs ꝛc. Ein Beitrag zur Reviſion ber 
Grindlehren des Handelsrechts. Erſte Abth. 88 ©. Zweite Abth. 75 
©. 8. (Separatabbruck aus ber Heidelb. Krit. Itſchr. Vd. IV. Heft 2. 4.) 
Seibelberg. Bangel und Schmitt 1857 (bis Art. 177 bed Revid. Ent: 
wurfs). 

2. Dr. Bucelt, Hofgerichtärath. Wittheifungen über den Preußiſchen Ent: 
wurf eined allgemeinen Deutſchen Hanbelögefegbuhs. (Annalen ber 
Grosberz. Vabifhen Gerichte Jahrg. 24. Rr. 9. 11. 12. 14. 16. 91. 
233 (bi3 Ende des britten Buchs). 





— — —— 
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8. 6uffſchmid. lieber die Hanbelägerichte und das handelögerichtliche Ber: 
fahren nad) ben Vorfchriften des Hanbelögefeßentteurfs für Deutichland, 
(in den Annalen Nr. 18. 15. 17.) 

4. Dr. Zegazzini. Zur Kritif des Entwurfs zc (in ber Allgemeinen 

Oefſterr. Gerichtszeitung 1857. Nr. 81. 87. 64. Bis Art. 11). 

5. Ueber verfchiedene Punkte bes Entwurfs, Bremer Handelsblatt von 
1857. Nr. 275. 289. 295. 3800. 801. 308. 810. 811. 812. 815. 316. 
917. 818. 322. 

6. Mor. Mohl, Mitglied ber Würtembergiigen Kanımer ber Abgeorbneten. 
Ein Beitrag zur Erörterung bes Deutichen Handelsgefetzbuchs. 71 ©. 8. 
Etuttgart 1857. Lieſching. (Ueber Altiencommanbitgefelligaften). 


vn. Rritiken über den von der Beuifchen Handelsgefrhge- 
bungscommiffion zu Hürnberg berathenen erften Entwurf. 


1. Wilhelm Endemann, Obergerichtsaffeflor. Der Entwurf eines 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs in feinen drei erfien Büchern. Mit- 
theilungen und Bemerfungen. 169 ©. 8. Erlangen. 1868. Ferdinand 


VII. Abhandlungen. 


. Blodig. Die Sandelörechtögefeßgebung in Defterreich (Allgem. Oefterr. 
Gerichtszeitung 1857 Nr. 108--112). Eine gründliche Weberficht ber 
Quellen beö geltenden Handelsrechts in ſämmtlichen Theilen ber Oefterr. 
Monarchie 

2. Thieriet, Prof. in Straßburg. Speculationen über. Immobilien find 
feine Sandelögefchäfte (Le Hir. Me&morial du commerce et de l'in- 
dustrie. Jahrg. 1857. p. 15—26). 

Ihering. Mitwirkung für fremde Mechtsgeichäfte (Jahrbücher für Dog: 
matik von Gerber und Ihering Bd. I. ©. 273 — 850. Bb. IL S. 67 
—180). - 

4. v. Scheurl. Zur Verhandlung über bie Mitwirfung für fremde Rechts⸗ 

geichäfte (eod. Bh. U. ©. 1-84). 
5. Anſchũtz. Weber Aktiencommanditengeſellſchaften (Jahrbuch des gemeinen 
Deutſchen Rechts, von Bekler und Muther Bd. I. ©. 826-848). 
v. Scheurl. Vertragsſchluß unter Abweſenden (Jahrbücher fir Dogma⸗ 
tif 2c. 3b. IE. ©. 246 282). 

. Eigenbrobt Ein Beitrag zu der Lehre von ben Anhaberpapieren (eod. 

3b. U. ©. 181—247). 
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— 8. Bähr.’ Zur Verſtändigung über ben Anerkennungsvertrag, ſowie bie 


formellen Berträge des heutigen Rechts überhaupt (ood. ®b. IL. ©. 
283—850). 


9. Ereizenad. Ber Faufmännifche Contocurrent, ber Crebitvertrag, unb 


10. 
11. 


12, 


18. 


21. 
22. 


23. 


das Taufmännifche Depositum irregulare (Archiv f. praft. Rechtswifſen⸗ 
haft, herausgegeben von Elvers, Hoffmann, Schäffer u. Seit. 3b. IV. 
S. 31—75.) 

Ueber Zinstaren und Wuchergefeße (Allg. Oeſterr. Gerichtszeitung 1857. 
Nr. 12—14. 27-90. 58—60. 67—70. 144—146). 

Heyer. Beiträge zur Lehre vom Kauf (Zeltfehr. für Eivilr. u. Prozeß 
N. F. Bb. 15. ©. 1-45). | 

Hoffmann. Ueber die Verjährungs: und Währzeit bei bem Verkaufe 
mangelhafter Sachen, insbefonbere bei bem Viehhandel, nach Römiſchem 
und Deutſchem Rechte, fowie nad) den Bebärfniffen des heutigen Han- 
delsverkehrs. (Archiv f. praktifche Rechtswiſſenſchaft Bd. IV. S. 177— 
199). 

Buchner. Von bem Einfluß ber Zahlung ober Nichtzahlung bes 
Kaufpreiſes auf ben Forberungsfauf. Nebft einem Nachtrage von Dr. 
Hoffmann (eod. Bb. V. ©. 161—187). 


. Zimmermann. Weber bie rei yindicatio utilis. Darin Beiträge zu 


ber Lehre vom Connoſſement ©. 117 — 121. (Zeitſchr. f. Civilt. und 
Prozeß N. 3. Bb. 15). 


. Ladenburg. Die Börfengefchäfte (Annalen ber Badifchen Gerichte 


Jahrg. 23 (1856) Nr. 43. 47. 50. 52 u. Jahrg. 24 (1857) Nr. 8.6. 


. Batimenisl. Weber bie Differentialtarife der Eifenbahngefellfchaften 


(Le Hir. Memorial 1857. p. 251—269. p. 299—312). 


.J.B. de Launay. Des privilöges des corporations closes et parti- 


culisrement de ceux des agens de change et des courliers en France 
(Journal des Economistes. November 1857. p. 210-220). 


. Blodig. Neber bie Vereinbarkeit des Hypothekar- und Wechfelrecht? 


nach Defterr. Recht. (Allg. Defter. Gerichtsz. 1857. Nr. 42—44).' 


. Blodig. Die Wechfelprivilegien nach den Partikularrechten, unb ihre 


Geftaltung nad der Allgem. Defterr. Wechfelorbnung (Archiv f. Deut: 
{ches Wechfelrecht Bb. 6. S. 148-196). 


. Brauner. Aphorismen aus beim Wechfelrecht (eod. S. 225— 285). 


Einert. Bon ben Rechten bed Traffanten wider ben Bezogenen aus 
bem Xccepte bes Lebteren (eod. ©. 113—147). 

Hoffmann. Meber Wechſelfälſchung und Wechſelverfälſchung (eod. 
©. 236—266). 

Haufer. Ueber die Borzeigung des Wechſels zur Zahlung (eod. p. 
57—68). 


31. 


32. 


88, 


84. 


85. 


87. 
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i Waͤcter. Ueber den Einfluß und die Bedeutung von auf Wechſeln 


befinblihen Durchſtreichungen (eod. p. 41—50). 


. Bom Broteft. (Allg. Defterr. Gerihtöz. 1857. Nr. Bd). 
. Blafchte. Der Sefuritätzproteft (eod. Nr. 21). 
. Hoffmann Muß bem Wechfelichulbner als ſolchem ber Wechfel in 


des letzteren Wohnung oder Geichäftslofal zur Zahlung präfentirt und 
bad Geld von ihm abgeholt werben? (Archiv f. praft. Rechtswiſſenſch. 
Bb. V. S. 1-85). 


. Ladenburg. Die Klage wegen Bereicherung nach ber allgemeinen Deut: 


ſchen Werhfelorbnung (eod. S. 86—49). 


. Fi. Die Lehre von ber Unterbredung und Wirkung ber Wechfelver: 


jährung (Archiv f. Wechfelrecht BL. 6. S. 24—40). 


. Biener. Weber Zinfenveriprechen in eigenen Wechfeln unb andere lau: 


feln (eod. S. 1—28). 

Nortboff. Der eigene Wechfel muß dem Ausfteller zwar zur Zahlung 
präfentirt werden. braucht aber, um ben Ausfteller in Anſpruch zu neh⸗ 
men, nicht proteftirt zu werden (Magazin für Hannover'ſches Recht, 
berauögegeben von v. Düring Bd. 7 (1857) S. 221—282). 

Le Hir. Ueber Formalitäten beim Verluſt eined Handelspapiers, Wech⸗ 
ſels ober Orbrebilletd (Memorial 1857. p. 658—55. 108—116. 148— 
152). 

Tegazzini. Zum Wechſelprozeß. (Allg. Oeſterr. Gerichtsz. 1857. Nr. 
124. 125). 

Strudmann Die Verftattung des Wechſelſchuldners zur Wohlthat 
ber Güterabtretung” ſchließt nach geltendem Hannover'ſchem Recht bie 
Vollſtreckung ber Wechielhaft nicht aus. (Magazin für Hannoverfches 
Recht Bb. 7. ©. 232—240). 

Blaſchke. Die Statuten ber privilegirten Oeſterreichiſchen National: 
bant in ihrer Beziehung zus Wechfelorbnung. (Archiv f. Wechſelrecht 
Bb. 6. S. 81-84). 

Dttenborf, Rückdatirung bes Ausbruchs des Zahlungsunvermögens 
eines Handelsmanns. Yalliterflärung gegen einen veritorbenen Sans 
delsmann (Annalen der Badischen Gerichte Jahrg. 24. ©. 1-6). 
Haufer. Weber das Erforderniß bed urfunblihen Beleges einer han: 
delögerichtlihen Klage, in dem Gebiete ber bayrifchen Wechſel⸗ und 
Merkantilgerichtzorbnung. (Blätter für Rechtsanwendung in Bayerı. 
Jahrg. 22 (1857) ©. 193—200. 209—216). 








Miscellen. 
Statifik der Kechtſprechung in Bandelsfadhen. 
1. Sranzöfifhe Rechtſprechung im Jahre 18551). 

Den Bericht des Franzöfifchen Auftizminifter? für das Jahr 
1856 (Memorial du commerce Mars 1857. p. 65 — 71) entnehmen wit 
folgende Data: 

4. Die Zahl ber Handelsgerichte betrug 220 mit 1,013 Prä« 
fipenten und Richteen und 678 Erjagrichtern (juges suppl&ans). 

Außerdem urtheilen in Handelsfachen allgemein 171 Cipilgerichte. 

Bor diefen find im Laufe des Jahres 209,003 Prozefie anhängig 
gerwefen, und zwar 179,785 vor den eigentlichen Handelsgerichten, 29,218 
vor den Eivilgerihten. Davon find 200,002 beeubigt worden, unb zwar 
172,001 ven den Handelögerichten, 28,001 von den betreffenden Civilgerichten. 

Durch Urtheil entjchieden wurden 151,083 Sachen, und zwar 
63,534 contrabiftorifch, 99,552 in contumaciam. 

Anfßerdem haben die Speecialhandelsgerichte 12,349 Urtheile in 
Fallitſachen sur requete ou sur rapport, und 4,350 Urtheile in anderen 
Sachen sur requete ou sur rapport gefällt. Die mit der Handeldrechtöpflege 
betrauten Givilgerichte in benteiben Sachen 2,177 und 486 Urtheile. Am 
Ganzen 49,382 Urthelle sur requete ou sur rapport. 

2. Die eigentlichen Civilgerichte haben 310 Enticheibungen 
in Lanbverficderungsfällen (assarance terrestre) gefällt, und 16 Handels⸗ 
fachen, welche zu ihrer Kompetenz gehören, entfchieben. 

3. Bon ben Appellationdgerihtähöfen ij über 3,820 
Appellationen in Hanbelsfachen und über 317 Appellationen von Schieds⸗ 
tichterfprüchen verhandelt worden. Es find 1007 Urtheile ergangen, davon 
688 confirmirende, 17 die Appellation nicht annehmende, 218 ganz und 
84 theilweife vernichtende.. Auf bie einzelnen ——— vertheilen 
ſich dieſe Urtheile folgendermaßen: Societätsſachen 162, Börſen⸗ und 
Maͤklerſachen 23, Commiſſion und Frachtvertrag 42, Kauf 26, Wechfel 
126, Seeverkehr 60, Fallitſachen 162, Competenz ber Handelsgerichte 104. 
In welchen Sachen bie fehlenden 300 Urtheile ergangen find, ift nicht bemerkt. 

4. Der Kaffationdhof hat in Handelsfachen 43 Urtheile er⸗ 
laffen; unb zwar bie chambre des requetes 30, datunter 22 de rejet, 8 
d’admission; tie chambre civile 13, dabon & zurüchweifende, 9 vernichtende. 

Die Zahl ber Concturtſachen hat betragen 9,978, darunter 
neue 3,540, alte 6,438. Beenbigt 3,470, geblieben 6,508. 

Bon biefen wurden vor den Handeldgerichten verhandelt 8,212, 
beendigt 2,967. Bor ben Eivilgerichten 1,766, beendigt 503. Bon beett- 
bigten find durch Eoneorbate beenbigt 1,367; durch Riauibatien nach con- 
trat d’union 1,331; durch Anfufficiengerflärung ber Aktiva 665; buch 
Vernichtung der Gröffnungdurtheile 107. 

Die durch Eoncordat oder Liquidation beenbigten 2,698 Coneurſe 
repräjentiren eine Activmaffe von 51,396,631 Fré., und eine Paffinmaffe 
von 134,988,074 gFrs. Nach Befriedigung ber Hupothelengläubiger mit 
31,629,767 Frs. erhielten die Chirographarien oder Prinilegirten noch 27 Fre. 
45 6t3. per 100. 

6. Es haben fih 3710 neue Wefellfchaften gebiltet, davon 2,816 
en nom collectif, 489 en commandite, 887 par actions und zwar 110 mit 
Namenaltien, 277 mit Inhaberaftien. 

7. In Societätöftreitigletten find 831 fchiebßrichterliche Urtheile gefällt. 


1) Kür dad Jahr 1854 vergl. Trieft in Schletter's Jahrbüchern 
en ee 
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23. Rechtſprechung des Königl. Eommerz: und Admi⸗ 
valitätscollegit zu Danzig während ber Jahre 
1848 — 1857. 


l. Borbemerlungen. 


Der Geſchaͤftsbezirk aus Könige. Eommerz « und Admiralitätdcollegii 
zu Danzig umfaßte bid zun 1. Januar 1856 nur bad fogenannte alte 
Danziger Gebiet, feitdem auch das neue, nämlich den ganzen Bezirk bed 
Königl. Stadt» und le, defien Einwohnerzahl ultimo 1849 auf 
120,752 Seelen, ultimo 1853 auf 130,825 Seelen feftgeftellt ift, darunter 
die Stadt Danzig incl. Vorftäbte mit 58,012 und resp. 66,224 Seelen. 

Das gerichtliche Geſchaͤftdjahr Läuft vom 1. Dezember bis ultimo 
November des anderen Jahres. Geſchäftsjahr 1857 ift aljo beifpieläweife e 
die Zeit von 2,396 bi6 "A267. 

Mechfelfachen aus trodenen Wechſeln von Nichtlaufleuten gehörten 
bis zum 1. Januar 1856 vor das Koͤnigl. Stadt - und Kreisgericht; ſeit⸗ 
dem teffortiren alle Wechfelfachen vor bad Kommerz» und Abmiralitätd« 
eollegium, und bilden den größten Theil unter ben —— Sachen 
über 50 Ihlr, in welchen, ohne vorherige ſchriftliche Kagebeantwortung, ſo⸗ 
gleich ber Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt wird. (Baga⸗ 
tellſachen find nach Preußiſchem Prozeß alle diejenigen, deren Objekt 
50 Thlt. nicht überfteigt). Beſondere Liſten über Wechſel⸗ und Seerechts⸗ 
ſtreitigkeiten werden nicht geführt. 


U. Tabellariſche Ueberſicht. 


anhängig waren|davon find beendigt dureh unbeendigt Mandatsſachen 
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1848. 

| "147 —"]1248 

Bagatell-Sachen 68| 299 | 857 | 57 | 60! 84} 98 2991 — | 58| 58133 | 894| 427 
Schiffer - Injurien» 

fachen 1| 107 119 — | 3| 4) 2} 9I—| 2} 2 
Summarifche Sachen 
mit ſofortigen Ter⸗ 
min zur mündlichen | 
13) 24 141 — | 5| 5 


Berhanblung 5| 154 | 1591 90 | 27 
Andere Prozeßſachen J111| 826 | 437 | 114 | 66] 281113] 816 1 — |121] 121 
1849. 
2. €. 68| 486 | 5441 206 | 70| 511207) 588] — | 11) 11117 | 2891 286 
Sch. Inj. ©. 2 71 9I —| si 3 ı 9I—| —| — 
Summ. ©. 8| 104 | 1094 61| 16) 11} 181 1061 — | 3] 3 
1. Pr. ©. 1821| 255 | 876 111 | 441 1611861 807 1—— | 69| 69 
1850. 
8. 6. 11| 269 | 2801 38| 8ı| 321128 2251 — ! 55] 55123 | 299| 923 
Sch. Inj. ©. — ulul ıılı ı dd 7I—| a a 
Summ. ©, 8] 140 | 1481 7838| 22] 18|,201 1881 — | 10| 10 
1.8. 6, 69| 21812871 95) 81) 14] 76/2151 8| 69| 72 
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B. S. — | 36| 36 124 | 184| 208 
Sch. Inj. S —| 1 1 | 
Sunmm S 3| 14! 17 | 
N. Dr. S 8| 54 62 | 

1852. 
B. ©. — 60 60 | 4 | 239| 235 
Sch. Inj. S — — — 
Summ. S — 51 5 
A. Pr. S 8! 69| 77 

1853 | 
2. ©. ı[ 40] 41 |— |274| 274 
Sch. Inji ©. — 1 1 
Summ. ©. — 7| 7 
N. Pr. ©. 121 611 23 7° 

1854. 
B. ©. 11 —| 1 - 1873| 37 
Sch. Inj. S I—| — — 
Summ. S — 101 21 
N. Dr. S 11 | 731 84 

1855. 
B. ©. — | —| — I— [8399| 38 
Sch. Inj. S — — — 
Gumm. © — | 13) 13 
A. Dr. S 9| 83] 92 

1856. 

. S. — az221 22 12443 457 
Sch. Inj. S — — — 
Summ. © — | 29| 29 
A. Dr. S 11 | 89| 100 

1857. 
B. ©. — | 46| 46 127 | 503| 580 
Sch Inj. S — — — | | 
&umm. © — | 34| 34 | 
N. Pr. © 5 1121|126 | 
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vi 
Heber die Beweiskraft des Copirbuchs. 


Von ’ 


Herrn Dr Anfdüh, 
Profeffor der Rechte in Bonn. 


Den Hanbelöblchern, welche in jedem kaufmaͤnniſchen Ge⸗ 
ſchaͤfte geführt zu werben pflegen, kommt nach gemeinem Deuts 
fen, wie nach particularem Recht eine befonbere Beweiskraft 
zu. Cine Verpflichtung, folche Bücher zu führen, befteht aller- 
dings gemeinrechtlich nicht, nur das frangöfifche Handelsgeſetz⸗ 
buch und die ihm nachgebülbeten Handelsrechte haben bie Tauf- 
männifche Sitte in eine gefeßliche Pflicht vermanbeli!). Das 
franzöfifche Geſetzbuch iſt ſogar noch weiter gegangen, es hat bie 
Führung: beftimmter Bücher in einer beftimmten Form und mit 
einem beftimmten Anhalt vorgeiäärieben, — Borjchriften, welche 
gegerrüber der heutigen Technik der Buchführung theilweis veral- 
tet erſcheinen?). Auch jucht das franzoͤſiſche Recht die Erfüllung 
biejer Vorfchriften nur auf indireetem Wege zu erreichen, benn 
auf die Webertretung derjelben tft nirgends? eine Strafe gejebt, 


1) Code de commerce Art, 8. — 11. Badiſches Handelsrecht Art. 
8 — 11. 

2) Es ift weit angemeflener, wenn fich ber Preußiſche Entwurf eines 
Handelsgeſetzbuchs mit der allgemeinen Vorſchrift begnügt: „Jeder 
Kaufmann if verpflichtet, Bücher zu führen, aus welchen zu jeber 
Zeit feine Hanbelögefchäfte und bie Lage feines en vollſtãn⸗ 
big zu erſehen ſind.“ Art. 29. 
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210 Anfhütz: Veweiskraft bes Copirbucht. 
ſondern mur im Falle ber Zahlungseinftellung wird ber Kauf 


“ mann, ber feine Bücher, oder ber feine Bücher nicht ordnungs⸗ 


mäßig geführt, mit einer Strafe bedroht, und zwar mit ber 
Strafe des einfachen Bankerutts2). Jene Borjchriften enthalten 
in der That Gebote, deren Erfüllung ohne die ftörendften Ein- 
griffe in das Privatleben in anderer Weife nicht gut erzwungen 
werben kann. Andererſeits aber wirb für die Beurtheilung ber 
Straffälligfeit des Falliten die unterlaffene Führung von Hans 
belsbüchern ftet? ‚auch nach denjenigen Gefeßgebungen in Be 
tracht kommen, weldhe die Führung von Büchern nicht ausdrück⸗ 
lich vorfchreiben. Daß letztere iſt der Fall nach dem preußi- 
ſchen Strafgefeßbuch, welches mit Ruͤckſicht auf die Verſchieden⸗ 
heit des preußiſchen und vheinichen Handelsrechts den Thatbe⸗ 
ſtand des einfachen Bankerutis darin erblickt, daß der Kaufmann, 
ber ſeine Zahlungen eingeſtellt, Handelsbücher zu führen un 
terlafien bat, obgleich deren Führung geſetzlich wergefchrieben 
oder nach der Beſchaffenheit ihres Geſchaͤftes erforderlig war *). 

Die privtlegirte Stellung, welche die Hanbeläbücger unter 
den Beweismitteln einnehmen, wird gewöhnlich nur darauf be⸗ 
zogen, daß fie zu den Ausnahmen von ber Regel soriptura 
privata pro scribente non probat gehören, daß unter beitimme 
ten Umftänden felbft diejenigen Moften des Handelsbuchs entwe⸗ 
der für voll oder für halb bewiefen gelten, welche ver Kaufmann 
zu feinen Gunften eingetragen hat. Als ſelbſtwerſtändlich un 
nicht beſonders bemerkenswerth betrachtet man es bagegen, daß 
bie Handelsblicher ihren Inhalt gegen ben Gefchäfttheren be⸗ 
weilen, daß alfo Poſten, die der Kaufmann zu feinen Laften in 
dad Handelsbuch eingetragen, unter allen Umſtänden für bewie⸗ 
fen gelten. Allein auch in biefer Teßteren Beziehung nehmen bie 
Handelsbücher eine befonbere Etellung unter den Beweismitteln 
ein. Denn für die Frage, inwiefern Poften, die zum Nachtheil 
bes Geſchaͤftsherrn eingetragen find, für bewielen gelten, finb 
bie Hanbelsbücher ald Privaturkunden aufzufaffen, bie ein auf» 


8) Code de commerce Art. 586. no. 6. (nem). 
4) Preußiſches Strafgeſetzbuch Art. 261. 
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gerichtliche. Geſtaͤndniß enthalten. Solche Privaturfunben 
aber beweiſen nach gewöhnlichen progefjualifchen Regeln ihren 
Inhalt nicht ſchon dadurch gegen ben Außfteller, daß er fie über- 
haupt geichrieben bat, es muß vielmehr bie eberlieferung ber 
Urkunde an denjenigen, zu deſſen Gunften fie außgeftellt ift, hin. 
zukommen, erjt durch dieſe Ueberlieferung ſpricht fich die Abficht, 
ein rechtlich wirkſames Geſtaͤndniß hervorzubringen, deutlich au2®). 
Nur iſt hinzuzufügen, daß es Fälle giebt, in welchen die Aus— 
ſtellung wie die Uebergabe der Urkunde auf obligatoriſcher Ver⸗ 
pflichtung beruht und in Folge veffen durch richterliches Urtheil 
erzwungen werben kann, alfo die Fälle, in welchen Jemand 
fremde Gefchäfte geführt und zur Rechnungslegung verpflichtet 
it), Die Handelöbücher gehören nun zu denjenigen Ausnah- 
men, in welchen das zweite Requijit, Meberlieferung der — | 
urkunde an den Gläubiger, nicht erforderlich ift. Das ganze 
Gewicht Tiegt Hier nur auf dem Eintrag bed Echulbpoftend in 
bad Handelsbuch, alſo auf der Ausftellung der Urkunde allein; 
ſchon in ber Buchung des Poſtens fpricht fi) der animus con-. 
fitendi auß, bie Beweisfraft des Handelsbuchs ift alſo au in 
biefer Beziehung erhöht-und bevorzugt. 

Die Beweißkraft ber Handelsbücher für den Geſchäͤfts⸗ 
herrn ift nach_gemeinem Necht Feine unbeſchraͤnkte. Für ben 
Geſchaͤftsherru Liefern fie nur halben Beweis, der durch anbere 
Beweismittel, namentlich aber durch den Erfüllunggeid vervoll- 
ftändigt werden muß. Und felbft um halben Beweis zu liefern, 
mäffen zur Unteritäigung ber Glaubwürdigkeit ded Handelsbuchs 
noch andere Gründe hinzukommen. Vor Alfem ordnungsmäßige 
Taufmännifche Führung der Bücher !), dann aber auch andere 


5) Wetzell Syſtem bes orb. Civilprozeſſes. I. Abtheil. S. 138. 189. 
und bie von ihm allegirte L. 21. Cod. de probat. IV. 19. 

6) Wetzell a. a. D. 

7) Am ausführlichſten ſpricht ſich über die kaufmänniſche Führung der 
preußiſche Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs aus: „Bei der Führung 
ber Handelsbücher und bei ben übrigen erforderlichen Aufzeichnungen 
muß fih ber Kaufmann einer lebenden Sprache bebienen. Die Bü- 
Ger muſſen gebunden, und jebed von ihnen muß Blatt zu Blatt mit 

14 * 
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allgemeinere Unterftübungsgründe, unter denen bie Praxis haupt⸗ 
fächlich den guten Ruf des Geſchäftsherrn, das Vorhandenſein 
eines mit dem angeblichen Schuldner beftehenden Geſchäftsver⸗ 
kehrs, bie Berufung de Schuldners auf die ihm gimfligen 
Einträge im Hanbelöbuche hervorzuheben pflegt. Es ift nur ir⸗ 
rig, auf einen oder andern biefer und ähnlicher Unterſtützungs⸗ 
gründe ausſchließlich Gewicht zu Iegen®). Dagegen tif es eine 
allgemein geltende Negel, daß ſich die Beweiskraft ver Handels⸗ 
‚bücher überhaupt nur auf bie Handelsgeſchäfte des Kaufmann 

bezieht, in Nichthanbelsfachen fteht der Kaufmann dem gewöhn- 
lichen Privaten gleich und muß ſich derſelben Beweismittel wie 
jeder Andere bedienen. 

Das preußiiche Landrecht und das franzöfiiche Handelsge⸗ 
ſetzbuch haben die Beweisfraft ber Handelsbücher in ber Be: 
ziehung erhöht, daß nach beiden Rechten das Handelsbuch un 
Kaufleuten nicht blos halben, fondern vollen Beweis Liefert). 
Hierdurch iſt wenigſtens particularrechtlich eine Anficht wieder 
zur Geltung gefommen, welche im Mittelalter von italieniſchen 
Juriſten aufgeftellt wurde. Echon bie italientfchen Juriſten be 
riefen ſich mitunter auf einen Taufmännifchen Brauch, der ben 
Handelsbüchern volle Beweiskraft für den Gefchäftshern zus. 
ſprach, eine Gewohnheit, die fih, wie Wetzell treffend be 

merkt, darauf zu gründen fcheint, daß überhaupt in Handelsge⸗ 


fortlaufenden Zahlen verfehen fein. An Stellen, melde ber Regel 
nach zu befehreiben find, bürfen feine leeren Zwiſchenräume gelafien 
werden. Der urfprünglidhe Inhalt einer Eintragung darf nicht durch 
Durchſtreichen ober auf andere Weife unleferlih gemacht, es darf 
nichts rabirt, noch bürfen ſolche Veränderungen vorgenommen wer: 
den, bei beren Befchaffenbeit es ungewiß ift, ob fie fofort bei ber ur: 
ſprünglichen Cintragung ober erft fpäter gemadt worden find.“ 
Art. 32. 

8) Wetzell a. a. 0. ©. 141. — Vergl. auch die Stellen aus ben 
Stadtrechten von Bologna, Freiburg und Frankfurt, Hamburg bei 
Kraut. Grundriß (4. Aufl.) & 846. n. 1. 2.7.9. “ 

9) Modo de commerce Art. 12. Preuß. Landrecht Th. IL Kit. 8. 88. 

69. ff.; die 66. 605. ff. führen die Ausnahmefälle auf, in benen 
die Beweiskraft der Bücher gefchwächt wird oder ganz wegfällt: 


4 
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richten halber Beweis Für genügend gehalten wurbe!0). Gegen 
Nichtkaufleute Tiefern jedoch auch nach preußiſchem wie nad 
franzöftfchem Rechte die Hanbelöbücher nur halben Beweis, ber 
durch andere Mittel ergänzt werben muß, unb zwar nur bei 
Waarenlieferungen; das preußifche Landrecht fügt fogar noch bie 
Einſchraͤnkung Hinzu, daß bie Lieferung felbft unbeftritten ober 
fonft erwiefen fein muß). 

Zwiſchen dem preußifchen und dem frangäfifchen Rechte be 
fteht jeboch die weientliche Verſchiedenheit, daß das franzöftfche 
Recht nicht die formelle Beweistheorie auf die Handelöbücher an⸗ 
gewandt hat. Es ift in dad Ermefien des Richter? geitellt, ob 
er einem orbnungsgemäß geführten Handelsbuch Glauben ſchenken 
will oder nicht; denn ber Art. 12 des Code de commerce 
fagt nur, daß regelmäßig geführte Handelsbücher von dem Rich⸗ 
ter zur Beweisführung in Handelsſachen unter Hanbelzleuten zu⸗ 
-gelaffen werben Fönnen. Der Nichter kann alſo ben Beweis 
durch das Hanbeldbuch für ungenügend erflären, wenn er aus 
den Umftänden Berbacht gegen die Nichtigkeit des Eintrags 
ſchoͤpft. Das franzöfiiche Handelsgeſetzbuch fett alfo voraus, daß 
die Beweiskraft des Handelsbuchs noch durch anderweitige all- 
gemeine Gründe unterftügt werben muß, ober daß wenigftens 
dieſe Beweiskraft durch entgegenftehende anderweitige Gründe ge> 
ſchwacht nd gänzlich aufgehoben werben kann. In biefem Punkte 
Bat fi demnach das franzdfiiche Recht dem gemeinen beutjchen, 
trotz der Abweichung in Betreff der vollen Beweiskraft, doch wie- 
ber genähert. Und biefer Umſtand ift deshalb von Wichtigkeit, 
weil jene Beitimmung be Code. de commerce in ben preuf: 
ſiſchen Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs übergegangen ift; denn 
auch der Entwurf beftimmi mur, daß regelmäßig geführte Han- 
belabücher bei Streitigkeiten über Handelsſachen unter Kaufleu⸗ 
ten ala Beweismittel dienen Fönnen, und daß fie gegen Nicht- 
Tanfleute für fich allein zur Erbringiing des Beweiſes nicht hin» 


10) Wetzell a. a. O. S. 140. Anm. 20 und Gaill Obs. II. 20, 
5 — 7. 
11) Boah Landrecht Th. II. Tit. 8.58. 872 ff- Code civil. Art. 1829. 
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reichend find (Urt. 84). Nach diefſer Beſtimmung muß alte der 
Richter die oben erwähnten in ber gemeinrechtlichen Prarts üb- 
lichen Unterftühungsgründe für bie Glaubwürdigkeit ber Han: 
belabücher ebenfalls berückjichtigen, wie benn der Entwurf folche 
Unterftügungsgründe" auch ſelbſt angiebt (Art. 86. 36). & 
darf übrigens nicht überfehen werben, daß auch das preußiſche 
Landrecht dem richterlichen Ermeſſen wenigftend in Bezug auf 
die Ausnahmefälle, in benen bie Glaubwärbigkeit der Handels⸗ 
bücher gemindert oder ganz aufgehoben fein foll, einen weiten 
Spielraum Täßt. 

Beſteht nun gegenwärtig in Bezug auf dab Maß der Be 

weiskraft,“ welches ven Hanbelöbüchern gemeinrechilich zulommt, 
nur eine geringe Meinungsverjchiebenhett, fo ift dies weit weni⸗ 
ger in Bezug auf die Frage ber Fall, auf welche Arten ber 
Hanbelsbücher ſich die Beweiskraft erſtreckt. 
In einem georbnieten kaufmaͤnniſchen Geſchaͤfte werben im 
der Regel mehrere Bücher geführt, von denen das Journal, ba 
Hauptbuch — oder bet der boppelten Buchhaltung bie Hawpt- 
bücher — und daß Briefcoptrbuch bie wichtigften find. Das 
Briefcopirbuch pflegt man fchlechihin das Copirbuch zu nennen. 
Nicht felten wird nun die Anficht aufgeftellt, daß gemeinrecht⸗ 
lich entweder nur dad Journal oder nur dad Haupibuch mit 
beionderer Beweiskraft befleivet fei, und jo iſt wehl auch bie 
Meinung derjenigerr auszulegen, welche nur von ber Beweis: 
kraft eines Handelsbuches im Gegenfah zum Journal ſprechen 12). 
Hiernady würde alfo da bei Faufmännifchen Prozeſſen oft fo 
wichtige Copirbuch von den Privilegien der Handelsbücher in 
Bezug auf die Beweiskraft ansgeichloffen fein. 

Particularrechtlich findet freilich eine Jolche Ausſchließung 
richt Statt. Das franzöfifche Handelsgeſetzbuch und daB badiſche 
Handelsrecht handeln ausdrücklich auch vom Briefcopirbuch, das⸗ 
ſelbe iſt in den beſondern Regeln über bie Beweiskraft der Han: 


13) Martens Grunbriß $. 40. Glück Eommentar XXM. 72. ſprechen 
nur vom Hauptbuch umb vom Journal, Wetzell Geiiprez ©. 
142 nur vom Handelsbuch im Gegenſat zum Journal. 
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beläbischer inbegriffen (Art. 10. 11. 12). Das Gleiche ift der 
Fall im preußiſchen Entwinf (Art. 29). 


Allen auch nach gemeinem Hecht barf bie Beweiskraft 


ber Handelsbuͤcher nicht auf dad Journal ober auf das Haupt 


buch beſchraͤnkt werben, fie iſt vielmehr auf jämmtliche bei 


ze gebräuchliche Gefchäftsbücher zu beziehen, namentlich 
aber auch auf das Bopirbud. Die Beweiskraft der — 


Köcher fit ſich bekanntlich nicht auf eine poſitive Vorſchri I 


des römischen Rechts. Allerdings Tennt das letztere einig 

mahen analoge Vorſchriften über bie Bücher (rationes) ber 
Argentarier, der Bankier? und Wechöler, welche in Rom ba 
Heutige Bankgeſchaͤft betrieben. Wollte man nun dieſe römijchen 
Vorſchriften auf unfere Hanbelsbücher anwenden, jo würde 
allerdings die Beweiskraft nur auf dasjenige Buch zu beichrän- 
en fein, welches die Korberungen unb Schulden bed Kauf: 
manns aufführt, alſo auf das Journal oder auf das Hauptbuch; 
Henn nur dieſe entfprechen bem codex rationum ber argentarüi 
and nummularii. Nun.aber gehen unfere heutigen Rechtejüge 


über bie Beweiskraft ber Handelsbücher viel weiter als jene rö- 


miſchen Beſtimmungen, fie haben ihre felbftftändige Duelle % 


den Handeläufaneen und im Gerihtögebraud) ‚ wie fich beibe 
feit dem Mittelalter und zunächft in Stalien gebildet haben. 
Joa es erſcheint die eigenthümliche Beweiskraft der Handelsbücher 
überhaupt erſt als ein Erzeugniß des neueren Rechts. Denn 
ber Satz, daß die Bücher ber Argentarier nicht blos gegen bie: 
felben bewieſen, fondern auch für biejelben einigen Beweiß er: 
brachten, ift ja in ben römifchen Rechtöquellen durchaus nicht 
pofitiv ausgeſprochen, man glaubt ihn vielmehr nur aus ben 
übrigen Beitimmungen über die Bücher der Argentarier unb 
ans ber belannten, «aber boch fehr allgemein gehaltenen 1. 5. C. 
de probat. IV. 19 jchließen zu müflen: Instrumenta dome- 
stica seu private testatio seu adnotatio, si non aliis quo- 
que adminiculis adjuventur, ad probationem sola non 
sufficiunt 72). Die pofitiven Beitimmungen des römljchen 


18) Wetzell a. a. ©. ©. 140, bei bem fidh die beſte Darfiellung über 
bie Bucher ber Atgentariet finde. S. auch L. 6, C. eodem. 


J 
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Rechts über die Argentarier beziehen ſich nur darauf, daß fle 
ihre Geſchäfte unter üffentlicher Aufſicht, und zwar unter ber 
des Praefectus Urbi führten (L. 1. &. 9. L. 2. D. de offic. 
praef. Urbi I., 12) und daß fie allen gegenüber, die ein recht⸗ 
liches Intereſſe daran hatten, zur Vorzeigung ihrer Bücher ver- 
pflichtet waren 19), Die Bücher wurben als Beweismittel zu⸗ 
nächft gegen den Argentariuß, dann aber auch gegen andere 
benutzt 25). Cine Anwendung dieſer römiichen Rechtsfähe auf 
unjere Handel2bücher Hätte alfo nur die Annahme der Beweis: 
fraft gegen ben Gejchäftsheren, nicht aber für ihn bewirken 
tönnen, ganz abgejehen davon, daß die im Römiſchen Recht vor- 
gefchriebene Staatzauffiht über die Argentarier, weldye bie 
hauptfächlichite Stube jener Rechtsſäͤtze war, bei uns weggefallen 
it. Nicht unerwähnt mag übrigens der Umſtand bleiben, baf 
während das Nömilche Recht nur won einer bejonbern Beweis⸗ 
kraft ber Bücher der Urgentarier, alfo der Römiſchen Bankiers 
und Wechsler, nicht aber aller Kaufleute ſpricht, einige ältere 
deutſche Juriften gerade umgekehrt den Büchern der Wechsler 
feine beſondere Beweisſskraft zuerkennen wollten. „Es ſcheinen 
aber Wechsler,“ jagt Struben!®), „eigentlich keine Kaufleute 
zu jein, weil fie weber Waaren kaufen noch verkaufen, baber 
ihren Büchern ein folcher Glaube nicht beizulegen ala ven Bü- 
ern der Kaufleute.” Man überfah, daß für den Wechäler das 
Geld die Waare ift, mit welcher er handelt 17). 

Dagegen haben die heutigen Rechtsſätze über die Beweis⸗ 
fraft der Hanbelsbücher mit den römifchen Beftimmungen über 
bie Bücher der Argentarier eine andere Grundlage gemein, Died 


1) L4 pr. 6.1: L. & S. 8. L 9. $. 2—4. D. de edendo II. 18. 

15) L. 10. pr. $. 3. D. de edendo II. 13. L. 27. 8.1. D. de fur- 
tis 47.2. | 

16) Rechtliche Bedenken IV. n. 44. 

17) S. Thöl Handelsrecht $. 51. Anm. 2 — Auch das DO. X. Ge⸗ 
richt in Kübel mußte in dem Urtbeile W. c. K 1835, THöI Ent: 
fheibungsgründbe n. 298, den Einwand zurüdweifen, baß ben Bü—⸗ 
Gern ber Banquierd Teine Beweisftaft zukomme, wie bieß wirklich 
von Frankfurter Gerichten mitunter ausgeſprochen worden war. 
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Wi die Gefchlofienheit und Herfümmlicke Orbnung ber Bude 
führung, welche die Nichtigkeit des Eintrags präfumiren läßt. 

Dazu kommt, daß wenigftend unter Kaufleuten bie Handels⸗ 
bücher der einen Partei ſteis der Eontrole durch die Bücher ber 
Gegenpartei ausgeſetzt ſind, und daß bekannter Maßen ber 
Kaufmann fich Häufig nicht in der Lage befindet, fich ein ande⸗ 
res Beweismittel als den Eintrag in feine Bücher zu ver- 


Alle diefe Umftände beziehen fich nun aber keineswegs 
nur auf bie Rechnungsbücher ver Kaufleute, fonbern ehenjo jehr 
auch auf das Copirbuch. Die ganze Buchführung bes Kauf 
manns muß in ihrem Zuſammenhange ala ein Ganzes betrach⸗ 
tet werten. Wie der Kaufmann die einzelnen Poſten unter 
ihrem Datum in die Rechnungsbücher einträgt, jo trägt er aud) 
bie Abfchriften feiner Geichäftsbriefe unter ihrem Datum in das 
Copirbuch ein. In beiven Fällen bildet fich eine chronologiſch 
geordnete Neihenfolge. ft das Copirbuch nicht ordnungsmäßig 
geführt, ftehen bie Briefe nicht in chronologiſcher Folge, find 
Zwiſchenraͤume gelaffen, die den Verdacht einer beabfichtigten 
fpätern Ausfüllung begründen, find Blätter eingefchaltet oder tft 
bad Copirbuch defect, finden ſich Rafuren und Wenberungen, jo 
find dies Verdachtsgründe, die gegen bie Glaubtwürbigfeit des 
Copirbuchs fprechen, wie fie gegen die Glaubwürbigfeit ber 
Rechnungsbücher fprechen würden. Aber fo wenig ber Richter 
präfumiren barf, daß ein Boften, der in einem ordnungsmaͤßig 
geführten Hauptbuch fteht, in betrügerifcher Weife im Voraus 
eingetragen iſt, um ihn fpäter geltend zu machen, fo wenig darf 
dies von einem Briefe präfumirt werben, der, ohne bie chronolo- 
giſche Neibenfolge zu unterbrechen, im Copirbuch fteht. 

Das Copirbuch erſetzt die Correspondenz ber Parteien, 
wenn biefe im Original wicht vorgelegt werden kann. Es Tann 
alſo durch das Copirbuch alleg bewieſen werben, was burch bie 

- Eorreponbenz ſelbſt bewieſen werben koͤnnte — alles unter ben- 
ſelben Vorausſetzungen und Einschränkungen, welche burch das 
gemeine ober das particulare Recht über die Beweiskraft ber 
Hanvelsbücher überhaupt aufgeftellt find. Das Copirbuch bes 
weit, daß bie barin enthaltenen Briefe unter bem angegebenen 
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Datum wirklich geſchrieben worden ſind, und es iſt zu präfumt- 
ren, daß der Brief auch abgegangen!®) und an feine Abreſſe gelangt 
tft, vorbehaltlich de Gegenbeweiſes. Anerkannt wurde bie in 
einem Urtheile bes Lübecker D. U. Gerichts, W. c. L. 1832, 
welches THET Entſcheidungsgründe n. 291 mittheilt. Mit Un⸗ 
recht feheint und jeboch dieſes Urtheil von ber Anſicht auszu⸗ 
gehen, daß es bei biefer Trage auf die privilegirte Beweiskraft 
der Handelsbücher nicht ankomme Auch für bie Beweisfraft 
des Copirbuchs iſt nach unſerer Meinung der Umſtand entjchei- 
dend, daß es ein kaufmänniſches, In beſtimmter ordnungs⸗ 
mäßiger Weiſe geführtes, Buch iſt, bei deſſen Führung Punkt⸗ 
lichkeit und Sorgfalt in erhöhten Maße vorausgeſetzt werben, 
und befien Inhalt deshalb eine beſondere Glaubwürdigkeit zuer- 
fannt wird. 

Das Copirbuch kann ferner auch die Abſendung von Waa- 
ren beweifen. Denn ſowie man praͤſumiren muß, dag ber Kauf⸗ 
mann nur wirkliche Waarenlieferungen und auch richtige Angaben 
Aber Quantität und Preis in Ten Hauptbuch ober Journal ein- 
trägt1®), fo muß man auch annehmen, daß er nur wirklich effeckuirte 
Abſendungen von Waaren feinen Funden meldet, und infofern ent- 
Hält bie in das Copirbuch eingetragene Melbung ben Beweis der Ab⸗ 
fenbimg, auch Hier wiederum vorbehaltlich des Gegenbeweiſes. Sind 
es mın Waaren, bie nach vorhergegangener Beftellung abgeſandi 
wurben, jo bedarf es nicht einmal eines Beweiſes des Empfangs; 
denn die Abſendung gefchteht in ber Regel auf Gefahr und für 
Rechnung bed Empfängers, e& braucht alfo nur die Abfenbung 
bersiefen zu werben. 

Eine befonbere Erwähnung verbient das Gopirbuch als 
Beweismittel für die Notificatien des Wechſelproteſtes. DER 
rechtzeitig neichehene Notification an, ven Vormann ſoll nach ber 
D W. O. wurd, einen Poftſchein bewielen werben, welcher nur 


18) Anerkaunt in einem GErlenminig bed Appellations⸗ Gerichts für Mit: 
telfranfen vom 7. April 1888. (Klette Präjubizin n. 1141). 
Bol auch Erkenntniß des D. U. 8.3 zu Darmflabt vom 5. März 
1850. (Seuffert’3 Archiv IX. n. 96; Klette n. 1173.) 


79) Thol GntieheibungBgrände n. 300. 
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befagt, daß ein Brief von dem Betheiligten an ben Mbreflaien 
an dem angegebenen Tage abgeſandt ift, ſofern nicht bangelhen 
wird, daß der angelommene Brief einen anbern Inhalt gehabt 
dat (D. W. O. Art. 46). Es kann nun vorfennmen, daß ein 
Poſtſchein nicht zu erlangen tft, wie dies namentlich von bem 
alle gilt, wenn ber Brief im Ausland zur Poft gegeben wird, 
wo, wie in England, bie Loͤſung eines Poſtſcheins nicht immer 
uͤblich iſt. In diefen alle wir ber Beweis der Notification 
durch ein orduungsmaͤßiges banfmänniſches Copirbuch, welches 
die Copie der brieflichen Anzeige enthält, gültig erbracht werden 
konnen, und zwar ohne daß ed noch der Unterſtützung durch ein 
anderes Beweismittel bedarf. Denn wenn auch nach gemeinen 
Recht dad Copirbuch nur halben Beweis Itefert, fo kommt es 
bei der Notification des Wechſelproteſtes nicht auf Beweis, ſondern 
blos auf Beſcheinigung an 20), dag Copirbuch iſt aber für ſich allein 
jchon mindeſtens ein vollftändig gültige Befcheinigungsmittel. 
In ber Form und der Technik des Copirbuchs find in 
neuerer Zeit Veränderungen eingetreten, welche auch auf bie 
Beweiskraft biefer Bücher zurücigewirft haben. Um eine Eopie 
der Briefe zu erhalten, bebient man fich der Copirmafchiene, 
mit beren Benutzung nicht blos eine erhebliche Zeiteriparniß, 
jondern auch ber für die Beweiskraft jo wichtige Vortheil ver: 
Mmüpft ift, daß bie Copie in der That dag Original treu wieder 
giebt. Der Zweifel, ob fich der Abfchreiber nicht geirrt habe, 
wirb hier völlig beſeitigt, vorausgeſetzt, daß die Copie überhaupt 
nur lesbar abgebruckt ift. Mit der Benutzung ber Eopirmafchine 
ift jeboch noch die Neuerung verbunden, daß bie Rückſeite der 
Blätter leer gelaffen wird. Dieſe leeren Zwiſchenräume bilben 
alſo keineswegs Verbachtögründe gegen die Glaubwürdigkeit des 
Buches, wie beim gewöhnlichen Copirbuch, fie gehören vielmehr 
umgelehrt zur regelmäßigen Führung des Buchs, und das Aus- 


20) Protocalie ber Leipziger Conferenz ©. 175. Brauer zu Art. 46 
br W. O. Die Beſcheinigung der Notification gehört nit zum 
Klagfunbament, fie braudt nur als Replik auf bie Einrebe ber un: 
terlaffenen Notification zu geſchehen; benn bie Notificatton bes Pro: 
teſtes iſt feine Wechfelfolennität. 
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füllen ſolcher leerer Seiten kann bei dieſer Art ber Bücher unter 
Umſtaͤnden Verdacht erwecken 21). Endlich hat die Eopirmafchine 
nicht jelten auch die Sitte hervorgerufen, bie Briefe auf fliegende 
Blätter zu copiren. Dies würde allerdings die Regeln über bie 
Beweiskraft der Eopteen völlig verändern, denn es fehlt hier die 
Geſchloſſenheit der Buchführung. Allein auch bier ift es nicht 
ausgeſchloſſen, die einzelnen Copieen zu fammeln, in chronologi- 
fcher Reihenfolge zu paginiren und einbinden zu lafien22), wo⸗ 
buch dann ein normales Copirbuch bergeftellt wirb. 


21) Der preußifche Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs beſtimmt mit Rüde 
fiht hierauf auch nur: „An Stellen, melde ber Regel nad zu 
befhreiben find, bürfen feine leeren Zwifchenräume gelafien 
werben“ Art. 32. 

22) Preußifcher Entwurf Art. 20. 


VII. 


Ueber die Bedeutung der Zeitverhältniſſe bei Wechſeln, 
insbefondere des Berfalllags und des Indoſſaments 


nach ðerfall 
Von 


Gern Dr. Emil Hoffmann, 
Hofgerichtärath zu Darmftabt. 


g.1. 


Der Wechfel, welcher ein Recht auf Einlöfung, alſo ein 
Forderungsrecht enthält, hat mit anderen Forberungen das ge⸗ 
mein, daß er an eine Verjährungsgeit genüpft ift, innerhalb 
welcher bie fonft nicht durch Zahlung ober auf andere MWeife 
inzwifchen erlofchene Forberung — und zwar gewöhnlich ge 
richtlich — geltend gemacht werben muß. Die Nichteinhaltung 
der Verjährungsgeit bat dann den Verluft bes Forderungsrechtes 
zur Folge. Gelbpapiere au porteur, obgleich fie auch ein For- 
derungsrecht enthalten, unterliegen dagegen nicht blos nicht no th⸗ 
wendig einer Verfährungszeit, ſondern es bildet auch das Ge⸗ 
bumbdenfein an eine ſolche nicht einmal bie Negel. Dies Hat 
ſeine Urfache einmal darin, daß die Gründe für eine Verjährung 
hier weniger vorliegen, indem ber Ausfteller eines folchen Pa⸗ 
pierd von vornherein mit keiner beitimmten Perfon in Rechts⸗ 
verhältniffe tritt, dieſe wenigſtens fofort aus den Augen verliert, 
und gerade die Nechtöverhältniffe zwiſchen beftimmten Per- 
jonen binnen einer Zeitfrift erledigt werben follen, und daher 


einer Beendigung durch Verjährung Hauptfächlich bedürfen. Zum 
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andern würbe aber auch für die Cirkulation folder Paptere, 
wozu dieſe regelmäßig] beftimmt find, eine Verjaͤhrungszeit immer: 
bin hemmend erfcheinen. — Bei Wechſeln, wo meiſt eine 
Reihe ſich aneinander anfchließender Rechtsverhältnifſe zwiſchen 
beſtimmten Perſonen vorkommt, iſt aber das Bedürfniß nach ei⸗ 
ner Verjaͤhrungszeit noch weit dringender, als bei ſonſtigen For⸗ 
derungen“). Es iſt bier ſchon aus den allgemeinen Gründen 
der Klagenverjährung, welche hauptſächlich darin beitehen, daß 
der Schuldner im Laufe ber Zeit leicht feine Vertheidigungs- 
mittel verlieren Tann, eine kuͤrzere Verjaͤhrungszeit für bie ein⸗ 
zelnen Mechfefobligattonen dann geboten, wen ven Bergläubigerwi 
bie Berjährungszeit von der Wechfelsinlöfung oder der angefor- 
berten Wechfeleinlöfung zu laufen anfängt, alſo injofern ſucceſſive 
Berjährungszeiten für die einzelnen Wechjelobligationen beftehen. 
Denn andernfall® würben bie lehten in der Reihe ver Schulb- 
ner allzulange in obligo verbarren Firmen. Aufferdem wirb 
aber noch aus befonderen Gründen im Intereſſe der Wechſel⸗ 
fchulbner, welche zugleich Gläubiger find ' alfo namentlih im 
Intereſſe der eigentfichen Regreßgläubiger eine kurze Verjährungs- 
zeit noͤthig. Die Indoſſanten ſowie auch die Ausfteller eines 
acceptirien Wechſels werben durch die ihrerſeits geleiſtete Zah⸗ 
lung wieder Wechſelglaͤubiger; ber zahlende Ausſteller erlangi 
ferner auch gegen ben Bezogenen, welcher nicht actceptirt hatte, 
dann eimen Civilanſpruch, wenn Letzterer Deckung erhalten hat. 
Aber jelbit dev Acceptant, welcher als jolcher unbebingt ver: 
pflichtet erſcheint, und der lebte in ber Reihe der Wechſelſchuldner 
it, wird in Folge geleiſteter Zahlung Einilgläubiger bes Zichers 
unb Ausſtellers, wenn Letzierer eine Deckung geleiftet haben 
follte. Alle diefe Perfonen wärben aber Leicht in Gefahr kom⸗ 
men, ihre von ber Zahlung ihrer Schuld abhängigen Forderungs⸗ 
und Regreßrechte nicht mehr urit vollem Erfolge geltend machen: 


®) Vader die allgemeinen Gründe ber Berjäßtung inäbefonbese ber 
Mecfelverjähtung habe ich mich näher verbreitet im Archiv für prab⸗ 
u Rechtöwifienfehaft erfier Vand zweiles Deit S. 74 inabeſondere 

. 76, ff 
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zu innen, wenn bie Anforberung ber. Zahlung allzulange ver⸗ 
ſchoben bleiben dürfte. Die Lage des Auäftellerd eined eigenen 
Wechſels, deſſen Anſprüche auf die noch nicht erhaltene Baluta 
mit der Zelt auch unficher werben können, ijt inſofern allerdings 
eine andere, wie bie bed Acceptanten eines traſſirten Wechſels, 
welcher feine Deckung erhalten hat, als der Anſpruch des Aus⸗ 
ſtellers eines eigenen Wechſels, wenigſtens nicht nothwendig, wie 
ber des Acceptanten, eine Zahlung von feiner Seite vorausſett, 
er alfo bis dahin die Geltendmachung feiner Forderung nicht zu 
verichieben braucht und mithin biefe buch die verfpätete 
Zahlung nicht gefährdet erſcheint. — Defjenungeachtet wird aber 
auch die Klage gegen ben Ausfteller eines eigenen Wechjels in 
vielen Wechſelordnungen, insbeſotidere auch nach der allgemeinen 
beutichen Wechjelorbnung an dieſelbe Verjährungdzeit wie bie 
Klage gegen ben Acceptanten geknuͤpft. 

Der Grund für eine beſonders abgefürzte Verjährungsgeit 
würde überhaupt sach dem Obenbemerkten bei Wechfelanfprüchen 
dann wegfallen, wenn in Folge der Einlöfung der Schulbner 
feine Regreßflage ind Leben gerufen werben Ian, oder wenn 
bie hierdurch entſtandenen ober erwachten Regreßklagen durch 
eine Einrebe ingbejondere die Compenfationd-Einrede wegen nicht 
erhaltener Valuta oder Dedung entträftet und auf ber anbern 
Seite diefe Einreven nicht auch vor der geleifteten Wechſelzahlung 
Hagenb verfolgt werben koͤnnen. Die Negrekflagen würden näm- 
lich alsdann nicht befeitigt fein, wenn bie hiergegen zuſtehenden 
Einreden auch von vornherein auf dem Wege der Klage verfolgt 
werben Eönnten, weil in biefem Falle bie ſolchen Einreden zu 
Grunde liegenden Forderungen ja vor dem Zeitpunkt ber Der: 
folgbarkeit der Regreßanſprüche — denn- mit dieſem Zeitpunkt 
würben jene forderungen durch Compenſation erlojchen fein — 
noch eingezogen werden können, und im Falle einer ſolchen Ein: 
ziehung die nachher entftandenen Regreßanſprüche im rechtlicher 
Geltung bleiben würden. — Dagegen müßte in den Fällen ber 
obenerwähnten Art die nach Wblauf der Verjährungszeit vers 
finttete Klage wie eine jonftige Civilklage behandelt werben, ber 
verflagte Schuldner dürfte nicht auf ſolche Einreden beſchraͤnkt 
fein, welche ihm unmittelbar gegen ben Kläger auftehen, und 
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welche liquid geftellt worden find, indem er fonft in Folge ver 
Zahlung zum Negreß gegen ben Kläger ober feinen unmittel⸗ 
baren Nachmann gendthigt fein würde. 

Indeſſen wird von der kurzen Verjährungszeit der Wech⸗ 
felflagen nach dem $. 83 der allgemeinen beutichen Wechfelorb- 
nung nur dann Umgang genommen, und eine Civilklage geftattet, 
wenn ber Schuldner durch die verweigerte Zahlung fich bereichern 
würde. Es genügt mithin noch nicht, wenn bie Nachtheile, 
welche aus einer veripäteten Zahlung entitehen können, wegen 
Mangel eines Object? ganz wegfallen, wenn alfo in Folge 
ber Einlöjung feine verfolgbare Regreßanſprüche (die mit ber 
Zeit unficher werden können) entjtehen. Vielmehr erfcheint ber 
Mechfelichuldner nur dann durch die Nichtzahlung bereichert, 
wenn ihm weder ald Wechjelgeber noch ala Einläfer des Wech⸗ 
ſels eine Negreßllage zufteht. — Der Schuloner ift einmal 
dann nicht bereichert, wenn er die ihm fchulbige Valuta ober 
Deckung nicht erhalten hat, und ift e in dieſer Beziehung un- 
entfcheidend, ob feine Forderung auf Valuta oder Dedung erft 
mit der MWechfelzahlung von feiner Seite oder auch fchon vorher 
geltend gemacht werben kann. Der Schuldner ift hier hoͤchſtens 
nur um feine‘ Forderung bereichert und infofern nach Ablauf 
ber Verjährungszeit zur Abtretung ber Forderung noch verbunz, 
ben. Der Echuliner ift ferner auch dann nicht bereichert, wenn 
er Valuta ober Deckung gegeben hat, oder biefe noch fchulbet, 
und die Schuld nicht erft von einer — vorherigen Wechjelzah- 
fung des Forderungsberechtigten — wie beim Acceptanten — ab: 
hängt”); obgleich hier der Anſpruch auf die Valuta oder Dedung 
gerade durch die MWechjelzahlung de besfallfigen Schulbners 
und bie bierburdh entftehende,Regrekforberung bed Lebteren gegen 
ben Valutagläubiger erlöfchet, die verweigerte Zahlung aljo zwar 
bem Schuldner feine Bereicherung, aber auf der andern Seite 





_ 


*) Der Acceptant kann ben Ausfteller auf die nicht geleiftete Dedung 
nur dann belangen, wenn er ben Wechjel eingelöst bat, ber In⸗ 
doffant Fann aber von feinem Vormann vort vormberein auf bie 

nicht bezahlte Daluta belangt werben. 
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auch keinen größeren Vortheil ala eine geleiftete Zahlung ge 
währen würde Aus biefem Grunde wird auch überhaupt die 
Bereicherungöflage gegen bie Indoſſanten nicht eingeräumt. 
Dieß erjcheint auch im Allgemeinen gerechtfertigt, aber nicht 
aus dem Grunde, weil der Indoſſant nic ala bereichert (Im 
Falle der gegen ihn verſagten Regreßklage) angelehen werben 
kann, als vielmehr deßhalb, weil auch alsdann, wenn bie Re 
greßklage bed Indoſſanten durch die Geltendmachung ber ge 
gen ihn auftehenben Balutaforberung entfräftet werben Tann, 
boch damit, d. h. in Folge einer folchen Compenfation ber bei⸗ 
ben Forderungen (der Regrepforberung und der Valutaforberung) 
bie Regreßklagen ber Bormänner noch nicht erlofchen find und 
bie dieſen etwa gegenüberftehenpen Walutaforderungen der Res 
greßſchuldner bereit? eingezogen worben fein ober in ber Zwi⸗ 
ſchenzeit eingezogen werben koͤnnen. 

Die dem Wechjelgläubiger nah Erlöfchung der Wechſel⸗ 
Hagen noch zuſtehende Bereicherungsklage iſt an die allgemeine 
Verjaͤhrungszeit geknüpft, da in Bezug hierauf die Gründe ver 
allgemeinen Klagenverjährung zutreffen. 


6. 2. 

Auffer der Verjährungszeit find bei den gewöhnlichen Ob⸗ 
ligationsverhaͤltniſſen Teine weiteren Zeitbeichräntungen geboten. 
Liegen bieje nicht vor, jo Tann der Gläubiger jeven Augenblic 
fein Forderungsrecht — bis zum Ablauf der Verjährungszeit — 
. geltend machen, der Schuldner ift nur nicht verpflichtet, ohne 
vorherige Aufforberung von Seiten des Gläubigers feine Ver: 
bindlichfeiten zu erfüllen. Wohl aber tft er (in Ermangelung 
bejonberer Vertragsbeitimmungen) berechtigt, in jedem Augen: 
blicke — auch ohne vorherige Aufforderung — feine Schuld ab⸗ 
zutragen. 

Ein Forderungsrecht kann aber auch durch einen Anfangs⸗ 
termin beſchränkt ſein, vor welchem der Gläubiger weder zu 
fordern berechtigt noch der Schuldner zu leiſten verpflichtet er⸗ 
ſcheint. Mit dem Eintritte eines ſolchen Termins — mit wel⸗ 
chem ſogleich die Verjäͤhrungszeit erſt zu laufen beginnt — kann 
nun der Schuldner bald ſofort, bald erſt in Folge weiterer Auf⸗ 

Beitfchrift für Handelsrecht. 15 
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forderung, bald endlich erſt in Folge eimer Aufforberung, und 
nach Ablauf eines weiteren Zeitraums nach derſelben zu zahlen 
verpflichtet fein. Eine Verbindlichkeit der erften Art von Seiten 
bed Schuldners, wirb regelmäßig in dem Falle, wo der Schuld⸗ 
ner den Echuldgegenftand überbringen muß, eine Verbindlich. 
keit der zweiten Art aber ftet3 in dem Falke angenommen were 
den mäffen, wo ber Gläubiger den Schuldgegenſtand abzuholen 
hat. Eine Verbindlichkeit der letzteren Art wirb nur bie Yolge 
befonderer vertraggmäßiger ober gejelicher Beſtimmungen fein. 
Bet folchen betagten Forberungen ift inbeflen ver Schuloner dfe 
terd berechtigt, ſchon vor Ablauf eines ſolchen Termin? Zah⸗ 
fung zu leiften, wiewohl dieß nicht der regelmäßige Fall fein 
bürfte und gewöhnlich nur bei folchen Schuldverhaͤltniſſen vor⸗ 
kommen wird, welche lebiglich ben Wortheil des Schuldners wie 
3. B. dad Commodat, bezweden. Umgekehrt Tann auch zuweilen 
ber Schuldner bei ben durch einen Anfangstermin beſchränkten 
Forderungsrechten, wo ber Gläubiger den Schuldgegenſtand abs 
zubolen hat, felhft mit dem Eintritte eines ſolchen Termins 
noch nicht berechtigt fein, wider den Willen bed Gläubigers 
Zahlung zu leiften; das Necht zur Yorberung des Schulbgegen: 
Standes fchließt noch nicht nothwendig die Verpflichtung zur An- 
nahme deſſelben in fih. Allein meiſtens wird beides mit einan- 
ber verbunden fein, und nur bei folchen Obligationen der erwähnten 
Art, welche nur den Bortheil des Gläubigerd, wie da? Depo⸗ 
fitum im Auge haben, wird ver Gläubiger Häufig früher zur 
Forderung ded Schuldgegenftanbes berechtigt, als zu defien An: 
nahme verpflichtet fein. Ja ber Gläubiger wird bei ſolchen 
Forderungsrechten mit dem Eintritte de$ Termins, wo er ben 
Schuldgegenſtand zu fordern berechtigt tft, ſehr oft, ja regel« 
mäßig auch hierzu in der Art verpflichtet fein, daß er fich im 
Falle der Nichteinhaltung eines folchen Qermind einer mor& 
Tchuldig macht, und den Folgen derjelben ausſetzt. Abgeſehen 
von der Verjährungszeit wird aber auch die Verpflichtung bes 
Glänbigerd zur Abholung bes Schuldgegenſtandes bäuflg an 
feinen beſtimmten Enbtermin an ſich gebunden und wenigſtens 
erft weiter durch eine Oblation des Schuldners bebingt fein; «3 
kann aber auch ferner ein folcher Termin, ala in ber Zeit un⸗ 
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berfchienen, neben einem das Forderungsrecht befchränfenben 
Anfangstermin fowte ohne einen folchen feitgefeßt fein: In 
dem erften biejer beiden lehigenannten Talle liegt zwiſchen beiben 
Terminen ein beftimmier Zeitraum in ber Witte, innerhalb wel- 
— ſich der Glaͤubiger ge rechtlichen Nachtheil frei bewegen 


ei Wechſelforderungen gehoͤren zu denjenigen Forderun⸗ 
geu, bei welchen der Gläubiger ven Schuldgegenſtand abholen 
muB. Das Forderungsrecht ift hier nicht nur am eine Verfäß: 
rungszeit gefnüpft, jonbern ver Gläubiger muß fich auch bei ber 
Perſon, wo der Wechſel zunächkt eingelöst werben foll, in einem 
Beftimmten Termine ober wenigſtens innerhalb einer beitimmten 
Friſt zur Einziehung des Wechſels melden. Thut er dies nicht, 
jo verliert er fogar den Negreß gegen die Regreßſchuldner, d. h. 
diejenigen, welche ſich nur im Falle der Nichteinlöfung. des Wech- 
ſels wechfelmäßig verbindlich gemacht haben, alfo gegen ben Aus⸗ 
fteller eines trafjixten Wechſels und gegen bie Indoſſanten ben 
Wechſelregreß. Dem Augfteller eines eigenen Wechſels, ſowie 
bem DBezogenen gegenüber, welcher durch ben Accept ala Haupt: 
ſchuldner eingetreten ift, hat ein folcher Endtermin oder eine 
ſolche Friſt an fich eine geringere Bedeutung und bie Nichtein- 
haltung berjelben auch nur die Tolge, daß der Gläubiger ſich ei- 
ner mora und ben Folgen berfelben ausſetzt. Ein berartiger 
Endtermin für die Einlöfung des Wechjeld bei dem Bezoge- 
nen, dem Regreßſchuldner gegenüber, und weiter in ber Art, daß 
bie Nichteinhaltung des Termins den Verluſt des Regreſſes ge- 
gen Auzfteller und Inbofjanten nach fich zieht, erjcheint aber als 
ein nothwendiges Beduͤrfniß, da die Regreßſchuldner nicht für 
alle Zeiten in obligo verbleiben wollen, obſchon in früheren 
Zeiten ſolche Wechſel — Sichtwechfel wohl vorkamen, weldhe noch 
zu jeder Zeit zur Einlöfung präfentirt werben konnten. Ferner 
iſt aber auch bei eigenen Wechſeln das Gebundenſein an einen 
Endtermin im Intereſſe der Regreßſchuldner ebenſo Berürfniß 
geworben, nachdem einmal auch dieſe durch Zulaſſung des In⸗ 
doſſamenta den Character eines traſſirten Wechſels anzunehmen 
befaͤhigt worden find, Weniger geboten erſcheint die Beſchrän⸗ 
ung der Einloſung des Wechſels durch einen Anfangẽtermin. 

15 * 
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Indeſſen wird doch meiſtens ber Ausſteller ein Intereſſe dabel 
haben, daß der Wechſelnehmer nicht ſogleich den Wechſel einläfe, 
weil regelmaͤßig nicht mit Beſtimmtheit darauf gerechnet werden 
kann, daß der Bezogene ſich ſchon ſofort im Beſitze der Fonds 
zur Einloͤſung des Wechſels befinden werde, vielmehr derſelbe 
Zeit braucht, um ſich in den Beſitz der noͤthigen Fonds zu ſetzen, 
er auch ſehr oft dieſelben von Seiten des Wechſelziehers erſt er⸗ 
warten wird. Aus dieſem Grunde find denn die meiſten Wech⸗ 
ſel zugleich an einen Anfangstermin, vor welchem derſelbe nicht 
eingezogen werben darf, geknüpft. Dieſer Anfangstermin wird 
dann regelmäßig auch zugleich als Endtermin behandelt, fo daß 
gerade an einem bejtimmten Tage — nicht vorher und. nicht 
nachher — ber Wechjel zur Zahlung präfentirt werben muß, 
um den Regreß zu erhalten. Doch find hier dem Wechlelgläubi- 
ger manchmal gewifje Nejpecttage zur Einlöfung des Wechſels 
freigegeben. 


§. 3. 


Betrachtet man die Sache ganz abftract, fo laſſen jih in 
Betreff der Zeitverhältniffe bei der Einlöfung eines Wechſels 
— abgefehen von der Verjährung — ſechs Arten von Wechieln 
denken, nämlich: 

1) Wechfel, welche fogleich eingelögt werben dürfen, aber nie 
eingelöst zu werden brauchen, aljo weder an einen Anfangs⸗ 
termin, noch an einen Endtermin gefnüpft find. 

2) Wechjel, welche fogleich eingelöst werben dürfen, aber erft 
in einer beftimmten Seit eingelöst werben müſſen, aljo 
blos an einen Enbtermin gelnüpft find. 

3) Wechjel, welche erſt in einer beftimmten Zeit eingelözt 
werben bürfen, aber nie eingelöst werben müſſen, alſo 
blos an einen Anfangstermin geknüpft find. 

4) Wechfel, welche erit in einer beitimmten Seit eingelöst 
werben dürfen und in einer weiter beſtimmten Seit einge 
188 merben müflen, alfo an einen Anfangstermin und an 
einen hiervon verjchievenen Endtermin gelnüpft find. - 

5) Wechiel, welche in einem beitimmten Zeitpunkt eingelöst 
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werden dürfen und müflen, alfo an einen umb benfelben 
Termin, als Anfangdtermin und Endtermin gefnüpft find. 

6) Wechjel, welche fogleich eingelöst werben muͤſſen, alſo an 
feinen Termin, aber zum Nachtheil des Gläubigerd ge- 
Mmüpft find, diefem feine beſtimmte Zeit freilaffen. 

Die unter 1, und 2, und 6, aufgeführten Wechfel Tön: 
nen Sichtwechfel in dem Sinne genannt werden, als fie ſchon 
mit der bloßen Vorzeigung zur Einziehung reif find. Man ann 
aber auch den Ausdruck Sichtwechfel in bein Sinne nehmen, wo⸗ 
nad die Einlösbarkeit überhaupt nur an die Vorzeigung ge: 
knüpft ift; in diefem Sinne würden nur die unter 1 erwähnten 
Mechfel als Sichtwechlel erfcheinen. In den früheren Zeiten 
begriff man auch unter dem Ausdruck Sichtwechjel ohne weitere 
Bezeichnung wentgftend meift nur folche, welche fogleich und 
ftet3 auf Vorzeigung einlösbar waren*). Damit ift allerdings 
nicht gejagt, daß ed nicht auch alsbald ſchon folche Wechſel gege- 
ben hätte, welche zwar fogleich eingelößt werben konnten, aber 
in einer beftimmten Zeit eingelöst werben mußten. Auch biefe 
Wechſel mochten einerſeits manchmal fchlechthin Sichtwechfel ge- 
nannt worden fein; andererfeit3 waren biefelben aber fpäter Bäu- 
figer im Gebraudye, als die Sichtmwechjel im eigentlichen Sinne, 
welche ftet2 auf Vorzeigung eingelößt werden fonnten. Sa bie 
Sichtwechſel im eigentlichen, buchftäblichen Sinme find im Laufe 
ber Zeit immer mehr in Abnahme gekommen und haben meift 
bie gefeliche Anerkennung verloren. Dieß ift auch fehr begreif- 
lich. Der Wechfelaugfteller und Wechſelgeber wird die Einlö- 
fung durch einen Dritten nicht garantiren, werin er die Einlöfung ' 
nicht felbft erwarte. Denn ihm ift es nicht gleichgültig, ob bie 
Einlöfung durch den Dritten oder durch ihn ſelbſt gefchieht, ex 
übernimmt die Verpflichtung zur Einlöfung nur für den unver: 
hofften Fall, daß die Einlöfung durch den Dritten nicht vollze- 
gen werben follte. Die Erwartung ber Einlöfung durch ben 
Dritten ift aber nun einerfeit3 durch dad Vertrauen auf bie 


*) ©. Renaud, Lehrbuch bed gemeinen deutſchen Wechſelrechts $, 61. 
&. 118 — 119, fowie Thöl, Handelsrecht Bd. DL ©. 87 — 88. 
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Dereitwilligfeit und auf bad Vermögen des Dritten zur Einld⸗ 
“ fung, und zwar in Iebterer Hinficht auf jene Vermögen bei 
Dritten zur Zeit des Begehrs der Einlöfung bedingt. 

Gerade deshalb würde mit der Verſchiebung ber Anforde 
rung ber Einldfung bie Erwartung der Einlöſung nicht nur ſich 
vermindern, fondern es koͤnnte hierauf zuleßt gar nicht mehr ge 
rechnet werden. Denn ber Dritte, welcher den Wechſel einläfen 
foll, kann nit nur mit dem Laufe ber Zeit zahlungsunfählg 
werben, fonbern es wird derſelbe auch das Geld nicht für alle 
Zeiten in Bereitfchaft halten und ſich von vorn herein nicht zur 
Einlöfung verstehen, wenn er das Geld ſtets in Bereitfchaft hal⸗ 
ten müßte. Aufferdem ftcht aber auch der Zieher eines Wechſels 
mit dem Bezogenen_gemöhnlich in Geſchäftsverkehr und foll hier 
durch bie Einläfung bed Wechſels ein beftinmtes Nechtsverhält- 
niß gefchaffen oder zum Abſchluſſe gebracht werben; beide Per⸗ 
fonen find aber ſehr interefirt, daß dies nicht allzulange ver- 
fehoben werbe. Der Mechfelnehmer hätte auch bei biefen Arten 
von Wechſeln die Verjährung der Wechſelregreßklagen ganz in 
feiner Hand. Tenn da die Verjährung ber Regreßklagen bier 
nicht vor der (fruchtloſen) Anforberung ber Einlöfung bei dem 
Bezogenen beginnen Tann, jo wärbe es bem Wechlelnehmer ganz 
anheimgegeben fein, durch Verfchiebung ber Anforderung, ber 
Einldfung den Ablauf der Verjährungszelt ind Endlofe hinaus⸗ 
zuziehen. Cine Wechſelverjährung würde aber nicht blos ganz 
iuforiich fein oder werben Fönnen, wenn man Wechſel ver be- 
zeichneten Art zulaffen wollte, fonbern es würden alsdann bie 
für die Verjährung ſprechenden Gruͤnde überhaupt keine Aner⸗ 
kennung verdienen. Denn das Gebundenſein der Anforderung 
ber Einloͤſung bei dem Bezogenen an einen Endtermin iſt we⸗ 
nigſtens theilweiſe durch dieſelben Gruͤude und nur noch in ſtär⸗ 
kerem Maaße geboten, als das Gebundenſein der Regreßplagen 
an eine Verjaͤhrungszeit. Hiernach widerſprechen die unter 1 
- aufgeführten Arten der Wechfel ben Intereſſen des Ziehers und 
des Bezogenen, alfo dem Wechfelinftitute in einer Weiſe, daß 
fie überhaupt nicht Teicht vorkommen, und wo fie vorkommen ſoll⸗ 
ten, keinen Anspruch auf gejetzliche Anerkennung haben. Daſſelbe 
gilt von den oben unter Nr. 3 bezeichneten Wechfeln. Bet traf- 
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Arien Wechlel muß mithin bie Vorzeigung bed Wechſels bei bem, 
welcher zunaͤchſt den Wechſel einlöfen fol, an einen Endiermin 
gebumben fein, und die Nichteinhaltung eines ſolchen Enbtermind 
muß den DVerluft des Regreßrechts ebenfo zur Folge haben, ala 
die Nichteinhaltung dee — von ber fruchtlofen Borzeigung des 
Wechſels — beginnenden VBerjährungszeit. 

Die obigen Erwägungen für das Gebundenfein bed Wech⸗ 
feld an einen Endtermin in ber angegebenen Weife treffen zwar 
in bein vollen Umfange nur dem Regreßſchuldner gegenüber, alfo 
dei eigenen Wechleln nur dann zu, wenn dieſe inboffirt werben, 
und auf dieſe Weile ven Charakter eines trafjirten Wechſels ans 
nehmen. Allein der Ausſteller des eigenen Wechſes, ſowie ber 
Bezogene, welcher burch ben Accept Hauptſchuldner geworben ift, 
will doch noch vor Ablauf der Verjährungszeit in die Lage ges 
bracht werben, feine Verbinplichleiten zu tilgen. Der Mechfel- 
gläubiger, welcher bad Gelb bei den Wechjelfchulbner abzuholen 
verbunden ift, muß fich daher binnen einer beftimmien Frift zur 
Einldöfung anmelden. Die Nichteinhaltung dieſer Frift Tann 
aber hier noch nicht den Verluft des Forderungsrechts gegen ben 
Hauptſchuldner zur Folge haben, fondern nur eine mora bed 
Wechjelgläubigerd begründen, alfo nur eine Verbinblichfeit zum 
Erſatze des dem Schuloner durch die verzögerte Anforderung ent 
ftandenen Schadens erzeugen, ſowie dem letzteren bad Recht 
gewähren, durch Depofition ſich von feiner Schulbverbinblichkeit 
zu befreien. Ein folcher Endtermin für die Anforderung ber 


Einlöfung erjcheint aber auch dem Ausſteller eineg. eigenen ſowie 


den Ücceptanten eines trafjirten Wechſels gegenüber bay um 
fo mehr Bedürfniß, wenn die Verjährungszeit für die Rechte 
gegen jene Perſonen nicht ſchon mit der Austellung bed eigenen 
Wechſels ober dem Accepte oder von dem Zeitpunkte an, wo bie 
Einlöfung verlangt werben Tann, jonbern erſt von dem Tage ber 
wirklich angeforderten Einlöfung beginnen fol. Der Endtermin 
für die Einlöfung des Wechſels exricheint dann ala Anfangspunct 
für den Lauf der Xerjährung, wenn bie Einlöjung nicht ſchon 
vorher verlangt worben jein follte, und zugleich verlangt werben 
konnte. — Die Rechte gegen ben Acceptanten eines trafjirten Wech⸗ 
ſels, ſowie gegen den Außfteller eines eigenen Wechjeld, wenn 


x 
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berfelbe inboffirt werden follte, ober überhaupt nur indoſſtri 
werben darf, (ma3 ja regelmäßig ber Fall tft) Tann aber nım 
nicht wohl fogleih mit dem Accepte oder der Außftellung begin- 
nen, weil fonft ber belangte Regreßſchuldner, welcher wieder fet- 
nen Regreß an dem Wcceptanten oder dem Angfteller eines et- 
genen Wechſels nchmen will, hieran wegen inzwilchen eingetre- 
tener Verjährung der Verbindlichkeiten der letzteren Perfonen . 
leicht verhindert fein koͤnnte. 

Die oben unter Nro. 6 aufgeführten Wechſel wiberfprechen 
auf der andern Eeite dem Intereſſe der Wechſelnehmer in einem 
Grade, daß ſie eigentlich nie in Uebung geweſen und zur recht⸗ 
lichen Geltung und Anerkennung gelangt find. 

Hiernach bleiben blos noch die oben unter 2, 4, 5 er: 
wähnten Wechſel als folche übrig, welche bem Bebürfnig des 
Mechielinftitut3 entprechen, oder doch ihm nicht geradezu wiber: 
ſprechen. 

Die unter 2 aufgeführten Wechſel, die Sichtwechſel in dem 
heutigen Sinne bed Worts, welche ſogleich zur Einloͤſung prä⸗ 
fentirt werben koͤnnen, aber erft binnen einer beftimmten Bett 
zur Einlöfung präfentirt werben müflen, entfprechen am meiften 
ben Intereſſen der Wechjelnehmer und am wenigiten den In⸗ 
terefien der Wechjelgeber. Gerade umgekehrt verhält es fich mit 
ben unter Nro. 5 aufgeführten Wechfeln, ven f. g. Zeitwechfeln, 
welche nur an einem Termin, alſo weber vorher noch nachher 
zur Einlöfung präfentirt werden können. Die Iebteren treten 
unter mehrfachen Formen auf, indem entweber ber betreffende 
Zeitpunkt von dem Außfteller durch Zahlen benannt oder auf 
andere Weife durch Gewohnheiten oder durch von Zeit zu Zeit 
wiederkehrende Ereignifje, worauf der Ausfteller in dem Wechſel 
Bezug nimmt, beftimmt wird. 

(Ufo- und Meßwechſel.) 

In dem Wechfel kann ferner der betreffende Termin von 
dem Ausfteller in Zahlen unmittelbar durch Angabe be Mo⸗ 
natstags eines gewiſſen Jahr? ober nur mittelbar feftgeftellt 
werben, indem ein gewifer Zeitraum (3. B. drei Monate) unb 
ein gewifler Zeitpunkt, von welchem an biefer Zeitraum begin- 
nen foll, (gewöhnlich der Tag der Augftellung) angegeben wird, 
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fo daß ver letzte Tag eines folchen mit bem benannten Zeit⸗ 
yuntte beginnenden Zeitraums als ber maßgebenbe ericheint. Die 
erſtern Wechſel heißen Tagwechſel; die andern Datowechſel, wenn 
ber im Wechſel angegebene Zeitraum vom Tage der Augftellung 
beginnt, Zeitfichtwechiel, wenn jener Zeitraum erſt vom Zeit⸗ 
punkte der Dorzeigung bed Wechfels feinen Anfang nehmen ol. 
Bei Datowechfel ift der betreffende Termin fchon von vorn herein 
völlig beftimmt, weil ſowohl der Anfangs- ala Endpunkt bed 
beiveffenden Zeitraums durchaus beftimmt ift, und ed unters 
ſcheiden fich diefe blos in der umfchreibenden Ausdrucksweiſe von 
ben Tagwechſeln *). Die Meßwechſel entfprechen num den Tag 
wechieln, indem ein beftimmter Tag ber Mefje, gewöhnlich der 
letzte, als der enticheidende angejehen wird. Die Ufowechjel ent⸗ 
ſprechen den Datowechfeln und Zeitfichtwechjeln, indem ber Zeit 
raum, welcher fich an ben in dem Wechjel benannten Anfanges 
punkt knüpft und an beffen letztem Tage der Wechjel zur Zahlung 
präfentirt werben joll, durch Gewohnheit beſtimmt iſt. 

Die oben unter Niro. 4 berrannten Arten von Wechjeln, 
deren Präfentation beim Bezogenen oder Ausfteller eine eigenen 
Wechſels an einen Anfangstermin und an einen hiervon ver- 
ſchiedenen Endtermin gefnüpft find, ftehen in ber Mitte zwi⸗ 
fchen den unter Nro. 2 und ben unter Nro. 5 erwähnten Wech⸗ 
fein. Hiernach follte man annchmen, daß gerade biefe Wechſel 
am haͤufigſten oder body wenigſtens überall da vorlämen, wo 
bie Sichtwechlel im heutigen Sinne anerkannt feien, weil jene 
für die Mechfelgeber immerhin vortheilhafter find ala die Sicht- 
wechſel. Allein dies ift nicht der Tall; Wechſel ver bezeichneten 


*) Datowechſel find Häufiger als Tagwochſel. Die letzteren werben na⸗ 
mentlih dann ausgeftelt, wenn es bem Ausſteller (aus befonberen 
Gründen) um einem beflimmten Monatstag ober auch Wochentag 
au thun war, weil z. B. ber Bezogene gerade an foldhen Tagen 
Zahlungen zu Teiften pflegte, ober bann, wenn ber Ausfteller die 
Entfernung des Berfalltages vom Ausſtellungstag nicht nad) Mona: 
ten oder Wochen, ſondern nach Tagen beftimmen wollte. — Tagmechfel 
find fehr oft auch auf Mitte ober Ende eines Monats geftellt, und 
lauten 3. B. Medio, Ultimo Mär u f. w. : 
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Krt find eigentlich gar nicht in Uebung und bie Wech⸗ 
ſel⸗Ordnung bat fie wenigſtens ausdrücklich nicht anerkannt. 
Man geht hierbei wohl davon aus, daß der Wechſelnehmer an 
dem Tage, wo er ben Wechſel zur Einlöfung präfentiren koͤnne, 
dieß auch thun muͤſſe, damit ber Bezogene nicht genäthigt werbe, 
‚weiter ſich und das Geld zur Einloͤſung bereit zu halten. Bei 
- Sichtwechfel kann biefer Grundſatz aber nicht durchgeführt wer⸗ 
ben, weil berjenige, welcher einen Wechjel jogleich zur Zahlung 
pröfentiren darf, wie fchon oben bemerkt, nicht auch gendthigt 
werben kann, ihn fogleich zu präfentiren, vielmehr ihm Hierzu 
einige Zeit freigelaffen werben muß, während ba, wo der Wech⸗ 
sel erft zur Einlöfung an einem beſtimmten Tage yräfentirt 
werben Tann, aud) eine Nöthigung Hierzu nicht unthunlich er⸗ 
fcheint. Es geht aber auch nicht wohl an, Sichtwechfel aus dem 
Grunde überhaupt nicht zuzulaffen, weil hiermit eine Nöthigung 
zur fofortigen Präfentation nicht verbunden werden fann. Aller-- 
dings find Sichtwechjel weniger beliebt, umb zwar ganz abge 
ſehen davon, daß hier ber, welcher den Wechſel einlöfen ſoll, 
unter Umftänden das Geld Länger in Bereitichaft Halten muß, 
ſchon deshalb, weil nicht mit Zuverlaͤßigleit vorausgeſetzt wer: 
ben kann, daß Iebterer das Geld fofort ſchon in Bereitfchaft 
haben werde, man vielmehr felbft da, wo eine vorherige Dedung 
des Bezogenen ſchon erfolgt ift, ober nicht nöthig ericheint, doch 
erſt eine Benachrichtigung des Bezogenen vom Tage der Ein- 
Uſung vorangehen laſſen wird, damit legterer fich und das Gelb 
zur Einlöfung an dem benannten Tage in Bereitichaft bringe. 
Sichtwechjel werben daher meift nur auf Kleine Summen ober 
auf folche Häufer gezogen, welche Gelb entweder fteld vorräthig 
haben oder doch fofort fich verſchaffen koͤnnen; fte Tönnen bier 
indeh im Verkehr nicht ganz enibehrt werben. In jenen befon- 
deren Fällen aber, in welchen auch Sichtwechſel öfter? ausge⸗ 
ftellt werden, bat gerade dag weitere Hinausfchieben bed Enb- 
termind weniger Bebenten, wenngleich in folchen Fällen eine 
gänzliche Befreiung ber Sichtwechfel ven einem Enbtermin aus 
dem Grunde doch noch nicht gerechtfertigt erfcheint, weil hier 
ber Bezogene auch nach langer Zeit noch zur Einlöfung bereit 
und im Stande fein werbe. 


' 
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Die gewöhnlichften Wechſel finb hiernach folche, welche 
erft an einem beftimmten Tage zur Einloͤſung präfentirt werben 
koͤnnen, an demfelben Tage aber auch hierzu präfentirt wer- 
ben mirffen. Eeltener find die Sichtwechfel, welche zur Ein- 
fung fogleich präfentirt werden können, aber hierzu erft in 
beftimmter Zeit präfentirt werden müſſen. Wechjel dagegen, 
welche an einem beftimmten Tage zur Zahlung präfentirt wer: 
den koͤnnen, aber erft in einer entfernteren Zeit zur Zahlung 
präfentirt werden müffen, find nicht im Gebraude, obwohl fie 
bem Wechfelinftitute nicht geradezu wiberfprechen. Doch gehören 
gewiffernaffen zu den letzteren folche Zeitwechjel, bei benen 
Nefpecttage beftchen. Der Mechfelnehmer kann hier an dem 
im Wechfel oder durch Gewohnheit beftimmten Verfalltage — 
aber nicht vorher — ben Wechfel zur Erhaltung bed Negrek- 
recht? zur Zahlung präfentiren; er kann aber audh bie Präfen- 
tation bis zum lebten Nefpecttage verfchieben. Dieſe Nefpect- 
tage beftehen bier zum Vortheile des Wechfelnehmerd. Reſpecttage 
zum Vortheile des Mechfelzicher8 und Bezogenen haben bet Zeit- 
wechjeln weniger Bedeutung Denn der Verfalltag ift bier 
Thon mit Rüdficht auf das Beichaffen des. Gelbe von vorn- 
herein feſtgeſetzt. Bei Sichtwechfel verhält es fich gerade umge: 
tehrt; bier bedarf der Wechjelnehmer durchaus Feiner Reſpecttage, 
weil ihm die Zeit vom Augenblicke ber Ausftellung bis zum 
Endtermin offen fteht. Nefpecttage find hier nur für ben Bezo⸗ 
genen, beziehungsweife für den Audfteller und bie Regreßſchuld⸗ 
ner von Bedeutung, mögen biefe nun von dem Augenblide ver 
Wechfelaugftellung laufen, fo daß von dem Ablauf der Refpect- 
tage ber Wechfel erit zur Zahlung präfentirt werben kann, ober 
mögen — was das Gewoͤhnlichſte fein bürfte, — die Mefpecttage 
von dem Bezogenen vom Augenblicke ver Präfentation in An- 
fpruch genommen werden können *). Sind bei Sichtwechlel 


) Mefpecttage zum Bortbeil bed Bezogenen Tommen namentlich bei der 
Pröfentation des Wechſels zum Uccept vor. Ale Wechſel ericheinen 
nämlich in Betreff biefer Präfentatton als Sichtwechſel. Doc find 
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Reſpectiage zum Voriheile des Bezogenen eingeführt, fo erſcheint 
der letzte Reſpecttag im Grunde als der Tag, an welchem die 
Zahlung — zur Erhaltung des Regreſſes — zuerſt verlangt 
werden kann, der Endtermin dagegen, als der Tag, bis zu 
welchem der Wechſel zur Zahlung praͤſentirt werben muß. — 
Die allgemein deutjche Wechſelordnung hat alle Mefpecttage im 
$ 33, alſo namentlich auch zum Bortheil des Wechſelnehmers 
bei Zeitwechleln abgefchafft. Ob diefelbe daran wohlgethan hat, 
fteht fehr dahin, indem der auf einen Tag bei der Präfentation 
zur Zahlung bejchränfte Wechjelnehmer hierbei ſehr beengt ift. 
Indeſſen hat doch die allgemeine beutfche Wechſelordnung auf 
der andern Eeite Nefpecttage zum Bortheile des Wechfelinhabers _ 
im $. 41 infofern wieder eingeführt, als die Proteftaufnahme 
bei Zeitwechfeln auch am zweiten Tage nad) dem Verfalltag ge 
fchehen Tann. ine nothwendige Folge hiervon ift es, daß auch 
vor biefem zweiten Tage ber Wechſel zur Zahlung nicht prä 
fentirt zu werben braucht, da eine vorherige Präfentation ohne 
jofortige Beurkundung derſelben — bei verweigerter Zahlung — 
zwecklos ſein würde. 

Eine gewiſſe Verwandiſchaft mit ſolchen Wechſeln, welche 
erſt von einem gewiſſen Zeitpunkte on zur Zahlung präfentirt 
werben koͤnnen, und ferner bis zu einem weiteren Zeitpunkte 
zur Zahlung präfentirt werden müfjen, haben die Zeitfichtwech⸗ 
fel, welche auf eine beſtimmte Zeit nah Eicht lauten. Diefe 
Wechſel können nämlich vor dem Ablauf einer beftinmten Zeit 
zur Zahlung nicht präfentirt werben, es muß mindeſtens 


bier Öfter8 bem Bezogenen Reipecttage in ber oben angegebenen dop⸗ 
pelten Beziehung gewährt. So fol nad mandyen Wechfelorbnungen 
ber Wechfel zum Accept nicht eher präfentirt werben fönnen, als ber 
Bezogene nad) bem gewöhnlichen Laufe der Dinge von der beabſich⸗ 
tigten Ziehung Nachricht erhalten Haben Tann. Ferner fol nad 
manden Wechſelerdnungen dem Bezogenen eine gewifle Zeit 3. B. 
nad Art. 123 be Code de commerce 24 Stunden zum Accept 
freigelaffen werden. Beide Punkte Tamen auch bei der Berathung 
ber allgemeinen beutfchen Wechſelordnung zur Sprache; allein bie 
Majorität der Eonferenz verwarf bie Einführung ſolcher Refpecttage. 
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Kom Tage ber Ausftellung an ein folder Zeitraum verflofien 
fein, wie er in dem Wechfel ala nach Sicht lautend feitgefett 
it. Ferner können ſolche Wechjel nach Ablauf eines größeren 
Zeitraums, welcher aus ber im Wechſel beitimmten Zeit nach 
Sit und aus der Frift, innerhalb welcher ber Wechſel zur 
Feſtſtellung ber Sicht präfentirt werden muß, befteht, nicht 
mehr zur Zahlung präfentirt werben. Allein der Zeüpunkt, 
vor welchem bier ber Wechjel zur Zahlung nicht präfentirt 
werben Tann, und der Zeitpunkt, nach welchem der Wechſel nicht 
mehr zur Zahlung präfentirt werden Tann, Liegen bier nur 
an ſich auseinander. In der Wirklichkeit fällt aber — von be 
fonderen Reſpecttagen abgejehen — ber Zeitpunft, an welchem 
der Wechjel zur Zahlung präjentirt werden Tann, mit dem Zeit 
punkt, an welchem ber Wechjel zur Zahlung präfentirt werben 
muß, zufammen. Der Zeitpunkt, in welchem der Wechſel zur 
Zahlung präfentirt werben Tann, ift nämlich noch nicht von 
vorn herein durchaus beitimmt und jchwebt noch in der Luft. 
Diefer Zeitpunkt ift nur theilweile "durch ben Endpunkt eines 
gewihlen, im Wechſel angegebenen, Zeitraums injofern beitinmt, 
ala der Wechfel vor Ablauf dieſer Zeit jebenfalld nicht zur 
Zahlung ypräfentirt werben kann. Allein der Anfangspunkt 
biefed Zeitraums, ber Lauf befjelben, wirb erſt burch den Wech⸗ 
felnehmer bejtimmt, der Wille des Wechſelnehmers hängt indeß 
einerjeit3 von ber Thatfache der Präfentation zur Feſtſtellung 
ber Sicht ab, und ift dieſer Act andrerjeit? an eine beftinmte 
Zeitfrift gebunden, jo daß aljo ber Wille des Wechfelnehmers 
in ber Beſtimmung des Anfangspunktes des im Wechfel beftimnt- 
ten Zeitraumd nicht unbeſchränkt ift. Innerhalb dieſer, dem 
Wechſelnehmer freigelaflenen, Zeitfrift Tann der Wechſelnehmer 
die Präfentation zur Feſtſtellung der Sicht vornehmen und an 
ben Zeitpunkt diefer Präfentation knüpſt fich dan ber in bem ' 
Wechſel benannte Zeitraum an, an deſſen letztem Tage der Wech⸗ 
fel zur Zahlung präfentirt werben kann und auch (von beſon⸗ 
deren Reſpecttagen abgejehen) präfentirt werben ınuß. — Wäre 
der Wechſelnehmer bei ſolchen Zeitjichtwechjeln an Leine Prüfen: 
tationzfrift zur Sicht gebunden, jo würben dieſe Wechſel den 
oben in F. 8 unter Nv. 3 aufgeführten Wechjeln nahe ver- 
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wanbt fein. — Die Zeitfihtwechfel haben zwar ben Nachtheil 
mit ben Sichtwechieln gemein, daß hier öfters bie erfte Präfen- 
tatton länger verschoben werben kann, ein Nachtheil, dem übri⸗ 
gend burch Feſtſetzung einer Turzen Präfentationzfrift vorzubeu- 
gen iſt. Dagegen finb fie im Jntereſſe bes Bezogenen, bezieh- 
nungsweife des Ausſtellers und ber Regreßſchuldner gleichwie 
bie reinen Zeitwechjel von den reinen Sichtwechieln dadurch auge 
gezeichnet, daß bier dem Zahler eine gewifje ‚Zeit freigelaften 
ift, um ſich gehörig zur Einlöfung und zur Beſchaffung ber 
bierzu nöthigen Fonds anfchicden zu Tönmen. Zeitſichtwechſel 
find namentlich dann beſonders beliebt, wenn Wechſel auf ent 
fernt liegende Orte gezogen werben sollen. Denn ber Ausſteller 
eines Wechſels wird meiftend bie Abſicht haben, bem Bezogenen 
eine gewifle Zeit zur Einloͤſung, vom Augenblide der Kenntniße 
nehme ver beabfichtigten MWechielziehung an, zu gewähren. Den 
Zeitpunkt der Kenntnißnahme bat aber nun ber Wechlelzieher 
ba, wo der Wechjel auf enifernte Strecken gezogen werben ſoll, 
weniger in feiner Hand, er kann bier weniger mit Eicherheit 
darauf rechnen, daß jein Benachrichtigungsfchreiben zu einer ge⸗ 
wifjen Zeit anlangt. Darum joll hier die Verfallzeit nach dem 
Augenblide. der Borzeigung des Wechſels durch ben Wechſel⸗ 
nehmer beftimmt werben. Solche Zeitfichtwechjel mögen aber 
auch ſonſt öfters wenigſtens in Faͤllen, wo bie Präfentationzfrift 
zur Sicht verhältnißmäßig nicht zu Lange ift, mehr im SInterefie 
ſaͤmmtlicher bei dem Wechſel betheiligter PVerjonen liegen, als 
ein Zeitwechfel. 


$. 5. 
Die allgemeine beutfche Wechſelordnung Tennt nur brei 
Hauptarten von Wechſel, nämlich: 

1) reine Sichtwechſel, 

2) Zeitfichtwechiel, 

8) reine Zeitwechfel, und leßtere ‚wieder in drei Formen, 
nämlich ald Datowechiel, als Tagwechſel, und ald Meb- 
wechlel. Die Uſowechſel hat dagegen die allgem. deutſche 
Wechſelordnung verbannt. 

Die Sichtwechfel, fowie bie Zeitſichtwechſel müffen binnen 
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einer beftiimmten Zeitfrift, und zwar bie erfteren zur Zahlung, 
bie letzteren zur Teftftellumg bes Tags ber Einlöfung ypräfentirt 
werden. Die allg. beut. W. O. hat indeſſen nicht vorgeſchrieben, 
daß die Präfentationzfrift bei ſolchen Wechſeln von vorn herein 
vom Ansfieller im Wechſel beſtimmt werben müfle Vielmehr 
Hat die allgem. deutſche Wechſelordnung der Abkürzung halber 
eine gejehliche Präfentationzfrift, jeboch nicht ald eine unabaͤn⸗ 
berliche feftgeftellt, und dem Ausfteller die Anberaumung einer 
anbern Träfentationdfrift freigegeben. Jedoch wird man bie 
geſetzliche Präfentationsfrift bier num ala ein Maximum anſehen 
mäfien, fo daß ber Außfteller zwar biefe Friſt abfürzen, aber 
nicht verlängern Tann. Denn offenbar wollte bie allg. deutſche 
B. D. aus den oben entwidelten Gründen bie Bräfentation bei 
Sichtwechſeln an eine Zeit gebunden wiffen, biefe Abſicht würde 
aber nicht erreicht werben, wenn dieſe Friſt ind Endloſe ausge 
dehnt werben koͤnnte. — Die allgem. deutſche W. O. ift aber 
nicht wie andere Wechſelordnungen, 3. B. der Jächfifche Entwurf, 
fo weit gegangen, daß fie alle Wechſel, welche bezüglich des Zeit 
punktes der Einldfung nicht näher bezeichnet find, als Sicht 
wechjel von vorn herein behandelt wiflen wollte Wer Sicht 
wechſel ausftellen will, muß biefes im Wechſel außbräcdkich 
angeben. 

Bei Sichwechſeln kann alfo, wie bereiß bemerkt, nach 
der a. d. W. O. vom Außfteller ver Zeitpuntt bezeichnet wer- 
den, bis zu welchen der Wechfel zur Zahlung präfentirt werden 
muß. Dagegen kann nicht angenommen werben, daß ber Aus⸗ 
fteller nach ber allg. deut. W. O. bei Sichlwechfeln einen Zeit⸗ 
. mit feftfehen Tönne, vor welchen bie Präfentation zur Zahlung 
wicht geichehen dürfe. Denn eine Abänderung der geſetzlichen 
Beitimmungen der a. d. W. O. burch ben Willen ber Intereſſen⸗ 
ten ift nur da auläffig, wo bie bie a. d. W. O. ausdrücklich 
geftattet. Auch würben durch eine ſolche Beftimmung im Grunde 
von dem Außfteller Reſpecttage zum Wortheile bed Bezogenen, 
beziehungsweiſe Regreßſchuldners angeordnet werben, welche nach 
6 83 ver a. d. W. O. nit Statt finden follen. Es Tännte 
bier nur die Trage enijtchen, ob eine derartige vom Außfteller 
Pingugefügte Beichvinkung ber Sicht⸗Wechſel bios ungültig fel, 
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oder auch den Wechſel jelbft als ungültig erfcheinen laſſe. Die 
lettere Annahme tft jedenfalls conjequenter, zumal, ba wohl 
unterftellt werben muß, ber Auöfteller habe nur den Wechſel 
mit der binzugefügten Beſchränkung gelten laſſen wollen. 


Bei Zeitwechfeln jowie bei Zeitfichtwechjeln heißt der Tag, 


an welchen der Wechjel zur Zahlung präfentirt werben kann, 


der Verfalltag, bei Sichtwechleln ift ber Tag, wo ber Wechſel 


wirklich zur Zahlung präfentirt wird, der Verfalltag. Der 
Tag, nach welchem ein Sichtwechfel nicht mehr zur Zahlung — 
zur Erhaltung des Regreſſes — präfentirt werden Tann, bat 
feinen befonderen Namen, er fol bier künftig — zur Vermei⸗ 
bung von Umfchreibungen — der Nothtag genannt werben. Bei 
Zeiwechſeln ericheint nicht ſowohl ber Verfalltag, Als vielmehr 
nach $. 41 der zweite hierauffolgende Tag, als Nothtag. Hier⸗ 
nach kommen ala enticheidende Tage beim Wechſel vor, der Ver⸗ 


falltag, der Nothtag und ber Verjährungdtag. Bei Sichtwech⸗ 


ſeln begimmt die Verjährungszeit gegen Acceptanten oder Aus⸗ 
ftelfer eines eigenen Wechſels nicht wie font bei ven, an keinen 
Anfangstermin gefnüpften, Forderungen fogleich, fondern erſt 
mit dem Nothtag oder dem etwa früher ———— Prã⸗ 
ſentationstag. 


S. 6. 


Der Wechjel, welcher, feinem Hauptziwed nad, zur Ein: 
fung beftimmt ift, tritt erjt mit dem Verfalltage, oder ges 
wifjermafien erjt mit ber gehörigen Präfentation zur Verfallzeit 
und bei Sichtwechſeln mit der Präfentation an ſich, in das 
Stadium der Einlöfung. Der Wechfel ift aber auch regelmäßig 
vor Eintritt dieſes Stadium? weiter begebbar und circulationds 
fähig, fowte zur Begebung und Circulation beftimmt. Bis zur 
Bräfentation des Wechjeld — bei vem Bezogenen, Domieilirten 
oder Augfteller eines eigenen Wechſels — welche aber vor dem 
Berfalltag nicht vorgenommen und über ben Nothtag nicht 
hinausgeſchoben werben Tanır, befindet ſich der Wechjel in dem 
Stabtum der Circulation, Wird auf die gejchehene Präfentation 
bes Wechjeld die Einlöfung verweigert, der eigentliche Zweck des 
Wechſels aljo nicht erreicht, fo tritt, inſofern über dieſe frucht- 

) 


Hoffmann: Die Zeitverhältnifie bei Wechſeln. 241 


Ioje Präfentation ein vorichriftsmäßiger Proteft aufgenommen 
wird, der Wechfel in dad Stablum des Regreſſes. Bet einem 
traſſirten Wechjel, ſowie bei einem inboffirten eigenen Wechfel, 
welchem bie Begebbarkeit nicht ausdrücklich entzogen ift, laſſen 
ſich alſo drei Stadien unterfcheiden, das Stadium ber Circulation, 
dad Stabium der Einlöfung und dad Stabium des Regreſſes ). 

Während des Stabiumd der Eirculation entftehen durch bie 
Weiterbegebung eines begebbaren Wechſels neue Wechjelverpflich- 
tungen. Denn die Entſtehung jolcher ſelbſtſtaͤndigen Verpflichtungen 
durch Weiterbegebung ift gerabe eine weſentliche Bedingung der freien 
Beweglichkeit der Werthpapiere, welche dann auflerdem noch da⸗ 
durch unterftüßt wird, daß die Ermwerbung bed Werthpapiers 
und der hiermit verfnüpften Släubigerfchaft nicht an bie civil- 
vechtlichen Formen und Erforderniſſe einer Mebertragung gebun- 
den iſt. Die Begründung folcher jelbftitändiger Wechſelverbind⸗ 
lichkeiten ift aber regelmäßig eine doppelte. Der Begeber eines - 
Wechſels macht feinem Nachmann nicht blos den Ausſteller, be 
ziehungsweiſe feinen Vormann, ſondern auch fich ſelbſt wechiel- 
mäßig für die Eingehung der Wechjelfumme verbindlich. In 
biefen beiden Beziehungen geht die Weiterbegebung eines 
Wechſels, — wie an einem amnberen Orte näher bargelegt 
wurde?) — weiter als die Ceſſion einer Forderung; denn ein- 
mal tritt der Schuldner des Gebenten durch bie Geflion nicht 
in ein neued Schulbverhältnig zum Ceſſionar, ſondern zu die⸗ 
ſem nur in daſſelbe Schuldverhaͤltniß, in welchem er zum Ce 


*) Das britte Stabium tritt regelmäßig nicht, ſondern nur im Falle 
ber erfolglojen Betretung des zweiten, daß zweite aber mit einem 
gewiffen Zeitpunkte immer ein, unb bamit fchließt ſich das erfle In 
dem zweiten und dritten Stabium wirb ber Wechfel gegen Gelb ein» 
gelöst, in dem erfien Stabium kann er auch gegen Gelb gegeben 
b. 5. verkauft, er kann aber auch flatt bed Geldes gebraucht und 
ausgegeben werben, 3. B. zur Dedung einer Schul, zum Ankauf 
von Waaren u. f. w. 

**) ©. meine Abhandlung über die Natur bes Papiergelbes, des Papiers 
au porteur unb bed Wechſels u. |. w. im Archiv für Wechfelrecht. 
Db. V. no. X. S. 256 inäbefondere 6. 17. ©. 292. 
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benten geftanden hat. Zum andern garantirt der Gebent wenig- 
ftend in ber Regel nicht den Eingang der cebirten Forderung, 
fondern bloß deren Richtigkeit. Diefe Cigenthümlichkeiten ber 
Meiterbegebung koͤnnen allerdings Abänderungen erleiden, inbem 
bie Begebbarkeit eines Wechſels nothwendig, wenigitend nach 
6. 9. der allgemeinen beutjchen Wechſelordnung, vorausſetzt, daß 
ver Wechfelausfteller allen Nehmern eines Wechſels ſich wechſel⸗ 
mäßig verbindlich mache, aufjerdem auch bie weiteren Geber 
ohne eigene weitere Verbindlichmachung (ald für die Richtigkeit 
der Forderung) den Wechjel übertragen, fowie ferner bei ber 
MWechjelübertragung nur dem unmittelbaren Nehmer ſich verbind- 
lich machen können. Alles dieß aber ift nur Ausnahme, und 
noch jeltener find ſolche Wechjel, welchen burch ven Auzfteller, 
ber fi nur dem Remittenten wechjelmäßig verpflichtet hat, bie 
Begebbarkeit entzogen worden iſt. 

Die Eireulation ift jedoch nicht bloß ein weiterer, wenn 
auch nur regelmäßiger und in zweiter Tinte ſtehender Zweck des 
Wechſels, ſondern dieſer Ttegt auch jo ſehr im Intereſſe des 
Wechſelinhabers, daß derſelbe waͤhrend des Stadiums der Cir⸗ 
culation nicht durch feine Vormaͤnner und Schuldner gehindert 
werben Tann, den Wechjel in Eirculation zu jeßen und bier: 
durch neue Verbinblichkeiten feiner Vormänner, welche ſich ben 
fünftigen Nehmern gegenüber von vornherein verpflichtet haben, 
zu erzeugen. Der Wechjelinhaber ift während des Stadiums 
der Circulation nicht nur nicht verpflichtet, ſowie bei Zeitwech⸗ 
jeln bi? zum Eintritt des Verfalltags nicht einmal — zur Er: 
haltung des Regreſſes — berechtigt, die Einlöfung bes Wechſels 
beim Bezogenen zu verlangen, ſondern e3 kann auch ber Wechjel- 
inhaber während des Stadiums der Eirculation die, fei es von 
Selten des Bezogenen, von Seiten eines Regreßſchuldners (Aus⸗ 
ftellerö ober Indoſſanten) ober endlich von Selten eines Dritten 
angebotene Einlöfung zurüchweien*). Der Wechlelinhaber kann 


°) In dem Art. 146 beö Code de commerce ift bieß deutlich ausge⸗ 
ſprochen. Denn bort heißt ed: „Der Inhaber eines Werhfels kann 
nicht gezwungen werben, befien Zahlung vor ber VBerfallgeit anzunehmen. 
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anch ein Intereſſe dabei haben, und es für bequemer finden, 
dent Wechſel weiter in Circulation zu ſetzen und denſelben ſtatt 
des Geldes zu gebrauchen als ihn gegen Geld einzuloͤſen. Die 
Weiterbegebung des Wechſels hat aber für die Wechſelſchuldner, 
mb zwar ſowohl für den Vezogenen, welcher durch ben Accept 
Hauptſchuldner geworben ift, als für ben Regreßſchuldner nicht 
blos den Nachtheil, daß er Hierdurch in ein neues Schuldver⸗ 


In ber Leipziger Wechfelconferenz wurbe die Richtigkeit dieſes Grund» 
ſatzes auch allgemein anerfannt, und im $. 386 bed Entwurfß ber 
Faffung3:Commiffion demgemäg auch gefagt: 

„Vor ber Berfallzeit kann bie Zahlung bes Wechſels wider ben 
Milen des Inhabers richt geleiflet werben.” Später fand man fe 
doch die Aufnahme dieſer — fonft gebilligten — Beſtimmung deßhalb 
für bedenflich, weil hieraus Teicht die Folgerung gezogen werben Fünne, 
als wenn eine mit beiberfeitiger Einwilligung vor Verfall 'geleiftete 
Zahlung diefelden Wirfungen erzeugen folle, ala eine zur Verfallzeit 
geleiftete Zahlung, was aber nicht gebilligt werben ann. Im In⸗ 
tereffe der Wahrung der Rechte bed wirklichen Eigenthümers, welcher 
den Wechfel nicht mehr beſitzt, kann nämlih eine vor Verfall mit 
beiberfeitiger Einwilligung geleiftete Zahlung nur dann als gültig 
angefehen werben, wenn fie an den rechtmäßigen, beziehungsweiſe 
reblichen Inhaber gejchieht, während eine zur Verfallzeit auch an ei⸗ 
nen untehtmäßigen Inhaber geleiftete Zahlung dann rechtswitkſam if, 
wenn ber Zahlenbe in gutem Glauben fich befanb ober ald Wechſel⸗ 
Ihuldner, Acceptant, nicht im Stande war, bie Einrebe der Fäl⸗ 
hung liquid zu flellen. — Dan beſchloß daher, bie von ber Faſſungs⸗ 
Commiſſion vorgefchlagene Beſtimmung jedoch blos aus dem oben- 
angeführten Grunde nicht aufzunehmen, indem man ed auch nicht 
für gerathen bielt, bie weitere Beftimmung bed Code de commerce 
im Art. 144: 

„Ber einen Wechſel vor deffen Verfallzeit zahlt, ift für die Gül⸗ 
tigkeit der Zahlung verantwortlich“ obgleih bie Aufnahme einer jol- 
Ken Beſtimmung zur Befeitigung des gefürchteten Mipverftänbnifies 
geeignet gewefen wäre, (wie man bieß früher beichlofien batte) auf: 
zunehmen, indem ber Art. 144 bes Code zu unbefimmt fei, und 
eine beftimmtere Faſſung ohne Caſuiſtik nicht zu finden fei, f. Leip⸗ 
ziget Eonferenzprototelle Ar. XIV vom 6. November und Nr. IXIIII- 
vom 7. December 1847. : 

16 * 
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haltnig tritt und bie ihm gegen ben. Borgläubiger zuftehenben 
Einreden nicht gebrauchen Tann, ſondern burch die Vermehrung 
der Wechſelglaͤubiger — (welche bis auf ben Iehten Wechſelin⸗ 
haber als eventuelle Gläubiger ericheinen) — kann auch die Anzahl 
der Regreßnehmer ſich vermehren, was dann eine Vergrößerung 
der Schuldſumme wieder zur Folge hat. Ferner muß auch bem 
Wechfelſchuldner — Hauptichuloner wie Regreßſchuldner — bie 
Möglichleit gewährt werden, vor bem Ablauf der Verjährung: 
zeit fih von feiner Schulbverbinblichkeit zu befreien unb bie 
Meiterbegebung des Wechſels ımb Erzeugung weiterer Wechjel- 
verbindlichkeiten zu verhindern. 

Die Begebbarkeit und Circulationzfähigteit des Wechſels 
erfordert ſomit eine Zeitgrenze. Diefe Zeitgrenze iſt bei Sicht- 
wechſeln ber Notbtag, bei Zeitwechfeln und Zeitſichtwechſeln 
muß aber wohl der Verfalltag, und nicht der zweite Tag nad 
dieſem, als eine folche Zeitgrenze betrachtet werben. Denn bie 
zwei weiteren Tage find blos dem Wechfelinhaber geftattet, um 
die Aufnahme des Proteftes vorzubereiten. Der Mechjelinhaber 
kann zwar auch erſt am zweiten Tage dem Bezogenen ben 
Wechſel zur Zahlung präfentiren, und deßhalb fol der Acceptant 
auch erft nach Ablauf der zwei Tage, wenn der Wechlelinhaber 
nicht bei ihm erſchienen ift, zur Depofition fchreiten Tönnen, 
Damit tft aber nicht gejagt, daß der Acceptant nicht auch ſchon 
am Verfalltage die Zahlung dem MWechjelinhaber anbieten, ımb 
im Falle der verweigerten Annahme fofort die Depofition ber 
Wechſelſumme vornehmen dürfe. Der Nothtag Hat aljo bei 
Sichtwechſeln ſowie der Verfalltag bei Zeitwechfeln und Zeitficht- 
wechjeln die Bebeutung, daß bie früheren Wechſelſchuldner nicht 
mehr wechjelrechtlich verbindlich werben koͤnnen. Die Stelle des 
Nothtags vertritt in der eben angegebenen Beziehung bei Sicht- 
wechſeln nur auch ber etwa früher eingetretene Tag ber wirk⸗ 
lichen Präfentation des Wechfeld. Der Zeitwechlel unb Zeit: 
fichtwechjel tritt alfo mit dem Verfalltage, der Sichtwechſel mit 
dem Nothtage oder mit bem etwa früher eingetretenen Präfen- 
tationstag aus dem Stadium ber Circulation in bad Stabtum 
ber Einlöfung; es jollen nun in Folge ber Begebung Teine neuen 
Schulden — wenigftend auf Seiten ber früheren Schuldner 
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mehr gemacht, fonbern es jollen bie bereits entitandenen Schul- 
den nunmehr auf dem Wege der Einköfung bezahlt werben®). 
Diefer Grundſatz wirb auch allgemein bei den Negrekfchufpnern 
(Ausftellern eines traſſirten Wechſels, Inboffanten) richt fo in Be- 
treff der übrigen Wechſelſchuldner 3.3. den Acceptanten anerkannt. 
Das tft aber inconſequent. Der Wechfelnehmer ift nur weiter 
auch zur Erhaltung des Regreſſes gegen den Ausfteller und bie 
Indoſſanten genötbigt, bis zum Nothtag bei Sichtwechfeln ſowie 
bei den fonftigen Wechfeln am Verfalltag ober innerhalb zweier 
Tage vom BVerfalltage an bie Einlöfung des Wechſels durch ge 
hoͤrige Präfentation defjelben zu beantragen. Eine folche Zer- 
pflihlung des Wechfelinhaberd beiteht zwar auch dem Haupt: 
fhuldner, d. h. dem Ausſteller eines eigenen Wechſels, ſowie 
dem Acceptanten eined gezogenen Wechſels gegenüber, allein hier 
hebt die Nichtbefolgung diefer Obliegenheit die Wechſelverbind⸗ 
lichkeit der letzteren Perſonen nicht ſondern hat nur andere 
Nachtheile im Gefolge. 


&. 7. 

Die Entſtehung neuer Wechſelverbindlichkeiten auf Seiten 
aller früheren Schuldner durch Weiterbegebung des Wechſels 
hört aber in gleicher Weiſe auf im alle der wirklichen rechts⸗ 
gültigen Einlöfung, jowie im alle der gehörig und rechtszeitig, 
(d. b. am vorgefchriebenen Termine oder innerhalb ber vorge- 
fchriebenen Frift) aber erfolglos geforberten Einlöfung, fowie 
endlich im Falle der unterlaffenen Anforderung der Einlöfung 
am vorgefchriebenen Termine oder innerhalb der vorgefchriebenen 
Frift, Nur in anderer Beziehung gehen dieſe verjchievenen Fälle 
in ihren Wirkungen auseinander. Durch die wirkliche Einlöfung 


*) Brackenhöft im Archiv für Wechſelrecht Bd. I. Nr. IX. Die 
Wechſelung des Wechſelbriefs u. f. w. brüdt fi) dort $. 9. S. 252 
unb 258 fo auß: 

„Die Dauer des Wechfelgeihäfts it begrenzt durch die Verfallzeit, 
mit beren Eintritt der Inhaber die Beendigung befielben durch das 
Fordern des Einwechſels ober ber Zahlung herbeizuführen hat,“ 

und dann weiter: „Der Wechfel hört mit dem Verfall auf, wech: 
felbar zu Tein. 
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eined Wechſels erlöfchen alle Wechjelverbinblichkeiten, aljo um 
fo mehr die der Regreßſchuldner; ver Regreß wird unnöthig,: & 
kommt ber Wechfel gar nicht in das Stadium bed Regreffes*). 
Am Tolle der verläumten vorſchriftsmäßigen Präfentation eines 
Wechſels zur Einlöfung gebt wenigſtens ber Regreß gegen ben 
Regreßſchuldner verloren; dad echt auf Einlöfung gegen ben 
etwaigen Hauptfchulbner, insbejondere gegen ben Bezogen, 
welcher durch Accept Hauptichuloner geworben ift, verbleibt 
aber dem MWechfelinhaber bis zum Ablauf ber Verjährungszeii. 
Im Falle der erfolglod vorgenommenen vorſchriftsmaͤßigen Prä- 
fentation des Wechſels zur Einlöfung tritt der Wechſel in bag 
Stabium des Regreſſes, welches ſich mit dem Ablauf der Ber- 
jaͤhrungszeit ber Regrekforderungen jchließt. Der Wechjelinhaber 
ift bier nur auf den Regreßweg dann nicht beichräntt, wenn 
noch ein Hauptſchuldner vorhanden, aljo ingbejondere, wenn ein 
Accept in einem gezogenen Wechlel von Seiten des Bezogenen 
erfolgt ift. 

Der Regreßſchuldner eines gehörig präfentirten und pro- 
teftirten Wechjeld ſowie der Acceptant eines proteftirten Wech- 
feld und ber Acceptant eines präjudicirten Wechſels ftehen fich 
infofern ganz gleich, als biefelben nach wie vor bis zum Ab⸗ 
laufe ber Verjährungszeit zwar wie vorher verpflichtet bleiben, 
aber durch Weiterbegebung nicht weiter mwechfelmäßig verpflichtet 
werben können. Nur der Regreßſchuldner eines praͤjudicirten 
Wechſels zeichnet ſich vor dem vorgenannten Wechſelſchuldner da⸗ 
durch aus, daß er aus aller Wechſelverbindlichkeit heraustritt. 
Allein es fehlt an allem Grunde, den Regreßſchuldner eines pro⸗ 
teſtirten Wechſels anders als den Acceptanten eines proteſtirten 


*) Sonſtige Gelbpapiere au porteur können auch nach ber wirklichen 
Einlöfung noch mit voller Wirkung aufs Neue in Eirculation ge: 
fegt werben. Auch bie vor ber Verfallgeit geichebene wirkliche Ein- 
löſung — (welde ber Wechfelinhaber nicht zurüdgetviefen hat) — 
tilgt die Wechfelverbinblickeiten und entzieht fonach dem Wechſel bie 
weitere Begebbarkeit, wenn ber Wechſelinhaber rechtmäßiger ober 
teblicher Inhaber war, ober in beffen Namen, beziehungsweiſe mit 
beifen Bewilligung, bie Zahlung entgegen genommen ward. 
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Wechſels zu behandeln, und noch weniger Grund liegt vor, in 
ber oben hervorgehobenen Beziehung zwiſchen bem Acceptanten 
eined proteftirten und dem Acceptemten eines präjubicirien Wech⸗ 
feld einen Unterfchieb zu machen. Die Regrefeigenichaft ‚einer 
Wechſelſchuld bebingt blos bie Nothwendigkeit ber Präfentation 
des Wechſels zur Einlöfung in ber vorſchriftsmäßigen Zeit, um 
RG den Regreß gegen den Schulbner zu erhalten. Allein bie 
Beendigung der Weiterverpflichtung der frühern Schuldner durch 
MWeiterbegebung des Wechfeld hängt nur von dem Eintritt bes 
Zeitpunkies der Einlöfung, d. b. bed Zeitpunktes ab,. wo bie 
Einldfung von dem Schuldner verlangt werben konnte, beziehungs⸗ 
weife von dem Wechſelinhaber geforbert werben mußte, ober bes 
Zeitpunkte, wo die Einlöfung von Seiten des Wechſelinhabers 
geforvert werben Tonnte und auch geforbert worben ift, ohne daß 
es ‘hier darauf ankommen kann, ob der Schulbner Regreßſchuld⸗ 
ner war, und bie Regreßbegingungen erfüllt worben find. 
Gleichgũltig tft es, ob in jenem entſcheidenden Zeitpunfte ber 
Wechſelſchuldner ſchon unbedingt verpflichtet geweſen ober erft 
ein unbedingter Wechſelſchuldner geworben tft. Der erwähnte 
Zeitpunkt ift der Wenbepunft im Wechſelverkehr und gerabe 
darum auch für die Wahrnehmung der Regreßbedingungen ent- 
ſcheidend. Nur fontel tft weiter zugegeben, daß der Regreß— 
ſchuldner nad erhobenem Protefte noch mehr Grunb hat, 
ſich nicht weiter felbftftändig verpflichten und eine neue Garantie 
übernehmen zu wollen, weil jeine Erwartung der Honorirung 
des Wechſels durch den Bezogenen geſunken if. — Man fagt bier 
gewöhnlich, der proteftirte Wechjel gehe nur ruͤckwärts und könne 
nicht mehr vorwärtd gehen, er babe bie Beſtimmung rüdwärt 
zu gehen erhalten, und die Beſtimmung vorwärtd zu gehen ver: 
loren. Allen das find unflare Redensarien und unrichtige 
Gegenfäte. Die wahren Gegenfähe befteben zwiichen bem Zeit- 
punkt der Sirculation und dem ber Einlöjung, zwifchen dem 
Zeitpunkt des Schuldenmachens und dem des Echuldenzahlen?. 
Die Beſtimmung der Weiterverpflichtung der Wechſelſchuldner 
burch die Eirculation und Weiterbegebung des Wechjel3 hört 
anf, wenn bie Beſtimmung der Einlöjung praftijch werden kann 
und fol, oder praftiich werben muß, mag nun die Einlöfung 
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auf direktem, in dem Wechſel angerwiefenen, Wege oder auf bem 
Regreßwege gefucht werben. Der britte Weg ift nur, wie be 
reits bemerkt, ber nächte, und erft wenn biefer gehörig und 
rechtzeitig eingefchlagen worben tft, aber nicht zum Ziel führt, 
fann ber Regreßweg betreten werben. — Der Acceptant eines 
Wechſels will aber auch gewiß ‚durch Wechielbegebungen nicht 
länger verpflichtet werben als der Wechfelaußfteller. Der Accep⸗ 
tant kann ſich ferner in dem obenerwähnten enticheibenben Zeit⸗ 
punkte durch Einlöſung oder Depoſition von jeder Schuld für 
bie Zukunft im Voraus befreien; er muß daher auch ohne biefe 
Mittel in jenem Zeitpunkt befreit werben, wenn unb injoweit 
ihm eine ſchützende Einrebe zur Seite fteht, welche eine folche 
Einlöfung oder Depofition unnöthig macht. 

Laͤßt fich aber nun nicht der Eat vertheibigen, daß ber 
Regreßſchuldner eines proteftirten Wechſels nicht, wohl aber ber 
Acceptant in dem entjcheidenden Zeitpunkt der Einlöfung weiter 
verpflichtet werben Tönne, fo ift.die Anficht berer noch weit we- 
niger zu billigen, welche in der fraglichen Beziehung den Accep- 
tanten eined gehörig präfentirten und proteftirten Wechſels gleich 
bem Regreßſchuldner eines ſolchen Wechſels günftiger geftellt 
willen wollen, als den Acceptanten eines präjudicirten Wechſels. 
Der Proteit hat in Bezug auf bie Verbinblichfeiten des Accep- 
tanten feinen unmittelbaren Einfluß, er ift für diefen nur dann 
entſcheidend, wenn er ben Tag der Einloͤſung beſtimmt. Dieß 
tritt aber in den Fällen ein, wenn ſchon vor dem Tage, wo bie 
Einlöfung längftens gefordert werden muß, dem Nothtage, bie- 
Einlöfung verlangt werden kann und verlangt wird. Hier ift der 
durch Proteft beurkundete Präfentationdtag ber maaßgebende Tag 
ber Einlöfung. 

Zolly*) will deßhalb dad Indoſſament eines proteftirten 
MWechjeld den Vorſchuldnern — Regreßſchuldnern wie Haupt⸗ 
ſchuldnern — gegenüber ander? als das Indoſſament eines präs 
jubicirten Wechſels (welches die Regreßſchuldner, nicht aber die 
übrigen Wechſelſchuldner ganz entbunden hat,) behandelt wifien, 


*) Bon dem Indofſament im Archiv für Wechſelrecht Bd. IV. N. XIV. 
©. 874. 8b. V. N. IH. ©. 37, insbeſondere $. 5. 
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weil ber proteftirte Wechſel feine Beftimmung, ja feine Fahigkeit 
zu curfiren verloren habe. Allein das -ift gerabe bie zu beant- 
voortende Frage, ob, warum, inwiefern und inwieweit ber pro⸗ 
teftirte Wechfel, und ob und warum nicht auch ber präjubicirte 
Wechſel die Beftimmung zur Eirculation verlieren fol. — Jolly 
geht davon aus, der Inhaber eines proteftirten Wechſels habe 
durch die Präfentation deſſelben und die Erhebung des Proteftes 
zu erfennen gegeben, daß er nımmehr zur Geltendmachung ber 
MWechfelrechte, insbeſondere der Regreßrechte, fchreiten, und bie 
Wechſelſchuldner durch Weiterbegebung bed Wechſels nicht mehr 
jelbftftändig verbindlih machen wolle. Der Wille des Wechlelin- 
habers ift aber hier eben nur injofern entjcheibend, als er ben 
Berfalltag durch die Präfentation des Wechſels beftimmt*). Denn 
auch mit dem im Wechſel beitimmten Berfalltag ober mit dem 
gefehlichen Nothtag (bei Sichtwechleln) kann der Wechſelinhaber, 
ohne daß e3 einer Selbftbefchränkung weiter bebürfie, nur noch 
die Einlöfung fordern, fowie nah Erfüllung der Regreßbebin- 
gungen ben Regreßweg betreten. Der Wechjel vermag hier überall 
feinen Zweck in Folge der Weiterbegebung als Eirculattongmittel 
zu dienen, gerade beöhalb nicht mehr vollftänbig zu erfüllen, 
weil hierdurch Teine neue Wechjelverpflichtungen ber Wechſel⸗ 
ſchuldner mehr entſtehen Können. Nicht aber kann hier umgekehrt 
ber Wegfall folcher neuen Wechfelperpflichtungen aus dem Ver⸗ 
Iufte der Eirculationsbeftimmung des Wechſels abgeleitet werben. 
Würde der Wechfelnehmer nicht ſchon an fich bei Zeitwechfen 
und Zeitfichtwechjeln mit dem Verfalltage, fowie bei einem Sicht⸗ 
wechfel mit dem Nothtage, oder mit dem bei den letzten Wechfeln 
von ihm felbft früher herbeigeführten Präfentationdtag — der 
bier als Verfalltag gilt, — blos darauf beichräntt fein, die Ein- 
fung zu fordern, ſowie feine Forderungsrechte gegen den Accep- 
tanten und nad Erfüllung der Regreßbebingungen gegen bie 
Regreßſchuldner geltend zu machen, und er nicht das Hecht ver: 
Ioren haben, durch Weiterbegebung feine Vorſchuldner zu ver- 
pflichten, jo würde er auch durch den Act ber Protefterhebung 
ein folches Recht nicht verlieren. Denn die zur Verfolgung ber 


") Das ift, wie oben bemerft, bei Sichtwechſeln ber Fall. 
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Unfprüche gegen ben Hauptſchuldner (Acceptanien u. ſ. w.) gar 
nicht noͤthige Protefterhebung hat nur ben Zweck, ven Regreß 
fich zu wahren, nicht aber die zur Zeit ber Proteſterhebung noch 
weiter beitehende Rechte aufzugeben. 


F. 8. 

Bisher war blos davon die Rede gewefen, daß mit dem 
Eintritte des Nothtags, “beziehungsweife mit der nicht vorzeitig 
vorgenommenen PBräfentation des Wechſels zur Einloͤſung und 
Protefterhebung alle Vorſchuldner, Ausfteller, SInboffanten, wie 
Acceptant nicht mehr felbftftändig verpflichtet werben koͤnnten, 
vielmehr der Acceptant bi? zum Ablauf der Verjährungzzeit ober 
bis zur Einlöfung, der Regreßfchulbner aber nur im Talle ber 
Erfüllung der Regreßbedingungen bis zum Ablauf der Verjäh—⸗ 
rungszeit ober bis zur Einlöfung Tediglih in der früheren 
Weile verpflichtet bleibe. 

Eine andere Frage ift nun bie, ob diejenigen Wechſelinha⸗ 
ber, welche einen proteftirten oder einen präjubicirten Wechſel, 
beziehungsweife einen Wechſel erft mit dem Cintritte des Noth: 
tag3 weiter begeben haben, — die Nachinboffanten, — (wie bie 
felben genannt werden folfen,) nicht in Folge ver Meiterbegebung 
ſelbſtſtaͤndig verpflichtet werben, ob alfo wentgftens in dieſem 
Punkte das Nachindoſſament in feinen Wirkungen, weiter 
‚ gehe, als eine bloße Ceſſion. Es fragt fich hier vorerft, ift an- 
zunehmen, bag der Nachindoffent felbftjtändig verpflichtet fein 
wolle — denn die Wechfelverpflichtung ift überhaupt nicht cine 
nothwendige, fondern nur regelmäßige Folge eine? fonfttgen In— 
doſſaments — und ſodann, ob ein foldher Nachindoſſant auch 
ſelbſtſtändig verpflichtet werben könne. Was nun bie erfte 
Frage anlangt, fo tft zu unterjcheiden zwiſchen dem Nachindoſſa⸗ 
ment eines proteftirten, fowie zwifchen dem Nachindoſſament 
eines acceptirten und nichtacceptirten präjubtcirten oder doch noch 
nicht proteftirten Mechfel3*). Bei dem Inboffanten eines pro⸗ 
teftirten Mechfeld Täßt ſich nun die Abficht einer eigenen Wech⸗ 
felverbindlichmachnng nicht unterftellen, weil der Nachindoſſant 
eine Zahlung nicht zu garantiren geneigt fein wirb, welche ſchon 


*) Gin Nadindoffament Tiegt nimlich auch dann vor, wenn ein Wed: 


N 
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einmal ausdrücklich verweigert worden war, und ferner au 
ohne Unterſtellung einer eigenen Selbjtverpflichtung dad Nach⸗ 
inboffament einen Zweck hat, nämlich ben, bie gegen bie Vor⸗ 
fchulpner beſtehenden Rechte, wie bei einer Geflion zu übertra- 
gen. Das Nachindoſſament muß aljo hier wie ein an fich zu⸗ 
laͤſſiges Indoſſament sine obligo rechtlich behandelt werben. 
Anders verhält es fich fchon mit dem Nachindoſſament eine? noch 
nicht proteftirten, aber auch noch nicht präjubicirten, fowie eine? 
mit einem Accept verjehenen präjubizirten Wechjeld. Hier fpricht 
gegen die Abficht einer Selbjtverpflichtung nicht der eben er: 
wähnte Grund; allein man ift auch auf ber andern Seite nicht 
unbebingt zur Unterjtellung einer beabfichtigten Selbftverpflich- 
tung genöthigt, weil die Indoſſirung bier wenigſtens durch 
eine beabfichtigte Mebertragung vorhandener Rechte erklärt wer- 
ben kann. Die Imboffirung eines yräjubicirten nicht accep- 
titten Wechſels läͤßt aber kaum eine andere Auslegung zu, 
als die einer Bbeabfichtigten Selbitwerpflichtung, weil biejelbe 
fonft gar Teinen Zwei haben würde. Man bat aljo nur 
bie Wahl, entweber ein derartiges Indoſſament als rechtlich 
unzuläffig oder umerheblih zu erachten, oder die Selbſt⸗ 
verpflichtung des Nachindoſſanten als Folge des Indoſſaments 
anzuerkennen. Thut man das letztere, jo hat allerdings bie Nach⸗ 
indoſſirung eines ſolchen Wechſels die Bedeutung einer neuen 
Traſſirung, und fragt es ſich, ob man eine ſolche Indoſſirung 
als eine neue Traſſirung zulaſſen ſoll. Dagegen ſpricht die 
Analogie zweier wechſelrechtlichen Grundſaͤtze einer Tratte, welche 
wenigftena in ber allgemeinen deutſchen Wechſelordnung aufge: 
ftellt und anerlannt worben find. Die Tratte muß nämlid ent- 
weber die Angabe des Tages der Einlöfung mittelbar ober un⸗ 
mittelbar enthalten, oder als Sichtwechjel bezeichnet worden fein, 
wenn fie Gültigkeit haben foll; eine Tratte, welche bie Angabe 
eines ſolchen Tages nicht enthält, ſoll aber nicht, wie bereit? 
oben bemerkt, ald ein Siohtwechjel behandelt werben. — Läßt 
man indeß einmal dag Indoſſament eines präjudicirten Wechſels 


fel nach dem Verfalltage, aber vor bem zwei Tage biervon entfernten 
Protefttage weiter inboffirt wurde. : 
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als eine neue Tratte zu, fo erfcheint es allerdings als das An- 
gemefienfte, diefe wie einen Sichtwechfel zu behandeln. Die An- 
fichten derer, welche fich für die Zulaͤſſigkeit der Indoſſirung ei- 
ned praͤjudicirten Wechſels ausgefprochen haben, gehen jeboch in 
biefer Bezichung außeinanber*). Denn einige gehen davon aus, 
daß ein folder Wechfel fofort zur Einläfung präfentirt werben 
müſſe, Anbere nehmen an, daß ein folcher Wechſel zwar ſogleich 
präfentirt werden Tünne, aber erft mit Ablauf der Sichtzeit (ges 
wöhnlich 2 Jahre) präfentirt werben müfle, Andere enblich hal⸗ 
ten ben Nachindoſſatar für berechtigt, einen derartigen Wechſel 
bis zum Ablauf der Verjährungsgeit zu präfentiren. Die erftere 
Anficht iſt fchon deshalb zu verwerfen, weil, wie oben ausge⸗ 
führt, ein Wechfelinhaber mit Wirkfamkeit nicht zur foforti- 
gen Präfentirung des Wechſels verpflichtet werden Tann. Aber , 
auch für die dritte Anficht liegt Fein ausreichender Grund vor, 
und iſt diefe um fo weniger zu billigen, als ja bei einem weber 
vor noch nachher acceptirten Wechjel, von einer Verjährungsgeit 
überhaupt nicht Die Rebe fein kann. Mithin wird man ſich, im Falle 
ber Zulaſſung eines folchen Nachindofjaments, nur für die zweite 
Anficht erklären koͤunen, jedoch mit der Einſchraͤnkung, daB ba, 
wo eine Verjährungsgeit Läuft, und vor ber Sichtzeit abläuft, 
ber Wechfel big zum Ablauf der Verjährungsgeit zur Einldfung 
präfentirt fein muß. 

Gegen bie Zulaſſung eines ſolchen Indoſſaments Tpricht 
aber auch ferner die Analogie des im $. 9 ber allgemeinen beut- 
ſchen Wechſelordnung anerfannten Grumbfaßes, daß ba, wo ber 
Ausfteller nur feinem unmittelbaren Nehmer, nicht aber dem 
ferneren Nehmer fich jelbititändig verbindlich machen wollte, auch 
durch Indoſſtrung auf Seiten des Indoſſanten Teine wechſel⸗ 
mäßigen Verpflichtungen entftehen follen. Mithin müßte con- 
fequent auch ba, wo ber Ausſteller aus andern Gründen nicht 
mehr ſelbſtſtaͤndig verpflichtet werben konnte, und-wollte, burch 
das Indoſſament Feine wechjelmäßige Verpflichtung des Indoſſan⸗ 
ten erzeugt werben koͤnnen. 

Troß diefer Gründe hat der Handelsſtand jich für bie 


es 


°) Archiv für Wechſelrecht Bd. V. N. 58. ©. 449. 
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Zulaͤſſigkeit derartiger Indoſſamente eines nicht acceptirten präs 
judicirten Wechſels, aljo dafür ausgeſprochen, daß durch bie 
Indoſſirung eines ſolchen Wechſels ber Nachindoſſant wechſel⸗ 
mäßig verpflichtet werbe*). — Hiernach wird man denn aber 
auch weiter ben Nachinboflanten eines jeben nicht proteftirten, 
fowie den Nachindoſſanten eines präjubicirten acceptirten Wech⸗ 
jel3 als Wechjelichulnner behandeln müflen. — Nur der Nach⸗ 
imboflant eines proteftirten Wechſels kann aus den obigen Grün- 
ven Teinenfall® als wechjelmäßig verpflichtet angefehen werben. — 
Der Ausfteller, der Vorindoſſant, ſowie ber Acceptant eines 
praͤjudicirten wie proteftirten Wechſels Können ferner nicht mehr 
wechjelmäßig verpflichtet werben, wenn fie auch, je * Um⸗ 
ſtaͤnden, wie früher verpflichtet bleiben. 


S 9. 

Das Indoſſament zeichnet fich nicht blos von ber. Ceſſion 
durch feine weitergehenden Wirkungen in ben zwei oben hervor: 
gehobenen Beziehungen, ſondern auch dadurch aus, daß es an 
weniger Vorausſetzungen wie eine Ceſſion infoferne gebunden ift, 
ala hier weder eine Reihe ununterbrochener Uebertragungsakte 
noch die hierzu erforverlichen civilrechtlichen Formen und fonftis 
gen Momente verlangt werben, vielmehr fchon bie Ununter⸗ 
brochenheit der Indoſſamente, ſowie der gute Glaube des In⸗ 
doſſatars genügt, und namentlich die Falſchheit der Indoſſamente 


) Hieran InÜpft fih eine weitere Frage, nämlich bie, ob ber Bezogene, 
welcher nach ber Ertheilung des Nachindoſſaments eines präjubicirten 
Wechſels dieſen acceptirt hat, fo zu behandeln ift, als fei mit Rüde . 
fiht auf die neue und nit bie erſte Traſſirung acceptirt worden, 
in welchem alle der Bezogene denn allen fpäteren Nachindoſſataren 
bis zum Ablauf der neuen Verfallzeit bzv. des Nothtages ſelbſtſtaͤndig 
verbindlich werden würde. Für die Bejahung dieſer Frage ſpricht 
viel. Dagegen iſt das Accept, welches nach ber Präjubicrung eines 
Wechſels, aber vor einem Nachindoſſament geleiſtet wurde, nur als 
mit Rüdfiht auf bie erſte Tratte ertheilt zu betrachten, und baB 
Accept erzeugt Hier Feine felbfiftändige Verpflichtung den Radindafle- 
taren gegenüber. 
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an fich der Activlegitimation bes Wechfelinhabers nicht entgegen- - 
fteht. Auch biefe weitere Auszeichnung des SInboflaments 
vor einer Ceffion, welche übrigens durchaus nicht in allen 
Mechjelorbnungen anerkannt tft, macht den Wechlel zur Eircu- 
Iatton geeigneter und Bat fi aus diefem Grunde Geltung ver- 
ſchafft. Die Brauchbarkeit des Wechſels als eines Eirculationd- 
mittels hat ſich nun aber nach erhobenem Proteſte dadurch ſehr 
vermindert, daß aus den oben dargelegten Gründen keine neue 
Wechſelverbindlichkeiten ſowohl von Seiten der Vorſchuldner als 
der Nachindoſſanten mehr durch die Weiterbegebung des Wech⸗ 
ſels entſtehen ſollen und können. Hiernach fragt es ſich num, 
ob gerade aus dieſem Grunde auch dad weitere Unterſtützungs⸗ 
mittel der Circulation, nemlich die erleichterten Bedingungen des 
Erwerbs und damit der Glaͤubigerſchaft nothwendig wegfallen 
müfjen, oder doch ihren Werth wenigſtens in einem Maaße 
verlieren, daß eine Beibehaltung derſelben, Angeficht3 der bier- 
mit verbundenen Nachtbeile, -nicht gerathen erſcheint. Für bie 
VBerneinung dieſer Trage möchte inbeffen das Meifte ſprechen. 
Beide Momente, bie ausgebehntere Schulbnerichaft ver Wechſel⸗ 
ſchuldner, fowie die erleichterte Erwerbung der Glaͤubigerſchaft 
ftehen an ſich in einem gegenfeitigen Abhaͤngigkeitsverhälimiſſe, 
Sondern haben ihren Vereinigungspunkt nur in ber Eigenſchaft 
ala Mittel zu einem und bemfelben Zwecke — der Beförberung 
der Circulation. — Sowie e3 einerfeitd vorkommen kann, und 
wirklich vorkommt, daß der Schulbner nicht blos jeinen un⸗ 
mittelbaren Gläubigen, ſondern allen Nachfolgern derſelben 
verbindlih wird, aber dieſe Nachfolge in der Gläubigerichaft 
eine ftetige ununterbrochene Neihe von Liebertragungen im ben 
gewöhnlichen Formen vorausſetzt, jo ift e8 auf der andern Geite 
nicht widerſprechend, wenn der Schulbner zwar nur felbitflänbig 
feinen unmittelbaren Gläubigern verbindlich wirb, ein fol- 
ches Forderungsrecht aber von allen benen ausgeübt werben 
kann, welche in dem reblichen Befite eines Schuldſcheins fich 
befinden. Man Tann aber auch ferner ben cerleichterten Be⸗ 
dingungen des Wechſelerwerbs nicht deßhalb allen Werth bei 
pesteftirten Wechſeln abſprechen, weil dieſe wegen ber mangeln- 
den Weiterverpflichtung ber Vorſchuldner und ver Rechinboffanten 
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nicht mehr in -den Macke wie früher zur Girculation geeignet 
find. Proteftirte Wechſel werden allerdings ımb zwar nicht 
6108 aus diefem Grunde, ſondern auch deßhalb bei weiten nicht 
jo oft, wie fonftige — noch nicht verfallene und noch nicht pro- 
teftirte — Wechſel weiterbegeben werben, weil man nunmehr 
beſonders darauf bedacht ift, den Regreßweg zu betreten, und 
auch Hier eine gewiffe Beſchleunigung wegen ber Turzen Ver⸗ 
jährunggzeit der Negrekflagen geboten ift. Bet allem dem möchte 
aber doch das Bedürfniß einer Weiterbegebung proteſtirter 
Wechſel noch ſtark genug ſein, um auch hier die Vortheile, 
welche mit den erleichterten Bedingungen des Wechſelerwerbs 
verbunden find, für überwiegend gegen die hiermit verknüpften 
NachtHeile anzufchlagen. 


8. 10. 


Ueber die Wirkungen des Indoſſaments nach Verfall wird 
fi in den meiften Wechſelordnungen gar nicht verbreitet”). 
Die Anfichten der Schriftiteller gehen aber hierüber jehr aus⸗ 
einander. Nur barin ftimmen jo ziemlich Alfe überein, daß 
nicht blos bei präjubicirten Wechſeln alle Wechſelverbindlichkeiten 
ver früheren Regreßſchuldner Aufhören, fondern daß auch bei 
proteftirten Wechjeln dieſelben nicht mehr weiter verpflichtet 
werden fönnen, vielmehr nur in dem Umfange und in der Weiſe 
wie früher verpflichtet bleiben. Um fo verfchiebener find ba- 
gegen die Anfichten über die Wirkungen eined Nachindoſſaments 
in Betreff des Acceptanten und de Nachinboffanten. Ginige 
wollen dem Indoſſamente nach Verfall überhaupt, aljo wicht 
blos in Betreff ber früheren Regrepichuldner (Ausſtellers und 
Borindoffanten) fondern auch in Betreff des Acceptanten und 
des Nachindoſſanten nur die Wirkungen einer Ceſſion einräumen, 
jo daß hiernach der Acceptant nur injofern und inſoweit wechſel⸗ 
rechtlich verbindlich werbe, als er es zur DVerfallzeit war, bie 


*) Weber bie Gefchichte und Literatur dieſes Indoſſaͤments iſt zu ber: 
gleichen: Mittermaier das Indoſſament nach bem Verfalltage im 
Archiv für Wechſelrecht Sb, LN. IL ©. 10. 
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gegen ihn beftanbenen Rechte mithin nur übertragen werben 
koͤnnen, der Nachindoſſant aber überhaupt nicht wechjelvechtlich 
‚ verpflichtet werbe unb nur für die Wahrheit der übertragenen 
MWechlelforderungen, wie der Cedent hafte *). Anbere geftehen 
dem Nachindoffatar ſowohl felbitftändige Mechte ‚gegen ben 
Accepianten, ala wechjelmäßige Regreßrechte gegen ‚ven Nadh- - 
inboffanten zu**). Wieder andere nehmen an, daB zwar der 
Acceptant durdy ein Nachindoſſament jelbititändig verbindlich 
werde, der Nachindoſſant aber nur, wie ein Cedent hafte***). 
Ferner wollen Manche in umgelehrter Weife zwar den Nach: 
indoſſanten wechjelrechtlich, nicht aber den Acceptanten ſelbſtſtaͤndig 
verbindlich werben Tafjent). Enblich wird von Manchen zwijchen 
einem präjubicirien Wechſel und zwifchen einem proteftirten 
Wechjel, und zwar von einem Xheile berfelben jowohl in Betreff 
bed Acceptanten ala ver Nachinbofjanten unterjchteden, indem 
durch die Indoſſirung eines präjubicirten nicht aber durch die 
Indoſſirung eines protejtirten Wechjeld der Acceptant ſelbſtſtän⸗ 
dig und der Nachinbofjant wechjelmäßig verpflichtet werben ſoll +). 
Dagegen wollen Andere (und dieſe Anficht" wurde oben näher 
begründet) dieſe Unterfcheidung nur in Betreff der Verbindlich: 
feiten der Nachinboffanten gelten laſſen. Hier entjteht dann die 
weitere Frage, ob der Xcceptant (ſowohl im Falle der Indoſſi⸗ 
rung eined präjubicirten wie profejtirten Wechſels) ſelbſtſtändig 
verbindlich werben ſoll +77), ober nur (wie oben näher barge- 


°) Diefe Anfiht ift vielfach vertreten 3. B. Mend Pbohls Darftellung 
des Wechſelrechts Bd. IL N. 846. — Renaub, Lehrbuh des 
Wechſelrechts S. 100. $. 53. Nr. J. 2 und IL 2. 
“) 2. 8. Treitfchle Encyklopädie der Wechſelrechte S. 602 u. 503. 
er) Dahin geht im Wefentlichen die Anfiht Einert’3 in feinem Sächſi⸗ 
fen Entwurf Tit. VIIL F. 13, fowie ber fpätere Sächfifche Entwurf 
S. 161. 
+) Diefe Anfiht wird namentlich bon Thöol, Handeläreht, Bd. U. 
S. 889. 6. 245 vertheibigt. 
tr) Dahin gebt bie oben näher geprüfte Anficht Selly’s a a. ©. 
tr) Dies wirb von Liebe im $. 28 bed Braunfchweig’fihen Entwurfes 
©. 97 der Motive angenommen. Die von ihm geltend gemachte 
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legt wurbe) wie ein Regreßſchuldnex nach erhobenen Protefte zu 
baften verbunden ift. In den verfchtevenen (vier) Preußiſchen 
Wechſelentwurfen, welche ver allgemeinen deutſchen Wechſelord⸗ 
nung voraudgingen, nahm man an, daß ein Indoſſament nad) 
Verfall nicht an die Bedingungen einer Ceſſion geknuͤpft jet, 
aber mur die Wirkungen einer Ceſſion zu erzeugen vwermöge, 
da mit dem Verfalltage der Lauf des Wechſels fich filtire, das 
eigentliche Wechſelgeſchaͤft fich abſchließe und bie wechielfeitigen 
Nechte und Verbinblichfeiten derer, welche in bad Mechjelgejchäft 
eingetreten ſeien, ſich firirten. Deßhalb Könnten die Vorſchuldner 
des Nachindoffanten jedenfalls durch ein Nachinboffament nicht 
weiter jelbftftändig verbindlich werben und alfo auch bie gegen 
ven Nachindoffanten ihnen zuftehenden Einreven geltend machen. 
Dies gelte ſowohl von den Regreßſchuldnern (Auzfteller und 
Borindoffanten) al3 von dem Acceptanten, der nicht ungünftiger 
als jene behandelt werben koͤnne. — Kine wechlelmäßige Ver⸗ 
pflichtung des Nachindoſſanten würde fich eher rechtfertigen laſſen, 
indeß Liege hierzu — da Wechfel nach Verfall doch einmal wer 
niger geeignet zur Circulation feien — Tein dringendes Bebürf- 
niß vor, und jet deßhalb Hiervon um jo mehr Umgang zu 
nehmen, als fonft neue Beftimmungen über die Friften, Hand: 
lungen und Formen, wodurch ber Regreß dieſer Be 
bedingt fein folle, erforberlih würben”). 


Unterfegeibung zwiſchen dem Inboffamente eines praͤjudicirten und 
proteſtirten Wechſels foll feinen Bezug auf bad Verhältnig bei Nach⸗ 
indoſſatars zum Acceptanten haben, indem Tegterer ſtets felbfl- 
ſtändig durch Weiterbegebung eines Wechſels nach ber Verfallzeit 
verbindlich werden ſoll. 

*) S. Erläuterungen zum $. 49 des erften - Preußiſchen Entwurfs 
©. 23. Commiffions = Bericht, betreffend die Vernehmung ber Sachver: 
fländigen über ben erften Br. Entw. ©. 88 — 41. Motive zum 
$. 16. be vierten Pr. Entw. ©. 39 — 41. In dem $. 49 dei er: 
fien, fowie im $. 16 des dritten und vierten P. E. war gerabezu 
gefagt, bag ein berartiges Inboffament die Wirkungen einer Geffion 
habe, im $. 18 des zweiten P. E. waren nur weiter biefe Wirkun⸗ 
gen näher angegeben. 

Beutfärift für Handelsrecht. 17 
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$. 11. 


Der $. 16 der allgemeinen deutſchen Wechjelorbnung ſpricht 
fich über die Erforderniſſe des Indoſſaments nach Verfall nicht 
aus?) und beftimmt nur die Wirkungen eines folchen. 

Der $. 16 lautet: 

„Denn ein Wechſel inbofjirt wird, nachdem bie für die 

Protefterhebung Mangels Zahlung beitimmte Frift abgelaufen 
ift, fo erlangt ber Indoſſatar die Rechte aus dem etwa vorhan⸗ 
denen Accepte gegen den Bezogenen und Regreßrechte gegen bie- 
jenigen, welche den Wechſel nad Ablauf biefer Friſt indoſſirt 
haben. 
Iſt aber der Wechſel vor dem Indoſſamente bereit? Man⸗ 
gels Zahlung protejtirt worden, fo hat ber Indoſſatar mur die 
Rechte feines Inboffanten gegen ben Weceptanten, jowie gegen 
den Ausſteller und diejenigen, welche den Wechfel big zur Ver⸗ 
fallzeit inboffirt haben. Auch iſt in einem folchen Falle ber 
Indoſſant nicht wechjelmäßig verpflichtet.” 

Die allgemeine deutſche Wechſelordnung unterjcheidet zwi- 
[hen dem Indoſſamente eines präjubicirten und zwilchen dem 
Indoſſamente eines proteftirten Wechſels; die Wirkjamfeit eines 
Indoſſaments foll bei einem präjubicirten Wechjel eine andere, 
als bei einem proteſtirten Wechjel fein. Auf die Verpflichtungen 
des Außftellerd und der Vorindoſſanten vermag felbftverjtänblich 
das Indoſſament eines präjubdicirten Wechſels Teinen Einfluß 
zu äußern, da diefelben fchon vor dem Indoſſamente erloſchen 
find, während durch das Indoſſament eine proteftirten Wech- 
jel3 bie bereit? beſtandenen Rechte gegen Ausfteller und bie 
Vorindoffanten übertragen werben, jedoch neue jelbitftändige 
Verpflichtungen derſelben nicht entftehen follen. Dagegen fol 


*) Ein Erkenntnig des Berliner Obertribunal3 vom 10. Samıtar 1856 
hat fi ganz richtig bahin ausgefprochen, daß auch bei verfallenen 
Wechfeln bie wechfelrechtlichen Mebertragungsformen zuläfſig feien, und 
ba3 Inboffament nad Verfall nah dern. d. W. O. nit an bie 
Erforderniffe der Ceſſion gebunben fe. Archiv für Wechſelrecht 
Bd. VI. ©, 91. 
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ber Nachindoſſant burch bie Indoſſirung eines praͤjudicirten 
Wechſels, jeboch nicht Durch die Indoſſirung eines proteſtirten 
Wechſels fich wechlelmäßig verbindlich machen. Alle dies fit 
beutfih fowie auch im Einklang mit ven Beichlüflen der Leip⸗ 
ziger Wechſelconferenz in der a. d. W. O. entjchieben. | 
Die Stellung, in welche ver Acceptant durch die Indoſſi⸗ 
rung eines präfmbicirten Wechſels Tommen fol, iſt aber nicht 
. Har in bem 6. 16 bezeichnet. Ebenfo ift die Anficht und Abficht 
ber Leipziger Conferenz in biefen Punkte nicht ganz ficher und 
deutlich aus den Protofollen der Leipziger Wechſelconferenz zu 
erkennen. Der erfte von dem Indoſſament eines Yyräjubieirten 
Wechſels redende Satz des $. 16, welcher jagt, daß der Indoſſa⸗ 
tar bie Rechte aus den etwa vorhandenen Accepte erlange, laͤßt 
ed zweifelhaft, ob ter Indoſſatar nur die Mechte feines In⸗ 
boflanten ober eigene felbftftänpige Rechte gegen ven Acceptanten 
erhalten ſoll. Die allgemeine deutſche W. O. fcheint hier indeß 
- dem Indoſſatar jelbftftänbige Nechte einräumen zu wollen, wenn 
glei, richtiger Anficht na, nad) der Verfallzeit auch gegen 
ben Acceptanten keine jelbitftännigen Verpflichtungen mehr 
entſtehen Lumen. Dagegen tft die Stellung bed Acceptanten im 
Falle des Indoſſaments eines proteftirten Wechſels klar ange 
geben, nur ſcheint dieſe ber Intention ber Leipziger Wechſel⸗ 
eonferenz nicht zu entſprechen. Der zweite Satz des $. 16 ſpricht 
nemlich aus, daß durch die Indoſſirung eines proteitirten Wech⸗ 
ſels der Indoſſatar nur die Rechte feine Indoſſanten gegen den 
Acceptanten erhalte. Die Leipziger Wechſelconferenz fchten aber 
hier mehr ver Anficht geweien zu fein, daß der: Acceptant. den 
ach Verfallzeit eintretenden Nchmern im Falle der Proteftirung 
ones Wechſels In gleicher Weile wie im Falle ber ‘Präjubi- 
ertung hafte, und zwar in beiden Fällen felbftftänbig verbind⸗ 
Veh werde. Der Unterfchieb zwiſchen dem Indoſſamente eines 
yräjubicirten Wechjeld und dem mbofjamente eine? proteſtirten 
Wechfel3 wurde wenigftend nur rückichtlich der Regreßverbind⸗ 
lichkeiten hervorgehoben. Es wurde bier anerkannt, bak ber 
Kehmer eined proteitirten Wechſels zwar den Regreh ergreifen, 
babei .aber nicht .mehr Rechte in Anſpruch nehmen dürfe, als 
feinem RO zuſtünden, ſowie daß ber Nachinbofiant hier 
17.9 
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nur wie ein Gebent verbinplich werben komne. Dagegen wurde 
mit Stimmenmehrheit angenommen, daß ein präfubicitter Wech⸗ 
fel mit voller Wirkung inbofjirt werben Tönme, wobei dann mur, 
als fich won jelbft verſtehend, vorausgeleht warb, daß ber Aus⸗ 
fteller und die Vorindoſſanten hier wegen mangelnben Broteftes 
regreßfrei geworben feier. Eine außbrüdliche Bezugnahme auf 
die Stellung des Acceptanten findet fich in biefer Abſtimmung 
nicht, und hatte man hier nah Allem bie Nachinboflanten 
hauptfächlih im Auge, zumal ala bei ſolchen Wechſeln ein 
Acceptant nicht immer vorkommt. Dagegen wurbe gleich im 
Anfang der Berathbung wahrſcheinlich unter Hinblid auf ben 
Braunschweiger Entwurf 6. 28 und unter dem Einfluß bed 
Braunfchweigifchen Abgeorbneten geltend gemacht, daß zu nächſt 
zwifchen dem Acceptanten und dem Regreßſchuldner unterfchteden 
werden muſſe, indem binfichtlich bes Acceptanten Tein Grund 
eriftire, zu feinen Gunften die Wirkungen eines nad Berfall 
vorgefommenen Indoſſaments irgend zu fehmälern In Betreff 
bed Regreſſes warb aber weiter zwilchen dem Indofſſamente eines 
gehörig proteftirten und dem eines präjubicirten Wechſels unter⸗ 
fhieden. Man bemerkte, im erften alle würden durch ein 
ſolches Indoſſament ber Regreß auf den Smboffatar übertragen, 
im zweiten Falle mache ſich der Nachinboffant, welcher einen 
nochmaligen Verſuch zur Einldfung vornehmen wolle, regreß- 
pflichtig. Die Abficht der Wechlelconferenz ging mithin aller 
Wahrfcheinlichkeit nach dahin, daß durch ein berartiged Nach⸗ 
indoſſament ſowohl eines präjubicirten als proteitirten Wechſels 
der Acceptant ſelbſtſtaͤndig wechſelrechtlich verbindlich werde. Der 
$. 16 ber allg. d. W. O. hat aber dagegen ganz deutlich beſtimmt, 
daß im Falle der Indoſſirung eines proteſtirten Wechſels der 
Acceptant nur in ber Weile wie zur Zeit ber Proteſtaufnahme 
verhaftet jei, über die Stellung des Acceptanten im Falle ber 
Indoſſirung eines präjubicirten Wechſels fich jedoch im erften 
Abſatz des F. 16 nicht Far genug ausgeiprochen. Die Annahme 
einer jelbitjtändigen Verbindlichwerdung des Acceptanten entfpricht 
zwar nicht ver Conjequenz, aber mehr ber Intention ber Wech⸗ 
felconferenz. Wollte man unterftellen, der Wcceptant babe im 
Falle des erſten Abſatzes gerade jo wie tm Falle des zweiten 
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Abſatzes behandelt werben ſollen, fo würbe ver F. 16 vollſtaͤndig 
mit ber oben entwicelten Anficht im Einklang ftehen, ba fonft 
hiermit ber $. 16 insbeſondere im Betreff ver hier ausgeſpro⸗ 
chenen Grundfäge über die Wirkungen der Indoſſirung eines 
yräjubicirten ſowie proteftirten Wechjeld dem Ausſteller, ſowie 
den Borinboffanten und Nachinvoffanten gegenüber ganz über- 
einftimmt*). 

Die allgemeine beutfche Wechfelorinung hat im $. 16 
aber die Frage offengelaffen, wann der Nachindoſſatar eines 
präjubicirten Wechſels den Wechjel zur Einldfung präfentiren 
muß. — 


*) Mur muß bier nochmals auf die oben erhobenen Bedenken gegen bie 
Wechfelverpflihtung bes Nachindoſſanten eines präjubdicirten Wechſels 
verwiefen werben. 


IX. 
. Ber Rauf auf Probe oder auf Befidt. 
Bom 
Herausgeber. 


— Forſetzung bes Aufſatzes Tr. V. im vorigen Heft. 


A VD. Stellung im Syitem. 
1. Kauf oder Innominatcontract. 
5 22. 


Schon mehrfach im Laufe der vorhergehenden Erörterun- 
gen ift auf die Beziehungen unferes Inſtituts zu der Lehre von 
den Innominatcontracten hingewiefen worden ($. 15. 18) — 
eine vollftändige Darlegung diefer Beziehungen ift um fo uner: 
laͤßlicher, als unter allen Schriftftellern bisher nur Thöl bie 
ſelben andeutungsweiſe berührt bat. 

Vor allem wichtig erfcheint der Fall, wo bie Vorausſetzun⸗ 
gen eine? Kaufs und eines (unbenannten) Realvertrags gleich- 
mäßig vorhanden find, fo daß das vorliegende Rechtögeichäft 
zunächit unter beide Kategorien gebracht werben kann, und 
erſt fpäter fich ergibt, nach den Grundfägen welchen Inſtituts 
ſich dafjelbe regelt. Die beiden entgegengefeßten Fälle find: 
Innominatcontract ohne Kauf, und Kauf ohne Innominat⸗ 
contract. 


I. Der Kauf nad, Belieben erſcheint, wie unten gezeigt 
werben ſoll ($. 24.), bei Icharfer —— Auffaſſung, — 


ber als cin pactum_de vend N3_ ber Han 


figbebingt ift, OREL als _ein *— Kauf mit einem aka 








Arfrucht ung blicken. AH. 
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ren Fällen. reift alfo ganz nahe an er bloße 
Rauftractate heran: unterfcheibet fich von dieſen nur dadurch, 
daß die Paciscenten fich über alle wejentlichen Slemente eines 
Kaufd, über Waare und Preis, in erfennbarer Weife geeinigt 
haben, und daß über Nebenpumfte, z. B. über Ort und Zeit 
und jonftige Modalitäten der Lieferung oder Zahlung zwiſchen 
ihnen keine Differenzen hervorgetreten find. Weberall, wo zur 
Perfeftion des Maufs einzig unb allein bie Billigung be Laufe 
luſtigen erforberlich ift, oder wenn beffen unterlaffene Mipbilli- 
gung vollitändig genügt, um den Vertrag als Kauf aufrecht zu 
erhalten, Liegt ein Kauf nach Belieben wor 1). Weberall bagegen, 
wo dieſe Vorauzfeßungen fehlen, wo 3. B. ber Preis weber 
verabredet, noch deſſen Ermittelung in einer die Willkühr beider 
Theile ausſchließenden Weile gefichert ift, Tiegen bloße Tractaig__ 
vor, welche felbft ven Berfäufer nicht verbinden, und keinerlei 
Nechtfolgen erzeugen, mag ber Käufer billigen oder bie Miß⸗ 
billigung unterlafien, gleichviel ob dabei die Formeln bes ſus⸗ 
penfiv = oder de rejolutivbebingten Kaufs nach Belieben ge- 
braucht find. 


Iſt in Folge ſolcher unverbindlicher Tractate von einer 
Seite etwad geleiſtet, z. B. ein Pferd ohne Preisverabredung 
auf Probe ober Weficht hingegeben, fo haftet zwar der Empfän- 
für levis culpa in custodiendo, aber das periculum trägt 
er niemal2, und ber Geber darf jeberzeit zurüdforbern 2). Dich 
bie Hingabe der Cache zur Probe entfteht in ſolchem Falle 

— Sarlanimgs ai Gonfraceehäii, aber fein Kauf, ſondern le— 
diglich ein Innominatcontract — ähnlich wie in manchen ande— 
ren allen, wo nicht das Zuſtandekommen eines Kaufs, ſondern 
ein anderes benanntes, oder nicht benanntes Rechtsgeſchaͤft be⸗ 
zweckt wird. Das inspiciendum und experiendum dare tft, 


1) Cropp ©. 197. not. 29. Thöl ©. 298. a. E. 299. 244. 245. 
2) So find möglicherwweife nur Kauftractate gemeint in 1. 20. $. 2. 
pr. &. 1. 1.17. $. 4. D. de praescr. verbis (19,5). 
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wie jebe datio, ber mannigfachiten Auflagen fählg?). Ein fol- 
her Imominaicontract gehört zu ber nicht zahlreichen dadurch 
außgezeichneten Klaſſe, daß die bebimgene Gegenleiſtung fchlecht- 
‚ bin ober alternativ in der Rüdgabe de Empfangenen be 
fteht®). 
IL Zu diefer Klaſſe kann nun aud) ber Kauf nad) Belie⸗ 
ben gezählt werben, fofern nur bie Sache fih bereitß in ber Ge - 
wahrfem bes Kaufluftigen oder Käufers befindet, oder, was ſelte⸗ 
ner vorkommen duͤrfie, von biefem ver Preis bereits gezahlt iſt. 
Denn offenbar ift da fein reiner Kauf, bei dem es vom Belie- 
ben eined Contrahenten abhängt, ob er ben Preis zahlen oder 
bie Sache reftituiren wolle. Daß dies auch bie Auffafjung der 
Nömer war, geht auß den $. 18 not. 27. 28. 30. angeführten 
Fragmenten hervor, ba hier auf beiben Seiten bie actio prae- 
. scriptis verbis gegeben, bie Kaufllage daneben nur ausnahms⸗ 
weile erwähnt wirb, es jet denn, daß der Kauf wirklich perfect 
werbe over bleibe). Es ift dies um jo bemerkenswerther, ala 


8) Bol. Brinz Panbelten ©. 871. 372. Darin bem vendendum dare 
(Chbambon Beiträge S. 92. ff. Brinz Krit. Blätter ar. 1.) 
ähnlich. Recht Far: 1.17. 8. 2. D. de praescr. verb.: Si cui 
inspiciendum dedi sive ipsius causa, sive utriusque (unfer Fall) — 
si vero mei duntaxat causa. 1. 28. pr. 1. 1. $. 2. eod. 1. 10. 
$. 1. commod. (18,6). gl. oben $. 18. not. 29. 

4) Erzleben de contr. innom. indole ac natura. Göttingen 1885. 
$. 18 - 20., unb Die condictiones sine causa ©. 74. 339. Sci! 
ling Inftit. IL 8. 324. not. r. Brinz Pandekten S. 448. Daß 
in ben gewöhnlichen Fällen, wo ein tauſchähnlicher Innominatcon⸗ 
tract vorliegt, bie actio praescriptis verbis nicht auf Rüdgabe des 
Geleiſteten geht, fieht natürlich nicht entgegen. . 

5) 1. 20. $. 1. de praescer. verb.: — si quidem perfecta fuit emtio, 
competere ex vendito actionem. — Bel. Gluck XVI. ©. 226. 
Koch R. ber F. IL ©. 215. fi. Es Tiegt bier ein Fall ber Rüd: 
ziebung vor: 1. 15. D. de rebus dubiis (84,5): Quaedam sunt, 
in quibus res dubia est, sed ex post facto retroducitur 
et apparet, quid actum est. Bol. Fitting über den Begriff 
ber Rüdziehung ©. 5 ff. Eine ſchlagende Analogie gewährt Galus 
II. 146. 1. 10. 8. 4. 5. 1.16.1. 17. $. 1. de jure dotiam (28,8). 
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bie Somtractöffage in b. f. contractus, namentlich beim Kauf, 
eine überaus weite Anwendung fand, und nicht allein unbedenk⸗ 
lich auf Rüdyabe der heiverfeittgen Leiftungen im alle ber Auf- 
löfung des Bertrages®), fonbern ſogar auf Reftitution derjenigen 
Leiftumgen, zu welchen keine vertragamäßige Verbinblichfett vor 
gelegen hatte, geitattet warb?). 

Welche unter diefen beiden Auffaffungen unferes Inſtituis 
bie ältere ift, Laßt fich ſchwer enticheiben; die Wahrſcheinlichkeit 
ſpricht für die Realvertragstheorie. Jedenfalls ftanden beide 
nicht unvermitielt nebeneinander, ſondern es Täßt ſich mit Si⸗ 
cherheit behaupten, daß Überall die Regeln des Kaufvertrages 
angewendet wurden. Vom Standpunkt des Kaufs erſchien der 
verabredete Preis als Kaufpreis, vom Standpunkt des Innomi⸗ 
natcontracis als aestimatio. Das periculum traf hier nicht 
unbedingt den Empfänger, ſondern nur inſoweit daſſelbe bei Auf⸗ 
fafſung des Contracts als Kauf ihn treffen mußte: alſo bald 
nicht, bald durchauss). Das Reurecht, welches ber Verkäufer, 
wie regelmäßig") bei allen Innomingtcontracten ber Geber, 
hätte geltend machen bürfen, war bier ficherlich ausgeſchloſſen. 
Denn lag ein unbebingter Verkauf vor, jo war erſt mit beffen 
Auflöfung eine Rüdforderung möglich; wenn ein bebingter, jo 





6) 1.6.8. 1.de ©. E. (18,1). . Vatic. fragm. $. 14. 1.11. & 6. 
de A. E. V. (19,1). 1. 14. $. 1. de in diem add. (18,2). L 4. pr. 
$. 8. de lege comm. (18,8). 1. 9. $. 1. de condict. eb tusp. v. 
in). c. (12,5). 

7) 1.80. de C. E. (18,1). 1. 82. de A. E. V. (19,1). 3 2. C. eod. 
(4,49). 

8) Dieſes Refultat entfpricht volllommen der Entwidelung ber Lehre 
von ben aeflimatorifchen Gontracten. Vgl. 1. 10. $. 5. de jure dot. 
(28,8.) und Chambon Beiträge S. 9 — 83. Auch beim Tröbel- 
vertrag finden wir verfiebene Regeln für bie Gefahrätragung. 
D. 1 © 1. de aestim. act. (19,8). 1. 17. 8. 1. de pr. verb. 
(19,5). 1. 11. pr. deR. C. (12,1). Paulus R. S. II. 4. 84 
Dal. Brinz Kritifche Blätter 1. S. 37—M. 

9) Bol Bangerow II ©. 269. fi. Dagegen wieber Brinz Ran: 
beiten ©. 409. 410. 
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muhte der Verkäufer, nad) allgemeinen Grunbjäben,. ven Aus- 
fall ver Bedingung abwarten. Wichtig war bie namenllich für 
bie Frage nach dein Eigenthumsübergang, Mochten ſonſt Zwei⸗ 
fel entſtehen 10), ob ſtets ober unter welchen Vorausſetzungen 
das Eigenihum auf den Empfänger übergehe, fo war bier ein 
ficherer Anhalt gewonnen: Ueberall wo fich ber Vertrag als 
fufpenfinbedingter Kauf anfjehen ließ, war ber Eigenthumgüber- 
gang ausgeſchloſſen 11) — wo bagegen ein perfecter, wenngleich 
rejolutiobebingter Kauf vorlag, fand er, Zahlung oder Erebiti- - 
rung bed Kaufpreiſes vorausgeſetzt, ficherlich ftatt 12). 

II. ar bagegen bei einem jonft perfecten Handel nad) 
Belieben noch von Feiner Seite geleiftet, jo Eonnte nur die The⸗ 
. srie des Kaufvertrag? angewendet werben. Keine Schwierigkeit 
machte hier der Fall des rejolutivbedingten Handels, bagegen if 
bie Wirkſamkeit des Handels si placuerit erit tibi emtus ge- 
wig erſt fpät anerkannt worden, urjprünglich erzeugte ſolcher 
Bertrag ald nudum pactum de contrahendo keinerlei Rechte 
folgen (1. $. 24)1°). 


3. Anomalifches Inſtitut? Stellung zum Wieberfauf. 


$. 23. 
Es fteht, wie wir in $. 17 gejehen haben, durchaus in 
dem Belieben des Käufer, ob er den Handel jchließen, ober 


10) Wie noch heute beim Trödelvertrag. 

11) 1. 8. pr. de P. et C. (18,6). 1.2. $. 2. pro emtore (41,4). 

12) 1. 17. 8. 2. de pr. verb. entfcheibet nicht, ba fie von ber condictio 
furtiva ſpricht. Auch nicht 1. 11. 8. 13. quod vi aut clam, ba 
bad Interdietum quod vi aut clam allen Intereſſenten aufteht 1. 11. 
8. ult. eod. Dagegen ganz birect 1. 52. 8. 3. ad leg. Aquil. (9,2), 
ba bie actio de pauperie gegen ben Eigenthümer geht. 

13) An den Pandekten wird ber ſuspenfivbedingte Handel ohne Weber: 
gabe gar nicht erwähnt, nur in den Inſtitutionen. Der juspenfiv- 
bedingte Kauf ift ja auch erſt allmählig anerfanıt worden, nachdem 
man ſich von ber Realvertragsnatur des Kaufes völlig emancipirt 
hatte: Gatus HI. 146: jam enim non dubitatur, quin sub con- 
ditione res venire aut locari possint. 


fact uf Galiches 
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an den gefchloffenen gebunden fein wolle, während ber Verkänfer 
verbunden iſt, die Erklärung des Gegentheild, ober doch dei 
Ablauf der geſetzlichen oder vertragsmaͤßigen Erklaͤrungsfrift ab- 
zuwarten, und in der Zwiſchenzeit über bie Waare nicht biöpo- 
niren darf. Die Rage beider Theile ift alſo ungleih. Man hat 
hierin eine Anomalie, eine reine Ausnahme von der Negel1f) 
gefehen, daß die Eriftenz oder der Beſtand eines Rechisgeſchaͤfts 
nicht gültig in das reine Belieben des Verpflichteten geftellt wer⸗ 
ben koͤnne 18). 

Die Annahme einer ſolchen Singularität hat etwas über⸗ 
aus Mißliches, zumal bei einem durch bie Nömifche Doktrin, 
‚ nicht durch die Gefeßgebung, den Bebürfniffen des Verkehrs ges 
mäß entwickelten Inftitut. Ste führt überbieg zu bedenklichen 
praftifchen Conſequenzen. 

Unmm dieſer Anomalte zu entgehen, hat man im Wefentlt- / 
hen zwei Wege eingeichlagen: man hat entweder das willführ- 
liche Ruͤcktrittsrecht des Käufers fchlechthin geleugnet (vgl. die 
$. 3 not. 10 Angeführten) — oder man ‚bat beitritten, daß fol- 
che der Regel widerfpreche. 

Die erite Inficht bedarf, nad) ber obigen Ausführung, ken. 
ner Widerlegung. Die von Shömann angeführte 1. 34 $. 5 
D. de C. E. (vgl. oben $. 9) gehört dem durchaus verfchiebe- 


14) 1. 8. de O. et A. (44,7), 1. 17. 46. 8.3. 1. 108. $. 1. de V. 
0. (45,1). 

15) Eine ſolche Singularität fehen in unferem Inſtitut  ®& Gensler 
8.7. not. 15. Savigny Syſtem II. 8. 117. not. i. Cham: 
bon Beiträge ©. 76. 94. 95. Koh R. der F. II. ©. 626. 910. 
911. V. S. 361. Lehrbuch des Preuß. Privatrehts IL 8. 726. 
547. 559. 674. not. 46. I. $. 115. not. 42. Ebenſo in feinem 
„Allgemeines Landrecht mit Sommentar“ zu A. L. R. I 11. $. 382. 
833. IL. 4. 8.108. I. 5: $. 71. BDuranton Cours de droit 
francais. t. XVI. or. 69. a. E. Holzſchuher I. ©. 875: „Die 
AZuläffigleit des Verlaufs ad gustum macht wohl nur eine fchein- 
bare Ausnahme.” Unger Syſtem bed öſterreichiſchen allgemeinen 
Privatrechts Bd. II. $. 82. not. 22: Bor diefer Regel macht aber 
auch ber Kauf ad gustum nicht „eine ganz einzelne Aufnahme.“ 
Was ift damit gemeint? 
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nen Inſtitut der Weinprobe an. Der von Anbereni®) angezo⸗ 
gene, an fich völlig richtige (vgl. oben $. 9 a. E.) Grundſatz, 
daß unter arbitrium ein boni viri arbitrium zu verftehen fei, 
ift kein abfoluter, und gilt nur ba, wo über die Yutention ber 
Betheiligten ein Zweifel fein Tann. Noch weniger glücklich iſt 
ber geichraubte Verſuch Gensler's, bie anerkannte Willkühr 
bed Käufers doch eigentlich zu einer Nichtwillführ zu ſtem⸗ 
peln!?). — 

Unter den Anhängern ber zweiten Anficht meinen Einige, 
baß nicht der Vertrag jelbft und deſſen weientlicher Inhalt in 
ben Willen bed Käufers geftellt fei, ſondern nur vie Prüfung 
und Billigung, nämlich nur der Entſcheid über die Dualttät!®) 
— 1093 infofern richtig tft, als ber welentliche Inhalt bes Ber: 
trag? vollftändig feitgeitellt fein muß (vgl. 8. 22), jedoch infor 
fern unwahr, als der Käufer über die Exiſtenz bed Geſchäfts 
willführlic, enticheidet, wobei fein Urtheil über die Qualität der 
Waare für ihn maaßgebend fein kann, aber nicht nothwendig iſt 
(gl. $. 17). 

Anbere verneinen, daß bie Regel auf Fäaͤlle diefer Art fich 
erftrede, da in die reine Willlühr des Berechtigten ber Ber: 
trag ſehr wohl gejtellt werben Fänne, ber Käufer bier aber 
als ber Berechtigte zu benfen fei, weil die Bebingung ſich 
auf den verkauften Gegenstand beziehe1%). Bet dieſer Auffaf- 


16) Struv Syntagma exerc. 23. $. 101. Stryk tr. de jure sens. d. 
6. c. 2. ar. 5. 27. 

17) Obwohl er gleichzeitig anerkennt, daß daB Inſtitut fingulär fei. Bol 
oben $. 11. not. 82. Ebenfo Glüd XVD. ©. 165 — 167. Du- 
vergier de la vente nr. 97. 

18) Frantzke Comm. XVII. 1. nr. 294. 295. Bach ov Comm. im 
Inst. ad 8.4. J. de emt. Vinnius eod. Savigny a. a. O. 
fucht die Ausnahme in diefer Weiſe möglichft zu beſchränken: „Es 
if} eine ganz einzelne Ausnahme biefer Regel, dah ber Kauf ad gus- 
tum, alfo auf einfeitige (jedoch nur bie Güte ber Sache be: 
treffende) Willkühr des Käufers gefchloflen werben Tarın.“ 

19) Eropp ©. 197. 198. Schraber zu $. 4. J. de emt. (8,28). 
Troplong de la vente nr. 97. Sintenis $. 116. not. 4. Ob 
bamit bie Darftellung deſſelben Gchriftftelles $. 20. not. 45. zu 
vereinigen iſt 


negetuur — — —* 
Goldſchmidt: Der Kauf auf Probe ober auf — 269 


fung wird augenſcheinlich das Kaufgeſchäft in zwei von einander 
voͤllig geſonderte Hälften zerlegt: einen Verkauf und einen Kauf, 
und es wird ignorirt, daß der Käufer zwar in Bezug auf bie 
Waare ber Berechtigte, allein gleichzeitig nothwendig in Bezug 
anf den Preis der Verpflichtete tft, ja daß dieſe letzte Seite ſo⸗ 
gar überwiegt, da er umter gewiffen Vorausſetzungen den Kauf: 
preis ohne jedes Aequivalent zu zahlen verbunden tft, 3. B. bei 
zufälligen Untergang der gefauften species, in Folge eines 
pactum de non praestanda evictione, im Fall einer emtio 
spei. Darum bat denn auch Savigny, entfprechend feiner 
a ae ben Kauf bie 
Geltung egel aufrecht erhalten: „Ebenſo aber auch, wenn 
bei einem Kauf der Käufer oder der Verkäufer dieſe reine Will⸗ 
kühr fich vorbehält; denn er felbit iſt dann ja zu gar nichts 
verpflichtet, woraus aber, wegen der in biefem Vertrage Tiegen- 
den Gegenfeitigfeit nothwendig folgt, daß auch der Gegner nicht 
verpflichtet fein kann.” (Suftem IH. ©. 131). Er findet bie 
fen Srundfa auch in ben Quellen feitgeftellt, und beruft fich 
dafür auf die weiter umten zu beiprechenden 1. 7. pr. D. de ©. 
E. (18,1) u. 1. 18. C. eod. (4,38). 

Allerdingd bezeichnet Savigny an einer ambern Stelle 
(Syftem VIH. ©. 202.) die abgefonderte Auffaffung der beiven 
Obligationen ala bie „urfprüngliche und natürliche”, und biefe 
Betrachtungsweiſe ift nenerbing? von Dernburg (Compenfation 
©. 66—83) al die von Römern noch im Plaffischen Recht prin- 
cipiell feftgehaltene und nur in einzelnen Conjequenzen gemil- 
berte veriheidigt; dagegen wiederum von Mommſen (Beiträge 
©. OL 415-422) und von Kuntze (Wendepunkt ©. 82. 83) 
ebenſo entſchieden bekämpft worden 21). 


20) Obligalienenrecht 1, ©. 12. 18. Vgl. auch Liebe Die Stipulation 
GS. 248 fi. Mommſen Beiträge I ©. 847. 848. und Urtheil bes 
Oberappellationdgerichts zu München ar. 1597 18° ss in ben Blättern 
für Rechtsanwendung Bd. XIXII. ©. 89. 40. 

21) Beiliufig mag hier erwähnt werben, baß in ber berühmten 1. 11. 
$. 18 de A. E.V, (19,1) Zulian aus ber nothwendigen Gegen: 
feitigfeit ber Leitungen argumentirt, unb bie unbebingt befreienbe 
Kraft eines pactum de non praestanda evictione nur aus ber, nad 
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Wollten wir indeß aud die Möglichkeit dieſer Auffaflung 
für das Juſtinianiſche Recht zugeben, fo wäre damit für unfere 
Trage aus zwei Gründen nicht? gewonnen. Einmal bezieht fich 
ja bier die Bedingung gar nicht auf den Kaufgegenftand, fonbern 
auf den Beltand des ganzen Kaufgefchäftd. Der Vertrag, in 
feine beiden Hälften zerlegt, lautet nicht fo: „Sch verkaufe Dir 
das Pferd, falls es Dir gefällt. Ich Laufe das Pferd, fall. es 
mir gefällt, und zahle 100”; jonbern er lautet: „Ich verkaufe 
Dir das Pferb für 100, falls es Dir gefällt: Ich Taufe das 
Pferd und zahle 100, fall? mir das Pferb gefällt.” ($. A. J. 
de emt. 3,23). Sobann it der Verkäufer zwar gebunden 
aber er ijt nur eventuell verpflichtet, nämlich nur infofern, 
ala es auch der Käufer wird. Die Ungleichheit in ber Stellung 


beider Theile Liegt. alſo nicht in dem Vorhandenfein einer Ver: 


pflichtung einerſeits, und in deren Nichtworhanbenfein auf ver 
anderen Seite, ſondern darin, daß es ber einfeitigen Willführ 


„eines Theile überlafien ift, die volle beiberfeitge Verpflichtung 


| 


herbeizuführen: es liegt ein negotium claudicans in dem von 
ber heutigen Praxis angenommenen Sinne??) vor. 

Sp wenig daher von biefen Standpunkte aus fich bie 
Uebereinftimmung unjere® Inſtituts mit der Regel erweilen 
läßt, jo ſehr muͤſſer wir doch das Vorhandenſein jeder Ano- 


.malie in Abrede jtellen. 


8. 24. 


<L Halten wir und zunächft an ben bisher beiprochenen ſchwie⸗ 
rigiten Fall: den fuspenfiobebingten Kauf. 


feiner Anficht nicht zutreffenden, Analogie einer emtio spei, wo 
biefe Gegenfeitigfeit ausnahmsweiſe fortfällt, berleiten zu konnen 
glaubt. Ulpian geht auf biefen Gebanfengang nicht welter ein. 

22) Bol. au das not. 2O angeführte Urtheil des Ober-Appellations⸗ 
Gericht? zu Münden „bei poteflativen Bedingungen tft derjenige 
Contrahent, von befien Thätigfeit ber Eintritt ber Bebingung ab⸗ 
hängt, im ganz gleicher Lage mit einem Gontrabenten, beifen For⸗ 
berung burdh eine Gegenleiſtung bebingt iſt. (Blätter für Rechts⸗ 
anwenbung XL 5. 88.) 
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Bei wäherer Zerglieberung finden wir auf Set d 
. Rerläufers bas Nieriprechen, zu einem gewillen Preiſe zu ver- 

Faufen, ſofern ber Gegentheil zu dieſem Preiſe Taufen wolle. 
Der Gegentheil verjpricht nichts, aber er acceptint das Ber- 
ſprechen. Es liegt alfo gar Fein gegenfeitiger, fonbern ein 







einfeitiger Vertrag vor, welcher in feiner Realiſtrung allers | d.270. . 
ing? zu einem gegenfeitigen Vertrage führen muß. In dem Y wegslueuı 
cceptant jeinerjeitd das Verſpre⸗ Azahıtarn 


Augenhli nun, -wo-aud ber A 

Gen zu Laufen ablegt, iſt aus dem Anſeitigen Wertrage ein 
gegenſeitiger geworden, da das Verſprechen des Kaͤufers vom 
Verkaͤufer im Voraus eventuell acceptirt iſt. 

Man darf alſo nicht, wie Savigny es thut, aus der 
Gegenſeitigkeit des Geſchafts gegen deſſen Gültigkeit argumentiren, 
ba ein wirklicher Kauf (emtio venditio) erſt entſteht, wenn 
der Gegner ſeinerſeits verfpricht; bis dahin liegt einſeitiges 
Verkaufsverſprechen vor. Aber dieſes ift vom Gegentheil arcep- 

tirt, und darum, wie jedes acceptirte Verfprechen, volllommen 
gültig. Es iſt daher durchaus unbegründet, umb eine Ders 
wechfelung mit der Pollicitatio, wenn Koch aus dem Mangel 
der Acceptation die Unverbindlichkeit des Vertrags für beide 
Theile berleitet 22), 


28) Recht der Forderungen II. ©. 861. 11. S. 910. 911. Mit ber 
Erörterung im Tert dürften übereinftimmen Thöl ©. 299: „ber 
Handel it — noch gar Fein Kauf, fondern, obwohl ben Feilbieter 
bindend, bie Bornerhaublaing zu Aiuen. olchen⸗ nicht ganz präcife 
"aber ©. 847. 848: „während bei dieſer (der Elanfel auf Beſicht) 
ber Vertrag immer bereitd perfect, wenn gleich nicht ftät it,“ und 
Pudta, Borlefungen zu F. 860: „es ift bier einfliweilen ein 
pactum de vendendo gefchloffen.” Gebr richtig, obſchon ohne Ein: 
fit in die Beziehungen zu unferem Inſtitut, fcheibet bereit Po- 
thier die acceptirte promessende=ianire von αννe, wie von 
ber bloßen pollicitatio (traite du contrat de vente nr. 476 478). 
Nach ihm die meiſten Bearbeiter des franzöfiſchen Rechts zu Code 
civil art. 1589. So Boileux Commentaire 4. Ausg. t. IH. p. 
200. 201. Duranton XVI nr. 46. fi. Troptong vente U. 
ar. 114—180. Marcad& cours &l&mentaire 4. Uußg. t. VI. p. 
155—169. vgl. mit t. V. p. 47. 48. VI. p. 874-877. Bort aud) 
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Diefer einjeitige Verkaufsvertrag laͤßt fih nun ala ein 
Kauf unter einer Poteftatiobedingung für den Käufer faflen, 
und nach den Regeln folder bedingten Käufe bebanbeln. Den 
Römern lag diefe Auffaffung aus einem äußeren Grunde be 
ſonders nahe. Noch im Juſtinian. Recht erfcheint die Beobach⸗ 
tung der Stipulationsforn als die regelmäßige Bedingung der 
Wirkſamkeit eines jeden Vertrages, foweit nicht Leiſtung (res) 
unb die berfelben beigefügten Abreven zur Rückgabe ober Ge⸗ 
genleiftung verpflichteten. Die Eonjenjualverträge, wie bie |pä- 
teren pacta legitima und praetoria, waren und blieben Aus- 
nahmen in dem Formalſyſtem der Contracte. Was in ihren 
Rahmen fich einigermaßen einfügen ließ, genoß das Privilegium 
der Formloſigleit, aber auch nur bied. So werben bie mannig: 
faltigiten ſelbſtſtaͤndigen Verträge, ungeachtet ihrer Formloſigkeit, 
durch Klage oder exceptio aufrecht erhalten, fofern fie ala 
Nebenverträge in continenti oder auch ex intervallo ſich gleich- 
ſam unter ven Schub eines b. f. Contracts begeben. So findet 
wir namentlich das vorbehaltene Wiederkaufs recht zu Gun⸗ 
ften des Verkäufers (pactum de retrovendendo), welcher den 


bie älteren franzöf. Juriſten. Anſchütz zu Zachariae Hanbbud 
des franzdf. Civilrechts 5. Ausg. I. ©. 858. not. 6. Alauzet 
Comm. du Code de comm. nr. 578. linter ben Deutſchen Civiliſten 
haben nur Schraber ad $. 4. 3. de emt., und namentlich 
Treitſchke Kauf S. 77. 78. 85. 107. fi. auf dieſen wichtigen Un: 
terichieb aufmerkſam gemacht. Der Letztere ſcheidet einſeitige und 

| boppelfeitige Aäufe, Ginfeitige feien diejenigen, bei benen ein 
Theil fi bie Erklärung feiner Einwilligung vorbehält, und biefe 
allein oder in Verbindung mit anderen im feiner Willführ ſtehen⸗ 
ben Handlungen zugleich die Bedingung ber Wirkfamfeit der Ver: 
pflihtung bed Anderen iſt. ALS die wichtigften Arten folder ein: 
feitigen Käufe zählt er den Handel auf Beficht oder auf Prüfung, 
ben Wieberfauf, den Berfaufävertmg auf. Die Bezeichnung ift 
nicht zutreffend, aber die Scheibung felbft richtig, und für bie durch⸗ 
weg (Bol 3. B. Puchta $. 860. 2638. Arndt $. 801. 249. 

806. Unterbolzner $. 431 — 484. Glüd $. 997. 1000. 
Goſchen $. 578. 579.) vernachläffigte Ban diefer Verträge im 
Syſtem widtig. 


S.au . E: ‘ 
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letneren in dieſelbe Lage bringt, wie ben Kaufluftigen in smferem 
Fall: Der Berläufer ift berechtigt (zurück) zu kaufen, der Ki 
fer verpflichtet eventuell (zurück) zu verkaufen — in ber That 


baffelbe Inftitut, nur dadurch ausgezeichnet, daß e in Beziehung: 


zu einem vorangehenden Kauf fteht — auch bier mit bemfelben 
Schwanken zwiſchen ber actio in factum ober praescriptis 
verbis und ber Eontractöflage?*). Auch da Vorkaufsrecht 
ericheint nur injofern verfchieden, als zwar ber Kaufberechtigte 
nicht mehr, der Verkäufer aber weniger als in unjerem alle 
gebumben ift: der Vertrag ift auf beiben Seiten bebingt: auf 
Seiten des Eriteren durch deſſen reine Willlühr, auf Seiten bed 
Letzteren durch eine in deſſen Willkühr ftehende Handlung 28). 
Fehlte es dagegen an dieſer Beziehung auf einen «bereits 
geichlofienen Kauf, oder fonftigen b. f. Contracd, jo war bas 
formiofe und noch von Teiner Seite erfüllte pactum de ven- 
dendo ohne Kraft, es fei denn, daß ed als ſuspenſivbedingter 
Kauf aufgefaßt wurde — ein weiterer Beleg für bie oben auf 


geftellte Anficht (F. 22), daß unſer Inſtitut urjprünglih nur . 


als Inmominatcontract rechtliche Wirkungen erzeugte. 

I. Noch geringere Echwicrigleiten machen bie beiden anderen 
Geftaltungen unfere® Inſtituts (vgl $. 16), da bier ja ſtets 
ein perfelter Kaufvertrag vorliegt, unter deſſen Schuß das einjel- 
tige Losſagungsrecht des Käufers fteht. 

1. Das dem unbebingten Hauptvertrag angehängte pactum 
displicentiae iſt nicht? anderes ala ein pactum de retroven- 


dendo zu Gunften bes Käuferd: daB ſ. g. pactum de re! 
troömendo: Der Käufer iſt berechtigt, zurückzuverkaufen, 


24) 1. 12. de pr. verb. (19,5). 1. 2. C. de pactis inter emt. (4,54). 
L7. pr. $. 1. de distr. pign. (20,5). 1. 13. fr. de pign. act. 
(18,7). Die Feſthaltung dieſes Geſichtspunktes ift für bie Einſicht 
in bie beſtrittene Lehre vom Wiederkauf wichtig. Vgl. auch Thon 
Zeitſchr. für Civilr. und Proz. Bd. 8. ©. 8. not. 2. Vangerow 
L ©. 267. Gin Wiederkaufsrecht mit ben Wirkungen der Reſolutiv⸗ 
bedingung 1. 7. C. cit. (4,54). 

25) L 75. de C. E. (18,1): — si vendat, non alii, sed sibi ‘distrahat. 
— 1.21. 8.5. de A. E. V. (19,1). 1. 122. $. 8. de V. O. (45,1) 
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Ber Käufer verpflichtet, eventuell zuräichufaufen. Daß man Dub 
ctum de retroö&mendo in den Römijchen Quellen nicht hat 
den wollen oder Binnen — wenigſtens finde ich nirgends 

eine Stelle citirt — beruht auf dem oben bargelegten Irrthum, 

bad pactum displicentiae wirke ala Reſolutivbedingung (vgl. 

F. 16. not. 4. $. 19%. Das pactum displicentise und Ya 

pactum de retro&mendo fönnen durchaus iventtich fein, das 

letztere tft aber infofern weiter, ald der Käufer fi das Ruck⸗ 
verfaufgrecht much unter einer anderen Bedingung als ber der. 

Displicenz, und namentlich zu einem anderen Preife als bem 

Kaufpreife ſtipulirt haben kann. Das pactum displicentiae 

darf alſo nicht, wie es gewöhnlich gefchieht, mit dem pactum 

de retrovendendo paralfeltfirt werben, fondern es ift eine 

Speried, und zwar die einzige in den Quellen erwähnte, das 

pactum de retro&mendo. Mit dem erften wäre ed nur als⸗ 

dann zu vergleichen, wenn es zu Gunften des Verkäufers hin⸗ 
zugefügt würde — was zwar nicht undenkbar erfcheint, allen 
felten vortommen bürfte, und in den Quellen nicht berückſichtigt 
wird 2%), Daß, wie oben bemerft, dad pactum de retroven- 
dendo als eine Species des fuspenfiobebingten Handels nach 

Belieben aufgefaßt werden muß, berußt nur auf einer anderen 

Anſchauung des Berhältniffes, je nachdem man nämlich bie 

Etellung des Verkäufers zu dem perfetten Hauptvertrage, wie 

Mer, ober zu bem bedingten Auflöfungsvertrage, wie oben, in? 

Auge faßt. 

2. für ben letzten Tall, den reſolutivbedingten Haupwertrag, 
bieten die Quellen eine volffommen zutreffende Analogie in ber 
entgegengefeßten DBerabrebung: uf, si intra certum tempus 
soluta fuerit data quantitas, sit res inemta?”), Wie dort 
%%3 pactum de retröwendendo zu Gunften be Verkäufers 
mit den Wirkungen der Reſolutivbedingung geſchloſſen iſt, ſo hier 


26) Damit erledigt ſich die alte Controverſe (GGlück XVL ©. 208. ff- 
Koh R. ber F. I. ©. 215. ff. Sintenis IL ©. 641. not. 
226), ob bie vom pactum de retrovendendo ſprechenden Stellen 
(not. 28.) nicht vielmehr vom pactum displicientiae zu verftehen feien. 

27) L 7. C. de pactis inter emt. (4,54). 
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a3 paetum de retroäömendo zu Gunften bes Aufers. Dah 
hart bie Aufldfung nicht auf bie bloße Erklärung ber Diäpliseng, 
ſondern auf die Nüdgabe des Kaufgeldes geſtellt if, iſt um fo 
waerheblicger, als in Folge ber Displicenz field das Faufgelb 
‚zurhcgesahlt werben muß, und die Nädgabe ber Sache nur 
gegen — erfolgt. (&. 18. not. 30.) 


gg 3. 


Eine jchärfere Betraditung unfers Juſtituts führt alſo zu 
best ficheren Refultat, daß daſſelbe ven allgemeinen Prinzipien 
bed Aömifchen Rechts in feiner Weile wiberfpricht. 

Tem ftehen auch bie Quellenausſprüche nicht entgegen. 
Die nachfolgende alfgemeine Betrachtung ſoll und das vichtige 
Verſtaͤndniß verfelben ermöglichen. 

Einfeitige Obligationen find felbftverjtändlich nichtig, wenn 
fie auf das bloße Wollen des Verpflichteten geftellt find. Wer ex: 
Härt „ich will, falls ich will“ Hat zunächſt gar nichts exflärd*®), 
Für dieſe ift alfo die Regel0) vollfommen richtig. Dagegen tft 
Bier andererſeits der Zuſatz „falls Du willſt“ bedeutungslos; deun 
es verficht ſich von ſelbſt, daß nur bie acceptirte Leiſtung geſchuldet, 
und auch dieſe dem Promiſſar nicht wider feinen Willen aufge- 
draͤngt werben kaun 20), 

Anders verhält es fich bei gegenſeitigen Obligationen. 
Wer bier erflärt: „ich will, falls ich will“ erklärt zwar au 


28) Winbfgeib im Archiv für civil. Prax. Bd. 95. ©. 52, fi. 
Fitting eod. Bb. 89. ©. 837. Pol. au (Windſcheid) Urtheil 
ber Zuriftenfacultät zu Greifäwalb vom 1. November 1856. (Blaͤt⸗ 
ter für Mechtöpflege in Thüringen Bd. 5. S. 9. 10.) 

29) Bol. $. 28. not. 14. Für Legate 1. 43. 8. 2. de leg. I. (30). 
L 11. 8. 7. de leg. I. (81). 

30) 1 48. de V. O. (45,1). 1. 80. de R. C. (12,1). 1. 4. quae res 
pignori (20,8). Auders bei Legaten 1. 65. $. 1. de leg. L 1 69. 
de condit. (35,1) und bei der Erbeinfeßung eined suus heres ]. & 
6. 69. 86. de hered. inst. (28,5). 1. 12. 15. 28. de cond. inst. 
(28,7). Bol. Ziegler de conditionibus nr. 40—48 (disc. sel. th. 
34). Savigny IH $. 117. Sintenis $. 20. not. 6. 48. $. 
171. not. 4. Bangerow IL $. 432, Anmerk. 
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nichts; wer jedoch erklärt „ich will, falls Du willſt“ ſagt bamit 
nicht? Bedeutungsloſes. Denn der Promiffar tft bier ja nicht 
allein Berechtigter, fondern er fol zugleich Verpflichteter ſein. 
Der Promittent erflärt aljo „ich will verpflichtet ſein gegen Dich, 
fall? Du (nicht blos meine Leiftung annehmen, jonbern auch) 
gegen mich verpflichtet fein willft.” Diele „al Du wit“ 
ann offenbar einen doppelten Sinn haben: „falls Du gegen- 
wärtig willft”, oder „falls Du jpäter einmal .wollen wirft.” 
ZIn dem erften Sinne genommen, will fich der Promittent gar 
nicht binden, ſofern nicht gleichzeitig der Promiflar fich bin- 
bet: alfo nur infofern als fogleich ein gegemfeitiger Vertrag ent- 
fteßt, und er wird feine Offerte fo. lange zurüdtnehmen koͤnnen, 
bis der Promiffar diefelbe in vollem Umfange mit allen ihren 
Vorauzfegungen acceptirt Bat. In dem zweiten Sinne genom- 
men, will fich ber Promittent fogleich binden, und ed dem 
Promiſſar überlaffen, ob derſelbe von feinem Recht, das für 
biefen zugleich eine Gegenverpflichtung involvirt, Gebrauch ma- 
Ken will. Hier entfteht aljo zunächſt durch die Acceptation bie- 
ſes Verfprechend nur ein einſeitiger Vertrag, beim Kauf ein 
pactum de vendendo oder de emendo, welches jedoch im 
feiner Realifirung ftet? zum gegenfeitigen Bertrage führt: eim 
bedingter gegenjeitiger Vertrag ($. 24). 

Wie weit fich num der Promittent bat binden wollen, ob 
nur in dem erften ober in dem zweiten Sinne, bafür läßt ſich 
feine abjolute Regel geben, das ift vielmehr aus den Umftänden 
des cinzelnen Falles zu entnehmen. Erklärt 3. B. der Verkaäu⸗ 
fer, er wolle eine Zeitlang den Entſchluß des Anderen abwar- 
ten, er wolle feine Waare demſelben zum Beficht vorlegen, gibt 
er ihm bicjelbe zum Beſehen oder auf Probe, jo erhellt daraus 
hinreichend, daß er feinerfeit3 hat gebunden fein wollen, bis der 
Gegentheil fich erklärt bat, oder hätte erflären jollen. Und eben 
diefen Sinn haben die Römer auch mit der Claufel „si placu- 
erit, emtus esto“ verbunden. Liegt aber Feine Thatſache vor, 
aus welcher auf den Willen des Feilbieters, fich in dieſer Weiſe 
zu binden, mit Sicherheit gefehloffen werben kann, jo tft aller 
dings anzunehmen, daß er fich ein eben fo freies Ermeſſen vor- 
behielt, ald der Promiflar, daß alfo zunächit noch Alles im Sta⸗ 
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dium beiderſeits unverbinblicher Vorverhandlungen ſchwebt. Zwei⸗ 
deutige Ausdrucke „man ſei geneigt, willens zu verkaufen, möchte 
verfaufen” u. dgl, werben ſtets in biefem Sinne audgulegen 
fein #). 

Prüfen wir nun diejenigen Quellenzeugniſſe, in benen, 
nach der herrſchenden Anficht, die entgegengeſetzte Lehre auf > 
ſtellt wirb. 

Gar nicht hieher gehört 1. 85 $. 1 D. de C. E. (18. ]), 
da dort nicht die Eriftenz des Kauf, jondern die Preisbeſtim⸗ 
mung dem Ermeflen bed Käufers überlaſſen ift — daß aber. bie 
Eontrahenten über die Efientialien einig fein müſſen, ift felbft- 
verftänplich (F. 22). 

Eben jo wenig fteht 1.7 de C. E. entgegen. Titius bat 
“feinen Sflaven unter der Bedingung verfauft: si rationes do- 
mini (Titii) computasset arbitrio. Ulpian wirft die Frage 
auf, ob hier das arbitrium Titii ober das arbitrium boni 
viri zu verftehen fe. Im erften Fall venditio nulla est, 
quemadmodum si quisita vendiderit, si vo- 
luerit, vel stipulanti sic spondeat: si voluero, de- 
cem dabo; neque enim debet in arbitrium rei conferri, 
an sit "obstrietus. Um die Ungültigkeit des Geſchaͤfts zu vers 
meiden, hätten daher bie alten Juriſten angenommen, es ſei bie 
Bedingung auf bad arbitrium boni viri geftelft. ö 

Titius ift der Verfäufer. Hat Titius erflärt: „ich 
verkaufe, Falls ich will,” jo ift der Vertrag ungültig Das 
flimmt vollfommen zu unferer obigen Erörterung. Daß der 
Vertrag dennoch aufrecht erhalten wird, läßt fich nur burdh bie 
etwas ſchwankende Bebeutung des Ausdrucks arbitrium und bei: 
fen Ufualinterpretatton??) erflären. Bon dem hier allein interrif: 
irenben Falle, wo ber Verkäufer verkauft mit ber Claufel „si 
volueris,“* iſt bier nicht die Rebe. 





81) 1. 9. 84. 56. de R. J. (650,17). 
ee en l. 75. pr. de leg. I. (80). 
. 1. 8. 1. de leg. IL (81). L 46. $. 3. de fideic. lib. (40,5). 
1. 22. 8. 1. de R. J. (80,17). Vgl oben $. 9. not, 25, 
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Die meiften Schwierigkeiten ſcheint ein Reſcript von Dio- 
eleian und Maximian 1. 13 C. de O. E. (4. 38) zu bereiten: 

In vendentis vel ementis volumtatem collata con- 

ditione comparandi, quie non adstringit necessiteke 

contrahentes, obligatio nulla est. Ideirco domimus 

änvitus ex hujusmodi conventione rem propriam 

vel quilibet alius distrahere non compellitur. 
Schon die Gloffatoren haben ſich in unhaltbaren Ausle- 
gungsverfuhhen erichöpft. Die Meiften wollen, nach dem Bor 
gang bed Accurſius, um dem fonft unvermeidlicyen (1). Wider⸗ 
fprud mit $. 4 d. de emt. (8, 28) zu entgehen, das Reſeript 
bahin verftchen, daß der Preis nicht in die Willführ eines ver 
Eontraheniten geftelit fein bürfe??). Allein der Preis ift ja 
nicht oondikio comparendi, wofern man biefe Worte nicht 
fche gezwungen mit „Beichafienbett des Erwerbs” überfebt, und 
darunter bad Verhaͤltniß der Waare zum Preis verftchen will 
Auch ſtimmt dazu nicht der angegebene Grund: quia non ad- 
siringit necessitate contrahentes. Man folfte erwarten „weil 
bei Kauf noch imperfect tft.” Conditiocomparandi ift fier: 
U nichts anderes ald „Bebingung bed Erwerb,” d. H. zn 
gung, unter ber das Kaufgejchäft geſchloſſen ift. 

"Nach unferen obigen Crörterungen erflärt ſich das Re 
ſeript ſehr einfach. 

Es lag folgender Fall zur Entſcheidung vor. A. hatte zu 
B. geſagt: Wenn Du mein Pferd für 1000 haben willſt, jo will 
ich ed Dir verlaufen. 3. hatte fich nicht fogleich erflärt: Darauf 
gog U. feine Offerte zurüd, und B. klagte nun gegen ihn auf 
Lieferung. Oder auch: zur Zeit, da B. fi bejahend erklärte, 
Wollte U. fi an feine Offerte nicht mehr gebunden halten, und 
B. Hagte. 

Daß fo der Hergang war, geht aus dem Schlußſatz invi- 
tus non compellitur mit Sicherheit hervor. Die Taiferliche 
Entſcheidung beruht einzig darauf, daß A. fih bier noch gar 


88) So auch Neuere, 3. B. Cropp L &. 187. not. 20: „es fei ganz 
in die Wilſkühr des Verkäufers geftellt, ob und wie er verfaufen, 
ober bed Käufer, ob und wie er Taufen will.“ 
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micht Hatte verbindlich machen wollen, alfo auch nicht verhind- 
lich gemacht hatte, darum fein Anerbieten jeberzeit zurückziehen 


durfte. Es Tag fomit in diefem Falle Keiner der Umftänbe vor, 


aus denen auf den Willen des Verkäufers, ſich einfeitig zu ver⸗ 
pflichten, gejchloffen werben durfte, und alsdann bleibt es bei 
ber Regel, d. h. es ift, wie oben gezeigt, die Stellung beiber 
Theile ala eine gleiche anzujehen. Der Wille allein entſcheidet. 
Das Nichtvorhbandenfein des einfeitigen Verpflichtungswil- 
lens ift die jelbftverftändliche, bier ausdrücklich ausgeſprochene 
Regel — bie volle Wirkſamkeit des erweizlic, vorhandenen ein- 
jeitigen Verpflichtungswillens wird jedoch in Feiner Weiſe aus⸗ 
geſchloſſen ). 


VIU. Praktiſche Vortheile der Clauſel für beide 
Theile Verhältniß zum ädilitiſchen Edict. 


2. 


Dom rein formellen Standpunkt aus erfcheint ber_Käufer 
gegen ben Berfäufer in bebeutenbem Vortheil. Er kann mögli- 
cherweiſe aus bloßer Laune bie Vollziehung des Vertrags ableh⸗ 
nen, ‚oder ben perfecten aufrufen — allein ich habe bereus $. 17 
bemerkt, daß bieje Gefahr weniger erheblich iſt, als fie Irheint. 
Er Tann ferner anf Gefahr des Verkäufers fortipeluliren, und 
feinen Entſchluß von Tpäteren Gomjuncturen abhängig machen. 
Indeſſen diefer Gefahr vermag ber Berfäufer durch Teitftellung 
einer möglichft kurzen Enklärungsfrift vorzubeugen, und ahnchin 


84) Auf eine andere mögliche Auslegung bat mich mein ‚lieber Freund, 
Har Brofeffor Fitting, aufmerffgm gemacht. Der Fall wäre 
folgenber geweien: X. hatte zu B. gejagt: ich will Dir mein Pferb 
für 1000 verkaufen, fofern mir das beliebt. Der Kaifer entſcheidet, 
ein ſolches Anerbieten ſei unverbindlich, ganz ebenſo, wie wenn B. 
fih an. gewendet, und ihm proponirt hätte: Ich werde Dein Pferd 
für 1000 kaufen, fall es mir beliebt. Auch biefes Anerbieten koͤnne 
DB. beliebig zurüdziehen. Dan müßte alfo denken, daß ber Anſtoß 
zum Gefchäfte von B. ausginge. Alsdann gehört ber Fall gar nicht 
bieber. Ich ziehe inbefien bie obige Erklärung vor. 
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tft im Zweifel alsbaldige Erklärung als gemeint anzunehmen 
($. 20). 

Der Käufer wird baher von feinem Verwerfungsrecht 
meift nur dann Gebrauch machen, wenn ihn eine nähere Er⸗ 
wägımg ber Verhaͤltniſſe ober der Beſchaffenheit des Gegenftan- 
bed davon überzeugt, daß berfelbe fehlerhaft ift, ober daß ber 
geforberte Preiß beffen Werth überfteigt, ober daß, je nachbem 
er ihn zu eigenem Gebrauch oder zum Zweck des Handels be 
ſtimmt, berfelbe zu dem cerfteren ober zum Weiterverlauf mit 
Gewinn überhaupt, oder unter den vorliegenden Conjuncturen, 
ungeeignet erfcheint. 

Reduzirt fich hierauf der praktiſche Werth des Inſtituts 
für den Käufer, fo gewährt dafjelbe auch dem Verkäufer erheb- 
liche Vortheile. 

Einmal muß berüdfihtigt werden, daß fi) häufig Je⸗ 
manb leichter entichließen wirt, in biefer Weile zu kaufen als 
unbedingt, und daß alsdann Läfligfeit, ober auch wohl Lieber: 
zeugung von ber Güte und Preiswürdigkeit bed Gegenftanbes, 
ber Wunſch, beitchende Handelöverbinbungen aufrecht zu erhal⸗ 
ten und den eigenen kaufmännischen Ruf nicht zu gefährben, 
ben Käufer abhalten wird, von ber Befugnik bei deactrius 
Gebrauch zu machen. 

Sodann aber ſchuͤtzt die Genehmigung oder unterkaffene 
Mißbilligung bed Kaͤnfers den Verkäufer regelmäßig gegen jede 
weitere Anfechtung des Handels, aͤhnlich wie die geſchehene de- 
gustatio beim Weinhandel ($. 13 V.). Eine fpätere Anfech⸗ 
tung bed perfect gewordenen ober geblichenen Kauf wäre näm- 
lich, abgefehen von Zwang, Srrihum des Käufers, dolus bes 
Verkäufers, und von bem zweifelhaften und mindeſtens feltenen 
Fall einer laesio enormis, nur aus zwei Gründen denkbar: 
wegen fehlenver zugefagter Eigenfchaften, ober wegen wirklicher 
die Brauchbarkeit und den Werth mindernder Mängel. 


Ausprücliche Zufagen wird nun in einem folden Fall 
ber Verkäufer jelten machen, ba ver Käufer ja burch bie ihm 
zuſtehende Befichtigung oder Prüfung der Sache leicht im Stande 


ſein würde, das Nichtvorhandenfein der verſprochenen Eigenjchaf- 
ten zu ertennen, und aldbann um fo weniger geneigt, bie 


0 Fand nal Gleiches — 
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Waare zu behalten. Daher überlaͤßt ber Verkäufer es dem Kaͤu⸗ 


m 


fer, felbft zuzuſehen, ob ihm bie Waare zufage. „Gefällt Dir 


die Waare, fo nimm fie” „Mißfaällt Dir die Waare, fo gib 
fie zurück.“ Darin liegt ſtillſchweigends) ‚vie bei uns übliche 
Clauſel 2e) „wie zu’ befehen.” Hätte aber auch der Verkäufer 
bona fide außbrüdliche Zufagen gemacht, welche ſich fpäter als 
unrichtig erweiien, jo würbe er doch regelmäßig ber fpäteren 
Kaufklage oder aedilitiſchen Klage bes Käufers entgegenhalten 
bürfen, daß berfelbe volle Gelegenheit gehabt, fich vor Perfectton 
oder Stätigfeit des Hanbeld von ber ‚wahren Beichaffenheit zu 
überzeugen, und es fich felbft zuſchreiben müfle, daß er die Sache 
nicht näher unterfucht 27). 

In noch höherem Grabe gilt dies von ſolchen Mängeln, 
für welche, auch ohne ausdrückliche Zuſage, das aebil Edict eine 
Haftung bed Verkäufers begründet. Diefe Haftung beruht auf 
reiner aequitas, ber Negel des Civilrechts entgegen. Der eins 


äint „armen bed Sititute iR. den Käufer_vor Sche ma un⸗ 










zen 38) — dem Tichterfichen Er: 
hier ein weiter Shielram gegeben. Um fo ftrenger 
if alfo bier zu erwägen, ob der Irrthum unverfchulbet tft, und 


man wird in unferem alle nicht leicht, höchſtens bei fehr ver: 


borgenen, auch durch forgfältige Unterfuchung nicht" erkennbaren 
Fehlern, einen ˖ſolchen aunehmen dürfen 29). 

Sa ob andy nur alsdann bie aebilitiichen lagen zuläffig 
ſind, ift wicht unzweifelhaft. Denn dag Edict gewährt im Falle 


— 


85) Dad meint wohl auch Thöl ©. 848 für ben Fall, daß die Elaufel 
wie zu befehen” im Ginne ber Elaufel „auf Beſicht“ gebraucht if. 
„Bann kommen beibe Glaufeln auf eins hinaus, unb jene hebt nur 
eine Beziehung bed Handels auf Beficht beſonders hervor.“ 

86) Thol ©. 842. fi. Brinkmann $. 86. 

87) 1.48. 8.1. 1.15. $ 1. de C. E. (18,1). 1. 14. $. 10. 1. 55. 
1.1.8.6. 148. 8. 8. 4. de aedil ed (21,1). 


88) Eavigny Syſtem IL. ©. 114. 858. 859. Bel. 1.1. 8.2. 6. 


1. 37. pr. de aedil. ed Cicero de of. III. 17. 1. 18. pr. D eod: 
sed haec omnia ex bono et aequo modice desiderentur. 
89) Eropp ©. 206. 207.221. hebt das nicht hinreichend hervor. 
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des pachım disphioentiae eine zweimonailiche Rebhibitionäfrikt 
($. 20. D.), ohne daß in den Quellen fi) irgend eine Anden: 
kung fände, daB auch nad) Ablauf berfelben dem Käufer wegen 
verborgener Mängel ein Rebhibitiong- ober ein Preisminderungs⸗ 
anſpruch zuſtehe. 

Daß aber das pactum displicentiae gerade im aebilitie . 
fchen Edict, in unmittelbarem Anſchluß an bie aebilitiichen Kla- 
gen wegen Gewährämängel, feine rechtliche Normirung gefun- 
sen hat #0), weift ebenfo beutlich, wie bie fo eben verfuchte Ent⸗ 
widelung, auf bie enge Beziehung beiber Inſtitute hin. — 


IR. Reſultate. - 


G. 9. 

Berfuchen wir, zum Schluß, die Erörterungen dieſes zweiten 
Abſchnitts (F. 15— 26) kurz zu reſumiren, fo ergeben fi alb 
Reſultat folgende Säte: 

1. Der Handel nach Belieben kommt in 8 Formen vor: 

1) Als perfekter aber refolutiobebingter Kauf; 

M als perfelter und völlig unbebingter Kauf, jedoch akt 
einem Nebenvertrag auf Ruckgabe für den Fall der Displi⸗ 
cenz (paetum displicentiae, einer species des padtum 
de retro&mendo) ; 

3) als einfeitiges, jeboch vom Käufer aecceptirtes Verkaufs⸗ 
verfprechen (pactum de vendendo), welches als jufpen- 
fiohedingter Kauf behandelt wird, vormsgefekt, daß ber 
Handel ſonſt vollſtaͤndig verabredet tft. 

IH. Im zweiten alle verfteht es fich von felbft, daß bie 
Waare in den Befik des Mäuferd gelangt, und erft durch Rüd- 
gabe verfelben der Haupwertrag rüdgängig gemacht wird. Im 
eriten und dritten Fall kann fie in bie Gewahrfam des Käufers 
kommen, ohne daß diefer Umſtand auf die jurifttiche Geftaltung 
bed Verhaͤltniſſes einwirkt: nur ermöglicht berfelbe die Auffafjung 
beffelben als eine Innominatcontracts, und damit urfprünglich 
wohl deſſen Verbindlichkeit. Auflöfung oder Perfeltion find hier 


40) 1. 81. $. 28. de acdil. od. (91,1). Vatic. fragm. $. 14. 
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in. ‚Awelfel von ber blehen Erklärung ber Mihbilliguug sher 
Genehmigang abhängig. 

DI. Die Quellen ftellen Teinerlei Praͤſumtion weber für 
Sußpmfiv = noch für Reſolutivbedingung auf; die gebrauchten 
Außoride „auf Probe” (ad experiendum) „auf Beſicht“ (ad 
mspiciendum) gewähren dafür feinen Anhalt. Aus ber Ueber: 
gabe Takt ſich Kein Schluß gichen. Uebrigeus war bie Form bet 
fuspenfivbedingten Handels bei den Roͤmern elten, und allge 
meine Gruͤnde fprechen im Zweifel eher für bie Annahme ei: 
ner Refolutiv - al riner Euſpenſivbedingung. 

IV. Ueber Perfektion over Auflöfung des Handels eniſchei⸗ 
bet ber. beliebige Entſchluß des Käufers; derjelbe ift nicht einmal 
verpflichtet, die vorbehaltene Befichtigung oder Prüfung vorzuneh- 
men, vielmehr gilt deren Unterlaſfung, wie bie Unterlaffung 
jeder Erklärung, praltiich im erften Falle als Genehmigung, 
im briiten als Mißbilligung, ba die Bedingung, fei e8 der Auf⸗ 
ung, vder ber Perfektion ausgefallen tft. Im zweiten Tall 
entfcheidet allen die Rückgabe, fofern fie möglich ift, uͤber die Auf⸗ 
Wiung des Haupiverirag?. 

V. Deficirt die aufſchiebende, oder exiftirt bie auflöſende 
Bedingung, jo beſtimmen ſich die Folgen durchaus nad) allgemei- 
zen OGrundſätzen; und barf im enften Fall ver Käufer auch die 
auffällig verſchlechierte Waere zurũckweiſen, und bleiben im britten 
Fall bie inzwiſchen vom Kuͤnfer beſtellien dinglichen Rechte boſte⸗ 
ben. Im zweiten Fall, bei Geltendmachung des pactum displi- 
ventiae, treten die Grundſatze ‚von der Redhibition fehlerhafter 
Sachen ein, jo daß die Redhibition insbeſondere auch ungeachtet 
bed zufälligen oder gar verſchuldeten Untergangs ver Sache moͤg⸗ 
lich iſt. 

VL In Ermangelung einer vertragsmaͤßigen Unterſuchungs⸗ 
und Grllaͤrungofriſt fteht dem Käufer im zweiten Fall eine Er⸗ 
Aarngs⸗ und Revbhibitiensfriſt von 60 dies utiles zu ; im em 
ften und dritten Fall hat er fich, fo bald als nach ben Umſtän⸗ 
ben thunlich zu erflären. Unterläßt er die Erklärung innerhalb 
ber vertragamäßigen oder gejetlichen Friſt, jo gilt, auch ohne 
eine ‚gerichtliche oder aufergerichtliche Aufforderung bed Verkäu- 
fers, die Bedingung, fei es ber Auflöfung ober ver Perfektion, für 
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ausgefallen: ber Bertrag ift alfo unwiberruflidh,, ober er gilt ala 
niemals geſchloſſen. Tritt daS letztere ein, ober hat der Käufer 
im erften Fall rechtzeitig feine Mikbilligung erklärt, fo kann er, 
burch weitere Aufforberung des Verkaͤufers zur Ruͤckgabe der etwa 
tn feiner Gewahrſam befindlichen Sache, in Verzug verfekt wer- 
den, unb hat alsdann bie Folgen bed Verzugs zu tragen. Ab: 
gejehen davon tft auch beim fuspenfinbebingten Vertrag eine wirk⸗ 

liche mora mit deren Folgen auf Seite des Käuferd undenkbar. 
VO. Der Handel nach Belieben ift kein anomalifches In⸗ 
ftitut, Teine Ausnahme von der richtig verftandenen Regel, 
baß ein Bertrag nicht wirkſam auf das Belieben bes Verpflichte- 
ten gejtellt werben: koͤnne. Was bei gegenfeitigen Verträgen ge: 
meint jet, ift Sache der Willensauslegung. 

VOL Iſt der Vertrag perfekt ober unwiderruflich gewor- 
den, jo jteht dem Käufer wegen Mangels ber zugelagten ober 
ftinfchweigend vorausgeſetzten Eigenfchaften ber Waare in ber Re 
gel Tein weiterer Anſpruch gegen den guigläubigen Bertäufer gu; 
hoͤchſtens wegen jehr verborgener, auch durch forgfältigfte Unter- 
ſuchung nicht zu entdeckender Fehler. SInfofern und in manchen 
andern Beziehungen ift die Clauſel auch für den Verkäufer praf: 
tiſch vortheilhaft. 

Vergleichen wir dieſe Prinzipien mit ben 88. 18. 14. für 
ben Weinhandel auf Probe bargeftellten,, jo ergeben fich, neben 
manchen Aehnlichkeiten, auch wieberum jo burchgreifende Diffe⸗ 
renzen, daß bie gängliche Verſchiedenheit beider Inſtitute unver⸗ 
kennbar ift, nur freilich, ba bie Wrobeclanfel beim Weinhandel 
im ihrer engbegrenzten Sphäre zum Theil venfelben praktiſchen 
Zweck verfolgte, welchen ımfer Inſtitut ohne dieſe Schranfe zu 
realifiven beitimmt tft (Vgl. $. 4). 

Ob und inwieweit biefe Prinzipien auch noch die unferes 
heutigen Rechts find, ob legislative Aenderungen zwechnäßig 
ericheinen, joll im zweiten und britten Abſchnitt diefer Abhand⸗ 
lung bargeftellt werden). — - 

*) Daß unerwünfdt verzögerte Ericheinen bed erfien Heftes macht es 
mir zur Pflicht, den Abbrud bes fchon feit Lingerer Zeit in meinen 

Händen befindliche Manuſcripts nicht länger aufzufchieben, und, um 


das gegenwärtige nicht weit über das Durchſchnitismaaß anſchwellen 
zu Iofien, den Schluß biefer Abhandlung erft im nächften gt a 


. 


zutbeilen. 
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Loi sur les marques de fabrique et de commerce. 
23. Juin 1857. 


Titre I. Du droit de propriste des margues. 


Art. 1. La marque de fabrique ou de commerce est 
facultative. 

Toutefois, des decrets rendus en la forme des röglements 
d’administration publique peuvent, exceptionellement, la d6e- 
clarer obligatoire pour les produits qu’ils determinent. 

Sont consider6s comme marques de fabrique et de com- 
merce les noms sous une forme distinctive, les denominations, 
emblömes, empreintes, timbres, cachets, ‚vignettes, reliefs, 
lettres, chiffres, enveloppes et tous autres signes servant A dis- 
tinguer les produits d’une fabrique ou les objets d’un com- 
merce. 

Art. 2. Nul ne peut revendiquer la propriété exclusive 
d’une marque, s’il n’a depose deux exemplaires du modèle de 
cette margue au greffe du tribunal de commerce de son do- 
micile. 

Art. 3. Le depöt n’a d’effet que pour quinze anndes. 

La propriete de la marque peut toujours &tre conservee 
pour un nouveau terme de quinze anndes au moyen d'un nou- 
veau depöt. 

Art. 4. ID est pergu un droit fixe d'un franc pour la 
redaction du proces- verbal de depöt de chaque marque et pour 
le coüt de l’expedition, non compris les frais de timbre et 
d’enregistrement. 


Titre II. Dispositions relatives aux dtrangers. 


Art. 5. Les etrangers qui possödent en France des 
etablissements d’industrie ou de commerce jouissent, pour les 
produits de leurs etablissements du benefice de la presente loi, 
en remplissant les formalites qu’elle prescrit. 

Art. 6. Les 6trangers et les Frangais dont les 6tablisse- 
ments sont situös hors de France jonissent dgalement du bens- 
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fice de la prösente loi pour les produits de ces ötablissements, 
si, dans les pays oü ils sont situ6s, des conventions diplomati- 
ques ont &tabli la reciprocit6 pour les marques francaises. Dans 
ce cas, le depöt des marques éêtrangères a lieu au greffe du 
tribunal de commeme dis depgyientent da ig Seine. 


Titre llf. Pénalités. 


Art. 7. Sont punis d’une amende de 50 frs. & 30,009 fi 
‘et d’ün emprisonnement de 3 mois & 3 ans, ou de } 
ces peines seulement: 

1) Ceux qui ont contrefait une marque ou fait usage 
d’une margne contrefaite; 

2 2) Ceux qui ont frauduleusement appos6 sur leurs pro- 
duits ou les objets de leur commerce une marque appartenaht 
à autrui; 

3) Ceux qui ont sciemment vendu ou mis en vente un 
ou plusieurs produits revötus d’une marque contrefaite ou frau- 
duleusement appos£e. 

Art. 8. Sont punis d’une amönde de 50 frs. à 2,000 frs. 
et d’un emprisonnement d’un mois & un an, ou de Yune de ces 
peines seulement: 

1) Ceux qui, sans contrefaire une marque, en ont fait 
une imitation frauduleuse de nature à tromper H'acheteur, ou 
ont fait usage d’une marque frauduleusement imitee. 

2) Ceux qui ont fait usage d'une marque portant des in- 
dications propres & tromper l’acheteur sur la nature du produit. 

3) Ceux qui ont sciemment vendu ou mis en vente un ou 
plusieurs produits rev&tus d’une marque frauduleussment imitöe 
ou portant des indications propres &- tromper l’acheteur sur la 
nature du produit. 

Art. 9. Sont punis d’une amende de 50 frs. & 1000 fra. 
et d'un emprisonnement de quinze jours à six mois, ou de 
Tune de ces peines seulement. 

1) Ceux qui n’ont pas appose sur leur produits une mar- 
que declarde obligatoire; 

2) Ceux qui ont vendu ou mis en vente un ou plusieurs 
produits ne portant pas la marque declar6&e obligatoire pour 
cette espece de produits. 
| 5) Cewx qui ont contrevenu aux dispositions des decrets 
rendus en exéoution de !’ art. 1 de la prösente loi. 

Art. 10. Les peines dtablies par la pr&sente loi ne pep- 
vent &tre cumuldes. 

La peine la ples forto est seule prononcee pour sous les 
#sits anterieurs au premier acte de poursuite. 
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Art. 11. Les peines portses aux articles 7, 8 et 9 
peuvent &tre Elevöes au double en cas de rö&cidive. 

I y a recidive lorsqu’il a été prononc& contre le pr&- 
venu, dans les cing années anterieures, une condamnation 
pour un des delits pr&vus par la presente loi. 

Art. 12. L' art. 463 du code pénal peut &tre applique 
aux dölits prövus par la pr&sente loi. 

Art. 13. Les delinquants peuvent, en outre, &tre pri- 
ves du droit de participer aux &lections des tribunaux et des 
chambres de commerce, des chambres consultatives des arts et 
manufactures et des conseils de prud’hommes, pendant un temps 
qui n’exc£dera pas dix ans. 

Le tribunal peut ordonner l’affiche du jugement dans les 
lieux qu’ il dötermine, et son insertion int&grale ou par extrait 
dans les journaux qu’ il de&signe, le tout aux frais du con- 
damnd. 

Art. 14. La confiscation des produits dont la marque 
serait reconnue Contraire aux dispositions des articles 7 et 8 
peut, m&me en cas d’acquittement, &tre prononcde par le tri- 
bunal ainsi que celle des instruments et ustensiles ayant spe- 
cialement servi & commettre le delit. 

Le tribunal peut ordonner que les produits confisqu6s 
soient remis au proprietaire de la marque contrefaite ou frau» 
duleusement apposee ou imitse, ind6pendamment de plus amples 
dommages-interäts, s'il y & lien. 

ll prescrit, dans tous les cas, la destruction des marques 
reconnucs contraires aux dispositions des articles 7 et &, 

Art. 15. Dans le cas pr6vu par les deux premiers para- 
graphes de l’article 9, le tribunal prescrit toujours que les mar- 
ques deelardes obligatoires soient apposees sur les produits 
qui y sont assujettis. 

Le tribunal peut prononcer la confiscation des produits, 
si le prevenu a encouru, dans les cing anndes antörieures, une 
tondamnation pour un des delits prevus par les deux premiers 
paragraphes de l’artiole 9. 


Titre IV. Juridictions. 


Art. 16. Les actions civiles relatives aux marques sont 
portees devant les tribunaux civils et jugdes comme matieres 
sommaires. En cas d’action intent6e par la voie correctionelle, 
si le pr&venu soulöve pour sa defense des questions relatives & 
la propriete de la marque le tribunal de police correetionelle 
Statue sur l’exception. 

Art. 17. Le propriötaire d'une marque peut feire pro- 
c#der par tous huissiers & la description detaillde, avee om 


. 
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sans saisie, des produits qu'il pretend marquss & son pr6judice 
en contravention aux dispositions de la pr&sente loi, en vertu 
d’une ordonnance du prösident du tribunal civil de premidre 
instance, ou du juge de paix du canton, & defaut de tribunal 
dans le lieu où se trouvent les produits.& decrire ou & saisir. 

L’ordonnance est rendue sur simple requäte et sur la 
presentation du proc&s-verbal constatant le d&pöt de la mar- 
que. Elle contient s’il y a lieu, la nomination d’un expert, 
pour aider l’huissier dans sa description. 

Lorsque la saisie est requise, le juge peut exiger du r& 
querant un cautionnement qu’il est tenu de consigner avant de 
faire proc&der & la saisie. . 

D est laiss6 copie, aux dötenteurs des objets d&crits on 
saisis, de l’ordonnance et de l’acte constatant le depöt du cau- 
tionnement, le cas, échéant: le tout & peine de nullit6 et de 
dommages iuter&ts contre l’huissier. 

Art. 18. A defaut par le requörant de s’&tre pourvu, 
soit par la voie civile, soit par la voie correctionelle, dans le 
delai de quinzaine, outre un jour par cing myriamätres de dis- 
tance entre le lieu oü se trouvent les objets decrits ou saisis 
et le domicile de la partie contre laquelle l’action doit &tre 
dirighe, la description ou saisie est nulle de plein droit, sans 
pr&judice des dommages-inter&ts qui peuvent &tre röclamss, 
a'il y a lieu, 


Titre V. Dispositions gönerales ou transitoires, 


Art. 19. Tous produits &trangers portant soit la mar- 
que, soit le nom d’un fabricant residant en France, soit l'indi- 
cation du nom ou du lieu d’une fabrique francaise, sont pro- 
hibes & l’entr6e et exclus du transit et de l’entrepöt, et peu- 
vent ötre saisis, en quelque lieu que ce soit, soit & 1a diligence 
de l’administration des douanes, soit & la requäte du ministäre 
public ou de la partie l&see. 

Dans le cas oü la saisie est faite & la diligence de l'ad- 
ministration des douanes, le proc&s-verbal de saisie est immé- 
diatement adress& au ministöre public. 

Le delai dans lequel l’action pr&vue par l’article 18 devra 
ötre intentee, sous peine de nullit& de la saisie, soit par la par- 
tie l&s6e, soit par le ministere public, est port& à deux mois. 
: Les dispositions de l’article 14 sont applicables aux pro- 
duits saisis en vertu du prö6sent article. 

Art. 20. Toutes les dispositions de la presente loi sont 
applicables aux vins, eaux-de-vie et autres boissons, aux 
bestiaux, grains, farines, et generalement & tous les produits de 


Y'agriculture. 














Art. 21. Tout dspot de marquas op6re au greſfe de 
tribunal de commerce anterieurement & la presente loi aura df- 
‘ fet pour quinze anndes & dater de l’epoque oü la dite loi sera . 
sxecutoire. 

Art. 22. La presente loi ne sera ex&cutoire que six 
mois apr6s sa promulgation. Un reglement d’administretion 
publique döterminera les formalites & remplir pour le depöt 
et la publicitE des marques, et toutes les autres mesures né- 
cessaires pour l’ex6cution de la loi. 

Art. 23. Il n’est pas deroge aux dispositions anterieu- 
res qui n’ont rien de contraire & la presente loi. — 


vo. 


Bremifche Berordnung vom 6. Januar 1858, betreffend die 
Suspeufion der gefchlicen Befhränkungen des vertragsmäßigen 
Binsfaßes. — 
.i) De gefehlichen Beſchränkungen des vertragsmäßigen Zins- 
7 fabes treten bis zum 31. Dezember 1858 auffer Kraft. , 
3) Höhere Zinfen, als zu bedingen bisher geftattet war, Fön: 
nen für einen längern Zeitraum, als bi8 zum 31. Dezember 
‚1859 — bei Strafe der Nichtigkeit des auf einen längeren 
Zeitraum zugeliherten Zinsſatzes, foweit er das gefehliche 
Map überjchreitet, nicht verabredet werden. 
3) Bei einer präferenzmäßigen Bertheilung kommen bie, das 
efegliche Maß überfchreitenden Zinfen erft nad) ber Be: 
——— aller Gläubiger ber präferenzmäßig zu vertheilen— 
den Maſſe, ſowohl hinſichtlich des Kapitals, als hinſichtlich 
ber ihnen gebührenden, das geſetzliche Maß nicht überſchrei— 
tenden Zinfen ihrer Forderungen zur Zahlung. 


VMI. 


,Kiederlãndiſches Geſetz vom 29. Zezember 1857, betreffend 
Die Aufhehung des Sranzöfifchen OSefehes nom 3. September 
1807 in Betreff der Binfen in den Niederlanden. 


Wir Wilhelm II, von Gottes Gnaden König ber Nie: 
berlanbe ꝛc.: 
Nachdem wir in Erwägung gezogen haben, daß es wün⸗ 
fchenswerth und nüglid ift, das Geſetz vom 3. September 1807 
Beitfhrift für Handelsrecht. 19 
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auflee Kraft zu ſetzen, und au elle befielben ein anderes Geſet 
einzuführen, welches, obne das Bedingen höherer Zinfen tm Al⸗ 
gemeinen zu verbieten, bie geſetzlichen Zinſen beſtimmt, haben wir 
nad Anhörung des Staatsraths und unter Berathung mit den 
Generalſtaaten für gut befunden und verorbnet, wie wir in Fol 
gendem für gut befinden und verorbnen: 

Urt, 1. Das Geſetz vom 3. September 1807 wirb auſſet 

Kraft gefickt. 

Art. 2. Die gefehlihen Zinfen betragen in bürgerlichen 
Saden fünf und in Handelsſachen ſeche vom 
Hundert im Jahr. = 
(Preuß. Hanbelsarhiv 1858. uro. 5). 


RX. 


Sardiniſches Geſetz vom 5. Zuni 1857 über die Aufhebung 
der gefehlichen Veſchränkungen der vertragsmäßigen Binfen *). 


Il Senato e la Camera dei Deputati hanno spprovato ; 
Noi abbiamo sanzionato e promulghiamo quanto gegue: 


U. 1. ' 
L'interesse & legale 0 con- Die Zinfen find gefehliche ober 
venzionale. | vertragsmäßige. 


Die 


L’interesse legale rimane 
determinato nel cinque per 
cento in materia civile, e 
nel sei per cento in materia 
commerciale, e-si applica 
nei casi in cui l’interrese sia 
dovuto, e manchi una conven- 
zione che ne stabilisca la misura. 

L'interesse convenzionale 
& stabilito à volontä dei con- 
traenti. | 

Nelle materie civili, l’inte- 


Fresse convenzionale dove risul- ” 


tare da atto scritto sotio pena 
di nullitä. 


gefetzliden Zinſen 
bleiben auf 5%, in Civilſachen 
und auf 69), in Hanbelsfadhen bes 
ftimmt, und finden in Fällen von 
Binsverbindlichkeit in Ermange 
lung einer vertragsmäßigen Felt 
ftelung des Zinſenmaaßes flatt. - 


Die vertragsmäßigen Zinfen 
werden nad Belieben der Con: 
trahenten feitgeftellt. 

In —A müffen bie 
vertragsmäßigen Zinſen fchrift 
lich feftgeftellt fein, bei Strafe 
der Nichtigkeit. 


*) Das Geſetz wurbe nach Ianger Beratbung in ber Sikung ber De 
bung 


puetirtenfammer vom 12, 
angenommen. 


ärz 1857 mit 71 gegen 62 
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All interessi scaduti possono 
produrre altri interessi, o nella 
tassa legale in forza e dal gior- 
no di una giudicale doman- 
ds, oin vigore di una conven- 
sione posteriore alla scadenza 
dei medesimi nella mesura che 
verrä pattuita. 
Nelle materie eo mmer- 
- eiali Finteresse degli interesse 
& in oltre regolato dagli usi 
e dalle consuetudini. 
L’interesse convenzionale 0 
legale sugl’interessi scaduti so- 
pra debiti civili non commin- 
cia a decorrere Se non quan- 
do trattasi d’interessi dovuti 
per un’ annata intera: salvo 
perd riguardo alle case di 
risparmio quanto fosse altri- 
menti disposto dai rispettivi 
loro regolamenti. 


Art. 


DL debitore pud sempre, do- 
po cingne*) anni dal contratto 
restituire, non ostante patlo 
contrario, le somme portanti 
un interesse maggiore . della 
tassa legale. Egli perdö dovrä 
darne sei mesi prima per is- 
critto l’avviso, il quale importa 
di pieno diritto la rinunzia 
alla piü lunga mora convenuta. 


Die verfallenen Zinfen Finnen 
neue Binfen erzeugen, entweder 
nah dem re geſetzlichen 
Fuß vom Tage einer gericht⸗ 
lichen Klage an, oder kraft einer 
Verabredung nach Verfall der⸗ 
ſelben in dem verabredeten 
Maaße. 

In Handelsſachen iſt der 
Zins von Zins überdies nach 
den Gebräuchen und Gewohn⸗ 
heiten geregelt. 

Die vertragsmäßigen ober ges 
ſetzlichen Zinfen von verfullnen 

infen beginnen für Civil ſchul⸗ 
en nur zu laufen, fobalb es 
fih um geſchuldete Zinfen für 
ein ganzes Jahr handelt: aus: 
genommen indeſſen die Spar⸗ 
kaſſenverhältniſſe, für welche bes 
ren etwa abweichende Reglements 
maaßgebend bleiben. 


8. 


Der Schulbner darf jeberzeit, 
nah Verlauf von 5 Jahren ®) 
nad) der Vertragsfähließung, un⸗ 
geachtet entgegenitehender Berabs 
tebung, das zu höheren als ben 
gefeglichen Zinfen — 
Capital zurückzahlen. Er muß 
jedoch 6 Monate zuvor dem 
Gläubiger banon ſchriftliche Nach⸗ 
richt geben, worin von ſelbſt 
der Verzicht auf eine etwa ver⸗ 
abredete läͤngere Rüchzahlungs⸗ 
friſt liegt. 


Art. 4. 


Le dispozioni dell’ articolo 
procedento non sono applica- 





Die Vorſchriften des vor 
ſtehenden Artikels find nit aus 


” ei Entwurf bed Mwmiſteriums unb ber Deputirtenkanmer woßte 
ie Rüdzahlungsbefugeiß ſchon nah Cinem Jahre eintreten Lafien. 


19 ® 





:292 


bili ai contratti di rendite -vi- 
-talisie, nd a quelli che stabi- 
liscano la restituzione per via 
‚di annualitä, che contengano 
.gl’interessi ed una quota des- 
‚tinats alla restituzione pro- 
gressiva del capitale. 

. Esso non è del pari appli- 
cabile a qualunque forma di 
debito contratto dallo Stato, 
‚dei Comuni, o da altri Corpi 
morali colle autorizzazioni 
prescritte dalle leggi. 


Art. 


abrogaeto l’art. 517 del 
.Cod. pen., e qualunque altra 
dispozione legislativa contraria 


wendbar auf Leibrentenverträge, 
noch auf ſolche, bei denen die 
Zurüdzablung mittelſt Annui⸗ 
täten geſchieht, welche auſſer ben 
Zinſen zugleich eine zur allmäh⸗ 
lichen Rückzahlung bes Capi⸗ 
tals beſtimmte Quote in ſich 
ſchließen. 

Er findet gleicherweiſe keine 
Anwendung auf jede Art von 
Schulden, welche vom Staat, 
von den Communen, oder von 
anderen geſetzmäßig autorifirten 
moraliſchen Körperichaften auf: 
genommen find. 

5. 


Artikel 517 des GStrafgefek- 
buchs und jede andere Geſetzes⸗ 
vorſchrift, welde dem gegen: 
wärtigen Geſetze entgegenfteht, 


alla presente legge. — 
J iſt aufgehoben. — 


X. 


Loi portant prorogation du privilöge de la Banque de 
| France vom 9. Juni 1857. 


Durch Gefeb vom 9. Juni 1857 tft das Privileg ber Bauk 
‚von Frankreich auf weitere 30 Sabre, bis zum 31. Dezember 
1897, verlängert worben, und zugleich eine beträchtliche Vermeh⸗ 
rung ihres Capital und ihrer Vorrechte feitgeftellt. Wichtig iſt 
vor Allem die Beitimmnng bes Art. 8, durch welde der Bauk 
‘zum erftenmal bie Befugniß ertheilt wirb, das geſetzliche Zinsma⸗ 
zimum zu Überfchreiten. Bis dahin war die Bank, wie jeder Pri⸗ 
vatmann, ben Beichränfungen des Geſetzes vom 3. September 
1807 unterworfen, und fuchte daher bie unter Umftänden erfors 
derliche Einſchränkung ihrer Operationen dadurch zu erreichen, 
daß fie nur Bapier mit höchſtens 8 Monaten Berfallgeit discon⸗ 
‘tirte. Der Entwurf bes. neuen Geſetzes fuchte fie biefer Noth⸗ 
wenbdigfeit dadurch zu überheben, baß er im Art. 7 das durch die 
Praxis ben Privatbanken zugeftandene Hecht, neben bem Disconto 
auch eine Proviſion für Borihäfle and Discontirungen zu ver: 
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Ingen, andy auf fie ausdehnte. Damit wäre das Geſetz nom 3. 
September 1807 umgangen worden; würbiger war bex wirklich. 
———— Weg, daſſelbe für die Bank auſſer Kraft zu ſetzen. 
beftimmt: La banquo de France pourra, si les. 
oitconstanpes l’exigent, dlever au dessus de 60/, Io taux de ses 
escomptes et l’interöt de ses avaneos. 
Do follen nad alin. 2 die daraus entipringenden Bor 
sr nicht direft den Banktheilhabern zu Gute kommen? Les böneh- 
cos: qui seront results, ponr la Banque, de l’öxercice de cette 
fanult6, seront deduits des sommes annuellement partagenbieg- 
enkre les actionnaires et ajoutes au fonds social. i 
Eine Beihräntung enthält Art. 11: Les intsröts qui: 
saront düs par le Tresor, à raison de son compte-courant, 
seront rögles sur le taux fix par la Banque pour l’escompte 
da papier de commerce, mais sans qu'ils puissent exo«der trois 
pour cent. 8 


XL 


Stempel anf Uebertragung von Aktien und MPbligatisnen wady 
Franzõſ. Recht. 


Loi portant fixalion du budget général des depenses et 
des recettes de l’exercice 1858 vom 23. uni 1857. (Bud- 
von 1858) bringt unter F. 2. Impöts autorises folgenbe 
get Beitimmungen: 


. Art. 6. 


Independamment des droits &tablis par le titre II. de-la 
loi du 5 Juin 1850 toute cession de titres ou promesses d’ac- 
tions et d’obligations dans une sociöte, compagnie ou entre- 
prise quelconque, financidre, industrielle, commerciale ou civile,; 

elle que soit la date de sa creation, est assujettie, à partir 
u 1. Juillet 1857, & un droit de transmission de vingt centimes 
par cent franes de la valeur negociee. 

Ce droit, pour les titres an porteur, et pour ceux dont 
la transıniesion peut s'opérer sans un transfert sur . les regis- 
tres de la soci&t€, est converti en une taxe annuelle et obli- 
gatoire de douze centimes par cent francs du capital des dites 
Actions et obligations, evalue par leur cours moyen pendant l’an- 
nee prec6dente, et, à defaut de cours dans cette annde, oonfor- 
mement aux règles 6tablies par le& lois sur l’onregistrement. 


Art 7, 
Le droit pour les titres nominatifs, dont la transmission 
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t s’operer que par un transfert sur les registres de is 
sociöt6, est pergu, au moment du transfert, pour le compte 
du tr&sor, par les societes, compagnies et entreprises, qui en 
sont constituees debitrices par le fait du transfert. 

Le droit sur les titres mentionnes au paragraphe 2 de 
Particle pr6ce&dent est payable par trimestre, ei avane6 par 
les soci6t&s, compagnies et eutreprises, sauf recours contre les 
porteurs des dits titres. 

A la fin de chaque trimestre, les dites socist&s somt te- 
nues de remettre au receveur de l’enregistrement du siöge 80 
cial le relev6 des transferts et des conversione, ainsi que l’&tat 
des aetions et obligations sonmises & la taxo anzuelle. 


Art. 8 


Dans les soci6t4s qui admettent le titre au porteur, tomt 
proprittaire d’actions et d’obligations a toujours la faeult6 de 
convertir ses titres au porteur en titres nominatifs, et r&ci- 
proquement. 

Dans !’un et l’autre cas, la conversion donne lien & la 
perception du dreit de transmission. 

Neanmoins, pendant un delai de trois mois, & partir de 
la mise & ex6cation de la presente loi, la conversion des 
actions et obligations au porteur, en actions et obligations no- 
minstives, sera affranchie de tout droit. 


Art. 9. 


Les actions et obligations &mises par les societes, com- 
pagnies et entreprises ötrangeres, sont soumises, en France, 
& des droits dquivalents & ceux qui sont 6&tablis par la Se 
sente loi et par celle du 5 juin 1850, sur les valeurs frangai- 
ses; elles ne pourront &tre cötees et ne&gocides en France qu’en 
se soumettant a l’acquittement de ces- droits. 

Un röglement d’administration publique”) fixera le mode 
d’6tablissement et de perception de ces droits, dont l’assiette 
pourra reposer sur une quotit6 döterminde du capital social. 
Le m£me röglement determinera toutes les mesures nd- 

cessaires pour l’execution de la prösente loi. 


Art. 10. 
Toute contravention aux pr&c@dentes dispositions et & 





*) Publicht am 17. Juli 1857: Doeret eoncernant Mor compagnies 
et entreprises dont les actions et obligations sont assujetlies au 
droit de transmission. (Le Hir M6morial * commeroe 1887. 
p. 195—198). 
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aslies des rögiements qui seront -falts pour lour ezeeution, est 
panie d'ane amende de cent francs & einq mille franes, sans 
pr&judice des peines port6es par l'art. 89 de la loi du 22. fei- 
maire an 7, pour omission ou intuffisance de declaration. 


Art. 11. i 
L’art 15 de la loi du 5 juin 1850 est abroge. — 


= 


x. 
Banziger Sterechtsquellen aus dem 15. und 16. Sahrhundert. 


Dom 


Serausgeder. 


Bereits PBarbeffust!) und Holtins?) haben von eine 
Sammlung Danziger Seerechtöurtheile berichtet, und einen Theil 
berfelben herausgegeben: Pardeſſue im Ganzen 15 aus ben 
Jahren 1428 — 1436, jeboch nicht ganz zuverläffig®), Holtins 
nur 8 von biefen*) mit Srläuterungen und Inhaltsangaben Bei 
näherer Durchſicht der beiden, für die Deutſchen Seerechtsquellen 
fo wichtigen Codices des Danziger Stadtarchivs, welche nament⸗ 
Sälyter für feine neue usgabe bes Wisbyſchen Seerecht# 

engefehen und theilweife benugt Hat®), fand ih im Ganzen 17 
eile, von weldyen 16 in dem erften, eines in bem zweiten Gos 
ber enthalten find. — 

Der erfte Soder, Hein Quart, in Pergamentband, beſteht 
aus 5 Abtheilungen: 

1) 4 Papierblättern, von benen jedoch nur bie erſte Seite 
und ein Meiner Theil ber Müdfeite bes zweiten Blattes beſchrieben 
find. Sie enthalten ein Regifter ber 12 erften Capitel bes — 
ſerrechts von Damme. 


1) Collection des lois maritimes IH. 454. 466. 

2) Oude Zeeregten in Berge in - Nieuwe nn voor Regie- 
geloerdheid .en Weigering Deel III. Shuk 1 

8) Collection IH. p. 461 ff. 

4). a O. p. 12—25. 

5) Sehlyier Codices juris Visbyensis — et maritimi - em 


ueo - Gotorum un vol — —— S— 
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2) 12 burdiimirten Pergamentblättern, von bene jeboch ir 
vie erfte Seite bes erften Blattes, und beide Seiten bes zweiten; 
beiten, vierten und fünften Blattes beſchricben find. 

Anf bem erften Blatte fteht folgende Ueberſchrift: 

Dis seynt die Ortheill vonn Eynem Ersamen Rate die- 
ser lobelichen stadt Dantzik6 gesprochen In den sachen 
welche zeuerkentnis des gemeynen wasserrechts gehoren 
vnd zo dan eyn lIttzlicher fal der sich begibbet In den 
wasserrechten nicht kan begriffen werden zo mues men 
alwege zcuerfollinnge derselbtigen zo men ummbe wasser- 
rechte zcusprechen begrust wirt seyn schuldig waes dem 
gleichsten negt ist zcufynden, zcuerkennen vnd abeczu- 
sprechenn Deme selbtigen alzo ndchzengeßek: hot eyn 
gemeiter erbar Badtt vorgenommen Ire derwegen gespro- 
chene Sententien yn schriften lossen begreifen vnd awsz- 
setzcen. 

Auf dem zweiten bis fünften Blatte folgen 9 Urtheile, am 
Rande mit arabifhen Ziffern numerirt. Nr. 9 bricht mitten im 
— mit ben Worten vnd dergliken, Vnd densulven scha- 

en ab, 

3) 12 Papierblättern, barunter die beiben Yebten unbeſchrie⸗ 
ben. Auf dem erften Blatte fteht ein nicht numerirtes, durchſtri⸗ 
henes Urtheil von 1425. Hierauf folgt in faft unleferliher Schrift 
und gleichfalls durchſtrichen ein Refums dieſes Urtheils. Auf ber 
zweiten Seite des erſten Blattes beginnen die 15 von Parbeffus 
abgedrudten Urtheile, am Rande mit arabifhen Ziffern numerirt; 
zwiſchen ben einzelnen ift viel Raum, bis zu 11/, Seiten. Die 9 
erſten berfelben find mit den 9 Urtheilen der zweiten Abtheilung 
identifch, jo daß angenommen werden darf, fie find urfprünglih an 
biefer Stelle niebergefchrieben, um fpäter fämntlid auf Pergament 
übertragen zu werben, daß die lehte Arbeit aber fpäter aufgegeben 
wurde. Daraus erklärt fih, daß die zweite Abtheilung nur 9 
ar enthält, und daß das letzte nicht einmal ganz abgeſchrie⸗ 
en . 


4) 22 Pergamentblättern, welche bie bei Schlyter abge 
orudten wichtigen Handſchriften des Waterrechtd und ber Ordi⸗ 
nancie®) enthalten?). 

5) 6 Papierblättern. Auf dem erſten ſteht Dit is det wa- 
.ter Becht.- Daräber in kleiner Schrift: ur 

Unfenn leven Frunde und nabers. 


6) Schlyter p. 426 — 466. 
7) Bol. meine aan © 48. 4. und Schiyter Ein. p. XLIX. 
— UI. UV. IV. 





egugucun 07 


- Die fehlende Geite und ba® zweite Blatt find unbeſchtieben, 
Matt 3 — 6 enthalten ken Hamfentifhen Rezeß vom 1482, tm 


Wefentlichen übereinftimmend mit der von Barbeffus Coll. VE 


p. 497 mitgetheilten Redaktion. Holtius bat auffallenderweiſe 
diefe „pentität nicht bemerkt. — 

Der zweite Goder, befien Inhalt bisher noch nirgends abe 
gebrudt ift, obwohl eine Abſchriſt befielben bereits Parbeifus 
bekannt war, haben SchIyter®) und Holtine?) ausführlid, be⸗ 
ſchrieben. Es ift ein Pergamentcoder in Hautbandb, beftehenb aus 
102 durchlinirten und paginirten Blättern. Blatt 1 — 18 ent: 
halten das Waflerreht von Damme und bie Orbinande, Blatt 
3i — 50 das Wisbyſche Seerecht. Die übrigen zahlreichen Blät⸗ 
ter find, bis auf einige Inhaltsrubriken, leer, nur Blatt 98° unb 
99 findet ſich, ohne irgend weiche Ueberfchrift, ein Urtheil vom 
Jahre 1581. 

Diefed Urtheil und das in dem erſten Codex befinkliche 
gleichfalls noch nicht abgebrudte von 1425 follen im Folgenden 
mitgetbeilt werben. 


I. Urtheil von 1428. 
Im Jaer vnses bn XUII* vod XXV Dm. Mandage nd ° 


-sunt michaelis Dage is Schipper Peter Leddige vor dem Rade 


gewest vorleggende wo he syn Schipp to Bornesholme hebbe 
vorloren, vnd etlike van den gudern de he Inne hadde syn 
geberget daruan. De voged den vierden penyng heft genomme 
bigernnde. van dem Copmann van alle dem gude dat gebget 
were vracht tohebenne. darto de Copman antwerde. wat em 
to der hand vnd in sinen nut nicht enqueme. dat he daruä 
nicht schuldich were vracht togevend etc. | 
Hirup de Rath hier kegenwerdich siende hebben afge- 
sproken. Dat de Shipper van alle deme gude dat geberget 
is, vnd dat de kopmann in sine were entfanget de halve 
vracht hebben sal wat edder de herschaft daruan nympt, is 
de Copman nicht plichtich vracht daruan togeuen. | 


II. Urtheil von 1531. 


Sæo vnde als denne Daniel Schrifer als cleger an eynem. 
In stat vnd von wegen siener frunde Schipper Peter Fressen, 
als eynen beschuldigeden an andern deele beschuldiget vade 
beclaget van wegen etzlicker last soltes, zo ehm syne frunde, 


8) & 0.0. p. LIE. LIIL LYI. LXIV. 
9) a. a. O. p. 5-9. 
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In Sehlant nach Rige gefrachtet vnde Ingeladen hehben. Vade 
darbauen mit synem Schepe vude Ingeladenen godern, baven 
vormogen der bewilligeden pfracht. hier tor .stede gekamen 
Vnde sick weigert solck Solt to Ryge togeweren, Dar entkegen 
de gemelde Schipper Peter Fresze vorwendet, ehafftige nodt, 
de en vorhindert hefft, nach Ryge to lopen, Indeme dat he syn 
Schip, welckt ehm In der Sehe an gründt gekamen, Vn hroch- 
fellig geworden, hefft beteren mothen. Vnde doch nicht benänet 
mit dem gedochte Solte na Rige to lopen vor fracht to seende. 
Nah vorhorunge solcker clage vnde andtwort, Sao er- 
kennen Wir, nah vormogen beschremener Water rechte, Wo 
de Schipper Peter Fresze mit synem Stüermen, vnde mit ij 
andern synen Schepes Kindern to gade vnde den Hillige dar 
sweren dst en de chaftige ncth an syner Szegelation na Byge 
vorhindert hefft. So sal he nuh na beteringe syneh Shepes 
vorplieht sien . des Kopmans gudt .. nah Iude der fracht mit 
synem egenem Schepe, effte durch ein ander düchtig Schip vp 
des kopmans eventure, tho Rige In den margkt tho levern 
Vnde wen he solck Solt aldar tho levert hefft, sal em als denne 
van dem Kopmanne syne vracht werden. Dat finde wir tho 
Waterrechte, vnde spreckent aff vor ein recht. Actum feris 
secunda intra oct. Corpore Cristi Anno 1531. — 
Weshalb das erfte Urtheil durchſtrichen ift, erflärt fi ein: 
fach daraus, daß ſich bald nach feinem Erlaß fein Widerſpruch mit 
bem beſtehenden Recht berausitellte. Es erſchien daher untauglich, 
als Präjubicat zu dienen. Nach demſelben ſoll der Schiffer von 
dem geborgenen und dem Deftinatair zugelommenen Gute nur bie 
halbe Fracht Haben — allein ſchon früh hatte fi der Grundſatz 
entwidelt, daß von geborgenen Gütern apa Fracht, von verlo⸗ 
renen gar keine gezahlt würde. Die Fraͤcht ruht auf der La⸗ 
dung 20). Don nordeuropäiſchen Rechtsquellen jener Zeit iſt dies 
Prinzip anerkannt im Lüb. Statut. v. 1240 c. 226. (Hach II. 
222), Hamb. Sciffsreht von 1270 art. 14 und Zufaß art. 36. 
(Lappenberg die älteften Stabt: Schiff: und Landrechte Ham⸗ 
burg’® ©. 86). Lüb. Schiffsreht v. 1299 art. 16; Seerecht von 
Dleron art. 4 = Seerecht von Damme (Waterrecht) art. 4 = 
Wisbyſches Seerecht art. 18; Hol. Schiffsrecht (Ordinancie) art. 
1 Wicsbyſches Seereht art. 40; Bremer Orbeel 134 (Oel 
richs ©. 143). Statut v. Wisby IIL 8. c. 12; Hanfent. Rezeß 
v. 1447 art. 38. 34. Damit ftand auch c. 106 bes Lüh. Sta 


Kaltenborn Grundſätze des praktiſchen Curopäiidhen Seerechts 
. I. S. 870 fi. 888. Gelpke Zeitſchtr. für Handelsrecht Heft 8 
©. 48. fi. Heft 1. ©. 11. fi. 
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tuts von 12340 (Hach II. 136. IH. 70), weldyes in das Wisby⸗ 
ſche Seerecht art. 13 übergegangen ift, nit im Widerſpruch, wie 
noch Lappenberg Einl. p. CXLIH. irrthümlih annimmt, ba bort 
nur ganz allgemein beftimmt wirb, daß ber Schiffer ſtets auf bie 
halbe Fracht Anfprud habe, fofern bie Fahrt nad Anordnung ber 
Befrachter gefhehen fei, und auf diefer das Schiff untergeht. 
Daher finden wir auch, daß in bem zweiten und fechften 
Urtbeil der — aus 15 Nummern beflehenden Sammlung 
bie geltenden Nechtöpyiagipin wieder anerkumt find, freilich mit 
bem wichtigen Zuſatz, daß die "ganze Fracht von dem geborgenen 
Gute nur dann gezahlt werben folle, wenn ber Schiffbruch bereits 
auf hoher See erfolgt fill). — 52 
Das zweite der hier mitgetbeilten Urtheile ift nach bem ges 
fhriebenen Waſſerrecht ergangen, nämlich nad Wisobyſchem Sees 
recht 18 (gleich Olsron 4, Waterrecht v. Damme 4), 40 (glei 
Hei. Schifforecht 1), 54 (Hol. Säiffer. 17), Hanſeat. Rezeß ©. 
2. art. 8, v. 1482 art. 33. Bol. auch Danziger Urtheil 
. 4. — 


11) Ein Revaler Nrtbeil ſpricht von dem geborgenen But den Schiffern 
bie ganze Fracht zu; dagegen das abänbernde Urtheil bed Oberhofs 
zu Luͤbeck d. 1486 —*— Oberhof nr. 188) entſcheidet, daß, 
wenn ber Schiffer nicht die Hälfte feiner Reiſe vollbracht babe, es nur 
auf bie halbe Fracht von den unverborbenen Gütern Anſpruch babe. 


Aechtsſpräche. 
VI Ruf. 
30 


Gewicht des Lieferungsortes ober bes Produktione 
artes? | 


Erſte Kammer bes Hamburger Handelsgerichts. Aubienz 
vom 24, September 1857. Präfes: Herr Dr. Heinichen, Ri: 
ter: bie Herren Woermann und Willint. 

Arnthal und Horſchitz Gebrüder (Anwalt Dr. Levy) 
contra Ylemming und Nahmmacher (Anwalt Dr. Road. 

Arnthal und Horfhit Gebrüder haben an Flem—⸗ 
ming und Nahmmacher 150 Eentner rothe Kleefaat per Ei- 
jenbahn von Breslau verkauft und verlangen, nachdem Flem⸗ 
ming und Nahmmacher von biefer Parthie 14431 Pfund em- 
—— haben, die Abnahme und Bezahlung des Reſtes von 2571 

n 


Tlemming und Nahmmacher berechnen das verkaufte 
Quantum & 105 Pfund per Eentner auf 15750 Pfund; darnach 
hätten fie einen Reſt von 1319 Pfund noch zu empfangen, feien 
auch zum Empfange befielben längft bereit gewefen, während Arn- 
thal md Horſchitz Gebrüder bie Abnahme eines größeren Re⸗ 
fte8 verlangt hätten. Nachdem fo von Seiten ber Verkäufer bie 
Lieferung verweigert fet, feien fie niemald im Verzuge gewefen 
wert zum Empfange eines Reſtes überall nicht mehr ver- 
pflichtet. 

Arnthal und Horfhik Gebrüder beredinen ben Gent: 
ner, al8 Hamburgifchen Eentner & 112 Pfund, während Flam: 
ming und Nahmmacher nah Preußiihen Eentnern rechneten. 
Bei einem hier gefchloffenen Handel indeflen handele man nad) 
biefigem, und nit nah Preußifhem Gewichte. 

lemming und Rahmmader weifen darauf Bin, daß 
ber Handel „von Breslau”, alfo aus Preußen geſchloſſen ſei und 


u Mi 


baheı sul Bensifge Gexiner fi Site. Die Kläger verlangen 
jebt bie je anne von fogar * mehr als 160 Hamburgiſchen 


F wurde erkannt: 
ba das in ber Schlußnote beſtimmte Gewicht von 160 
"Centnern keineswegs von Preußifchem, ſondern von hiefigem Ges 
wichte zu nerftehen ift, 
nad Inhalt der Schlußnote aber bie Bellagten mehr als 
genau 150 Gentner zu empfangen rechtlich nicht verpflichtet find, 
fofern nicht etwa ber Deweid eines Einerftänbniffes derfelben, 
mehr als 150 Centner empfangen zu wollen, erbracht wer⸗ 
ben möchte, 
baß Bellagte von ber fraglichen Waare ſoviel annod, ums 
ter Bezahlung bed Kaufpreiſes ſammt Zinjen vom Klage⸗ 
tage zu empfangen ſchuldig, als nad, dem bisher ftattges 
babten Empfang von ben laut Schlußnote gelauften 150 
Gentnern netto Hamburgiſch Gewicht noch reftirt. 

Gegen biefes Erfenntniß haben Ylemming und Rahm: 
macher das Rechtsmittel ber Reftitution hei ber zweiten Kam⸗ 
mer bes Handelsgerichtes eingelegt, indem fie fih Darüber bes 
ſchwerten, Hamburgifches Gewicht empfangen und bie Zinſen felbft 
für den ihnen verweigerten Theil der Waare bezahlen zu follen. 
Diefelben ftüben ſich für die erftere Beſchwerde auf ein Ahtel bies 
figer Kaufleute, worin biefelben erflären: „baß wir bei allen un® 
biäher vorgelommenen Lieferungsgeſchäften in —— ab Preu⸗ 
Sen beim An⸗ oder Verlauf einer gewiſſen Anzahl Centner immer 
ſolche Gentner angenommen und veritanden haben, wie biejelben 
im Produktionolande gelten. Wir würden mithin bei einer Kon 
trabirung „auf Lieferung per Eifenbahn von Breslau Teinenfalls 
— Pfunde oder Centner, fondern nur Preußiſche Centner 

en koͤnnen.“ 

Die zweite Kammer bed Handelsgerichts erkannte in ber 
Audienz vom 28. November db. J. (Präfes: Herr Dr. Vers: 
mann, Richter: bie Herten Brauß ei Berlefelb): 

ba bier ein unter zwei diefigen ab — Geſchaft 
in grage der 28 Play auch der Erfüllungsort ift, 
biefevr Sachlage aber unter ben in ber Schlußunte 
ohne nähere Bezeichnung erwähnten 150 Centnern hiefige und 
nicht vide Centner verftanden werben müffen, 
ba ferner die Verurtbeilung der Imploranten in die ir: 
ftattung bet Zinfen vom Klagetage bie nothwendige Folge bes 
Unterliegens berfelben in ber Sache jelbft ift, 
daß das angefodhtene Erkenntniß erfter Kammer vom = 
Septbr. b. & unter Berurtheilung der — in 
bie Koſten dieſer Inſtanz zu beftätigen fei. 
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21. 


Abänderung des vereinbarten Zablungsorts burd 

Annahme der Falture. Kompetenz ber Danbeldge 

site, fofern der Zahlungsort innerhalb ihres Be 
zirkes gelegen ill. 


Die Handlung D. u. Sohn zu Rheydt verkaufte bem Kauf: 
mann M. H. zu Altena eine Partie Waaren, und überfandte ihm 
diefelden mit einer Faktuta, auf weldher ber Zufah gebrudt war: 
„zahlbar zu Rheydt.“ Sie belangte, nach Berfall des Zield, den 
genannten H. beim Handelsgerichte zu Glabbach, und erſtritt bort 
ein Urtheil, welches ſowohl die von H. dorgeſchutzte Incompetenz⸗ 
Anrede, wie bie ber Hauptſache entgegengeſtellten Einwendungen 
verwarf, und ben Verklagten nad Inhalt ber Klage verurtheilte. 

Gegen bies Erkenntniß ergriff letzterer die Berufung, und 
machte zur Rechtfertigung ber Incompetenzeinrede geltend, ber 
Vertrag zwiſchen den Barteien fei zu Altena durch ben Reifenden 
der Appellatin abgefhlofien und ausbrüdlich vereinbart worden, 
daß die Zahlung In Altena bei der nächſten Anweſenheit bes Reis 
fenden ftattfinden jolle; dur ben in ber Faktura beigebrucdten, 
gm wertälofen Zuſatz „zahlbar zu Rheydt“ babe Appellatin keine 

berung in bem einmal beftehenben Vertragswerhältuiffe hervor: 
zufen Tönıten. Lieberbies gelte ber art. 109 des Rheiniſchen Hau⸗ 
dels geſezbuchs nicht in den alten Provinzen; es fei daher nad dem 
Geſeh vom 2. Mat 18653 das Handelsgericht zu Glabbadh incom⸗ 
petent. Leber die behauptete Thatſache werbe eventuell ber Eib 


Der Rhein: Appellationsgerihtshof gu Eöln ver⸗ 
warf, in Uebereinftimmung mit ben Ausführungen ber Appellatin, 
durch Urtbeil vom 5. Februar 1857 bie Berufung, aus folgens 
ben Oränden: 

In Erwägung, daß nad art. 109 bes H.G. B's Kaufge: 
Khäfte durch die Annahme der Fakturen bewiefen werben; daß bie 
von Appellantin angenommene Faktura ben Vermerk enthält, baß 
bie Zahlung bes Kaufpreifes am Orte des Verkäufers zu leiften, 
und folglich in diefer Hinfiht das Hanbelsgeriht zu Gladbach, 
nad art. 420 ber B. P. DO. über bie Klage zu erlennen compe 


tent war; 

In Erwägung, baß ber ber Appellatin ſubſidiariſch defe⸗ 
rirte Eid Leine Thatſachen zum @egenitand Hat, rüdfichtlich wel: 
der jene Gompetenz für ausgefchloffen zu erachten, ba, wenn 
auch, wie behauptet wirb, bei der Beftellung ber Waate die Zah⸗ 
lung in Altena zu leiften verabrebet worben fein follte, doch durch 


Wetsfrräge 2 


bie — der die Zahlung als in t end darſtellen⸗ 
Br jene red eg — worben fein 


iv das Civil⸗ und Criminalrecht ber Rhei 
ee N Tr nd 


22. 


Muß ber Käufer von Actien ben Verkäufer bie zur 
Zeit bes Verkaufs bereits abgelaufenen Stückzinſen 
erfegen? Divibenbe in Geſtalt don Binfen. 


bem unter Nr. 1 1 ©. 181 mitgetfeilten 
Megeehlle Set c6 in den Grknben du ——— 


ar Querulant ftäbt feinen Hauptantrag auf 3 Gründe: 
a) weil nad ber Ratur ber Sade, ale nach allgemein 
te ibm bie verlangten Zinfen hätten — 


— weil im meist bie: im Verkehr übliche ——— 

mos a. ber Interpretation ber Rechtogeſchaͤfte 
u legen, 

c) weil bie von ibm behauptete Danbelsufance für nicht er⸗ 
wieſen erklärt ſei. 

Diefe Gründe find daher näher zu prüfen. 

ad. a. Wird zum Betriebe eines Geihäfts eine Actienge⸗ 
ſellſchaft gebilbet, fo end bie Actionäre nit Gläubiger, ſondern 
Mitglieber ber Gelellihaft. Nach allgemeinen Grundfägen * 
— daher nicht Zinſen für ein verzindlich vorgeliehenes Capi⸗ 

ſondern nur Antheile an dem Gewinne (Dividenden) nad 
—* ihrer Einfchüffe zu forbern. von Savigny en 
nenrecht Bb. II p. 113. Bon biefer Regel koͤnnen allerdings Ab⸗ 
weichungen vorkommen. 

Zunãachſt it von einzelnen Staaten bei manchen Actienunters 
nehmungen eine Garantie Übernommen, fo baß bie Actionaͤre auch 
bei unergiebigem Betriebe eine gewifie Vergütung für ihre Einlm 
gew zu erwarten haben. Hier nimmt bie Actie gleich eines 
boppelten Charakter an, indem fie eimerfeits dem Inhaber bie ftas 
tutenmäßigen Anfprüche gegen bie Gefellihaft gewährt, anderer⸗ 

aber wegen ber Garantie den Aufprud; auf eine feſte Rente 
begründet, folglich in biefer Beziehung einem verzinslihen Schule 
boaumente gleich je von Savigny L c. p. 114 lit, g. Berner 
Hehe fi) benten, daß eine Geſellſchaft durch ihr Statut ermächtigt 
wäre, ben Acionären jährlich eine beftimmie Vergütung auszugah⸗ 
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len und benfelben auf dieſem Wege bie Annehmlichkeit einer fichern, 
gleihmäßigen Einnahme zu verſchaffen. Natürlid wäre eine ber; 
artige Einrichtung nur unter ber Vorausfegung zu realifiren, daß 
die fefte Rente mäßig feftgeftellt und der etwaige Ausfall in einem 
Sabre durch bie Ueberſchüſſe der nächſten Jahre ſtets fofort gebedt 
würde Aud bei einer folhen Ausgleihung der Dividenden hätte 
die Actie gewiſſermaaßen bie erwähnte boppelte Ratur, indem bie 
Geſellſchaft den Actionären bei glüdlihem Geſchäftsbetriebe höhere 
Dividenden, jebenfallg aber die verheißene Rente alljährlich zah: 
fen müßte, ' — 

Die Braunſchweigiſche Bank hat eine beſondere Garantie 
des Staates nicht erhalten; dagegen ſollen nach F. 17 des Sta⸗ 
tutes am 1. Juli jeden Jahres halbjährige Zinfen mit 4 $ p. a. 
als Abſchlagszahlung auf die Dividende sntrichtet werben. Es 
ift daher in beſchränktem Umfange bie foeben erwähnte Einrichtung 
eingeführt, daß, falls der gefammte Reinertrag eines Jahres 38 
einer Divibendenzahlung von 28 wider Erwarten nit ausreichen 
follte, der am 1. Juli entrichtete Vorſchuß durch die. Einkünfte 
bes folgenden Betriebsjahres zu deden wäre. - 

Indeß bezieht fid, die erwähnte Einrihtung nur auf die 
erfte Hälfte eines jeben Rechnungsjahres; rüdfichtlih der zweiten 
Hälfte, weldhe im vorliegenden falle allein in Frage ftebt, bleibt es 
dagegen ganz bei der durch die Natur gejellihaftliher Unterneh: 
mungen begründeten Regel, wonach ber Actionär von ber Geſell⸗ 
fhaft nur eine Dividende, bei mangelnden Gewinne aber weber 
Zinſen noch fonit eine Vergütung für fein Einlagecapital zu for: 
bern hat. Die Annahme bed Querulanten, daß nur der Bequem- 
Kichkeit und Koftenerfparung wegen für bie zweite Jahreshälfte die 
Ausgabe von Zinscoupons unterblieben fei, ift hiernach unrichtig, 

Aus den Vorſtehenden ergiebt fi, daß ein Actionär, ber 
feine Actie incl. Dividende verkauft, nach allgemeinen Grundſätzen 
bie fämmtlihen Anfprüce veräußert, welche ihm überhaupt gegen 
bie Geſellſchaft zuftehen. Nach ber Natur ber Sade kann daher 
bie Yrage, ob ber Zinsanfprud für das zweite Halbjahr mit ver 
Fauft fei ober nicht, in Feiner Weife auftauchen, eben weil ein fol 
der Zinsanſpruch gegen bie Gefellihaft rechtlich überall nicht exi⸗ 
flirt. Die Ausftellung, daß bie angefochtene Sentenz bei ihrer 
Auffaffiung des Kaufobjects (ber Dividende) fi mit allgemeinen 
Rechtswahrheiten im Widerſpruche befinde, ericheint aus dieſen 
Grumden ımhaltbar. 

ad. b. Es mag immerhin fein, daß im Gefchäftsleben and 
bie Braunſchweigiſchen Banlactien häufig wie vierprozenlige Cre⸗ 
bitpapiere behandelt werben. Nach ben im Gelbverfehre üblichen 
Rüdfichten ericheint dies völlig erklärlich, wicht allein für die erſte 
Säfte eines jeben Jahres, ſondern au für bie zweite Hälfte. 


. 
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fo Tange bas Publikum auf eine hoͤhere oder geringere Divibenbe 
rechnet, ber Betrag berfelben aber noch nicht —* iſt. Eine 
derartige Handlungsweiſe beruht zunächſt auf der Convenienz der 
Geſchäftsleute und bekommt ihren beſtimmten rechtlichen Inhalt 
durch die beſondere Uebereinkunft in jedem einzelnen Falle. 


Allerdings hat der Richter bei der Interpretation der Rechts⸗ 
geſchafte auf die im Leben übliche Handlungsweiſe zu achten, 
alfo im Zweifel anzunehmen, daß die Kontrahenten ihre Willens: 
erflärungen in einem ber Uebung (mos regionis) entfprechenden 
Sinne abgegeben haben. L. 34 de regulis iuris 50. 17. Indeſſen 
wirb biefe Anterpretationsregel als folhe in ber sententia a qua 
nicht verneint unb es ift daher in biefer Hinficht die Verletzung 
einer Rechtsnorm nicht vorhanden. Ob aber im einzelnen Falle 
ein erheblicher Zweifel über den Inhalt der Willenserklärung vor- 
handen fei, ob dieſer Zweifel durch Anwendung obiger Inter: 
pretationsregel feine Erledigung finden könne, ift Gegenitand fal- 
tifcher Unterfuhungen und bleibt daher dem pflihtmäßigen Er- 
meſſen bes Richters überlaffen. 


Wäre alfo hierbei ein Irrthum vorgelommen und der Que: 
rulant in unbilliger Weife verlegt, fo ließe ſich die Abhilfe doch 
nit im Wege der Nichtigkeitsbeſchwerde bewirken. 


Ai c. Endlich könnte fih im kaufmänniſchen Verkehre fehr 
"wohl ber gewohnbeitliche Rechtsſatz gebildet haben, daß bei Ge 
ſchäften die Braunfchweigiihen Bankactien und ähnliche- Effekten 
wie 4procentige Ereditpapiere angejehen und behandelt werben 
möflen, daß alfo diefe Auffaffung felbftverftändlich ein ſ. g. natu- 
rale negotii fei. | 

Unter biefer Borausfegung wäre dem Querulanten beizus 
pflihten, daß ber Dividendenfchein nach den im Actienhandel gel- 
tenden Redtsanfichten gleichſam aus einem bhalbjährigen Zine- 
conpon und einem Divibendenfheine in engerer Bebeutung zu⸗ 
ſammengeſetzt ſei, und daß der Verkauf ber Actie incl. Dividende 
nur biefe letztere unbeſtimmte Quote, nicht aber ben fingirten 
Zinscoupon des zweiten Halbjahres umfaſſe. Dem Kläger ges 
bührten danach die geforderten Zinjen, fall nicht, was even- 
tuell zu prüfen wäre, bie Clauſel des Schlußſcheines: „es werden 
5 Tage Zinfen berechnet” im Wege fteht. Indeß find die er- 
wähnten rechtlichen Folgen einer berartigen Ufance in ber ange 
fochtenen Sentenz vollitändig anerkannt und es ift die Klage nur 
beshalb verworfen, weil der Richter den Beweis für ungenügend 
erachtet bat. — 

(Zeitfhrift für Rechtspflege in Braunſchweig 1857 No. 9. S. 129-182.) 
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23. 


Ankauf von Aktien während bed Mortifications— 
verfahrens. Regreß des Käufers. Verjährung 
des Regreſſes. 


Der Banquier Itzinger kaufte am 2. Juni 1852 von ber 
Frau Lieutenant Jacobi mehrere Stargarb-Bofener Eifenbahn: 
Aktien und unter diefen die Aktie No. 36,330 über 100 Rthlr. 
zum Kourſe von 863/, Prozent. Den folgenden Tag verfaufte er 
die genannte Aktie an die Banquiers Hirjchfeld und Wolff. Als 
diefe zu Anfang des Jahres 1855 die fälligen Dividendenſcheine 
ber Altie einlöfen wollten, wurde ihnen deren Nealifation ver: 
weigert, und von ber Direktion der Königl. Oftbahn der Befcheid 
ertheilt, daß biefe Aktie nebſt den dazu gehörigen Dividenden: 
feinen No. 7— 12 von dem Aultions-Kommiflarius Franz zu 
Berlin, als ihm entwendet, angemeldet, nad Vorſchrift des be- 
treffenden Statuts aufgeboten, und das Aufgebot in dem Zeit- 
raum vom 30. Mai 1851 bis zum 30. Januur 1852 in ber 
Haube: Spener’ihen, Voſſiſchen, Pofener, Stettiner und Oſtſee⸗ 
Zeitung veröffentlicht, demnächſt aber die Aktie nebjt ben Divi⸗ 
bendenfheinen No. 7— 12 von dem Königlihen Kreisgericht zu 
Stettin durch rechtsfräftiges Erkenntniß vom 26. Mai 1852 für 
amortifirt erflärt worden ſei. Der Banquier Itzinger zahlte darauf 
an Hirichfeld und Wolff am 4. Mai 1855 den ihm für bie frag- 
liche Aktie gezahlten Kaufpreis zurüd, und außerdem noch 3'/, 
Prozent Zinfen feit dem 1. Januar dieſes Jahres. 

Er trat hierauf mit der Regreßklage gegen die Jacobi auf. 
Er hielt fi für berechtigt, von berfelben, als feiner Verkäuferin, 
ben gezahlten Kaufpreis nebſt landüblichen Zinfen feit dem Tage 
des Kaufes erftattet zu verlangen, weil beim Kaufe des Papiers 
bie Verzinslichkeit und Koursfähigkeit ſtillſchweigende Vorausſetzung 
geweſen ſei, dieſe Eigenſchaft aber wegen der bereits ſtattgehabten 
Amortiſirung des Inſtruments gefehlt habe. 

Verklagte wendete ein, daß die Aktie erſt am 26. Mai 1852 
für amortiſirt erklärt worden, daß Kläger ſie am 2. Juni 1862 
erworben, ſomit zu einer Zeit, wo das Erkenntniß noch nicht 
rechtskräftig war, und daß deßhalb Kläger oder fein Rechtsnach—⸗ 
folger entweder das Erkenntniß anfechten oder fie, die Derklagte, 
dazu hätte in ben Stand ſetzen müflen. Event. wenbete fie Ber: 
jährung des Rechts auf Gewährleiftung ein und beantragte Ab: 
N bes Klägers. 

er erite Richter, das Stadtgericht zu Berlin, wies 
den Kläger ab, „Zuvörderſt“, fagte er, „bedarf es feiner weitern 
Ausführung, daß Eijenbahn-Aktien nit auf Grund einer Ceſſion, 
fondern eines Kaufs erworben werden, — Entiheidungen bes 
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Ober: Tribunal® Bd. 17. ©. 154. Es finden alfo in Anfehung 
der Gemährleiftung bie bierfür bei Kaufgefhäften gegebenen Vor⸗ 
[hriften Anwendung. Ebenſo unzweifelhaft ift es, daß die Kours⸗ 
fähigkeit zum Weſen ber Eifenbahn Aktien gehört. Der Käufer 
berjelben will ein Geldpapier erwerben, das jeden Augenblid 
wieber verfäuflih ift. Die Koursfähigfeit ift daher als eine ge- 
wöhnlich vorausgefeßte Eigenſchaft jener Papiere anzufehen, bie 
ber Verkäufer nach ben Vorſchriften der Gewährleiftung zu ver: 
treten bat. Diefer muß die Sache mit allen bedungenen und ger 
wöhnlich vorausgeſetzten Eigenfhaften, und zwar in demjenigen 
Zuftande übergeben, in welchem fie fi) zur Zeit des gefchlofjenen 
Kaufd befunden hat, — FF 192 — 194. I. 11. des Allgem. Land: 
rechte. Er muß mithin, da er bei allen nit in Baufe und 
Bogen gefchlofjenen freiwilligen Verkäufen die Gefahr bis. zur 
Uebergabe der Sache trägt, — F. 94., für die in der Zeit zwi- 
[hen dem Abſchluſſe des Vertrages_und der Uebergabe entitandenen 
Mängel haften. Daraus folgt, daß ber Anſpruch auf Gewähr: 
leiftung ausgeſchloſſen ift, wenn ber Fall nicht vor ber Mebergabe 
entitanden it. Es folgt dies auch daraus, daß das Se bei 
Bieh in gewiſſen Fällen die Vermuthung eintreten läßt, daß es 
fhon vor ber Uebergabe Frank geweſen, obwohl es erſt nad 
berfelben Trank befunden worden, — $$ 199. fi. Endlich ift es 
im $. 322. 1. 5. und im $. 207. L il. a. a. O. ausge 
ſprochen. 
Für den gegenwärtigen Fall ſteht feſt, daß das Amortiſations⸗ 
kenntniß über die fragliche Altie am 26. Mai 1852 ergangen 
it, dafjelbe konnte aljo am 2. Juni 1852, dem Tage, an wel 
hem Kläger die Aktie von ber Verklagten gefauft hat, noch 
nicht rechtskräftig fein, da bie Rechtskraft erft eintritt, wenn 
fi) 4 Wochen nad geſchehenem Aushange befjelben an der Ge⸗ 
rihtöftelle Niemand gemeldet hat. Da bie wirklihe Amortifation 
erft mit der Rechtskraft des Erkenntniſſes erfolgt, — $. 130. IL 
51. ber Allg. Gerichts-Ordnung, dieſe aber nad dem Verkaufe 
und ber Uebergabe der Aktie an Kläger erft eingetreten ift, jo 
fält der Anſpruch auf Gewährleiftung fort. Er erledigt fih auch 
aus einem andern Grunde. Inhalts der vom Kläger ſelbſt bei- 
ebraditen amtlihen Auskunft ber Direktion der Oftbahn ift die 
ie in ber Zeit vom 30. Mai 1851 bis 30. Januar 1852 in 
ben hHiefigen und andern Zeitungen aufgeboten worden. Nach 
$. 329 5. a. a. DO. finden bei dem Mangel ſtillſchweigend vor: 
ausgejegter Eigenfhaften die Vorjhriften der FF. 81. 82. I. 4. 
bafelbit Anwendung. Inhalts diefer entfräftet ein Irrthum in 
ftilljhweigend vorausgefegten Eigenfhaften eine Willenserklärung, 
ausgenommen, wenn ber Irrende durch eigenes grobes oder mäßi⸗ 
ges Verſehen feinen Irrthum veranlaßt bat. Die Ausnahme trifft 
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bier zu. Ein mäßiges Verfehen ift ein ſolches, welches bei einem 
gewöhnlichen Grade von Aufmerkſamkeit vermieben werben konnte 
— 620.13 a. a. O. Der ar ift Banquier, er treibt 


Handel mit dem Ein: und Verkauf von Aktien, das geht aus - 


feinen eigenen Erflärungen hervor, für ihn war es daher eine 
ungewöhnliche Nadläfligkeit, daß er ſich um das Aufgebot ber 
Aktie nicht befümmerte.” 

„Enblih fteht dem Anſpruche des Klägers noch ein dritter 
Grund entgegen.” 

„Der Käufer kann nad ben $$. 331. und 327. I. 5. bes 
Allgem. Landrechts nur dann die Aufhebung bes Vertrages wegen 
fehlender gewöhnlich vorausgefegter Eigenfchaften der erfauften 
Sache vom Verkäufer fordern, wenn er die Sache in dem Stande, 
in dem er fie empfangen bat, bem Berfäufer zurüdgeben kann. 
Daß Kläger hierzu außer Stande, beburf Feiner weitern Aus: 
führung, da bie völlige Werthlofigfeit der Aktie erſt feit ber 
Uebergabe eingetreten if. Er kann daher nah $. 325 a. a. O. 
nur foviel an Vergütung fordern, als die Sache wegen ber fehlen: 
den Eigenfchaft weniger werth if. So hat Kläger nicht geklagt, 
benn er verlangt das zurüd, was er als Weiterverfäufer feinem 
Abnehmer als Kaufpreis zurüderftattet hat. Er iſt aber auch 
biefen Minderwerth gar nicht anzugeben im Stande, weil fi) 
nicht feftftellen läßt, wie viel eine Aktie, über welche ein Amor- 
tifationsverfahren ſchwebt, und welche deßhalb minder leicht ver: 
fäuflich fein mag, dadurch an Werth verloren hat.” 

Auf eingelegte Berufung hat der zweite Richter, da Kam: 
mergericht in Berlin, bie Derklagte verurtheilt. Derjelbe hat 
feine Entſcheidung in nachſtehender Art gerechtfertigt. 

Nach den FF. 135. 193. I. 11. des Allgem. Landrechts ift 
ber Verkäufer einer Sache ſchuldig, dem Verkäufer diefelbe fo zu 
— daß dieſer ſie bedungenermaaßen als ſein Eigenthum 

eſitzen, nutzen und darüber verfügen könne, und wenn feine be 
ſondere Beſchaffenheit vorbedungen iſt, ſo muß bie Sache dieje⸗ 
. nigen Eigenſchaften haben, die bei einer jeden Sache derſelben 
Art gewöhnlich vorausgeſetzt werben. Bei einer Eifenbahn- 
Altte aber wirb vom Käufer einer ſolchen gewöhnlich, abgejehen 
davon, baß er fie als fein Eigenthum befigen, nutzen unb barüber 
verfügen könne, namentlih noch vorausſetzt, daß er fie zu jeder 
Zeit nad) dem Tageskourſe ohne befondere, im Weſen und in ber 
inneren ober äußeren Befchaffenbeit der Aktie nicht ſchon von felbft 
liegende Schwierigfeit verwerthen könne, und insbefonbere auch, 
daß die Altie nicht etwa als geftohlen oder aus einem andern 
Grunde öffentlich aufgeboten worden. Denn nah ergangenem 
öffentlichen Aufgebote würden dem Käufer zur Erhaltung feiner 
Rechte Weitläufigleiten und unter Umſtänden Koften verurſacht 
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werben. Er würde fogar, wenn er ſich bei Geltendmachung feiner 
Rechte nachläffig zeigt, deren gänzlichen Verluft zu gewärtigen haben. 

Wollte er aber die Altie veräußern, fo würbe ſie an bie 
jenigen, welche von dem Aufgebote Kenntniß erlangt haben, wenn 
überhaupt, fo boch jedenfalls nur zu einem geringeren Preife als 
bem Kourswerthe verkäuflich fein. Einer als geftohlen öffentlich 
aufgebotenen Aktie fehlen alfo bie bei einer foldhen gewöhnlich 
porausgefegten Cigenfchaften 

Rach den SS. 135. ff. 193. ff. 198. I. 11., 6$. 329-831. 
325— 328. 1.5., $$. 81. und 82.1. 4. des Allgemeinen Land: 
rechts ift ber Käufer wegen gewöhnlich vorausgefebter, nicht in 
die Augen fallender, aber fehlender Eigenfchaften der erfauften 
Sache, infofern er feinen Irrthum nicht felbft durch eigenes gro: 
bes oder mäßige® Verſehen veranlaßt hat, vom Verkäufer Gewähr 
zu fordern berechtigt. 

Dies trifft bier zu. Denn die Stargarb:Pofener Eifenbahn: 
Aktie No. 36,330 über 100 Rthlr. nebft den dazu gehörigen Di: 
videndenfcheinen No. 7—12, weldie Kläger am 2. Juni 1842 von 
ber Verflagten Taufte und übergeben erhielt, war Inhalts des 
vom Kläger beigebradhten Schreibens der Königlichen Direktion 
der Oſtbahn vom 23. April 1855 von dem Auftions: Rommiffarius 
Franz in Berlin als ihm entwendet angemeldet unb nad) Vorſchrift 
bes Statut8 ber Stargard: Pofener Eifenbahngefellihaft Ion in 
dent Zeitraume vom 30. Mai 1851 bis 30. Januar 1852 in ben 
bierzu durch daſſelbe beftimmten Zeitungen öffentlich aufgeboten 
worden. 

Der Eifenbahn: Aktie No. 36,330 nebſt Dividendenſcheinen 
fehlten mithin wegen dieſes Aufgebots bereits zur Zeit ihres Ver: 
aufs und der Mebergabe ſeitens ber Verklagten an ben Kläger 
jene vom Käufer einer folhen gemöhnlih vorausgeſetzten 
Eigenſchaften, melde Verklagte als Verkäuferin ber Aktie bem 
Kläger, als ihrem Käufer, gegenüber zu gewährleiften verpflichtet ift. 

Mit Unrecht will der erfte Richter den Aufprudy des Klä- 
gers auf Gewährleiftung ſchon aus dem Grunde ausfchliegen, weil 
bie wirkliche Amortifation der in Rede jtehenben Aktie erft mit 
ber — nad dem Verkaufe unb der Uebergabe eingetretenen — 
Rechtskraft des Amortiſations-Erkenntniſſes vom 26. Mai 1852 
erfolgt fei. Allerdings ift es ganz richtig, daß bie Gefahr in 
Anfehbung der Aktie auf ben Kläger als deren Käufer fchon mit 
ber Uebergabe am 2. Juni 1852 übergegangen ift, baß Berflagte 
nur bis dahin die Gefahr getragen bat, unb baß demzufolge der 
Anſpruch auf Gewährleiftung fortfallen würde, wenn die Aktie 
erft nad) der Uebergabe fehlerhaft geworden wäre. 

Auch unterliegt e8 keinem Zweifel, daß das Amortifations- 
Erkenntniß erſt fpäter rechtsfräftig geworben, — $. 130. I. 51. 
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ber Allg. Gerichts-Ordnung, F. 3. littr. e. der Verordnung vom 
5. Mai 1838, und die wirkliche Amortiſation der Aktie erſt mit 
deſſen Rechtskraft eingetreten if. Aus allem Diefen folgt indeffen 
nody nit, daß die Aktie erft mit der Rechtskraft jenes Urtheils 
fehlerhaft geworben if. Sie war vielmehr nad Obigem fchon 
zur Zeit bed Verkaufs und der Uebergabe an den Kläger, weil 
fie bereit8 vorher von der Königlichen Direktion der Oftbahn ale 
geftohlen öffentlid aufgeboten worben,. fehlerhaft, und Kläger 
bieferhalb nicht im Stande, fie ihrem Weſen gemäß als fein Ei- 
genthum befiten, nutzen und darüber verfügen zu fönnen. Der 
Umftand alfo, daß die Rechtskraft des Amortifations-Erfenntniffes 
erft nach der Uebergabe der Aktie an den Kläger eingetreten war, 
kann ihn feines Anfprudes auf Gemwährleiftung nicht verluftig 
machen, und beburfte es fonad) nicht erft der Aufnahme des von 
Kläger in ber Appellationd: Rechtfertigungsichrift darüber ange 
tretenen Beweifes, daß eine als geftohlen öffentlih aufgebotene 
Altie, von bem Augenblide des Aufgebot an, im Altienhanbel 
feinen Kours babe und werthlos fei. 

Auch mag e8 bahingeftellt bleiben, ob, wie Kläger behauptet, 
und Verklagte beftritten hat, die in Rede ftehende Aktie dem 
Auktion -Kommiflarius Franz wirklich geftohlen war. Denn zur 
Gewährsverbindlichkeit der Verflagten genügt es in biefer Beziehung, 
daß die Aktie bereitS vor dem Verkaufe und ber Uebergabe an ben 
Kläger als eine folche, welche angeblich geitohlen worden, öffentlich 
aufgeboten war, und würde es Sache ber PVerklagten und 
nicht bes Klägers geivefen fein, dem Provofanten Franz gegenüber 
im Aufgebots- und Amortifationsverfahren ihre Rechte geltend zu 
madhen. Sn feinem Falle aber Kann darin, daß Kläger dies un: 
terlaffen und fi weder um den Aushang bes Amortifations- 
Erkenntniſſes, welcher nad) $. 3. Jittr. c. der Verorbnung vom 
5. Mat 1838 an öffentliher Gerichtöftelle des Königlichen Kreis: 
gerihts zu Stettin 14 Tage lang erfolgen mußte, noch um das 
Aufgebot ber Aktie befümmert hat, ein ben Anſpruch bes Klägers 
aufhebendes Verſehen gefunden werden. Denn wenn aud) ber: 
jenige, welder im Befite einer Eifenbahn: Aktie ift, fih um bie 
auf eine joldhe bezüglichen, ſeitens der Vertreter ber betreffenden 
Eiſenbahngeſellſchaft ergehenden öffentlihen Bekanntmachungen bes 
kümmern muß, was namentlidh für die Inhaber von Stargard: 
Poſener Eifenbahn-Altien durch 6. 29 des Statut der Stargard: 
Pofener Eifenbahngefellichaft, beftätigt den 4. März 1846 (Geſetz⸗ 
Sammlung ©. 97) vorgefchrieben ift; fo kann dies doch nicht dem 
zugemuthet werben, welcher eine Aktie erft ankauft, felbft wenn 
er mit dem Ein: und Verkaufe von Aktien Handel treiben, unb 
ibm deßhalb ein Verſehen zur Laſt fallen follte, weil er eine be 
reits aufgebotene Aktie acquirirt hat. 
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Im vorliegenden Falle num hatte Kläger feine Veranlaſſung, 
. fi um das Aufgebot der Aktie, refpeltive um ben Aushang bes 
Amortifations: Erfenntniffes zu befümmern und lebteres anzufech⸗ 
ten, umfoweniger, als die öffentlihe Bekanntmachung bereits vier 
volle Monate vor dem Anlaufe erfolgt war. Unter allen Um: 
ftänden aber würbe das Verſehen ber Verklagten als Verkäuferin 
der Altie, weil das Aufgebot während ihrer Befißzeit ergangen 
war, größer als das des Klägers fein, und fie ber Verpflichtung 
zur Gemwährleiftung nicht enthoben werben können. Dem Kläger 
ift indeflen ein Verſehen überhaupt nicht zur Laft zu legen, es 
wäürbe vielmehr höchſtens nur angenommen werden dürfen, daß 
er beim Ankaufe der Aktie nicht die gehörige Aufmerkſamkeit an⸗ 
gewenbet habe. Als unvorſichtiger Käufer würde er alddann zwar, 
dem Brovofanten Yranz gegenüber, einem unreblihen Beſitzer 
gleih zu achten fein, hätte aber dejjenungeachtet gegen bie Ber: 
Hagte Anfpruh auf Erftattung bes ihr gezahlten Kaufgeldes, — 
€. 161. L 11. des Allgem. Landrechts. 

Es konnte fonady der Annahme bes erften Richters, 

für den Kläger ſei es eine ungewöhnliche Nachläſſigkeit ge- 
wefen, baß er ſich um das Aufgebot ber Aktie nit befünmert 
habe, und falle aud) aus biefem Grunde fein Anfprud auf 

Gewährleiftung fort, _ 
nicht beigetreten werben, und findet- e8 nad Obigem auch feine 
Erledigung, wenn Berklagte in der Klagebeantwortung einmwenbet, 
Kläger hätte am 2. Juni 1852 das Aufgebot und die Amortifation 
ber Aktie ebenfo gut ale fie kennen müſſen. 

Su gleicher Weiſe binfällig erfcheint auch ber von der Der: 
Magten in eriter Inftanz erhobene, vom eriten Richter aber nicht 
zur Beurtheilung und Entſcheidung gezogene Einwand - der Ber: 
jäbrung, da Kläger die Kontraftstlage auf Aufhebung bes 
Kaufvertrages und Eritattung des an die Verklagte Geleilteten 
angeftellt Bat, und bier nur die gewöhnlihe Klage: Verjährung 
Platz greifen könnte. 

Unterliegt hiernach die Verpflichtung der Verklagten zur Ge⸗ 
währleiſtung wegen fehlerhafter Beſchaffenheit der Aktie keinem 
Zweifel, und kann Verklagte ſelbſtverſtändlich die der mortifizirten 
Aktie fehlende Eigenſchaft der Koursfähigkeit nicht nachträglich ge⸗ 
währen, jo iſt Kläger nach $. 198. Tit. 11., F6 331. 325—328 
I. 5. des Allgem. Landrechts auch berechtigt, von dem mit der 
Verklagten abgeichlofjenen Kauffontrafte wieder abzugeben und auf 
befien Aufhebung aus ben FF. 326. und 327. 1.5... 0. zu 
Hagen, jedoch verpflichtet, die Aktie in bem Stanbe, in welchem 
er fie von der Berflagten empfangen bat, zurüdzugeben. Demge 
mäß Hat Kläger auch ausdrüdlich unter der Erklärung, daß er 
fi beredätigt halte, von dem Vertrage wieder abzugeben, feinen 
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Klageantrag auf Erftattung bes der Verklagten gezahlten Kauf: 
gelbes gegen Rüdgabe der Altie unb der noch BE ie Divi- 
dendenfcheine gerichtet. 

Der erfte Richter meint nun zwar, daß under bie Aktie 
weil ihre völlige Werthloſigkeit erft nach ber Uebergabe eingetreten’ 
fet, nicht in’ dem früheren Zuftande zurüdzugeben vermöge, und 
deshalb nicht die Aufhebung des Vertrages, fondern gemäß $. 828 
bafelbft nur foviel an Vergütung forbern koͤnne, als bie Aktie 
wegen ber fehlenden Eigenfchaft weniger werth fei. 

Diefer Abweifungsgrund erweilt fi jedoch ebenfowenig 
burchgreifend, al& bie beiden bereits erörterten. Denn einestheil$ 
fann ber Zeitpunkt. der Rechtskraft des Amortifations - Erkennt: 
niffes auch hierbei nicht entſcheidend fein, da der Tehler ber Aktie 
ſchon vor ihrer Webergabe an den Kläger vorhanden war unb 
nicht erft während, refpeltive nad) feiner Beſitzzeit entitanben ift; 
anberntheils ift bie Anfiht des erften Richters, daß hierbei auf 
die innere Veränderung der Aktie binfichtlih ihres Werths Ge 
widht zu legen fei, mit dem oberften Orundſatze von ber Gewähr: 
leiftung, bem $. 185. I. 11. des Allgem. Landrechts, nicht zu ver: 
einigen. Dana war Berklagte ſchuldig, dem Kläger bie Aktie 
fo zu gewähren, baß er biefelbe nad der Natur und dem Inhalte 
bed Kaufvertrages als fein Eigenthum befigen, nußen und barüber 
verfügen konnte. Dies war aber dem Kläger, reſpektive feinen 
Beſitznachfolgern, wegen bes bereits erfolgten Aufgebots und bes 
ergangenen, wenn aud zur Zeit ber Uebergabe ber Altie noch 
nicht nn Erkenntniſſes nicht möglich. 

Der auf Aufhebung bes Kaufvertrages, refpeltive auf Er⸗ 
ftattung des Kaufpreijes für die Aktie nebit Dividendenſcheinen 
gerichtete Klageanſpruch erſcheint ſonach vollitändig begründet, und 
fommt es hierbei nicht auf dasjenige an, was Kläger den Ban- 
quiers Hirfchfeld und Wolff, welden er bie Aktie mit ben Divi⸗ 
bendenfdyeinen am 3. Juni 1852 weiter verkaufte, bat zahlen 
muſſen, ſondern darauf an, was Verklagte von ihm ald Kaufgelb 
erhalten bat. Daß dies aber die eingeflagte Summe von 86°), 
Rthlrn. betrage, ift von der Verklagten nicht beftritten worben. 

Auf die von der Verklagten eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde 
bat das Dber- Tribunal am 8. Januar 1857 das Appella- 
tiond-Urtheil vernichtet und das erfte Urtheil betätigt. 

Gründe: 

Der vorige Richter geht davon aus, daß es ſich bier um 
bie Vertretung bed Mangeld einer vorausgefekten Eigenſchaft, 
welche der Altie No. 86,330 ſchon vor ihrem durch bie Verklagte 


an den Kläger gefchehenen Verkaufe gefehlt habe, Handle. Kr 
erachtet die Verklagte mit Rüdfiht auf bie FF. 135 ff. 198. ff. 
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198. 1. 11. 66. 329 — 331. 325—328. 1. 8. $$. 81. 82. L 4. 
des Allgem. Landrechts zu dem geforberten Erſatze für verbunden, 
weil fich nicht annehmen laſſe, daß Kläger ben Irrthum, in wel- 
chem er fi bei dem Erwerbe der Aktie in Bezug auf jenen Mans 
gel befand, durch eigenes grobes ober mäßiges Verſehen verſchul⸗ 
det habe, unter allen Umftänden aber ber DVerflagten, weil das 
Aufgebot während ihrer Befißzeit ergangen war, ein weit größeres 
Berjeben zur Laft fallen würde, und er bält den auf Grund ber 
65. 344. 345. erhobenen Einwand ber fürzeren Verjährung für 
verwerflih, weil aus dem mit der Verflagten errichteten Vertrage 
auf Aufhebung deſſelben jowie auf Eritattung bes Geleiſteten ge: 
klagt fei, und deßhalb nur die gewöhnliche Klageverjährung hätte 
Platz greifen können. 

Die Implorantin legt dem Appellations-Richter in letzterer 
Hinſicht einen Verſtoß wider die FF. 343. 844. I. 5. des Allg. 
Landrechts zur Laft, und diefe Rüge ift denn auch für begründet 
zu erachten, ohne daß das vorige Urtbeil an fich durch einen ans 
deren Entiheibungsgrund gehalten wird. 


Die 85. 343— 345 Stehen mit den 66. 325 ff. in genauem 
innerm Zufammenhange, und ber $. 326 beftimmt, daß der Ueber: 
nehmer von ben Kontrafte wieber abgehen darf, wenn ber Ge: 
ber die fehlende Eigenſchaft nicht zn gewähren vermag. Der ©. 
327 fchreibt vor, baß er alsdann die Sache in dem Zuſtande, in 
welchem er fie empfangen bat, zurüdgeben muß, unb der 6. 828 
fügt hinzu, daß es, wenn ber Empfänger dies nicht will, oder 


nicht kann, bei bem Bertrage fein Bewenden behält, und ihm nur 


ein Anſpruch auf den Minderwerth zufteht. 

Der Appellations - Richter ift felbft der Anfiht, daß ber 
F. 325 bier eintrete, und er wendet ben 6. 328 nit an, weil 
dem Wefen nad) feit ber Webergabe ber Aktie an ben Kläger 


keine Veränderung damit vorgegangen fei, die es dem Kläger un: 


möglich gemadt hätte, fie im bdemfelben Zuftande, wie er fie 
empfangen, zurüdgegeben. Es ift ferner in dem angefochtenen 
Urtheil, wie erwähnt, ausbrüdlih auf den, einen Kaufvertrag - 
voransfeßenden F. 198. I. 11. des Allgem. Landrechts, welcher 
feinerfeits vorfchreibt, daß megen fehlerhafter Befchaffenheit ber 
verkauften Sache bie VBorfchriften ber 66. 319 ff. Anwendung 
finden, Bezug genommen, und e8 läßt fi hiernach nicht abfehen, 
wie der vorige Richter bie kürzere Verjährung der FF. 343 ff. 
blos deshalb hat für ausgeſchloſſen erachten Yönnen, weil aus 
bem VBertrage auf deſſen Aufhebung und Erftattung 
bes Geleifteten geflagt worden. 

Die angefochtene Entſcheidung war fonady zu vernichten, und 
ed mußte auch in ber Hauptfäche bas .erfte Erkenntniß, wodurch 
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Kläger mit der wider die Verklagte erhobenen Klage abgewieſen 
worden ift, beſtätigt werden. 

Die in Rede ſtehende Aktie hat durch die erfolgte Amorti⸗ 
ſation alle Gültigkeit verloren, und es iſt ihr dadurch die weſent⸗ 
liche Eigenſchaft eines coursfähigen und jeden Augenblick ver: 
werthbaren Papiers, welche fie früher beſeſſen, entzogen worden. 
Diefe Wirkung äuſſerte jedoch das ergangene Amortiſations-Er⸗ 
kenntniß erſt von dem Augenblicke an, da es die Rechtskraft be⸗ 
ſchritt, und es würde mithin von einer, dem Kläger durch bie 
Verklagte zu leiſtenden Gewähr möglicher Weiſe nur dann haben 
bie Rede fein können, wenn fie dieſelbe dem Kläger erſt nach jenem 
Zeitpunkte verkauft hätte. Der letztere hat jedoch die Aktie von 
ber Berklagten erworben, ehe nod, das Amortiſations-Uttheil in 
die Rechtskraft übergegangen war, und es muß mithin der von 
ihm erhobene Anfprud für unbegründet erachtet werben. 


(Striethorft’3 Archiv für Rechtsfälle Bd. 28. S. 210 — 222.) 


24, 


Lieferungsgeihäft. Differenzllage Ungäültiges 
Differenzgefhäft? 


Handeldmann L. in Mannheim ertheilte dem Hanblungshaus 
©. u. Comp. in Frankfurt den Auftrag, für deſſen Rechnung 
10,000 fl. Berbadher Eifenbahnaftien zum Tagescours pro ultimo 
Juni zu verkaufen, welcher Verkauf aud) zum Cours von 13514/, 
(5000 fl.) und 1355/, (5000 fl.) vollzogen wurde. Ende Juni 
ftand der Cours viel höher; ftatt zu liefern, ließ deshalb &. pro: 
longiren auf ultimo Juli, was das Hanblungshaus ©. u. Comp. 
dadurch bewerkitelligte, daß es am 29. Juni von St. 10,000 fi. 
Berbadher Aktien zu dem Tagescourfe von 145 fl. erfaufte und ſich 
. mit dem eriten Käufer hiernady berechnete. Diefe Papiere waren 
am Ende Juli abermald bebeutend in bie Höhe gegangen; 2. ver: 
langte deshalb eine abermalige Prolongation; das Frankfurter 
Haus verweigerte foldye und begehrte die Realifirung, die ed im 
ee ber Xieferung dadurch bewirkte, daß es am 31. Juli 
10,000 fl. Berbadyer Eifenbahnaktien zum Zagescours von 159 3/4 
von St. erkaufte und biernach mit ihm bezüglich ber ihm ultimo 
Juli zu liefeenden 10,000 fl. Bexbacher Eifenbahnaltien abrechnete. 
Auf Grund diefer Thatumftände klagte das Frankfurter Hemblungs- 
haus gegen 8. die Summe von 2479 fl. 4 fr. (Kurödifferenz) 
nebit Zinfen zu 6 Pet. vom 31. Juli 1855 beim Stabtamte 
Mannheim ein. Der Bellagte wiberfprach theilweiſe ben be: 
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baupteten Thatfachen und fette der Klage bie Einrebe entgegen, 
daß das Geſchäft als Differenzgefhäft die Ratur ei- 
nes Spielvertrags (Wette) an fih trage, daher nit 
HMagbar fei. (U. R. ©. 1965). Das Gr. Stabtamt wies bie 
Klage auf Grund ber obenerwähnten Einrede ab, indem es davon 
ausging, daß die der Klage unterbreiteten Geſchäfte zwar in bie 
Form eines erlaubten Vertrags eingefleidet feien, daß baher bie 
Klage infofern an und für fih betrachtet rechtlih begründet er: 
heine, daß dagegen das Ergebniß der Bemeisverhandlungen bie 
Einrede dargethan habe, daß hier ein Differenzgefhäft oder Bör⸗ 
— — Wette — vorliege, woraus das Sefeh feine Klage 
geſtatte. 

Der Richter II. Inſtanz dagegen ging von folgender Anſicht 
aus: Don einem verbotenen Spiel könne nur bann bie Rede 
fein, wenn feftftiche, daß bie Abfiht beider Contrahenten barauf 
gerichtet war, eine wirkliche Lieferung geradezu auszufcließen und | 
bie Zahlung der Differenzen zum alleinigen Gegenftanb ihres Ver: 
trags zu machen, daß daher die Parteien bios deshalb einen wirt: 
Iihen Verkauf von Werthpapieren fimulirten, um bie wahre ge: 
fegwibrige Vertragsurſache dem Auge des Richters zu entziehen. 
Weber aus der Gorrespondenz nody aus anberweitigen vom Bes 
klagten angeführten Umftänven lafje fidy aber entnehmen, daß es 
auf Seite des Klägers nicht auf eine reelle Lieferung am Vers 
falltage abgefehen geweſen fei, und aud von Seite des Beflagten 
fei bemfelben fein Anhaltspunft zur Annahme eines von ihm be 
abſichtigten bloßen Differenzgefhäfts gegeben worden; daß es aber 
ben Beflagten nicht berühre, ob etwa (wie Bellagter behauptete) 
das klagende Handlungshaus mit britten Perfonen in Folge des 
erhaltenen Auftrags zu beffen Realifirung bloße Differenz: ftatt 
wirklicher Lieferungsgefchäfte gemacht habe, ba es dem Beklagten 
ja jederzeit freigeftanden, durd) reelle Lieferung ber verkauften Ak⸗ 
tien die von ihm übernommenen Berpflihtungen zu erfüllen. Die 
in ber Klage behaupteten Geſchäfte jelbit fand aber ber Gerichts: 
bof nicht vollftändig bewiefen und erfannte deshalb auf ben barü- 
ber vom Kläger auszuſchwörenden Erfüllungseid, von beffen Ab: 
leiitung die Verurtheilung des Beklagten abhängig gemacht wurbe. 
Auf die hiergegen vom Bellagten ergriffene Oberappellation be 
fätigte das Oberhofgeriht zu Mannheim aus benfelben 
Gründen das Hofg. Urtheil, unterm 30. Juni 1857. (In Sachen 
Götz u. Comp. c. Eaffel). 

Nach benfelden Grundfäßen wurde erkannt durch oberhofge: 
richtliches Urtheil v. 9. 11. 57. in Sachen Eron c. Wadenheim. 


(Magazin für Bad. Rechtspflege III. ©. 435. 436). 
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25. 


lieferungsvertrag. Klage auf Erfüllung JR Ob 
lation oder Zahlung des Kaufpreifes am Stichttage 
zur Degrünbung ber Klage erforderlid? 


Kläger will am 14. Januar 1856 mit Bellagten übereinge: 
fommen fein, daß letzterer ihm am 15. Juli 1856 2000 fl. Ere- 
ditaftien, nämlih 10 Stüd zu 218 fl. liefere; desgleichen am 15. 
„Januar über weitere 15 Stüd zu demſelben Courfe per 15. Juli. 
Er Hat ſich zur Zahlung des Baarbetrages bereit erflärt, und bie 
Lieferung gefordert, welche Beklagter verweigert, theils weil fein 
veelles Lieferungsgefchäft, fondern ein unklagbares Differenzgefchäft 
zwiſchen ihnen gefchloffen worden, da niemals eine reelle Liefe⸗ 
rung bezweckt worben, auc Kläger nicht hinlänglihes Vermögen 
befige, um 25 Grebitaftien Laufen zu können; jedenfalls hätte 
Kläger ſchon am 15. Juli die Lieferung fordern und ben Kaufpreis 
— und leiſten müſſen, widrigenfalls ſein Anſpruch erlo⸗ 

en ſei. 

Das Wiener Handels gericht erkannte unterm 24. No: 
vember 1856 dem Klageantrag gemäß auf Ableiftung bes vom 
Kläger Über den Abfchluß bes fraglichen Kieferungsgefhäfts zuge 
Ihobenen Eides, Durch die Börfenordnung vom 11. Juli 1854 
— fagen die Motive — find Lieferungsgefhäfte in Crebit- und 
Induſtriepapieren als geſetzlich zuläflig erflärt, und werben barun- 
ter jene veritanden, wo bie Webergabe der verkauften Papiere ei- 
nem fünftigen Termin vorbehalten wird. Mit Rüdficht hierauf 
erſcheint auch hier eingeflagtes Lieferungsgeſchäft volllommen rechts⸗ 
giltig, da in demſelben ſowohl das Kauſobjekt, als auch der Preis 
und Uebergabetermin genau feſtgeſetzt ſind; der Beklagte mußte 
daher für den Fall, daß Kläger den Abſchluß des Geſchäfts durch 
den dem Beklagten deferirten Haupteid zu erweiſen vermag, zur 
Erfüllung deſſelben angehalten werden. Die Einwendung, daß 

gdie ganze Angelegenheit ein bloßer Scherz war, verdient Leine 
Beachtung, weil Feine ſolche den Geſchäftsabſchluß begleitende Um: 
fände angeführt werben, welche die Sache ald Scherz erjcheinen 
ließen. Ebenſowenig kann bie Einwendung berüdfihtigt werden, 
daß ein Differenzgeſchäft, eine bloße Wette, zu Grunde gelegen 
babe, weil man unter bem Ausbrud „liefern“, dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch nad die wirkliche Uebergabe bed verkauften Ge: 
genftandes verfteht, und es an der Natur ber Sache nichts ändert, 
wenn fich die Parteien bei ber Ordnung bes Xieferungsgefchäfts 
mit ber Bezahlung der Preisbifferenz begnügen. Bon feinem Be 
lang endlich ift bie dritte Einwenbung, daß Bellagter zur Erfül: 
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Ing bes Uebereinkommens nicht verbunden fei, weil biefe am 
15. Juli 1856 nicht geforbert worben; benn wenn bie Börfen- 
ordnung den auf der Börfe unter Vermittelung eines Senfalen ab: 
gefhloffenen Lieferungsgefchäften die Begünftigung einräumt, baß 
jener Theil, welcher den Vertrag zu erfüllen bereit ift, davon ab: 
ftehen kann, fofern der andere feiner Verpflichtung nicht nachkommt, 
fo muß für alle übrigen, nicht auf ber Börfe abgeſchloſſenen Lie: 
ferungsverträge ber F. 919 des A. B. ©. B's als die Regel An- 
wendung finden, und tft dem Bellagten daher nicht geftattet, ein: 
feitig vom Bertrage abzugeben. 

Das Dberlandsgeriht zu Wien wies unterm 3. 
März 1857 den Kläger unbedingt ab, weil berfelbe feine Bereit “ 
willigkeit und fein Vermögen zur Erlegung des Kaufpreifes nicht 
bargethan habe, wozu Deponirung oder anderweitige Sicherftel- 
lung beffelben erforberlich gewejen wäre. 

Der oberfte Gerichtshof beitätigte am 10. Juli 1857 
dag erfte Urtheil aus folgenden Gründen: N 

Das vom Kläger behauptete Uebereinkommen bilbet einen 
Kaufvertrag, welchen Beklagter nah A. B. G. 8. 6. 919 zu er 
füllen hat, falls bie Uebereinkunft ermiefen wird. Ob Kläger 
die nöthigen Zahlungsmittel zur Entrihtung bes Kaufpreifes be- 
fige, oder diefe Mittel fi irgendwo auf rechtlihe Art verſchaffen 
werde oder nicht, hat das Gericht nicht zu beurtheilen, noch we: 
niger darauf zu dringen, baß Kläger feine Bereitwilligkeit that: 
ſächlich durch Deponirung ober anderweitige Sicherftellung bes 
Kaufpreifes auszuweiſen habe. Der Beklagte ift für jeden Fall 
gefichert, weil er blos verpflichtet wird, die Creditaktien dem Klä- 
ger nur gegen Erlegung des Kaufpreifes abzuliefern. Die übri- 
gen Einwendungen gegen den Kaufvertrag find von ber erften 
Inſtanz genügend widerlegt. Uebrigens findet 6. 14 des Börfen- 

atents hier Feine Anwendung, ba der fragliche Kauf nicht an ber 
örfe geſchloſſen ift. 
(Allg. Oefter. Gerichtöj. 1857 Nr. 80 u. 119). 


26. 


Lieferungsgefhäft „fir” zu empfangen Klage auf 

bie Differenz, ungeadtet feine Dblation am Stich— 

tage erfolgt if. Erheblihfeit der Abnahbmeweige 
rung vor dem Stidhtage. 


Zweite Kammer des Hamburgifhen Handelsgerichts. Au: 
dienz vom 10. März 1858. Präfes: Herr Dr. Versmann; 
Richter: bie Herm Lutteroth und Tietgens. 
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Sirael Joſeph (Anwalt: Dr. Brandis) contra Bern 
bard Hopf (Anwalt Dr. D. Her). 

Bernbard Hopf Faufte am 30. September 1857 von 
Iſrael Joſeph Pr.Ert. Thlr. 3000 Interimſcheine der Allge 
meinen Deutſchen Crebit:Anftalt zu Leipzig & 751/, pCt., Cours 
150 p6t., am 30. Noveniber v. J. fir zu empfangen. Als gegen 
ultino November der Cours auf 61 & 62 pCt. gefallen war, 
erflärte, nad) des Klägers Behauptung, der Bellagte, nicht em⸗ 
pfangen zu Fönnen. Hierauf machte Joſeph dem Beklagten ben 
Vorſchlag, zur Negulirung des Geſchäfts diefelben Stüde zu 65 
pet. ultimo November von ihm, dem Bellagten, zu empfangen, 
wenn bie biernach entjtehende Differenz von Bco. Mr. 630 am 
30. November an den Kläger abgefchrieben und ein neues Geſchäft 
über Pr.Crt. Thlr. 3000 Xeipziger Credit zu 651/, pCt. ultimo 
December fir zu liefern abgejchloffen würbe. Hopf aber unter: 
ſchrieb weber die ihm mitgetheilte Nota, noch ſchrieb er am 30. 
November die Beo. Mrk. 630 ab, fo daß aljo das erite Geſchäft 
nicht regulirt wurde, und beanfprudt Jfrael Joſeph baber 
jet die Differenz, welche ibm nach dem Tagescourfe vom 30. No: 
vember, der 64 pCt. betrug, zufommt, zum Betrage von Beo. 
Dirt. 690 fammt Zinfen und Koſten. 

Bernhardt Hopf bemerkt, daß es auf die Zwiſchenver⸗ 
bandlungen, in weldyen das erſte Geſchäft regulirt werden jollte, 
da dieſelben ein Nefultat nicht herbeiführt, gar nicht ankomme, 
fondern daß man ſich lediglich an die Schlußnote und Differenz 
rechnung zu halten habe. Zur AJuftification der Klage fei es nö: 
thig, daß in berfelben behauptet werde, Joſeph habe ultimo 

vember, aljo am Lieferungstage, die fraglien Scheine angebo⸗ 
ten, diefer dann aber biefelben zurückgewieſen. ine derartige 
Behauptung habe der Kläger nicht aufgeftellt und Fönne er auch 
nicht. aufftellen, den in Wahrheit fei gar nicht am Lieferungstage 
angeboten worden. Der Kläger fage freilih, Hopf Habe gegen 
Ende November v. J. erflärt, er könne die Scheine ultimo No: 
vember nidyt empfangen, indeß werde Einmal beftritten, daß Hopf 
überall eine fo lautende Erklärung gemadyt, dann aber aud) be- 
flimmt behauptet, daß felbft, wenn er fie gemadyt habe, diefelbe 
body ganz irrelevant fei. Denn eine Erklärung vor dem eigentlis 
hen Lieferungstage, könne niemals die Wirkung haben, daß der 
Verkäufer nun feiner Pflicht, dem Käufer am Lieferungstage die 
Scheihe zum Empfange anzubieten, überhoben fei. Joſeph hätte 
fie vielmehr ultimo November anbieten jollen und, wenn "Hopf 
fie alsdann nit angenommen hätte, aus der Schlußnota Elagen 
follen. Dazu komme noch, daß Kläger bereit am 17. Decenber 
v. J. zum Empfang babe citiren laffen, dann aber die Klage 
liegen geblieben fei und baber die jeßt angeftellte Klage auf bie 
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Differenz ganz unſtatthaft ſei. Beklagter bitte daher, den 
Mäger unter Verurtheilung in die Koſten abzuweiſen. 
| Joſeph acceptirt zuvörderſt, daß gegen bie Nichtigkeit ber 
Schlußnota nichts vorgebracht und biefelbe daher vom Gegner an: 
erkannt fei. Es fei völlig irrig, wenn ber Beklagte bie Sache fo 
bargeftellt habe, als ob es die Abficht der Parteien geweſen fet, 
bie Papiere ultimo November wirklich rejpective zu liefern und zu 
empfangen. Daran werde bei berartigen Gefchäften niemals ges 
dacht, fondern nur baran, daß am Tieferungstage die Differenz 
regulirt werben ſolle. Nad Aufhebung der frudtlos gehaltenen 
Zwifchenverhandlungen, nach nicht erfolgter Annahme der als Anl. 
2 und 3 probucirten Differenzrehnung und neuen Schlußnota 
von Seiten bed Bellagten, fei aljo wiederum res integra und da⸗ 
ber die Klage, wie fie angeftellt worden, gerechtfertigt. Eine re 
elle Dblation fei nicht nöthig geweſen, eventuell bleibe man babet, 
daß Bellagter unbedingt erflärt habe, nicht empfangen zu Lönnen. 
Hopf beftreitet die Grunbfäße, welche der Kläger über 
Tondsgefhäfte aufgeftellt Habe. Niemand denke daran, mit einer 
ſolchen Schlußnota ein Differenzgefchäft zu machen, namentlich da 
in derfelben ftipulirt ſei, „fir” zu empfangen. Es fei auch bereits 
früher, in Suchen Derenberg contra Lagergren in biefem Sinne 
erkannt worden, und wenn alfo Joſeph am 30. November nicht 
geliefert habe, jo könne von einer Differenz, die durch bie nicht 
gefhehene Zahlung entitanden fei, Feine Nede fein. 
Die zweite Kammer des Handelsgerichts erkannte hierauf: 
da ber Kläger allerdings nicht behauptet, bie verkauften 
3000 Thlr. Interimsfcheine der Allgemeinen Deutſchen Credit = 
a zu Leipzig dem Bellagten am Lieferungstage offerirt zu 
aben, 
dies aber im vorliegenden Fall auch nicht erforderlich war, 
wenn ber Beklagte wirflid — wie ber Kläger behauptet — ihm 
einige Tage vor ultino November v. J. erflärt hat, baß er nit 
empfangen könne und Kläger demfelben in Yolge der darauf ftatt- 
gehabten Berbandlungen die Anlagen 2 und 3 zugeftellt Hat, 
indem der DBellagte, wenn er weder biefe Regulirung als 
bie verabrebete anerkennen, noch aud die Differenz nah dem Ta⸗ 
gescours vergäten, fondern nun dennody wiederum empfangen 
wollte, ben Kläger zum Mindeften rechtzeitig hievon in Kenntniß 
feßen mußte, 
baß ber Kläger ben Beweis feiner Behauptung, 
daß der Bellagte ihm gegen ultimo November er: 
 Märt babe, die fraglihen Papiere nicht empfangen zu 
können und daß er dem Beklagten barauf die Anlagen 
2 und 3 zugeftellt habe, s 
dem Bellagten Gegenbeweis vorbehältlich — innerhalb 
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: br bei Verluſt ber Beweisführung anzutreten ſchul⸗ 
ig ſei. 
(Gerichtögeit. Nr. 496). 


27. 


Lieferungsvertrag Über Papiere, bie einen Börfen: 
cours haben. Lieferung und Abnahme ober Zahlung 
ber Differenz nah bem Stidtage*). 


Der Kaufmann %. in Danzig verkaufte mittelft dreier 
Schlußſcheine vom 11. März, 20. März und 13. September 1854 
ber Handlung %. und W. 8 bafelbft im Ganzen 8000 Rthlr. 
Steele⸗Vohwinkler Eifenbahnaftien zu bem Courſe von 25 Rthim. 
und refp. 291/, Rthlen. und vier Beogent Zinſen pro anno vom 
Nominalwerthe, nad) feiner Wahl bis Ende Dezember 1855 gegen 
Bezahlung täglich zu liefern. Mehrfacher Aufforderungen im Laufe 
bes Jahres 1855 ungeachtet erfolgte die Lieferung ber Aktien 
nit. Die gedachte Handlung wurde deshalb gegen ihn auf Lie 
ferung ber Aktien nebft vier Prozent Zinfen vom Nominalwertde 
Hagbar. — Der Berllagte wendete ein, daß er dadurch, daß er 
am Stichtage, dem lebten Dezember 1855, bie Aktien nicht ge 
liefert, feinen NRüdtritt vom DBertrage zu erkennen gegeben habe; 
er erflärte in ber Klagebeantwortung feinen Rüdtritt nochmals 
ausbrüdlich, Hielt bei dem vorliegenden Zeitlaufgefhäft über Eijen- 
babnaktien fi nur für verpflichtet, die Differenz ber in ben 
Scheinen verabrebeten Courſe mit benen am Stichtage zu zahlen 
und beantragte, ba bierauf der Antrag nicht gerichtet fei, Abwei⸗ 
fung der Klägerin in ber angebradten Art. — Durch das Er: 
kenntniß beider Inftanzen, des Commerz: und Abmirali 
tät8:&ollegii in Danzig, und bes Appellationsge 
richts in Marienwerber, wurde jebod ber Beklagte nad 
dem Klageantrage verurtheilt. 

Das Obertribunal hat in der Sigung vom 19. März 
1858 auf die Nichtigkeitsbeſchwerde bes Verklagten das Appellas 
ttonsurtbeil vernichtet, und, unter Abänderung bes erften Urtheils, 
die Klägerin abgewiefen, aus folgenden Gründen: 

Implorant macht dem Appellations = Richter eine Verletzung 
bes aus ber Natur der Geſchäfte ber vorliegenden Art fowie be: 


°) Bel. Striethorſt's Archiv f. Rechtsfälle Bb. 10. ©. 848. Wh. 18. 
©. 243. Bd. 14. ©. 120. 
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ziehungsweiſe aus den FF. 285 ff. 860 369 ff. I. 5 bes Allge⸗ 
meinen Landrechts abgeleiteten Rechtsgrundfages zum Borwurfe: 
baf bei Zeitfäufen über courfirenbe Öffentliche Papiere, die einen Börfens 
cours haben, nämentlich über Eifenbahnaftien und Staatöpapiere, das 
Necht der Kontrahenten, die Erfüllung aus dem an fi Magbaren Vers 
trage durch Lieferung und Abnahme der Papiere genen Zahlung des 
feftgefebten Preifed oder Erleyung ber Differenzſumme zwiſchen dem 
Iegteren und dem Tagedcourfe der Papiere zu fordern, fich in ber 
Ausübung auf den verabredeten Erfüllungstag befchränkt, und daß, 
wenn an biefem Tage bie Erfüllung in ber gedachten Art von dem 
einen oder dem andern Kontrahenten nicht gelciftet, in Folge db jfen 
aber von dem andern Theile aus ber Lerweigerung ber Erfüllung 
gefiogt wird, nicht mehr der Anfpruch auf Lieferung und Abnahme 
Bariere gegen Zahlung des bedungenen Preifes, fondern vielmehr 
nur nod der Anſprnuch auf Entihädigung aus’ der Nichterfüllung, 
beftebend in ber Zahlung der Differenziumme zwifchen dem feitneichten 
Kaufpreiſe ber Papiere und bem Courſe derfelben an den verabredeten 
— ln, zuläffig erſcheint. — Entſcheidungen 8b. 15. 


Er legt dem vorigen Richter zugleich einen Verſtoß wiber 
die erwähnten Vorjchriften zur Laft, und dieſe Rüge it denn- auch 
in der That für begründet zu erachten. 

In dem angefochtenen Urtheil find im weſentlichen folgenbe 
Argumente wiber bie Richtigleit und rejp. die Anwendbarkeit des 
obigen Redhtsgrundfages geltend gemadyt. Verträge müßten nad 
ihrem ganzen Inhalte erfüllt werben. Dieſer fei bier unzweideutig 
auf Lieferung ber Aktien gerichtet und, die eigene Mora bed Bers 
Hagten, als des Derpflichteten, könne bemjelben nicht zum Vors 
theile gereihen. Allerdings möge bem Käufer bie Erfüllung zu 
einer beftimmten Zeit oft fo wichtig fein, daß ihm eine fpitere 
Leiftung Nichts nüge, und ed möge in folden Fällen angemeſſen 
erſcheinen, anftatt der Erfülungsktage ſofort die Entſchädigungs⸗ 
Mage zuzulafien. Doch frage es ſich bier keinesweges, ob dem 
Kläger ein Wahlrecht zuftehe, fondern vielmehr, ob er bios bie 
Differenzflage habe anftellen bürfen. 

Die über marktgängige, Preis: Schwankungen unterworfene 
Waaren gefchloffenen Geihäfte wären entweder Realiſirungs⸗ oder 
Spekulationsgeſchäfte. Bei den eriteren fei ed den Kontrahenten 
um die Waare felbft zu thun, und es müſſe in jedem einzelnen 
Falle nah dem Vertrage beurtheilt werben, ob ein Geſchäft ber 
einen oder ber anderen Art vorliege. 

Die Schlußicheine, aus denen hier geflagt worben, beſagten 
keineswegs, daß die Parteien Spekulationsgeſchäfte beabjichtigt 
hätten. Man würbe daher, wenn man ihnen eine ben Worten 
der Verträge nicht entiprechende Willensmeinung unterlegen wollte, 
biefe Verträge für fimulirt erachten müflen, und eine ſolche Uns 
nahme Safe fi weder durch die Geſetze noch durch Handlungs⸗ 

Beitſcheift für dandelorecht. 21 


322 Rehisfpeliche, 

uſanzen rechtfertigen, namentlich aber ſei weber behauptet noch 
unter Beweis geſtellt, daß in Danzig unter Kaufleuten geſchloſſene 
Lieferungsverträge nur verkleidete Differenzgeſchäſte wären. Wollte 
man annehmen, daß Lieferungsgeſchäfte nach dem Willen des Lie⸗ 
feranten beliebig in Spekulationsgeſchäfte umgeſetzt werben könn⸗ 
ten, fo würben beide Arten von Geſchäften ſich nicht mehr unter: 
fheiben laſſen, oder man müßte noch eine befondere Erflärung 
verlangen, baß bie Worte diesmal anders, als fie niebergejchrieben 
worden, verſtanden werben follten, und wenn nun auch nad) dem 
Ablaufe des Stichtages die Erfüllung an diefem Tage nicht mehr 
ftattfinden könne, fo werde doch dadurch die Lieferung felbft nicht 
unmöglich gemadt. Ein ftrenges Feſthalten an dem obigen Grund: 
fage würbe dahin führen, daß überhaupt fein Vertrag mehr erfüllt 
zu werben braudite, indem eine Veränderung der Eigenfchaften 
ber Sache, worüber fontrahirt worden, ſich bei jeder verjpäteten 
Erfüllung berausftellen dürfte, und zugleich laſſe fih aud ber 
Grund, daß die Marktgängigfeit ber Waare den Käufer fichere, 
nicht für durchgreifend erachten, da nicht abzufeben fei, weshalb 
ber Käufer, der fi vielleicht nicht einmal im Beſitze der Diffes 
renzfumme befinde, verpflichtet fein follte, fie für den Verkäufer 
vorzuſchießen, während überdies nicht einmal feititehe, daß an ber 
Danziger Börje im täglichen Verkehre Steele =: Bohwinkier Aktien 
au haben wären. : 

Ebenfowenig Gewicht fei aber auf den ferneren Grund, daß 
bie fpäter noch geforderte Erfüllung ein unftatthaftes Fortſpeku⸗ 
liren bes eines Theil zum Nachtbeile des anderen enthalte, zu 

en. Denn fei der Käufer etwa zur Abnahme nicht verbunden, 
fo Lönne dies nur in der ungeeigneten Yaflung bes Vertrages 
feinen Grund haben, und wenn er biefelbe verzögere, fo befinde 
fih ber Verkäufer ebenfalls in der Lage, wider ibn fortipekuliven 
zu können. 

Die Mora ziehe allerbings bei jedem Geſchäfte nachtbeilige 
Folgen nah fi, und biefe könnten fi) bei Lieferungsgeſchäften 
für den Säumigen in etwas härterer Art äuſſern. Doc könne 
bies nicht bahin führen, dem Verzuge in Fällen der vorliegenden 
Art eine bejondere Wirkung beizulegen, ſondern es ſei vielmehr 
bie Sache des Schulbners, jene Yolgen durch pünktlihe Erfüllung 
ihrer Berbindlichleiten von ſich abzumwenben. 

Die vorftehende Ausführung verfehlt jebod ihren Zweck. 
Denn wenn Verträge, wie allerdings ber $. 230 L 5. des Allg. 
Landrechts verorbniet, in ber Regel ihrem ganzen Inhalte nach 
erfüllt werben müffen, unb bei Zeitgefhäften der vorliegenden Art 
ber Lieferungd- und reſp. Abnahmetermin ein wefentlihes Mo⸗ 
ment bes gejchloffenen Vertrages bildet; fo folgt hieraus gerade, 
daß nad) Ablauf jewes Termins von ber wirklichen Abnahme oder 
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Referung der Bapiere, worüber” fontrahirt worden, nit mehr 
bie Rebe fein Tann, und es ändert hierin Nichts, wenn auch ber 
Bertrag, wie bier, bahin lautet, daß bie betreffenden Papiere ge 
Tiefert werden follten, fofern nur dieſe Lieferung am eine gewiffe 
Frift gebunden war. 

Die in folder Weife getroffene Vereinbarung machte bie 
vorliegenden Verträge, ohne bat es deshalb noch einer befonderen 
ausdrüdlichen Erklärung bedurfte, an ſich ſchon zu Spekulations⸗ 
gefchäften, und es fteht in Leiner Weiſe mit den Worten derjelben 
im Widerſpruche, fondern es muß ihnen vielmehr, ohne daß man 
deshalb genoͤthigt ift, ihnen einen anderen Sinn unterzulegen ober 

der Borausfegung einer Simulation feine Zuflucht zu nehmen, 

völlig entſprechend erachtet werben, wenn die Klage anf 
Lieferung oder Abnahme der Papiere aus den ge 
badten Berträgen nad Ablauf des vereinbarten Ter: 
mind oder ber bedungenen Frift nicht mehr znläffig 
erachtet wirb,. | 

Darauf, daß es bem Verkäufer bei dergleichen Geſchäften 
auch Tpäterhin immer noch möglich bleiben mag, die Papiere 
bem Käufer wirklich zu gewähren, kann fein Gewicht gelegt wer- 
ben, weil die nach dem Ablaufe des Termins vorhandene Unmög⸗ 
lichkeit, fie an demfelben zu liefern, bei der Bedeutung, die ber 
biesfälligen Feftfebung als einem wefentlichen Beſtandtheile des 
Bertrages zuzufchreiben ift, für entfheidend erachtet werden muß, 
und es kann nur auf einem Mißverftändniffe des obigen Rechte: 
grundſatzes beruhen, wenn ber vorige Richter annimmt, daß da⸗ 
nach überhaupt fein Vertrag mehr würde erfüllt zu werben brau⸗ 
hen. Denn bie über Bapiere ber vorliegenden Art namentlich von 
Kaufleuten gefchlofienen Zeitgefhäfte find ihrer Natur nad von 
Berträgen über inbivibuell beftimmte Sachen, deren Werth ober 
Preis nicht beitändigen Schwankungen unterworfen bleibt, weſent⸗ 
lich verſchieden, unb es tft übrigens immer noch als eine Erfüllung. 
folcher Zeitgefchäfte zu betrachten, wenn bem einen ober dem an: 
beren Theile nad) dem Kintritte des Stichtages die Coursdifferenz 
gewährt wird, indem bie Tendenz biefer Verträge als dahin gehend 
angefehen werben muß, daß jene Differenz, mit der mög 
licherweiſe eine bem Käufer oder Verkäufer auch noch 
anderweit zu leiſtende Entſchädigung verbunden 
fein kann, nad dem Ablaufe der Friſt oder des Ter 
mins an bie Stelle ber Lieferung und der Abnahme 
tritt, — 
Die Bemerkung bes Appellations-Richters, daß nicht feft- 
ſtehe, ob an ber Danziger Börfe im täglichen Verfehre Steele 
Vohwinkler Aktien zu haben feien, verdient ſchon deßhalb Feine 
Berüuckſichtigung, weil umgelehrt hätte feftftehen mäüflen, daß Kid 

21 * 
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erin am Stichtage bergleichen Papiere nicht anberweit erlangen 
onnte, wenn ber vorige Richter berechtigt fein follte, hieraus ir- 
gend eine dem Verklagten nachtheilige Folgerung zu ziehen, und 
es kann überdies nicht einmal wefentlid darauf anfonımen, ob 
bergleihen Aktien zur entjcheidenden Zeit in Danzig zu haben 
waren. Denn ba es ſich nad Ablauf der Lieferungsfrift der Na- 
tur der gejchloffenen Verträge gemäß nur nody um bie Differenz 
und beziehungsweife bie nad Umftänden dem Kläger etwa jonft 
nod zu leiftende Vergütigung handeln fonnte, fo würbe es jeden: 
falls unerheblich fein, wenn die Klägerin nicht im Stande gewejen 
wäre, ſich die Aktien zur gedachten Zeit anberweit in Danzig zu 
verfhaffen, und es würde daraus nod immer nicht ber Mangel 
eines jeden Maaßftabes zur Berechnung jener Differenz zu folgern 
fein. Hätte fi aber Klägerin, was nicht behauptet worden, etwa 
dadurch, daß ihr bie Aktien von dem Verklagten nicht geliefert 

wurden, außer Stand weſetzt gefehen, ihrerfeits von ihr felbft ges 

gen Andere eingegangene Xieferungsverbinblichkeiten zu erfüllen; 
jo würde die immer nur einen Anfprud) auf eine ihr beshalb 
u zu leiftende befondere Entihädigung haben begründen 
Önnen. 

Einen Vorſchuß braucht ber Käufer ferner keinenfalls zu 
leiften, wenn es ihm nicht um ben Beſitz der gefauften: Papiere 
zu thun ift, und hat er fie aus irgend einem Grunde wirklich ans 
derweit anfaufen müffen, fo kann eben nur von einem ihm deshalb 
zu leiftenden Erſatze die Rede fein, | 

Endlich aber ift das Argument bes vorigen Nichters, daß 
niht nur der Käufer, wenn bie Lieferung an dem beftimmten 
Termin ober innerhalb der feitgefebten Friſt unterblieben ift, fon- 
bern aud) ber Verkäufer, wenn jener die Abnahme verzögert hat, 
auf ben wedjelnden Cours fortſpekuliren könne, gleihfalls nicht 
für Haltbar zu erachten. Denn die in der Entideidung vom 27. 
Ditober 1847 aus dem Charakter der Zeitgefhäfte über Papiere 
der vorliegenden Art und aus ber Natur ihres Gegenftaudes ſo⸗ 
wie reſp. der darauf beruhenden Rechte und Verbindlichkeiten fon: 
fequent abgeleitete Unzuläfjigleit des Fortſpekulirens ohne weitere 
Grenzen nad verftrihener Friſt oder abgelaufenem Termine gilt 
eben jo gut von dem Verkäufer wie von dem Käufer, und es be 
ruht mithin auf einer unrihtigen Vorausſetzung, wenn ber Appella: 
tions⸗Richter die Fortſpekulation des Käufer für ftatthaft erklärt, 
weil auch der Verkäufer, dem doch eine ſolche Befugniß ebenfo- 
wenig zugeitanden werden kann, fortipefuliven dürfe, 

Der als verlegt bezeichnete Rechtsgrundſatz, deſſen Anwend⸗ 
barleit auf den vorliegenden Fall nad den Feſtſtellungen des vori⸗ 
gen Richters zugleidy keinem Bedenken unterliegt, kann fonad 
nicht für widerlegt erachtet, fonbern e8 mußte vielmehr das ange 





Rechtsſpruche. 325 


fochtene Urtheil wegen Verletzung deſſelben und beziehungsweiſe 
der erwähnten Geſetze vernichtet werden. — In der Hauptſache 
aber erſcheint aus obigem Grunde die Abweiſung der Klägerin 
mit der erhobenen Klage unter Abänderung des erſten Erkennt⸗ 
niſſes gerechtfertigt. 

Zwar hat Klägerin ſich in zweiter Inſtanz auf das Zeug⸗ 
niß ber techniſchen Mitglieder des Kommerz- und Admiralitäts⸗ 
gerichts zu Danzig darüber berufen, daß 

1. courshabende Papiere an ber daſigen Börſe nicht jeden 

Augenblid zu beſchaffen feien, und daß 

2. die dortigen Kaufleute fi nur ausnahmsweife auf Diffe 
renzgeſchäfte einließen, daß dies aber auch, wenn es gefchebe, 
allemal aus den Schlußzetteln erfichtlich ſei. 

Doch war hierauf nicht einzugehen. Denn abgeſehen davon, 
daß die Vernehmung der Mitglieder des Gerichtshofes, welcher 
in erſter Inſtanz erkannt hat, als Zeugen oder reſp. Sachverſtän⸗ 
dige in demſelben Prozeſſe unzuläſſig erſcheint, kann es auch, wie 
boreits erwähnt worden, einerſeits nicht weſentlich darauf ankom⸗ 
men, ob namentlich Steele-Vohwinkler Aktien an jedem Tage in 
Danzig zu haben waren, und ed müfjen andererfeitd die von ben 
Parteien gefchloffenen Verträge gerade nad) dem Inhalte der bet: 
gebraten Schlußfcheine als wirkliche Differenzgefhäfte betrachtet 
werben, indem hiernach DVerflagter die Papiere nach feiner Wahl 
im Laufe des Jahres 1854 zu liefern hatte, und dies ben Ver: 
trägen noch entichiedener den Charakter non Differenzgefchäften 
aufdrüdt, als wenn ein beftimmter Lieferungstag vereinbart wor⸗ 
den wäre. 

(Striethorſt's Archiv f. Rechtsfälle Bd. 24. ©. 134—142.) 


28. 


Strafbarkeit ber Differenzgefhäfte nah Franzöſi— 
fhem Redht*). Lieferungsgejhäfte Report Ber 
mittelung burd einen Wecfelagenten. 


Ueber die Strafbarkeit ber Differenzgefhäfte hat ber Fran⸗ 
zoͤfiſche Cafſationshof, welcher bis dahin nur wieberholt bie Nichs 





©) Code penal art. 421. Les paris qui auront te faits sur la hausse 
ou la baisse des eflets publics seront punis des peines porttes par 
Part. 419. 

Art. 422. Sera reputde pari de ce genre, toute convention de 
vendre ou de livrer des eflets publics qui ne seront pas prouvds 
par le vendeur avoir exist & sa disposition au temps de la con- 
vention, ou avoir dü s’y trouver au temps de la livraison. 
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tigkeit derſelben ausgeſprochen, ſich zum erſtenmal durch das Ur⸗ 
theil vom 9. Mat 1857 auf bie Caſſationsbeſchwerde der in 
weiter Inſtanz verurtheilten Perris und Lacaze erflärt. Wegen ber 
ichtigfeit der einſchlägigen Rechtsfrage erſcheint es zweckmäßig, 
den Bericht des Referenten und das Urtheil vollſtändig mitzutheilen. 
Der Berichterſtatter, Caſſationsrath Breſſon, führte aus: 

Die dauernde Geltung der alten Staatsrathsbeſchlüſſe in Be⸗ 
treff der Zeitgeſchäfte vom 7. Auguſt, 12. October 1785 und vom 
22. September 1786 erfcheint zur Zeit feftgeftellt. Sie wollten 
ben Beſitz der Papiere im Augenblide der Vertragsſchließung, ober 
Deponirung berfelben vor der Lieferung, ober doch mindeftend ben 
Beweis des freien Eigentfums Alle Verträge, welche diefen Bes 
bingungen nicht entiprachen, wurben als Spiele behandelt. _ 

Die Geſetze vom 13. fructidor bes Jahres 3, vom 28. ven- 
demiaire des Jahres 4, und ber Beihluß des 2. ventöse von 
demfelben Jahre, noch ganz bezeichnet von dem Geift der beweg- 
teften Zeiten unferer Revolution, überbieten fogar diefe Strenge. 
Die beiden erften verpönen durchaus jeden Zeitlauf (marche à 
terme) über öffentliche Effeften und Waaren, ohne auch nur bie 
Bedingung des gegenwärtigen Befiged ober vorgängige Deponirung 
der Urkunden zuzulaffen. 

Das Gele vom 28. ventöse des Jahres 9 über bie Er: 
richtung ber Handelsbörfe, und der Befhluß vom 26. prairial des 
Jahres 10, weldyer zu deflen Ausführung erging, ſchwiegen über 
ben Zeitlauf. Der Beſchluß felbft, deſſen art. 13 von ben Effekten 
und Fonds ſpricht, welde ftet in die Hände bes verfaufenben 
oder kaufenden Wedyfelagenten übergeben werden müſſen, fcheint nur 
Baarfäufe (marches au comptant) vorzufehen. 

- Unter der Herrſchaft diefer Gefete, und nad) ber Veröffent: 
lichung bes art. 90- des Code de commerce und ber art. 421. 
4223 des Code penal, erfchien jedoch der Zeitlauf über Waaren 
und öffentliche Effekten wieberum in der Praris, zurüdgeführt durch 
bie üblichen und wahren Bebürfniffe des Handels unb bie nicht 
weniger gebieterifchen des öffentlichen Credits. 

In der berühmten Sache Forbin - Janson, ba es galt wirt: 
Yihe Börfenipiele, welde die Form von Beitfäufen angenommen 
hatten, zu brandmarken, ftellte der Caſſationshof burdy Urtheil vom 
11. Auguft 1824 (8. V. 24. I. 409) bie Geltung ber Staats: 
rathsbeſchlüſſe von 1785 u. 1786 wieder ber. Er erachtete -diefel- 
ben nicht für unvereinbar mit den art. 421. 422 des Code pönal. 
Die damals aufgeftellte und noch heute geltende Theorie ift bie, 
daß zu den Zeichen, an benen fi) am häufigiten Börfenfpiele und 
fingirte Zeitfäufe erfennen laſſen, namentlid) ber Nichtbeſitz ober 
. s unterlaffene vorgängige Deponirung ber verkauften Papiere 
gehört. 
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Eime größere Ausbehnung biefem Beichluffe geben, allgemein 
behaupten, daß bie Staatsrathsbeſchlüſſe von 1785 u. 1786 noch 
in voller Geltung feien, daß fie durch ben art. 422 des Code penal 
gar keine Aenderung erfahren, bieße einen Weg einfchlagen, ben 
ber Kaflationshof ſelbſt nicht hat betreten wollen, der fefteiten 
Prarid, ben öffentlihen und täglihen Gewohnheiten ber Börſe 
unb bes Handels, ven Bebürfnifien des öffentlichen Credits wider: 
reiten. Der Zeitlauf geht bier in ber That am hellen Tage 
ohne gegenwärtigen Befig ober vorgängige ‘Deponirung ber Pas 
piere vor fih. Der Verkäufer bat nur zu beweifen, daß biefelbe 
zur Zeit ber Vertragsſchließung zu feiner Dispofition flanden, oder 
zur Zeit der Lieferung hätten ſtehen follen. Mehr fordert das 
Strafgefeß, art. 422, nicht. Unter biefer Bedingung kann aller 
dings der Zeitlauf ernft und wahr werben, wenn er auf beftebenbe 
Segenftände, nicht auf die Fiktion und das Nichts gerichtet iſt. 
Was ift in ber That unter ber Herrihaft des allgemeinen und 
gemeinen Rechts gemöhnliher als ber Verkauf von Sachen, welche 
man zwar noch nicht befigt, fi aber fpäter verfchaffen ſoll und 
erft zur Zeit ber Lieferung haben wird? Die nüglichiten und 
fruchtbarſten Handelsipekulationen betreffen in ber Regel foldye 
Dinge. Wozu follte eine Ausnahmevorſchrift bie öffentlichen Effek⸗ 
ten bievon ausſchließen, einen weſentlich kaufmänniſchen Werth, 
bie Nahrung bes öffentlichen Handels der an der Börfe flattfindet, 
über deſſen Operationen man ein Parquet, öffentliche Beamte, 
verpflichtete Zwiſchenhändler geſetzt hat? 

Die neueften Urtheile bes Saflationshofes haben das auch 
prineipiell ausgefprochen. Weberall, wo ber Handel aufrichtig und. 
ernſt iſt, wo er auf eriftirende und wirklihe Papiere geht, wo 
auf ber einen Seite die Abficht und Möglichkeit zu liefern, auf 
ber andern bie Abfiht und die Möglichkeit abzunehmen vorhan⸗ 
ben ift, mögen die Papiere bereitd im Augenblid bes Vertrags⸗ 
ſchluſſes in den Händen bes Verkäufers fein, oder erſt jpäter in 
biefelbe gelangen, verdient der Zeitkauf vollfommen den Schuß 
bes Gefehed und ift durchaus wirkſam. Dies bat wohl zuerft 
bie chambre des requätes in ihrem Urtheil v. 30. November 1842 
ausgeſprochen: 

In Erwägung, daß, wenn der Zeitkauf über öffentliche 
Effekten an der Börfe ein durch bie Beſchlüſſe des Staats: 
raths, bes Code penal, die Königlihen Ordonnancen und 
die Jurisprudenz verbotenes Börfenfpiel und Wette darſtellt, 
er nichtsdeſtoweniger biefen Charakter nicht zu haben braucht, 
vielmehr nach den Umſtänden eine ernitlihe und rebliche 
Operation darftellen kann. 

Noch Marer hat biefelbe Kammer des Caſſationshofes dies 
in dem Urtdeil vom 1. April 1856 formulirt: 
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„In Erwägung, daß im Princip bie Zeitkäufe über öffent: 
liche Effekten oder Waaren gültig find, fofern fie wirklich und 
ernft find; daß bas Gefeß nur biejenigen verbietet, welche 
bazu bienen, ſolche Operationen zu verfchleiern, bie fih noth⸗ 
wendig kraft bes urjprünglihen Willend ber Partei im 
Differenzen auflöfen follen, und darum als Spiele erfcheinen”. 

Dies ift auch gegenwärtig bie Lehre ber meiften Kommen- 
tatoren: Troplang des contrats alsatoires art. 1965. 1966. 
no. 97 fi. Mollot des bourses de com. no. 450 f. Fremery 
“udes cap. 45. Vincens legislat. comm. liv. 6. c.d. etc. 

Daneben bat der Caſſationskläger fih auf bie Theorie bes 

Reports berufen. Man muß jedoch zwei Arten bed Reports 
unterjcheiden. . 
Die eine ift einfah und vollfommen gefehlih. Sie bietet 
fid) dem Eapitaliften dar, der für eine meift kurze Zeit ein bie- 
ponibles Kapital nüblih anlegen wil. Er kauft für den Betrag 
dieſes Capitals Rente ober Induſtriepapiere; gegen bie Papiere, 
welche er empfängt, gibt er fein Geld. Dann verkauft er biefelben 
Papiere auf Lieferung in den nächſten 14 Tagen (& la quinzaine 
suivante) oder Ende des Monats (fin du mois), Er madt fi 
bezahlt durch eine mäßige Vorwegnahme der Zinfen bis zum Ter⸗ 
min und ber Verbefierung des Papieres, welches an Güte zunimmt, 
je mehr e8 dem Ablauf bes Halbjahres, oder der Verfallgeit ber 
Dividende fi nähert. Wird der Wieberlauf vollzogen, zahlt ber 
neue Käufer, der zuerit Verkäufer war, oder ein anderer an feiner 
Stelle, den Preis und nimmt die Papiere ab, fo erhält der Ca⸗ 
pitalift feinerfeit8 das geliehene Capital zurüd, Dieſe Operation 
bie in den eriten vierzehn Tagen (& la premitre quinzaine) ober 
u Ende bes erften Monats (& la fin du premier mois) ftatt- 
Anden konnte, kann auf die erften vierzehn Tage oder das Enbe 
bes nächſten Monate (a la quinzaine ou fin du mois suivant) 
reportirt werben, u. |. w. Sie bleibt nichts beitoweniger wahr 
und wirklich. Sie gebt auf beftehende, gewiſſe, gelannte Werthe. 
Der Report realifirt ein mirkliches Darlehen auf Band. — 

Gibt es nun nicht aber auch eine zweite Operation, welche 
gleichfalls Report genannt wird, und täglich vorkommt? Hier 
iſt eine Perfon, welche Anlegung eines Capitald fucht. “Der 

Spekulant bat hier höchſtens eine verhältnißmäßig Feine Summe, 
% B. 10000 Frs. zu feiner Dispofition. Er ertheilt dem Wechſel⸗ 
agenten ben Auftrag, für 100,000; 200,000; 300,000 Frs. Effekten, 
Ende des Monats zu liefern, (livrables fin du mois), zu laufen. 
Steigen die Kurfe, fo wird er, da er zu einem geringeren Breife 
gekauft bat, leicht durch Realifirung die Mittel finden, ſich frei zu 
maden, oder, wenn er bie Bapiere nicht abnimmt, eine “Differenz 
gewinnen. allen umgekehrt bie Kurfe, und burd bie Entwerthung 
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erleibet er einen Berluft, fo Tann er freilich bie Papiere nicht 
abnehmen, weil er fein Capital bat, er bat fie auch niemals ab- 
nehmen wollen. Er läßt fie alsdanm wieder verkaufen, kauft fie 
aber zugleich für die nächſten 14 Tage (pour la quinzaine suivante) 
ober Ende des Monats (fin du mois) wieber zuräd, Hier gibt 
es eine Differenz zu feinen Laften, welche er entweber bezahlt, 
ober für bie er bebitirt wird. Am häufigften Hat er im Doraus, 
um biefe Zahlung zu fihern, und als Dedung, das kleine Ca⸗ 
pital oder ben Werth, über welchen allein er verfügte, hingegeben. 
Was beim Verfall der erften 14 Tage oder bes eriten Ultimo 
geiheben ift, wiederholt fi an ben folgenden Verfalltagen, und 
bie Liquidation wird jedesmal nur durch Bahlung oder Debitirung 
ber Differenzen bewirkt, ohne daß jemals Lieferung ber verfauften 
Bapiere,. noch Realifation und Zahlung des Kaufpreifes ftattfänbe. 
Dies ift Spiel. Dies ift, unter dem Scheine eines Reports unb 
einer regelmäßigen Operation, reine Wette auf Steigen und Yallen 
ber öffentlichen Effekten. Allerdings ift dies nicht das Spiel, wel⸗ 
ches man de la coulisse genannt bat. Denn dort ift Verkauf, 
Kauf, verkaufte Effekten, Alles fictiv. Die Coulissiers haben 
lediglich ben Kurszettel, und treffen, unter ber Form von Zeit: 
kãufen ober Zeitverfäufen, Berabredungen über Steigen und Fallen. 
Hier dagegen gibt es, mit Hülfe der Wechfelagenten, Papiere, 
welche fie fich verfchafft haben oder verfchaffen können; bier ift 
ein wirklicher Gegenitand beim Vertrag vorhanden. Allein was 
iſt ſchließlich ein Verkäufer, welcher niemals liefern kann oder will, 
weil er zu Feiner Zeit die Papiere in Händen haben wird ? Oder 
ein Käufer, ber niemal6 abnehmen wirb? In einem ganz gleichen 
Gall, wie ber vorliegende, bat ber Appellbof von Baris durch 
Urtheil vom 11. März 1851 ein Spiel angenommen unb beftraft, 
indem er den Hanbel für ungültig erklärte. Durch Urtheil vom 
37. Januar 1852 ift die Beſchwerde gegen biefe Eniſcheidung ver- 
worfen worden. Bor dem Appellhof hat ber Generalprocurater 
in einigen treffenden Worten ben Hauptpunkt der Frage zuſammen⸗ 
efaßt. Die Aktien, fagte er, maren in ben Händen des Wech⸗ 
elagenten &; alfo Hatte ber Vertrag einen Gegenftand? Wenn 
biefes genügte, fo müßten alle Börfenfpiele ftraflos fein. Die 
Wechſelagenten überlafien gerne den Coulissiers die gänzlich fictiven 
Operationen. Wenn fie einem Clienten das Spiel erleichtern 
wollen, fo bietet ihnen ber Report ein bequemere® und fichere® 
Mittel, Sie verſchaffen fich wirklich die Effekten, auf welde das 
Spiel gehen fol, und welde für fie eine Garantie find. Erleiben 
diefe Effekten durch das Sinfen der Preife eine Entwerthung von 
510,15 %,, jo werben entſprechende Differenzen ihnen pünktlich 
gezahlt, und bewahren bem Pfanbe feine ganze Sicherheit. Kann 
oder will ber Spieler nicht mehr die Differenzen zahlen, fo werben 
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die Effekten zum Tageskurs verkauft, ohne Verluſt für ben Mech 
ſelagenten, welcher mit ben Differenzen bie Reports ober Zinfen 
feines Kapitals eingebracht, und überbied feine Courtage und 
Provifion bezogen hat. — 

Der Saffationshof ging bei feiner Verwerfung ber 
Caſſationsbeſchwerde von folgenden Erwägungen aus: 

In Erwägung, daß die Zeitgefchäfte über öffentliche Effekten, 
wenn fie ernft gemeint find, wenn fie nur wirklihe Lieferung und 
Bezahlung ber Papiere beziweden, erlaubt, durch bie Praris geheiligt 
und burd) das Geſetz beihüst find, mag ber Verkäufer bie Pa⸗ 
piere zur Zeit bes Vertragsichluffes befiten, ober auch erft zur 
Zeit ber Lieferung in beren Befiß kommen; daß diefer Schuß ſich 
jedoch nit auf Börfenoperationen erftreden kann, welche, trüge 
riſcherweiſe die Form von Zeitfäufen annehmend, in Wahrheit nur 
bas Spiel und gewagte Spekulationen verbeden; 

In Erwägung, baß art. 421 bes Code pénal für ein Ver⸗ 
gehen und ftrafbar erklärt die Wetten auf das Steigen und Fallen 
ber Öffentlichen Effekten; daß bie Beftimmung biefes Artikels all- 
gemein ift, und mit dem Wort Wette (pari) jebes Spiel bezüg⸗ 
lich ber öffentlichen Effekten umfaßt; daß fie ſich auf Käufer und 
Verkäufer ohne Unterfchied erfiredt; 

ägung, baß art. 422 die Tragweite ber vorſtehenden 
Beitimmungen nicht einfchränten foll,. indem er nur unter den 
Füllen, welche bie allgemeine Regel umfaßt, einen befonderen Yall 
beroorhebt, in welchem ber Charakter ber Wette und des Spiels 
füh auf unverwerfliche Weife darftellt, nämlih da, wo ber Ber 
Täufer von öffentlichen Effekten nicht zu erweilen vermag, bag er 
zur Zeit der Vertragsſchließung, oder auch nur zur Zeit ber Lie 
ferung im Beſitz ber Papiere geweien feiz 
Erwägung, baß bei jeder Verfolgung verbotener Voͤr⸗ 
fenfpiele e8 dem Richter obliegt, die Hanblungen unb Thatfachen 
zu würdigen, und unter ber äußeren Formel, welche man benfelben 
etwa aufgeprägt hat, bie wirklichen Vorgänge, welche ftattgefunben 
haben, heraußzuftellen; 


In Erwägung, baß buch das angefochtene Urtheil fell - 


geftellt ift, daß bie beſchuldigten Berrid und Lacaze, durch Ber 
mittelung des Wechſelagenten Delpech fih in ber Zeit vom 18. 
April bis 16. Juni als Zeitläufer, fpäter als Verkäufer einer be 
träcstlihen Menge von Werthen und öffentlihen Effelten aller 
Urt gerirt haben; daß am Schluß der Liquibation, und allein für 
biefe beiden Monate, die Ausführung ber ſowohl zu Toulouſe wie 
zu — ertheilten —— einen Saldo von 26,661 Fr. 25 ©. 
zu ihren Laften ergab; 

In ung, daß das angegriffene Urtheil gleichfalls feſt⸗ 
ſiellt, daß die Angeſchuldigten niemals bie Aktien abgenommen 
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haben, welche für fie gelauft worben waren, und daß fie dadurch, 
daß fie fi wiederholt rebortiren ließen, ſich bes Verkaufs “zur 
Liquidationszeit überhoben; baß fie anertennen, daß fie nicht bie 
Abſicht Hatten, fih in Befiß der Papiere zu ſetzen, vielmehr be 
zweckten, jeden Derfalltag die Coursbifferenzen zu bezahlen; baß 
alſo, nach ihrem eigenen Geſtändniß, ihr Zwed war, auf Differen⸗ 

zen zu ſpeculiren; daß, befragt über bie Fonds, mit welden fie 
ihre Verpflichtungen hätten erfüllen können, fie weit entfernt wa- 
ven, hinreichende Mittel anzugeben; daß fie in Wahrheit bem 
Wechſelagenten nur bie zur Dedung ber Differenzen beſtimmte 
Renteninikription übergeben hatten; daß der Gegenſtand ihrer 
Speculetion im VBerhältniß zu ihrem Vermögen ihre Operationen 
als Börfenfpiel barftellt; 

In Erwägung, daß aus dieſen Feititellungen ſich ergibt, 
daß ber Name Zeitgefhäft, welcher ben Operationen ber Ange 
ſchuldigten beigelegt wurde, nur ein trügerifher Schein war; daß 
man auf ber einen Seite nur einen Käufer ſieht, welcher Lieferung 
weder nehmen kann noch will, auf der anderen Seite einen Ver⸗ 
Läufer, welcher niemals liefern wird, weil ihm fein Preis gezahlt 
wird; daß ber einzige Zwed bie Zahlung ber Differenzen it; baß 
bie Speculation einzig auf die guten oder ſchlechten Chancen, wel- 
he fi) aus ben Coursſchwankungen ergeben, gebt; und daß dies 
bie Wette oder das Spiel iſt, weldhe Bas Geſetz ahndet; 

Erwägung, baf vergebens behauptet wird, daß mittelft 
bes Reports und an jedem Berfalltage der Handel effektiv wurbe; 
baß zwar bäufig in ben Börfenoperationen der Report ein wirk⸗ 
ſames gefebmäßiges Mittel ift, um ein Kapital oder Handelspa⸗ 
pier nüßlich zu verwenden; baß er aber auch ebenjo ei thätiges 
Werkzeug für verbotene Börjenfpiele werden kann; daß, indem ex 
dem Reportirten erlaubt, bie Realifation beftändig hinauszuſchieben, 
er offenbar ben kühnen Spekulanten begünftigt, und meiſtens als 
das erfte Anzeichen einer zweifelhaften Zahlungsfähigkeit ericheint ; 
baß auch der Reporteur, wenn er abnimmt, ſogleich bie Wirs 
fung ber Abnahme durch einen gleichzeitigen Wieberverfauf vers 
richtet, welcher ben Reportirten in ber früheren Lage beläßt; daß 
alfo der Report, nach den Feltftellungen bes angegriffenen Urtheils, 
ben Operationen ber Angejchuldigten eher den Charakter verbo- 
tener Spiele aufgeprägt, als benfelben verwiſcht bat; 

Erwägung, baß das Urtheil gleicherweile bie durch 
Berris und Lacaze angeführte Thatfache befeitigt hat, daß die Lie— 
rung realifirt worben, und demzufolge Beſitz der Papiere ftattge- 
funden Habe; daß in diefer Beziehung das Urtheil Iautet: „daß 
zu ermitteln ift, ob fie, gemäß der durch Art. 122 ihnen auferleg- 
ten Verpflichtung, ben Nachweis geführt haben, daß fie im Beſitz 
ber verlauften Papiere waren, daß offenbar biefe Bedingung im 
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Augenblid bes Vertragsſchluſſes in Betreff derjenigen Papiere nicht 
erfüllt worben, welche Gegenftanb ber Operationen vom 5. und 6. 
Juni waren, weil biefe Verkäufe in blanco (à de&couvert) waren; 
baß bie Mebergabe ber Papiere allerdings ftattgefunden hat, allein 
ungeachtet deſſen dem Willen bes Gefehes nicht Genüge gefchehen 
tft, da die Angeſchuldigten nicht dargethan haben, daß fie im Au- 
genblid der Lieferung die Dispofition über die Effekten im Sinne 
des Art. 422 des Code penal hatten; daß zur Zeit des Ankaufs 
ber Altien das Eigenthum ber angeblihen Käufer rein nominell 
war; baß der Wechfelagent, welcher dieſe Papiere empfing, fie 
ihnen niemal8 übergeben hat, daß fie barüber nicht bisponiren 
Tonnten, weil fie biefelben nur mit Zuftimmung bes Wechſelagen⸗ 
ten verkaufen und liefern Fonnten, welcher mehr als fie barüber 
verfügen burfte; daß fie fi nicht darauf berufen können, baß 
diefer Iehtere eine regelmäßige Operation gemacht hat ıc.; 

In Erwägung, daß in bdiefen Punften dem angegriffenen 
Urtheil völlig beizutreten ift; daß baraus, daß ber Wechfelagent ver: 
möge feiner Verantwortlichleit und feiner Amtspflicht verbunden ft, bie 
Effekten zu feiner Dispofition zu haben, feineswegs folgt, daß fein 
Beſitz fi denen mittheilt, welche, fich feines Namens und ſeiner 
Bermittelung bebienend, das Spiel getrieben haben; daß ber Wedh- 
felagent befigt, aber um feiner Sicherheit willen; baß er, gewöhn⸗ 
lich im Voraus durch Verpfändung von Papieren oder burd 
Uebermachung gefichert, auf diejenigen, für welche er banbelt, bie 
durch den Verkauf entftandenen Verluſte zurüdfallen läßt; baß 
btefe daher wirklich niemals die verkauften Bapiere befeflen haben; 
- daß fie nur den durch die Coursſchwankungen entftandbenen Ber: 
luft oder Gewinn an Differenzen tragen, bezüglich erlangen konn⸗ 
ten; daß fie daher, indem fie fi auf diefen Erfolg des bloßen 
Glückzufalls Rechnung machten, wirkliche Spieler find; baß ihre 
Operationen, welche nach dem bürgerlichen Geſetz unerlaubt und 
nichtig find, überdies als Vergehen nad) ben Art. 421. 422. bes 
Code pe6nal beftraft werben, fobald fie fi auf öffentliche Effekten 
beziehen; daß daher das angegriffene Urtheil diefe Artikel nicht 
verlegt, vielmehr von benfelben eine richtige und gefunde Anmen- 
bung gemacht hat. 
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L Unger. Die rechtliche Natur ber Inhaberpapiere; eine 
civiliſtiſche Unterſuchung. — Leipzig 1857. 8. 176 ©. 

I. Better. Die Gelbpapiere (in dem Jahrbuch des gemeinen 
deutſchen Rechts herausgegeben v. Bekker u. Muther. L 
©. 266 — 325). 

IL Kunge Die Lchre von den Inhaberpapieren ober Obli- 
gationen au porteur rechtögejchichtlich, dogmatiſch und mit 
Berhdfichtigung der deutſchen Partilularrechte dargeftellt. — 
Leipzig 1857. 8. 729 ©, — 


Fortſetzung bed Neferat3 im vorigen Heft S. 177 — 194. 


Die dritte ber bier zu befprechenben Schriften, bie von Runge, iſt 
unbedingt bie_kebeutenhfie unter-alleu .hreien. Das Buch leiſtet vollftänbig, 
was ber Titel verfpricht, es enthält wirklich erichöpfend bie Lehre von ben 
Inhaberpapieren rechtsgeſchichtlich, dogmatifh unb mit Berüdfichtigung der 
deutſchen Partikularrechte dargeftelt. K. handelt umfaflender als 2. von 
allen Arten ber 3. P., und geht zugleih, darin einläßliher als U., auf 
bie bebeufsuben „unter beufelhen obmaltenhen Vexſchiedenheiten ein; in ben 
Cinzelausführungen, an fich viel vollftändiger als fie im Plan ber U.ſchen 
Schrift gelegen waren, findet fich überall eine forgfältige Benukung ber 
Partikularrechte und der Präjubizien ; und in einer fehr vollfländigen Ge⸗ 
ſchichte des Inſtituts und der Doctrin über badfelbe bat 8. feinem Werke 
eine fehr werthvolle Beigabe einverleibt. Das Verdienſt, ein reiches, wohl: 
durcharbeitetes Material geliefert, mancherlei bisher Zerſtreutes unter zu⸗ 
fammenfaflende Gefihtspunfte gebracht, Vieled angeregt zu haben, muß 
8.3 Arbeit auch von denjenigen zugeflanden werben, welche feine Konftruf- 
tionen_unb Formeln für verfehlt halten und von_feiner fehr aufßergewöhn- 
lichen Darftellungsmweife, die übrigens fchon aus feinen früheren Schriften 
befannt if, ab n_ald angezogen fühlen, Können wir auch 


” 
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in ben Vorwurf 8.3 *) nicht einſtimmen, daß bie Juriſten unſeres Jahr⸗ 
hunderts die Theorie der J. P. in einer nicht zu rechtfertigenden Weiſe 
vernachläſſigt hätten, fo iſt doch richtig, daß er dieſelbe in einer bisher 
noch nicht erreichten Vollſtändigkeit vorträgt, was eine ausführlichere Mit⸗ 
theilung feiner Ausführungen rechtfertigen wird. Che wir uns zu die⸗ 
fem Referat wenden, ſchicken wir nur noch bie eine allgemeine Bemerfung 
voran, daß K. ziwar firenger als B. an bie Grunbbegriffe bes überlieferten, 
namentlich des römifchen Rechts fich anfchließt, fich ihnen aber doch nicht 
jo vollſtändig fügt, wie U, Er will durchaus im Geiſt und Sinn römifcher 
Rechtsbildungen Tonftruiten, welche als bie bis jet vollfommenften rechts⸗ 
wiſſenſchaftlichen Leiftungen anzuerkennen und barım von uns al ein 
Hauptimittel zur Erklenntniß allgemeiner Nechtäwahrheiten zu benüßen felen, 
ſucht baneben aber auch ben germanifchen und modernen Rechtsideen gerecht 
zu werben. Iſt fomit der Stanbpunft, welchen K. einninmt, nicht gerabe 
ein ihm eigentklimlicher, fo find dagegen bie Refultate, zu welchen er gelangt, 
zum bei weitem größten Theil ganz fein eigen (die Grundgedanken ber 
ufhen Schrift — abſtraktes Forberungsreht und Novation — hatte er 
zuerſt aufgeſtellt) unb bie Neuheit feiner Schöpfungen kann mır durch bie 
außerordentliche Mannigfaltigkett derſelben übertroffen werben. 

Außer einer Ginleitung, melde Motiv, Erſcheinung und bie ver: 
ſchiedenartigen Anwendungen ber J. P. im Verkehr, fowie ihre Bezeich- 
nungsweiſe beipricht **), zerfällt ba8 Werk in zwei Bücher, von welchen das 
erfte der Darftellung des Allgemeinen, das zmeite ber bed Beſonderen ge= 
widmet ift. Unter jener Rubrif wirb in brei Abſchnitten gehandelt von ber 
geihichtlihen Entwidelung bes J. P’E***), von feiner Dogmengefhichtet) 
unb endlich von feinem civiliſtiſchen Wefen tt). 

Aus ben gefchichtlichen Mittheilungen des Verf.’3 durch welche die 
Arbeiten Anberer, namentlih Dunter’sttt), in manchen Punkten ver 
volftänbigt werben, Heben wir bervor, baf Griechenland und Rom feine 
Anknupfungs punkte für unfere 3. P. darbieten. Die_athenifchen aruBole 
ermädjtigten zwar ben Snbaber zur Erhebung bes Nichterfoldes, waren in 
foweit eine Anmweifung a. 3. an ben Fiskus, aber fie find eine ganz ifofirte 
Erſcheinung publiziſtiſchen Urſprungs). Die römifchen _tesserae und 


*) Borr. ©. VI. ff. R 

“5, 1—88. 

“... S. 33—983. 
+) ©. 94—260. 

+) ©. 2651466. 

+) Zeitſchrift für deutſches Recht. V. S. 80 ff. 
1) ©. 86. 
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missilia — ob bie erfieren jeben Inhaber Iegitimirten, iſt übrigens, nach P, 
jeboch mit Unrecht, bezweifelt, — ebenjo bie Theaterbillets „find ohne eigent- 
lichen jmriftifchen Werth, fie gehören in bie große Klaſſe berienigen Ein⸗ 
richtungen, welche gewöhnliche Eriheinungen im täglichen Verkehr, unge: 
wöhnliche im Gebiete ernfler Rechtspflege find. Es finden ſich feine Spuren, 
bag an fie das Bewußtſein einer civiliſtiſchen Beſonderheit ſich geknüpft 


balte*).” Dagegen kommen im jübiichen Hanbelögebrauch ſchon ſehr früh⸗ 


zeitig J. P. vor, freilich aber ſo, daß ihre Spuren nur in langen Zwiſchen⸗ 
räumen und an weit auseinander gelegenen Orten getroffen werben. In 
bem babyloniſchen Talmud aus bem 4. Jahrh. n. Ch. wird nämlich ent: 
fehleden, daß auß einer Urkunde bed Inhalts: „Sch NN. babe von Dir 
(ohne Benennung bed Gläubigers), 100 darlehnsweiſe erhalten” ber Vorzeiger 
mit Erfolg Hagen könne. Der fpanifche Rabbin Afjcher im 14. Jahrhun⸗ 
bert kennt Schulbfcheine fchlechthin a. 3. und folche welche auf ben urſprüng⸗ 
lichen Gläubiger „und an jeben Probuzenten zahlbar“ lauteten. In der 
Mitte bed vorigen Jahrhunderts bebienten fich die polnischen Juden eines 
J. P. unter bem Namen Staar-Chov, eine Unterart des |. g. Mamıre, 
in welched weder ber Name bed Gläubiger noch eine specialis causa de- 
bendi aufgenommen war und aus welchem ber Inhaber Fiagberehligt war, 
felbft wenn ſchon einmal darauf bezahlt geweien wäre ohne Rüdgabe bes 
Papiers und Quittung auf bemfelben. Ein Urtheil bes Gtabigerichtes zu 
Königsberg aus dem Jahre 1754 hatte bie rechtliche Wirkſamkeit ſolcher 
Schuldſcheine amerfannt**). Die älteſten bis jetzt bekannt getvorbenen 
Schuldverſchreibungen a. J. aus dem Verlehr der chriſtlich emropätichen 
Völker gehören Flandern an, bie eine von ber Gräfin Margarethe v. Flau⸗ 
bern 1276, bie anbere durch einen (enter?) Kaufmann 1291 außgeftellt***), 
und von dba an werden nicht mehr unterbrochene Spuren von bem Gebrauch 
folder Urkunden in Stalin, Franfreih, Holland, Deutſchland (England 
mit feiner ifolirten Redisentwidelung wird nur in einem Anhang kurz be- 
rüdfichtigt) nachgewiefen. Sie fcheinen hauptfächlich, aber nicht ausſchließlich 
im _loufmännifhen. Verkehr benutzt worden zu fein, und namentlich in 
Qeutſchland. beziehen fich die meiften ber Älteren J. P. aus bem 14, und 
15. Jahrhundert auf anbere Berhältniffe; fie beurfunden bie Verbindlichkeit 
von Klöftern zu Erfüllung ber hei Stiftungen ihnen gemachten Auflagen, 
und noch mehrere beziehen fich —e Rentenfäufet). Lange geit hindurch 


) S. 40 42. 
ee) S. 48 64. 
.e.) S. 62. 

+) In dem chen audgegebenen neueften Heft der Jahrbücher von Ger: 
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wurbe in der Urkunde gewöhnlich der Name bed urfprünglichen Gläubigers 
genannt und nur daneben bie Inhaberklauſel einfach oder in ber Wenbung 
„an ben getreuen Inhaber” ober einer Ähnlichen hinzugefügt; ber häufi⸗ 
gere Gebrauch reiner 3. P., befien Anfang mit Sicherheit ſich nicht be 
fiimmen läßt, wird frübeflens in das 17. Jahrh. gefekt. Die Nachrichten 
über J. B. find übrigend größten Xheils ben Mittbeilungen juriflifcher 
Schrififteller zu verdanken, bie Gefebgebung hat ſich erft fpät des Gegen⸗ 
ſtandes bemächtigt. Hervorgehoben wird daraus das befannte Geldern'ſche 
Landrecht v. J. 1619 mit feinen ſehr liberalen Beſtimmuugen, während 
franzöſiſche Ordonanzen des 17. und 18. Zabrh ’8 ben Gebrauch bald un⸗ 
terfagten, balb zuließen *). Epoche machend für die Geſchichte ber J. P. 
in Deutfchland find bie finanziellen Berlegenbeiten und Operationen Kur⸗ 
fachfend feit dem Ende bes 17. Jahrh.'s8. Berſchiedene Mandate aus ber 
Mitte des vor. Jahrh. beſchäftigen fih mit ben a. J. lautenden Steuer- 
icheinen, (Anmweifungen an bie Steuerkaſſe) welche barin ala etwas ſchon 
feit längerer Zeit Vorhandene behandelt werben; befinitive Orduung 
brachte eine Deklaration von 1763, nad welcher auch ben Eteuerfcheinen 
zur Erhebung der Zinſen Zinsſcheine a. 3. beigegeben wurden. Das 
ſächſiſche Vorbilb wirkte bei ben naben nachbarlichen Beziehungen balb nach ' 
Preußen binüber, wo es in ben Pfanbbriefen zuerft des Kreditinſtituts des 
ſchlefiſchen landſchaftlichen Eyſtems, dann auch in andern Provinzen Nach: 
ahmung fand, und die Geſetzgebung ſchon ſeit dem J. 1785 bemüht war, 
bie juriſtiſche Seite des Verhältniſſes in liberaler Weiſe feſtzuſtellen. Die 
älteften öſterreich. Geſetze, welche der J. P. gebenken, find aus dem J. 1808, 
im ſũdweſtlichen Deutſchland ans das Inftitut erſt im Lauf unſeres Jahrh.8 
Eingang **). — 

Bei feinen dogmengeſchichtlichen Mittheilungen ſcheidet K. die Doc⸗ 
trinen ber Aelteren von denen ber Neueren. Unter jenen werben die An⸗ 
ſichten der franzöſiſchen, italieniſchen und holländiſchen Juriſten des 16. und 
17., und die der deutſchen aus dem 16. 17. und 18. Jahrh. mit Ueber⸗ 
gehung pur weniger, dem Verjſaſſer nicht zugänglich geweſener Schrijten, 


EEE 


ber und Ihering U. 2. ſucht Eigenbrobt (S. 107. fig.) aus: 
zuführen, baß die 3. P. ber Iekterı Art von ben im Handelsverkehr 
übliden prinzipiell zur fcheiben fein. Nur die letztern könnten als 
Keim unferer heut. J. P. betrachtet werben, bei ben erftern habe die 
J. Klaufel nur bie Webertragbarfeit anbeuten, der Notbivendigfeit 
bed Nachweifes über eine wirklich gefchehene Rechtsnachfolge aber 
nicht überheben Fönnen und follen. 
*») ©. 60—79. 
e) ©. 79%. 
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referiri, die aber insgeſammt einer höheren Bebeutung entbehren. Man hielt 
ängftli an dem liberlieferten romiſchen Recht feſt; bie Unterſuchung brebt 
Rh nur darum, ob unb unter welchen Boraudfegungen ber Inhaber ſei es 
als Mandatar, ſei es als Ceſſionar bed urfprümglien @läubigerd zu prä: 
furmiren fet. Dierfwürbig iſt, dag man in Deutfchland insbeſondere zu einer 
freieren Behandlung ber 3. P. im 17. Jahrh. weit mehr geneigt war a 
im en, wi en faſt alle iſtſteller, welche die Materie be: 








— — 5 — r 8. uf bie * fo —— wie N 
faftigen Theorien beutfcher Juriſten, welche alle ohne unmittelbaren Zus 
fammenbang mit fremblänbifcher Rechtswiſſenſchaft entwidelt wurben, und 
zwar werben bier zunächft bie Anfichten aller einzelner Rechtslehrer, meiften- 
theils unter wörtlicder Aufführung ber wichtigften Stellen in chronologiſ 
Meihenfolge referirt *) und dann indgefammt einer zufammenfafienden 
Kritik unterzogen **). So fehr wir gerabe diefen Theil der K’ichen Ar⸗ 
beit für befonbers gelungen erachten, unb fo gewiß bie von ihm gewählte” 
Darfiellungsweife einen ſichern unb unbefangenen Weberblid über baß 
vorhandene Material weſentlich erleichtert: jo koönnen wir doch das Bebauern 
nit unterbrüden, daß er flatt einer Kritik nicht Tieber eine eigentlich dog: on, 
mengeſchichtliche Darftellung gab. Der Grund mag in feinem peffimifti- 
fen Standpunkt gelegen fein, nad welchem er in ben bisherigen Leiftuns 
gen weſentlich ein Chaos und Durcheinander ber Prinzipien und prinzip⸗ 
loſer Theorien fieht ), was freilich nur zur Kritit, nicht zum Geſchicht⸗ 
ſchreibung Stoff und Beranlafiung geben kann. Die Einzelnbeiten ber 
Tritifchen Bemerkungen von K. zu referiren, würbe viel zu weit führen. 
Nur im Allgemeinen fei benterft ‚ ba er hrei Saupfrihkungen in ber Auf⸗ 
faflung der 3. P. unterſcheidet, eine publigififche, eine merfantiliftiche (die $ 
3. P. als Handelswaare betrachtend), und eine_civiliftifche. Die Einzel: 
kritiken knüpft er aber nicht an dieſe Gruppen an; vielmehr würdigt 
er, mehr von feinem eigenen dogmatiſchen Geſichtspunkt ausgehend, bie 
verfchiedenen Meinungen nach den drei Rüdfichten, auf welchen Grund bie‘ 
Befonberheiten ber 3. P. zurüdgeführt werden, ob auf Privatwillen ober \ 
auf einen modernen Rechtsſatz; ferner in welcher Weiſe ber Zuſammenhang 
zwiichen dem Papier und dem durch daſſelbe repräfentirten Vermögens: 
werth aufgefaßt; unb endlich auf welchen Gebanfen der eigenthümliche 
Transport des Rechts bei 3. P. zurüdgeführt wird. 
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Bu bem Referat über RB eigene Auffaſſung bes civiliftiichen Weſens 






ber 3. P. ung wendend, Y — zu bemerken, daß er ſ. g. volllom⸗ 
men alid Iau Di, und f. g. unvolſtommene, d. h. 
auf ' aber lautende 3. B. un⸗ 
terfcheibet *), = von bier Pr ber Kußern Form ber Urkunden beruhen⸗ 


ben Unterſcheidung abgeſehen, ferner noch eine andere Art von J. P. unter 

S. dem Namen „qualificirte Legitimationspapiere” oder auch „uneigentlicde 
8." ausjondert. Tiefe letztern werden zwar in bem Abfchnitt von den 
unvolllommenen 3. B. beſprochen, ihr -weientliches Kriterium Tiegt aber in 
bee Abſicht ber Partbeien, nicht fowohl im Intereſſe bed Nehmerd eine 
moglichſt freie Zirkulation, als vielmehr in bem des Gebers eine Erleich⸗ 
erung und Bereinfahung ber Zahlung herbeizuführen, und, fo wird es 
im Sinn bed Verf.'s für gleichgiltig zu erachten fein, ob biefe Legitima⸗ 
tionspapiere lediglich auf 3. geflellt oder f. g. Namenpapiere mit ber Inhaber⸗ 
Maufel find. Lie Mehrzahl ber von 8. für die Legitimationspapiere an⸗ 
geführten Beiſpiele find rein auf 3. geftellt, alſo nıcht unvolltommene J P. 
in dem fonft von ibm dieſem Worte beigelegten Sinne »e). — 


Dad 
gertle Den Isz poltsmmenen SB. 1 gan 2. durch bie folgen- 
brei Hauptiägg ebenfo vollftändig als richtig charafterifiven zu können: 
L Se 3% P. enthalten zwei verſchiedene Grundbeſtandtheile, ein 
Jaclihes und ein obligatorische Element. Das banbdfchriftliche Papier 
it eine (Förperlihe) Sache im juriſtiſchen Sinn biefes Wortes und 
als folhe allen an Sachen Pla greifenden Rechtöverhältnifien zugänge 
lich; bie Didglichkeit einer Tetention, Poſſeſſion, Erſihung, Dereliction, 
Berpfändung, Vindikation, Netention ift umbebenklich anzunehmen. Das 
Recht, heilen Lxäger daß Papier iſt, aus privatrechtlichen, nicht publigifte 
ſchen Beziehungen heroorgehenb und auf ein -praestare gerichtet, ift ein 
ee und daher binfichtlich feiner die Möglichfeit derſelben 
Rechtsmetamorphoſen gegeben, welche an jeder Obligation ſich vollziehen 
yllnnen. (Novation, Ceſſion, Solution u. |. w.) T). 
IL Der Gegenfab in den Glementen des 3. P.'s wirb zur höhern 
Einheit erhoben und ben Gab: „bad Papier iſt zum Eymbol ober 
Organ, b. b. zum unmittclharen Ausdrud und Vehikel ber Obligation 
geftempelt, biefe daher bie ideelle Subſtanz, welche jenem inkorporirt, bie 
Seele, welche ihm einverleibt ober eingeboren iſt +}).” Ber Sinn dieſer 
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Lifteratur. Afıbar- fasiern. 33) 
Formel ift ber, daß m ben 3. P. zwar Papier unb Obfigation zu einer «, 
lebendigen Einheit verſchmolzen feien, fo jeboch, daß weder in ſpiritnaliſti⸗ 
ſcher Einfeitigteit dad Papier in ber Obligation, noch in materialiftifcher, 
Uchertreibung diefe in jenem auf: und untergehe. Der Satz wird übri⸗ 
gens als ein nicht weiter zu erweiſendes Axiom hingeſtellt und nicht ein⸗« 
mal indirect durch ben Nachweis belegt, daß und warum jene ſ. g. Eins“ 
ſeitigkeiten wirkliche verwerfliche Einſeitigkeiten ſeien *), ſofern man nidhtee 
bie einzelnen jedenfalls nicht erſch dpfenden kritiſchen Bemerkungen des Verf.'s 
gegen bie Hauptvertreter jener ibm und einander entgegengefeßten An⸗ 
ſichten **) hierher beziehen will. Dur bie Formel: „Das Papier if 
„Symbol ber Obligation“ wird ber Grundſatz Über bie Art und Weiſe, 
wie bie im 3. P. enthaltenen vwerfchiedenartigen Elemente zu einem Ganzen 
verbunben werben, vom Fonftruftiven Etandpunft aus ausgeſprochen; bie 
innerlich gleichbebeutende Formel: „Das Papier tft Organ ber Osligation“ 
ift nur die phyſiologiſche Wendung deſſelben Grundſatzes. Das J P. in 
Bewegung gedacht, laſſen ſich in feinem Normalverlauf diet Hauptmomente 
unterſcheiden: Entſtehung, Verkehrsbewegung und Geltend⸗ 
machung, wornach das Papier als Organ ber Obligation brei civiliſti⸗ 
ſche Hauptfunctionen in deren Dienſt zu verrichten hat, die Genital⸗ Vital⸗ 
und Final: Function als Zeugungs⸗- Transport: und Realiſirungsmittel. 
Dazu fommt dann noch eine vierte progeffuafifche Junction, civiliftifch von 
umtergeorbneter Bebeutung ***). Die Formel, daß bad Papier OQxan ber 
Dklisation. fei, enthält demnach folgende Säge in fi: 

1) Sm feiner Genitalfunction ift bad Papier Entftefungsmittet 
der Obligation, nicht deren Entftehungsgrumnd, welcher vielmehr in bem 
Dispofitiowillen des Ausfertigerö gelegen if. Da bad Papier bag noth⸗ 
wenbige Entſtehungsorgan ber Obligation if, Tann, was nicht in jenem 
marfirt iſt, auch nicht zum Beſtand biefer gehören. Ausnahmen von biefer 
aus bem Weſen des J. P.'s hervorgehenden Megel find denkbar, für diefelben 
aber doch an dem Prinzip feſtzuhalten, daß ber Privatwille bes Ausſtellers 
foweit er nicht im Papier vermerkt if, durch einen notorifchen Gebrauch, 
durch allgemeine Geſetzesvorſchrift erfebt, reſp ergänzt fein muß. Unter 
jenem Gebrauch wird übrigens nicht wahres Gewohnheitsrecht, fonbern bie 
allgemeine Eitte, dasjenige verflanden, was in Berbältnifen ber fraglichen 
Art (von allen? von den meiften? fpeziell von dem Ausfertiger?) befolgt 
zu werben pflegt. Ob babei noch ber Gab beitehen bleiben Tünne, daß bab 
Papier Entſtehungsorgan ber Obligation fei, erregt dem Verfafler Feine 
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Bebenken. — Bei der Entſtehung ber J. P. mittelſt bed Papiers find 
übrigens zwei Stationen zu unterſcheiden, bie Ausfertigung von Seiten des 
Fünftigen Schuldners und bie Befitergreiiung des Papiers durch eine von 
ihm verfchiedene Perfon. Bei jener ift weientlih bie Aufnahme des In⸗ 
habervermerles in bie Urkunde, übrigend in beliebiger Wendung; eine 
folche in fich abgefchlofene Eriftenz ber Urkunde, daB fie ald Ausbrud 
einer in fich abgeichloffenen Obligation zu dienen vermag; unb Signatur 
durch den Außfertiger, die regelmäßig in ber Namensunterſchrift beftcht, 
aber auch durch andere allgemein verftänblidhe Zeichen gefihehen Tann. 
Das ausgefertigte, aber noch in ber Hand bes Ausſtellers befindliche Papier 
it werbendes % P. mit der bloßen Fähigkeit, ſolches zu fein; erft 
mit ber Beſihergreifung bed Papiers von Seiten eined andern vollendet 
fich die Geburt bes 3. P's, da zur Obligation außer dem Schulbner noch 
ein von ihm verichiebener Gläubiger gehört *). 
2) In feiner Bitalfunktion vermittelt das Papier ben Trans⸗ 
port ber Obligation in ber Art, daß burh ben Erwerb bes juriſtiſchen 
ı Befipes bed Papierd auch die Forderung erworben, ber Erwerber jene 
Gläubiger zu biefer wird **). Die Duplizität ber Elemente bes J. B.3 
darf nämli auch bei dem Transport berjelben nicht unberüdfichtigt bleiben, 
fo daß darin eine zweifache Metamorphoſe, eine fachliche und eine obligato- 
— ride anzunehmen if. Die letztere ift eine Novation, weil eine Der 
kehrsbewegung der Obligationen überhaupt nur ala Geflion oder Novation 
„denkbar ift — gegen bie Annahme der Möglichkeit einer Singularfucceffion 
in Obligationen fpricht fich ber Verf. in feinen kritiſchen Grörterungen . 
fehr weitläuftig aus **). — Eeflion kann bei der entfchiebenen, allgemein 
anerkannten Selbſtſtändigkeit des Inhabers bed Papier? nicht angenommen 
werden, alfo bleibt nur Novation übrig. Diele ift nit ein Rechts ge⸗ 
ſchäft, fondern Rechtseffekt, ein Rechtsvorgang; es iſt Sade bes 
pofitiven Rechts zu beſtimmen, welche Thatſachen mit dieſem Rechtseffelt 
auszuſtatten reſp. wirklich ausgeſtattet ſeien, und nad unſerm heutigen: 
Recht über J. P. iſt nah dem in ber Ausfertigung ausgeſprochenen Wil⸗ 
len bed Ausſtellers }) mit dem Beſitzerwerb bes Papiers jener Effelt ver⸗ 
bunden. Daß und aus welchen Gründen ein folder Hergang, bei welchem 
namentlih möglicher Weife ber Gläubiger ohne ober felbft gegen feinen 
Willen aus feiner Bläubigerfchaft verdrängt werben kann, eine Novation 
genannt, d. h. ala mit dem fonft unter diefem Namen bekannten Rechts⸗ 





*) ©. 285—291. 
“) S. 291815. 
""*) ©. 217. fig. 

}) Siehe unten. 





inſtitut ibentifch betrachtet werben Tonne, führt übrigens K. nicht weiter 
aus, eine Lüde, welche burch die Charakterifirung ber Novation als Rechts⸗ 
effekt doch wohl nicht ausgefüllt fein dürfte. 

Auf ben weiteren Sab, baß bie behauptete Novation an ben Er: 
werb des juriftifhen Beſitzes (nicht der bloßen Innehabung, nicht 
bes redlichen Befitzes, nicht bed Eigenthumes) ſich anfchließe, wird ein 
befonberer Nachdruck gelegt”), berfelbe aber gleichwohl nur in folgenden 
uns unverftänblich gebliebenen Worten begründet: „Da bie Struftur be 
Inhaberpapiers in ber organifchen Verfnüpfung ber actio ber Obligation 
mit ber ihr verwanbten possessio des, Papieres beftebt, fo iſt e8 ber Er: 
werb bed (juriftifhen) Befites bed Papiered, wodurch die Entftehung ber 
Eläubigerfchaft in bed Nehmers Perfon vermittelt wird **),” Diefe Worte 
hängen mit ber im Wefentlichen ſchon in der Älteren Schrift: „Die Obll⸗ 
"gation und Singularfucceffion” vorgetrggenen Anficht des Verf.’3 zufammen, 
bag an dem obligatorifhen Rechtsverhältniß drei Seiten zu unterfchelden 
feien, welde bie ciwiliftifche Komplerion der „species obligationis“ bilden, 
nämlich die actio, ber Normalausbrud bes Verhältnifies, die obligatio ober 
substantia bie rechtlihe Macht über die ſchuldneriſche Leiftung, und daß 
nomen ober die causa, bie praftifche Bedeutung, ber Vermögenswerth oder 
Vermogensſtoff ber Obligation. Aehnlich werben bei dem Eigenthum un: 
terfchieben bie possessio die natürliche Geftalt (ber Körper), bie proprietas 
ber civiliſtiſche Gehalt (die Seele) und bie causa ber Vermögenäftoff (bie 
Bfonomifche Urfache ober Valuta) bed dominium **). Bei Unterfuhung 
der Frage, in welder Art bie Obligation bem Papier einverleibt ſei P), 
finden wir bann bie Bemerlung: „Da, wie auf ber Hand Tiegt, bie actio 
biejenige Seite an ber obligatio ift, welche dem Papiere als finnficher 
Eriftenz am nächſten flieht und ihm gleihfam verwandt ift, fo können wir 
uns die Einverleibung ber Obligation ind Papier gar nicht anders, aber 
auch gar nicht prägzifer vorflellen, als fo: bie actio ber einverleibten obIi- 
gatio wirb ber possessio bed Papiers ein- und untergeorbnet, fo daß diefe , 
possessio bie Funktion ber actio übernimmt, biefelde vertritt, an ihrer | 
Stelle bie obligatoriſche Subſtanz ausdrüft ober barftellt und das nomen 
ober den Bermögenftoff trägt und befördert +}).” Das find bie Gründe, 
aus welchen der Satz gefolgert wird, ber jurifche Befib des J. P.'s entfcheibe 
über die Gläubigerichaft. Diefer Sat wird, wie ſich auß ben Detailaus: 
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führungen über bie Zahlung ergibt, in aller Strenge, fo fireng feſtgehalten, 
daß ſelbſt ber Dieb als wahrer Gläubiger anerfannt und gelehrt wird, 
durch die bemielden gegenüber erfolgte Einlöfung werbe ber Ausſtellet 
ſchkechthin, follte er auch mala fide banbeln, Tiberirt unb ber Ausſteller 
Tune, ſelbſt wenn er von ber Unreblichfeit des Präfentanten wiſſe und fie 
zu beweifen vermöge, daraus nicht eine Einrede gegen bie Zahlung ableiten ; 
ee möge durch Bahlungsweigerung einen Prozeß veranlafien, während 
befien ber Beſtohlene Zeit und Gelegenheit zur Geltendmachung feines 
Rechts finden werbe, ober aber ein ſtrafrechtliches ober polizeiliche Ginfchreiten 
veranlaflen *). Wie aber, wenn in folge beren ber Diebſtahl Tonfatirt 
wird, ber Befloblene fich aber nicht einſtellt? So fireng ber Grundſatz 
nach biefer Seite hin ausgebeutet wird, fo lax wird er in einer andern Ber 
ziehung ausgelegt. Wo ber Präfentant nicht felbft anführt, im fremden 
Namen zu betiniren, iſt er als juriftifcher Beſitzer zu präfumiren, weil 
detentio alieno nomine im Bergleih mit dem jwriftifhen Befih ein künſt⸗ 
Ude, anomales Berhältnig if. (7) Darf und muß, um liberirt zu wer⸗ 
ben, ber Ausſteller den Gegenbeweis gegen biefe Präfumtion führen, fofern 
er dazu im Stande ii? Diefe Frage wirb nicht berührt. Wenige Zeilen 
fpäter beißt es aber, wenn der Präfentant ohne Bezugnahme auf einen 
Tritten als eigentlichen Interefienten mit dem Papier auftritt, um es gd- 
tenb zu machen, fo handelt ed ſich gar nicht um eine Präfumtion” über 
eigentlichen oder uneigentlichen Beſitz, fondern durch bie Thatſache ber Gel⸗ 
tendmachung if bie Thatfache bed juriflifchen Beſitzes gegeben, weil in ber 
Geltendmachung und bez. Nüdgabe bes einzulöfenden Papierß eine Ber- 
fügung über ba8 Papier enthalten und ausgebrüdt if. Die obige Frage 
in damit freilich erledigt, ob auch alle andere Bedenken, möchten wir be 
zweifeln. Wenn der Präfentant ausbrüdiih in fremdem Namen auftritt, 
hat er ſich als Beauftragter bes von ihm Genannten zu legitimiren. Wirb 
kann diefer andere als juriftifcher Vefiger präfumirt ober ſchlechthin und 
ohne Dibglichkeit eined Gegenbeweiſes fo betrachtet? auch barüber vermifien 
wir eine Entſcheidung des Berf.’3). Schließlich muß bier noch hervor: 
gehoben werben, baf der biöherige Beſiher nicht fchon burd den Beſitzver⸗ 
luft, fondern erft dadurch aufhört, Gläubiger zu fein, baß ein anderer ben 
Befitz des Papiers erweiſt. Die firenge Conſequenz würbe zwar jenes ver 
langen, dadurch entſtände aber bie Inkonvenienz, daß die Obligation zeit» 
weife biß zum Eintritt eined neuen Befitzers ohne Gläubiger, alfo gerflört 
wäre, und dann würde bei folder Annahme die Mortififation als eine 
großartige, nur durch Äußerliche utilitatis ratio motiwirte Ausnahme von 
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bem Grnndweien erſcheinen. Dem wirb abgeholfen durch Anwenbung einer 
freieren Befigtheorie, nach welcher ber Befih bed bisherigen Befibers fo 
lange fortdauert, als er nicht berelinquirt"ober ald nicht ein anberer ben 
Beſitz ergreift, nach Analogie ber römifchen Grundſätze über ben Beflkver 
Inft eine fundus ober eined servus fugitivus*). 

Wir wenden ung zu ben Funktionen zurüd, welche das Papier al 
Organ ber Obligation zu erfüllen Bat. 

- 8) Sn feiner Finalfunktion vermittelt das Papier als Orgen 
ber Obligation beven_Zilgung ju—ber Art, bag durch Nüdgelangung des 
juriſtiſchen Beſitzes derſelben an den Ausfteller, durch Rüdgabe an ober 
einfeitige Befigergreifung durch ihn, bie Obligation aufhört und bie gleiche 
Wirfung haben Kaflation des Papiers ober ein Duittungs ober Entlafjungs: 
vermer? auf bemfelben. Die beiben letzten Alte, eben jo bie Rüdgabe an 
ben Ausfteller bewirken aber Tilgung ber Obligation nur bann, wenn fle | 
mit dem animus_tellendac_ohligationis begleitet waren. Wie es ſich aber \ 
bamit reime, baf ber gleiche Effekt and durch einfeitige Beſttzergreifung 
des Papierd durch ben Ausfteller herbeigeführt werbe, bleibt unbeantwortet. 
Serner, wie durch das Papier die Tilgung ber Forberung vermittelt wirb, 
fo Tann au umgefehrt nur gegen das Papier von bemjenigen, ber es 
präfentirt und aushändigt, Zahlung verlangt werden, während fpäter dieſes 
nur bahin beſchränkt wirb, daß es ſich regelmäkig fo verhalte, wobei ber 
Berf. nichts zur Beantwortung bed Dilemmas vorbringt: entweder iſt das Pa: 
pier wefentliche8 Organ für Geltenbmachung ber Obligation, dann fann 
biefe ohne jenes ſchlechthin nicht realifirt werden, es bleibt bei dem obigen 
‚nur;“ ober es iſt nicht weſentlich, bann wäre anzugeben geweſen, 
warum doch „regelmäßig“ bad Papier zur Nealifirung erforderlich if. Daß 
bie Forderung nur dann ohne das Papier geltend gemacht werden Fünne, 
nachbem dieſes durch Mortififation rechtlich zu exiſtiren aufgehört babe, 
begrenzt zwar mit genügenber Genauigfeit bie regelmäßigen und bie aufler: 
orbentlichen Fälle, in welchen das Papier notbiwendigeß Organ ber Realifi- 
rung iſt ober nit iſt. Aber es wirb dadurch nicht erflärt, warum bie 
Forderung nad Wegfall bes ihr bisher nothwendigen Organs überhaupt 
noch geltenb gemacht werben fann, und noch weniger wirb ber Anſpruch 
bed Berliererd auf Mortififation erflärt, welcher nach 8.8 fpäteren Aus⸗ 
führungen durch dem Beweis thatſächlicher Vernichtung des Papiers bebingt 
iſt »e). — Etatt diefer und unentbehrlich ſcheinenden Ausführungen fucht 
K. noch auf einem völlig anderen Weg bie Nothwendigkeit bed Zufammen- 
hangs ber Tilgung ber Obligation mit bem Papier und bie Art dieſes 
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Aufommenhangs darzuthun durch eine fehr eigenthümliche Auslegung und 
Anwenbung bes Satzes: prout quidque contractum est, ita et solvi debet. 
Nach firenger Rechtslogik Tönne nämlich bie Obligation nur eben fo aufs 
geläft werben, wie fie entflanden, und fo hält er es für wahrfcheinlich, daß 
nach “früheflem römifhem Recht z. ®. bie stipulatio nicht burch solatio, 
fondern nur durch asceptilatio habe aufgehoben werben Tonnen. Daß fei 
bei den Römern ſpäter im Berfehrsinterefie geänbert worden, unfere Juris 
prubenz fei aber bier einmal in ber Lage, nach freiem Eniſchluß zu wählen, 
ob fie bei unferer Scripturobligation, wie e8 bie Römer bei ihrer Verbal⸗ 
obligation gethan, ber Naturalpräftation die Wirkung ber Liberirung bei- 
legen, oder nach firenger Rechtslogik an bem contrarius actus fefthalten 
wolle. Die Zweckmaßigkeitsgründe, welche bei ber durch vergängliche Worte 
gezeugten Stipulation für das erfte fprachen, find bei unferer in bleibenden 
Zeichen firirten Scripturobligation dagegen, da man bem Papier nicht ans 
feben kann, ob auf daſſelbe bereits Zahlung geleiftet fei ober nicht, und fo 
bleibt e8 bei bem contrarius actus (MRüdgelangung bed Papiers in ben 
Befitz bed Ausftellers, Quittungsvermerk auf bem Papier, Kaffation befiel- 
ben). Die Vernichtung bed Papiers bewirkt aber Tilgung ber Forberung 
nur, wenn fie in Liberationdtenbenz erfolgte, denn nur dann ift fie ein 
Rechtögeichäft und alfo ein wahrer contrarius actus zur Ausſtellung, bie 
ebenfalls ein Rechtsgeſchaͤft iR *). 

4) Die prozeffualifche Funktion bes Papiers, als Beweismittel zu bie- 
nen, bietet keine bemerkenswerthen Eigenthümlichfeiten dar”). 

Die verfchiedenartigen Beftanbtheile, weldhe in bem J. B. zuſammen⸗ 
treffen und,beren Teiner nach dem erſten Grundſatz unterbrüdt ober außer 
Acht gelafien werben darf, ſind nad dem zweiten in feinen näheren Aus⸗ 
führungen oben mitgetheilten Sate in ber Art zu einem Ganzen verbun: 
ben, daß bad Papier Symbol ober Organ ber Obligation if. Es if 

III. Aufgabe des britten Grundſatzes, ben_Lehenägzunb aber Baufal- 
beſtand bes. P.’& nacyumeifen, b. 5. die wirkende Kraft zu zeigen, welche 
jene Erfcheinungen hervorruft K. fucht diefes Problem dadurch zu Idfen, 
daß er feitftellt: 1) ben dogmatiſchen Charakter bes Entſtehungsgrundſahes, 
b. h. des Ausftellungswillend, 2) ben bdogmatifchen Charakter der Obliga⸗ 
tion aus dem Papier; 8) bie Webereinftimmung des Dogma's mit ber fub- 
jettiven Willensrichtung bed Ausſtellers; 4) bie Uebereinſtimmung bed Dog: 
ma's mit bem pofitiven Rechte ber Gegenwart. 

ad. 1. Die Obligation_ in % B, entſteht nicht durch Vertrag, fon- 
bern burch einfeitiged Redtsgeihäft; fie it durch Ausfertigung des 
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Papiers gezeugt, ber Beſtherwerb bed Papierd durch einen Dritten, fei es 
durch Gehen von Seiten bed Ausſtellers, fei e8 durch einfeitige WBeftgergrei- 
fung, ift nur gleichfam als Bedingung erforderlich, um dem bereits ausge: 
fprochenen VBerpflihtungswillen Wirkſamkeit zu verfchaffen. „Buvor kann 
noch nicht von einem Rechtsverhältniß (zu unterfcheiben von dem allerbings 
bereitö vorhandenen Rechtögefchäft, dem Begrünbungsaft), einer Oblige- 
tion die Mebe fein, weil daB eine Subjelt fehlt; kreirt if zwar das Papier, 
aber die Wirkſamkeit noch ſuspendirt unb gerade wie bei bem Kaufſchluß 
über eine noch auszuſcheidende Waarenquantität; die Kreation ift mit ber 
Ausfertigung vollzogen, bad Rechtsgeſchäft konſtituirt, aber perfett wird 
+3 erſt mit dem Auftreten eine fremden Beſitzers als Gläubigers *). Zur 
BWirkſamkeit auch des einfeitigen Rechtsgeſchäftes wirb nämlich ber über: 
einfimmende Wille der mehreren Betheiligten vorausgefebt, das ihm Ei- 
genthümliche Liegt nur barin, daß bie rechtliche Eriftenz des Geſchäftes 
ſchon mit der einfeitigen Willensaͤußerung bes Disponenten begründet wird. 
Im Uebrigen Iäßt ſich hier ber Berfaffer in weit ausgeführten Hypotheſen 
über bie Hiftorifche ſucceſſive Entwidelung der verfchiebenen privatrechtlichen 
Berkehräformen aus, um zu dem Schluß zu gelangen, bie kühnſte und 
freiefte von allen fei ber einfeitige Rechtsakt, ber feine bindende Kraft aus 
bem einfeitigen Willen bed Disponenten ableite. Der Disponent erſcheint 
hier in bem Lichte einer autonomifchen Souverainität, „wie dieſelbe ben cis 
vihftifhen Rechtsbau bis in ſeine höchſten Wöälbungen ansfüllt, faft zu 
fprengen droht. Kaum fcheint hier ber civiliſtiſche Charalter noch gewahrt, 
bie Örenzlinie zwifchen lex privata und lex publica ift faft unmerflich 
fein" **). Das römische Recht bat, von fpärlicden andern Erfcheinungen ab⸗ 
gefehen, nur ber ultima ober suprema voluntas, bem gleichfam in feierlichfter 
Stunde des Lebens gefprochenen und beftätigten Willen biefe civiliftifche 
Weihe, dieſe felbfiherrliche, potenzirte Zeugungskraft bewilligt. Im germas 
nifchen Recht findet fich dagegen von vornherein eine größere Tragweite unb 
antonomifche Tendenz bed Einzelwillens als allgemeine Thatfache im Rechts⸗ 
bewußtfein und Leben, ein potenzirter Dispofitivwillen bes Privaten, ben 
man kurzweg Stiftungswillen nennen Tönnte Der Bortheil aber, 
welcher für die jurifiifche Behanblung ber %. P. daraus erwächſt, daß man 
bie Kreation berjelben als einfeitigen Rechtsakt auffaßt, Tiegt nad) N. darin, 
daß babei eine größere Verkehrselaſtizität als bei Annahme eines Vertrags 
erreicht wird. Mertrag cum incerta persona ift eigentlich eine-contradictio 
im adjeeto; bei dem einfeitigen Rechtsakt bagegen fußt bie Griftenz des Ge 
ſchafts auf bem alleinigen Willen bes Disponenten: welchem Subject als 
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Glaͤubiger bie Wirkſamkell des Geſchafts zugute kommt, kann fuspenbiet 
gedacht und ganz frei nach dem Verkehrsintereſſe regulirt werden. — Faßt 
man alle dieſe Aeußerungen Ks zuſammen, fo ſcheint feine Anficht die zu 
fein: durch Ausfertigung des Papiers entſteht eine Verbindlichkeit des Aus⸗ 
ſtellers, ohne daß einftweilen ein Recht unb ein Berechtigter vorhanden wäs 
ven; durch Mebergang bed Papiers in ben Beſitz eines andern, entfteht für 
biefen das Recht, er ift ber Berechtigte. Ueber biefes Mecht hinausgehend bes 
ſteht aber immer noch ber Verpflichtungswille des Ausſtellers, vermöge deſſen 
berfelbe, wie er durch bie erfte Befikergreifung bie Obligation als zu Gun⸗ 
Ren bes erſten Beſitzers neu entflanden anerfennen müßte, fo biefelbe durch 
jede fpätere Befikergreifung als zu Gunſten des neuen Befigers novirt gelten 
lafien muß *). So zeigt 8.8. Auffaffung in bdiefem Punkt eine große nicht 
bloß Außere, fonbern auch innere Verwandtſchaft mit ber oben mitgetheilten 
Anficht Bekker's, welcher zwar bad Papier.zum Subject des Rechts macht, 
aber auch zur Anerfennung einer foldyen Formel bereit ift, welche eine Ber- 
pflichtung des Ausſtellers ohne ein ihm alß berechtigt gegenüberſtehendes 
Subject ftatuirt, und barauf fheint ung im Weſentlichen auch bie K.’iche 
Theorie binauszulaufen; denn obgleich nach ihr ber jeweilige Beſther alß 
wirklicher Glaͤubiger gebacht wird, nimmt fie doch noch eine Über fein Hecht 
binaußreichenbe Berpflihtung bed Ausſtellers an. Merfwürbig ift aber, daß 
unter den brei neueften Bearbeitern unferer Lehre zwei, K. u. B., den äußer: 
fen Satz, ber Ausfteller fei, auch wenn ibm das Papier geftohlen worben, 
verpflichtet, prinzipiell vertheidigen, während ber britte, U, ihn wenigſtens 
unter gewiſſen Befchränfungen utilitatis causa für unvermeiblich hält. Bon 
pofitivstechtlichen Belegen, auf welde Übrigens nur K. fi einläßt, wirb 
nicht? weiter angeführt, als daß ein Würtemb. Gef. v. 16. Sept. 1852 be 
fimmt, die Stantsfafle, welcher ein a. J. lautender Staatsfchulbichein ab- 
Banben gefommen, müſſe benjelben bem Weberbringer bezahlen **). 

ad 2. Der Charakter ber Bapierobligation liegt darin, daß fie zu ben 
General: ober indiskreten oder Reutralobligationen gehört, bei welden eine 
causa debendi specialis nicht in bem Obligetionsorganiämuß aufgenommen 
iſt. Sie konnen nicht bloß aus einem Formalvertrag, fondern aud aus 
einem foleımen ober nicht folennen einfeitigen Rechtsakt hervorgehen, und 
in ber That erzeugt ber einfeitige Rechtsaft, durch melden bie 3. P. ent: 
ſtehen, ſolche Generalobligationen und zwar ſchlechthin fogar in benjenigen 
Fällen, in welchen eine causa debendi special's in ber Urkunde erwähnt 
wäre, wie ja auch bie Berlifrung des Valutaverhältniſſes ber Wechſelobliga⸗ 
tion ben Gharakter einer generellen nicht entzieht. @eftüßt wird biefer Gab 
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Übrigens nur baranf, ba in ber Marfirung bed Spezialmotives und ber 
Berechnung bed Papiers auf freien Umlauf ein gewiffer innerer Wiberfprud) 
liege *). Wenn ber Berfaffer etwas fpäter bemerkt **), ber Charakter ber 
PVarierobligation als einer Generalobligation jei wie ber ber Wechſel unb 
ähnlicher Hanbelöpapiere allgemein anerfannt, fo ſteht das in offenbarem 
Widerfprud mit feinen eigenen unmittelbar vorher gemachten bogmenge: 
ſchichtlichen Mittheilungen, in welchen er ſich felbftl, und zwar mit vollem 
Recht ald einen ber erfien bezeichnet, welche biefe Anficht mit Entichiebenheit 
geltend gemacht. 

ad 8 u. 4 Seine Auffafiung ber Entfiehungsart J. P. findet 8. 
in Uebereinſtimmung mit ber berfömmlichen Verkehrstendenz des Ausftellers 
und mit ber pofitiven Nechtsorbnung. In erjter Beziehung lehrt bie tägliche 
Erfahrung, daß ber Außfteller, in Webereinfiimmung mit ber aufgeftellten 
Theorie, überhaupt zu einer obligatorifgen Leiftung und zwar flrift und ge⸗ 
nerell verpflichtet fein, und dieſe Verpflichtung nicht auf Gläubigerſchaft eines 
befimmten Einzelnen beſchränkt fein laſſen, ſondern auf ben jeweiligen Be 
fiter bezogen haben will. Die Uebereinftiimmung ber Theorie mit den po: 
fitiven Rechtsordnung muß ſich aus der im fpeziellen Theil zu beſprechenden 
einzelnen Rechtsfätzen ergeben; im Allgemeinen neigt bie Rechtsentwiclung 
bahin, ben Verkehr mit einmal zugelaffenen J. P. zu erleichtern, eine auch 
bie aufgeftellten Theorie diefer Papiere burchziehende Richtung ***). 

Weit Mirzer als über die „volllommenen J. P.“ äußert fi 8. über 
bie Yan ihm _f: 9: zunvollfommenen“ bh. bieienigen‘, hei ielen hie Mr. 
funbe den Namen_be3_urfprüngli 
fel enthält, Welche Bedeutung auch biefe hiſtoriſch älteren Papiere vor ber 
Entwidelung des reinen 3. P's gehabt haben mögen, jet müflen fie eben 
fowohl von biefen wie von ben gewöhnlichen Schulburfunden unterfchieben 
werben, indem weber bie Benennung bed urfprünglichen Gläubigers noch 
bie Aufnahme ber J. 8. als überflüffig und nichtsſagend betrachtet werben 
barf. Durch ben erften Umſtand wird anders als bei den volllommenen 
% P. das Grunbverhältnig des Primitivgläubigerd als maßgebend in den 
Vordergrund gerückt, durch ben zweiten boch eine weit freiere Regoziabilität 
als bei gewöhnlichen Schuldurkunden veranlaßt. Im Einzelnen wird bann 
das civiliſtiſche Weſen ber unvolllommenen J. P. dahin beftimmt, daß bier 
vertragsweiſe eine materielle Spezialobligation entſteht, die an 
ich unabhängig if vor dem nur zum Beweis und zur Vereinfachung der 
Ceſſion beffimmten Papiere. Der Ausſteller will ben Präfentanten fo haf⸗ 
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ten wie dem Primitivgläuber, d. h. jener wirb als Ceſſionar dieſes be 
trachtet. Die Ceſſion wird lediglich durch die Thatſache des Beſitzwechſels 
mit oder ohne Willen des bisherigen Beſttzers vermittelt, fo jeboch daß ber 
Beſitzwechſel die Ceffion noch nicht perfizirt; biefe bleibt vielmehr biß zur 
BPräfentation fuspenbirt, fo daß ber Teßte präfentirenbe Befiter ald unmittel⸗ 
barer Rechtsnachfolger des Primitingläubigers erfcheint und bie etwaigen 
Zwiſchenrãume nicht in Betracht fommen. Bis gu ber bie Ceſſion vollen- 
benden Präfentation gilt der Primitivgläubiger formell als alleiniger For⸗ 
berungäberechtigter. Da er aber durch bie Annahme bed mit ber J. AL 
verfehenen Papiers ber Befugniß fich begeben hat, ohne Papier die Obliga- 
tion geltend zu machen, fo entbehrt er dei Verfügungsrechtes über bie Ob⸗ 
Hgation, durch feinen Befigverluft wird demnach bie Sache in bie Lage ge: 
bracht, wie bei ber Vertragsceflion durch Denunziation an ben Gchulbner. 
Die eigentbümliche Kraft der unvollkommenen J. P. beruht auf dem fchö- 
pferiſchen Bertragswillen der PBartheien, der hier eine ähnliche Tragweite für 
dritte Nichtspasziszenten hat, wie ber einfeitige Kreationzwille bei reinen 
B.*). i 

In dem Kapitel von ben unvollfommenen J. P. befpriht 8. auch 
noch bie von ihm f. g. Legitimationspapiere, deren Begriffsbeſtimmung be 
reits oben mitgetheilt ift, bie aber eben darnach eine befondere Klaſſe für fidh 
bilden, da fie ber Form nach chen fo gut als reine wie als unvollfommene 
J. P. auftreten önnen. Der Inhaber erlangt bier durchaus Fein ſelbſtſtändiges 
Hageweife geltend zu machenbes Hecht, er gilt nur als solutionis causa ad- 
jectus, fo baß der Außfteller bie Zahlung an ihn nicht leiſten muß, aber 
leiſten darf und dadurch liberirt wird. Das entfcheibende Kriterium für 
biefe Art von J. P. Tiegt lediglich in der Abficht ber Parthelen, bie Zab: 
Iung im Interefſe des Schuldners zu vereinfachen, nicht ben Nehmer durch 
Begebbarkeit feines Forderungsrechtes zu begünftigen. Im Zweifel über bie 
Abſicht ber Partheien wäre vom fireng juriſtiſchen Stanbpunft ein bloßeß 
Legitimationspapier anzunehmen , weil deſſen Eigenthümlichkeit weniger von 
ber gewöhnlichen Bebentung bee Urkunden abweicht, als bie ber eigentlichen 
J. B., doch neigt bie Verkehrstendenz mehr zu ben letztern. Als Beifpiele 
ber erſtern werben angeführt gewiſſe Poftempfangicheine, bie Briefmarken, 
Polizen a. J.; ferner bie ausdrüdlich in biefem Sinne abgefaßten Girozentel 
ber beutfchen Erebit: Anftalt in Leipzig nach bem Regulativ vom 15. Zuli 
1857, je na Umfländen und nad den Statuten der betrefienden Anftalten 
Pfandſcheine ber Leihhäufer und Sparkaſſenbücher. Die Lotterieloofe waren 
uriprüngli wohl als bloße Legitimationspapiere gemeint, h. 3. T. gelten fie 
als eigentliche 3. P. Paſſagier⸗, Eintritis⸗ unb Speifefarten ſchwanlen 
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zwiſchen beiben Gebieten *) Die Maufel „an ben getrewen Inhaber“ 
endlich berührt nah K. nicht das Verhältniß zwiſchen Ausſteller und In⸗ 
haber, fondern fol nur anbeuten, daß das Papier dem bösgläubigen Be⸗ 
figer gegenüber vinbifabel fei **). 

Nachdem K. das ciwiliftifche Weſen ber verichiebenen Arten von‘. B. 
feftgeftellt, befpricht er in ben zwei letzten Kapiteln des allgemeinen Theiles 
bie Ubgrenzung ber J. P. gegen Bapiergelb unb Orbrepapiere, unb bie 
Stellung ber erfiern im Syſtem. Nach einem fehr forgfältigen Referat ber 
verſchiebenen Anſichten über das Verhältnis von 3. P. und P. G., wirb 
bad Weſen bed Geldes überhaupt, alfo auch bed P. G.'s barein geſetzt, daß 
es Sade und nur Sache fei unb ben Werth aller anbern Vermogens⸗ 
ftüde vertrete. Diefe Eigenichaft, als allgemeines Wertbzeichen pofitio aner⸗ 
fannt zu fein, kann aber mit rechtlicher Wirkfamfeit einer Sache nur durch 
einen Staats akt beigelegt werden, und umgelehrt eine Sache, welcher fol: 
der Geſtalt jene Eigenichaft beigelegt ift, muß, wo es fidh nur um Forberung 
eined Werthes überhaupt handelt, von jebem von Rechtäwegen al Zahlung 
angenommen werben. Zum rechtlichen Weſen des Geldes gehört Zwangskurs 
in biefem, nicht in dem abfoluten Sinne, daß eine beftimmte Sache fchlecht: 
Bin nad) einem’ihr beigelegten Nennwerth angenommen werden muß ***). 

Während P. &. und 3. P. troß mancher &ußerlicher Aehnlichkeiten 
nach ihrer juriſtiſchen Urt fcharf getrennt find, fliehen die O. B., Wechſel 
und andere, ben J. P. fehr viel näher. Auch die O. P. find Scripturoblis 
gationen, welche buch einfeitigen Rechtsakt entfliehen, unb bei welden 
dad Papier Entſtehungs-, Transport: und Realifirungsmittel 
gerade fo wie bei J. P. ift. Der Unterſchied von diefen liegt nur darin, daß 
1) bei D. B. ber Novationgeffeft, welcher bei J. P. einfach an bie Beſitz⸗ 
nahme des Papiers ſich anfchließt, überdieß noch durch den neuen Scriptur: 
alt bed AInboffamentes bebingt wird, unb baß 2) bei dem Transport ber 
D. P. (aller?) zu dem Novationdeffelt noch ber Korrealitätseffeft hinzutritt, 
indem ber Indoſſant die Mithaftung für bie Einlöfung bes Papiers über: 
nimmt +). Bei Gelegenheit ber O. P. wirb auch bed Blanko⸗Indoſſamen⸗ 
tes gedacht und an ihn auf's Reue bie Fruchtbarkeit bed Verf.'s in Auf⸗ 
ſtellurg neuer Begriffe und Anſchauungen bewährt. Das blankogirirte O. P. 
ift nicht bloß darin von bem reinen J. P. verfchieben, daß es durch volles 
Indoſſament wieber zum DO. P. werben ann unb daß durch bafielbe ber 
Befiger nur dann zur Forderung berechtigt wirb, wenn die vorbergehenben 
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Indoſſamente in gehorigem Anfammenbang ſtehen; ſondern bie Blaulo⸗ 
Girirung bringt an ſich prinzipiell andere Wirkungen als bie Stellung a. J. 
hervor. Das Blanko⸗-Indoſſament ift ein unvollenbete# , fußpenbirtes, ba 
erft durch die Ausfüllung zur Perfektion gebracht wird. Der Inhaber if 
nur in ber Lage, er Hat nur faktifch und rechtlich die Macht, Ad durch 
Schriftakt zum Forderungsberechtigten an Stelle bes letzten Indoſſanten zu 
maden; bis dahin ifl aber biefer formell Bläubiger ber Papterobligation, 
freilich, weil er bad Papier abgegeben, ohne bie Macht und Möglichkeit, 
über die Obfigation zu verfügen. Diefe und nur biefe bat der Inhaber, 
ohne wirklicher Gläubiger zu fein, fo baß, wenn das Papier ohne Aus⸗ 
fülung bes Giros burch mehrere Inhaber wanbert, alle diefe orbremäßig gar 
nicht in Betracht Fommen; feiner ber Inhaber war wie bei bem üchten J. P. 
wirfliher Glaͤubiger. Geftügt wird diefe ber Shering’ihen Auffaffung 
ber J. P. verwandte Anficht außer auf bie biftorifhe Entwidelung bei 
Blankoindoffamentes , dad urfprünglic zu Umgehung des Verbots einer 
mehr ald einmaligen Girirung benugt worben, weſentlich darauf, daß das 
Smboffament weientlih ein Scripturakt ſei und alfo nur, fofern und inſo⸗ 
weit er auf dem Papier vollzogen fei, auf das rechtliche Schidfal ber Obli- 
getion aus bem Papier Einfluß äußern Fünne. Unmittelbare Berechtigung 
einer Perfon, beren Ramen nicht zu einem Beftanbtbeile bed Papier ge: 
macht ift, widerſpricht dem Weſen des Indoſſaments und DO. P.'s als fehrifts 
mäßiger Eriftienzen. Auch in ber Vorfchrift ber deutſchen W. DO. Art. 96: 
„Wenn auf ein Blankos Indoſſament ein weiteres Anboffament folgt, fo 
wird angenommen, daß ber Außfteller bes Ichteren ben Wechſel durch das 
Blanko⸗Indoſſament erworben bat,“ findet der Verf. eine Beftätigung feiner 
Anfiht. Webrigens wird bie gleiche Bebeutung wie ber Ausfüllung des 
Blanko⸗Giro's auch der Weiterinboffirung durch ben Inhaber beigelegt, in- 
dem er ala nächſtbenannter Indoſſant auf dem Papier zugleich ald vorher: 
gehender Indoſſatar, d. h. das vorhergehende Blanko⸗Giro nun als auf ihn 
gerichtet gilt. Endlich ſteht auch bie deſtnitive Geltendmachung durch ben 
dermaligen Inhaber der Indoſſamentsausfüllung gleich. Als Conſequenz 
ber aufgeſtellten Anſicht wird angegeben, daß finguläre Rechtsvorſchriften 
über J. P, und dazu rechnet K. auch bie Vindikationsbeſchränkungen, nicht 
ohne Weiteres auf blankogirirte D. PB. angewendet werben bürfen *). Zu 
Sofern wei K. ſaämmtlichen Scripturobligationen zufammen eine befondere 
Stelung an, ald ben ſymboliſtiſchen Obligationsbilbungen, denen allen ges 
meinfam ift, daß bei ihnen eine Scsiptur, eine Sache in eine civiliftifch- 
organifhe Verbindung mit ber Obligation gebracht if; bie Zirkulation: 
fäbigfeit ift nicht das allein Entſcheidende. Die ganze Lehre von den Scrip: 
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turobligationen gliedert ſich dann in die drei Abſchnitte: vom Rekta⸗, vom 
J. und vom DO. Papier *). 

Die Darftellung des Beſondern über bie ; Mt in eine Bes 
fprehung ber einzelnen Unterarten berfelben unb eine Erörterung ber bei 
ihnen vorlommenben einzelnen Verkehrsbeziehungen. Ta bie Obligation aus 
bem 3. P. immer eine abſtralte ift, kann von einer Eintheilung ber 3. B. 
nadh_(nicht vorhandenen) cansae debendi speciales Teine Rebe fein, man. 
Tann vielmehr nur nach ber Verichiebenheit der geſchuldeten Leifinng unter: 
fheiben, und von biefem Geſichtspunkt befpriht K. bie einzelnen vorkom⸗ 
menden J. P. unter ben brei Rubriken „Geldpapiere“ „Papiere auf Leiſtun⸗ 
gen anberer (Tonfreier) Art” und „Aktien.“ Unter ber Gelbpapieren werben 
einfache und aleatorifche unterichieben, und unter jenen namentlich bie ver- 
ſchiedenen Arten von Bartialobligationen und die Banknoten, unter biefen 
Bobmereibriefe und Lotterieloofe hervorgehoben. In ber zweiten Klaffe er: 
feinen bie Konoffemente, die Paflagierfarten und ähnliche J. P., in ber 
dritten werben neben ben Altien ber eigentlichen Aftiengejellichaften auch bie 
KRommanbiten:Aftien, Promeffenfcheine u. f. w. berührt. Ohne Zweifel bat 
2. durch feine Einzelaußführungen fehr viel mehr geleiftet al U., um ben 
Charakter der Bapierobligationen als abftrakter barzulegen; gleichwohl ver: „., 
mifjen wir auch bei ihm bie Erklärung, woher es denn kommt, daß auch, 
‚bei jolhen 3. P., welche auf eine Leiftung völlig gleicher Art 5.8. Zahlunges, 
einer beſtimmten Geldfumme, gerichtet find, dennoch die Verpflichtung beda,, 
Ausfteller® nad ihrer juriftifchen Art eine weſentlich verfchiedenartige feine, 
Tann. Daß bie Yolge ber ausdrücklich fehgefegten unb wegen Notorietät 
bes Uinternehmungsplaned ſtillſchweigend anzunehmenden Bedingungen bei 
Gefchäftes fei, wie mehrfach angebeutet wird, wird ſchwerlich als genügende 
Erflärung gelten können *). Im Ginzelnen heben wir bier nur bie Be 
merfungen des Berf.’3 über Banknoten und Aktien hervor. Hinfichtlich ber 
erſtern wirb bie befannte ‚Streitfrage, ob fie Papiergeld ſeien, verneinenb 
beantwortet, weil fie nicht reine Sachen feien, fonbern eine Zahlungäwer- 
bindlichkeit bed Ausſtellers enthielten, und des Zwangskurſes in bem oben 
angegebenen Sinne biefed Wortes entbehrien. Webrigend haben. Banknoten 
pofitivrechtlich mehrere Eigenthümlichkeiten an fi, durch welche fie von am: 
bern 3. P fich unterfcheiden und dem Papiergeld fi nähern; es Yflegt 
nämlich bei ihnen bie Mortififation ausgefchloffen zu fein; Banknotenſälſchung 
wird meiſtens gleich ber Falſchmünzerei beftraft, und bie Bank barf gegen 
Noten, die zur Einlöfung präfentirt werben, ber Kempenfationdeinrebe fi 
nicht bedienen?**). — Um ber Altie a. J. ben Charalter einer einjeitigen 
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Generalobligation zu retten, ſcheidet ber Verf. zunaͤchſt bie Verbindlichkeit 
zur Einzahlung be Aktienbetrags ganz aus, denn bis zur Volleinzahlung 
bauert das Proviforium (? Verfiherungsgefellichaften!) und bie eigentliche 
Idee bed Altienvereind fintet nur im Definitivum ihren Ausbrud. Dieſe 
Idee befteht darin, baf ber Aftierwerein als juriſtiſche Perfon aufgefaft 
wird, bie aber freilich nur.einen formalen und civiliftifchen, nicht organi⸗ 
gen Beſiand bat, d. h. die juriftifhe Perfon ift nicht Selbſtzwec, (und ben- 
noch Perfon?) fondern Tebiglih Mittel zu einem andern, nämlich zu dem 
Zweck, bie VBermögendfphäre bed Vereins von berjenigen ber einzelnen A: 
tionäre abzuföfen und zugleich die Vereinsvertretung nach Außen zu vers 
einfachen. Die Bereinöperfon bat Teine felbfiffänbige Bebeutung in fich, 
fie if Iediglih zum Zweck bed Vereins konſtituirt und ihr Bermögen 
geht demgemäß thatfächlih (zufällig? ober mit rechtlicher Nothwendigkeit 7) 
in der Summe ber Anfprüde ber Aktionäre auf. Die Altie brikdt 
fombolifh bie Stellung des Aktionär zu der ins Mittel geftellten 
Bereinsperfon aus. Jener iſt nämli: 1. Släubiger ber Vereinsperſon 
und bat als folder einen in ben flatutenmäßigen Perioden realiſte⸗ 
baren Anſpruch auf Vertheilung der Dividende und ben durch die Vereins: 
liquidation bedingten Anſpruch auf Auszahlung bed ihn treffenden Quoten⸗ 
theils vom Bentralfonb ber Vereinsperſon natürlich deducto aere alieno, 
(woher dieſes „natürlih” wenn er in ber That wirklicher GOlaubiger ift wie 
ein extraneus?) 2. Der Aktionär ift zugleich als Mitglied der Generalver- 
fammlung Organ ber juriſtiſchen Vereinsperſon. Diefe Beimiſchung bes 
Repräfentativelementes Tönnte allenfalls aber ben Charakter ber Aftie als 
Dbligationspapier zweifelhaft machen. „Do wird biefer Zweifel damit 
befeitigt, daß das obligatorifche Element doch immer feine felbfifländige Be: 
beutung behalte, daß in ben Generalverfammlungen nie fänmtliche Aktien 
als vertreten erfordert würben und daß nicht jede Aktie unter aller Um: 
fländen eine Stimme gebe, während bei bem obligatoriſchen Verhältniß ber 
Divibenbenvertheilung immer alle Aktien berüdfichtigt werben müßten *). 
Die Erörterungen über bie einzelnen Verkehrsbeziehungen der J. P. 
behandeln, in brei Kapiteln bie Obligation, bie Vorausfeßungen ihrer 
Entſtehung, ihre Mobalitäten, ihre Aufhebung, dann bad Papier, unb 
bie mit dem Umlauf beöfelben verbundenen Fragen, unb endlich die Mor: 
tifilation, wobei zu gleicher Zeit das Verhältnig des Ausftellers zum 
Berlierer unb zum jekigen Inhaber unb das ber letztern zu einander 
zu berüdfictigen if. — Ans bem Kapitel über bie Obligation Be 
ben wir binfiätlih ber Ausftellung hervor, bag zu ihr, ſoſern I. P 
maſſenweiſe, nicht bloß vereinzelt ausgegeben werben follen, Autorifation 
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Sffentliger Behörden verlangt wirb, .zwar nicht in bem Sinn, als Lüge jene 
außerhalb der Grenzen bed Privatwillens und feße einen Etaatsaft voraus, 
aber body fo, daß ber Privatwille zur mafſenweiſen Emiſſion von 3. P. 
Öffentlicher Autorifation bebarf. Sie wirb bei Gelbpapieren durch bie obern 
Stantäbehörden, zur Auſsgabe von Cinlafkarten durch die Gemeinbebehörben, 
unb zwar von felbft durch bie Genehmigung der betreffenden Unftalt er- 
theilt*). Wird ein J. P. mit Bezug auf ein bereits beſtehendes Schulb- 
verhältnig gegeben, fo liegt darin nicht Novation, fonbern datio in solutum, 
indem das Papier wegen ber ihm einverleibten Forberung als Sache von 
Werth behandelt wirb**). Iſt das ber generellen Papierobligation zu Grunde 
Fiegenbe Spezielmotiv mit einem Mangel behaftet, fo Tann daraus ber Aus⸗ 
fteller dem erften, 'nicht aber auch fpäteren Nehmern gegenüber Einreben 
ableiten ***). Wurde bad 3. BP. eingelöft, aber nicht Faffirt und kommt 
dann wieber in ben juriftifchen Beſitz eines Fremden, jo Bat es feine alte 
Kraft, dba der von Anfang an eigentlich wirkfame einfeitige Kreationsakt 
nicht aufgehoben und ber fefunbäre Umſtand, welcher die Wirkſamkeit bes 
Papiers bebingt, Beſitz desſelben durch einen britten, wieber erfüllt ift}). 
Dem J. P. kann feine freie Zirkulationsfähigkeit durch Feſtmachung, 
Außerkursſetzung entzogen werben; doch wird es dadurch nicht eine gemeine 
Schuldurkunde, fondern ein NRektapapier; fortan ift nur ber in ber Feſt⸗ 
madung Genannte, nicht jeder Beſitzer als folcher, ber Gläubiger; im 
Nebrigen bleibt bie Obligation, was fie war, eine Scripturobligation mit 
beren Eigentbümlichkeiten. Die Feſtmachung muß auf dem Papier ſelbſt in 
einer nicht zu überfebenden Weiſe, Tann übrigens in beliebigen, genügend 
beutliden Ausbrüden gefchehen. Berechtigt bazu iſt jeber Inhaber als folder, 
während freilich die meiſten Partikularrechte, deren Borfchriften hier wie bei 
allen andern inzelfragen 'von ben Berf. forgfältig mitgetheilt . werben, 
Miwirkung bed Ausſtellets oder einer öffentlichen Behörde verlangen. Die 
Feſtmachung kann durch Wiederinkursſeßzung bejeitigt werben, welche bem 
Bapier feinen alten Charakter zurüdgibt. Sie muß fchriftfic auf dem Pa⸗ 
pier vermerkt werben; bloßes Durchſtreichen ber Feſtmachung genügt nit. 
Die Berechtigung bes Urhebers ber Feſimachung zur Wiederinfursfegung 
obne Mitwirfung des Ausſiellers ober Öffentlicher Behörben Hält ber Verf. 
wenigftend für zweifelhaft und für praftifch bebenflih, wie ihr benn auch 
die Partikulartechte entgegen findb+}). Die Renovation eines unbrauchbar 
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: gewordenen J. B. iR nur Translokation ber Obllgetion yon einem Papier 
auf ein anderes, nicht Novation der Obligation. Das neue Papier wirb 
vermöge einer Fiction mit dem alten ibentiflzirt und kann deßhalb, fefem 
-biefed bei dem Antragfteller der Renovation einer Binbilation unterworfen 
war, ebenfall® vinbizirt werben. Der Ausfteller if Übrigens, jedoch nur 
auf Koften bes Impetranten, zur Renovation verpflichtet). 

Die Befprehung ber Accefiionen ber Forderung leitet 8. mit ber Be⸗ 
merkung ein, daß biefe Leicht als ber wunbe Fleck feiner Novationstheorie 
betrachtet werben Lönnten, glaubt aber alle Schwierigleiten heben zu Tünnen. 
"Was zunächſt die Pfandficherheit anbelangt, fo ift bie Beſtellung bes Ban: 
des wie bie ber Forberung auf den einfeitigen Kreationsaft bed Ausſtellers 
zurüdzuführen. Diefer Uft febt, um wirkſam zu werben, Veftbergreifung 
bes Papiers durch einen Dritten voraus, biefe wirkt dann, wie eine erfüllte 
Bedingung rüdwärts, jo bag ber Hypothek, fo Tange das Papier in ber 
Hand be eriten Nehmers fi) befindet, das Datum ber Kreation bei Papiers 
zufommt. Durch Beſitzwechſel geht die Forderung und alſo auch bie Hy: 
pothek des biöherigen Beſitzers unter, ber neue Befiker erwirbt aber kraft des 
fortbauernd wirkenden einfeitigen Kreationsaktes dasſelbe nomen unb eme 
Hypothek an demſelben Pfanbobjeft; nur bat die Ietere nicht den Rang 
ber Hypothek des früheren Befigerd. Ein Nachrücken in deſſen Stellung 
‚wäre unter bem Gefihtspunft einer Singulerfucceffion in ein Bfandrecht zu 
bringen; doch ift biefe Idee noch nicht ausgebildet, ba biäher für die beſon⸗ 
bern Fälle autorifirter Emiffionen von J. P. mit Reulficherheit mei jera 
singularia fehlgefeßt wurben, wie namentlich die Pfandbriefe der ritterfchait: 
lichen Krebitvereine durchaus unter fingulären Rechtsvorſchriften ſtehen *"). 
Bei diefer Gelegenheit äußert fi ber Verf. auch über die in neuerer Zeit 
fo vielfach befprochenen Anleben von Grundherren, welche ein Kapital von 
einen Ginzelnen gegen gewöhnliche Schuldverſchreibung und Pfandbeftellung 
aufnehmen und jenen zur Ausftellung von Partialobligationen ermädtigen. 
K. betrachtet bie Partialeninhaber als Ceſſionare bed Bankiers, unb zwar in 
ber Art, daß burch ben Befißerwerb ber Befiker von ſelbſt Ceſſionar wird, 
unb ber bisherige Beſitzer eben dadurch, und zwar mit rückwirkender Kraft 
aufhört; Geflionar zu fein. Der legte Inhaber gilt alfo als ‚unmittelbarer 

Rechtsnachfolger des Emittenten ***). — Die nothivendig auf dem Papier feibft 
zu vermerkenbe ſ. g. Bürgfchaft ift analog dem Aval nit wahre Bürgſchaft, 
fondern felbftftändige Formalobligation, welche uno spiritu mit ber Haupt: 
obligation durch Befitwechfel Novation erleidet; nur burch Identität bei 
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nomen hängt fie mit jener zufammen‘). Das Fortlaufen ber Zinfen troß 
ber durch jeden Beſitzwechſel bewirkten Novation erklärt fi baraus, daß bie 
ſ. 9. Zinfenobligation durch Aufnahme in bie Scripturobligation ihren Cha: 
rakter ald wahre Zinfenobligation, ihre civilijtifche Abhängigkeit _von ber 
Sauptobligation verliert; einmal feripturmäßig Tonzipirt, ift ihr Beſtand 
aus fich felbft zu beurtheilen, ber Zinfenlauf unabhängig von dem Beftanb 
ber Sauptobligation. Am prägnanteften tritt bieß hervor, wenn, wie jeßt 
allgemein üblich, zur Erhebung der Zinfen auf 3. lautende, f. g. Zinfen: 
koupons auögeftellt werben, bie obgleich mit Litern und Nummer auf bie 
Sauptobligation verweifend, doch als felbfiftändige 3. P. zu betrachten fund, 
fo daß die nad Einlöfung des Hauptpapierd verfallenen, nicht mit dieſem 
aurüdgegebenen Goupond eingeföft werden müſſen, wo Gefeß ober Feft- 
ſtellung bei ber Emiffion nichts anderes beftimmten. — Die Talond zu 
Grhebung neuer Coupons find als f. g. Legitimationspapiere zu betrach⸗ 
ten*®). 

Aus 8.3 Ausführungen über die Geltendmachung der Obfigation 
heben wir bier, nachdem ſchon früher ber Zufammenbang ber Tilgung ber: 
ſelben mit dem Papier und Pflicht unb Recht bes Ausftellerd zur Zahlung 
on den Befiter bargeftellt find ***) noch hervor, daß dem Schuldner ber Ge⸗ 
brauch aller perfönlich gegen ben Präjentanten begründeten Einreben, na= 
mentlih auch ber Kompenfationseinrebe (ausgenommen bei Banknoten) 
geflattet 7) dagegen das Anaſtaſiſche Geſetz für unanwenbbar erffärt 
wirbt}). Die Anwendung der römiſchen Klagenverjährung auf 3. P. hält 
8. für bedenklich, weil bei ihnen bie Obligation burch Erhebung bes Bapierß 
zu ihrem Organ eine weſentlich andere Geftalt als bie einfachen römifchen 
Obligationen angenommen babe, mithin nicht ohne Weitered alle fogar 
rein poſitivrechtlichen von letztern geltenden Rechtsſätze auf bie erſteren an⸗ 
gewendet werben Könnten, unb wegen bes praktiſchen Bedenlens, daß mit 
jedem Beſitzwechſel eine neue Obligation entjtehe, welcher bie etwa gegen bie 
Forderung des früheren Beſitzers begründete Verjährungseinrede nicht ent- 
gegen zu halten ſei. Poſitive Rechtsvorſchriften find darnach kaum entbehr⸗ 
lich. Die ziemlich divergirenden Beſtimmungen ber Partikularrechte faßt K. 
in dem Sinne auf, daß fie nicht ſowohl bie eigentliche Klagenverjährung 
jur Anwenbung brächten, als vielmehr ben civiliftifch allein richtigen Satz 
aufftellten, das Recht aus dem J. P. folle nad) Ablauf gewiſſer Friſten 
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ſchlechthin ipso jure erlofchen fein, ohne NRüdficht barauf, ob fpeziell gegen 
ben bermaligen Befiper eine Verjährung eingetreten ober nicht”). 

In dem zweiten ben rechtlichen Beziehungen bed Papierd gewibmeten 
Kapitel nimmt bie erfte Stelle und ben weiteften Raum bie Erörterung ber 
Bindifatlon der 3. P. ein. Bon feinem Ausgangspunfte aus, daß ba 
Papier, obgleih Organ ber Obligation, doch in berfelben nicht aufgebe, fondern 
rechtlich eine ſelbſtſtändige Criftenz behaupte, gelangt K, zu bem Refultat, 

itt echtes, mithin auch ädhe 
ist Ninbifation ber actio Publiciana ein une ben Sormurf ablehnend, 
bag er bamit in Wiberfpruch gerathe mit feiner Anſicht, ber juriftifhe Bes 
fiter als folcher fei Gläubiger. Diefer Cab wird feftgebalten, aber ba Recht 
auf den Beſitz dem Eigenthümer beigelegt, fo baß ber Befiter, der wicht 
Eigenthümer ift, zwar Gläubiger ift, aber jeben Augenblid in ber Gefahr 
ſchwebt, diefer Eigenfchaft beraubt zu werben. Daß darnach bie Abhängig. 
keit der Gläubigerſchaft von dem Befib als ſolchem gleihfam unb in erſter 
Snftanz gilt und nur bie Situalion des zahlenden Ausftellerd vereinfacht, 
baß aber ſchließlich das Forderungsrecht doch von bem Eigenthum an bem 
Papier abhängt, verfennt K. nicht, glaubt aber dennoch, daß gegen bie von 
ibm verfuchte Konftruftion die Einwürfe nicht begründet feien, welche er 
felbft gegen bie birefte Verbindung des Forberungsrechte mit ben Eigen⸗ 
tbum erhebt, daß nämlich dadurch das rechtliche Schickſal ber Hauptſache, 
ber Forderung, von bem bed dienenden Mittels, bed Papiers, abhängig ge: 
macht werbe. Webrigens hebt er hervor, wie bie Anwendung ber Vindila⸗ 
tion auf 3. P. zu viel weiter gehenden Mefultaten als bei fait allen andern 
Mobilien führt, da die fonft jenem Nechtömittel entgegenfichenden thatſäch⸗ 
ihen und juriftifchen Echranken — Conſumtion der Sache, Nichtkenntlich⸗ 
feit berfelben, ES pezififation — bier alle wegfallen, während bie Leichtigfeit 
bes Verfehrd und der Umftand, daß vicle 3. P. zu bauernben Kapitalan⸗ 
lagen benußt zu werben pflegen, gerade umgekehrt eine erhöhte Sicherheit 
bed Beſihers gegen Vindikation erheifchen. Dieß erflärt die Xendenz ber 
neueren Rechtöentwidelung, bie Vintikation der J. P. zu befehränten, was 
in ber That in allen auf dieſe Materie fich beziehenden Partikularrechten, 
freilich im verfchiedener Weife, geichehen ift, wozu auch, felbft unabhängig 
von folchen Geſetzen, der neueſte Gerichtögebraud vorherrſchend, nicht eine 
fimmig, binneigt, was aber doch nicht ala ein feſt ausgeprägtes, gemeines 
Gewohnheitsrecht anerkannt werben kann. Au = 
hältniffes folgt aber eine Beſchränkung der Vindikation nicht, fie ift Tebig- 


lich pofitivrechtlich *"). Aus den Vorberfägen, aus welchen K. bie Zuläffig- 
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Fett ber Bindifation ber J. P. ableitet, ergibt fich felbfiverfländfich auch bie 
Moglichkeit ihrer Erfibung und Verpfändung. Durch letztere entficht Pfand⸗ 
recht an bem Papier, nicht an ber Forderung, gleichwohl kann ber Pfand: 
glöubiger nach feiner Wahl dad Papier veräußern ober ſelbſt realifiren, 
Ießteres nad) Analogie bed pignus nominis, und weil bie Realifirung ſelbſt 
als ein Verkauf an ben Gmittenten aufgefaßt werben Tann Dem Ausfteller 
gegenüber ift ber Pfandgläubiger Forberungsberechtigter, fofern er ben fit» 
riftifhen Beſiz an dem Papier erwirbt”). — Bei Darlehen in J. 8. 


unterſcheidet K. hinfichtlich der Reftitutiongart 8 Fälle; haben die Hingege _ 


benen Papiere einen börfenmäßigen Kurs, fo wird ber Kurswerth bet 
bingegebenen Papiere am Tage ber Hingabe, entgegengefebten Falle ihr 
Rominalwertb als Darlehnsbetrag betrachtet und ber Borger bat in beiden 
Fallen bie Wahl, ob er biefen Betrag in Gelb ober in Papieren berfelben 
Gattung, im erften Falle nach ihrem jetzigen Kurs: im zweiten nad ihrem 
Nominalwerth reftituiren wil. Iſt Rüdzablung in Papieren gleicher Sat: 
tung ausbrüdlich bebungen, fo hat der Borger einfach fo viele Papiere ber: 
jelben Gattung, ald er empfangen, zurüdzugeben**). — Die Wirkungen bes 
Derfaufs eined 3. P.'s werben wie alle, die Verkehrfituationen des Papiers 
betreffenden Fragen, nad ben Regeln bed Sachenrecht? beurtheilt. Der 
Käufer will nur ein Werthpapier, der Werth des Papiers befteht aber nur 
barin, daß ihm ein nomen einverleibt worben, beflen Gläubigerſchaft an 
ben Befig gefnüpft if. Hängt an dem Papier Tein nomen, z. B. weil ed 
unächt, mortifizirt ac. ift, fo leiftet ber Verkäufer eine fubftantiell andere 
Sache ald bie vom Käufer gewollte, für welchen deßhalb wegen feines we: 
fentfihen Irrthums und ohne Rüdficht baranf, ob ber Verfäufer in culpa 
war ober nicht, der Kauf nicht bindend ift. Der Verkäufer haftet alfo aller: 
bing3 für veritas nominis, nur ift «8 unrichtig, dieß auf die Grundſätze 
über bie venditio nominis zurüdzuführen. Droht durch beantragtes Morlifie 
Tationdverfahren dem Papiere die Gefahr der Entfräftung, fo hat ber Käufer, 
weil dadurch das Papier bis zum Austrag ber Sache dem ordentlichen 
Kurs entzogen wirb, wegen dieſes wejentlichen vitium bie Abifitifchen Klagen. 
Dagegen haftet der Verkäufer nie für Bonität der Forberung***). Endlich 
wirb das fachliche Element in ben 3. P. au in ber Beziehung vorange: 
fiellt, daß in Fällen, in welchen die räumliche Lage des 3. P. rechtlich von 
Bebeutung werde, bazfelbe ſchlechthin ala an feinem wirklichen Aufbewah⸗ 
rungdort gelegen zu betrachten fei, follte biefer au von dem Wohnort 
des Gläubiger fowohl wie des Schuldners verſchieden fein. Wenn alfo 
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3. B. von ben inländiſchen (d. h. im Inland befindlichen) Beſtand⸗ 
theilen eines Nachlaſſes eine Erbſchaftsabgabe zu entrichten iſt, trifft dieſe 
nicht die bei einem ausländiſchen Bankier deponirten J. P*). 

Die Mortifilation, von welcher das letzte Kapitel handelt, Hält K. für 
prinzipiell zuläffig, d. 5. für nicht anomal gegenüber der rechtlichen Natur 
der J. P, da der Zuſammenhang zwiſchen Papier und Obligation nicht un⸗ 
löglich ſei und für dem bisherigen Beſitzer bie Forderung nicht ſchon durch 
den Verluſt des Papieres, ſondern erſt durch den Beſitzerwerb eines Andern 
verloren gehe. Andererſeits liegen aber doch in dem Weſen der J. P. keine 
nöthigenden Gründe, die Mortifikation als geltendes Recht anzuerkennen, 
nud eine gemeinrechtliche Gewohnheit für dieſelbe läßt ſich eben fo wenig 
beweiſen; die Partikularrechte gehen in ihren betreffenden Vorſchriften weit 
außeinander. Die Frage de lege ferenda anlangend, hält ber Verf. bie 
Mortifitation, und zwar mit kurzen Friften bei ben wenig zur Zirkulation 
beftimmten Papieren z. B. Lotterieloofen für unbedenklich, dagegen fei fie bei 
unverzindlichen Geldpapieren, namentlih Banknoten ganz auszuſchließen⸗ 
hinſichtlich werzindlicher oder dividendentragender Belbpapiere aber nur mit 
großer Vorſicht zuzulaſſen *”). 

So vollſtändig biefe Einzelausfübrungen K.'s find, fo ſcheint er uns 
body ein ganz melentliches Verſprechen, das er gegeben, nicht erfüllt zu ha: 
ben, nämlid) ben Nachweis, bag bie einzelnen anerkannten pofitiven Rechts⸗ 
füge über J. P. in Einflang ftehen mit feinen allgemeinen Orunbfähen, fo daß 
biefe in jenen ihre Betätigung fänden. Für ben Sag, daß der Ausſteller 
auch ein vor der Emiffion ihm geftohleneß Papier einTöfen müſſe, eine 
nothwendige Conſequenz des einfeitigen Kreationgaftes, wird, wie ſchon oben 
bemerft, nur ein einzige® Partikulargeſetz angeführt, in welchem überbiek 
bie Meiften weit geneigt fein möchten, nur eine Berüdfihtigung von Zwedc⸗ 
mäßigfeitägründen, als ben Ausſpruch eine nothwendigen Rechtäfape zu 
erfennen; die gemeine Meinung ift, wie B., obgleich Anhänger derſelben 
Anficht, zugibt, gegen biefes Extrem. Das Dogma von ver Generalobliga- 
tion findet in feinem Gefeß und in feinem Gewohnheitsrecht birefte ober 
inbirefte Beſtätigung. Die Zurücführung des Umlauf ber 3. P. auf Ro: 
vation führt zu Folgefägen, die, wie 3. B. bie Lehren bes Verf.’3 über 
Zinfenfoupond, wenigſtens nicht feft und entfchieden anerfannt find, ober 
bie, wie 3. B. die Behauptungen Über bie Verjährung, bazu nötbigen, bem 
wirklich geltenden Recht eine Bebeutung unterzufchleben, an welche beifen 
Schöpfer nicht gedacht haben, ganz abgefehen von ber Frage, ob eine Nova⸗ 
tion ber Art, wie 8. fie annimmt, ala mit unferm pofitiven Recht verein: 
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bar beiradgtet werben Tönne. Daß dem jnriſtiſchen Beſcher, ſelbſt wenn: 
feine mala Ades eriweißlich wäre, bie Zahlung mit privatrechtlicdden Dritteln 
nicht beftritten werben Fönne, ift ein nichts weniger als allgemein anerlanns 
tier Sat; baf nur ber juriſtiſche Beſitzer, nicht der Inhaber, fie zu fordern 
berechtigt fei, durchaus nicht ausgemadt. Die Bindifation von 3. B., eine 
notwendige Gonfequenz des K.'ſchen Syſtems, if befanntlidh Außerfi bes 
Rritten, unb 8. ſelbſt gibt zu, baß ihre unbebingte Zulaffung zu bem In⸗ 
ſtitut nicht paſſe. Die Theorie des Verf.'s wird alfo durch ſich felber ſtehen 
mũſſen; ihre pofitiven Stützen find ſchwach und ungenügend. Zu beur⸗ 
theilen, ob ſie jenes vermöge, ob ſie der ſchwankenden Rechtsbildung über 
J. P. Richtung und Halt zu geben im Stande ſei, würde über bie Greu⸗ 
zen hinausgehen, bie wir und geſetzt haben. 5 3. Solly. 


V. Aurze Anzeigen. 


8) Dr. ©.M. Kletke. Sammlung yon Präjubizten x, 
Zweite Kortfegung. XXVI u. 288 ©. 8 Erlangen 
1858. - 

Mit biefer zweiten Yortfegung, weldhe bie Nummern 1123 — 1608 
umfaßt, Hat zunächſt die S. 199 dieſer Zeitfhrift angezeigte Sammlung 
ihr Ende erreicht. Beabſichtigt ber Herausgeber, wie er in ber Vorrebe mit« 
theilt, weitere Fortſetzungen für bie folgenben Jahre, fo ift eine Beherzigung 
ber in Betreff ber erften Hefte au&gefprochenen Bedenken ernſtlich zu wün⸗ 
hen, da fie in vollem Maaße auch auf das vorliegende Anwendung finden. 
Ein gewiffes Maaß von Rechtskenntniß und Umſicht ift auch bei ſolchen 
Arbeiten unentbehrlich, an fchlechter Fabrikarbeit aber leiden wir feinen 
Mangel. 


9) Die Jurisprudenz des Ober: Appellationdge- 
richts der vier freien Städte Deutſchlands in 
Wechſelſachen 1821 —1857. Nebft Anhang aus ber Ju: 
risprudenz des Handels- und Obergericht? zu Hamburg in 
Wechjelfachen. November 1855—1857. XXXII. u. 448 ©. 8. 
Frankfurt a/M. 1858. J. D. Sauerländer. 

Auf ein „Verzeihniß ber Rechtsſätze“ folgen 6 Erfenntniffe des O. A. ®. 
zu Lilbeck in Lübecker Rechtsſachen, 39 in Frankfurter, 12 in Bremtichen, 
31 in Hamburgifchen Rechtsſachen, innerhalb biefer vier Gategorien in dhro: 
nologiſcher Ordnung mit ben wichtigften Enticheibungsgründen. Ein großer 
Theil derſelben ift natlixlich bereitd aus anderen Sammlungen und Mit 
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theilungen befannt. Nicht mitgetheilt find 85, angeblich bebeutungälsie 
Urtheile deſſelben Gerichtshofes in Wechſelſachen. Die im Anhang folgenden 
18 Urtbeile Hamburgiſcher Gerichtähöfe find aus ber dortigen Gerichtszei⸗ 


tung entnommen. 


10) W. Endemann. Der Entwurf eines beutichen Handels⸗ 
geſetzbuchs in feinen brei erften Büchern. Mittheilungen und 
Bemerkungen. 169 ©. 8. Erlangen 1858. 

Daß die vorliegende Kritif etwas Wefentliches zur Vervollkommnung 
ober auch nur zum Verflänbnig des Entwurfs eined beutfchen Handelsge⸗ 
fegbuch® beitragen Tönne, muß aus mehreren Gründen bezweifelt werben. 
Arbeiten biefer Art, wenn fie practifhen Werth haben follen, dürfen nicht 
ben Zon bed Lehrbuchs anfchlagen und bie Entwidlung allgemeiner Wahr: 
beiten um ihrer felbft willen nicht in den Vorbergrund flellen. Die Be: 
rathungen über bie neue deutſche Ganbelögefebgebung find fo weit vorges 
rüdt, daß die Kritik fih mehr auf bie einzelnen Beſtimmungen ber Ent- 
würfe richten folfte, ſollte babei auch eine gewiſſe Abrundung in der Form 
verloren gehen. Die vorliegende Schrift macht aber auch den Einbrud‘, als 
ob ber Verfaſſer bei vollfonımener juriftiicher Schärfe doch auf dem Gebiete 
bes Handelsrechts nicht recht heimifch wäre Daraus erflärt fih wohl zu⸗ 
nächſt ber Umftand, daß er in feiner Polemif gegen einzelne Beflimmungen 
ber Entwürfe faft nur die in ben Nürnberger Protocollen niebergelegten 
Anfichten wiebergiebt. Andererfeit3 aber entwidelt ber Berfaffer über ein: 
zelne Materien, wie über Hanbelägerichte, Handelsbücher, Actiengefellichaften, 
Mäkler folche Anfichten, welche beweifen, daß ihm vieles neu if. Er con« 
Rruirt nicht felten Nechtsfäge, welche theoretiſch ganz ſcharf gedacht find, 
welche aber nur anf Zuflände paffen, wie fie fein follten und nidyt wie fie 
thatfächlih im Handelßverfehr find. Auch der andere Zweck be Berfajlers 
dem Publicum ausführliche Mittheilungen über den Anhalt bes Entwurfs 
zu machen, fcheint uns nicht erreicht. Der Lejer erhält kein Flares Bilb über 
ben Stand ber Gefchgebungsarbeiten; Hat doch ber Verfafler nicht einmal 
angegeben, auf welchen der verſchiedenen Entwürfe ſich feine Bemerfungen 
beziehen, erft aus der Darſtellung ergiebt ſich, daß er bie Reſultate ber erſten 
Nürnberger Lefung vor Augen hatte. A. Anſchũtz. 


11) Earl Güterbock, Gerichtsaſſeſſsr. Die engliſchen 
Aktiengeſellſchaftsgeſetze von 1856 u. 1857. Vollſtän⸗ 
dig in Deutſcher Ueberſetzung. Mit erläuternden Bemerkungen 
begleitet. VIII. u. 96 ©. 8. Berlin 1858. Julius Springer. 

Eine überaus willfommene Erſcheinung für Neben, welcher an ber 

Entwidelung des Engliſchen Handelſrechts regen Antbeil nimmt, und beffen 
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Bebentung für unfere eigene Rechtsbildung zu würbigen weiß. Der we⸗ 
fentlige Inhalt ber Alte von 1856 war bereit mehrfach mitgetheilt, nes 
mentlich in bem vielfach beiehrenden Merle von C. Shwebemeyer daß 
Aktien, Geſellſchafts⸗ Bank: unb Verſicherungsweſen in England, Berlin 
1857; bagegen bie wichtige Grgänzungsafte vom 13. Juli 1857 (20 et 
21 Viel. cap. 14 in 88 Sectionen) noch gar nicht. Von beiben erhalten 
wir eine vollfländige Weberfehung, beögleichen von dem Normalverwaltungs⸗ 
regulativ, welches als Beilage zur Hauptafte erſchienen ifl. Die. gefchichte 
liche Sfigze Über die Englifche Aktiengefebgebung (S. UI— Vi), und bie 
erläuternben Roten, welche durchgehends dem Text beigefügt find, erleichtern 
ebenio fehr dem Lefer bie Zurechtfindung in dieſem vielfach frembartigen 
Gebiet, wie fie die genaue Vertrautheit bed Verfafferd mit dem Englifchen 
Recht darlegen. 


12) Georg Schirges, Alktuar der Rheinichiffahrts - Gentral- 
Commiſſion. Der Rheinftrom. Ein Beitrag zur Kennt 
niß der Gefchichte, Handelöftatiftif und Gefebgebung bes Rheins, 
nebft ber Rheinſchiffahrtsakte vom 31. März 1831 fammt allen 
ihren Eupplementarartifeln. IV. u. 352 ©. nebft 1 Flaggen: 
tafel. 8. Mainz 1857. Victor v. Zabern. 


Der erſte Theil (S. 3 — 152) enthält zunächſt eine „Allgemeine 
Weberfiht," welche bie Eutwickelung von Hanbel und Induſtrie feit den 
Tagen bed klaſſiſchen Alterthums, und bie politische Geſchichte des Rheins 
ſtizzirt (S. 8—12). Hierauf folgen zwei Abſchnitte: 

1) Gefchichtliches (S. 13 — 86). Derſelbe gewährt uns zwar Feine 
volftändige Weberficht über die Geſetzgebung, welche biß zur Rheinſchiffahrts⸗ 
afte bie Rheinfchiffahrt vegelte, aber belehrende Mittheilungen über die fraufe 
Berwortenheit, welche monopoliftifche Beſtrebungen und zünftige Abgeſchloſ⸗ 
fenheit aller Beibeiligten über ben Rheinhandel gebracht Hatten. Trägheit 
und Unzuverläffigfeit des geſchützten Schifferftandes entfprach deſſen ſchlechter 
und unficherer Bezahlung burch den Handelsſtand. Nachdem vorübergehend 
bie Franzöſiſche Belegung und bie Durchführung bes Prohibitivſyſtems. am 
welches fi der organifirte Schmuggelbanbel anfchloß, ber Rheinſchiffahrt bie 
empfindlichſten Wunden geihlagen hatten, begann mit bem Jahre 1815 die 
riefenhafte Steigerung bes Verkehrs. Als bebingenbe und zugleich bebingte 
Momente treten hervor: der Wegfall ber alten Stapel», Krahn⸗ und Zunft: 
beihränfungen, Einführung ber Dampfidiffahrt, größere Schnelligkeit der 
Fahrten, verbefierte Lage der Schiffer, Minderung ber Frachtſähe. 

©. 15— 52 werben Auszüge au bisher gar nicht, oder zerſtreut 
gebrudten Mainzifhen Bererbnungen ber beiben lebten Jahrhunderte mitge- 
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theilungen befanni. Nicht mritgeibeilt find 85, angeblich bebeutungälefe 
Urtheile beffelben Gerichtshofes in Wechſelſachen. Die im Anhang folgenden 
18 Urtbeile Hamburgiſcher Gerichtshöfe find aus ber dortigen Gerichtbze⸗ 
tung entnommen. 


10) W. Endemann. Der Entwurf eines beutjchen Handels⸗ 
geſetzbuchs in feinen brei erften Büchern. Mittheilungen und 
Bemerkungen. 169 ©. 8. Erlangen 1858. 


Daß die vorliegende Kritik etwas MWefentliches zur Bervollfommnung 
ober auch nur zum Verftändnig des Entwurfs eined deutſchen Handelsge⸗ 
ſetzbuchs beitragen könne, muß aus mehreren Gründen bezweifelt werben. 
Arbeiten biefer Art, wenn fie practifchen Werth haben follen, bürfen nicht 
ben Ton bed Lehrbuchs anfchlagen und bie Entwidlung allgemeiner Wahr: 
beiten um ibrer felbft willen nicht in ben Vorbergrund fielen Die Be 
rathungen über bie neue deutſche Handelsgeſetzgebung find fo weit vorge: 
rüdt, daß die Kritik fi mehr auf bie einzelnen Beſtimmungen ber Ent⸗ 
würfe richten follte, follte dabei auch eine gewifie Abrunbung in ber Form 
verloren gehen. Die vorliegende Schrift macht aber auch den Einbrud‘, als 
ob ber Zerfafier bei vollkommener juriftifcher Schärfe doch auf dem @ebiete 
bes Handelsrechts nicht recht beimifch wäre Daraus erflärt fih wohl zu⸗ 
nächft ber Umftand, daß er in feiner Polemik gegen einzelne Beflimmungen 
ber Entwürfe faft nur bie in den Nürnberger Protocollen niebergelegten 
Anfichten wiebergieht. Andererſeits aber entwidelt ber Berfaffer über ein- 
zelne Materien, wie über Handelögerichte, Hanbelöbücher, Actiengefellichaften, 
Mäkler ſolche Anfichten, welche beweifen, daß ihm vieles neu if. Er con. 
ſtruirt nicht felten Nechtsfäge, welche theoretifch ganz ſcharf gedacht find, 
welche aber nur auf Zuftände paffen, wie fie fein follten und nicht wie fie 
tbatfächlih im Handelßverfehr find. Auch der andere Zwed bes Verfaſſers 
bem Publicum ausführliche Mittheilungen über den Anhalt bes Entwurfs 
zu machen, fcheint ung nicht erreicht. Der Leer erhält Fein klares Bild über 
ben Stand der Sefepgebungsarbeiten; bat doch ber Verfaffer nicht einmal 
angegeben, auf welchen ber verjchiedenen Entwürfe ſich feine Bemerkungen 
beziehen, erft aus der Darftellung ergiebt fich, daß er die Reſultate der eriten 
Nürnberger Lefung vor Augen hatte. A. Anſchutz. 


11) Carl Güterbock, Gerichtsaſſeſſsr. Die engliſchen 
Aktiengeſellſchaftsgeſetze von 1856 u. 1857. Vollftän- 
big in Deutſcher Ueberſetzung. Mit erläuternden Bemerkungen 
begleitet. VIII. u. 96 ©. 8. Berlin 1858. Julius Epringer. 

Eine überaus willkommene Erſcheinung für Jeben, welcher am ber 

Entwidelung des Engliſchen Sanbeläredht3 regen Antheil nimmt, und deſſen 
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Bebeutung für unfere eigene Rechtäbilbung zu würbigen weiß. Der we⸗ 
fentlicge Inhalt ber Alte von 1856 war bereit mehrfach mitgetheilt, nes 
mentlich in bem vielfach beichrenden Werke von 6. Schwebemeyer baB 
Altien«, Geſellſchafts⸗ Bant: und Verſicherungsweſen in England, Berlin 
1857; bagegen bie wicdtige Ergänzungsafte vom 18. Juli 1857 (20 et 
21 Vict. cap. 14 in 83 Sectionen) noch gar nicht. Bon beiden erhalten 
wir eine vollflänbige Meberfehung, beögleichen von dem Normalverwaltungs⸗ 
regulativ, welches als Beilage zur Hauptafte erfchienen if. Die. geichicht- 
liche Sfigge über bie Englifche Altiengefeßgebung (S. DI— Vi), und bie 
erläuternden Roten, welche durchgehends dem Text beigefügt find, erleichtern 
ebenſo fehr dem Lefer bie Zurechtfindung in biefem vielfach frembartigen 
Gebiet, wie fie die genaue Vertrautheit bed Verfaſſers mit dem Engliſchen 
Recht barlegen. 


12) Georg Schirges, Aktuar der Rheinichiffahrts - Eentral- 
Commiſſion. Der Rheinftrom. Ein Beitrag zur Kennt 
niß der Gefchichte, Hanbelöftatiftif und Gefebgebung bes Rheins, 
nebft der Rheinſchiffahrtsakte vom 31. März 1831 fammt allen 
ihren Supplementarartikeln. IV. u. 352 ©. nebft 1 Flaggen⸗ 
tafel. 8. Mainz 1857. Victor v. Zabern. 


Der erfte Theil (S. 3 — 152) enthält zunächſt eine „Allgemeine 
Weberfiht,” welche bie Entwidelung von Haudel und Induſtrie feit ben 
Tagen be klaſſiſchen Alterthums, und die politische Geſchichte des Rheins 
ſtizzirt (S. 8—12). Hierauf folgen zwei Abſchnitte: 

1) Geſchichtliches (S. 13 — 86). Derſelbe gewährt und zwar feine 
volftändige Weberjicht über die Gefeßgebung, welche bis zur Rheinſchiffahrts⸗ 
afte bie Nheinfchiffahrt regelte, aber belehrende Mittheilungen über bie fraufe 
Verworrenheit, welche monopoliftifche Beſtrebungen und zünftige Abgeſchloſ⸗ 
ſenheit aller Betheiligten über den Rheinhandel gebracht hatten. Trägheit 
und Unzuverläſſigkeit des geſchützten Schifferſtandes entſprach deſſen ſchlechter 
und unficherer Bezahlung durch den Handelsſtand. Nachdem vorübergehend 
die Franzöfiſche Beſehung und bie Durchführung des Prohibitivſyſtems, an 
welches ſich der organiſirte Schmuggelhandel anſchloß, der Rheinſchiffahrt die 
empfindlichſten Wunden geſchlagen hatten, begann mit bem Jahre 1815 die 
riefenhafte Steigerung bes Verkehrs. Als bebingenbe und zugleich bebingte 
Momente treten hervor: der Wegfall der alten Stapel», Krahn: und Zunft: 
befchränfungen, Einführung der Dampficiffahrt, größere Schnelligkeit der 
Fahrten, verbefierte Lage der Schiffer, Minderung ber Frachlfähe. 

©. 15 — 53 werben Auszüge aus biöher gar nicht, oder zerfirent 
gedrndten Mainzifchen Berorbnungen ber beiden lehten Jahrhunderte mitge: 











thellt, unter denen eimzelne auch für das Vrivefhanbeisrecht Ausbenie ge⸗ 
währen 3. B. bie Rentenorbuung von 1801, bie Raufbaußerbirung ven. 
1769, bie Orbmmg für den Hanbelskanb von 1797. 

, 3) Tabellarifche Uecberfichten über ben Handels⸗ und Schiffahrtsver⸗ 
Behr anf dem Rhein, befien wichtigften Nebenflüffen, unb in ben bebentenb: 
fen Rheinhäfen feit 1815 (S. 87—152). Einige Hanptbandelsertifel z. V. 
Steinkohlen, Getreide, Tabak, Wein zc. erfahren babei vorzugliche Verüd- 
ſuchtigung. 

Der zweite Theil enthält den Tert ber Rheinfhiffahrtserbnung nebſt 
Anlagen (S. 1658—207), und, nach den Paragraphen derſelben geordnet, in 
einem Anhang (S. 200 — 848) fännmtliche neueren, biefelbe ergänzenden 
Eupplementarartitel, Geſetze, Poltzeiverorbnungen und Staatsverträge 

Die Meberficht des Inhalts würde durch ein Materienregifter fehr er: 
leichtert fein. 


13) Dr. W. Ullrid, Sammlung von feerehtlichen 
Erkenntniſſen de? Handelsgerichts zu Hamburg, 
nebft den Entſcheidungen der höheren Inſtanzen. Erftes Heft. 
Erfenntniffe aus den Fahren 1851—1853. IV. u. 204 ©. 8. 
Hamburg 1858. Perthes Beſſer u. Maufe. 


Auf eine ſyſtematiſch geordnete Weberficht des weſentlichen Inhalts 
ber mitgetheilten Entfcheibungen (&.1—88) folgt eine chronologiſche Samm: 
fung von 192 Erfenniniffen mit Entfheibimgsgründen aus ben Erkennt: 
nipbfichern des Hamburger Handelsgerichts. Die an das Lübecker Dber- 
appellationsgericht gelangten Sachen find nur allegirt, weil deren vollſtän⸗ 
bige Erörterung fich bereit3 in ber „Sammlung ber Erfenntniffe des O. A. G. 
zu Lübel in Hamburgifchen Rechtsſachen“ befinbet. 


14) Morik Mohl. Ueber Bank: Mandver, Banffrage und 
Krifis. 118 ©. 8. Stuttgart 1858. 


Wie fhon früher bei feinem „Beitrag zur Grörterung des hentichen 
Handelsgeſezbuchs“ hat auch biesmal ber Verfafler eine Reihe von Auf- 
fügen, welche er un Würtembergiſchen Beobachter verbffentiicht Hatte, gefam: 
welt and in einer befondern Schrift herausgegeben. Diefe Schrift fol ben 
Nuchweis führen, daß bie Zettelbanken bie letzte Handelskriſts zum großen 
Theil verfchuldet Haben, weil fie durch künſtlich erleichterie Grebitgewährung 
rine übertriebene Spefulation hervorrufen. Wir glauben, daß bieß ein weil: 
kommen richtiger Geſichtspunkt tft, unter welchem bie Zettelbanten betrachtet 
werben müſſen. Die legten Sabre haben bewielen, daß bie mit ber Errich⸗ 
tung von Zettelbanken verbumbenen Gefahren weit mehr in jener Fünftlichen 
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HOervortufung von Geſchaften nud in ber Anteizung zur Yeberfgeculatioh 
liegen als in ber ruwaigen Unſicherheit ber Banknoten. Man Kat ſich lei⸗ 
ber nur zu ſehr daran gewöhnt die Schwierigkeiten ber Bankfrage nur in 
ben Beftimmungen über Sicherftellung und Einldsbarkeit ber Noten zu er: 
blicken. Und doch ift diefer Standpunkt im höchſten Grabe einfeltig; benn 
über bem Papier überficht man die Gefchäfte, bie mit bem Papier gemacht 
werben follen. Hätte Herr Mohl die Thätigfeit einiger nord» unb mttie- 
beutfchen Zettelbanten etwas mebr in der Nähe betrachten Türmen, fo würben 
ihm noch ganz andere Beweife für feine Ausführungen zu Gebote geftanden 
haben. Er würde an einzelnen Beifpielen gezeigt haben, wie ber Marft 
für bie vorhandene Notenmafle erft Fünftlich gefchaffen werden mußte und 
wie noch fortwährend Gefchäfte nur zu bem Zwecke aufgefucdht werben, um 
unter Anbletung befonderer Vortheile für den erften Abnehmer ein möglichſt 
große Duantum don Noten im Publifum zu verbreiten. Erſt ſchafft man 
alſo ein Fünfliches Zahlungsmittel, und ift bieß gelungen, fo ſchafft man 
auf Fünftliche Weife das Geſchäft, um das Fünftlihe Zahlungsmittel anzu: 
bringen. In biefem Zirkelſchluß ift wenigſtens Logik, aber biefe Logik iſt 
eine Ironie auf gefunde Verkehrszuſtände. Herr Mohl fteht mit feinen An⸗ 
fihten über Zettelbanfen auch nicht allein. Schon ein anderer Echriftfteller 
(E. Naffe im XI. Band ber Tübinger Zeitfhrift für Staatswiſſenſchaft) 
hat bie Frage aufgeworfen, ob die volkswirthſchaftlichen Zwece, die durdh 
die Banfen erreicht werben folfen, gerabe durch Zettelbanken erreicht werben 
müflen. Er fommt zu bem Schluß, daß Erebitvereinte wie fie in ber Union 
de credit in Brüffel, in dem nieberöftreichifhen Eöcompteverein unb in ber 
Berliner Discontogefellichaft beſtehen — bie Tebtere Gefellfchaft mur ihrem 
urfpränglichen Gefchäftöfreife nach betrachtet — , jene voßfäwirtbfchaftlichen 
Kunftionen weit beffer erfiillen. Das volfgwirtbfchaftliche Princip, welches 
biefen Affociationen zu Grunde Liegt, hat ficher noch eine große Zukunft. 
Die vorliegende Schrift des Herrn Mohl hat auch eine rein polemi⸗ 
Ge Seite Der Verf. vertbeibigt ſich gegen verſchiedene Verbächtigungen, 
welche ihm feine Angriffe auf die Zettelbanfen zugezogen haben. Wir hät⸗ 
ten gewünfcht, daß biefe Vertheibigung, bie in einem Journalartikel am 
Platz fein mochte, in ber Schrift twegnefallen wäre. Denn Herr Mohl bat 
wohl nicht nöthig, ſich bei dem deutſchen Publikum von der Berbääätigung 
rein zu waſchen, baß er für das Sntereffe der Privatbanfierd ſchreibe, weil 
er gegen bie Zettelbanken fchreibt. Nichts ift überhaupt triviafer als biefe 
Verbähtigung. Iſt es body hinlänglich befannt, daß eine Meike von Bette: 
banfen nichts anderes find als ein bequemes Mittel Für eine Anzahl von 
Privatbankiers, um außer dem eigenen Gefchftskapital noch ein anderes 
Kapital, welches man als Gründer oder Vermaltungsrath verwaltet, zur 
Dispofttion zu haben. A. Anſchütz. 





VI. KTritiken über den von der Seuntſchen Yandelsgefehge- 
bungscommillion zu Würnberg berathenen erfien Entwurf. 


2. Die Berdffentlihung ber ehelichen Güterrechte. Ein Beitrag zur Kritik 
bed Entwurfs x. von Prof. Dr. Morik v. Stubenraud. (Allg. Qeſtt. 
&er. Zeit. 1858. Nr. 10. 11). 

8. Sutachten der Oeftreichifhen Handelskammmern. 

(Austria 1857. IV. ©. 408 547. 6592. 596. 600. 
— 1858. I. S. 70. 75. 169. 368. 366. 412. 500. 555. 
— — U. S. 21 -230) 


VI.a. Aritiken über den von der Dentſchen Yandelsgefehge- 
bungscommillion zu Nürnberg berathenen zweiten Entwurf. 


1. Das Handelsgeſetzbuch Deutſchlands. (Mfg. Oeſtr. Gerichts). 1868. Ar. 
44. 46. 50. 64.) 





VID. Abhandlungen. 


88. L. H. R. Laspeyres. De debitis conjugum ex liberarum Germa- 
niae civitatum hanseaticarum jure commentatio. Dissertatio inaugs- 
ralis. Halae 1857. 4. 97 S. (Darin de uxoribus mercatricibus 
6. 4649). 

89. Jacobi. Kann derjenige, dem ein Profurifi nad dem Xobe feines 
Prinzipals einen Wechſel indofirt hat, wenn ihm biefer Thatbeſtand 
befannt war, auf Grund be Art. 74. der W. D. zur Auslieferung 
bes Wechſels genöthigt werben? Wird eine Profura durch ben Xob 
bes Prinzipals abfolut unwirkſam? Xheilbarkeit ober Untheilbarkeit 
von DVertragserflärungen. Meues Archiv f. Handelsrecht L ©. 171 
—186). 

40. Zaun. Beiträge zur Lehre vom Retentionsrecht (Archiv f. praktiſche 
Rechtswiſſenſchaft Bd. IV. ©. 869-429). 

41. Srostopff, Obergerihtsanwalt unb adv. fisci zu Dibenburg. Zur 
Lehre vom Retentionsredhte. IV. u. 126 ©. 8. Olbenburg 1858. Ger: 
hard Stalling. 

42. Das Reentionsredht in feiner — auf Leiſſungen (Neues Ar: 
chiv L ©. 100 - 124). 

48. Blodig. Die Bezelchnung bed Pfand⸗, Retentions⸗ und Eompenfa: 
tionsrechtes ber Wechlelgläubiger oder Handelſleute als „Ptivilegien 
iſt aufzugeben. (Haimerl's Magazin für Rechts- und Staatswifſenſcheft 
Bd. XVI. ©. 878 -880). 
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44. E. Ruhſtrat. Weber negotiorum gestio. 91 ©. 8. Oldenburg 1868. 
Gerhard Stalling. 

45. Boigt. Blanko⸗Indoſſament bei nicht wechfelmäßigen Urkunden. Aus⸗ 
füllung von Blaukoindoſſamenten. (Reue Archiv J. ©. 99108). 

46. Schäffer. Borausfegungen ber gültigen Mortififation einer Schuld: 
urkunde. (Archiv für prakt. Rechtswiſſenſchaft Bd. V. ©. 410-418). 

47. Boigt. Zur Lehre von ber Mortification abhanden gekommene Schulb⸗ 
bofumente (Reued Archiv I. ©. 4-86). 

48. Königswarter, de la ıdforme de nos lois qui regissent le taux 
de Vinteret et du delit dusure (Revue critique de léoſgislation et de 
jarisprudence 1857. t. XI. p. 443-451). 

49. Dad Bremiſche Pfandſyſtem ber Hanbfeften (Deutſche Vierteljahrsfchrift 
1857. Heft 80. ©. 5065). 

50. Ph. Hirſch. Der Handel auf Beficht, erläutert durch Präjnbifate bed 
Hamburgifhen Handelsgerichts. (Neued Archiv J. S. 155—171). 

51. Weber Agiotage und Lieferungsgeichäfte. (Journal des Economistes No- 
vember 1857. p. 306—814). 

52. Hein ichen. Vom Schabenserfa bei Hamburgifchen Lieferungägefchäf- 
ten „ab auswäris.“ (Neues Archiv L S. 86-48). 

53. Zimmermann. Ueber bie Verbindlichkeit dbesjenigen, ber mit einem 
Commifftonär, ohne daß babei des Commiſſionsverhältniſſes Erwäh⸗ 
nung geſchah, contrahirt hat, zum Erſatze des aus ſeiner Vertrags⸗ 
widrigkeit dem ————— entſtandenen Schadens (eod. S. 48 — 
82). 

54. Dr. Ladenburg, Obergericht ⸗Advokat. Die Anweiſung und ber ge⸗ 
zogene Wechſel. 121 ©. 8. Mannheim 1858. Bensheimer. 

55. Hopel. Neber Kaufmännifhe Anweifungen (Auslegung bes Art. 4 
des Sächſ. Weimariſchen Gefeged vom 81. Zuli 1849.) (Blätter für 
Rechtspfl. in Thüringen 1857. S. 218-228). 

56. Ueber bie Wechſelklauſel „14 Tage vor Verfall accoptabel.” (Blätter f. 
Rechtsanw. in Bayern Yahrg. 1822. S. 177—185). 

57. Boigt. Räumt ber Artilel 29 ber W. O. dem Wechfelinhaber ein 
Klagereht auf Eicherfiehlung auch gegen den Acceptanten ein, wenn 
beffen Unſicherheit kundbar wirb? (Neue Archiv I. S. 125-154). 

58. Renaub. Zur Trage, ob bie für fich daſtehende Acceptations : Erklä⸗ 
zung eined Nichtbezogenen auf einem nicht notbleidendew' Wechſel eine 
wechſelrechtliche Verbindlichkeit begründet. (Magazin für’ babiſche Re 
pflege 3b. III. ©. 877388). 

59. Blobig. Meber die freiwillige Prolongation der m me Deftr. 
Gerichts3. 1858, Nr. 8.4. 5.6). 

00. ie Tageszeit bei Aufnahme bed Wechſelproteſtes. Bat. k. Rchit- 
pflege in Braunſchweig 1858. Nr. 1). 
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61. Von bem Dirt; won ber Proteſt Mangels Zahlung zu erheben iR. (Biät- 
ter f. Rechtsanwendung in Bayern 1857. Grgänzungsbl, Nr. 1). 

62. Northoff. Der eigene Wechſel muß dem Ausſteller zur Zahlung 
präfentirt werben, braucht aber nicht proteflict zu werben. (Magazin f. 
Hannoverſches Recht 1858. S. 29—32). 

68. Chop. Fordert das ſchwarzburg.⸗ ſondersh. Partikularrecht zur Erhe⸗ 
Bung einer Wechſelllage Beglaubigung des Indoſſaments und bie Bell 
macht des klägeriſchen Anwalts? (Blätter f. Rechtspfl. in Thüringen 
1857. S. 120—180). 

BA. Fr. Nobad. Ueber Ereditverfiherung. (In ber Einladungs⸗ 
fhrift zur Prüfung der Schüler der öffentlichen Haubels-Lehranftalt in 
Chemnitz. 6 u. 7. April 1857. ©. 5—38. 8.) Chemnitz 1857. 

65. Julius Staubinger, Doktor ber Rechte Die Rechtslehre vom 
Zebensverfierungsvertrag. VI. u. 200 S. 8. Erlangen 
1888. Ferdinand Eule. 

66. Reinhold Nizze, Abvolat zu Roſtock. Das allgemeine See 
recht ber civilifirten Nationen. Dit befonderer Hervorhebung 
bes Hanfeatifchen, Mecllenburgiſchen Partikular: und Roſtock'ſchen Sta: 
mtar⸗Seerechts. Erſter Band. Das öffentlihe Seereht. XVI. u. 
500 S. Roftod 1867. &. B. Leopold's Uniwerfitäts-Buchhanblung. 

67. 2eg. Zur Lehre von ber Verantwortlichleit beö Berläuferd eines Schif: 
jes. (Reue Archiv L S. 82-—98). 

68. Boigt. Die penalty - Clausel in ben englikhen Gharteparticen (eod. 
S. 187— 200). 

8. v. Duhn. Bon ber Dedälabung u. ihrer Werfung (eod. ©. 201210} 

70. Weber die Behanblung anawärtiger Havariegrofe-Dispacden in Berhält: 
niffe zwiſchen bem Verficherten und bem Aſſekuradeur. (Erſte Abtbeie 
lung). (eod. S. 210-234). 

71. &. U. As her. The Jurist. Mittheilungen über Haudelsrechtsfälle aus 
ber Englifchen Praxis. (eod. ©. 234 —242). 

72. F. €. 3. Philippi, Obers Megierungsrath. Beiträge zur Ge 
ſchichte und Statiftif ber beutjhen Meffen. X. u. 1126. 8. 
Frankfurt a./O. 1857. Quftav Herneder. 

75. Mittermaier. Ueber ben gegenwärtigen Zuſtand ber Gefebgebung 
in Meireff der Handelsgerichte. (State attuale dei lavori legislatiri 
sulls.insiitszione dei tribunali di commercio). Gazetta dei Tribu- 
aa son Guaua 1857. Nr. 58). 

74. Schuſter. Die concurfale Befriebigung vertritt die volle Tilgung des 
Anfprichtt, infoweit derfelhe gegen bie Koncurömafle gerichtet iR. Allg. 
Defir. ©. 3. 1858. Nr. 25). 

76, Any ‚Ucher bie mehrfache Annuldung herisiben Forderung ‚hei ein: 
Concursmaſſe (eod. Nr. 83). 











Miscellen. 


L Statilik der Rechtſprechung in Bandelsfachen. 


3. Geihäftsthätigkeit des Bremifchen Handelsgerichts in 
ben. 12 Jahren feines Beſtehens. 


Von 
Seren Dr. Pauli in Bremen. 


EEE EEE Er SEE EEE EEE EEE — 
1857.1866.1855.1854.1853.1852 1851. 1850. 1849. 1848. 1847. 1846. 


nn nn zen u on Zn nn Don Sr 
Ordentliche Sigungen. 88. 84. 84. 86. 86. 82. 85. 86. 83. 86. 82. 88. 
Außerprbentlihebessl. 5. WM. 17. 24. 20. 2. 18. 18. 10. 28. 38. 14. 


Eommiffionstermine 98. 102. 84. 80. 101. 101. 82. 181. 91. 78. 114. 84. 
und betrug babei bie 


Zahl ber Aubienz- 
nummern. 1740. 1921. 1661. 1702. 1852. 1803. 1584.1865. 1748. 2242.2136.1784. 
Neue Sachen wurden angebracht: 


J 


a) unter 80 Rthix. 200. 241. 207. 285. 200. 182. 208. 188. 207. 277. 252. 289. 
d) von 80 - 800 Rthix 297. 285. 280. 281. 291. 315. 253. 283. 306. 395. 843. 368. 
e) über 800 Rihle. 145. 97. 76. 91. 88. 99. 88. 100. 84. 147. 150. 86. 

Tote. 640. 698. 568. 607. 679. 506. 544. 566. 597. 819. 745. 712. 
Dazu wieder aufgenommene: 





alte Sachen 23. 18, 18. 13. 22. 16. 13. 26. 88. 60. 86. 18. 


anhängig geblieben „ı 60. 82. 56. 71. 79. 69: 88. 80. 71. 56. A. 
von 1856: J— — 


Total: 786. 701. 648. 676. 672. 691. 626. 675. 715. 950. 887. PL. 
Beenbet wurben: 
ta Bet — — 8 — BR 
ober Liegenbleiben: 840. 292. 265. 811. 312. 296. 289. 802. TEE 
2) durch Endurtheil: 293. 338. 318. 808. 804. 325. 258. 808. tote dd 


Total: 688. 680. 588. 614 616. 620. 547. 666. 626. 870: 765. 695. 
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Es blieben mithin noch in Verhandlung: 


ES ES 
und davon: 108. 71. 60. 62. 56. 71. 9. 6. 8. 80. 71. 56 
a)aufber Audienzlifte: 60. 28. 85. 82. 27. 34. 4. 30. 45. 3. 41. 3%. 
b) ohne Termin ver: 
tagt: ‘ 26. 29. 17. 25. 23. 29. 27. 27. 24. 22. 13. 9 
c) in böberen In⸗ 
flanyen: 7.14.8506 8 8 2 14 2 ı7. 11. 


Urtheile wurden erlpffen: 1) in conttadictoriſch verhanbelten Sachen: 
1857.1858. 1855. 1854. 1853. 1862.1851.1850.1849.1848.1847. 1846. 


a)praeviacollatione: 129. 149. 116. 111. 151. 125. 110. 149. 122. 151. 171. 120. | 
b) in continenti: 101. 110. 89. 80. 73. 108. 80. 148. 166. 182. 218. 173. 


Total: 230. 259. 205. 191. 224. 233. 190. 297. 288. 833. 389. 298. 
2) in nichfireitigen Fällen: | 


a) in confessum: 597. 9. 6. 9. 71. 66. 50. 59. 386. 51. 51. 58. 
"») in contumaclam: 186. 194. 148. 135. 126. 166. 133. 148. 152. 208. 184. 19. 


Total: 198. 225. 212. 226. 197. 282, 183. 207. 188. 259. 285. 252. 
Sunmma: 423. 484. 417. 417. 421. 465. 373. 504. 476. 692. 624. 645. 




















Es lagen zumSpud 5 a a a ers rn 
am 31. Dec. 1857: ; j i j ; ö . . 5 10. 


Zeugen find vernom- 112. 159. 96. 108. 88. 107. 64. 180. 111. 116. 181. 91. 
Gertiflfate ertgeilt: 11. 8. 18. 1. 7. 11. 18. 16. 
ESchreiben erlafien: 189. 105. 106. 105. 129. 124. 105. 90. 76. 


theils ala_Hülfs- theils als Antwortſchreiben auf ergangene Requifition. 


Dad Ammeht 95 8 8. 4. 8. 4. 8. 8. 6. 9. 8. 
wurde ertheilt: 

RKuctgabe der Sporteln 
verfügt in neuen Sa⸗ 
den ohne alle Ber- 


lu F 4 —F en -. z 
hand ug Rechtsmittel kamen vor: 
I. Reviſionen. 





» 


213. 183. 198. 174. 157. 189. 150. 





a) anbängige: IT 2. 4. — 1 IL. 1. 
b) bazu neue: 2.3.09. 2 5 2. 
u. gta 13. 5 WM: 8.6 8. 9:U 
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binfichtfidh welcher erfannt wurbe: 











a) conftrmatoriſch: ee 8.8.2 1 4. 
b) reformatorifch: 4. ı. 2. 1. 2 1. 
c) zurüdgingen: . 112 — — 1 
a) anhängig blieben J. — — — — — 
II. Appellationen an das Obergericht. 
1867. 1856. 1856. 1854. 1858. 1882. 1861. 18560.1849.1848. 1847. 1846. 
nn u Re. 6. 8. 8. 13. m mal 4. 
baunume: 2686. 20. 18. 10. 17. 18. 10. 18. 18. 83. 26. 18. 
Total: 38. 25. 16. 16. 25. 21. 22. 27. 37. 50. 87. 28. 





fm» 5 8 6 7. 2 4 6. 6. 12 20. 2 5 
b) reformatorifch . 10. 9. — 1. 1. — 1. 4 5. 5. 1. 8. 
entſchieden wurben: 

en: EEE 123. 8. 6. 8. 7. 4 
d) biehenabängig: 11. 12. 5 5 6 8. 8. 12. 14. 22 17. 11. 


38. 25. 16. 16. 25. 21. 22. 27. 87. 50 87. 28. 
IH. Appellationen an das Oberappellationsgericht: 





1857. 1856. 1855. 1854. 1858. 











Anbängig waren noch: 2. 8. 3. — 1 

binzufamen: . 2 2 & 1. 

Total: 10. 6. 4. 4. 2. 

a) entſchieden wurden conftrmatoriſch: 1. 2. 1. 001 2 

b) ” v reformatoriſch: —1. 1. 8, 8. — 

c) anhängig blieben am 81. Dech. 1857: 6. 2. — — — 
2. — 


d) zurüdgenommen wurden: 


Anm. Das Bremer Handelsgericht eröffnete am 2. September 1845 feine Wirkſamkeit. 
Die vier Monate des .erfien Jahres find in obiger Statiftit nicht mit in Berück⸗ 
nalisung gezogen. 

=“ läuterung wird no Folgendes bemerkt: 
as Handelsgericht beſteht aus einem ZJuriften als Borfiter unb zwei Kauf: 2 
männifchen Beifigern. 
Die Erfenntniffe in Bagatellfachen (bis 80 Thlr.) find nicht appellabel. ya 
Für Sachen von 80-800 Thlr. beſteht eine Reviſionsinſtanz, bie baburch gebilbet 
24 


10 Discellen. 
— daß ber Vorſihende wechſelt und bie Kaufmänniſchen Beifker 
— m 2 vermehrt werden. 


er dritte und letzte Inſtanz für dieſe Sachen bildet das Ober: 

richt. f 

I Sachen über 800 Thlr. gehen in zweiter Inftanz an das Obergericht 

in britter an das Oberappellationdgericht au Lübed. 

Für alle Berufungen gilt jeboch bie Beflimmung, bag, wenn und 

foweit das zweite Erfenntniß mit bem erften conform iſt, die britte 

zu fang nicht beichritten werben darf. Ausnahme bilden mur bie 
achen über 1000 Thlr., welche, auch wenn 2 conforme Erfenntniffe 

voraußgehen, and Oberappellationsgeriht gelangen können. 


4. Geſchäftsſsthätigkeit bes Königl Commerz: und 
Admiralitätscollegii zu Königsberg während der 
: Jahre 1850 — 1857. 


Bon 
Jerrn Stadtrichter Hüterbock in Königsberg. 


J. Borbemerlungen. 


Dei Gerichtsbezirk des Commerz: und Abmiralitätscollegii erftredit 
fich auf die Etabt Königsberg mit ewa 78,000 Einwohnern, auf bie Gtabt 
Pillen mit circa 2000 Einwohnern, und außerdem für Schifffahrts⸗ 
Berge= unb Havariefälle über bie finnländifche Küfte der Oſtſee. Vor bie 
f. g. Schifffahrt3beputation zu Pillau gehören nur bie bort vorlommenben 
Taufmärmifchen Bagatellprozeſſe, und bie Akte ber freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
Teit über dort vorfallende Schifffahrtäangelegenheiten. 











5 


1 Prozeſſe erſter Anftanz: 
V Ordinäve Civilprozeſſe, davon erledigt: 
a) durch Kontumazialverf. u. Agnitorin 


5 b) 
e) 
* d) 


„ Entjagung 
„ Vergleich 


„  Gontradiftoriiche Entfcheidung 
e) unerledigt geblieben: 
2) jummarijche Prozeſſe ($. 13. Ver. 21. 


Juli 46) erledigt: 


b) 
d) 


a) durch Kontumaz u. Agniterin 


„Entſagung 
„Verxrgleich 


„Gontrad. Entſch. 
e) unerledigt übertragen 


3) Bagatellprozeſſe 


a) durch Kontum. u. Agniterin 


b) „ Entſagung 
R „  Verglacd 
) 


„Contrad. Enticheibung 
e) unerledigt übertragen 


4) Subhaftationen : 


U. Prozeſſe zweiter Anitanz : 

1) Appellationen, erledigt 

a) durch Entfagung u. Vergleich 
„Erkenntniß 


.b) 


2 
m Prozeſſe dritter Inſtanz. 
IV. Actus voluntariae jurisdictionis. 


Refurfe. 


I. Tabellarifhe Weberjigt. 


1850 


111 


49 


94 


1851 _ 1882 

128 _ 108 
54 36 
17 14 
16 9 
23 24 
18 20 

42 69 
31 44 
5 = 
1 12 
7 18 
1 — 

100 0 
18 12 
20 14 
16 17 
27 87 
19 10 

1 8 

28 11 
16 2 
12 g 

3 8 

2 1 

450 506 


1853 


1855 
260 
63 46 
80 41 
9 16 
73 93 
85 107 
43 
16 89 
11 19 
2 6 
14 27 
— 8 
148 
5 57 
14 49 
35 28 
25 73 
69 61 
24 
8 4 
16 19 
13 
668 


113 


229 


5. Thätigteit des Hamburger Handelsgerichts im 
Gefhäftsjahre 1/57 — 1/2586. 

De am 1. März 1858 im Hamburger Handelsgericht vom Präfes 
Dr. Heinichen mitgetheilte Bericht über bie Thätigfeit bes Gerichts im 
letzten Geſchäftsjahre entHält im Wefentlichen Yolgenbes: 

Anf die Audienzrolien find gebracht: 8180 Nummern; Erkenntniſſe 
theils auf contrabitorifhe Verhandlung, theils in contumaciam, theils ad 
supplicas, theil3 auf Bericht, abgegeben: 2740; Appellationen interponirt: 
182; Commiffionen gehalten: 1831, in denen 1074 Sachen vergliden 
wurden, 145 Commiflionen wurden aufgehoben, 112 beibehalten; 112 
Zeugenverhöre gehalten, 784 Eide geleiftet, 1049 Erecutionen verfügt, außer 
ben fogleidh in der Audienz zur Erecution verwiefenen Sachen, 888 Ber- 
Marungen find belegt. Beim Firmen- und Procurenwefen find 808 An- 
zeigen wegen errichter Jirmen, 151 wegen verändeter, 89 wegen aufgeho⸗ 
bener gemacht. 268 Procuren find ertheilt, 93 aufgehoben, 30 emenert,. 


reſp. verändert worben. 


In Oemäßheit der Verordnung vom 2. Dec. find 148 Maflen am 
dad SHanbelögericht gelangt, und in 127 Maſſen ſchon Berichte erflattet 
worden; 2 wurden ex oficio, 2 durch Beſchluß ber Eläubiger zum Fallit⸗ 
verfahren verwieſen. 

86 Falliffemente find beim Handelsgerichte eröffnet, 5 durch Ver: 
weifung dahin gelangt, 4 Beneftzialerbfchaften nad Maßgabe Art. 42 ber 
Neuen Falliten- Orbnung zur Behandlung gefommen. Bon 46 beenbigten 
Mafien haben 11 Vertheilungen ergeben, bie höchſte mit 56, 44’ und 
27% pGt., die Heinfte wit 1'/s pCt. Bei 40 Maſſen find bie Eribare 
als leichtfinnig, 2 als boshaft claflificirt. Bei 4 Maſſen bat Feine Elafli- 
eation flattgefunden, weil 2 Gemeinſchuldner verflorben und von 2 erſt bie 
Verlafſenſchaft an das Handelsgericht gefommeıt. 

Uebrigens zeigte ſich in dem letzten Jahre, verglichen mit dem Vor⸗ 
hergehenden, eine bebeuteude Steigerung ber Thätigfeit bed Gerichts, wie 
benn daſſelbe überhaupt noch niemals fo ſtark in Anfpruch genommen ge⸗ 
weien fei. Es hätte fi barım das Bedürfniß heraudgeftellt, bad Perſonal 
bes Gerichts zu verſtärken; die Ereirung einer britten Kammer jedoch jei 
unzwedmäßig erfchienen. Insbeſondere hätten fich in ber erften Hälfte bes 
Jahres bie Fälle, welche aus Kracht: und Aſſecuranzgeſchäften entfprangen, 
bebeutend vermehrt; in ber leßten Hälfte bagegen fei, in Folge ber aus 
Nordamerika kommenden Krifis, welche Hamburg, namentlich ala Wechſel⸗ 
platz für die nordifchen Länder, befonder berühren mußte, bie Thätigkeit 
bes Handelsgerichts vorzüglich abminiftrativer Art, wie fie bemfelben durch 
bad Gefeh vom 2. December 1857*) vorgefchrieben worden fi. — 


) Bgl. Zeitfchrift Heft 1. ©. 144— 146, 
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ID. Gommanditaktiengefellfchaften. in Frankreich. 


Aug dem Brief des Vräfidenten bes Hanbelögerichtö ber Seine über 
das Gefchäftsjahr 1. Suly 185%, (Le Hir. Medmoiral du commerce 1857 
©. 168. 178) entnehmen wir folgende Thatjachen. 

Es find deponirt worden bei ber Kanzlei: 
1,089 Contrakte von offenen Gefellichaften, 
891 Gontrafte von Commandit- und Commanditaktien⸗ 
gefellichaften, 
6 Eontrafte von anonymen Gefellichaften. 
1,436 

Im Sabre vorher 1,406. 

Das Capital der Aktienfommanbditgefellichaften betrug am 20. Juni 
580,779,000 Irs., dagegen im vorangehenden Jahr 1,928,671,000 FIrs. 
Das Kapital der gewöhnlihen Commanditen betrug 46,784,660 Frs., 
im vorangehenden Jahr 48,180,000 Frd.; das Capital ber Gollectivge- 
jellfchaften 27,465,800 Irs, im vorangehenden Jahr 28,485,000 Fr3. 
Da hienach die Verminderung faft allein die Commanditaktienge⸗ 
ſellſchaften trifft, umd zwar um bie ungeheure Eumme von mehr als 
1800 Mil. Irs., während bie Gapitalien der Aftiengefellichaften fich ver- 
mehrt haben, fo muß hierauf die Strenge des neuen Geſetzes vom 17. Juli 
1856 wefentlichen Einfluß geäußert haben. 


X, 


Ueber die Ameigepflicht des Berfiherten. 
J Von 


Seren Dr. Pauſi 
in Bremen. 


Nach dem Hamburger See: Affeturanzrecht*) in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den Rechten der meisten continentalen Staaten *®) 
find dem Verficherer bei Abſchließung der Berficherung alle Nach⸗ 
richten, welche ver Verficherte von dem Schiffe hat, „aufrichtig und 
redlich“ mitzutheilen und ift die Unterlaffung berjenigen Anzel- 
gen, welche nach vernünftigem Ermeſſen auf ben Entichluß des 
Verſicherers, fich überall oder fo wie gejchehen, auf die Verſiche⸗ 
rung einzulaffen, von Einfluß fein konnten, mit Unnullirung ber 
Berficherung bedroht. Es wird mit anderen Worten zwiſchen ber 
Vorenthaltung wejentlicher und unweſentlicher Nachrichten unter- 
ſchieden. Die gefetliche Normirung, wa wefeniliche und unwe⸗ 
jentliche Nachrichten ſeien, ift bei der unerfchöpflichen Mannigfal- 
tigleit möglicher Eventualitäten ſchlechterdings unthunlich. Darü⸗ 
ber eine beftimmie Praxis zu bilden ift der Eonvenienz der Ge 
ſchaͤftswelt überlaflen, welcher die dann und wann eintretenden 
Entſcheidungen ber Gerichte als Controle und Leitfaden zu Hülfe 
fommen. Doch herrſcht nach manchen Richtungen bin noch. Teils 


:..*) Art. 18 u. 15 868 „Wlgemeinen- Plans Hamburgiſcher Seeverficherun⸗ 
i gen“ vd. 1847. 
.. ) Lübed, Bremen (Mfielurangbebingungen v. 1858. $. 44). Frankreich 
(code de com. Axt. 348) Preußen (Sandrecht 5. 2026.) 
Beltfrift für Handelörchht. 95 
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neswegs, ſelbſt bei erfahrenen Geichäftsleuten, eine gehörige St- 
herheit in dem, was in biefer Beziehung ein Verficherer verlan- 
gen Tann, der Verficherte zu leiften bat. Es hat das feinen 
Grund theild in der unleugbaren Echwierigfeit, im einzelnen 
Falle die richtige Entſcheidung zu treffen — denn keineswegs ift 
ein obwaltender dolus die nothwendige Vorausſetzung der Sach⸗ 
fälligleit des Verficherten — theils in der Abgeneigtheit der Han- 
belömelt, dergleichen Differenzen ſofort vor die Gerichte zu bringen. 

Eine ber Richtungen, in denen fich zu Zeiten eine Unficher- 
beit im Verkehr zeigt, betrifft die Trage, ob’und inwieweit daß 
ſubjektive Ermeſſen einerfeit? des Verficherten andererſeits bes 
Verſicherers über die Bedeutung irgend eines den Verſicherungs⸗ 
gegenſtand betreffenden Umſtandes maaßgebend ſei. Mit dieſer 
Frage wird dann wohl die andere irriger Weiſe in Verbindung gebracht, 
ob es auf ven objektiven Thatbeſtand, wie er in Wirklichkeit 
vorgelegen hat, oder auf die ſubjektive Auffaffung Yon demſelben, 
wie ſie durch die eingegangenen Nachrichten über das Schiff 
bei dem Verſicherten hervorgerufen ift, ankomme. 

Das Lübecker Oberappeflationdgericht, welches fett feinem 
Beftehen in einer großen Anzahl von Aſſekuranzſachen, nament- 
Uch aus Hamburg und Lubeck, Entſcheidungen gefällt hat, bie m 
ihren häufig umfangreichen Entfcheidungsgründen ein außeror- 
dentlich reiches Material Flr: das Aſſekuranzrecht bieteri, bat meht- 
fach auch Gelegenheit gehabt, Über diefe Fragen ſich auszuſpre⸗ 
hen. Gs iſt danach als völlig feſtſtehend Folgendes anzuſehen: 

Der Berficherte*), dem in dieſer Beziehung alle etwaige 
Zwiſchenperſonen zur Bermittelung ber Verficherung gleich behan⸗ 
delt werben , hat -alle zur Zeit des Verfiiherumgsaufiraged vor⸗ 
handenen Nachrichten über das Schiff, welche der’ Natur ber 
Sache nach für die Beurfheiliing ber Gefahr, deren Uebernahme 
dem Verficherer zugemuthet a irgend Bedeutung haben, ge 
treulich mitzutheilen. 


. 23 Diefe genau genommen, datın' nicht ganz richtige Benennung, wenn 
es fih um eine erſt abzufchliegende Verfiherung handelt, it in Er⸗ 
niangelung einer befferem ganz allgemein zur — —— der dem 
Verſicherer degenüberiehenben Perſon in rn 


% 
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Unterkleißt eine der Natur ber Sache nach gleichgüiluige 
Mittheilung, fo tt es nöllig irrelevant, ob dee Verficherte ſelbſt 
bie fubjektive Ucherzeugumg hatte, jene Mittheilung jei eine 
jolche, die eigentlich dem Verficherer nicht verfehwiegen bleiben 
kürfe (j. m Rr. 8.), wie es nicht minder irrelevant iſt, ob bei 
ben ‚zufälligen perfönlichen Eigenschaften eine® Verſicherers 
fie auf deſſen Eutſchluß vielleicht von Einfluß geweſen wäre”) 
(j. ». Nro. 4). | 

Unterläßt ber Verficherte bagegen eine ber Natur der Sache 
wach refevante Mitiheilung, fo koͤmmt auf. jeine bona fides 
Nichts an; andererfeits follte man es Tonfequenter Weiſe auch 
für gleichgültig Halten, ob unter den obwaltenden Umſtänden des 
Zontreten Falles jene an fich relevante Mittbeilung vielleicht in 
ben Entichluffe des Verſicherers eine Aenderung nicht hervorge⸗ 
bracht haben würde. Nach einer gelegentlichen Aeuſſerung bed 
Dberappellationggericht3 zu Lübeck fcheint dieſes jebod) einen der- 
artigen als replica doli ſich geftaltenden Einwand des Verficher- 
ten nicht entichieben zu verwerfen (|. u. Nro. 2). Freilich wird 
der erforderliche Beweis im ber Negel ſchwer zu beſchaffen jein. 

Während ſonach im Ganzen der objektiven Bedeutſam⸗ 
keit der über Schiff und Ladung vorhandenen Nachrichten eine 
Ansichlag gebenbe Nelevang eingeräumt wird, fo ijt doch wieber- 
um, ober vielmehr eben deshalb, der wirkliche Sachverhalt, 
wie er fich fpäter als der zur Zeit der letzten Nachricht in ber 
That vorhanden geweſene herauzftellt, von nur beichränktem Eur 
fluffe auf die Gültigkeit des Verſicherungsvertrages. Es joll 
nämlich der Berficherte reſp. feine Mittelöperfonen die Rachrie; 
ten, welche über dad Schiff eingegangen find, mittheilen. Sind 
tiefe Nachrichten irrig, oder übertrichen, oder Gingebinigen 
yerfönlicher Befürchtungen des Nachrichtgebenden, die ſich 
fpäter als unbegründet ausweilen, der die Verſicherung 
mit dem Affefuradeur Abfchlieffende hat aber zur Zeit, wo er 
dies thut, noch feine Kunde davon, daß jene Nachrichten irrig, 


* Del. Duer law and practice of marine insurance. Vol IL p. 388 
fi. p. 518 fl. 
25 * 
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übertrieben ober voreilig waren, fo rettet ihn, falls er dieſelben 
als nachtheilig unterhrückt, der Umſtand, daß fie fich fpäter ein- 
mal als unbegründet außweifen, nicht vor der Annullirung ber 
Verſicherung. Er darf fich durchaus nicht darauf berufen, daß 
er folche an fich relenante Nachrichten für unbegründet gehalten 
habe, wenn auch der Zufall will, daß fie fich hinterher in ber 
That ala unbegründet hermuzftellen. (f. u. Nro. 5.) 
Antererfeit3 find auch infofern die thatjächlichen Ereignifie 
ohne Einfluß auf den Verſicherungsvertrag, als bei eintretender 
Beichädigung ein wegen Nichtanzeige eines weſentlichen Umſtan⸗ 
des zurückzumelfender Verficherungsanfpruch auch dann nicht Kraft 
gewinnt, wenn ber eingetretene Schaden mit bem verjchwiegenen 
Umftande in gar Teimem Zuſammenhange fteht. (f. u. Nro. 1.) 
Die bisher vom Oberappellationzgerichte zu Lübeck über 
obige Grundfäge erlaffenen Entjcheibungen find folgende: *) 


1. ’ 


Sn einem Strandungdfall, der zu einer Klage vor 
dem Luͤbecker Niebergerichte geführt hatte, war von ben ber Zah: 
lung fich weigernden Affefuradeurd geltend gemacht, bei ber Auf 
gabe zur Aſſekuranz babe der Berficherte angegeben, das Echiff 
jet im Jahre zuvor neu aufgezimmert und befinde fich im beften 
Stunde, eine Aufzimmerung ſei aber im Jahre zuvor gar nicht 
gefcheben. Es war barüber auf Beweis erkannt. Dad Ober: 
appellationsgericht äußert in feinen Entſcheidungsgründen **). 

„Zwar tragen die Kläger barauf an, daß über bie Auf: 
„ginmerung des Schiffe im vergangenen Sahre und deſſen 
„Tüchtigleit gar Tein Beweis nachgelafien werde, weil bie An 
„zeige in der Police gar nicht in dem Sinne gemacht ſei, eine 
„bejonbere Garantie über die Beichaffenheit des Schiffes zu über- 


®) Außerbem find zu vergleichen bie Urtbeile deſſelben Gerichtähofeß bei 

Thöl Ausgewählte Enticheibungsgründe no. 259. 260. 256. 257. . 
Anmerl. bes Herausgebers. 

*+) Entſcheidungen des DO. A. G's. zu Lübeck in Lübeder Rechtsſachen. 


Bd. 1. no. 160. p. 467. Thol Ausgewählte Entſcheidungsgründbe, 
a0. 267. 
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„nehmen und weil auch biefe Beichaffenheit ohne Einfluß 
„gewejen jet auf ben erlittenen Unfall, ber ja in einer 
„Strandung beitehe. Allein für die Mahrheit einer gemachten 
„Anzeige ift der Verficherte in Anfehung folcher Umftände, von 
„welchen er ſelbſt perfönliche Wiflenichaft haben mußte, jeben- 
„falls verantwortlich, gleichviel in welchem Sinne fie gemacht 
„worden iſt, wenn ſie nur, vote im vorliegenden Falle, Ein- 
„fluß haben konnte auf den Entichluß bes Verficherers, und 
„ift es dabei ganz gleichgültig, ob der angegebene Umstand mit 
„dem erlittenen Unfall in Verbindung ftand ober nicht, weil es 
„nach den Grundſätzen von den Wirkungen des dolus bei Ver: 
„trägen nur darauf anfömmt, daß Jemand von dem Mitkon- 
„teahentn dolose zur Eingehung eines Vertrages verleitet, 
„nicht aber daß und in welchem Maaße ihm der dolus nach: 
„theilig geweſen tft”). Ein bloßer Irrthum war im vorliegen- 
„den Falle nicht denkbar.” 


A. und D. in Hamburg verfiherten ein in England neu⸗ 
erbauted zum Bugfieren von Schiffen auf dem Revier zwiſchen 
Riga und Mitau beftimmtes nur 21/, Fuß tief gehendes, eifer- 
ned Dampfſchiff bei der „Elb⸗Aſſekuranzkompagnie“ und einigen 
anderen Hamburger Verficherern für bie Fahrt von Hull nad 
Riga In ber Aufgabe für bie Police wurden obige für Bes 
urtheilung der Gefahr fehr wichtige Umstände verjchwiegen. Die 
Anzeige Iautete im Wejentlichen „eiſernes Dampfichiff, 42 Tons 
baltend, mit oder ohne Ladung.” Das Schiff Tonnte nicht See 
halten, wurde von der Mannſchaft verlaflen und ging verloren. 
Die VBerficherung wurbe von den Gerichten ammullirt **). 

Unter vielen anderen Rechtfertigungdgründen, durch weldhe 
bie Verficherten die Annullirung abzuwenden juchten, war auch 
ber, daß fie behaupteten, bie Verficherer würden auch dann bie 
Aſſekuranz zur felben Prämie abgefchloffen haben, wenn ihnen 


*) Benede, Syſtem ber Seeaffefuranz ꝛc. 3b, II. S. 117. 

#e) Vergl. Entfcheibungsgrünbe des Oberappellationzgerichtes zu Lübeck in 
Hamburgifhen Rechtsſachen. Bd. II. Abth. I. no. 20 in Sachen 
Albrecht und DIN eja F. Mohrmann. 
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eine vollſtaͤndige Anzeige gemacht worden wäre Die Entſchei⸗ 
dungsgründe Außern ſich hierüber folgendermaaßen: 

„Selbſt wenn man es zugiebt, daß da wo bei einer ftatt- 
„gefundenen Verſchweigung ober falfchen Angabe hinterher be⸗ 
„wieſen werben kann, daß der Verficherer auch bei richtiger Au⸗ 
„gabe den Kontrakt dennoch zu derſelben Brämte abgeichloffen 
„haben würde, ver Verficherte fich der Neplit des dolus würbe 
„bedienen bürfen, ſo erheifcht dieſe Replik doch gewiß einen bim- 
„digen Beweis, welcher durch eigene Erflärungen des Berfiche- 
„rerd unter Umftänden wirb geführt werben Töunen.” 


3. 


Das Casco eines Schiffe wurbe für die Fahrt von Hel- 
fingeer na Marjeille bei einigen Hamburgiichen Aſſekuranz⸗ 
fompagnien verfichert. Es wurde babet nicht angezeigt, daß dag 
Schiff ſchon von Stodholm gekommen und nach ftattgehabter 
Havarie in Helfingoer wegen Reparatur eingelaufen ſei. Doch 
war dad Schiff zur Zeit ber Verſicherung wieher völlig feetlichtig. 

Das Hamburger Handelögericht fah den verjchwiegenen Um⸗ 
ſtand als einen fo wichtigeu an, daß es die Aſſekuranz für nich⸗ 
tig erflärte, es ſei benn daß ber Berficherte feine eventuelle Bes 
kauptung, dem Berficherer fei der in Frage ſtehende Umstand 
‘zur Zeit der Aftefuranzabichliegung bekannt geweien, beweije. 

Das Obergericht und das Lübecker Oberappellationsgericht 
waren anderer Anficht. Den Entſcheidungsgründen des letzteren ® 
wird folgender Paſſus entnommen: 

„Allerdings ift an dem Grundſatze feitzuhalten, ber fich 
„aus der Natur des Aſſekuranzvertrages mit Nothwendigkeit er⸗ 
„gibt, daß berjenige, der eine Aſſekuranz nachjucht, ſchuldig iſt, 
„dem Verſicherer dasjenige getreulich anzuzeigen, was nach ver⸗ 
„nünftigem Ermeſſen auf die Schäßung der Gefahr und fomit 
„auf den Entſchluß ber Verficherer, ſich auf den Vertrag einzu- 
„lafjen, von Einfluß fein kann. Allein ba vernünftige Er- 

*) Bel Entſcheidungsgründe des Oberappellationägerichts zu Lübeck in 

Hamburgifhen Rechtsſachen Bd. I. Abth. I. no. 82. in Sachen 

J. A Schmidt Söhne c/a 2. A. Auffm'⸗Ordt. 
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„mefſen Tann mır dehin führen, folche Umftänbe in Betracht zu 
„ziehen, bie wirklich ber Natur der Sacher nach, wenn fie mit 
„getheilt wären, das übernommene Rififo ala ein größeres würben 
„dargeftellt haben, ala es bei deren Verſchweigen erichten, nicht 
„aber ſolche, die ohne zureichenden inneren Grund möglichermeife 
„einen ober den amberen Verficherer je nach vorgefaßten Meinun- 
„gen oder Launen von Schließung ber Aſſekuranz hätten abhalten 
„Tünnen.” 


4. 


Das Schiff „Claudine Marquiſe Paulucci” war am 17. 
Dezember 1852 von Odeſſa in Eee gegangen, um eine Labung 
Reinfaat nach London zu bringen. Zwiſchen Odeſſa und Eon- 
ftantinopel hatte Havarte ftattgefunden, in Conftantinopel wurbe 
in Folge deſſen eine Reparatur nothwenbig, nach deren Beendi⸗ 
gung das Schiff im Hafen von neuem Havarie litt, die aber 
ſchnell reparirt wurde. Es wurde dann, da das Schiff nur 
theilweiſe verfichert war, vom Capitain, der felbft Rheder war, 
von Eonftantinopel aus nach Nemwcaftle um Beforgung einer 
Affefuranz für den unverficherten Theil des Schiffed und bie 
Tracht geichrieben, unter gleichzeitiger Mittheilung affer bi- 
herigen Vorfälle. Der Eorrefpondent des Capitaind zu New⸗ 
caftle Yieß die Verficherung in Hamburg beforgen. Bei der bor- 
figen Aufgabe zur Berficherung ward ber obenerwähnten dem 
Berfiherungsauftrage vorangegangenen Ereigniffe feine Ermwäh- 
nıng geihan. Als nun zwiſchen Conftantinopel und Malta das 
Schiff von neuem eine erhebliche Havarie Titt und in Folge 
beffen aus der Aſſekuranz Klage erhoben warb, leiteten bie Ver⸗ 
ficherer aus der Verfchweigung obiger Umftänbe eine Einrede her, 
da ſie ihrer Angabe nach, wenn ihnen alles Vorgefallene mit- 
getheilt wäre, Überhaupt nicht, jedenfall? nicht zu ber verein- 
barten Prämie (3 Procent) das Riſiko übernommen haben 
würden. | 

Dad Oberappelfationzgericht in feinem Erkenntniß vom 
21. Mai 1855*) legt bie Irrelevanz, welche die verjchtwiegenen 





*) Bol. Gnticheitmgägrünbe bed Dberappellatienägeriäts zu Lühet in 
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Umftänbe im konkreten alle für Beuriheilung ber Gefahr hatten, 
bar und verwirft die Einrede, „va diefe Iebiglich auf ben 6. 15 
„des Revidirten Allgemeinen Planes für Hamburgiiche Seeverfiches 
„rungen und baraufgeftübt wird, baß ber hierin anerkannten Anzet- 
„nepflicht des Verficherten nicht genügt ſei, nun aber das Praͤjudiz 
„des Prämienverfall3 und der Aſſekuranz⸗Annullirung keineswegs 
„dem Berficherten ſchon für den Fall angebroht ift, wenn er übers 
„Haupt nur eine ihm von dem Schiffer oder Orbregeber zugegangene, 
„von dieſem muthmaßlich oder wirklich für erheblich und auf 
„den Abichluß der Afjekuranz nicht einflußlos erachtete Mitthei⸗ 
„lung dem Verficherer anzuzeigen unterließ, jondern bloß dann 
„dies Präjubiz eintritt, wenn ſolche Umstände unangezeigt bleiben, 
„welche nach vernünftigem Ermeſſen, aljo objektiv beurtheilt, 
„auf bed Verfichererd Entſchluß von Einfluß fein konnten, da end⸗ 
„ch auf die bona fides des Verficherten und feiner Beauftragten, 
„ſobald der unangezeigt gebliebene Umſtand für relevant zu erach⸗ 
„ten ift, ſowenig etwas ankommt, als entgegengeleßten alles 
„auf deren mala fides.“ 


5. 

Einam 25. März 1858 ergangenes Erkenntniß deſſelben Ge 
richtes in einer intereffanten Aſſekuranzſache unterzieht bie sub. 
2 und 3 mitgetheilten Präjubize, denen vom Kläger und vom 
Hamburger Hanbelögericht eine unrichtige Anwendung zu Theil 
geworden war, einer wieberholten Prüfung. Die für unſere Frage 
in Betracht kommenden Umjtänbe des weitläuftigen Falles find 
folgende: 

Der Abfender einer Ladung Kaffe in Jeremie auf Haiti 
hatte feinem Londoner Correfpondenten den Auftrag ertheilt, die 
Ladung des bereit? jegelfertig auf der Rhede zu Jérémie Liegen- 
ben Schiffed zu verfichern. Der Brief, in welchen ber Auftrag 
ertheilt wurde, enthielt eine Nachſchrift vom nächiten Morgen bes 
Inhalts „Widriger Wind hindert dag Schiff am Ahfegeln; ver 
Norbwind beginnt fchlimm zu werben; bag Schiff kann Gefahr 
laufen. Die Aſſekuranz darf keinen Augenblick aufgefchoben wer⸗ 


Hamburgiſchen Rechtsſachen Bb. IL Abth. 2. Nro. 118. in Sa⸗ 
Gen Bermehren unb Kleinſchmidt c/a C. U. Auffm Drdt. 


m 





Pauli: Die Anzeigepflicht des Berſicherten 83 


den.“ Die Londoner Correſpondenten beauftragen ein Hamburger 
Haus mit der Verſicherung in Hamburg, theilen demſelben von 
der Nachſchrift des empfangenen Briefes aber Nichts mit. Die 
Aſſekuranz wird abgeſchloſſen. Das Schiff geht am ſelben Tag, 
von dem bie Nachſchrift lautete, an der Küfte von Hattt verloren. 
Da die Verſicherer wegen des verfchwiegenen wichtigen Umſtan⸗ 
des die Verficherungdfumme verweigern, bringen die Londoner 
Correſpondenten Befcheinigungen aus Joͤreͤmie bei, wonach zu ber 
Zeit, als die Verficherten ihre Nachſchrift fchrieben und unmit- 
telbar drauf den Brief abfandten, der Wind noch keineswegs be 
denklich war, fie führen zugleich zu ihrer Mechtfertigung au, fie 
Iennten bie DVerficherten als außerordentlich ängftliche Leute und 
hätten daher die Nachſchrift ihres Briefes für Teiner Berückſichti⸗ 
gung werth erachtet, und völlig bone fide fie zurüdgehalten. 
Das Hamburger Hanbelägericht legte den Verficherern ben 
Beweis auf, daß zur Zeit, als der Brief von Jérémie abgefanbt 
wurde, bereit3 Ereigniffe eingetreten waren, die nach vernünfti- 
gem Ermeſſen auf den Entſchluß der Verficherer von Einfluß 
fein mußten. Das Hamburger Obergericht dagegen wies bie 
Klage definitiv ab, beögleichen dag Oberappellationggericht. Den 
Entjheidungdgründen des Tetteren wird folgendes entnommen : 


„Der Art: 15 des Hamburger Allgemeinen Planes ftellt 
„Alles darauf, ob die unterlaffene Anzeige nach vernänftigem 
„Ermeflen auf den Entſchluß der Verficherer hätte influiren kön⸗ 
„nen, nicht darauf, ob dad Faktum, welches nicht angezeigt ift, 
„wenn ed wahr gewejen wäre, biefen Einfluß gehabt Haben 
„würde; er fieht aljo ganz davon ab, ob die Nachricht des Aus⸗ 
„wärtigen, welche der die Aſſekuranz Nachſuchende oder der Zwi⸗ 
„Ihenmann verfchmweigt, in Wahrheit gegründet war’oder nicht, 
„gleichwie auch der Art. 13 die Verſchweigung einer Nachricht 
„onnullivenb wirken läßt, fie möge eintreffen d. h. fich als wahr 
„beftätigen oder nicht. 

„Diefer Grundſatz, welcher eng mit dem anberen zuſam⸗ 
„menbängt, daß ein verjchwiegener weientlicher Umſtand die Aſ⸗ 
„ſekuranz anmullirt, gleichviel ob er mit dem eingetretenen Scha⸗ 
„den in einem Kaufalzufammenhange ftand ober nicht, ift denn 
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„auch, gleich wie diefer letztere, namentlich in ber engliſchen Bra 
„xis und Jurisprudenz entſchieden anerkannt, 

Arnould Law of marine insurance L p. 538 
„und nie hat das O. A. Gericht ſich in einem abweichenden Sinne 
„ausgeſprochen. 

„Wenn daher Kläger als das aus ben Entſcheidungsgrim⸗ 
„den des O. A. Gerichts in Sachen Vermehren und Kleinſchmidt 
„Fa Auffm’Ordt*) reſultirende Princip hinſtellen: 

„Die Verſicherung iſt gültig, wenn der Entſchluß des 
„Aſſekuradeurs mit dem wirklichen Thatbeſtande, wie 
„er zur Zeit des Abgangs ber Verficherungdorbre objekl⸗ 
„tiv erkennbar vorlag und wie er hätte gefchilvert werben 
„ſollen, um richtig gefchilvert zu fein, im Einklange fteht“ 
„19 berußt das auf einem offenbaren Mißverſtändniſſe jener Ent⸗ 
„ſcheidungsgründe.“ 

Es wird dann auf die Entſcheidung in Sachen J. A. Schmidt 
Soͤhne c/a Auffm'Ordt zurückgegangen **) und hervorgehoben, daß 
der einzige Unterſchied zwiſchen dieſer und der obigen Entſchei⸗ 
dung der ſei, daß die objektive Erheblichkeit der Anzeige, 
welche nicht gemacht wurde, in einem Falle der ſubjektiven Er⸗ 
heblichkeit in ben Augen des Berficherers, im auberen Falle ders 
Jenigen in den Augen de urfprünglihen Ordregebers, 
welcher die Anzeige bem Zwifchenmanne machte, entgegenftellt fei. 
Es heißt ſodann weiter: 

„Zu dem Sage, ven bie Mläger aus gebachter Entſcheidung 
„folgern, bot auch jene Sache gar keine Veranlaſſung dar. Und 
„in ber That würde er eine völlige Revolution in das Aſſekuranz⸗ 
„weien bringen, indem nach biefer neuen Lehre derjenige, dem bie 
„Beſorgung einer Verficherung übertragen worben, bie ihm von 
„feinem Mandanten gemachten Meittheilungen, und wären fie auch 
- „noch jo wichtig für die Schägung der zu übernehmenden Gefahr 
„ohne unmittelbar eintretendes Präjubiz für die Affefuranz zu’ 
„rückhalten könnte, indem, wenn dadurch ver Verficherer zur Ein- 
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„gehung bez Kontraftes verleitet worden und ein Echaben entitan- 
„ven wäre, der Verficherte ich nur darauf zu berufen brauchte, 
„daß jene Mittheilung unrichtig oder eine Ucbertreibung gewe⸗ 
„ten fei, um — wie dad Handelsgericht will — ben Berjide 
„rer mit dem Beweife zu belaften, daß. den verficherten Gegen- 
„and zur Zeit der Ertheilung des Verficherunggauftrages eine 
„Gefahr wirklich berroht habe, oder — wie bie Kläger eigentlich 
„nur beanfpruchen — dem Verficherten ven Beweis bed Ge- 
„gentheils nachzulaffen; während es nach dem bisherigem Aſſeku⸗ 
„ranzrechte nur darauf aufämmt, wie bie Mittheilung lau- 
„tet, von welcher dem Verficherer feine Anzeige gemacht worden, 
„weil die falihe ihn nah vernünftigem Ermeſſen 
„ebenjo von Eingehung des Bertrages abgehalten ha- 
„ben würde, wie die wahre.” 

Nachdem ſodann die Bedenklichkeit der fraglichen Nachſchrift 
an fich, unter Erwägung aller faktiſchen Umſtände, ausführlich 
erörtert worden, heißt es weiter: 

„Die Kläger?) wenden zwar ein, die Londoner Correſpon⸗ 
„denten hätten das Poſtſkript, weil nur Ausdruck der ihnen be- 
„kannten übertrichenen Aengitlichkeit ihrer Freunde zu Jérémie, 
„für nicht der Anzeige werth erachtet. Allein nicht zu gebenten, 
„daß dies Leber vorwenden Tann, der eine wichtige Mittheilung 
„unterfchlägt, fo fordert der Art. 15 cit. die aufrichtige Anzeige felbft 
„unzuverläfjiger und zweifelhafter Nachrichten. Die Mittheilung 
ander Nordwind beginnt fchlimm zu werden” war bie Mitthei- 
„lung einer einfachen Thatfache. Diefe mußten die Londoner 
„Correſpondenten anzeigen. Glaubten fie Grund zu haben zu 
„Der Annahme, daß der Verſicherte feiner perjönlichen Natur 
„nach in einem gewöhnlichen Winde einen werdenden Orkan er⸗ 
„blit habe, jo konnten fie fich darüber‘ gegen die Kläger aus— 
„Iprechen und biefe erjuchen, bei ben Aſſekuradeuren davon geeig⸗ 
„neten Gebrauch zu machen. Hielten ſie daher aus diefem Grun- 
„be die Mittheilung jelbjt zurüd, fo thaten fie es auf ihre eigene 
„und ihrer Freunde Gefahr.” 


) Als Kläger trat dad Hamburger Haus auf, welches bie Verfichenung 
abgeſchloſſen. 
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Ber Kauf auf Probe oder auf Veſicht. 
Vom 
Gerausgeber. 
(Schluß de Auffapes Neo. V. im erſten und Nro. IX. im zweiten Heft.) 
Bweiter Abfchnitt: Bas heutige Rechtsinftitut. 
Cap. I. Das ältere Deutfche Recht. 


1. Im Allgemeinen. Perfection und Gefahrz 
übergang,. 


$. 28. 


Es war die Aufgabe des eriten Theil diefer Abhandlung, 
ven Inhalt der Römtichen Rechtöquellen, von allen Tiberlieferten 
Irrthümern befreit, in feiner Reinheit darzulegen. Als weſent⸗ 
lichſtes Nefultat ergab ſich die Eriftenz zweier durchaus verſchie⸗ 
bener, wenngleich in ihren praftiichen Zwecken einigermaaßen 
verwandter Rechtäinftitute, von welchen das eine, bie degustatio, 
eine jehr befchränkte Anwendung beim Weinhandel fand, da 
zweite, der Handel nach Belieben, in ſehr mannigfachen jurifti- 
fehen Formen auftretend, vorzüglich geeignet war, einem wid; 
tigen allgemeinen Verkehrsbedürfniß zu genügen. 

Unſer heutiger Rechtözuftanb berubt auf der Miſchung 
einheimischer und Romiſcher Elemente Ob auch in umferer 
Lehre, und wieweit fich hier bereiö zur Zeit der Aufnahme ber 





u. S. Kar. 
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letzteren eigenthümliche einheimifche Rechtsregeln ausgebildet hat⸗ 
ten, werben wir zunaͤchſt zu prüfen haben. 


$. 29. 


Die beiven bargeftellten Inſtitute des Roömiſchen Rechts 
ftehen in engfter Beziehung zu den Rechtsnormen über ben Zeit 
punkt der Perfection des Kaufs, den Uebergang der Gefahr, ven 
Umfang unb die Dauer ber Gewährleiftung In allen dieſen 
Punkten finden fich fo burchgreifende Unterfchiede zwiſchen dem 
Suftintaneifchen Recht und denjenigen Grundſaͤtzen, welche fich 
bi? zur Reception deſſelben in Deutichland ausgebildet hat- 
ten, daß das praftifche Bedürfniß, welchem die Roͤmiſchen In⸗ 
ftitute entfprungen find, fich nicht gut in denjelben Formen bes 
friebigen konnte. 

Im_Hoffiichen Römischen Recht hat der Kauf feine ches 
malige Realvertraganatur (vgl. oben ©. 80) völlig abgeftreift, 
obligatorifche und dingliche Elemente find völlig von einander 
gejonbert. Der obligatorifche Vertrag als folcher ift perfect und 
an ſich unmwiberruflich, ſobald die Betheiligten fich in belichiger 
formlofer Weife über Waare und Preid geeinigt haben. In 
biefem Moment geht bie Gefahr ber verkauften species, mag 
fie vorliegen ober nicht, auf den Käufer über. Durch bie Deut⸗ 


ie, De Ecen nennen ara 1 has Zrinz Kin, baß ber 
Kauf nur dann volllommen bindend ſei, wenn derſelbe von bei⸗ 
ben Seiten, ober doch von einer durch Zahlung bes Kaufpreijes 
oder durch Vebergabe der Waare erfüllt, oder au nur eine 
arrha (Weinkauf, Leitfauf, Leikauf, Gottespfennig) gegeben 
worben. Bi dahin iſt der Vertrag wicht allein unbeweiäber, 
fondern auch von beiden Seiten fret widerruflich!). 


1) Quellen bei Warnkönig Franzöfiſche Rechtsgeſchichte IL ©. 516, 
620. 562. 563. Schäffner Gedichte ber Rechtsverfaſſung Frank⸗ 
reihe 1. ©. 286. DI. ©. 252. Roſenvinge Grundriß ber Dä- 
niſchen Rechtsgeſchichte, überfegt von Homeyer $. 56. 108. Stiern- 

" aöök De jure Suconum et Goihorum vetusto ©. 231. 285 ff. 
Stobbe zur Geſchichte bed Deutichen Vertragerechts S. 84. 58. 


101 37 Daß Jar Buliäe, Bien Cammare 


/ 8.39. 
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In ber Vebergabe der Sache liegt nun ein Doppeltes: 
einmal und vorzüglich die Ausſchließung ver bisherigen thatkäche 
lichen Herrichaft des Verkäufers durch den neuen Befit des Käu— 
fer2; ſodann die unmittelbare Gegenwart des Kaufgegenftanbes, 
weiche es dem Käufer möglich macht, Aber deſſen Beſchaffenheit 
ein ſicheres Urtheil zu fällen. Beides braucht nicht nothwendig 
zuſammenzufallen, namentlich nicht beim Tageskauf, wo Abſchluß 
des Vertrags über einen vorliegenden Segenftand und deſſen 
Vebergabe an den Verkäufer gar häufig in verfegiedenen Zeit 
punkten ftattfinden?), alſo zwar Abſchluß des Vertrags ımb 
Gegenwart der Waäre, nicht aber auch Uebergabe ber letzteren 
regelmäßig comeidiren. Dagegen beim Lieferungskauf fallen zwar 
Gegenwart und Vebergabe der Waare meift zufammen, felten 
aber die erfte und niemals die legte mit dem Abſchluß des Ver⸗ 
traged. Finden wir daher in dem Prager Stabtrecht art. 14 


(Roͤßler ©. 11) den Lieferungskauf unterfagt, fo ift dies Ver 


bot wohl nicht lediglich aus handelspolizeilichen Rückfichten, fon- 
bern ebenfo jehr als Auzfluß altgermanifger Rechtsanſchauung 
zu erflären. In den nordiſchen Handelsſtädten hat fich freilich 
ſchon früh eine freiere Auffaffung Bahn gebrochen. Bereits das 
Hamburger Stabtredyt von 1270 geitattet den Lieferungstauf 
ausdrücklich 2). 


— = - — 2 » .. m ern 


on the laws of England (partly founded on Blackstone) by H. 3. 
Stephen book II. part. II. chap. V. (2. edit. London 1848. Vei. 
M. p. 60 £) 

2) Kopenhagener Stadbtrecht von 1294 (Roſenvinge $. 108. not. a): 
Sed si aliquis emerik.rem, quam prius viderat, et bibil Lichköp, 
emtor solvet quod emit. Pol. aud König Chriſtoph's Stabtrecht 
art. 27 (Weftphulen Monumenta inedita IV. 2020). 


8) Queine ever een man: in de stadt vor syneme gude, vnde vor- 
bvcotlſh it ere it queme, dat mot wol syn (Bei Lappenberg VL 
7.97.) : Ebenſo Statut: von 1292. G. 2, ven 1497 L W., und 
1  Lübliches Stadtrecht: Hach. II. 822. Ueber Lieferungsktuse in Tan 

zig während bei 15. Jahrhunderts vgl. Th. Hivſch Danzig's Handels⸗ 
unb Gewerbsgeſchichte unter der Herrſchaft bed. — Ordens. 

Beuzig 1868... 283, .. 
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Der Zeitpunkt ber Vebergabe tft zugleich ber des Ge- 
fabrzübergangest), indeflen fügt dad Norwegiſche Net 
bier eine bemerkenswerihe Modification für den Tall hinzu, daß 
ber Käufer die Sache bereits vor ber Vebergabe gejehen hats) 
Hier wird ſchon angebeutet, daß auch bie Gegenwart des Kauf⸗ 
gegenſtandes bei Abſchluß des Kaufvertrags ein für ſich ei 
tungsvolles juriftif — Moment darſtellt. 


I. Susbefondere: » Haftung für Gewährsmängel. 
Die Probezeit. 


$. 30, 


Noch Thärfer tritt die hervor, wo die Haftung für 
Gewährsmängel in Frage ſteht. Der germaniſche Grund— 
1 ift bekanntlich der des älteren Nömifchen Rechts: Der Ver— 
äufer haftet nur, fofern er beftimmte Eigenſchaften zugefagt, ' 
oder vorhandene erhebliche Mängel wifjentlich verfchwiegen hat, 
und auch dann nur, wen ihm innerhalb Furzer Zeit — die üb— 
fiche Trift beträgt 3 Tage, mitunter bi3 30 Tage — der Man- 
gel angezeigt wird. Der Käufer mag fich ſelbſt vorfehen: caveat 
emptor®). 


4) Stobbe a. a. D. ©. 278-284. 


5) Leges Gulathingenses Kaupa-Bolkr. cap. XVII (ed. Arna Magn. 
Hauniae 1817 p. 505). In ber Iateinifchen Ueberfegung: De emtione 
rerum non visarum. Si quis rem antea a se non visam ab 
altero emerit, ejusdem periculo obstrictus est venditor, usque do- 
nec eadem emtori — tradita fuerit. aan A diefe Bee 
ſchränkung eod. cap. XVI. 


6) Eropp in ben Juriſtiſchen Abhandlungen Bd. L no. 11. Sad: 
fenhaufer bie Lehre von ber Nachwährſchaft für verkaufte Haus⸗ 
thiere nach Deutſchem Recht. München 1857. S. 3—27. ©. Hoff: 

" mann im Archiv f. ‚praft. Rechtöwifienfchaft IV. S. 184 ff. Außer . 
ben .bort angeführten Quellen vgl. Ine's Geſetze cap. 36 und bie 
Eibesformeln Anhang X. 7. 9. (R. Schmid bie Geſetze der Angel- 
ſjachſen 2. Aufl. 1868. ©. 49. 407. 409). Soester Schrae uon 1548 
art. 11. — so sollen de Marcket-Lüde und gemeine Koip-Lüde 
er Gudt alle Market-Dage tho der Bank vele brengen und un- 
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Dabet wirb‘natürlich vorausgefegt, daß die Waare bei Ab⸗ 
ſchluß bed Vertrages oder doch vor ber Mebergabe hat beſehen 
werben können”). Daher ber ftattgefundene Beſicht mitunter al- 
len ®), mitunter mur in Verbindung mit bemnächftiger Ueber⸗ 
gabe), jeden fpäteren Ruͤckgriff auf den Verkäufer ausſchließt. 
Der Beficht findet regelmäßig ftatt beim Verkäufer: die Waare 
wird dem Käufer zum Beſicht vorgelegt. 

Diefem Beſicht entfprechen nur theilweife die Probetage, 
welche in ben Norbifchen Rechtäquellen beim Sflaven - und SUN: 
hanbel erwähnt werben. 

Die Probezeit kann einen zwiefachen juriftifchen Sinn Ga 
ben. Einmal kann darunter bie gewöhnliche Rebhibitiongfrift ver- 
ſtanden werben, ba dieſe ja ſtets dazu beftimmt ift,. dem Käufer 
bie nähere Prüfung der Waare zu ermöglichen. In diefem Falle 
ift die Rückgabe nur wegen ber geſetzlich anerlannten Ge- 
währsmängel geftattet, und der Verkäufer vermag durch eidliche 
Erhaͤrtung ſeines Nichtwiſſens ſich vor der Rüdnahme zu ſchü— 
tzen; nach Ablauf der Probezeit iſt die en gänzlich aus⸗ 
geſchloſſen. 

Oder die Rückgabe während der Probezeit iſt wegen jeden 
Mangels, ja ſchlechthin nach dem Belieben des Käufers, zuläflig, 


sern Burgern geboirlichen und redelichen Koip geven. und ock dem 
Gude tho geven sinen rechten Namen. up dat ein itlich unbedrogen 
blive. (Seiberg Urkundenbuch IL ©. 411) Brünner Schöffen: 
buch 278. (Röſſler Deutfche Rechtsdenkmäler IL ©. 128. 

7) Sm Münchener Stadtrecht art. 169 (Auer ©. 64) verantwortet fich 
ber wegen fehler be verkauften Pferbes belangte Verkäufer: — ich 
han im daz ros nicht anders geben, dann er daran gesehen hat, 
Ebenſo Kaiſer Lubwig’3 Bayriſches Landrechtbud art. 244. (Frey⸗ 
berg Sammlung IV. ©. 469) und Stadtrecht von Freifing (Frey⸗ 
berg V. ©. 213). 

8) Hamb. Stadtrecht von 1270 VL 27. alin. 6—8.; von 1292. G. XXIL 
alin. 7—9, Lüb. Stabtrecht bei Hach IL 239; III, 822 alin. 6—8 
Wiener Stabtreht (Rauch III. ©. 180. 182). 

9) Samburger Stabtret von 1270. VI. alin. 4. 5; von 1292 6. XXIL 
ale. 4--6; von 1497 L. 5. alip. 4. M. 13. 2üb. Stabtredit 
bei Hach HI. 822. alin. 8. 4. 


dia. A Bafe.- 
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und nach Ablauf derſelben ift noch die gewöhnliche Redhibition 
wegen gefetlicher Mängel unter ven gewöhnlichen Vorausſetzun⸗ 
gen ftatthaft. In diefem letzten Fall ift ver Käufer vor Ablauf 
der Probezeit, ungeachtet der Uebergabe, an den Handel nicht ge- 
bunden: es Tiegt ein Handel nach Belieben vor. 

Diefe zwiefache Bedeutung der Probezeit tritt in dem Rechts⸗ 
buch der Inſel Gothland Mar hervor. Beim Kauf eines ned; 
te3 bat ver Käufer 6 Probetage; am Tten muß ber Knecht be- 
zahlt oder zurückgegeben werben, jofern er dem Käufer nicht ge- 
Fällt Nach Ablauf ver Probezeit haftet der Verkäufer noch ein 
ganzes Jahr lang für brei Fehler, und, jo lange er lebt, für- 
nachtheiligeg Gerücht, d. h. wegen fchweret” Verbrechen des 
Knechts 20). Für Viel dagegen gibt es nur drei Probetage, wäh: 
rend derer die Redhibition wegen beitimmter Fehler geitattet, nach 
deren Ablauf fie gänzlich ausgeſchloſſen ift 12). 

Sm Schwediſchen Recht hatten die Probetage (frästmark‘) 
für Vieh wohl biefelbe Bedeutung, welche wir für bie Probetage 
des Gothländifchen Recht? bei Fechten kennen gelernt haben 12). 
Stiernhöök S. 232. 233 bezeichnet den fo abgefchloffenen Kauf 
als emptio sub conditione experiundi ad certum tempus — 
quum esset poenitentiae locus, et liceret emendare erro- 
res proprios, cavere alienos. Nur für Verträge zwiſchen 
Einheimifchen und Fremden, die entweder vor Zeugen oder auf 
öffentlichen Markt geſchloſſen waren, galt die Regel nicht: sibi 
ipsis enim imputandum, quod non essent cautius mercafi. 


2. Dad Reugelb. 


S. 31. 


Endlich finden fi) auch andere Mittel, Webereilungen ent- 
weber zu verhüten, oder doch moͤglichſt unſchädlich zu machen. 
Dahin gehört der mehrfach erwähnte Rechtsſatz, daß ein 


10) Blei bem Römifhen furtis noxisque solulum esse 1. 1. pr. D. de 
aedil. ed. (21,1) vgl. Gutalagh (ed. Schildener) cap. 48. 

11) Gutalagh cap. 48—46. 

12) Anber8 Eropp a. a. ©. ©. 167. not, 10, 

Beitiärift für Hamdelärcht. 26 
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geſchloſſener Handel bis zum Auseinandergehen beiber Theile, un- 

genchtet der gegebenen oder empfangenen arrha, von beiben Sei- 

ten widerruflich fein folle. So namentlich im Lübiihen Recht: 
Justitia Lubecensis von 1158 (Weitphalen Monum. 
ined. UL 629) 8i quis denerium saneti spiritus 
super coptractu vel mercatione aliqua quan- 
tumeunque excellente vel mediocri erogaverif, 
idem est ac si mereipotum dederit, Si vero 
uni eorum emtio displieet antequam pedem mu- 
taverit, denerium sencti spiritus aut restiluere 
aut recipere poterit, quod pede mutato facere 
neuter eorum poterit. 
Lüb. Recht nach dem Codex von 1294 (Ha IL 117). 
So we so deme andezen gift des hileghen ghey- 
stes penninch up senen Koop oder up en lovede, 
dat is also stede alse se hebbe dem litkop ge- 
gheuen !?) it ne si also dat er en den penning 
weder gheue oder de andere eme weder esche 
er se sic vullen scheden. 

Ebenſo Reid. Lüb. Recht IIL 6. art. 6 und anbere norb- 
deutſche und Daͤniſche Stabtrechte 14). Das bezeugt auch Stiern- 
HOSE als altes Recht für ben Verlauf von Koͤnigsland i6). — 

Nach vielen Stabt-unb Landrechten trägt jogar die arrha 
ſchlechthin den Charakter eines Reugeldes, jo daß gegen bes 
ven Verluſt der Rücktritt unbeichränft ober doch innerhalb gewiſ⸗ 


18) In einem Coder ber Hamburger Stabtbibliothet (U. bei Hach) heißt 
es flatt des folgenden noch deutlicher: so verne de ene dem anderen 
den godes penningh nicht wedder en deyt er se sick scheyden 
van der stede dar se den kop malen. 

14) Bgl. Statut, von Ripen von 1259 art. 79 (VWeſtphalen Monum. IV. 
2006), von Flensburg von 1284 art. 44 (Weſtphalen IV. 1918), 
und die bei Rofenvinge $. 108. not. c. angeführten. Ausbrüde 
lich verneint im Wiener Gtabtucht (Raus ME ©. 177). 

15) ©. 284: Sed tamen, si venditiomis eum porsiluisset, antequam 
alterum pedem a limine non extulisset, habebat regressum is in- 
tegrum: secus, si ulzumque eliminasset. 








Golkfämidt: Laer Kauf auf Prebe oder uf Befiht. 5 


fer Friſten geſtatiet iſt 1e). Sehr fergfäktig auagebildet, mil ger 
jeglicher Yirirung des Reugelbs, ift auch dieſes Inſtitut im Schwe⸗ 
diſchen und Dänifhen Met — im ABufammenhang weit 
der älteren Germaniichen Anfchamung, bag nur der beiderfeitig 
erfüllte Kauf volllommen ftet jet 17). 

Eigenthümliche Regeln über das „Wanbelbingen bei Kauf: 
geſchaften über Immobilien enthält has Benckener Gtabtrecht 
für Imgolfiabt art. 448 (ner ©. 170. Bol. Einl. p. XLL) 


Gm Romiſchen Recht. Verhältniß zur Eonventional- 
rafe. 


8. 92. 


Man hat nicht felten verſucht, bie |. g. arrha poegitentie- 
lis fchon in ben Römischen Rechtsquellen zu finven und bie Ger 
maniſchen Principten burch das Corpus Juris zu ſtũtzen — allein die 
ſes enthaͤlt von derſelben keine Spur. Es wirb nicht unfruchibar fein, 
dieſen noch immer nicht genügend erörterten Punkt feſtzuſtellen 1°). 

Beim Rüdtritt von Verloͤbniffen verwirkte ber ſchuldige 
Theil die gegebene oder empfangene arrha, und mußte, wenig⸗ 
ſtend nach fpäterem Recht, die empfangene ſogar doppelt reſtitu⸗ 


16) Gtatut von Hadersleben von 1292 art. 80 (Weſtphalen IV. 1982). 
Jus. Siesric. cap. 51. 52. Stadtrecht ven Gopenhagen von 1448 
art. 26. (Weſtphalen IV. 2020). v. Bunge das liv⸗ und eſthlaendiſche 
Privatrecht. 2. Aufl. L ©. 507. Würtemb. Landr. IL 9. 6. 20. 
Preuß. Lanbr. von 1721. lib. 4. 6. tit. 6. tit. 7. 8. 3. Code civil 
art. 1590. Anders Codex Maxim. Bavaricus IV. cap. 1. $. 11. 
Algen. Landrecht L 5. $. 210 £ 311 2. Defter. Bürger. Gefehb. 
art. 909. 910. Span. Hanbelögefegbuch art. 379. Brofil. Hanbels- 
geiehbu art. 218. Gutwuj eine Deutſchen KHanbelögefepsudes 
art. 268. Privatrechtliche Geſetzbuch für den Canton Zürid. 
$ 1895—1897. Bol. au Rofenvinge 8. 57. 108 und Mitter- 
maier Deutſches Privatrecht II. $. 280. Ueber das Sächſiſche Recht 
Gottfhalf Selecta disceptatiommm forenzium eapita II. cap. BO. 

17) Stiernhädt ©. 285. 236. Roſenvinge $. 56. not. a. $. 108 


net. 2. 
18) Mgl. mh EHOT Da Berker mit Gantipepieen &. AUS-D10. 
26 
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iren 19), Doch war bie Rüucktrittsbefugniß Feinedtweg? eine Folge 
ber arrha, fondern der Verkuft der letzteren eher eine Abweichung 
von dem ftrenge feitgehaltenen Grundſatz, daß jeder auch nur in- 
birecte Zwang zur Realifirung bed Verlöbniffes für unſtatthaft 
erachtet wurde. Durch die arrha wurde die bindende Kraft ei- 
ned Verlbbniſſes verstärkt, nicht abgeichwächt. 

Dasſelbe gilt von den Kaufverträgen, welche wegen verab- 
rebeter aber noch nicht vollzogener fchriftlicher Abfaſſung nach 
Vorſchrift Juſtinian's für unverbindliche Tractate zu erachten find 
— auch bier verſteht fich der freie Rücktritt beider Theile von ſelbſt, 
mag eine arrha gegeben fein oder nicht; durch die Leiſtung der⸗ 
jelben wird ber font ganz freie Nücktritt erjchwert, weil der 
zurücktretende Geber fie verliert, und der zurückretende Empfän- 
ger fie doppelt reftituiren muß 29). 





19) 1.88. pr. D.de ritu. nupt. (23,2) 1. 6. C. Th. 3,5; 1.8. 5. C. de 
sponsal. (5,1). 

20) I. 17. C. de fide instrum. (4,21) pr. J. de emt. vend. (8,28), Wenn 
Biele, unter den Neueren namentlih Glüd IV. 8.313. XVL 8. 982. 
Treitſchke Kaufvertrag ©. 71, unb v. Savigny Obligationen- 
recht 11. 8. 79, behaupten, daß dieſer Grundſatz auch bei den ohne 
vorbehaltene Form gefchloffenen Verträgen gelte, unb banınter ent- 
weder bloße Tractate, oder bedingte, oder gar volllommen perfecte 
Verträge verftehen, fo ftehen ihnen bafür die Quellen keineswegs zur 
Seite. Nicht, wie Savigny bemerkt, in beiden Verordnungen, fon: 
dern nur in ben Inftitutionen fommen die Worte vor „sive in scrip- 
tis sive sine scriptis venditio celebrata est‘; bie Goberftelle ent: 
Hält bafür folgenden Sat „si quae arrhae super facienda emtione 
cujusque rei datae sunt sive in scriptis sive sine scriptis*. In bem 
Driginalgefeß ift alfo, wie auch aus bejfen fonftigem Inhalt mit 
Sicherheit hervorgeht, gar nicht von einem münblihen ohne Bor- 
behalt der fchriftlihen Abfaffung gefchlofienen Vertrage bie Mebe, 
fondern nur von einem Vertrage, welcher zwar münblich oder in ei: 
ner ſchriftlichen Punctation gefchloffen tft, aber verabrebetermaßen in 
einer fürmlihen jchriftlichen Urkunde niedergelegt werden fol, und 
welchen münbliche ober fchriftliche Verabredungen über eine zu leiftende 
und demnächſt wirklich geleiftete arrha beigefügt find. (Eine ſchrift⸗ 
liche Feftftellung ber arrha bat übrigens neben einem rein münb- 
lichen Vertrage nichts Auffallendes, noch weniger in einer fehriftlichen 
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Abgeſehen von diefen beiven Fällen einer arrha pacto im- 
perfecto data erfcheint die arrha ſtets nur ala Bekraͤftigumg und 
Pfand eines vollfommenen bindend gefchloffenen Vertrages 21). — 

Nicht felten allerdingd wird beim Kauf ber lex commis- 
soria mit der Wirkung gedacht, daß beim Verfall ver ſaͤumige 
Käufer auch die gegebene arrha verlieren ſolle 22) — allein die Na- 
tur eined Reugeldes 22), deflen wahre® Welen ja barin befteht, 
daß durch deſſen Leiftung fich der Geber von feiner Verpflichtung 
zur Erfüllung beliebig losmachen darf, trägt fie um fo weniger, 
als ausbrüdlich hervorgehoben wird, daß die Geltendmachung der 


Bunctation). In der Inftitutionenftelle nun bat Juſtinian ſicherlich 
nur ben Inhalt feine früheren Gefeßed wiedergeben wollen, auf wel- 
ches er bier ausbrüdlid, verweift, unb deſſen Inhalt er zum Theil 
wörtlich referirt. Auch in der Inſtitutionenſtelle handelt es fi nur 
um ſchriftlich abzufaffende Verträge: von ben übrigen erflärt Juſtinian 
ausbrüdiih nihil a nobis in hujusmodi conventionibus ionovatum 
est, während doch bie von ben Gegnern behauptete Natur der arrha 
bei folchen Verträgen eine entichiebene Neuerung geweſen wäre. Hie⸗ 
nah können die Worte „sive in scriptis sive sine scriptis venditio 
celebrata est“ nicht anderes bebeuten, als bie obenangeführten Worte 
des Coder, nämlich: gleichviel ob über Die arrha jchriftlich ober münb- 
Tich (bei der fchriftfichen ober mündlichen Punktation des Kaufvertra= 
ges) etivad ausgemacht ift. Die entgegengefegte Auslegung beſchul⸗ 
digt nicht allem Juſtinian eines „wenig überlegten“ Verfahrens, fie 
bringt auch in die Smftitutionenftelle felbft, wie zwilchen dieſe und 
das Driginalgefeb im Eober, einen unlösbaren Widerſpruch — wäh: 
rend bei unferer Auslegung nur ein zweibenfiger Außbrud gu rügen 
bleibt. Zu einer analogen Ausdehnung ber Zuftinianeifhen Vorſchrift 

abber Tiegt Fein Grund vor. 

an Galus III. 139. pr. J. de emt. vend. (8,28). 1. 36. pr. D. de C. 
E. (18,1). 111.8 6. D. de A. E. V. (19,1).1 5. 6.18. D. de 
inst. art. (14,8). 1. 2. C. quando liceat ab emt. (4,45). 1. 3. C. 
de A. E V. (4,49). vgl. audy 1. 8. 6. C. de resc. vend. (4,44). 


22) 1. 6.pr. L 8. D. de lege comm. (18,8). Auch in 1. 1. C. de paclis 
inter emt. (4,54) if nur bavon — nicht, wie Sintenis Givilrecht 

. AL ©. 808. not. 10. will — von einem Reugeld bie Rede. 

33) Wie neuerdings wieber Muther behauptet: Sequeftration und Arrefl 
©. 880. 
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lex commissoria ſchlechthin im Belieben des Verkaͤufers 6. 5. bes 
Empfängers, ſteht 2). Die arrha ericheint bier als eine im 
Voraus gegebene Conventionalſtrafe 

Demungenchtet koͤnnen ansbrückiche Abreden ber Art bei 
ben Romern fehr wohl vorgefommen fein, und durch Ausbedin⸗ 
gung won Conwentionalſtrafen ließ fich unter Umſtänden daſſelbe 
materielle Reſultat erzielen. 

War nämlich auch nicht ausdrücklich werabrebet, ba 
ver Schulbner gegen Erlegung eines Meugelbes von feiner Vers 
bindlichkeit Frei fein folle =), fo konnte dies doch indirect erreicht 
werben: einmal durch jede einer unbeningten Hauptftipulatton bei⸗ 
gefügte Pönalftipulation 2°), ſodann durch eine bebingte Faſſung 
ber mit der Strafftipulatton in Eine Stipulatton zuſammenge⸗ 
jogenen Hauptobligation 27). Denn in beiden Fällen Bing es ja 
nur vom Schuldner ab, durch Verweigerung ber Hauptleiftung 
ben Gläubiger zu nöthigen, fi mit der Strafe zu begnügen. 
Die letztere erſchien fomit als ein zwar nicht im Voraus gege- 
benes, aber doch verfprochene? Reugelb. Su allen anberen Zäl- 
fen teng freilich die Eonventionalfirafe einen dem Reugelb 


24) 1. 2. 8. 6. pr. D. de lege commiss. (18,5). 


25) Alsbann wäre bie Leiftung in obligatione, das Reugeld in solatiene 
geweien. v. Vangerow Panbelten II. &. 865. a. €. 


36) Hurch biefe wurbe die Hauptobligation im falle nicht vedhizeitiger 
Zahlung gleichſam novirt und blieb nur in solutione, bie Strafe allein 
in obligatione. 3: B. fundum Tusculanum dare spondes? Si nom 
dederis, centum dare spondes? 1. 44. $. 6. D. de O. et A. (44,7). 
L.71.185.8.8. 1. 115. 621.137. 67. D. de 7. ©. (45,1). 
L1. 8.6 D. ad leg. Falcid. (88,2), 1. 24° D. quando dies log. 
6,2. %. 7. 3. de V. O. (8,15). Bol Liebe, Die Stipulation 
©. 809 fi. v. Bangerow IIL ©. 862 fi. d. Gapigny, Obliga⸗ 
tionenrecht EL 6. 80. 


2T) Hier war ſogleich die Strafe allein in obligatiene, bie Hauptleiſtung 
nur in solutione. 3.8. Si fandam Tusculanum non dederis, centum 
dare spondest 1. 44$.5.D.de 0. et A. (44,7) 1. 68. 1. 118. $. 2. 
L 122. &2.D. de V. O. (45,1). 3. 46. D. mandali (17,1). Sa—⸗ 
vigny a. a. O. 
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gelb enigegengefehten Charalter, und biefer lehztere iſt gegenwär⸗ 
tig entfchieben ber vegelmäpige*®). 
3. Die Schau und verwandte Inftitute 
8. 33. 


An einigen Stabtrechten wirb bes Kaufs mit der Schau gebackt. 
Nürnberger Reformation von 1564 tät. 16. 
Gef. 3. Bon Gütern ober Wharen, die der Schatw ober Prob 
bebörffen. 

So Süter oder Wharen, die der Schaw, Prob, oder Be 
wernng bebürfen, alle Specerey und anders, on Befonbere ge 
bing verfauft werben, So iſt der Keuffer die angunemen nit 
fchulbig, die jenen dann zuvor auf ber orbentlicden ſchaw unb 
Prob gerecht und ala Kaufmannsgut gefunden worden. 
Und fo vor folder Scaw, Prob und Beiwerung , das ver- 
kauft gut gergert oder beſchedigt wurde, denſelben ſchaden 
tregt der Verkeuffer und nit der Keuffer. 

Geſetz 4. 

Alin. 3: Wurden dann Schwein, oder andere dergleichen 
Thier, die der Schau bebörfen, verkauft, bie follen durch bie 
ſchaw dem Keuffer gefertigt werben, und bie werichaft vieri- 
zehn tag, wie oblaut, befteen. 

Aehnlich ſchon die Neformation von 1484 tik. 28 Gef. 2. 3. 
Frankfurter Reformation von 1611 Th. IL tit. 9. 
$. 7. Schwein unb andere hier, fo mit ber Schaum pfle- 
gen verkaufft zu werben, obgleich biefelbige Schaum gejchehen: 
Sp fell doch ber Berkäuffer, ben und herfommenem Gebrauch 
nah, wann folge Schwein zına Einlegen und ber Maft 
verfaufft werben, auff vier Wochen lang, Wann fie aber zur 
Schlacht verkauft, auf drey Tage ang, Wehrſchafft zu thun 
ſchuldig fern. 


28) Savigny u. Bangerow a. a. D. Bel. au DO. A. G. zu Caf- 
fl in Sachen Brand vja Altgeff (1828) und Lenderoif o/a Henſe 
(1886) bei Strippelmann Sammlung V. ©. 82. (Seuffert’3 Archiv 
IIL ne. 42). 


398 Gelbfehmidt: Der Kauf auf Vrobe oder auf Beſicht 


6. 8. Sonſt andere anfehnliche Kauffmanns⸗Waaren, als 

Gold, Silber, Granalien, Perlen, auch geringere Waaren, fo 

im Verkauffen und Kauffen, auch ihre Proben, Liefferung, 

und fondere Ordnung und Satzungen, von Alters allbie ha⸗ 

ben: Laffen wir es bei benjelben noch zur Zeit bleiben. — 

Bol. auch die gleichlautende Rebaction von 1578. Th. I. 
tit. 9. art. 7. 8. 

Die Schau oder Probe ift eine handelspolizeiliche Einrich⸗ 
tung, welche im Intereſſe der Redlichkeit des Verkehrs und bes 
guten Rufs eines Handelsplatzes ehemals in großem Umfang ge- 
übt zu werben pflegte, und auch noch gegenwärtig für einzelne 
Woaarengattungen üblid, ift 29. Die Prüfung der bafür einge- 
ſetzten Behörbe, des Schauamts, erſtreckt ſich theild auf die Be- 
Ihaffenheit ver Waare, theils auf die Nichtigkeit ber angegebenen 
Maaße und Gewichtömenge, theils, bei Augfuhrartifeln, auch 
wohl auf die zweckmäßige VBerpadung Die vom Schauamt auß- 
gehende jchriftliche oder mündliche, mitunter auch der Waare burch 
Stempel ober jonftige Zeichen erkennbar aufgeprägte Erklärung 
gewährt dem Käufer eine mehr oder minder vertrauensmwürbige 
Garantie ihrer Tüchtigfeit. 

- Wurden nun Waaren, bei welchen notbwendig ober in ber 
Megel die amtliche Schau ftattfand, ohne vorgängige Schau und 
ohne befondere Abrede veräußert, jo durfte der Käufer deren nach⸗ 
trägliche Vornahme verlangen, und war zur Abnahme nur als⸗ 
dann verpflichtet, wenn fich bei der Echau die Waare als Kauf: 
mannsgut erwied 3%). Bis dahin. galt der Handel als imperfect, 
und alle Gefahr trug der Verkäufer. Andererſeits wurbe durch 
bie ftattgehabte Schau der Verkäufer nicht ſchlechthin von jeder 
ferneren Haftung frei; wenigftend findet fich beim Viehhandel 


29) Roth Gefchichte des Nürnbergifchen Handels Theil IV. S. 209,—247. 
(Orth) Anmerklungen über die erneuerte Reformation der Gtabt 
Frankfurt. Theil IH. ©. 21 — 27. Reichspolizeiorduung von 1877 
tit. 24 Hüllmann Städteweien bed Mittelalters J. S. 208 ff. IV. 
©. 100 ff. Fr. Nobad Syſtematiſches Lehrbuch ber Handelswiſſen⸗ 
haft S. 488-490. 

80) Roth a. a. DO. ©. 224. 248. 








Nas. 
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noch eine weitere breitägige bis vierwoͤchentliche ———— 
geftattet 12). 

Der Handel mit der Schau unterſcheidet ſich alſo auch im, 
privatrechtlicher Hinficht fomohl von dem Römifchen Weinhandel ! 
mit degustatio, als von dem Römischen Handel nach Belieben: 
von dem erjten namentlich dadurch, daß der Handel big zur Schau, 
welche, wie dort, als ſtillſchweigend ausgemacht gilt, imperfect bleibt; 
von dem zweiten darin, daß ein willlührlicher Rücktritt nicht 
ftatthaft ift. 

Eine Art der Schau ift die im Oftfeehandel vorkonrmende 
„Brake“ für Holz, Aſche, Theer, Pech, Hopfen, Flachs ꝛc. 22). 
Terner gehört hierhin der von Marquardt De jure merca- 
torum lib. V., cap. 9. nr. 37 erwähnte Lübeckiſche Gebrauch 
beim Verkauf von Bier: Sic Lubecae in venditione cere- 
visise , quae forsan postea acescit, aut deterior fit, non 
prius periculum ad emtorem pertinet, quam venditor pro- 
bationis schedula, mit ber Rothprob Zettel, demonstravit 

eam ipsam cerevisiam ab sestimatoribus publicis pro 
bene cocta et bona habitam ; und bie Beftimmung der Main- 
zer Nentenorbnung von 1601 33), daß Fein Faß Wein zum Ber- 
‚Taufe angezapft werben dürfe, bevor fich die Rentendiener „durch 
Koftung und Verſuchung“ davon überzeugt, daß der Wein „auf: 
richtig Kauffmannsgut“ ſei. 


Cap. U. Das neuere Recht. 


I Miſchung Römischen und Deutfhen Rechts. Die 
Praris bis zur Mitte des achtzehnten Jahrhun— 
derts. Terminologie. 

S. 34. 

Mit dem Eindringen ber NRömifchen Lehre von der Per: 
fection des Kaufvertrages, von der Gefahrätragung, und im We 


31) Bol. and Landrecht von Ober: und Nieberbaiern von 1616. Tit.6. Art. 4. 

32) 3. B. Neurevibirte Willführ ber Stadt Danzig von 1761, Th. IL 
cap. 9. art. 15-20, und namentlih Th. Hirſch, Danzig's Han- 
belö= und Gewerbegeſchichte unter der Herrſchaft des Deutſchen Or⸗ 
dens ©. 215 — 218. 

33) Bei Schirges Der Rheinſtrom. Mainz 1867, S. 15 ff. 


\ 


9.34 
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ſentlichen auch vorn der Gewährkleiftung when nochwendig bie 
fo eben bargeftellten Germaniſchen Grunbfäße, ſoweit fie gemein 
vechtlich waren, bie biößerige Geltung verlieren ; einer berfelben 
war ausgebildet genug, den Roͤmiſchen Normen ben Weg zu 
ſperren, viele unter ihnen ohnehin den Ichteren fo verwanbt, 
daß ein Vebergang ohne Schwierigkeit erfolgen konnte; nur par- 
ticularrechtlich mochte fich der eine oder anbere, inäbefonbere unter 
ben ohnehin particulären Sägen, erhalten. Den Bebürfnifien 
des Verkehrs, welche bie Römtfchen SInftitute hervorgerufen 
hatten, mußte man nun auch in Deutichlanb mittelft diefer ge 
reiht zu werben ſuchen. In der gefammten Dentichen Rechts⸗ 
litteratur , welche ſich an die Roͤmiſchen Rechtsquellen anlehnte, 
findet fich Beine Spur einer enigegengefeßten Ueberzeugung, zu⸗ 
gleich freilich — wie deren ausführliche Beleuchtung im erften 
Abſchnitt dieſer Abhandlung erwieſen Bat!) — eine burdhgän- 
gige Vermiſchung der beiven Römifchen Rechtsinſtitute, unb nr 
allzu Häufige Mißverftänbniffe der Roͤmiſchen Quellen, welche 
großeniheil® auf Rechnung dieſer Vermifchung zu fehen ſind. 
Daher und wegen abweichender Verkehrsverhältniſſe hat denn 
auch das eigenthümliche Inftitut der degustatio in unfer ein- 
heimiſches Rechtsleben Teinen Eingang gefunben, nur einzelne 
Site aus demſelben, 3. B. das Subintelligiren bes Prüfungs 
vorbehalts, find hin und wieder ?2) auf das allein vecipirte In⸗ 
ftitut des Kaufs nach Belieben übertragen worben. 


Ueber die Thatfache diefer Reception fehlt ed nicht an inte⸗ 
reffanten Zeugnifien. Bereits un die Mitte des vierzehnten Jahr- 
hunderts finden wir der Entfcheidung eines Rechtsſtreits über bie 
Sefahrztragung beim Weinhandel die L 1. D. de. P. et. C. 


1) Bgl. namentlich F. 2 und 8 biefer Abbanblung. 

2) Bol. $. 8, not. 9. 10. $. 14. not. 70. Andrerſeits werden wir 
heute auch feinen Anfland nehmen, bie Grunbfüge des ädilitifigen 
Edictd auf den Weinhandel anzuwenden, fofern nicht particuläre 
Ausnahmen fich nachweiſen laſſen. Die Deutſche Praris bat biefe 
Prinzipien ſtets wuneingefchränft auf alle Arten von Sachen ange 
wenbet. 
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(18,6) wörtlich zu Grunde gelegt ?). Zwei vorzugsweiſe für Nicht⸗ 
juriſten ſchreibende Schriftfteller des 18ten Jahrhunderts bemer- 
ten, daß über bie Gefahrstragung wiel Streit zu herrſchen pflege, 
wenn „auf vorhergehende Koſtumg und Geſchmack“ gelauft fei®). 
Das Nürnberger Handelögericht erfannte 1735 dahin, daß wenn 
Jemand ihm „auf die Prob zugefandte Wahren oder Sachen 
zwei, brei und mehrere Tage behält, foldyeg pro tacita renun- 
tiatione der Schau unb ber redhibitoria in favorem Com- 
merciorum geachtet werben Tann — wohin auch ber auf bie 
Prob oder ad gustum verkaufte Wein zu erachten tft“ 5). 
Ohne allen Einſluß finb jedoch die Germantichen Rechts⸗ 

arumbfäge nicht geblieben. Denn wenn wir fehen, daß, unge: 
achtet der Autorität des Azo umd des Accurſtus, bie unrichtige 
Lehre von ber fuspenfiobedingten Natur de |. g. Kaufs ad 
gustum in ber Prariß bie weitaus überwiegende Verbreitung, _ 
gefunden hat®), fo mag darauf wohl bie Ältere Deutfche Anſicht 
hingewirft haben, daß wor ftattgehabten Beſicht ber Hanbel noch 
nicht perfect jet. 

Auch gewährt und hierüber die Geſchichte der Terminolo⸗ 
gie nicht unintereffante Auffchlüffe. 

Dis in dieſes Jahrhundert hinein war bie vorherrſchende 
Bezeichnung des Handels nach Belieben ber quellenwibrige Aus: 
druck „Kauf ad gustum“; dieſem verwandt bie Ausdrücke 
„sub gustatione‘‘ „ad degustationem“ „ad degustandum“. 
„aufs Koften” „BIS zum Kolten” „gegen Auskoſtung.“ Die 
Augprüde „auf ie) Probe” und „auf Beſicht“ kommen 


35) Brunner Säöftenbud 286. (MR 5 Bler, Dentſche Rehisbeniimäler L. 
©. 181.) 

4) Marperger, Neueröffnetes Handelsgericht ©. 298. v. Rohr, 
Haushaltungdvecht 2. Kufl. ©. 1897. (ib. XL eap.L S. 15.) Bgal. 
and (Orth) Anmerkungen über bie erneuerte Reformation ber Stabt 
Frantfurt, h. IL ©. 218. 

5) Commentatio suceincta in Codioom juris statutarii Noriei, ober- im 
Jahr 1564 verneuerte — mit Anmerkungen und Bräjubicien er- 
Täuterte Rürnbergifhe Reformation. (Nurnberg 1787.) Theil IL 
©. 06. 

6) Bgl. oben $. 8. net. 8. 
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zwar bereitö in ben Roͤmiſchen Rechtsquellen vor 7), doch find 
fte wohl keine Meberfegung der Römtfchen. Den einen finde ich 
zuerſt in dem eben erwähnten Nürnberger Erkenntniß, und fo- 
dann in bem gedruckten „Entwurf eines allgemeinen Geſetzbuchs 
für die Preußifchen Staaten” (1787), aus welchem er in bad 
Allgemeine Landrecht und in anbere Gefeßbücher übergegangen 
it. Ihm Schließen fich bie Benennungen „auf Prüfung“, „auf 
Brobiren” „unter Vorbehalt ber Prüfung, des Probirens“, „auf 
Verſuch“, „auf Muſter“ an 8). 

Dagegen ber jetzt im Großhandel vorzugsweiſe übliche 
Ausbrud „auf Beſicht“ 9) fcheint aus der Hamburgifchen 
Prarig in unfere Rechtsſprache übergegangen zu fein: der erite 
Schriftiteller, welcher ihn anwendet, und zugleich Präjubicate 
des Hamburgifchen Handelögericht über ven „Kauf auf Beficht” 
‚mittheilt , ift meine® Wiffen? Trummer!Y); daß er fih in 
unfere Nechtöfprache jo vollfommen eingebürgert hat, ift wohl 
ben vielen Hanfeatiichen Schriftitellern zugufchreiben, welche un⸗ 
ſer Inftitut behandelt haben (Röhls, Cropp, THöl, Brindinann). 
Gerabe die Hamburgifche Nechtöentwicelung zeigt nun das ent- 
ſchiedene Streben, in ber Lehre vom Kauf die Germaniſchen 
Brincipien rein zu bewahren und conjequent weiterzubilben. 
Das ift in Bezug auf die Gewährleiftung gelungen 11), wäh- 


7) gl oben $. 16. Näheres darüber unten $. 48. 

8) Mitunter wird darunter ber Handel „nach Probe” verftanden — ber 
Sprachgebrauch ift noch Fein feſter; im gebrudten Entwurf des Preuß. 
Geſetzbuchs TH. II. tit. 8. 8. 318 begegnet ung als gleichbedeuteitb 
ber Ausdruck „zur Probe‘. Bol. auch Protokolle der Commiſſion 
zur Berathung eines allgemeinen Deutſchen Ganbelögefeßbuchs 
S. 609. 

9) Verwandt find bie Ausbrüde „auf Nachficht”, „bis zum Beſehen“, 
„auf Beſehen“. Schon Stryf tract. c.1. ar. 17. 18 bat den la⸗ 
teiniſchen Ausbrud „ad visum“, jeboch nicht als einen technifchen, 
fondern gleich bem „ad olfactum*, nämlich als Fälle, welche bem 
Kauf „ad gustum“ analog zu behandeln feien. $ 

10) Im Archiv für Handelsrecht I. S. 3832 fi. (1818). 

11) Hamburger Statut von 1608. TH. U. fit. 8. art. 17. Cropp 
a. a. O. S. 173 fi. Brindmann, Handelsrecht S. 311.ff. Bau: 
meifter, Hamburgifches Privatredt J. S. Mi ff. 


hafıa. Hu Ingo he 
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rend Hinfichtfich der Perfection und bed Gefahrzüberganges das 
Römische ‚Recht durchgedrungen tft. Hier mußte ſich folglich 
das Bedürfniß herauzftellen, durch eine kurze, Leicht beizufügende 
Bertragsclaufel dem Beficht die nämlichen rechtlichen Wirkungen 
zu fichern, welche mit vemfelben bisher Traft Rechtsvorſchrift ver- 
bunden gemwefen waren. Hteraus, und nicht allein aus dem regen 
auswärtigen Großhandel Hamburgs, dürfte fich dag Auffommen 
dieſer Elaufel gerade an dieſem Bla erflären. 


Zum Schluffe diefer Erdrterungen mag eines intereffanten 
Rechtsfalls aus ber Italieniſchen Praxis des 17. Tahrhunderts 
gedacht werden — des einzigen, welcher ſich, meines Wiſſens, in 
der Handelsrechtslitteratur jener Zeit aus dem Bereich der hier 

einschlägigen Fragen erwähnt findet 12). 

| Ein gewiffer Franciscus Fanus hatte fi) erboten, aus 
ben Cornetanischen Speichern 200: rubra Getreide an das ſtaͤdti⸗ 
che Getreiveamt zu verkaufen, und der Vorfteher des letzteren 
hatte feinen am Abladungsort wohnenden DBertreter, Namens 
Falgarius, beauftragt, dag Getreide zu befichtigen, und ſoweit 
daß es empfangbar fei bearbeiten zu laſſen, demnächſt aber zu 
verfchiffen. Da Falgarius an der Qualität Anftand nahm, fp 
ließ er das Getreide zwar verichiffen, kam jeboch mit dem Agen- 
ten des Franciscus dahin überein, daß der Vorſteher des Ge— 
treideamts felbft über die Qualität enticheiden jollte, und ſofern 
dieſem daſſelbe nicht gefalle, e3 auf Nechnung des Verkäufers blei- 
ben ſolle 12). Auf ver Fahrt geht das Getreide durch Schiff⸗ 
bruch unter, und es entfteht nun die Trage, auf weſſen Gefahr 
bafjelbe gereift je. Die Sache wird zwar gütlich ausgegli⸗ 
chen, indeſſen theilt Anſaldis, ala Anwalt bes Getreideamts, 
ein ausführlich motivirtes Gutachten für die fuöpenfivbebingte 
Natur ded vorliegenden Vertrages mit. Seine wejentlichiten 
Gründe, welche ſich durchweg auf Römiſche Quellenterte und auf 
die Prariz ſtützen, find folgende : 


12) Ansaldi de Ansaldis discursus legales de commercio disc. 6. 


15) „Non piacendo à Monsignor Prefatto , resti & comto del Signor 
Francesco Fani“. j 
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1) Es fehle ber zur Perfection erforberfide gleichgeiuige 
Couſens bed Käufers und DVerläufers; fei ein Hanbel ad pla- 
oeitum emtoris geſchloſſen, fo müfle ſich ber Käufer ſogleich er- 
Aaͤren, deſſen Zuftimmung erit am folgenden Inge genüge nicht 

2) Der Präfeet babe dem Yalgarius keinen unbeningten 
Naufauftrag ertheilt, und dieſer nicht unbebingt abgefchlofien, feu- 
bern hie Entſcheidung dem Präfecten überlafien. Der Kauf fei 
alfo von der Bebingung si placeret abhängig geweſen, wermöge 
beren die Gefahr ante approhationem ei; degustalionem secu- 
tam nicht den Käufer treffe. 

3) Auch ber Wortlaut des Vertrag fpräce nicht für 
eine Rejolutiobebingung: im entgegengefebten Falle würbe es nicht 
geheißen haben, das Getreibe bleibe auf Rechnung bes Berläu- 
fer2, fondern: dag Getreide gehe auf deſſen Gefahr zurüd "*). 
Die Unterſcheidung zwilchen den Formeln si placuerit und si 
displicuerit in den Nömifchen Quellen babe gar Keine Beziehung 
auf den Gefahrsübergang, höchftens in Anfehung der Verſchlech⸗ 
terung, nicht des völligen Untergangs (?1) 

4) Ob das Getreide von vorzüglicher Qualität war, fei 
gleichgültig, da Fanus durch die Vertragsclauſel fich jeden Be- 
weiß darũber abgefchnitten, und dem Präfecten allein den Ent- 
ſcheid über die Qualität Aberlafien habe. 


D. Die neueren Gefeßgebungen. 


1) Die Bayerifche. 


6. 35. 

Der Codex Maximilianeus Bavaricus von 1756. fdhel- 
det bie imperfecten Käufe, zu benen er auch bie venditio ad 
gustum vor wirklicher Verkoſtung zählt, von den bebiugten (ven- 
ditiones conditionatae) ?), 


14) Nicht resti, fondern ritorni & conto del Signor Francesco Fani. 

1) Vgl. Anmerkungen über ben Codicem BMaximilianenm Bavaricum 
eirileom 20a 9. %. X v. Rreitiuane zu X IV. Gap. 8. $. 12. 
(Ortavausgabe, Münden 1765. S. 182). 





SAS 
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Ben den erſteren heißt es Th. IV. Cap. IV. ©. 5: 

- Bon dem Verlauf ad corpus, mensuram, vel 
gustum 1". Bird ein Stüd überhaupt mer in Paufch 
ohne Benennung und Specification deren Theile verkauft, 
fo nennt man es venditionem ad corpus, speciem, vel 
aversionem , werben aber bie Theile befielben benannt 
ober ſpecificirt — fo nennt man ed vendilionem ad 
mersuram, uub fofern e3 eine Sache ift, welche dem Ge 
ſchmack nach verkauft zu werben pflegt, 3. B. Wein, Moͤth, 
Branbwein, fo heißt es venditio ad gustum. So viel 
nun 2d0 diefen Tebteren Kauf belangt, wird folder vor ber 
Austoftung nicht pro perfecto gehalten, es jene dann ein 
andered bedungen, ober ber Käuffer auf den Keeberfeit be⸗ 
liebten Auskoftungstag nicht erſchienen ?). 

In dieſer Theorie find 4 Punkte bemerkenswerih: 

1) Der Vorbehalt der Auskoftung wird fubintelligirt. 2 
Bol. oben $. B. Note 9. S. 12. 

2) Nicht allein beim Wein, fondern auch bei andern Waaren, 
bei denen eine Auskoſtung uͤblich iſt. Vgl. oben 6.8. _ 
Note 9. S. 14. Note 70. 

3) Nicht allein der Gefahrsübergang, ſondern auch jebe bei⸗ 
derfeitige Gebundenheit tft bis zur Auskoſtung ausgeſchloſ⸗ 


2) Die Anmerkung des Verfaſſers biezu lautet (a. a. D. S. 246): Der 
Berfauf gegen Auskoſtung (venditio ad gustum) wirb fo lang und 
foviel, bis bie Auskoſtung gefchiehet, pro actu imperfecto gehalten, 
bergeftalten, daß bis bahin nicht nur periculum rei venditae bei 
dem Verfäufer verbleibt, fonbern es kann auch jeber Theil vor ber 
Ausfofung von bem Contract völlig abgehen (1. 84. $. 5. D. de 
€. E. Lauterbach IVIII. 6. $. 19. Stryk XVII. 6. 8.6. Titius 

“ bb. 4. cap. 2. 8. 26). Ein anbered wäre, wenn ausbrüdlich aus⸗ 
bebungen worben, baf Feine Auskoſtung mehr gefchehen ſoll, ober ber 
Käufer auf ben beiberfeit# beliebten Auskoſtungstag nicht erichienen, 
mithin in mora if. Dan halt aber bei jenen Sachen, weldhe ohne 
Auskoftung nicht leicht gefauft zu werben pflegen, 3 ®. bei Wein, 
Bier, Meth, Del, in dubio allemal bafür, daß es nur venditio ad 
gustum geivefen fei, wenngleich von ber Auskoſtung in dem Eontract 
abftrahiret worben if. 
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jen — wodurch ein folcher Handel in die Reihe ber ganz 
unverbindlichen Tractate kaͤme: eine dem Verfaſſer vieles 
Geſetzbuchs ganz eigenthüntliche Anficht, für welche fich 
jelbft in den citirten Gewährdmännern fein Anhalt findet. 
Titius insbeſondere bemerkt nur, daß in ver Regel bloße 
Tractate vorlägen, keineswegs immer. Bal. oben ©. 276. 
4) Demungeachtet ſoll die Gefahr auf ben Käufer übergehen, 
fofern diefer in mora ift. Vgl. oben 8.8. Note 13. $. 21. 


9) Dad Preußiſche Recht 
F. 36. 


Die Vorſchriften des Preußifchen Geſetzbuchs von 1794 
beruhen in ihrer Grundlage auf der gemeinrechtlichen Praris 
und Litteratur des vorigen Sahrhundert3. Unter ven älteren 
Preußiſchen Rechtäquellen enthält daa Preußiſche Landrecht 
von 1721, welches fih in der Lehre vom Kauf enge an bie Pan- 
beften anjchließt, nur einen aus 1. 31 $. 22—24 D. de aedil 
ed. entnommenen Paſſus über das pactum displicentiae !). 
Aus den unmittelbaren Vorarbeiten zum Allg. Landrecht ift zu 
bemerken, daß der Gedruckte Entwurf Th. IL. Abth. I. Tit. 
VII unter den „Nebenverträgen” ($. 265), auch „5) vom Reu⸗ 
kauf“ handelt. SS. 313—318.. 

Hier werden zwei Fälle unterjchieden: 

$. 313. Hat der Käufer oder Verkäufer, fich als Recht, bin- 

nen einer gewiffen Zeit vom Kaufe wieder abzu= 

gehen, vorbehalten, jo ift ſolches für eine auflöfenve 
Bedingung anzufehen. 

F. 314. Sit die Sache dem Käufer nur auf die Probe ger 

geben worben, fo erlangt der Kauf feine volle Wirk⸗ 

ſamkeit erft von dem Zeitpuntt an, wo ber Käufer 

jeine Zufriedenheit mit ber behandelten Sache aus⸗ 

drücklich ober ftillfchweigend zu erkennen gegeben hat. 

Im erften Fall gilt alſo der Vertrag als reſolutivbedingt, 
im zweiten all als juspenjiobedingt; der Ausdruck „Kauf auf 


1) Pars I. lib. IV. art. XVIL 8. 2. 
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Probe! kommt als techniſcher noch nicht wor; das „auf Die Probe 
geben, erhalten, auf der Probe haben” (vgl. $. 816 . 317) wire 


.7 


anf den zweiten Tall beſchraͤnkt. Beiden Fällen gemeinſam iſt 


bie Vorschrift des 5. 318, wo der Ausdruck „zur Probe” mit 
den vorigen ibentifch vorkommt: 
Iſt dem Käufer eine Sache nur zur Probe, ober mit der 
Befugniß, vom Contract wieder abgehen zu Tünnen, unter 


Beitimmung einer gewiſſen Zeit, innerhalb deren er fidh.; 


darüber .erflären müffe, gegeben worben, jo erloͤſcht die 


Befugniß, ſobald die beſtimmte Zeit verfloſſen iſt. 
Das Allgemeine Bandrecht fcheidet der Reukauf, 
welcher unter ben „Nebenverträgen“ (L 11. $. 257) die jechite 


in 4 


Stelle einnimmt ?), vom „Verkauf auf bie Probe,” welder. 
an ber fiebenten Stelle jteht ®). Tür den Handelskauf fehlt es 


an bejonderen Regeln. 
8) Der Reufauf. 
6. 37. 


In ber Definition bes Neukauf (I. 11. $. 331) wird der 
6. 813 des gedruckten Entwurf? mit unmwelentlichen Wortän- 
derungen wiederholt. Bemerkenswerth ijt die principielle Erwei- 
terung bed Inſtituts auch auf ven Verkäufer. 

Daß ber Gefeßgeber durch die Worte „binnen einer ge: 
willen Zelt” jeden abweichenben Vertragzinhalt habe ausſchließen 
wollen, ift durchaus unwahrſcheinlich; er Hat offenbar nur an 


ben gewöhnlichiten Fall gedacht, daß zugleich die Zeit ber Er- 


Härung feitgeftellt ift. Es erfcheint daher ebenjo wenig. zutref- 
ferd, in Ermangelung einer Frijtbeftimmung bie Wirkſamkeit des 
Nebenvertragd auf die Zeit bis zur Mebergabe zu beſchränken ®), 
als deſſen völlige Ungültigkett zu behaupten 9. 


2). Vom Reulauf.“ A. 8. R. I. 11. $. 881. 332. 

8) „Bom Berfauf auf die Probe.“ A. L. R J. 11. 8. 338 830. 

4) Bornemann Syftematifche Darftellung be3 Preuß Civilrechts Hl. 
S. 55. Unbeweifend dafür it A. 2. R. L 11. 8. 275, welcher ſich 
auf die ganz verfchiebene addictio in diem bezieht. 

5) Koch, Recht der Sarberungen II S. 911; er deg Preuhiſchen 

Beitiägriit für Handelöreht. 
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Eigenthinlich iſt die Vorſcheift des $. 892, ba ber von 
beiden Seiten erfüllte Handel nach ven Regeln des Wiederlaufs 
beurihellt werben folle ). Die weientlide Bebeittung dieſes 
Rechtsſatzes Liegt in ber beim Wiederkauf eintretenden Verein⸗ 
fachung der Auseinanderſetzung, im alle ver erfüllte Hamdel 
rileegängig wirb N), und im Nichtübergang bes Wiederkaufsrechts 
auf die Erben in Ermangelung einer wertraggmäßigen Yrift für 
deſſen Ausäbımg °). Bezüglich des Gefahrs⸗ und Eigenthums⸗ 
überganges ſcheidet ohnehin das Preußiſche Recht ben reſolutiv⸗ 
bedingten Kauf und den Wieberfauf nicht 9. 

In Verbindung hiermit ftchen bie Vorfchriften des Th. L 
tik. 5. 6. 212—216. 812—316 über bie Wanbelydn, wobei 
bemerkenswerih, daß ſchon ber Anfang der Erfkllung und bie 
Annahme theilweiſer Erfüllung den Verluft des Rucktriltsrechts 
wie andererſeits die fchriftliche Erklaͤrung, die Wandelpön erlegen 
zu wollen, ben Berluft des Erfüllungsrecht? nach fich zieht. 


b) Der Kauf auf die Probe 
6. 88. ; 


Das Allgemeine Landrecht ſetzt den gernähnlichen Fall vor⸗ 
aus, daß der Käufer behufs der anzuftellenven Probe in den 
Beftk der Sache gelangt ift. Doch trägt die Praris kein Be— 
denken, auch in Ermangelung der Mebergabe die Regeln des 
Kauf auf Probe anzuwenden. Die Ausdrücke „bi zum Be⸗ 


Privatrechts IL. $. 726; Commentar h. 1. Note 29 und zu A. R. 
L 4. $. 108. Note 109. Sein einziger Grund iſt bie angebliche 
Anomalie bed Verhältniffes, welche zu ftriktem Feſthalten an dem 
Wortlaut bed Geſetzes nöthige. Vgl. oben $. 23 fi. Ebenſo uuges 
gründet ift bie von Koch behauptete Unvererblichkeit bed Reukaufs⸗ 
rechts, weil es auf die individuelle Gemüthäftimmung bed Berechtig⸗ 
ten anfomme. Vergl. oben $. 17, und Bornemann a a. DO, 
Bielig Praktiſcher Commentar zum Allg. Lanbreiite Fi: S. 489. 

6) Bgl. oben $. 24. 

eNnL n 8. 297. 

L 11. $. 816. 817. 

IL 11. $. 281. 262. 100. 298: 806 801. 828, 


2E38 
Run 
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jenen" „bis zum Koften® „auf Verfuch“ werben für gleichbe⸗ 
beutend erachtet 0), 

Der Mebergabe ungeachtet gilt der Kauf anf Probe als 
fuspenftobebingter Vertrag. Laͤßt hierüber möglicherweiie auch 
der Worilaut des 6. 883 noch Zweifel 17), fo werben biefe doch 
durch $ 888 vollkommen beſeitigt 1), Es wirb fo anzeſehen, 
als ob noch Feine Uebergabe erfolgt jet, und der Handel gilt da⸗ 
ber, nad ben allgemeinen Principien bes Preußtichen Rechts 
von der Gefahrstragung, für aufgeläft ſowohl im Kalle gänzlt- 
chen Untergangs wie bloßer Verjchlechterung bed Kaufgegen⸗ 
ſtemdes *>), Ä | 

Doch Hält das Geſetz nicht an den Conſequenzen ber fußpen: 
fiven Bedingtheit feft, fondern nimmt aus Zmechmäßigteliägrün- 
ben, im Intereſſe der Aufrechthaltung des durch Webergabe voll⸗ 
zogenen Vertrages, den Handel für gebtlligt an, wenn entweder 
ber Käufer das Kaufgeld ohne Vorbehalt zahlt '*), ober bie ver⸗ 
tragamäßige Erklaͤrungsfriſt unbenutzt vorübergehen läßt '°) 





10) Obertribunal *%, 1817. (Reitöfprüdie I. ©. 217). *%%, 54 ( Strlet⸗ 
horſt's Archiv XIL S. 192 ff.). Rheiniſcher Reviſions⸗ und Eaflar 
tionshof 2%]: 1884 (Nehtöfprüde IL S. 831). Koch, Eommentar 
um WERL 11. $. 388. 

11) „SR bie Sache ben Käufer nur auf die Probe negeben worden, fo 
erlangt der Kauf feine volle Wirffamfeit erfi von bem Zeitpunfte 
an, wo ber Käufer feine Zufriebenbeit mit ber behanbelten Sache, 
ausdrüũcklich ober ftillihweigenb zu erfennen gegeben bat.” Daß ein 
fuspenfiver Kauf gemeint ift, ergeben auch U. L. R. I. 4 $. 101, 
102. 1 11. 6. 258. So aud bie Prarid. Vgl. bie Note 10 ange 
führten Artheile. 

12) „So lange ber Käufer die Sache noch auf die Probe bat, haftet er 
nur für ſolche Unfälle, die durch fein grobes oder mäßige Verfe 
ben entitanden find.” 

1WAU.L. NR. L 11. $. 100. 95. 96. 124. 194. L 5. $. 864 ff. Ober: 
tribunal ?7/, 1844 (Entfheibungen XL S. 239).. Koch Net ber 
Forderungen L ©. 205 ff. 

14) A. L. R. J. 11. 8. 334 Dad Mort „erhaltene” iR offenbar zu 


- freien. 
16) A. E R. L11. 8. 886. War Feine Uebergabe geſchehen, ſo gilt 
27 ® 
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Iſt keine Frift beftimmt, fo darf der Verkäufer auf rich⸗ 
- terliche Friſtſetzung antragen. Maaßgebend für ben Richter find 
hierbei bie wahrſcheinliche Abſicht der Betheiligten und die Um: 
fände des vorliegenden Falles 19). 

Der Tadel, welchen Koch (Commentar ad h. I. not. 34) 
über dieſe Vorſchrift ausfpricht, ift fchwerlich gegründet. Ein 
wirklicher Proceß unter ven Beiheiligten über biefen Punkt fteht 
gar nicht in Trage. Auch ift der Verkäufer zu diefem, allerdings 
fichereren, Wege nicht verpflichtet; er darf felbft eine Frift ſetzen, 
oder auch nad) Ablauf eines ihm angemefjen fcheinenden Zeit⸗ 
raums, allerbing3 auf die Gefahr Hin, dieſen zu Turz bemefien 
zu haben, zurücktreten und die Sache zurüdforbern 17). 

Im Vebrigen entfcheidet über den Beſtand des Vertrags 
bag reine Belieben des Käufers !9). 

- Zum Gebrauch über den Zweck ver Probe hinaus ift ber 
Könfer nicht befugt, haftet vielmehr für allen verfchuldeten Scha- 
den, und bat, falls ber Handel nicht zu Stande kommt, die ge 
zogenen Nubungen herauszugeben oder zu vergüten 29), 

Die Stellung im Syſtem tit die gleiche, wie Im gemeinen 
Recht. Bol. oben $. 22 ff. Die Regeln des WE R.L4 
6. 108. 109. 118. L 5. $. 71 find weſentlich nur Wieberholun- 
gen der früher beleuchteten Römiſchen Quellenausſprüche. Eine 
Anomalie ift daher hier jo wenig ala dort anzunehmen ?%), 


das Stillſchweigen als Mißbilligung. A. L. R. J. 5. 5.108. Koch 
Lehrbuch IL $. 647. Note 47. 

16) MER L 11 $ 337.15. $. 280. 231. 61. 

17) A. L. R. J. 5. 8. 92. 98. 103.1. 16. $. 20. L4 8.73. 74. Bor- 
nemann DI. ©.55 und Suarez in ber revisio monitorum ebenda. 
Grävell, bie Generaltheorie ber Verträge nach Preuß. Net S. 206, 
Mote *). Die Gegenbemerkung Koch's Lehrbuch I. F. 674. Rote 24, 
ber Verfäufer dürfe nicht ohne Weitereß bie Sache zurüdforbern, weil 
er wegen Mangels der Erfüllung von ber anderen Seite nicht zum 
Rücktritt, fondern nur zur Klage auf Erfüllung befugt ſei, ift irrig, 
weil es fih nit um Erfüllung einer ſchuldigen Leiſtung, fondern 
um ben Eintritt einer Bedingung handelt. Vgl. oben ©, 128 ff. 

18) A. 8. R. J. 11. $. 385. Rechtsſprüche L ©. 227, 228. 

19) A. L. R. L 11. 8. 339. 259. L 16, 8.'347. I. 21. $. 229. 246. 
288 ff. 

20) Anberd, aber mit Unrecht, Koch a. a. D. 
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Auch dad Verhaͤltniß unſeres Inſtituts zu ver Gewährlei⸗ 
ſtungspflicht des Verkaͤufers unterliegt den für das Römiſche 
Recht entwickelten Regeln 2i). 


3) Das Franzöſiſche Recht. 
F. 39. 


Das Franzöfiiche Recht erheiſcht eine vorzugsweiſe genaue 
Berüdfichtigung, theils wegen feiner Geltung in einem großen 
Theile Deutſchlands, und wegen jeined Einfluſſes auf die neuere 
Entwidelung des Europäifchen Handelsrechts, theils wegen jei- 
ner reichen Litteratur, insbeſondere aber darum, weil es, zuerſt 
unter ben neueren Gefebgebungen, bie beiven im erften Abſchnitt 
biefer Abhandlung gefonderten Inſtitute des Nömifchen Rechts, 
freilich in eigenthümlich mißverftändlicher Weiſe, von einander 
ſcheidet. 

Vor der Codification galt, von Localuſancen abgeſehen, auch 
für unſer Inſtitut das Römiſche Recht; gegenwärtig wird das⸗ 
ſelbe durch Art. 1587 und 1588 des Code civil geregelt. Ab: 
weichende hanbelgrechtliche Normen eriftiren nicht. 

Art. 1587. A l’egard du vin, de l’'huile et des — 
choses que l'on est dans l’usage de gofiter 
avant d’en faire l’achat, iln’y a point de vente 
tant que l’acheteur ne les a pas goütdes et 
agrees. 

Art. 1588. La vente faite à l’essai est toujours presumee 

faite sous une condition suspensive. 

Der erite Artikel ftellt eine Specialregel für folche Gegen- 
fände auf, welche man vor dem Ankauf gewöhnlich zu Loften, 
d. 5. durch den Geſchmack zu prüfen pflegt: |. g. vente avec 
degustation. Der zweite eine allgemeine Regel für alle auf 
Probe (& l’essei) geſchloſſenen Käufe: |. g. vente à l’essai 
Daß dag Koften nur eine bejondere Art der Prüfung fei, und 
die verſchiedene Methode der Prüfung an fich Teinen rechtlichen 


ee En 2 2 Bol. oben 
8. 23—25, 
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Unterfegieb begründet, daß fomit für bie vente aveo degustation 
die allgemeinen Regeln der vente & Pessai gelten, foweit wicht 
der Art. 1587 dad Gegeniheil beftimmt, wirb ven ber Preyiz 
und ben Schriftſtellern übereinftimmend angenommen 2. 

Wir werben daher im Folgenden zunächſt bie befonbere 
Regel des Art. 1587, und den Inhalt be Art. 1588 feftzuftel- 
len, demnaͤchſt aber bie allgemeinen Principien unſeres Inſtituis 
darzulegen haben. 


a) Vente avec dögustation. 
$. 40. 


Art. 1587 des Code civil fol offenbar der Romiſchen 
degustatio entſprechen. Der Vorbehalt des Koſtens wird ſub⸗ 
intelligirt, nicht allein bei Wein, ſondern, nach einer in ber aͤl⸗ 
teren Praxis weit verbreiteten Ansicht 2), bei allen Gegenftänden, 
welche vor dem Ankauf gewöhnlich gekoftet zu werben pflegen 2) 
Bevor ſolche Waare vom Käufer gefoftet und gebilligt worben, tft 
Zein Kauf vorhanden, nämlich nur ein einſeitiges, vom Gegner 
acceptirtes, und für ben Verkäufer verbinbliches Verkaufsverſpre⸗ 





1) Boileur Commentaire sur le Code civil zu Urt. 1588 (4. Ausg. 
t. DE p. 200), Duranton, Cours de droit francais t. XVL Nr. 
98. Dupvergier le droit civil francais t. IVI. Nr. 96. Trop- 
long, de la vente Nr. 108. Delamarre und Lepoitvin traite 
du contrat de commission t, III. Nr. 153. Alauzet Commentaire 
du Code de commerce Nr. 574. 

2) Vol. oben $. 14. Note 70, und dazu noch Brünner Schöffenbuch 
286 (Möfler ©. 181). Lauterbach Colleg. theor. pract. XVHL 
6. 8.19. Frantzke XVIH. 6. Nr. 84. Codex Maximil. Bavar. 
Th. IV. c. 4. 8.5 u. Anmerf. ad h. L Der Entwurf des Code 
dril beigräntte fih auf Wein, De und andere Flüffigkeiten, 
welde gewöhnlich gekoſtet werben. 

8) Bgl. auch Conferemce des observations des Tribunaux d’appel sur 
le projet du Code civil. Paris Ventöse an X. III partie p. 584. 
Welche, iſt aus dem Localgebrauch zu entnehmen. Troplong Mr. 
96. Delvincourt Cours de Code civil t. DIE. p. 124. Dalloz 
Jurisprudence s. v. vente chap. L sect. 1. Nr. 20. 
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fen: alſo ein von ber reinen Willklühr bed Käufers fufpenflo 
abhaͤngiger Kauf *). 

Die Duelle dieſer Vorſchrift find unzweifelhaft L 34. $. 5. 
D.deC. EwlL4pr.$1. D. deP.etiC. in ber Aus⸗ 
legung , welche biefelben bei Pothier gefimben hatten ®); bei ber 
Berathung befchränkte man fich darauf, die auch von Pothier be 
zührte, fehr aͤußerliche, Achnlichkeit mit den Kauf ad mensuram 
hervorzuheben ®). 

Es bat ſich alabalb herausgeftellt, wie bedenklich dieſe Her⸗ 
übernahme eines durchaus mißverſtandenen Nömilchen Rechtsſatzes 
war. Soll die Deguftationzclaufel bei allen Wanren, beren 
‚Koften vor dem Ankauf üblih ift, und zwar mit ber Wirkung 
einer poteftativen Suspenfivbebingung für den Käufer, fubintelli- 
girt werden, fo ift dem Handel, insbejondere dem auswärtigen, 
ein überaus Läftiges Hinbernig in ben Weg gelegt, das Rifico 
des Verkäufers über alles billige Maaß hinaus erhöht, der Chi: 
kane Thor und Thüre geöffnet. Was unter Umftänden als billi⸗ 
ger Schuß eines unerfahrenen Käufers gegen einen liftigen Ver⸗ 
Täufer erjcheinen mag, wirb fo zur drüdenden Feſſel. Soll & 
3.8. ben &. in Paris, welcher bei einem Weinhänbler in Mainz 
50 Tlajchen Rudesheimer 1846er prima qualite beftellt hat, 
freiftehen,, den empfangenen Wein zur Dißpofition be Wein- 
haͤndlers zu ftellen, weil ihm berjelbe nicht zufagt?] Ober bem 
Kaufmann X., welcher in Cöln 100 Faß Spiritus frano Mann- 
beim kauft, geftattet fein, diejelben in Mannheim beliebig zuruͤck⸗ 
zuweilen? Oper auch nur im Kleinhandel dem Käufer von zwei 


4) Bgl. oben 8. 26 fi. Dur bie obigen Ausführungen erlebigt fich 
auch bie Behauptung Troplong’3 de la vente Nr. 97, es läge 
noch nicht einmal ein bebingter Kauf, ſondern nur ein ungenannter 
einjeitiger Vertrag vor. 

5) Bothier Traite du contrat de vente Nr. 810. Pandectae Ju- 
stinianeae lib. 18, tit. 6. Nr. 14, 15. Giner ber älteften Commen⸗ 
tatoren, Dufour Code civil des Frangais avec les sources oà tou- 
tes ses dispositions ont été puisdes (Paris 1806) t. IL p. 188, 
189 gibt ausbrüdlich dieſe Duelle an. Vrgl. auch Delamarre 
l. c. Nr. 151. 152. 

6) Locr ô la lögislation civile et commerciale t. XIV. p. 147, 192. 
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Duart Del dieſes Recht ſchlechthin zuftehen? Amar barf das 
Gegentheil verabredet werden, allein es tft ſchwer, namentlich 
im Großhandel, fich dergleichen auszubedingen, ohne das Mif- 
trauen des Gegner? zu erweden, und bamit bag Geſchäft ſelbſt 
zu vereiteln. 

Die Franzoͤſiſche Jurisprudenz, welche fih dem Geſetzbuch 
gegenüber mit großer Treihett, nicht felten fogar mit Willtühr, 
bewegt, bat fich denn auch erfolgreich bemüht, bie nachtheilige 
Vorſchrift fo viel als möglich abzufchwächen. Den richtigen 

weg würde wohl folgende Ermägung ‚geboten haben ): Ge 
wiſſe Waaren pflegt man vor dem Anlauf zu Toften, indefjen 
nicht unter allen Umftänden. Die gefeßliche Beſtimmung findet 
alfo nur da Anwendung, wo nach den Umftänden ein Ko- 
jten vor dem Ankauf gewöhnlich tft. Melches diefe Umſtände 
find, laäßt fich nicht abjolut beſtimmen, fonbern ift, nach Der: 
Tchtedenheit der Waaren, nad) Handelsgebrauch zu entjcheiben ®). 
Statt ſich Hiermit zu begnügen, hat man die Negel durch eine 
große Zahl von Ausnahmen auf den engen Kreis des Ankaufs 
einer Waare auf dem Pla und zum perfäönliden Ge 
‚brauch, ja noch darüber hinaus, einzufchränfen verſucht 9%), und 
ihr damit für das Handelörecht jede Bedeutung abgefprochen. 
* Folgende Ausnahmen werden aufgeitellt: 

1) Ueberall wo eine Waare zum Meiterverfauf beftimmt, 
alfo bei jedem Hanbeläfauf, jet das vorgängige Koften feine Be 
bingung der Perfectton. Hier hätten Sachverftändige über bie 
Dualität der Waare zu enticheiden, und fofern fich finde, daß 
diefelbe Kaufmannsgut und von den zugefagten Eigenfchaften 
fei, dürfe der Käufer nicht beliebig zurücktreten. "Man bat für 
biefe Ausnahme eine fchon von Pothier angebeutete Unterſchei⸗ 


7) Daß die gefetliche Hegel Teinen abfoluten Charakter babe, wird all» 

gemein anerlannt: Locré XIV. p. 6, 50. Dupvergier Nr. 101, 
102, 104. Delamarre Nr. 162. Marcadé a. a. O. Zacha⸗ 
ri& Handbuch 5. Ausg. IL S. 860. Note 12. 

8) Angebeutet von Boileus II. p. 199. Delvincourt IE p. 129. 
Marcade a. a. O. 

-8) Troplong, vente Nr. 100. n 

x 
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bung ausgebeutet, obwohl Merlin 20), welcher dieſelbe aboptirt, 
An einem Zuſatz bemerkt, daß der Code civil diefelbe verwerfe. 
Pothier nimmt an, daß die Deguftattonzclaufel einen doppelten 
Sinn haben Tönne: der Käufer wolle Toten „ob die Waare fei- 
nen Gefchmad entſpreche“ — oder „ob biefelbe gutes unverbor- 
benes Kaufmannsgut fei (si elle est bonne, loyale, mar- 
chande et non gätde)" — nad dem Ausdruck der Neueren 
„ob fie dem allgemeinen Gefchmad entipredhe.” Nur im er- 
fien Fall fei die Perfection des Vertrages von der Willkühr bes 
Käufers abhändig; im zweiten entjcheide ber Richter ber die 
Qualität 12). 

Diefe Unterfcheidung iſt vollfommen richtig wo es fih um 
Auslegung einer wirklichen Probeclanfel handelt, aber durchaus 
unzuläflig da, wo ber Geſetzgeber dieſe Clauſel fubintelligirt 
wiffen will. Er konnte unmöglich die Elaufel in ihrer boppel- 
ten Bebeutung als ftillfchweigenb verabredet erflären, und er hat 
ja überdies außbrüdlich angegeben, in welchem Sinne -fie ver: 
ftanden merben fol. Es iſt aljo im Wiberfpruch mit dem kla⸗ 
ven Inhalt des Gefehed, wenn man die Anwendung des Art. 
1587 auf den Handelskauf aus dem Grunde beitreitet, weil beim 
Haudelskauf nicht der perſoͤnliche Geſchmack des Käufers, fon- 
dern ber allgemeine Geſchmack, nach welchen allen es fich be- 
ftimme, ob die Waare zum Umſatz geeignet fe, maaßgebend er- 
ſcheine 29. Und c3 tft ein weiterer Irrthum, und nur um ben 


10) Repertoire universel et raisonn& de jurisprudence t. XI. s. v. 
Vente 8. IV. Nr. 3. 

11) Vente Nr. 810. 

12) Delvincourt a. a. DO. Duranton Nr. 98. Pardeffus cours 
de droit commercial Nr. 298. Duvergier Ar. 101. Nach ihnen 
Brinfmann Handelsrecht $. 84, Note 1. Troplong Nr. 99, 
100. Devilleneuve und Maffe dictionnaire du contentieux 
commercial s. v. vente Nr. 154—156. Mareadé a. a. D. Maſſé 
le droit commercial dans ses rapports arec le droit des gens. t. 
IV. Nr. 192. 199. 329. 876—378. Alanzet Nr. 6758577. Auch 
ift das keineswegs immer richtig. Val. auch Delamarre N. 164- 
167. Note 2, weldher nur unter Umftänden beim Handelskauf einen 
ſtillſchweigenden Verzicht auf bag Koſten annimmt. Gegen biefe 
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Schein einer Uebereinſtimmung biefer Theorie mit dem Art. 1587 
zu retten, hinzugefügt, wenn nım auch ber nach diefer Anficht 
vollig unbebingte Handelskauf für bebingt erflärt wird durch das 
Borhandenjein der zugejagten oder im Zweifel vorauszuſetzenden 
Eigenfchaften (Kaufmannsgut) der Waare 13), 

Pardeifus begnügt ſich mit dem hoͤchſtens für ven Ge: 
feugeber in Betracht Tommenben Grunde, daß es, im Großhan- 
bel insbeſondere, Teine Bebingung geben dürfe, welche dem Er⸗ 
mefjen eines oder be anderen Contrahenten bie Ausführung des 
Vertrages überlaffe. 
| 2) Ueberall, wo der Kaufgegenftand nicht am Lieferungsort 
gegenwärtig jet, fonbern erſt an dieſen verjenbet werben müfle '*)- 
Auch Biefür wird theila der — unter Umftänden, aber nicht im⸗ 
mer — vermuthliche Wille des Contrahenten, theild ein ftill- 
ſchweigender Verzicht des Käufers, theild endlich die Vorfchrift 
be? Code de commerce art. 100 angeführt, daß mit dem Be⸗ 
ginn des Transports die verlaufte Waare auf Gefahr ihres Ei- 
genthümers gehe, wobei überfehen wird, daß biejelbe nur von 
unbebingten Kaufgejchäften handelt, va bei bedingten ja auch ver 
Eigenthumsübergang ſuspendirt ift. 

8) Ueberall, wo nach Probe gehandelt, ober auch nur eine 
beftimmte Qualität verabredet fei 15). Der Scheingrund, daß 
bie Abrede einer beitimmten Qualität in Verbindung mit will- 
führlicher Losſagungsbefugniß zwecklos wäre, erledigt fich durch 
bie Erwägung, daß nur durch folche ber Käufer in den Stand 


Theorie auch der franzoſiſche Caffationshof Rejet "2 1842. (Si- 
roy 48. 1, 88.) 

18) Nach Einigen nur für refolutiobebingt, nad) Anderen fogar ſtets, 
ober unter Umftänden, für fuspenfiubebingt. Bergl. Delamarre 
Mr. 198. Troplong Nr. 99. 101. Maſſé« Rr. 192. 876. 

14) Delpincourt a. a. D. Duranton Rr. 98. 94. Duvergier 
Mr. 104. Troplong Nr. 100. Marcadé a. aD. Maſſé Nr. 
192. 876. Delamarre Nr. 162. 176. 178. 198. Alauzet 
Kr. 577. 

15) Eroplong Mr. 100. Maſſé Nr. 198. Marcadé a. a. D. De 
lamarre Rr. 175. Bol. auch oben S. 109, und unten $. 51. 
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geiekt wirb, bei einem Gathmgälenf die Lieferung verengemäßt- 
ger Waare zu erzwingen, bei dem Kauf einer Species wegen 
Mangels ber vertragsmaͤßigen Lieferung auf Entichäbigung zu 


en. 

4) Ueberall, wo ber Käufer die Waare ohne vorgängige 
Prüfung annimmt 1%), oder mit feiner Marke bezeichnet 17). 
Auch hierin wird nur under Umftänben ein ſtillſchweigender Ver⸗ 
zicht zu finden fein. 


= b) Vente & l’essai. 


6 4. 

Mit der vente & Yessai ift ber Roͤmiſche „Handel nad 
Belieben” gemeint. Pothier hatte denfelben im Zweifel für 
reſolutivbedingt erflärt 19); der Entwurf de Code civil ſtellte 
eine Präfumtion für die fuspenfive Bedingtheit auf, ließ jeboch 
ben Beweis bed Gegentheils ausdrücklich zu 19). Bei ber Bes 
rathung des Entwurf hatte dad Tribunat eingewendet, daß der 
letzte Satz dem Vorderſatz widerſpreche, da ein Kauf auf Probe 
ftet3 ſuspenſivbedingt ſei. Es ſei wohl gemeint, daß bie Ver⸗ 
ſuchsclauſel mit ſuspenſiver Wirkung bei allen Gegenſtaͤnden, 
welche man gewoͤhnlich vor dem Ankauf probe, ſubintelligirt wer⸗ 
den ſolle, ſofern nicht das Gegentheil erweislich gemeint ſei. Das 
Tribunat wollte alſo nur die Beſtimmung des Art. 1587 allge⸗ 
mein für jede Art der Prüfung wiederholen 29). 


16) Barbeffus Nr. 298. Dupvergier Nr. 104. XTroplong Ar. 
101. 108. Zadarid I. ©. 860. Note 12. Maſſé Nr. 192. 
17) Troplong Nr. 108. Dupergier Nr. 107. Maſſé a. a, O. 

Delamarre Ar. 167 u. t. I, p. 532. 

18) Nr. 262, 268. 

19) Projet livre 8. tit. 11. art. 7: La vente faite à l’ossai est tou- 
jours presumede faite sous une condition suspensive „si le contraire 
n’est prouve par la convention.“ 

20) Es ſchlug folgende Faſſung vor: La vente des objets qu’on est 
dans usage d’essayer est toujours presumde faite sous une 
condition suspensive, si le contraire n’est pas prouv6 par la con- 
vention. (2errö XIV. p. 125. 126. 192). 


l 
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Der lebte Sat des Entwurfs ift num allerdings geftrichen 
worden, doch darf daraus fchwerlich gefolgert werben, daß jeber 
Bertrag auf Probe ſchlechthin als fuspenfiwbebingt zu erachten 
jet 21). Vielmehr darf auch das Gegentheil, und zwar nicht 
allein aus dem Wortlaut der Abrebe, fondern auch aus den Um- 
ftänden hergeleitet werden. Die meiften Neueren fuchen das 
riehterliche Ermeſſen ſoweit als möglich auszubehnen, nur in 
Srmangelung jedes Anhaltspunktes greife die geſetzliche Prafum- 
tion, welche allerding3 für die meiften Falle begründet fei, Plab. 
Die gebrauchten Ausdrücke feien an ſich gleichbebeutend, Tießen 
jedoch mitunter einen Schluß auf ben Willen des Contraben- 
ten zu 22). 

Ebenſo wird von ber Mehrzahl anerfannt, daß die Probe: 

claufel bei Gegenftänden, welche auf andere Weije als durch Ko- 
ften geprüft zu werben pflegen, jelbft wenn bei benfelben eine 
porgängige Prüfung üblich ſei, z. 3. bei Pferden, Uhren, Ma- 
ſchinen, nicht fubintelligirt werde 2°) — auf dieſe aljo die Spe⸗ 
cialregel des Art. 1587 feine Anwendung finde. 

Daß ungeachtet bed auzbrüdlichen Probevorbehalts dem 
Käufer der willführliche Rücktritt verfagt jet, wird unter Um⸗ 
ftänden angenommen werben koͤnnen. Es iſt lediglich Frage ber 
Willendinterpretation 2%). Dennoch ericheint cd verwirrend und 
unangemefien, von einem Kauf auf Probe in einem engeren nnd 


21) Wie Locre a. a. O. p. 6 und Vincens exposition raisonnde de 
la legislation commerciale t. II. p. 58. 59 annehmen. 

29) Pardeſſus Nr. 294. 239. Duranton Nr. 73. Duvergier 
Nr. 98. 99. Troplong Nr. 107. 108. Devilleneuve s. v. 
Vente Nr. 22. 23. Zahariä 11. ©. 360. Note 13. Maſſé Nr. 
858. Marcabe a. a. D. Delamarre Nr. 147 fi. 159. 160. 
169. Alauzet Nr. 574. “ 

23) Boileur TU. p. 200. Troplong Nr. 105. Delamarre Nr. 
158. Anders Duvergier Nr. 100. 

24) Val. oben S. 415, unten 8. 50 u. Delamarre Nr. 184, der nur zu 
weit geht. Die Einſchränkungen Bardeffus’ Nr. 184. 259. 297 be: 
ruben auf dem oben wiberlegten Mißverſtändniß, daß die Geltung 
eines zmweifeitigen Vertrags nicht von der Willkühr cine ber Bethei⸗ 
Yigten abhängig gemacht werden bürfe. Bol. $. 28 ff. 
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in einem weiteren Sinne zu fprechen, und ben lebteren überall 
ba anzunehmen, wo die Probe nicht zum beliebigen Rücktritt 
führen kann, fondern nur zur Unterfuchung über dad Vorhan⸗ 
benfein der zugefagten ober vorauszuſetzenden Eigenjchaften bie- 
nen fol 28), 


c) Gemeinfhaftlie Grundſätze. 
8. 42. 


L Die Gefahr des Untergangs trifft beim ſuspenſivbeding⸗ 
ten Kauf auf Probe den Verkäufer, beim refolutivbebingten Kauf 
ben Käufer 29%. Auch für die Gefahr der Verjchlechterung 
gelten die Römischen Grundfäte, weil da3 jonft vom Roͤmiſchen 
echt abweichende Princip de3 Code civil art. 1182, vermöge 
befjen ber Käufer bie Wahl zwiſchen Auflöfung des Vertrags 
und Zahlung des unverminderten Kaufpreifes haben foll jo- 
fern die Waare pendente conditione fich verjchlechtert, bier 
ohnehin aus ber Natur ber Poteftativbedingung folgt (vergl. 
oben ©. 121). 

HM. Die Stellung des Käufers it überall, wo ein wahrer 
Kauf auf Probe vorliegt, bdiejelbe wie beim Römischen Handel 
nad) Belieben. Der ſuspenſivbedingte Handel wird erſt durch 
deſſen Billigung perfect 27). Er ift daher auch zur Vornahme 
ber Probe nicht verpflichtet, darf vielmehr beliebig, ſei es aus- 
drücklich ober ſtillſchweigend, mißbilligen; beim fußpenfiobebing- 
ten Kauf gilt ſchon die Yinterlaffung ver Billigung praltiſch als 


Mißbilligumg 29). 
DI. Ueber die Zeit der Erfüllung ber Bedingung fen 


25) Wie Delamarre Nr. 158. 155. 162. 198. 

26) Code civil 1182, 1138. 

27) Code civil 1587.— il n’ya point de vente tant quo l’acheteur ne 
les a pas goftdes et agre&es. 

28) Vgl. oben $. 17. Troplong Nr. 4. Delamearze Mr. 196. Die 
entgegengefeßte Behnuptung Einzelner beruht auf ungen Billigkeits⸗ 
gründen, oder anf ungenügenher Erkenntniß unfered Inſtituts 3. ©. 

.. Duvergier Nr. 97. Ala uzet Nr 577, a Ar. 320, Auch 
Pardeſſus Ar. 298. 297. 
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Code civil art. 1176. eine ver älteren gemeinrechtlichen Theorie 
enifprechenbe Regel auf 2%). Mit Recht wird biefelbe von ben 
Neneren für zu abjolut erflärt, und auf die Umſtaͤnde verwieſen, 
welche namentlich bei Hanvelägefchäften eine kurze Erflärungs- 
frift als gemeint zu ergeben pflegen 3%. Pardeſſus 9) und 
Delamarre 32) fordern im Zweifel umgehende Erklärung. 
Die Meiſten wollen die Frift durch eine Aufforderung bed Ber- 
Taufers, oder, auf deſſen Antrag, burch den Richter beftimmen 
laſſen — über die Angemeflenheit der gefebten Friſt habe im 
Streitfall der Richter zu enticheiben 23). 

IV. Die oben wiberlegte Anſicht, daß in dem Schweigen 
bed Käufers über bie verabrebete, ufancemäßige, gefehlich ober 
buch Aufforberumg beftimmte Friſt hinaus ein ſtillſchweigender 
Verzicht auf bie vorbehaltene Prüfung, oder ein Verzug liege, 
welcher die Gefahr auf ihn übergehen laſſe ($. 21), ift zwar für 
das Franzoͤſiſche Necht jo wenig begründet als für das Roͤmi⸗ 
fche, wird invefien gleichwohl von vielen Schriftftellern, entweber 
ſchlechthin 3%), oder mindeſtens für den Fall aufrecht erhalten, daß 
ber Käufer ſich bereit im Beſitze bed Kaufgegenſtandes befinbet2s), 


29) Vgl. oben $. 11. Note 34. 

80) Maſſé Nr. 828. 829. Marcadé t. IV. p. 441. Delamarre 
II. Rr. 85. Vincens DO. p. 58. 59. 

81) Nr. 298, 

87) Nr. 159. 148-—150. 

88) Boileur IH. p. 200. 201. Delvincourt ML. p. 124. Du: 
ranton Ar. 58.78. Duvergier Ar. 197. Troplong Wr. 
101. 109. 117. Dalloz s. v. verte chap. L sect. 1. Nr. 31. 
Marcadé VI. p. 168. 169. Maſſé Nr. 828— 830. Alauzet 
Mr. 577. 

84) So bereit Potbier Nr. 810. Merlin repertoire t. XIIL s 
v. vonte 9. IV. Nr. 8. Barbeffus Nr. 294 298. Alauzet 
Rr. 577. 

85 Duranton Mr. 69. Troplong Mr. 109. Waffe Nr. 390. 
855. Dad kann unter Umflänben begründet fein, allein nicht ſchlecht⸗ 

"Din, auch nit beim Handelskauf. Das Jutereſſe ber Circulation 
bee Waare, welches Troplong für dieſen geltend gemacht, genügt nicht, 
eine Fiktion zu begrünben. 
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Doch Bat auch bie richtige Theorie grünbliche und gewichtige 
Vertheidiger gefunden 9°). 
‚4) Das Badiſche Landrecht. 
§. 43. 
Das Badiſche Landrecht hat in eigenthümlicher Weiſe die 
Vorſchriften des Code civil theils modificirt, theils ergänzt. 

Der Vorbehalt der Pruͤfung wird nicht allein bei ſolchen 
Waaren, welche vor dem Kauf gekoſtet, ſondern auch bei ſolchen 
ſubintelligirt, welche (auf andere Weiſe) geprüft zu werben pfle⸗ 
gen !). Mit dem Ausdruck „it der Kauf nicht abgeſchloſſen“ 
hat, wie Brauer bemerkt 2), bezeichnet werben follen, daß ein 
folder Kauf zwar in der Regel unter einer einfeitigen Potefta- 
tivbedingung zu Gunften des Käuferd abgefchlofien gelte, es je 
boch dem Richter freiftehe, aus den Umſtänden zu folgern, baß 
nur beiderſeits unverbindliche Tractate vorliegen. 

Ausgeichloffen ift dieſe Vermuthung des ſtillſchweigenden 
Prũfungsvorbehalts bei Käufen, welche gerichtlich ober durch oͤf⸗ 
fentliche Urkunden abgejchloffen werden 2) — wegen beren noth⸗ 
wenbiger Unzweibeutigfeit (9). 

Die Prüfungszeit ift im Zweifel auf 3 Tage nach ergan- 
gener urlunblicher Aufforderung von Seiten des Berläufers feit- 
geftellt, bei deren Nichtinnehaltung der Hanbel für abgebrochen 
gilt .)J. 


86) Boileur II. p 199—201. Marcade VE p. 168. 169. Dalloz 
a. a. O. Nr. 31. Ramentih Delamarre Rr. 168. 164. 166. 
170. 174 Au Troplong Nr. 101. 107. 109 verwirft im All⸗ 
gemeinen bie entgegengefebte Theorie, macht jeboch unbegrünbete und 
meonfequente Unterfcheibungen. 

1) L. R. ©. 1587. „Bei Wein, Del und anderen Sacden, bie man 
vor bem Kauf zu”Toften ober zu prüfen pflegt, iſt der Kauf nidt 
abgefchloffen, ehe der Käufer fie geprüft und gebilligt Hat.” Bergl. 
oben $. 41. Note 28. 

2) Erläuterungen über ben Code Napoleon unb bie Großh. Be 
bürgerliche Geſetzgebung. Bd. IL ©. 485. 486. 

8) L. R. ©. 1587 b. 

4) UR. ©. 1587 a. Die Bemerlung Trefurt's Syſtem bei Badi⸗ 


— 
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Das Weſen dieſes Kaufs „auf Prüfung“ febt Brauer 
barin, daß zuvor die Sache einer gleichbalbigen Unterfuchung 
durch Augenfchein oder Sinnederfahrung unterworfen werben 
ſoll ©). 

Der davon unterfchiedene Kauf „auf Probe” 

L. R. ©. 1588. Die Schließung eines Kaufs auf Probe 

gilt Für eine aufichiebende Bebingung 

dagegen jolle barin beitehen, daß bie Waare einer burch an- 
gemeflenen Zeitverlauf zu beftätigenden Bewährung ihrer Güte 
zu unterliegen habe.- Ein Kauf der Art ſei alſo juspenfivbebingt 
durch die Nichteriftenz folcher mittelft der Erfahrung zu erwei⸗ 
jenben Fehler, und vie Gefahr inzwifchen beim Verkäufer, jedoch 
ber Käufer verbunden, die Sade zur Probe anzunehmen ©). 

Diefe Auffaffung, welche durch den Wortlaut des Gejebes 
in Teiner Weiſe beftätigt wird, und an welche ber Richter nicht 
gebunden iſt, entipricht zum Theil ber oben widerlegten Anficht 
einzelner Franzoͤſiſchen Schriftiteller. Vgl. F. 40. Note 13u. $. 41. 
Note 24. 


5) Das Oeſterreichiſche Recht. 
§. 44. 


Die jüngfte unter den großen Deutichen Codificationsar⸗ 
beiten, dag Allgemeine Bürgerliche Geſetzbuch von 1811, enthält 
über ben „Kauf auf die Probe“ folgende Beitimmuugen. 
Die durchweg eregetifche Litteratur bewegt ſich faft nur in Pa⸗ 
rophrajen des Geſetzbuchs. 

& 1080. Bei dem Kauf auf vie Probe geht das Kaufſtück vor 
Bezahlung des Preiſes nicht in das Eigenthum des 
Kaͤufers. Der Käufer wird während der Probezeit 
als ein Entlehner; nach Verlauf diefer Zeit aber das 


ſchen Civilrechts S. 260, daß durch biefe Vorfehrift ber Art. 1587 
aufgehoben, und baß nach Badiſchem Net ber Kauf auf Prüfung 
als ein refolutivbebingter Vertrag zu betrachtlen er kebarf feiner 
MWieberlegung- 
5) Brauer ©. 485. 488. 
6) Braur ©. 485-487. 
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Kaufgeſchaͤft für unbebingt abgefchloffen, unb der 
Käufer als Eigenthümer 1) des Kaufſftücks ange- 


chen. 

6. 1081. Hat der Käufer für dag übernommene Kaufftüd den 
Preis bezahlt, jo gebührt ihm fogleich dad Eigen- 
tum; er Tann aber vor Verlauf ber Probezeit von 
dem Kaufe zurücktreten. 

6. 1082. St die Probezeit durch Verabredung nicht beftimmt 
worben, fo wirb fie bei beweglichen Sachen auf brei 
Tage, bei unbeweglichen aber auf Ein Jahr ange⸗ 
nommen. 

Beſondere handelsrechtliche Normen fehlen auch hier. 

Der Einfluß des Preußiſchen Landrechts iſt unverkennbar, 
die Redaction jedoch wenig gluͤcklich. Der Geſetzgeber Hat offen⸗ 
bar nur den Fall Im Auge, daß ber Käufer behufs der — 
ben Beſitz des Kaufgegenſtandes erlangt hat. 

Es wird unterſchieden, ob der Kaufpreis ſogleich bezahit | 
tft, oder nicht. Im erften Fall gilt der Kauf als refolutiobe- 
bingt 2); im zweiten zwar als fuspenfiobeningt — denn das 
Eigenthum foll, entgegen der fonftigen Regel des Oeſterreichiſchen 
Rechts 3), auf ben Käufer nicht übergehen, und berjelbe nur als 
ein „Entlehner“ angejehen werben, aljo die Gefahr des Zufall® 
nicht tragen 9%, — bemungeachtet wird mit Ablauf der verabre⸗ 
beten oder geleßlichen Probezeit ver Vertrag perfect, jo daß ber 
Kaufgegenftand als ſtillſchweigend gebilligt erſcheint. 


1) Vorausgeſetzt, daß ber Kaufpreis bezahlt ober crebitirt wird. Sonſt 
darf ber Verkäufer ben Kaufgegenftand zurüdfordern und ald Pfand 
retinirn. A. B. ©. 8. $. 919. 

2) Nippel Erläuterungen des allgemeinen bürgerl. Geſetzbuchs VII. 
©. 217 fi. Nr. 5. v. Stubenraud das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch . S. 268 fi. Es liegt alfo wenigftend Ein Fall bes 
tefolutinbebingten Hanbels vor, und e3 ift unbegründet, wenn v. 
Stubenrauch behauptet, ba biefer (Reufauf, pactum displicentiae!) 
im Gefeßbuch nicht erwähnt werde. 

8) 9. 8. G. 8. $. 1068. 

4) A. B. G. B. $. 1064. 1048. 979. 1811. Die Berufung dv. Stus 
benrauch's auf L 4 8.1. D. de P. et C. (18, 6) if freilich verfehlt. 

Beitfärift für Gaubelörchht. 28 


224 Golbfgmidt: Der Kauf auf Probe ober auf Veſicht 


Sit dem Käufer der Kaufgegenftand zum Zweck ver Prü- 
fung nicht übergeben, fo ift erfterer befugt, die Webergabe zu 
biefem Zwecke auch ohne Zahlung des Kaufpreiies zu fordern — 
vorausgeſetzt, daß bie Natur des Gegenftanbes eine Prüfung. ber 
Art erforderlich macht °). 

Der Verkauf auf die Probe zählt zu den „Nebenverträgen,” 
oder „befonberen Arten von Kaufverträgen” ©), jedoch unterliegt 
bie vielfach behauptete 7) Anwendbarkeit der vom Rücklauf gel- 
tenden Regeln, insbejondere bie Compenſation der Zinfen mit 
ben Nubungen °), erheblichen Bedenken. 


6) Das Spanifche, Portugifiihe und Brafilianifche Handelsge⸗ 
ſetzbuch. Das Hollänbifche bürgerliche Gefebbuh. Das 
Engliſche Recht. 


§. 46. 


L Das Spaniſche Handelsgeſetzbuch vom 30. Mal 1829 
enthaͤlt folgende einſchlaͤgige Beſtimmungen: 

Art. 361. Bet jedem Ankauf von Waaren, bie nicht 
zur Anficht vorliegen, noch I) nach einer beitimmien 
und im Handel bekannten Qualität daffificirt werben 
koͤnnen, wird vermuthet, daß ber Käufer es fich vorbe⸗ 
halten habe, fie zu unterfuchen und den Handel aufzu- 
heben, falls die Waaren ihm nicht anfteben. 

Diefelbe Befugniß fteht ihm zu, wenn er fi durch 


5) So richtig, gegen v. Zeiller, Commentar über ba# allgemeine bir 
gerliche Gefehbuh IL S. 884 und v. Gtubenraud m. a. DO. 
Nippela. aD. Nr 2. 

6). 8. G. 2. $. 1067. 

7)38.v. Zeiller a. a. D., Winiwarter bad Defler. bũtgerliche 
Recht IV. ©. 269, v. Stubenraud a: a. D. Beim Hanbelsfauf 
ift diefe ohnehin ausgefchloffen, da ber Ruͤckkauf nur bei Immobilien 
gültig verabredet werben Tan. A. 8. ©. 2. $. 1070. 1071. 

8, U 8. G. 2. $. 1071. 1068. 

1) Unrichtig überfeßt Schumacher „oder bie nicht nach einer x." Der 
Driginaltert Tautet: En todas las compras que se hacen de ge- 
Deros que no se tienen & la vista, mi pueden clasificarse por una 
calidad determinada y conocida en el comerdo —. 
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eine ausbrüdliche Bebingung das Probiren des gekauften 
Artikels vorbehalten hat. 

Art. 367. Den Verkäufer treffen die auch zufälligen 
Berlufte an den verfauften und an den Käufer nicht ab- 
gelieferten Waaren. 

2) Wenn Traft außbrüdlicher Vertragsclauſel, ober 
Traft eines für Waaren biefer Art beſtehenden Handels⸗ 
gebrauchs, oder nach geſetzlicher Vorſchrift dem Käufer 
die Befugniß zufteht, die Waare zu befichtigen und zu 
prüfen und zu billigen, bevor ber Kauf als gefchloffen 
und unwiderruflich gilt. 

Mit dem Code civil wirb baher der Prüfungsvorbehalt 
unter Umftänben fubintelligirt, allein bie Fälle find zweckmäßiger 
bezeichnet, und dem Handelsgebrauch ver erforderliche Raum ges 
laſſen. Der Kauf gilt, ungeachtet des Wortlaut? des Art. 361 
(„aufzuheben“), als juspenfinbedingt, wie Art. 367 unwiderleglich 
ergibt 2). Vorausgeſetzt wird, daß die Waare dem Käufer noch 

° nicht übergeben war. 

I. Dad Portugtfifche Handelsgeſetzbuch vom 18. Sep: 
tember 1833 faßt die Art. 1587. 1588 des Code civil folgen: 
dergeftalt zufammen: 

Art. 459. Bet einem Kauf, welcher abhängt von der 

Prüfung der Art, oder einem Kauf von Gegenftänden, 

welche man gewöhnlich zuvor prüft oder koſtet, gilt ſtets 

die Vermuthung, daß derjelbe unter einer Suspenſivbe⸗ 

dingung gejchloffen fet. * 

IT. Faſt wörtlich gleich lautet Art. 1499 des dem Code 

civil nachgebilveten Hollaͤndiſchen bürgerlichen Geſetzbuchs von 
. 1838. 

IV. Das Brafilianifche Handelsgeſetzbuch v. 25. Juni 
1850 bat nur den Art. 367, nicht den Art. 361. des Codigo 
di comercio aufgenommen. Art. 207 lautet daher: 


2) Irrig daher Brindmann $. 85. Note 1, welder ben Art. 867 
unberüdfichtigt laͤßt, unb ebenfo die Motive zum Würtembergiſchen 
Entwurf S. 801 und zum Preuß. Entwurf ©. 184. 
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Ferner bat für den Schaden, welchen bie verkaufte Sache 
vor ihrer Webergabe erleidet, ver Verkäufer einzuftehen: 

D. Wenn nad) ausdrücklicher Feſtſetzung tim Vertrage 
oder nach berrichendem Handelsgebrauche ber Käufer be- 
rechtigt war, bie Sache zu prüfen, und fich mit berjelben 
zufrieden zu erllären, bevor ber Verkauf ala perfect und 
unwiberruflich galt. 

Jede geſetzliche Präfumtion iſt mit Recht aufgegeben wor- 
ben. Fuͤr beide Gejeßbücher iſt bemerkenswerth die Gleichftel- 
lung de Kaufs auf Probe mit dem Kauf nah Zahl, Maaß 
ober Gewicht hinfichtlich des Gefahrzüberganges. 

V. Daß auch dem Engliichen Recht unfer Inſtitut befannt 
tft, bezeugt Leone Levi Commercial law of the world 
Vol I pars I. ©. 310, mit Berufung auf Brown’s Law 
of sale p. 32, ohne jedoch heilen juriftiichen Charakter näher 
zu beftimmen. 


T) Das privatrechtliche Geſetzbuch für den Canton Zürtch. 
§. 46. 

Das Züricherifche Gejekbud) vom 28. December 1853, wel- 
ches als ein treffliches Product Deutjcher Rechtswiſſenſchaft un⸗ 
jere bejonbere Theilnahme in Anſpruch nimmt, gibt die feit 
Eropp in der Deutſchen Theorie herrichende Meinung, jeboch 
ohne deren Inconſequenzen, getreu wicber. 

Art. 1392. Wenn der Kaufvertrag unter dem Vorbe⸗ 
halt der Einſicht, Prüfung und Billigung der Waare ab- 
gejchloffen wird (Kauf auf Beficht, auf Probe, auf Vers 
fu), fo iſt im Zweifel anzunehmen, er fet unter ver 
Suspenfivbedingung abgejchlofien, daß der Käufer billigen 
werbe. Es Tann aber aud) das verabredet fein ober aus 
den Umftänden ald Meinung ber Contrahenten gejchloffen 
werben, daß die Auflöfung des Kaufvertrag von ber 
Mißbilligung des Käufers abhängig fein folle 1). 


1) „m ber Berathungscommiffion wurbe die Meinung geäußert, wenn 
bie Waare vor ber Prüfung bem Käufer zugeſchickt fei, und biefer fte 
ohne Vorbehalt empfangen babe, fo fei eher auf die Meinung ber 
Mefolutivbebingung zu fchließen. Indeſſen if biefer Schluß aus einer 
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Art. 1398. Bei dem Kauf auf Probe fteht es in 
der Wilfführ des Käufer, die Waare zu billigen, ober 
zu mißbilligen Der Verkäufer aber ift berechtigt, den 
Käufer zu einer beförberlichen Erklärung aufzufordern, 
mit der Androhung, entweder daß im Fall längerer Säum- 
niß des Käufer? auch der Verkäufer fich nicht mehr durch 
ben Vertrag gebunden erachte, oder 2) der Kauf als un- 
bedingt angejehen werbe. 

Art. 1894. Einer wörtlichen Erklärung der Billigung 
bedarf es nit. Ste Tann auch aus den Umftänden 2) 
gefolgert werben, namentlich aus der Art der Annahme 
und aus der Verfügung über die Waare durch ben Käufer. 

Art. 1395. Wenn ein Neugeld verabrebet ober gege⸗ 
ben worben ift, fo fteht es, injofern nicht etwas Anderes 
beftimmt worben, beiden Theilen *) gegen den Verluſt 
des Reugeldes frei, von dem Kaufvertrage zurückzutreten, 
und denjelben aufzufünbigen. Wer das Reugeld gegeben, 
verliert e8, wenn er zurücdtritt, und erhält es doppelt 
zurüd, wenn ber Empfänger zurüdtritt. 

Art. 1396. Das Recht zum Rücktritt aus Reue hört auf: 


Thatfache, welche dem Bertragsabichluffe folgt, zu gewagt, und es 
wurbe insbefondere darauf aufmerffam gemacht, daß Käufe von Vieh 
häufig auf Probe abgefchloffen werben im Einne einer Suspenfiv- 
bedingung, obwohl die Contrahenten einverfanben feien, daß baffelbe 
porerft in ben Stall bed Käufers gebracht werde." (Privatrechtl. Ge⸗ 
feßbuch für den Canton Zürich. Mit Erläuterungen beraudgegeben 
von Dr. Bluntſchli, Redactor des Geſetzes. Zürich 1865. Bd. III. 
©. 370). 

2) „Diefe zweite Androhung ift mit Rückſicht auf die Meinung der Re 
folutiobedingung beigefügt." (A. a. O. ©. 371). ı 

3) „Das Schweigen bed Käufers, nachdem er bie Waare geprüft bat, 
kann fowohl bie Biligung- als die Mißbilligung, überdem bie Un- 
entjchiebenheit in fi bergen. Anbers wenn ber Käufer bie Waare 
magazinirt nachdem er fie geprüft hat, mit feinem Zeichen verfieht, 
zum Berfauf ftellt, weiter barüber bisponirt.” (X. a. DO. ©. 872). 
Berl. Bluntſchli, Deutiches Privater. I. €, 46. 

4) „Es Tann auch eine einfeitige Neue verabrebet fein, fei ed zu Gun⸗ 
fien des Verkäufers ober des Käufers.“ (N. a, DO.) 
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a) wern bie dafür angeſetzte Friſt abgelaufen tft; 
b) wenn ein Theil des Kaufpreiſes bezahlt worben 1ft5); 
c) wenn der Käufer bie Waare in Empfang genommen, 
und verfäumt hat, mit Beförberung fein Recht auszu⸗ 
üben. 
Art. 1397. Das zum voraus hingegebene Neugelb wirb 
an dem Kaufpreife abgerechnet, wenn ber Kaufvertrag feft- 
gehalten wird. — 6 


u 
. Cop. II. Das — Recht. 


I. Herrſchaft der Rimifhen Grundſätze. Die Praxis. 
Verhältniß zu den üblichen Vertragsclauſeln. 


Daß die Grundſaͤtze des Roͤmiſchen Rechts über ben Han- 
bel nach Belieben auch noch gegenwärtig gelten, zeigt die im 
vorhergehenden. Kapitel werfuchte Weberficht der neueren Praxis 
und ber auf eben biefer Baſis beruhenden zahlreichen Deutichen 
und auswärtigen Gejeßgebungen. Auch von einer gewohnheits⸗ 
rechtlichen Firirung ihres Inhalts, einer herrfchenden Ufualin- 
terpretation,, kann nicht füglich bie Rebe fein, ba bis auf bie 
neueſte Zeit hinab jeder erhebliche Punkt ftreitig war, und, bei 
ungenügender Behandlung der Quellen, fein mußte!). Selbft 
bie Webereinftimmung aller neueren Gefeßgebungen darüber, daß 
der Handel nad Belieben (Kauf auf Probe) präfumtiv ober 
ſchlechthin als ein fuspenfivbebingter Vertrag gelten jolle, er- 
ſcheint keineswegs ala ein Zeugniß modernen Gewohnheitsrechts. 
Denn einestheils wieſen hierauf überall die zur Zeit der Mes 
baction herrſchenden Theorieen der gemeinrechtlichen Schrift: 
fteller oder die zum Mufter dienenden älteren Gefeßbücher, 3.8. 
der Code civil, bin; andererſeits findet ſich in den einzelnen 


+ 5) „Sn ber Zahlung bed Käufer unb ber einfachen Quittirung des 
Verkäufers Tiegt bie theilweife Bollziehung und damit bie abichlichenbe 
Befräftigung des Kaufgefchäfts. Die Neue ift aber in ber "Regel 
nur geftattet vor ber Erfüllung des Vertrages”. (N. a. D. S. 878). 

1) Vgl. oben $. 2. 3. 4. und bie neueren Geſetzbücher mit ihrer Littera⸗ 
tur $. 85 — 46, 
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Folgeſaͤtzen burchaus Fein Einklang. So wenig daher, nach gel- 
tendem gemeinem Recht, der Prüfungsvorbehalt irgendwo fubin- 
telfigtrt werben barf 2), fo ficher müſſen die in den 88. 16—27 
biefer Abhandlung entwidelten richtigen Principien des Römt- 
fchen Recht? überall da angewendet werben, wo bie Betheiligten 
durch ausdruͤcklichen ober ftillfchweigenden Vorbehalt, fei es bie 
Perfection, fei es bie Stätigfeit, fei es bie Wiederaufhebung des 
Kauf? von dem reinen Belieben des Käufer haben abhängig 
machen wollen. 

Aus der neueſten Deutſchen Gerichtspraxis Liegt eine be- 
trächtliche Anzahl von Fällen vor, welche durchaus nach biefen 
Prineipien entſchieden find 3). Auf die reichhaltige Hambur⸗ 
giſche Praxis bezüglich der- Claufeln „auf Beficht”, „auf Nach: 
ftechen” 2. Tomme ich weiter unten zurück. 





2) Vgl. oben 8. 84 zu Note 2. Dies ift alfo kein Grundſatz bes heu⸗ 
tigen (gemeinen) Civilrechts, wie Mittermaier, Deutſch. Privatr.Il. 
$. 564 Note 2 will, fondern nur bes Franzöfiichen und Spaniſchen 
Rechts. Ueber particuläre Ufancen vgl unten &. 58. 

8) a. Bellagter hatte bei Mlägern eine Partie Hertenſhawls mit dem 
susbrüdlichen Bemerken beſtellt, „baß er, was ihm nicht pafie, zur 
naͤchſten Neujahrsmeſſe franco nach Leipzig retourniren werde”. Be⸗ 
Pingter hatte demmächſt einen heil der empfangenen Shawls an 
Kläger zurüdgefendet, und diefe waren ohne vertretbare Schuld bed 
Bellagten verloren gegangen. Es handelte fih um bie Gefahrs⸗ 
tragung. Daß Oberappellationzgericht zu Diresben nahm an, ber 
Bertrag fei vor der Billigung nicht perfect geweſen, baher bie Gefahr 
beim Berfäufer verblieben. Richtiger wäre ein pactum displicen- 
tiae angenommen worden, das juriſtiſches Reſultat wäre daſſelbe ge: 
blieben. $. 10. (Seu .) 

b. Beim Kaufe eines Fuchswallachs war angeblich aufAntrieb des 
Berfäufers die Mobification binzugefügt „Kläger folle das Pferd mit- 
nehmen, um fich zu überzeugen, ob e8 gut und brauchbar fei; ge 
falle es ihm nicht, fo folle er es zurüdienden, und der Kandel fei 
dadurch aufgehoben“. Die Juriftenfacultät zu Mofef nah, Reſo⸗ 
Intio-Bebingtbeit an, „ungeachtet bei dem vorliegenden Hanbel auf 
Beſicht die Vermuthung im Zweifel für eine Suspenflubebingung 
ſtreite“. (Rechtsſprüche unb Gutachten der Zuriftenfacultät zu Ro: 
Kot ©. 1 ff.) 

c. Beklagter hatte eine Quantität Granaten mit ber Bemerfung 
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Insbeſondere gehören hierhin die an biefem Ort nicht weis 
ter zu berührenden Prämiengeſchäfte, bei welchen einem 
ber Gontrahenten ein Wahlrecht in Bezug auf Erfüllung ober 
Rücktritt geftattet ift: alſo das einfache Prämiengeichäft, ba 
zweiſchneidige Prämiengejhäft, das Zmeiprämiengefchäft, und ber 
Schluß auf feft und offen. Und zwar fallen fie jämmtlich uns 
ter bie Theorie bed rejolutivbebingten Handels nach Belieben mit 


beftellt, „bie nicht dienlichen werden Sie mir wohl erlauben , france 
zu retourniren“. Drei Wochen nah dem Empfang ſchickte er ſäͤmmt⸗ 
liche Granaten mit der Erklärung zurüd, daß er fie gar nicht brau⸗ 
hen Fönne, weil er inzwilchen ein vortheilhaftes Tauſchgeſchäft ge 
macht babe. Das Handelsſchiedsgericht zu Reutlingen erkannte ba⸗ 
bin, daß Beklagter bie Granaten behalten müffe, weil er fofort, ſpä⸗ 
teftend aber 14 Tage nad dem Empfang ker Waare (diefe find, nach 
DWürtembergifchem Handelsgebrauch, die längfte Frift für alle Einwen- 
bungen gegen bie Empfangbarfeit) biefelbe Hätte zurüdfenden wüf- 
fen. (Rechtl. Entfchelbungen und Gutachten ber Würtembergifchen 
Hanbelögeridhte und Handelskammern ˖ Erſte Lieferung. Stuttgart 
1851. ©. 29. 30). Hier lag wohl ein pactum displicentiae vor, 
alfo mit ber gemeinrechtlichen NRebhibitiongfrift von 60 Tagen. 

d. In Saden ®. und 8. c. S. hat bad Bremer Handelsgericht 
am 6. December 1855 entichieden, ba, wen Waaren unter ber Bes 
dingung, „baß fie dem Käufer bei ihrer Ankunft gefielen“, gekauft 
find, fih der Käufer nach Zuſendung ber Waare binnen einer, ben 
Umftänden nach angemefjenen Zeit zu erflären bat. Iſt eine geraume 
Zeit ſeitdem verflofien, unb ber Käufer hat fih in ben während jener 
Zeit gepflogenen Verhanblungen nie auf jene Slaufel bezogen, fon: 
bern nur anberweitige Monita erhoben, fo liegt darin eine ſtillſchwei⸗ 
gende Biligung (Schletter’3 Jahrbücher II. ©. 105). Bgl. auf 
bad Decret in Sachen B. c. K. vom 3. Januar 1856 (eod. IIL 
©. 106). | 

e. Eine Partie Gerſte war gefauft. „unter Vorbehalt ber Ge 
neßmigung ber Qualität nach der ben Käufern am folgenden Tage 
vorzulegenden großen Probe‘. Es wurbe hierin von allen 8 In⸗ 
ſtanzen ein Hanbel auf Veficht gefehen, welcher bis zur erflärten Ge 
nehmigung bed Käufers fuspenfiobedingt fei. (Sammlung von Er: 
Tenntniffen — beö Oberappellationögerichtö zu Lübed in Hamburgi- 
fhen Rechtsſachen. Band IE. Abtheilung 2. (1852 — 1855). ©. 
895 ff.) 
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Hinzuiritt eines Reugeldes (Prämie) *), nicht des eigentlichen 
pactum displicentiae 8), weil eine Hingabe und eventuelle 
Rückgabe hier nicht ftattfindet, fondern nur Lieferung nad er- 
langter Gewißheit über die Stätigfett des Geſchaͤfts. Praktiſch 
tft freilich der Unterfchieb zwifchen den brei Formen bed Han- 
dels nach Belieben hier wenig erheblih, ba es ſich ſtets um 
Gattungskaͤufe Handelt, bei welchen vor Eintritt der Lieferungs- 
zeit Teine Individualiſirung, alfo auch Fein Gefahrübergang 
ſtattfindet 6). Auch die juriftiichen Unterfchtebe in Betreff ber 
Zeit der Erflärung kommen bier faum in Betracht, da fchwer: 
lich ein Prämiengefchäft ohne feſte Lieferungs⸗ oder Erflärungs: 
zeit abgeſchloſſen werden bürfte. 


$. 48. 


Wie ſchon in einigen der bisher mitgetheilten Urtheile, fo 
wird auch in anderen ber Handel nach Belieben, vornehmlich 
aber die ſuspenſivbedingte Art veffelben, nach Vorgang der neue- 
ven Doctrin, mehrfach als Kauf „auf Beſicht“ over „auf 
Probe“ begeicänet?). Einige Neuere fcheiden allerbinge den 


4) In den Schlußzetteln ber Berliner Börfe beißt es gewöhnlich: „BIN 
ber Berfäufer (Käufer) von dem Geſchäft zuriictreten , fo ſteht ihm 
frei, zu jeder Zeit bem Käufer (Verkäufer) zu erflären, daß er ftatt 

. ber Erfüllung ein, auf — feftgefehtes Reugeld zahlen wolle. Gr ift 
fodann zur Zahlung biefer Summe an bemfelben Tage, an welchem 
ex ſich erflärt, verbunden, und durch bie folchergeftalt geleiftete Zahlung 
aller Verbindlichkeit aus dem gegenwärtigen Gefchäft enthoben“. Ci: 
nen neueren Rechtsfall mit Entſcheidungen Oeßerreichiſcher Gerichts⸗ 
höfe ſiehe Allg. Oeſterr. Gerichtszeitung 1856 Nr. 83 und 1857 
Nr. 58. 

5) Wie die Meiften wollen, freilih ohne ben Unterfchied zwifchen re 
folutivbedingtem Kauf und dem Handel mit pactum displicentiae 
(cf. $. 16. 19. 20) zu erkennen. Ramentlih THEI Der Verkehr 
mit Staatspapieren S. 74—108. 164—166. 203—218, und beifen 
Handelsrecht I $. 91-95. 97. 

6) Die Gefahr ift hier eine ganz andere: die bed Steigens und Fallens 
ber Preife (Kurſe). 

7) DA®. zu Dresden 22. Januar und 28. Juni 1848: Wochenblatt 
für merfwürbige Rechtsfälle 1848, Mr. 48 (Seuffert’3 Archiv I. 
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Kauf auf Beitcht von dem Kauf auf Probe in ber Weiſe, 
daß ber erfte ſuspenſivbebingt, der letztere refoluttobebingt fel, 
und daß beim Handel auf Beficht die Waare ftet3 in der Ge 
wahrſam des Verkäufers bis zur Bilfigung verbleibe, dagegen 
beim Handel auf Probe dem Käufer zur Prüfung übergeben 
werde 8). Diefe Scheidung iſt in jever Beziehung unbaltbar. 
Soll damit gejagt werben, daß unfere Rechtsſprache die fuspen- 
ſivbedingte Art des Handels nach Belieben mit Kauf auf Beficht, 
und die rejolutiobedingte Art mit Kauf auf Probe bezeichne, 
fo wird das Gegentheil durch die Terminologie der neueren Ge- 
feßbücher erwiefen, welche unter dem „Kauf auf Probe” einen 
juspenfiobebingten Handel verſtehen ). Soll damit die Art der 
Prüfung ala juriftifch relevant bezeichnet werben, fo daß es einen 


Nr. 169). O.A.G. zu Caſſel 4. Mai 1886 (Zeitſchr. f. Recht umb 
Geſetzgebung in Kurheſſen. Caſſel 1837. Heft & ©. 194). Niüzrn- 
berger Handelögeriht 11. Februar 1836 (Sammlung einiger Nürn⸗ 
bergifchen Handelsrechtsgewohnheiten. Nürnberg 1846. S. 18.) D.A.®. 
zu Darmftadt 25. April 1855. (Seuffert IL Nr. 277). Bol. au 
die Preußifchen Mechtsfprüche oben $. 88. Not. 10, und die Termi- 
nologie in $. 34. . 

8) Die Ausbrüde, fofern nicht ausſchließlich einer ober ber andere ange- 
wenbet wird, "werben von allen Schriftfiellern als gleichbebeutend ge⸗ 
braudt, bis auf Puchta Pandekten F. 860 und Borlefungen ; 
Brindmann $. 84. 85 Die Verwworrenheit bei dem letztgedachten 
Schriftſteller erflärt fi) einfach daraus, daß er im $. 84 ben Han 
bel nach Belieben barftellen wollte, diefem aber viel zu enge und zum 
Theil unrichtige Grenzen ftedte, während er in ben $$. 85 und 88 
von ben im Hamburgifchen Handel üblichen Clauſeln „auf Beficht“, 

‚ „auf Nachſtechen“, „auf Nachziehen“ fprechen will, und daraus irrig be: 
fondere Inſtitute macht, welche bem Handel nad Belieben coorbinirt 
feien, ftatt beren juriftifche Natur in Bezug auf biefen zu unterfuchen. 
Hier iſt das im Tert nach Note 16. Bemerkte zu berüdfihtigen. Bene 
ber L $. 87. 88. fcheibet ziwar Handel auf Beſicht und Handel auf 
Probe, veriteht „aber unter letzterem den Hanbel nad) Probe. Bol. 
oben 8. 34. Rote 8. 

9) Bol. $. 88. 89. 41. 48 — 46, umb Über bie Probezeit F. 80. Auch 
Befeler, Deutſches Privatredht III. S. 816. Not. 21. und Thöl 
8. 71. Not. c. 
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Unterſchied mache, ob fich der Kaufluftige durch bloßes Anſehen, 
oder durch Befühlen, Schmecken, Riechen, Bearbeiten über bie 
Qualität ver Waare unterrichte, fo fpricht dagegen, auch abge 
fehen von den unzweibentigen Vorjchriften bes Römifchen Rechts 19), 
bie praktische Unmöglichkeit, dieſe verſchiedenen Prüfunggmetho- 
den in irgend erkennbarer Weile zu fcheiven. Durch blokes 
Beſehen — mit dem Auge allein — wirb felten eine Waare ge- 
prüft: die verfehlebenen Sinne wirten faft überall zufammen, 

” mit Vorherrſchen bald des einen, bald des anberen. Auch das 
kann nicht enticheiden, ob die Waare bem Kaufluftigen übergeben 
wird, denn folches gejchieht meift nur dann, wenn zur Prüfung 
längere Zeit erforberlich tft, wie bei Büchern, Noten, muſikali⸗ 
chen Inftrumenten, Thieren — ein Umſtand, welcher unmöglich 
für die juriftifche Natur des Geſchaͤfts an fich in Betracht kom⸗ 
men kann 11). 

Ganz unabhaͤngig hievon iſt eine andere Frage, auf welche 
ich bereit3 im Eingang biefer Abhandlung hingewieſen habe: 
ob nämlich in unſerem heutigen Verkehr fich gewiſſe technifche 
Bertragd-Claufeln ausgebildet haben, aus welchen auf ein nach: 
trägli j recht äufers geichloffen werben darf, 
und ob diefe Clauſeln ſchlechthin nach ven Regeln des Nömifchen 
Handels nach Belieben beurtheilt werben dürfen. 

Dergleichen techniſche Clauſeln, welche hauptfächlich durch 
ben Gebrauch der in beftimmiem Geſchaͤftsſtyl — mit ober ohne 
Zuziehung von Mäfflen — abgefaßten Schlußzettel aufgefom- 
men, und aus dieſen in den formlofen mündlichen und briefli- 
hen Geſchäftsverkehr übergegangen find, werden von ben Con⸗ 
trahenten ſtets in einer feſten materiellen Bebeutung ange 
wendet, während über deren juriftifche Bedeutung unter den 
Betheiligten ſelbſt nicht felten mehr oder weniger Unflarheit 
herrſcht. Die nächfte Aufgabe des Nichterd wie des Schriftftel- 

" Ierd ift hier, ben wahren Willen der Beiheiligten bei Gejchäf- 
ten dieſer Art, bag id quod actum est, zu erforfchen, um bie- 





10) Bel. $. 16. Note 6. 
11) Bgl. oben S. 115. Motive zum Entwurf eine® Handelsgeſetzbuchs 
für bie Preußiſchen Staaten, (Berlin 1857) ©. 184. 
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nach die juriftifche Natur ver Elaufel zu beftimmen. Einen be- 
deutſamen Anhalt gewähren ung dafür die zahlreichen Entſchei⸗ 
dungen aus der Praxis Hamburg's, wo dieſe @laufeln vorzug3- 
weife üblich find, und, aller Wahrjcheinlichkeit nach, ihren Ur⸗ 
ſprung genommen haben 12). Wir Haben folgende Elaufeln zu 
prüfen: „Auf Beficht”, „Auf Nachftechen”, „Auf Nachziehen”, 
„Nach Probe und auf Beſicht“ „Wie zu befehen.” Daß ver 
Ausdruck „auf Probe” und ähnliche ala technijche Vertragsclau⸗ 
ſeln vorfämen, ift mir nicht befannt; jedenfalls Yaflen die neueren 
Gefeßgebungen feinen Zweifel, daß auf folche Elaufeln bie Theorie 
des Handeld nach Belieben angewendet werden müßte Die 
allerdings technifche Elaufel „nach Probe” („Laut Probe”, „nach 
Mufter”, „laut Mufter”) gehört unbeftritten nicht hierhin; fie 
bezeichnet einen durchaus unbebingten Kauf, bei welchem bie zu- 
gefagte Gattung und Qualität oder ein? won beiden allein ober 
in Verbindung mit anbermweitigen mündlichen oder jchriftlichen An⸗ 
gaben burch eine Probe, ein Muſter, als das Vorbild der zu 
liefernden Waare, bezeichnet wird. Das Berjenden von Büchern 
„zur Anſicht“ enthält meiften? nur eine Offerte zur Vertrags⸗ 
ſchließung; wenn mehr, unterliegt e3 durchaus den Grundfägen 
des Handels nad, Belieben. 


12) Bol. Trummer im Archiv f. das Hanbeldreht I. ©. 832 — 845 
(1818): Neber die Claufel „auf Befiht”. Ferner Archiv f. das 
Handelsrecht IE. ©. 574 — 588. Pöhl s Zur Lehre vom Kaufe 
auf Beficht (Hamburg. Zeitſchrift für Politik, Handel und Handels: 
recht. Dritter Jahrgang Bb. I. 1836. S. 84 — 46.) Hirſch Der 
Sandel auf Beficht, erläutert durch Präjudicate des Hamburgiſchen 
Handelsgerichts. (Neues Archiv für Handeläreht 1858. 1. ©. 155 — 
171). Für den Römifchrechtlichen Theil dieſer Unterfuchungen Fonnte 
ich die Iehtgebacdhte Abhandlung nicht mehr benuben, ba das erfte 
und zweite Heft ber Zeitjchrift bei ihrem Erfcheinen bereits gebrudt, 
und das erfte ausgegeben war. Das Nötbige fol in bem beigegebe- 
benen Nachtrag vermerkt werben. 


b Ä 
Pan — af berif- 9 
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OD. Die einzelnen Elaufeln. 
1) Die Clauſel „Auf Beficht” *). 

§. 49. 


Ein mit dieſer Claufel_gejchloffener Handel _gehört un: 
ftrettig in das Gebiet des Handels nach Belieben und unterliegt 


deſſen Grundfaͤtzen, ſoweit nicht Im Folgenden Abweichungen 
bemerkt werden: Der Käufer darf beliebig auch eine an ſich 
ganz untadelhafte Waare aufſchießen 12). Es wirb aljo unter 
dem wörtlich allein vorbehaltenen Recht der Prüfung zugleich 
gewohnheitsrechtlich die Befugniß willführlicher Verwerfung mit- 
verftanden. Ob dagegen die Clauſel im Sinne einer Sudpenfiv- 
oder Reſolutivbedingung gemeint fei, über dieſe Hauptfrage wie 
über die einzelnen Folgeſätze fehlt es durchaus an einer conftan- 
ten Praxis. Die Behauptung Trummer’3, und bed neueſten 
Hamburgiichen Schriftitellerd, Hirſch, daß dort allmählich die 
Anfiht von der refolutiven Natur des Handels auf Beficht 
volftändig zur Geltung gefommen fei, erweift fich bei näherer 
Prüfung der von beiden mitgeteilten Urtheile als fchlechthin 
unbegründet. " 
In Sachen Jäniſch c. Keetmann vom 12. Januar 1818 
heißt es zwar: — „wenngleich der Handel auf Beficht durch die 
Erklärung des Käufers, von dem Handel befiftiren zu wollen, 
refolvirt werden Tann“; — dagegen in Sachen Thran c. 
Krutifch vom 27. Juni 1821 „— daß — bie Suspenſivbe⸗ 
dbingung bed Beſehens ber Waare für aufgegeben, unb ber 


a 


*) Sn ben Schlußzetteln ſteht entweder diefe Claufel wörtlich, ober dafür 
ber Außbrud „zu befehen” mit Angabe ber Frift, innerhalb deren 
der Beficht gefchehen fol,  ®. „morgen (in 24 Stunden, in 8 Ta⸗ 
gen) zu bejehen“. 

18) Erlenntniffe bed Hamburger Hanbelögerichtö bei Trummer a. a. O. 
©. 344, bei Hirſch a. a. O. ©. 163. 167. Allgemeine Hambur: 
giſche Uſancen beim Waarenhandel vom 81. December 1853. $. 1.— 
„Bei einem Verkauf auf Beficht bat ber Käufer das Recht, die ges 
kaufte Waare, nach gefihehener Befichtigung, ohne Angabe von Grün: 
ben, aufzufdießen”. — (Hamburger Handelsarchiv ©. 149). 
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Handel für perfect zu erachten”. — Bgl. auch die oben 6. 47, 
Not. 3 mitgetheilten Erkenntniſſe, in denen zwar nicht die Clau⸗ 
ſel auf Beficht, aber doch eine von ben urtheilenden Gerichten offen- 
bar für durchaus identiſch erachtete Stipulation zur Sprache Fam. 

Die wichtigfte *%) Confequenz, die Frage nach ber Gefahrs⸗ 
tragung, ift niemals Gegenftand der Entfcheibung geweſen; wohl 
aber die andere, praktiſch ſehr erhebliche, ob dag Echweigen des 
Käuferd nad) vorgenommenem Beſicht als Bilfigung oder ala 
Mißbilligung zu deuten ſei, und wer ben Beweis (der Geneh⸗ 
migung oder Mißbilligung) zu führen habe. Trummer theilt 
mit, daß nach der Praxis der Verkäufer die ausdrückliche ober 
Stilffchweigenbe Genehmigung des Käufers zu beweilen habe 25). 
In ber beveitd erwähnten Sache Jaͤniſch c. Keetman ift nicht, 
wie Hirſch meint, der entgegengefete Grundſatz durchgebrungen, 
ſondern es wird nur die ftillfchweigende Genehmigung aus dem 
Nehmen und Behalten einer Probe gefolgert 1%), ſofern nicht 
biefe Folgerung durch eine fofortige Proteftation des Klägers 
ausgeſchloſſen wird. Der Beweis der Genehmigung Tiegt min 
bem Verkäufer nur beim ſuspenſivbedingten, nicht beim rejolu- 
tiobebdingten Vertrage ob, zwiichen Hauptjab und Folgeſatz waltet 
alfo, fofern wirklich reſolutive Bebingtheit gemeint war, ein ent- 
ſchiedener Widerſpruch. 





14) Es iſt ein arger Irrthum, wenn Hirſch S. 161 dieſe Frage für 
irrelevant erklärt. Geht beim reſolutivbedingten Handel die Waare 
vor der Mißbilligung unter, ſo iſt dieſe letztere ohne Gegenſtand, eine 
Auflöſung nicht mehr möglich. Vgl. oben F. 18. Not. 24, und bie 

8. 85—46 angeführten neueren Gefeßgebungen. Cine ähnliche An⸗ 
fiht ift bei ber Nürnberger Berathung ausgeſprochen, aber entichieben 
zurüdgewiefen worden: Protokolle S. 610. 611. Das pactum dis- 
plicentiae wird allerdingd nach den Regeln bed ädilitiſchen Edicts 
beurtheilt (oben $. 19), allein der refolutivbedingte Kauf ift eben 
nicht mit biefem ibentifh. Dal. $. 16. 20. 

15) X. a. O. 340. Ebenſo Pohl a Handeläreit I. ©. 168. Eropp 
©. 205. Not. 37. Brindmann $. 85. Not. 8 — ſaämmtlich 
Hamburgifhe Schriftiteller. 

16) Was unter Umftänden richtig fein kann, keineswegs ſchlechthin. Vgl. 
Eropp ©. 206. Pohls ©. 169. Brindmann ©. 299 
Holzſchuher II. ©. 647. 648, 
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Die entgegengejehte Inconſequenz begegnet und in bem 
Erkenntniß Thran c. Krutiſch, wo, ungeachtet der ſuspenſivbe⸗ 
dingten Natur des Handels, gleichwohl das Vorübergehenlaſſen 
des Beſichtigungstermins als „Aufgabe der Suspenſivbedingung, 
mithin der Handel für perfect erachtet, und Käufer zum Empfang 
verpflichtet” wirb. 

Veber diefen Punkt indeſſen — freilich nur über diefen — 
fcheint die neuefte Prariz fich in dem Sinne des letzterwähnten 
Urtheils feitgeftellt zu haben 17) — inbefien Iafien ſich daraus 
feine weiteren Schlüffe für bie vejolutive Natur des Handels 
entnehmen, ba hierzu eben biefelben Utilitätsrückſichten beigetra- 
gen haben dürften, welche neuere Gejebgebungen, trotz der aner⸗ 
Tannten ſuspenſiven Bedingtheit, zu der gleichen Feſtſetzung ver⸗ 
mocht haben 18). 

In Betreff der Zeit der Beſichtigung und Erklärung wer⸗ 
ben durchaus die oben $. 20 entwickelten gemeinrechtlichen Re⸗ 
geln befolgt: alsbaldige Befichtigung und Erklärung erjcheint im 
Zweifel geboten, ſowie alsbaldige Erklärung nach geichehener 
Befichtigung ; einer Aufforderung des Verkäufers bebarf es nicht 19). 


17) Urtheile in Sachen Koop u. Comp. c. Babain 1837; Wihnans c. 
Slınt 25. November 18837. Schubart c. Babe 9. December 1848. 
Allgemeine Ufancen 8. 1: — „Erfolgt eine Exrflärung darüber nicht 
bis 1% Uhr des nächſten Werktage nad) gefchloffenem Kaufe, jo ift 
das Geſchäft als anerkannt zu betrachten”. Vgl. jeboch das $. 47. 
Not. 8. e angeführte Urtbeil bes Oberappellationsgerichtz zu Lübedc. 

18) Vgl. 8.85. Not. 2. 8. 38. Not.15. 8. 42. Not. 34. 8.44. Bol. auch 
Hirſch S. 159. 160. Bemerkenswerth ift es ferner, daß alle Han⸗ 
ſeatiſchen Schriftſteller, wie Pͤhls, Cropp, Brinckmann, bie ſus⸗ 
penfive Bedingtheit bes Geſchäfts behaupten. Vgl. namentlich Pöhl s 
in der Hamburgiſchen Zeitſchrift III. S. 39: „Es dürfte jetzt wohl 
außer Zweifel geſetzt betrachtet werden können, — daß ber im kauf 
männifhen Leben übliche Verfauf auf Beſicht als unter einer Sus⸗ 
penfiobebingung geichloffen anzufehen ift, wo nicht befondere Verein⸗ 
barungen hinzugekommen find“. 

19) Urteile bei Hirſch ©. 168. 164. 167. 170. Pohls ©. 169. 
Brindmann ©. 356. Bol. Not. 17. So auch allgemein für 
alle Gelchäfte in Ioco, wo es auf eine Befihtigung ber Waare an⸗ 
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Ebenſo treffen Hier durchaus bie oben $. 26 entwickelten Regeln 
über die weitere Haftung bes Verkäufers für Sewährsmängel 
zu, joweit nicht bie Particularrechte, „wie namentlich das Ham⸗ 
burgifche, diefe Garantie in noch höherem Grabe einfchränfen 2%). 
Es bleibt ung, nach diefer Darftellung der Hamburgifchen 
xis, endlich noch zu erwägen, ob aus ber wirthichaftlichen 
atur ber Clauſel, aus der Natur der Sache, ſich fefte jurifti- 
che Refultate gewinnen Laffen. : 
Es steht feſt, daß bei einem Handel mit der Clauſel auf 
Beficht die Waare regelmäßig im Gewahrfam des Verkäufers bis 
zum Empfang bleibt 22); allenfalls nimmt ver Kaufluftige nach 
geichehener Befichtigung eine Probe Es kann alfo auch nicht 
als die Meinung des Contrahenten angefehen werben, daß einer 
berjelben befugt fein ſolle, vor der Beſichtigung die Lieferung 
ober Abnahme ber Waare zu verlangen 22?) — wozu er, bei An⸗ 
nahme einer Refolutivbebingung, allerdings berechtigt wäre, wenn- 
gleich er felten genug von diefem Nechte Gebrauch machen bürfte. 
Es iſt ferner ficher, daß dieſe Elaufel vorzüglich Häufig — wenn 
auch nicht ausſchließlich — gebraucht wird, wo eine Beſichtigung 
der Waare noch vor dem Kaufabjchluß aus irgend einem Grunde 
unthunlich ift, andererſeits aber eine noch jo genaue Beichreibung 
und felbft eine Probe verjelben unzureichend wäre, die Beichaf- 
fenheit de ganzen Duantums mit Sicherheit darzulegen: wo es 
auf ganz feine Nüangen nach Tarbe, Außiehen, Geruh, Ge 


fommt : bie Rübeder Getreidehandeluſancen 8. 3. (Preuß. Handels⸗ 
archiv 1856. II. ©. 131.) 

20) Archiv f. Hanbelsreht I. ©. 574. Cropp ©. 207. 221. Hirſch 
©. 165—169. Mit Hirſch iſt allerdings anzunehmen, daß bie bei 
bem Beficht ftattfindende Billigung burchaus ben Empfang erfegt. Vgl. 
auh Brindmann ©. 312. ff. Baumeifter I. ©. 345. ff. 

21) Infofern ift bie Darſtellung Cropp's ©. 193, Brindmann’s 
6. 85 völlig gegründet. Bol. auch Hirfh S. 156. Sie ift under 
gründet, fofern diefer Sag von bem Handel nach Belieben Überhaupt 
gemeint iſt. Bol, oben ©. 115. Thol S. 303. Not. 26 fcheibet 
bag, bei feinem Widerſpruch, nicht gehörig. 

22) Hier, aber au nur Bier, trifft bie Argumentation ETopp’3 
©. 196 zu. 
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ſchmack, auf Abweichungen innerhalb des Kaufquantums ſelbſt 
ankommt?2). Hier will ber Käufer nur feinen eigenen Sinnen 
vertrauen , der Verkäufer 24) fih allen Weiterungen über bie 
Dualität, namentlich auch über etwaige Verjchiebenheiten inner- 
halb beö verkauften Quantums entziehen. An eine Weberlegungd- 
frift — welche nicht -felten durch den Abſchluß eines Hanbelz 
nach Belieben gewährt werden ſoll — ift Hier ſchwerlich zu den⸗ 
fen, zumal im Großhandel jchleunige Entſchließung bie Hegel 
bildet. Der Kaufluftige will die, Waare nur „wenn fie ihm 
gefältt“ — 05 fie ihm gefällt, foll durch den Beficht ermittelt 
werben. Das oben, gegen die Annahme einer Suspenſivbedingung 
für den Hambel nad) Belieben im Allgemeinen angeführte Argu- 
ment, daß eher der Käufer, als der Verkäufer vie Gefahr tra- 
gen müfle, weil ver letere durch den Verkauf ber Diöpofition 
über die Waare entfagt habe 25), trifft für den Großhandel bei 
den heutigen Verfehrzverhältniffen nicht zu. Der Verkäufer wird 
in der Megel die Waare verfichert haben — dem Käufer dage⸗ 
gen wird es meift unmöglich, und jedenfalls nicht zuzumuthen 
fein, in ber Zeit zwifchen Vertragsſchluß und Bericht auf? Un- 
gefähr die Waare zu afjekuriren 29). 


28) Urtheil des Hamtburger Hanbelsgericht bei Pohls Zeitfchrift S. 36. 
Hirſch ©. 156. Protokolle der Commiffion zur Beratbung eines 
allgemeinen Deutfhen Handelsgeſetzbuchs S. 609. 610. 

24) Vgl. oben 8. 26, und Pöhls Zeitihrift S. 38. 44. 

. 25) Oben ©. 117. Uebrigens bätte ſchon bort bemerkt werben Finnen, 
daß biefem für ben Kauf im Allgemeinen zutreffenden Grunde in 
unferem alle gewichtige Bedenken erttgegenftehen. ch lege auf den⸗ 
felben um fo weniger Gewicht, als mir gemeinrechtlich jede juriſtiſche 
Präfumtion unthunlich erſcheint. 

26) Der Satz bed Holländiſchen Handelsgeſetzbuchs Art. 263 und bes 
Würtemberg. Entwurf3 Art. 447, daß ber Käufer im Zweifel von 
ſelbſt in alle echte des verficherten Verkäufers eintrete, ift Fein ge 
meinrechtlicher, unb in dieſer Allgemeinheit felbft legislativ bedenklich. 

. Bel Pöohls Darftellung bes Seeaſſekuranzrechts I. ©. 148. ff. 
THöl Entſcheidungsgründe Nr. 271. 273. Entwurf eines Handels⸗ 
geſetzbuchs für bie Preußiſchen Staaten Art.848 und Motive &. 192; 
Protokolle ber Berliner Sachverſtändigencommiſſion &. 98. 

Beitfärift für Handelsrecht. 29 


\ 
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Die überwiegenden Gründe ſprechen alſo dafür, daß bie 
Contrahenten eine Sugpenfiobebingung gemeint haben, womit 
ſich dann, allerdings nicht als ein Sat bes wiffenfchaftlichen, 
wohl aber des gewohnheitlichen 27) ober gefehlichen Rechts, moch 
immer bie Folgerung einer ſtillſchweigenden Billigung aus bem 
Schweigen bed Kaufluftigen vereinigen ließe. 


2) Die Clauſeln „Auf Nachftechen und „Auf Nachziehen“ *). 
$. 50. £ 
Durch diefe Elaufeln behält ſich der Käufer gleichfalls 
nachträgliche Prüfung ber Waare vor: die Claufeln bezeichnen 
bag Mittel der Prüfung Das Nachitechen geichieht bei Kaffee 
und insbeſondere bei Zucker mitteljt eines Bohrer, fei es in ein 
bereits vorhandenes Bohrloch oder in ein neues, in die Kifte zu 
biejem Zwecke gemachte. Das Nachziehen Tommi bei ber Baum⸗ 
wolle vor 28). Diefer Borbehalt der Prüfung kann nun allerdings, 
wie bei der Clauſel auf Beficht, den ftillichweigenden Vorbehalt der 
willführlichen Migbilfigung inpolviren, und alsdann würben biefe 
Clauſeln juriftiich für völlig gleichbedeutend zu erachten fein 29), 
— allein nothiwenbig ift dag nicht, und auch keineswegs zu ver⸗ 
muthen, weil im Zweifel nicht angenommen werben darf, daß 
die Stellung beider Eontrabenten eine ungleiche hat fein follen 2%). 
Denn ber Vorbehalt Tann jehr wohl auch nur im Sinne ber 
Romiſchen degustatio.beim Weinhandel gemeint fein, fo baB 
burch bie Prüfung lediglich die Empfangbarkeit feftgeftellt wer⸗ 
ben foll 21), Es tft der Wille der Contrahenten zu erforichen. 


27) O5 für Hamburg, ift troß der neueren Bräjubicate nicht zwei⸗ 

felhaft. Bol. Not. 17. 
®) Gleichbebeutend „morgen nachzuftehen‘, „innerhalb 48 Stunden 
nadzuftehen“. 

28) Archiv f. Handelöret I. ©. 533. II. ©. 575 fi. 

39) So Pohls I. ©. 170. Not.12. Thöol S. 296. Not. * Zweifelnd 
Brindmann $. 83. Die Art ber Prüfung allein emtfcheibet aller: 
bings über die rechtlide Natur bed Geſchäfts nicht. Bgl. oben 8. 16. 
Not. 6. 6. 27. II. 

80) Bgl. oben $. 25. 

81) Bgl. oben $. 9. 10. 


> 
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Aeſen ftehen 5 ed Ha 
— a8" fe Zwäel Rat Meer Ta 
Nachftechen und Nachziehen ben einzigen Zweck, ben Käufer 
über daß Vorhanbenfein ber zugelagten ober ſchlechthin voraus: 
zujeßenben Sorte und Qualität zu vergewiflern, aljo die Em- 
pfangbarkeit außer Zweifel zu flellen — die empfangbare Waare 
wu fchlechterbing® abgenommen werben. Der Verkäufer bat 
ben Boribeil, ſchon vor dem Empfang über dad Schielfal der 
Waare ficher zu fein. Die Elaufel gehört alſo nicht der Theorie 
bes Handels nach Belieben an. Prüfung und die bemmächitige 
Erklärung müflen beichleunigt werben, bei Berluit aller Ein- 
wenbungen gegen bie Qualität. 

Aus biefem legten Satze koͤnnte man folgern, daß ein ſol⸗ 
cher Handel, wie ber Römifche Weinhandel mit degustatio, im 
Zweifel als refolutiobebingt gelten müfle 22) — inbeffen bürften 
bie für die Clauſel „auf Beficht“ geltend gemachten ori, 
namenflich in Betreff ber Gefahrätragung, auch hier für bie ſus⸗ 
penfive Bebingtheit ſprechen. Als bebingt aber muß ein ſolcher 
Vertrag chen um deswillen gelten, weil offenbar nicht der Zeit 








82) Erfensinig in S. Jackſon Earfisie u. Comp. c. Joh. Michael Schuldt 
dom 20. April 1816. Bartels u. Rimpau c. €. 3. Bell vom 6. Oeto⸗ 
ber 1888. Gorne co. Schaar u. Claus 1. December 1851. %. Dieter 
ce. Flſcher u. Safſe 28. Juni 1852. „Allgemeine Anſicht der Ham⸗ 
buzger Börfe* (Rees Archiv J. ©. 165). Bol auch Archiv EI 
©. 875 ff. 

88) Gegen zhöl $. 71. Not, * „Eine folge Vehingung (dev Em- 
pfangbarkeit) iſt gar Feine Bebingung* ift Folgendes zu erwibern. 
Allerdings verfteht fih die Empfangbarkeit gegenwärtig bei jebem 
Handel von ſelbſt, und e8 wird fchlehthin dafür gehaftet. Allein es 
flieht nichts entgegen, daß bie Gontrahenten einen folchen ſelbſwer⸗ 
Rändlihen Umſtand auch befonbers ala Bebingung formuliven , unb 
dann treten die von ben geſetzlichen ganz verſchiedenen Folgen des 
fuspenfiv- ober refoluntiobebingten Vertrages ein. 1. 19. $. 1. D. de 
condit. (85,1) und Fitting im Arch. f. civil. Praris Band 89. ©. 
812. Unger, Syflem be Oeſterreichiſchen allgemeinen Privatrechts- 
8b. 1. ©. 58 fi. Val. oben namentlich $. 18. 19. Ein foldes 
Bechaliniß regelt 3 DB. der Entwurf eines bürgerligen Geſehbuchs 
für das Konigreich Sachfen 5. 2091. — 
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punkt der Abſchließung, fondern ver Prüfung über die Empfang: 
barkeit enticheibet. — 


3) Die Elaufel „Nach Probe und auf Beſicht *). 
$. 51. 


Nicht felten werben bie Clanjeln „nach Probe” und „auf 
Beficht“ verbunden. Damit Tann ein Doppelte gemeint fein: 

1) Die Waare folle der Probe entiprechen, jo daß bei ei- 
nem Gattungskauf der Käufer ſchlechthin befugt ſei, eine ſolche 
Waare' zu verlangen, bei dem Kauf einer Species Entichäbigung 
wegen nicht vertraggmäßiger Lieferung zu verlangen, ohne jedoch 
verpflichtet zu fein, ſelbſt eine probemäßige Waare anzunehmen. 
Der Zuſatz nach Probe wäre aljo keineswegs, wie Cropp ımb 
die Franzoͤſiſchen Juriſten annehmen, überflüffig, fondern würde 
die Rechte des Käufers verftärken?*). 

2) Die Waare folle probemäßig fein; ob fie «8 id, darũ⸗ 
ber habe der Käufer bei der demnaͤchſtigen Beſichtigung ſich zu 
erklären. Hier kaͤmen entweder fchlechthin die Princigien bes 
Kaufs nach Probe mit der Modification zur Anwendung, daß 
ber Käufer durch Unterlafiung rechtzeitiger Erklärung bes Rechts 
die Nichtprobemäßigfeit zu rügen, ſchlechthin werluftig gehe, ber 
Vertrag übrigens weber fußpenfiv- noch reſolutivbedingt wärg2®) : — 
oder, wofür mehr fpricht, die im vorigen $. entwidelten Grund⸗ 
füge, nur daß nicht Kaufmannsgut ſchlechthin genügen würde, 
fonbern probemäßiges crforberlich wäre. 

Das Oberappellationzgericht zu Kübel Hat in Sachen $. 
von Bergen u. Comp. c. Schröber, Mahs u. Comp. durch Ers 
kenntniß vom 13. Januar 1826 fich für die zweite, beſchränktere 
Auffaffung der Elaufel erflärt, und allerdings ſprachen für biefe 
Auslegung unbedenklich die Umftände des vorliegenden alles. 
Do wird man auch allgemein fich im Zweifel für dieſe ent- 
ſcheiden müffen, weil in ber Regel anzunehmen ift, daß beide 


*) Eropp I. Abd. 18. ©. 290 — 224. 
84) Vgl. oben $. 40. Rot. 15. und Brindmann $. 85. Rot. 9. 
85) Eropp ©. 224 Thol 4. 82. Not. 26, 
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Theile in gleichem Mache Haben gebunben fein follen 2%). — 
Daß dei einer Verbindung der Elaufeln „Nah Probe und 
auf Nahftehen” 27) nur biefe Interpretation zuläffig ift, ver- 
fteht fich nach der obigen Ausführung von jelbft. 


4) Die Elaufel „wie zu befehen.“ 
| S. 52. 


Durch diefe Clauſel erklärt der Verkaufsluftige , bei Feil⸗ 
bierung der Waare, Teine ober doch nicht mehr als eine gewifie 
VBeſchaffenheit derſelben zufichern, und für keine ſichtbaren Män- 
del einftehen zu wollen; er weit aljo ben Kauflufligen an, ſich 
durch eigene Anfchauumg über die Beſchaffenheit des vorliegenden 
But zu vergewiflern. 

In der Regel geſchieht Hier die Beflchtigung vor Ab⸗ 
ſchluß des Handels, namentlich in ben Auctionsverfäufen , wo 
dieſe Elaufel vorzüglich häufig vorkömmt, es find meiſtens nicht 
einmal Abreden über ven Preis getroffen. Hier liegen bloße 
Tractate vor, welche Leinen Theil binden 3%). Kommt dann fpä 
ter ein Kauf zu Stande, fo find beide Theile ſogleich und auf 
bie Dauer gebunden, und jever Einwand gegen bie Qualität ber 
Waare ausgeſchloſſen. In die Schlußnote werden dann wohl 
die Worte „wie beſehen“ aufgenommen 29). 

Iſt jeboch im Webrigen ber Vertrag perfect, jo kann moͤg⸗ 
licherweiſe dieſe Clauſel allerdings auch im Sinne der Elaufel 
„auf Beficht“ vorkommen, und unterliegt deren Regeln 49). 


86) Vgl. oben $ 25. 
87) Brindmann F. 88. Rot 2. Hamburger Handelsgericht in ©. 
Bartels u. Rimpau c E 3. Bel vom 6. October 1838. (Hirſch 
©. 164. 165.) 
38) Vgl oben S. 268. Thöol ©. 847. 
89) Pöhls ©. 170 Brindmann $. 86 und S. 299. Not. 11 
Thöl ©. 342 ff. Rechtsfälle aus bem Gebiete bes Handelsrechts 
Jahrgang IL. Heft 2. S.41. 48-45. Heiſe's Handelsrecht (Frank: 
furxt 1858) ©. 82. j 


40) Tyhbl ©. 848. und 3. 71 Rot. * Bol oben S. 281. Daher geht 
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Der Vorbehalt der Prüfung mit bektdbigern Werwerfneäß- 
recht des Käufer? wird nach Lokaluſance bei manchen Waaren 
fubintelligirt,, es finden alfo in ſolchen Faͤllen zweifellos bie ge . 
meinrechtlichen Grundſätze vom Handel nach Belieben Anwen⸗ 
bung, ſoweit nicht auch im Einzelnen ſich beſonderes Gewohn⸗ 
heltorecht gehilbet hat. So in Hamburg bei Gefhäften über 
Stuhlrohr — nach der einzigen Miitheilung tiber dieſe Uſemce 
wären bier. fchlechthin die Grundfähe von ber Elaujel „auf Be 
ſicht“ maaßgebend 41). So bei fehr vielen Waaren — aufge 
werden Südfeethran, Reis, Kaffee, bagegen außgefihlofien Ci⸗ 
garren — in Bremen, vorausgefeht, daß ein einfacher Kauf 
(Hein Lieferungsgeſchaͤft ?) über eine am Ort Ingernbe inbioibuell 
bezeichnete Waare (Species) abgeichloflen tft Darüber hinaus 
ift die Uſance nicht bezeugt 12). Ungeachtet ber wenig präciſen Mil⸗ 
theilungen des Handelsblatts tft doch anzunehmen, daß dieſe 
Käufe als fuspenfivbebingt gelten, da ausdrücklich hervorgeho⸗ 
ben wirb, daß erft durch bie erflärte Billigung bed Käufers ber 
Vertrag perfect werbe #2), 

Zur Abſchneidung biefer vom Käufer beunfbarer XBeife uiß⸗ 
brauchten Befugniß dient vorzüglich bie Elaufel „Kmpfang ex 
klaͤrt“, welche, wie ein wirklich ftattgehabter Beſicht, bie Anfech⸗ 
tung wegen aller auch bei forgfältiger Unterfuchung 


Brindmann zu weit, wenn er bie Elaufeln für völlig verſchleden 
erklärt. 

41) Trummer im Archiv I. ©. 889. 

42) Bremer Hanbelablatt 1853. Nr. 85. 104 - Daraus Nobäd Die 
Handeldufancen ©. 18, 

43) Dies gilt ſchlechthin in Ermangelung einer verabrebeten Erklärungs⸗ 
frifl. Dagegen foll bie Clauſel „biß Beute Abend zu erflären“ (alſo 
vermuthlich jebe Verabredung einer Erflärungsfrift) nach einer be 
ſchränkenden Ufance ben Sinn haben, daß wenn ber Käufer fi 
währenb dieſer Friſt nicht erflärt, ber Handel als gebilligt erachtet 
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Mängel ausſchlien 4), Freilig auf ber anberen Seite ben Ver: 
- Yäufer infofern begünftigt, ala fle nicht gerade vie Möglichkeit 
einer Befichtigung vorausſetzt. 

Ebenſo wirb zu Marſeille bie Beſichtdelauſel bei allen 
Waaren ſubintelligirt, ſofern nicht ein Lieferungskauf vorliegt 8). 
Der Käufer iſt nicht gebunden, ſofern er nicht bei Eingehung 
des Vertrags ober ſpaͤter erklärt, die Waare gejehen oder gebilligt 
zu haben (vu et agree) — übrigen? gleichviel, ob er fie gejehen 
hat ober nicht. Vor ber Billigung, fofern ſolche nicht ſchon bei 
EingeBung des Vertrages feftgeftellt wirb, ift ber Vertrag nicht 
perfect, alfo ſuspenſivbedingt, ungeachtet der vom Marjeiller Han⸗ 
belögericht bem Käufer beigelegten Befugniß de resilier le 
march6 *), 

Nebrigens wird biefe Glaufel auch wohl ausdrücklich be⸗ 
Mugen: in Marſeille durch die Worte „vue en sus‘ (Beſicht 
obeubrein), in Nantes durch „vue dessus“. In Nantes wirb 
ber ſchriftliche Kaufvertrag erjt nach der Befichtigung errichtel, 
auch ift ber Verkäufer nur eine Börje Lang, vertragsmäßig wohl 
auch nur einen balben Tag, gebunden. Iſt der Vertrag von bei- 
ben Theilen gezeichnet, fo wird bie Clauſel im Sinne einer Re- 
folntiobebingung behandelt. Das Marjeiller Hanbelögericht bat 
Bei der Clauſel vue en sus ben Anſpruch auf Rücktritt nach 
Ablauf von acht Tagen zurüdgewielen, alſo das Stillichweigen 
als Billigung behandelt. 


AM) Nicht unbebingt gilt dies Hinfichtlich bes Fehlens zugefagter Eigen: 
ſchaften. Bel. Bremer Hanbelsblatt a. a. D. Sammlung ber Ents 
feheibungsgrünbe des Oberappellationsgerichts zu Lübed in bremifchen 
Civilrechtsſachen Bb. I. S. 94 ff Bd. II. Abth. 1. ©. 47 ff. 196 ff. 
Brindmann $. 93. und namentlih Thöl 6. 82. Not. 23. a. 

45) Delamarre u, Lepoitvin Traite da contrat de commission. III. 
no. 184 — 196. Vincens Exposition raisonnee 1. p. 58. 59. 
Girod u Clariond Journal de jurisprudence commerciale et 
maritime tom. VIL 1. p. 69—57. t. XIV.1. p. 254. t. XVL.1. p. 271. 

48) Denn in bemfelben Uriheil vom 6. Januar 1834 heißt es: — 

-, me la venie ‚n’ast parfaite, que lorsque les parties ont traite 
avec condition vu et agröt. _ 
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Bon einer Bordeauxer Ufance beim Wernhandel im Sinne 
der Römilchen degustatio berichtet Duvergier Ti. — 


Britter Abſchnitt. Wefultate für die legislative Gefaltung. 
I. Bisherige Entwürfe 


S. 54. 

Bon ben neueren Civil- und Hanbelögefekentwürfen be 
handeln unfer Smftitut: 

1) Der Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs für’ das Konig⸗ 
reich Würtemberg von 1839. 

2) Der Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das 
Königreich Sachſen von 1853. 

3) Die Entwürfe eines Handelsgeſetzbuchs für die Preußi⸗ 
fchen Staaten von 1856 und 1857, und bie auf beren Grumd⸗ 
Tage beruhenden Entwürfe eines Allgemeinen Deutſchen Gejek- 
buch? von 1857 und 18858. 
Il Der Würtembergifche Entwurf enthält unter ber 

Nubrit „Kauf auf Beſicht“ folgende Beitimmungen : 

Art.330. Beim Kaufe auf Beficht ift ber Vertrag nicht 
abgeſchloſſen, ehe ver Käufer die Waare geprüft und gebil- 
ligt hat. Zögert er mit der Prüfung länger als brei Tage 
nach erfolgter Aufforderung des Verkäufer, fo kann dieſer 
zurücktreten. 

Art. 331. Liegt die Waare nicht zur Prüfung vor, 
und ift diefelbe nur der Gattung, aber nicht der Art nad 
beftimmt, fo wird angenommen, daß ber u anf Beſicht 
geichloffen fei. 

Hier ift die Theorie des fuspenfinbebingten Kaufs rein 


47) Le droit civil frangais XVI. no. 108: In ber Umgegenb von Borbeaur 
ift der Verkäufer verpflichtet, die verfauften unb bereit gezeichneten 
Weine abziehen zu Yaffen, und fobald fie auf das Lager des Käufers 
fommen , werben fie einer neuen Probe unterworfen, um zu ermit- 
teln, ob das Verfahren, welchem fie unterzogen worden, nicht bie 
Dualität einiger Stüde verändert habe; die mangelhaft en 
bleiben für Rechnung bes Verfäufers. 





! 
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burchgeführt. Die geſetliche Frift von 8 Tagen iſt dem Babl- 
chen Landrecht entlehnt. 

Art. 881 ift dem Spaniſchen Handelsgeſetzbuch nachgebil- 
bet, ohwohl mit weſentlichen Weobificationen. 

Aus ben Motiven ergibt ſich, daß die Annahme einer Re 
folntivbebingung unter Umftänden nicht ausgeſchloſſen fein foll; 
daß ferner die breitägige Erflärungsfrift nur für den Tall gilt, 
wern inzwiſchen Teine Prüfung erfolgt ift, well alsdann nur 
fofortige Billigung des Käufers nad) ber Prüfung ben Rück⸗ 
tritt ded Verkäufers abzuwenden vermag. 

Der Art, 331 ift offenbar principlog. Wer „100 Bouteil⸗ 
Ien Burgunder” beftellt, muß fich vernünftigerweile jede Sorte 
gefallen laſſen, welche unter den Gattungsbegriff „Burgunder“ 
fallt. Nach den Motiven ſoll dieſe Vorjchrift Feine Anwendung 
finden, fofern die Art durch den Handelsgebrauch bejtimmt ſei (?), 
auch wird ber Käufer, ungeachtet feines freien Rücktrittsrecht, 
unter Umftänden für fchadenzerfaßpflichtig erflärt. (I) 

I. Dar Sächſiſche Entwurf fehreibt im $.1090 vor: 

Bon dem Kauf auf Prüfung (Probe). 

Iſt bei einer Kaufberedung dem Käufer überlaffen wor: 
ben, zu prüfen, ob er dad Kaufſtück für feine Zwecke 
brauchbar findet, jo gejchieht der Abſchluß erft, went 
von ihm beifällige Erflärung bewirkt worden, oder nah 
ber Verabredung anzunehmen if. Es Tann jedoch der Ver⸗ 
käufer während ber Probezeit nicht anderweit darüber verfü- 
gen. Wurbe dag Kaufftüc dem Käufer behufs der Prüfung 
zum Gebrauche übergeben, ſo wird er in der Zwiſchenzeit 
als Entlehner, nach feiner beifälligen Erklärung aber ber 
Kauf Selten bed Berfäufers ala erfüllt angejehen. 

Dazu $. 1089: 

Wenn Jemand dem Anbern unbeftellte oder nur ber 
Gattung nach mit Vorbehalt ver Prüfung beftellte Waa⸗ 
ven — überfenbet, ſo wird bie Einwilligung des Empfän- 
ger? angenommen, wenn berfelbe über die Waaren — in 
einer Art verfügt, welche nicht zur Abwendung eines Echa- 
dens von der Waare nöthig war. 

In diefen ſchwerfaͤlligen, offenbar dem Deſterreichiſchen 
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Geſetzbuch nachgebildeten, Gäben iſt fonlel Far, daß der Haudel 
als ſuspenſivbedingt gelten ſolle. 

Scharf unterſchieden von dem Kauf auf Prüfung wird 
in ben $$. 1091, 1092 ber oben beſprochene Fall, wo für die 
Prüfung ein objectiver Maaßſtab, die Empfangbarkeit ber Waare, 
beſteht 1). Die Motive (S. 678 — 680) find. wenig eingehend. 


D. Insbeſondere die Vorarbeiten zum Deutſchen 
Handelsgeſetzbuch. 


6 58. 


Es Tiegen biöher folgende Vorarbeiten für das Deutfche 
Handelsgeſetzbuch vor: 

I) Der nur ald Manugcript gedruckte (erſte) Entwurf 
eined Handelsgeſetzbuchs für die Preußifchen Staaten, nebft den 
Protokollen der zur Berathung Üiber denſelben zugezogenen Ber: 
liner Sachverftändigencommiffion. Berlin 1856. 

2) Der hiernach revibirte Entwurf eines Handelsgeſetz⸗ 
buchs für die Preußiſchen Staaten, nebit den Motiven des Preußi⸗ 

ſchen Juſtizminiſterii. Berlin 1857. 

3) Der auf Grundlage dieſes (revidirten) Entwurfs von ber 
(Nürnberger) Commifften zur Berathung eines allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs in erfter Lefung feftgeftellte Ent: 
wurf, nebft ven Protofolfen der erften Lefung. 

4) Der zweite publicirte Entwurf der Nürnberger Com⸗ 
miffion, nebft den Protofolfen der zweiten Lefung. 

Im Wefentlichen tft e3 bei ven Beftimmungen des erften 
Preußiſchen Entwurfs geblieben. | 
Diejer enthält folgende Beftimmungen: 
$. 265. Ein Kauf auf Beficht oder auf Probe ift von 
der Bedingung abhängig, daß ber Käufer bie Befchaffenheit 
ber Waare prüfen und genehmigen werde. Diefe Bedingung 
ift eine auffchtebenbe. 
Der Verfäufer ift an feinen Antrag nur bis zum 
Ablauf der verabredeten ober oriögebräuchlichen Friſt, ober 


1) Bgl. oben $. 9. 10. & 50. Rot. 88. 





Geifämidt: Ber Bauf anf Probe ober auf Bi. 449 


in Exmangelimg beufelken mr bis zu dem Zeitpunkte ge⸗ 
bunden , in welchem nach dem regelmäßigen Geſchaͤfts⸗ 
gange bie Erllaͤrung des Käufers hätte eingehen muͤfſen. 

Hat ber Käufer die auf Beſicht ober Probe gefauften 
Maaren in Empfang genommen, jo gilt ed als Genehmigung 
des Kaufa, wenn er fich innerhalb ber vorftehenben Friſten 
nicht erflärt. 

6 267. Auch beim Verkauf auf Probe — haftet der 
Berkäufer für die verborgenen, bei Beficht oder Prüfung 
wicht erfennbaren Mängel der Waare. 

Bon den abändernden VBorfchlägen ber Berliner Sachver: 
Rändigencommiffion ?) wurben nur zwei berückfichtigt: der Ver⸗ 
käufer ſolle verpflichtet fein, in Ermangelung einer verabrebeten 
oder ortzühlichen Frift, ven Käufer zur Erklärung aufzufordern; 
und dag Stilljchweigen bes Käufers auf dieſe Aufforderung folle 
ſchlechthin als Billigung gelten. Demgemäß bat der revidirte 
Entwurf den $. 267, jebt $. 257, wörtlich beibehalten ; dagegen 
lautet ber $. 265, jest &255, nunmehr folgendermaaßen: 

Ein Kauf auf Beficht ober auf Probe ift unter der in 
dem Willen bes Käufer? ftchenden Bebingung gejchlofien, 
daß der Käufer die Waare befehen oder prüfen werde. Diele 
Bedingung ift im Zweifel eine aufjchiebenbe. 

Der Käufer ift vor feiner Genehmigung an den Kauf 

, nicht gebunden. Der Berkäufer hört auf, gebunden zu fein, 
wenn ber Käufer bis zum Ablauf ber verabredeten oder 
ortzüblichen Friſt nicht genehmigt. 

In Ermangelung einer verabreveten oder ortsüblichen 
Friſt kann der Verkäufer nach Ablauf einer den Umftänben 

‚nach angemefjenen Zeit den Käufer zur Erklärung auffor- 
bern, und der Kauf gilt ald genehmigt, wenn fich ber Käu⸗ 
fer auf die Aufforderung nicht umgehend erklaͤrt. 

Iſt die auf Veficht ober auf Probe verkaufte Waare - 
bereitö übergeben, fo gilt fein Stillſchweigen bis nad) Ab⸗ 


2) Protokolle über die Berathungen mit faufmännifchen Sachverſtän⸗ 
digen und praktiſchen Suriften, betreffend ben Entwurf ꝛc. ©. 
66. 67. —F 
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Ablauf der Frift oder auf die Aufforberung als Gench- 
migımg. 

Der Bertrag ift. ſomit im Zweifel ſuspenſivbedingi, und 
dad Schweigen bed Käufers gilt demgemäß praktiſch als Mik- 
Bilfigung ; in zwei Fällen jedoch als Billigung: wenn er fi auf 
te Aufforderung des Verkäufers nicht erflärt, und ſchlechthin, 

en ihm bie Waare bereitö übergeben if. 

In den minifteriellen Motiven (S. 134—136) wird bie 
Nothwendigkeit einer gejeglichen Entſcheidung ber Streitfrage her- 
vorgehoben, daß e3 ferner im Zweifel der muthmaaßlichen Abficht 
ber Parteien und der Natur der Sache am meisten entfpreche, 
ein Gefchäft als noch nicht vollftändig abgefchloffen zu betradh- 
ten, deffen Beſtand von einer noch zufünftigen, rein willführli- 
hen Erflärung des einen Gontrahenten abhänge. Auf die be: 
reit3 erfolgte Webergabe könne in diefer Hinficht fein entjchei. 
dendes Gewicht gelegt werden, weil bei Käufen der vorliegenden 
Art die Ucbergabe meift nicht als Erfüllung des Handels, fon- 
bern zum Zwecke ber vorzunehmenden Unterfuchung zu erfolgen 
pflege. Die in ber franzöfiihen Doctrin aufgeftellte Anficht, 
daß die Grunbfähe vom Kauf auf Probe nur für das Civilrecht 
paßten, welches vorzugsweiſe an bie Conſumenten denke, ver: 
biene keine Billigung; ihr zufolge würden die Clauſeln „auf Be: 
ſicht“ oder „auf Probe” ganz bedeutungslos fein. Das Prajubiz 
der Billigung für dad Echweigen ded Käufer? wirb im erften 
Fall darauf geſtützt, daß es dem Kandel wiberftrebe, wenn ab: 
gelieferte Waaren zum Verkäufer zurückkehrten; im zweiten Fall 
darauf, daß die Billigfeit und bie. Rückſicht auf bag bereitö be: 
ſtehende contractliche Verhältnig es vechtfertigten (?), wern bem 
Käufer eine Verpflichtung zur umgehenden Beantwortung einer 
ausdrücklichen Aufforderung auferlegt werde. Das Subintelli- 
giren des Vorbehalts nach Vorgang des Franzoͤſiſchen und Spa- 
niſchen Geſetzbuchs wird mit Recht verworfen. 

Bei der erſten Berathung der Nürnberger Commilfion ®) 
wurde der Antrag auf Streichung bes aliena 1. des $. 256. 


. 8) Protokolle ©. 609 - 615. 
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verworfen, und dabei ausdrücklich hervorgehoben, daß bie folgen- 
den Abjähe nicht über die Natur des Vertrages, jondern nur 
darüber entſchieden, ob bad Schweigen des Käufers ala Gench- 
migung ober als Nichigenehmigung aufzufaflen fett). Im Uebrt- 
gen ift man im Wejentlichen zu den Princlpien des erften Preu⸗ 
ßiſchen Entwurf? zurückgekehrt. Es ftanben ſich in der Eomif- 
fion zwei Anfichten gegenüber. Die eine wollte jchlechthin, in 
allen Fällen, dad Schweigen bed Käufer? als Genehmigung an⸗ 
gefehen willen; die zweite hingegen bie Fiction der Billigung 
auf den Fall reftringiren, daß ber Käufer fich bereit? in Beſitz 
ber Waaren befinde. Nachdem ber erſte Vorjchlag mit großer 
Majorität verworfen war, wurbe ber zweite einjtimmig ange- 
nommen, zugleich aber ausgeſprochen, baß die Annahme ber zum 
Zweck der Erfüllung übergebenen Waare ohne Vorbehalt chlecht- 
Hin und alsbald als Genehmigung gelten müͤſſe, jo daß bie Re⸗ 
gel des alines 4. nur auf ben Fall pafle, wo bie Uebergabe 
der Waare nicht zur Erfüllung, fondern behufs der vom Käufer 
anzuftellenden Prüfung erfolgt je — 

Auch die Beibehaltung des $. 257 wurde, mit einigen uns 
weſenilichen Aenberungen, nad) längerer Debatte 5) befchlofien, 
und dabei die an ſich richtige, und in ben Motiven bed Preußi⸗ 
ſchen Entwurfs ausgeſprochene Anficht aboptirt, daß bei diefem 
Geſchäft nur die allgemeinen Regeln von der Haftung für ver- 
Borgene Mängel zur Anwendung kämen; bemgemäß auch bie 
Verbindung dieſes Artikels mit ber Lehre von ben Gewährsmän⸗ 
geln für zweckmaͤßig erachtet. Die fernerhin bejchloffene Hinzu- 
fügung des Wortes „ordnungsmäßig“ fol offenbar, im Sinne 
unferer obigen Erörterungen®), darauf hinweifen, daß nur folche 


4) Hierdurch widerlegt fih bie Behauptung Endemann's (Der 
Entwurf eines Deutihen Handelsgeſetzbuchs S. 128), da mit bem 
legten Abſatz des Artikels, dem eriten zuwider, thatſächlich eine Re⸗ 
ſolutivbedingung zu Grunde gelegt ſei. Es iſt vielmehr, der Sus⸗ 
penſiobedingung ungeachtet, bie Fiction ber Billigung angenommen, 
im Mebrigen jedoch, namentlich in Anſehung des Gefahrsübergangs, 
das Syſtem des juspenfivbebingten Handels beibehalten. 

5) Protofolle S. 618—620. 

6) Bgl. oben ©. 281. 
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Fehler zum Gewährsanſpruch berechtigen, welche tu forgfäl 
tiger Unterſuchung nicht erkennbar geweſen feben 
Die an die Stelle der FF. 255. 257. der Preußziſchen Vor⸗ 
lage getretenen Art. 281. 200. des erfien Nürnberger Entwurfs 
Haben nun folgende Faſſung erhalten. 
Art. 281. 

Ein Kauf auf Belicht oder auf Probe ift unfer ber in 
bem Willen bed Käufer ftehenden Bedingung gejchloflen, 
daß ber Käufer die Waare beſehen ober prüfen und geneh- 
migen werde. Dieſe Bebingung tft im Zweifel eine auf: 
ſchiebende. 

Der Käufer iſt vor feiner Genehmigung an den Kauf nicht 
gebunben. Der Verkäufer hört auf, gebunden zu fein, wenn 
ber Käufer bis zum Ablauf der verabrebeten ober ortsübli⸗ 
chen Friſt nicht genehmigt. 

In Ermangelung einer verabrebeten oder ortsüblichen 
Friſt Tann ber Verkäufer nach Ablauf einer den Umftänben 
angemefjenen Zeit den Käufer zur Erklärung auffordern; 
er hört auf gebunden zu fein, wenn ſich ber Käufer auf 
bie Aufforderung nicht umgehend erflärt. 

Iſt die auf Beficht oder Probe verkaufte Waare zum 
Zwecke ber Befichtigung ober Probe bereit3 übergeben, fo 
gilt dag Stillfchweigen bed Käufers bis nach Ablauf ber 
Friſt oder auf die Aufforderung als Genehmigung. 


Art. 290. 
- (Alines 4) Die vorftehende Beſtimmung 7) findet 
auch auf den Verkauf auf Befidkt oder Probe — Anwen- 
bung, injoweit es fi) um Mängel handelt, welche bei orb- 


7) Die almea 1 — 3 enthalten bie Vorſchrift, baß ber Käufer bie von 
einem andern Ort Üiberfendete Waare bei Berluft aller weiteren Un 
ſprüche fofort unterfuchen, und von ber vorgefundenen vertrags⸗ ober 
geſetzwidrigen Befchaffenheit berfelben dem Berfäufer fofort Anzeige ma⸗ 
hen müfle; nur wegen folcher Mängel behalte er noch ben Rüd: 
griff, welche bei ber fofortigen Unterfuchung nach orbmingdmäßigem 
Geſchäftsgang nicht erkennbar waren, nur müſſe er auch biefe ohne 
Berzug nach der Entdeckung anzeigen. 
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— der — Leſung find dieſe Saͤtze durchaus beibe⸗ 
halten worben; die Art. 316 und 824 des zweiten (lebten) Ent⸗ 
wurfs entiprechen wörtlich ben worftehenden Artikeln 281. 290, 
des erften Entwurfs, nur dag in bem dritten alinea bes Art. 
281. dad Wort „umgehenb“ in „jofort” verwandelt ift, weil 
das erftere allein auf jchriftliche Verhandlungen paßt. Dagegen 
wurden fowohl ber Antrag auf Fixrirung der Erklärungsfriſt, 
wie auf Streichung ber in ber eriten Lefimg Art. 281. alin. 4. 
binzugefügten Worte „zum Zwecke ver Befichtigung ober Probe" 
abgelehnt, weil man bieje zur Befeitigung aller Zweifel für ge 
eignet erachtet. Dabei wurde jedoch alljeitig anerkannt, daß 
der Verkäufer keineswegs den Zweck ber Uebergabe, ſondern nur 
diefe und bie Nichterflärung des Käufers auf die erfolgte Auf- 
forberung zu erweiſen habe 9. ” 

Der Antrag eined Mitglied, die Haftung bed Verkäufers 
wegen verborgener Mängel nad erfolgter Billigung gaͤnzlich 
anszufchliegen, fand Teine Unterftähimg, indem von mehreren 
Seiten bemerkt wurbe, „daß auch in dieſem Falle der Vorbehalt 
ber nicht fofort erkennbaren Mängel handelsüblich fei” 9). 


OL Sälußbetradtungen. 


$ 56. 


die im _vorftehenden $. erdrterten Beitimmungen 
Snimurf? Tat fich Tachlih nichts einmenben Wie 
i 


berneinen mußten 
die Webereinitimm: 


neueren =: andelsgeſetzbücher, die Autor Hat 
um leichviel wie immer_irre er Verm 


ur He fichen ; daß das yraftifche Bebürfnig eine geſetzliche 





8) Protokolle S. 1868—1370. 
9) Protokolle S. 1888. 1884. 
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’» mag 173 — ve Sam elsverkehrs wohl bie 
poſttive Conceſſion und Abweichung vom Princip erheiſchen, 
daß das Schweigen des Kaͤufers in dem Sr * Genehmigung 
gelte, da ihm 

Auch dagegen laͤßt ſich nichts — daß in Erman⸗ 
gelung einer vertragsmäßigen oder ortsüblichen 21) Friſt ber 
Verkäufer eine_angemefjene Erklärungsfrift ſetzen ſolle. Der⸗ 
gleichen Aufforderung haben wir oben, auch nach beſtehendem 
Recht, zwar nicht für nothwendig, doch für rathſam erflärt. Sie 
wird dazu dienen, Zweifel und dhicandfe Weiterungen beider 
Theile abzufchneiven. Ueberdies find Aufforberungen biefer Art 
tm heutigen Handelöverlehr jo üblich, daß in der Verpflichtung 
bazu feine Beichwerung des Derlaufer® gejehen werben Fann, 
zumal ed ihm freifteht, eine vertragämäßige Erflärungsfrift zu 
fixiren. 

Einen Fehler jedoch ſehe ich darin, daß man nicht dem 
Vorſchlag ber Berliner Sachverſtaͤndigencommiſſion 12) gefolgt iſt, 
das ganze Inſtitut durch einen allgemeinen Namen zu bezeich- 
nen. Es würde fich zu dieſem Zweck ber von mir gewählte 


10) Für eine ſolche Fiction haben ſich ja auch von jeher bie meiften 
Schriftfieller (vgl. $. 8. Not. 12. 18. 8. 21. 8.42. Not. 34 35), 
zahlreiche Entſcheidungen der Gerichtöhöfe (vgl $ 84. Not. 5. 5. 48. 
Not. 7. 9. 6.49. Not. 19), und neuere Gefeßbücher (vgl. 8.35. 8. 38. 
Not. 15. 8. 44.) entichichen. Viel bedenflicher wäre das Wahlrecht, 
weh Endemann (EKritik ©. 128) allgemein bem Verkäufer ge- 
ftatten will; auch überſieht berfelbe, daß dem Berfäufer präfumtio 
ftet3 daran gelegen ifl, ba ber Kauf perfect werbe ober bleibe. Wo⸗ 
zu bätte er benz fonft verkauft? 

11) Die Gründe, melde Endemann a. a. D. gegen bie Beibehaltung ber 
ortsüblichen Friften anführt, find nicht entjcheibend- Dergleichen ım- 
ſchädliche Tocale Eigenthümlichfeiten müſſen gerabe conferoirt werben, 
da fie mit manchen anderen Berfehröverbältnifien im Zufammenbang 
zu ſtehen pflegen. 

12) Berliner Protokolle ©. 66. 
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„Handel nach Belieben” volltommen eignen. Die Bezeichnung 
nach einigen im Verkehr üblichen Claufeln , over nach gewifien 
Arten der Prüfung bleibt ftet3 unvollftändig, und nöthigt den 
Richter, fich auf bad ungewifje Gebiet der Analogie zu begeben. 
Es würbe daher für bie alin. 1 und 4 des Art. 316 folgenbe 
Kaffung den Vorzug verdienen: 
Alin. 1. Ein Handel nad. Belieben ift ynter 
ber in das reine Belichen des Käufers geftellten Bedingung 
geſchloſſen, daß der Käufer bie Waare beſehen oder auf ans 
dere Weiſe 12) prüfen, und genehmigen werde, Diefe Be⸗ 
bingung iſt im Zweifel eine auffchiebenbe. Ste tft in ber 
Regel 1%) als gemeint anzunehmen, wenn ein Kaufvertrag 
unter dem ausdrüͤcklichen, fttllichweigenden ober ortsübli⸗ 
chen 15) Vorbehalt der nachträglichen Prüfung der Waare 
abgejchlofien wird. . 
Alin. 4. ft die nach Belieben verkaufte Waare zum 
Zwecke der Befichtigung oder fonftigen Prüfung bereitß 
übergeben, jo gilt x. 


18) „Auf andere Weiſe“. Auch das Beſehen ift eine Art der Prüfung. 
Es ift unlogifch, befehen und prüfen entgegenzuftellen. Vgl. oben 
6. 48 nad Not. 15. 

14) „in der Regel“ , nämlich vorbehaltlich erwiefener Ausnahmen, wie 
3. 8. bei den Elaufeln „auf Nachſtechen?, „auf Nachziehen“. Bol. 
oben $. 60, 

15) „Ortsüblien‘. Soweit Localufancen ber Art beftehen, wie in Ham⸗ 
burg und Bremen. Es follen auch bier bie Grundſätze bes Geſetz⸗ 
buchs Anwendung finden, um jeben Zweifel abzufchneiben. Vgl. 5. 53. 
Am Nebrigen würde fich für bie Länder bed franzöfifchen Rechts bie 
Aufhebung bed Art. 1587 de Code civil bei der Einführung bes 
Deutfchen Handelsgeſetzbuchs entſchieden empfehlen. Eocalufancen * 
Bedürfniß wären dadurch nicht ausgeſchlofſen. 


Beitfärift für Handelsrecht: 80 
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Bur Widerlegung von Seren Geheimen-Rath Dr. Brauer’s 
Interpretation Des 8. 21 der dentſchen Wechſelordnung. 


Hertn Dr. Beonhard Wädter, 
Notar in Hamburg. 


Der Unterzeichnete anerkennt e8 mit Dank, daß eine fo 
allgemein geſchaͤtzte Autorität im Wechfelrecht, wie Herr Geheim- 
Rath Brauer feine tm Archiv für Wechfelrecht 1) enthaltene Ab⸗ 
banblung, die Wirfung des durchfirichenen Accepts nach 6. 21 ber 
D. W. DO. anlangend, einer eingehenden Wiberlegung unterzo- 
gen hat, obwohl er fich dadurch von der Nichtigkeit der Brauer⸗ 
chen SInterpretatton nicht bat Tiberzeugen koͤnnen. Es ſei ihm 
baber erlaubt, an dieſer Stelle, bie auzführliche Begründung, 
welche Brauer in biefer. Zeitfehrift ber in jeinem Commenter 


ned Accept, fo Iange es lesbar ift, als forthin gültig zu beban- 
bein ei, einer näheren Prüfung zu unterziehen. 

Der Verfaſſer kann fich für die Begründung feiner Anficht, 
daß das Accept durch Durchſtreichung factiſch aufgehoben werbe 
und durch Wieberherftellung ergänzt werben müfle, um fo mehr 
anf feine angeführte Abhandlung beziehen, als biefe Deduction 
aus allgemeinen Rechtöprincipien und dem Charakter bed Wech⸗ 
feld ala Formalact von Brauer nicht in Zweifel gezogen ift. 
Letzterer hat fogar ſelbſt anerfannt (pag. 30), daß fich im All⸗ 
gemeinen aus ber formalen Natur des Wechjeld die Confequenz 
ergebe, daß mit Aufhebung der Form auch das Recht baraus 
erlöjche, dieſer Conſequenz aber habe gerabe durch den F. 21 in 


Wuerſt auögefprochenen Anſicht gewidmet hat, daß ein durchſtriche⸗ 
fra} 


1) ®. VL S 41 fl. 
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ber. Vorſchrift begegnet werben follen, daß die einmal er 
folgte Annahme nicht wieder zurüdgenommen wer: 
ben fönne. 

Die ganze Controverſe dreht fich demgemaͤß um bie Inter⸗ 
pretation dieſer Vorſchrift. Brauer geht zunächit für feine Inter⸗ 
pretatton bis auf die Berliner Conferenzen zurück, aus benen 
ber preußliche Entwurf für die Leipziger Conferenz hervorging. 
Wenn man diefen Verhandlungen der Berliner Wechlel » Eon- 
ferenz über ben preußiſchen Entwurf v. %. 1845 2) überhaupt 
Bedeutung für die Interpretation der deutfchen Wechſel-Ordnung 
beilegen koͤnnte — was fehr zu bezweifeln fein möchte — fo find 
fie doch, für unfere Frage gänzlich irrelevant, ba wie Brauer 
felbft ©. 28 hervorhebt aus ihnen nicht Mar zu erſehen ift, 
aus welchem Grunde ber unfere Streitfrage enticheidende Schluß: 
ſatz ) geitrichen wurbe, ohne auf ber Leipziger Eonferenz auch 
nur erwähnt zu werben. 

Hieraus ergiebt fi mit Evidenz, daß das Weglaflen die⸗ 
fer fingulären Beitimmung für die Smterpreiation des 6. 21 
nicht entjcheidend fein Kann. 

Der fernere Einwurf Brauer's (pag. 29), daß der $. 21 
nach ber biefjeitigen Auslegung nur „die triviale Regel 
ausiprehen würde, ein Obligirter fönne fi nicht 
einjettig von. feiner Verbindlich feit losſchälen,“ ift 
infofern nicht begründet, al der 6. 21 nach ber dieſſeitigen Auf- 
faffung die frühere Controverſe 9) entjcheibet, ob dad einmal ge- 
Teiftete Accept noch vor Außlieferung an ben Wechjelinhaber zu- 
rückgenommen werben Lönne over nicht. Nach einer Anſicht 9) 
wurde die Acceptation vor Aughändigung des Wechſels für noch 
nicht vollendet und die Ruͤcknahme für zuläffig angefehen, weil 
noch Fein Vertrag vorliege, währen nach dem $. 21 die Accep- 


2) Brauer Erläuterung ©. 6. 
8) „Der Acceptant bleibt aus berjelben (ber gefchehenen Annahme) ver: 
haftet, auch wenn er fie durchſtrichen haben follte.” - 
4) Pohls Wechſelrecht S. 272. 288. — Archiv für Wechſelrecht Bh. IL. 
©. 442 oben. 
5) Abl Gandelsrecht Bb. I. ©. 170. 
30 ® 
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tation „mit ber erfolgten Annahme” ala vollenbet bezeich⸗ 
net wird, die, fobalb fie gejchehen tft, (aljo auch vor Aushänbt- 
gung des Wechjeld) nicht wieder zurückgenommen werben darf). 
Sieht man in dem $. 21 bie Entſcheidung dieſer Controverſe, jo 
wird man ber bieffeitigen Auffaffung gewiß nicht den Vorwurf 
machen Finnen, daß aus ihr folge, „ber Geſetzgeber ſei jo ober⸗ 
flächlich zu Werke gegangen, etwas lediglich fich von felbft Ver- 
ſtehendes auszuſprechen und die trivtale Negel zu fanctioniren, 
ein Obligirter Tönme fich nicht einfeitig von feiner Verbindlich- 
keit losſchaͤlen.“ 

Brauer fucht jodann die Bedeutung der handelsgerichtlichen 
Entſcheidung dadurch zu entkräften, daß er nachzuweiſen fucht, 
das Gericht habe nicht ultra petita partium erfennen und da⸗ 
ber formell mır die Miederherftellung bed geftrichenen Accepts 
Ausfprechen können; es ſei jedoch augenfcheinlich feiner Anficht 
geweien, da es ihn als Beleg dafür citirt habe. Dabei aber fteht 
man nicht ein, warum bad Erkenntniß dann nicht auf Abwei- 
fung der völlig unnöthigen, mithin umftatthaften Klage gerichtet 
‘war. Wäre das Handelögericht mit Brauer der Anficht geweien, 
daß dad Uccept durch bie Durchftreihung nicht alterirt worben 
wäre, fo hätte es conſequent den Kläger mit feiner unndthigen 
Klage auf Wiederherftellung de Accept? unter Verurtheilung in 
die Procepkoften angebrachtermapen — da der Wechjel noch nicht 
fällig war — abmeifen müſſen, nicht auf Wiederheritelluug des 
Accepts erkennen koͤnnen. | 

Das Handelsgericht hat neuerdings in einem ähnlichen 
alle, in welchem bie Beklagten auf einem von ihnen accepfirten 
Wechſel ihr Accept gejtrichen hatten und unter ber Einrebe, mit 
ben Klägern compenfiren zu wollen, bie Zahlung vermweigerten, 
wiederum dahin erfannt, daß dieſelben zu verurtheilen ſeien „ihr 


6) Wenn die Wechſel-Ordnung fich hier bed Ausdrucks bedimt: die Ac⸗ 
ceptation Tann nicht wieder zurückgenommen werden, fo bezeichnet 
biefes nur das juriftifche, nicht daß phyſiſche Können; es beißt 
demnach: Es ift nicht zuläffig, daß die Annahme wieder zurüdge: 
nommen wird, nicht: es iſt unmöglich, daß dies geſchehen kann. 
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unbefugter Weiſe durchſtrichenes Accept auf dem vorliegenden 
Wechſel, innerhalb 24 Stunden — fall nicht bis dahin bie 
Zahlung erfolgt fein follte — wieber herzuſtellen. 

Der Verfaffer kann fich, was die theoretifche Seite biejer 
Trage betrifft, fchließlich noch darauf berufen, daß die in Nürn- 
berg tagende Handelsrechts-Commiſſion bei ben Berathungen über 
Abaͤnderungen der Deutjchen Wechſelordnung, in Bezug auf den 
6. 21 die Anficht ausgeſprochen Hat, daß der Bezogene zwar zur 
Durchſtreichung feines noch nicht ausgehändigten Accepts oder 
zu nachträglichen Abänderungen oder Einfchränkungen deſſelben 
nicht befugt fei, die gejchehene Durchtreichung aber dem Accept 
die wechjelrechtliche Wirkung entziehe. Es heißt ſodann mit Be- 
ziehung auf die Abhandlung des Verfaſſers: „Sollte daher aud) 
liquid fein, daß ein ausgeſtrichenes Accept ohne Genehmigung 
der Betheiligten durchitrichen worden, jo würde doch denjenigen, 
welche durch das Ausſtreichen des Accepts benachtheiligt find, 
feine Klage im Wechjelproceß, ſondern nur eine Civilflage auf 
Auzftellung eines neuen Accepts zuftehen” 7). 

Was ſchließlich die practiiche Auffaffung diefer Trage an: 
betrifft, jo kann ber Verfafler nur feine Erfahrungen aus dem 
Gefchäftzleben dafür geltend machen, daß fein Geſchäftsmann, 
tro& anerkannter Wechjelautoritäten, fich bei der Auffaffung be: 
ruhigen würde, daß fein Wechſel mit durchftrichenem Accent ein 
eben fo gutes ‘Papier ſei, als wenn dad Nccept unverſehrt wäre. 
Die rechtliche Meberzeugung, daß dag Durchitreichen eine rechts⸗ 
aufhebende, zeritörende Kraft habe, ift zu jehr in bie tägliche 
Uebung und in das practijche Rechtsbewußtſein übergegangen, 
als dag man jte bei derartigen Papieren und in Gejchäftsver- 
hältnifjen, die anerkannt formaler Natur find, ohne eine ganz 
ausdrückliche und unzweifelhafte geſetzliche Beftim: 
mung ausſchließen ſollte. — Mag alſo dieſe Frage theoretiſch 


7) Vergleiche die officielle Ausgabe ber „Verhandlungen ber Commifſion 
zur Berathung eines allgemeinen Deutfchen Hanbelögefeh « Buches, 
mehrere zur allgemeinen Deutfchen Wechjelorbnung in Anregung 
gefommene Tragen betreffend. Nüruberg 1858, BDrud ber U. €. 
Sebalbd'ſchen Officin pag. XLVI. 
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beftritten werben, im practifchen Leben und in der Gefhäftöwelt 
ift fie, wie die handelsgerichtlichen Erfenntniffe beweiſen, ent- 
ſchieden. Dagegen kann auch die Anficht einer ober ber andern 
practifchen Autorität nicht von Bedeutung fein, welche die Wie- 
berherftellung des Accept? nicht für nöthig, ſondern die Auf- 
nahme eines Proteftes zur Sicherftellung und Vorbeugung von 
Procefjen zweckmäßig halten mag. Für das Zweckmäßige laſſen 
fih feine allgemeinen Regeln aufftellen, fonbern nur für das 
juriſtiſch Nothwendige. Zweckmaͤßig kann eine Proteftaufnahme 
in manchen Faͤllen ſein, obwohl gerade in dem behandelten Falle 
nicht wohl einzuſehen iſt, was durch einen Proteſt erreicht wer⸗ 
den ſoll. Entweder wird er an ſich überflüſſig oder häufig auch 
ganz zwecklos ſein. Ueberflüſſig, weil die Verpflichtung aus dem 
Accept nach der jenſeitigen Anſicht unverkürzt foribeſteht, wozu 
alſo proteſtiren, wo rechtlich Fein Grund dazu vorliegt? zwecklos, 
weil derjenige, ber fein Accept unberechtigter Weiſe durchſtrichen 
hat, dem proteſtirenden Notar jede Antwort oder Auskunft ver⸗ 
weigern kann, die dem Wechſelinhaber zu ſeiner Sicherſtellung 
erwünfcht oder nöthig iſt. 

Schlieglich muß ber Verfaffer ſich dagegen verwahren, als 
habe er verjchiedenartige Verhaͤltniſſe über einen Leiſten gefchla- 
gen und die Durchitreihung des Accepts und eines Indoſſaments 
als analoge Fälle behandelt. Die beregte Abhandlung hat ben 
Einfluß und die Bedeutung von auf Wechjeln vorkommenden 
Durchſtreichungen im Allgemeinen feitzuftellen verjucht, fle 
mußte deßhalb auch auf andere Fälle als die Durchſtreichung 
bed Accepts eingehen, ohne bamit alle Fälle der Durchitreichung 
auf einen Grundſatz zurüdzuführen. Das allen Fällen Gleich⸗ 
artige Liegt darin, daß dem Durchſtreichen auch für dag Wech⸗ 
ſelrecht eine rechtäaufhebende Wirkung vindicirt wurde, ein Re 
fultat, dem, wie der Verfaſſer nachgewielen zu haben glaubt, 
ber &. 21 nicht wiberftreitet, während bie 66. 86 und 55 es 
ausdrücklich anerkennen. 








Zur Siteratur der Inhaberpapiere. 


Von 


deren Hofrath Prof. Dr. Renaud 
in Heibelberg. 


Set unfrer Beſprechung der Schrift Unger’3 Aber bie 
rechtliche Natur der Inhaber⸗Papiere ) find die Obligationen 
auf den Inhaber wieberholt Gegenftand wiffenfchaftlicher Bear⸗ 
beitungen geweſen, unter denen bad Buch Kuntze's bie Lehre 
von den Inhaberpapieren u. f. w. Leipzig 1857 die herborre- 
gendſte Stelle Schon um deßwillen einnimmi, well e8 und zum 
erftenmale eine Monographie eines Inſtituts barbietet, beffen 
practiſche Bebeutung von Tag zu Tag mehr hervortritt. 

Ein eingehender Bericht über den Inhalt gevachten Werks 
tft bereits von anderer Seite veröffentlicht worden **), fo getreu 
und ar verfaßt, daß der Zweck ber nachfolgenben Zeilen nur 
darauf gerichtet fein kann, basjenige zu ihun, was in Jollyß 
Abficht nicht lag, nämlih Luntze's civiliſtiſche Conſtruction 
ber Inhaberpapiere zu prüfen. Dieſe Prüfung ſoll ſich jedoch 
nur auf die fundamentalen Grundlagen ber in ber erwähnten 
Schrift aufgeftellten neuen Theorie beziehen, und biefe auch nur 
inſoweit berückſichtigen als fie die fog. vollfommenen, d. h. bie 
lediglich auf den Inhaber lautenden Papiere betrifft, indem 


*) Kritiſche Neberfhau Bd. V. S. 897 fig. 
) S. Jolly in Goldſchmidt's Zeitfehrift für das gefammte Han⸗ 
heißrecht, ®p. 1. 2. ©. 888 Mia. 
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wir und vorbehalten, die verſchiedenen in neuefter Zeit über die 
unvolltommenen Inhaberpapiere geltend gemachten Anfichten an- 
derweitig zu beiprechen. 

Die Theorie Kuntze's, welcher ben Fehler vermieden, ben 
wir jchon früher *) an ben biäherigen Bearbeitungen unferer 
Lehre gerügt, nämlich nicht hinreichend zwijchen dem ‘Papiere 
und der Obligation unterfchieden zu haben, berubt zunächft auf 
ber doppelten Annahme, daß einmal bie Obligation auf den In⸗ 

ö haber eine General, over mit a. W. eine aus ihrem Cauſalbe⸗ 

7 zuge Tosgelüste Obligation fei, analog der römifchen abligatio 
literarum oder ex stipulatu zu behandeln (©. 362 fig), und 
daß andrerſeits dieſe Dbligatton nicht d 

¶durch einfeitiges Rechtägeichäft begründet werbe, indem ſich ber 
Dispofitin-Wille des Ausſtellers in der Creation bed Papiers 
kundgebe (©. 285 fig. u. ©. 334 flg.). — Hieran reiht fih als 
drittes funbamentaled Princip der Sab, daß die Verklehrsbewe⸗ 


3, gung ber Obligation fich buxcp eine an ben bloßen Meshfel_im 
Befige_des_ Papier _genüpfte Rovation vollziche (S. 298 fig, 
354 flg.). 


Diefe drei Dogmen find es, bie wir im Folgenden kurz 
prüfen wollen. ' Ä 


$. 1. 


Was zunächit den angeblich formalen Charakter der Pa- 
pierobligation anbetrifft, jo wird derſelbe vorerft durch die Be 
bauptung begründet, daß bie Generalität der Obligation der 
Tendenz des Inhaberpapiers entipreche, eine auf eine unbe 
ftimmte Zahl ſucceſſiver Gläubiger berechnete Obligation zu ver- 
mitteln, dann aber durch die Berufung auf den Willen bei 
Ausſtellers, dem Beftber des Papiers ftriet und generell verpflich- 
tet zu fein. 

Dad Ungenügenbe des zuerft angeführten Argument? tritt 
um jo mehr hervor, ala Runge nicht behauptet und auch nicht 
behaupten konnte, daß die Generalität einer Obligation die con- 


°) In ber Zeitfchr. für Deutfhes Necht VB. XIV. ©. 899. 
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‚ 
ditio sine qua non ihres freiet Umlaufes ſei, währenb ber 
Umftand, daß jener Charakter dieſen Umlauf erleichtern ſoll, 
offenbar nicht ausreichen Tann, ein Dogma zu begründen, daß, 
wie Solly a a. D. ©. 358 bereitö bemerkt, in feinem Geſetze 
und feinem Gemwohnheitörechte eine directe ober inbirecte Beſtä⸗ 
tigung findet. — Was aber die Perufung auf den Willen de? 
Aussteller? anbetrifft, fo haben. wir anderswo *) bereitö darge⸗ 
than, daß weber die Faſſung einer Echrift „an ben Inhaber“ 
noch auch der fonjtige Anhalt der Snhaberpapiere auf bie Ab⸗ 
ficht Hindeutet, in formaler Weife obligirt zu fein, und daß dem⸗ 
nach der Schöpfer des Papiers keineswegs mit der ausdrück— 
lichen Niederfhrift und Markirung feine? Ber: 
pflichtungs-Willens in unmittelbaren Widerſpruch tritt, wenn 
er dem Vorzeiger, dem Primitionehmer oder einem fpätern In⸗ 
haber, Einreden aus dem urfprünglichen Valutaverhaͤltniß entge- 
genfegen will. 

Allein felbit vom Standpunkte Kuntze's läßt fich in ber 
That nicht einfehen, warum bie Generalität der Chligafion ber 
Tendenz des Inhaberpapiers eine auf eine unbejtimmte Zahl 
fuccefliver Gläubiger berechnete Obligation zu vermitteln ent- 
fprechen fol. — Nimmt ja unſer Verfafler an, — worauf ſpaͤ⸗ 
ter noch zurückzukommen —, daß die Verkehrsbewegung ber Ob: 
ligation auf den Inhaber auf dem Wege einer Novation vor 
fich gehe, To kann es Hinfichtlich des freien Umlaufs der Obli- 
gation auf beren urjprünglichen Charakter als einer formalen 
oder an eine materielle causa debendi gefnüpften nicht ankom⸗ 
men, da, wie Ulpian fagt „omnes res transire in nova- 
tionem possunt‘“ **), der zweite und jeder Spätere Nehmer bed 
Bapierö aber Släubiger nicht der alten urjprünglichen, ſondern 
einer neuen Schuld ift, als deren causa Kunde ***) die No⸗ 
vation felbft anerkennt. , 

Iſt hiernach die Behauptung wohl gerechtfertigt, daß 
Kunge fo wenig wie Unger ber Beweis des angeblich forma— 


*) Krit. Ueberſchau Bd. V. ©. 404 fig. 
) |, 2. D. de novat. (46. 2). 
) Die Obligat. und bie Singular-Succeffion ©. 258. 
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len Charalters ber Papterobligattonen als ſolcher gelungen if, 
fo glauben wir an diefer Stelle auf einen ſchon früher von uns 
gegen jened Dogma erhobenen Einwand zurückkommen zu follen, 
ben nämlich, daß der aus ihrem Caufalbezuge Todgelöften Obli⸗ 
gation Einreden nicht entgegengefebt werben Tünnen, welche 
aus dem Weſen des ber Papierausftellung zu Grunde Tiegenben 
Rechtsverhaͤltniſſes hergenommen, während doch die Praris folche 
bei Obligationen auf den Inhaber entfchteden zuläßt. 

Diefem Einwande hat nämlih Runge nicht in demfelben 
Maße wie Unger vorzubeugen gefucht Zwar beruft er fidh 
wie der letztgenannte Schriftiteller auf die Analogie der Stipu- 
lation und auf die gegen biefelbe ftattfinvende exceptio doli 
(S. 556 fig); — allein confequenter wie Unger läßt er in 
ber Form jener Einrebe nur die Geltendmachung des recht⸗ 
lihen Mangels, mit weldem das der Papterobligation zu 
Grunde liegende Specialmotiv behaftet, gegenüber dem Primitiv- 
nehmer des Inhaberpapiers zu. In dieſer Beſchränkung genügt 
aber die exceptio doli, ſelbſt wenn die Analogie der Stipula⸗ 
tion, was wir bezweifeln *), begründet wäre, nicht, um die 
Theorie Kuntze's mit der Praris in Einflang zu bringen, da 
Einwendungen, welche fich anf den Mangel an Causa der Ob- 
Tigation, oder auf vie Illegalität oder fonftige Ungültigkeit der 
Nechtzurfache, aus welcher dieſelben hervorgegangen, beziehen, 
von folchen Einreden, die aus dem Weſen bed ber Obligation 
unterliegenden materiellen Rechtöverhältnifjeg bergenommen, wohl 
zu unterjcheiden find **). Daß aber Einreven letterer Art ge: 
gen Papierobligationen zugelaffen werben, wie 3. B. ſolche aus 
dem Weſen des Verſicherungsgeſchäfts gegen die Klage aus ver 
auf den Inhaber Iautenden Verficherungd = Police, ift, wie wir 
anderswo bereit? hervorgehoben, eine nicht zu bezweifelnde That: 


ſache. 
Freilich trifft das von uns gewählte Beiſpiel unſern Ber: 
faſſer inſoferne nicht, als er Inhaberpolicen zu den von ihm je 


°) Krit. Ueberſchau Bd. V. ©. 411 fig. 
ee) Mein Lehrb. bed Wechſelrechts (2. Aufl.) 8. 78. 
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genannten uneigentlihen Inhaberpapteren ober quali⸗ 
fictrten Legitimationdpapteren zählt, deren wejentliches 
Eriterium in der Abficht der Parteien Liegen fol, nicht fowohl 
im Intereſſe des Nehmerz eine möglichft freie Circulation, als 
vielmehr in dem bed Gebers eine Erleichterung und Berein- 
fachung der Zahlung herbeizuführen (©. 518 fig). Allen es 
hat Runge felbft nicht angegeben, unter welchen Vorausſetzun⸗ 
gen jene Abficht der Parteien aus der Faffung des Inhaberpa- 
pierd entnommen werben foll, und fo fcheint denn bei eigenen 
Rebenöverficherungen 3. B. die Stellung ber Poltce auf den In⸗ 
haber nicht vorzugsweiſe durch das Intereſſe des Gebers veran- 
laßt zu fein, vielmehr ihr häufiges allen Bedenken ber Theorie *) 
trotzendes Vorkommen dem Umftande zu verbanten, daß das Ver- 
ficherungsgefchäft Hier feinem Weſen nach zu Gunften eines 
dritten abgefchloffen wird, und dem Nehmer der Police durch de- 
ren Stellung auf den Inhaber die rechtliche Möglichkeit gegeben 
werben fol, den Anſpruch auf die Verficherungsfumme mittelft 
Begebung des Papiers frei zu Übertragen. 


$. 2. 


Für ebenfo unerwielen und ungegrünbet wie deſſen Dogma 
von der Generalität der Papierobligationen müflen wir das an 
bere fuüdamentale Princip Kuntz e's erachten, daß ber Entſteh⸗ 
ungsgrund folcher Obligationen ein einfeitiger Rechtsact ſei. 

Sehen wir zuerft zu, wie unjer Verfaſſer dieſen feinen 
Grundſatz zu begründen verfucht Hat, fo bat er fich zu dieſem 
Zwece auf breierlei berufen, einmal nämlich auf ven Vortheil, 
welchen die Annahme eines einfeitigen Creationsacts für die ju- 
rifttiche Behandlung der Inhaberpapiere darbiete (S. 354 flg.), 
dann auf bie Webereinjtimmung feine? Dogmas einerjeitd mit 
der herkömmlichen Verkehrätendenz des Ausſtellers (©. 371) 
und andrerſeits mit der pofitiven Rechtsordnung (S. 372). 

Wenn nun, bad zuerft angebeutete Argument anlangend, 


”) Staudinger bie Rechtslehre vom Lebensverficherungß - Vertrage 
©. 161 fig. 
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Kunde meint, bei der Auffaffung der Ereation der Obligation 
auf den Inhaber ala einfeitigen Rechtsacts werde eine größere 
Verkehrselaſticitaͤt als bei Annahme eines Vertrags erreicht, in- 
dem ein Vertrag mit einer persona incerta eine contradictio 
in adjecto fet, fo ift zwar ber letztere Sa unbedingt einzu: 
räumen, bie daraus für des Verfaſſers Theorie gezogene ol: 
gerung dagegen nicht zuzugeben. Denn einerjeit3 ſetzt die Zu- 
rückführung ber Begründung der Papierobligationen auf Bertrag 
keineswegs mit Nothwenbdigkeit die Annahme eines Vertrags mit 
einer unbejtimmten Perfon voraus, wie denn 3. B. Unger 
a. a. O. ©. 102 fig. diefelbe, obwohl der Vertrags-Theorie an- 
hängend, mit Entſchiedenheit zurüdweilt; — andrerſeits aber ift 
trog ber vom Verfaffer angenommenen Einfeitigfeit des Creations⸗ 
act? die Obligation erjt dann nata, perfecta, wenn eine bem 
Ausfteller gegenübertretende Perjon im Papierbefige ift, dag ob- 
ligatorifche Verhältniß aljo zunächft zwifchen dem Ausfteller 
und dem erften Nehmer des Papiers *), d. h. zwilchen cer- 
tae personae begründet, wobei daS Weberpflanzen des obliga- 
toriſchen Vermögenzftoffes auf die weiteren Nehmer, um mit 
Kuntze zu Sprechen, dvemfelben in der That nicht geringere 
Schwierigkeiten wie den Vertheidigern eine? mit einer beſtimm⸗ 
ten Perſon abgejchlofjenen Vertrag? als Begründungsacts der 
Obligation macht. 

Indeſſen kann auf dieſen lestern Punkt erſt fpäter näher 
eingegangen werden; weßhalb wir denn zur Prüfung des zwei⸗ 
ten für das Dogma von der Einſeitigkeit des Creationsactes der 
Papierobligation beigebrachten Arguments, daß dasſelbe nämlich 
mit der herkoͤmmlichen Verkehrstendenz des Ausſtellers überein: 
ftimme, übergehen. 

Diefe Uebereinſtimmung ſoll fich daraus ergeben, daß in 
dem Ausſtellungswillen der Wille liege, die Verpflichtung zu ver 
. tim Papiere bezeichneten obligatorifchen Leiſtung nicht auf bie 
Stäubigerichaft eines beftimmten Einzelnen, welcher gerade erfter 


*) Runge bie Lehre von ben Inhaberpapieren, S. 351 flg.; bie Obli⸗ 
gation und bie Singular:Suceeflion ©. 258. 
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Nehmer fet, beſchraͤnkt fein zu laſſen, fondern fie auf ben jewei⸗ 
figen und jebegmaligen Beſitzer zu beziehen. Daß aber ber po- 
fitive Verkehrswille de Ausſtellers hierauf gerichtet jet, Tehre 
nicht allein vie tägliche Crfahrung, fondern fei auch deshalb an- 
zunehmen, weil biejer mit ber ausdrücklichen Nieberjchrift der 
Marktrung feine Verpflichtungswillens in unmittelbarſten Wi⸗ 
berfpruch treten würbe, wollte er die Leiltung dem Vorzeiger des 
Papierd verweigern. 

Allein es ift biefe ganze Argumentation offenbar unfchläf- 
fig, weil, wenn auch der Wille des Ausſtellers dahin gehen 
follte, jedem Beſitzer des Papiers zu der darin bezeichneten Lei: 
ftung verpflichtet zu fein, hieran die Begründung der Obliga- 
tion durch einfeitige Dispoſition nicht folgen würde, da, wie die 
Dogmengeſchichte lehrt, jener Wille andere Gonftructionen nicht 
ausſchließt. 

Sonach könnte Kuntze hoöchſtens zugegeben werben, daß 
deſſen Theorie mit dem von ihm dem Ausſteller des Papiers 
unterſtellten Willen vertraͤglich, womit aber die Aufſtellung eines ſo 
ſingulaͤren Satzes wie desjenigen von der Begründung einer Ob⸗ 
ligation durch einſeitige Dispofition offenbar noch nicht als ge⸗ 
rechtfertigt erſchiene. 

Allein jener Wille ſelbſt, auf deſſen angeblicher Richtung 
die ganze Deduction unſers Verfaſſers beruht, iſt von ihm nichts 
weniger wie erwieſen worden. Die tägliche Erfahrung im Ver⸗ 
kehre lehrt nämlich unſers Erachtens keineswegs, daR der Aus- 
fteller de Papiers jeden Beſitzer deſſelben, alfo 3. B. auch den⸗ 
jenigen , welcher es vor der Emiſſion geftohlen, zum Gläubiger 
haben wolle; vielmehr glauben wir kaum Wiberfpruch zu erfab- 
ren, wenn wir behaupten, daß im Allgemeinen der Wille des 
Papier: Creatord dahin geht, jedenfall nur nach ftattgehabter 
Begebung der Urkunte darauf zu haften. 


Auch die Berufung endlich auf die Marlirung ded Verse 


pflichtungswillens im Smhaberpapiere ift ohne Bedeutung. Denn 
hält man ſich an den Wortlaut der Urkunde, jo ift ver bloße 
Detentor und nicht der juriftifche Befiker, wie Kuntze 
(S. 300) will, ald Gläubiger zu betrachten; ift aber bie wört- 
liche Faflung des Inhaberpapierd nicht maßgebend, jo kann unter 
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dem Inhaber oder Vorzeiger ber gutgläubige Befiker oder Eis 
genthümer, dieſer ſchlechtweg ober nur beziehungsweiſe, verftan- 
den werden. 

Uns ſcheint aber namentlich die von Runge felbft bem 
Aussteller eingeräumte Vindication mit jenem angeblichen Aus: 
ftelungswillen unvereinbar zu fein. Mag man nämlid) aud 
mit unferm Verfaſſer ftreng zwifchen Obligation und Papier 
unterfcheiden, und die Eigenſchaft als Gläubiger an den Bei 
ber Urkunde Inüpfen, während das Eigentum an biefer nad 
ben allgemeinen Grunbjäten bes Sachenrecht? erworben werben 
fol, jo Liegt doch entſchieden ein innerer Widerſpruch in der 
Annahme, daß der Ausſteller jeden Beſitzer des Papier? zum 
Släubiger haben wolle und auch habe, daß er aber demjenigen, 
bem er ben Brief nicht in der Abficht der Eigenthumzübertra- 
gung begeben, denſelben und damit die Gläubiger- Eigenfchaft 
wieder abnehmen könne. Der unrebliche Finder des Papier, 
ber Dieb, der Räuber follen Gläubiger des Außftellerd, ihre 
Forderung jedoch, wie Kunde jelbft bemerkt (©. 303), von 
zweifelhaften Werthe fein, weil ihnen das Papier und mit bie: 
fem das Forderungsrecht entzogen werben Tann. Died beißt 
denn doch oft eben jo viel, es hänge von dem Willen des Aus⸗ 
fteller3 ab, ob er demjenigen, dem er dad Papier nicht begeben, 
verpflichtet fein wolle oder nicht, eine folche Conſtruction tft 
aber nicht allein Fünftlic und unnatürlich, ſondern fteht auch, 
wie ung jcheint, in der That im Widerjpruche mit dem Grund 
fate: „Nulla promissio potest consistere quae ex volun- 
„tate promitientis statum capit *).“ 

Unterfuchen wir jchließlich, ob das Dogma von der Ein: 
feitigfeit de8 Creationsacts der Papierobligation mit der pofl: 
tiven Rechisordnung übereinftimmt, fo begründet Kun e dieſe 
feine Behauptung damit, daß die Tendenz der europäilchen Han- 
belafitte dahin gehe, den Verkehr mit Inhaberpapteren, injoweit 
deren Emiffion einmal äugelaffen, fo viel als möglich zu erleich- 
tern, d. h. den Inhaber als folchen ger zu ftellen, — welcher 


”) L. 108. 8. 1. D. de V. O. (45. l). — 
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Berichrserleiähterung nun bie Auffaffung des Emiſſionsacis als 
einjeitigen Nechtägefchäften ganz beſonders entipreche. Allein es 
tft die Tendenz der Handelsfitte, wenn manaud Kunde 
zugeben will, daß in der Anſchauung der Handelöwelt die Kraft 

einer pofttiven fchöpfertichen Rechtzüberzeugung Liege, noch Feine 
pofitive Rechtsordnung, der Umftand alfo, daß eine ge⸗ 
gebene juriftiiche Conſtruction jener Tendenz entjpricht, nicht ge 
eignet, deren Webereinftimmung mit der pojitiven Rechtsanwen⸗ 
bung barzuihun. 

Allerdingd Tönmen die Anfchauung ber Hanbeläwelt, bie 
Tendenz der Hanbelsfitte eine pofitive Rechtsordnung begründen; 
fie thun es dadurch, daß fie auf dem Wege von Handelsgewohn⸗ 
heiten die Summe ber Grundſaͤtze fich feitftellen laſſen, welche 
für die Beurtheilung ber Inſtitute des Handelsverkehrs erforber- 
lich find. Die Tendenz ber Handeläfitte ift alfo ein wejentlicher 
Factor der pofitiven Rechtsordnung, nicht aber dieje felbft. Was 
insbeſondere aber die Obligation auf den Inhaber anbetrifft, fo 
iſt rückſichtlich derſelben allerdings die Handelsſitte in einer rechts⸗ 
ſchoͤpferiſchen Production begriffen; allein fie hat es bisher noch 
zu feinem irgendwie umfafjenden Abſchluſſe ihrer rechtserzeugen⸗ 
den Thaͤtigkeit gebracht, da es verhältnigmähig eine äußerſt ge 
ringe Zahl feftftehenber — für die Behandlung der In⸗ 
haberpapiere gibt. 
| Die Theorie Kunge’3 von ber Einfeitigkeit des Creations⸗ 

act? der Papterobligation war unjerd Erachtend nur in doppel⸗ 
ter Weife zu begründen. Einmal Eonnte fle auf den Willen des 
Ausſtellers zurüchgeführt werben, was Kuntze, wie wir gefehen, 
verjucht hat, jedoch ohne außführlichere Begründung und auch 
ohne Erfolg. Dann aber Eonnte unfer Verfaſſer den Nachweis 
unternehmen, daß bie einzelnen anerkannten Rechtsſaͤtze über In⸗ 
haberpapiere mit feiner Theorie im Einklange ftünben; dies hat 
er, wie bereit? Jolly a. a. O. ©. 358 bemerkt, nicht einmal 
verfucht, wie eö benn bei der geringen Zahl folder Sätze auch ein 
ſchwieriges Unternehmen geweien wäre, mittelft berfelben eine 
neue Theorie zu beitätigen. 


Ermangeli ſonach bad Dogma von ber Einſeitigkeit des 
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Creationsacts der Papierobligation jeder poſitiven Stutze, fo 
ſcheint und Tiberdied Folgendes dagegen zu ſprechen. 

Der Haudelsverkehr geht mittelſt Verträge vor ſich und 
vollzieht ſich nicht durch Dictionen. Dies zeigt die tägliche 
Erfahrung und folgt auch aus dem Weſen des Verkehrs, deſſen 
Zweck, wie ſchon das Wort (Ccommercium) andeutet, auf den 
Austauſch von Vermögensmwerthen geht. Menn nun eine Oblt: 
gationdform, wie dies bei den Obligationen auf ven Inhaber 
unzweifelhaft der Fall, ein Gebilde des Handelsverkehres tft, 
wenn fie vorzugsweiſe dazu beſtimmt ift, demfelben zu dienen, 
fo tt damit deren vertragsmäßiger Character inbicirt; fie 
auf einen einjeitigen Creationsact zurückzuführen, heißt eine Sin- 
* gularität ftahfiren, welche inmitten der übrigen Gejchäfte des 
Handelsverkehrs anomaler ſich ausnimmt, als bie einfeitige Cou⸗ 
ſtituirung des für die Papierobligation beſtellten Pfandes, welche 
Kuntze (S. 586 fig.) conſequent behauptet, in der Lehre vom 
Pfandrechte. Schon um deßwillen pafjen die Analogien des 
Teftament? und ber Außlobung, auf welche unfer Ber- 
faffer ſich beruft, ganz und gar nicht, weil diefe Geſchäfte näm- 
lich ihrem Wefen nach dem Handelsverkehre fremd find, während 
bie vom ihm weiter angezogene expensilatio, abgejehen ba- 
von, daß fie in der That kein einfeitiger Rechtsact war *), aus 
dem Grunde bier nicht in weiteren Betracht zu ziehen ift, weil 
es von vorn herein als mißlich erjcheint, wo es ſich um die 
BVereicherung des geltenden Rechts, um ein neue Dogma, han: 
belt, auf die Analogie eines längſt abgeftorbenen und mit unfe: 
rer heutigen Nechtögeftaltung in keinen auch noch jo loſen Zu: 
ſammenhange ftehenden Inſtituts zu provoeiren. 

Jene Analogien pafjen aber auch fonft nicht. Der mo erne 
Papier⸗Creator ift nicht, wie Kuntze meint, mit dem vönijchen 
Teitator zu vergleichen, denn der Wille dieſes letzteren ift Fein 
Verflichtungswille und an fich unvermögend, obligatoriiche Ver: 
haͤltniſſe zu begründen. 

Allein auch die Auslobung bietet, abgejehen von ihrer 


— 


Schleſinger, zur Lehre von ben Formalcontracten ©. 64. 
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zweifelhaften Gültigkeit *), keine rechte Analogie bar, weil ber 
Promittent Hier doch nur demjenigen verpflichtet fein will, ber 
eine gegebene Leiftung vollbringt (dem Finder, Anzeiger), wo⸗ 
gegen nach Rune die Verbindlichkeit des Außftellerö durch ben 
zufälligen und für ven künftigen Schuldner an ſich Snterefie » Iofen 
Umſtand bedingt fein fol, daß irgend ein Anderer den Beſitz des 
Papiers erwirbt. Die hier von unferm Verfafler (S. 359) ge- 
nommene Wendung, wie der Außlobende verbreiten Laffe, daß wer 
ihm das und das leifte, den Anſpruch auf Belohnung fich er- 
werbe, fo jchreibe der Papteraußfteller nieder “daß wer dad Pa- 
pier ihm bringe, einen Anſpruch gegen ihn auf die Summe 
babe, ift trägerifch, weil die Obligation nah Kuntze's eigener 
Erklaͤrung jehon . vor der Präfentation des Papier? nata iſt, 
nämlich ſobald eine dem Außfteller gegenübertretende Perſon km 
Beſitze der Urkunde fich befindet. 


6. 3. 

Wir gelangen nım zu dem Principe, welches den Carbinal- 
punct in der Theorie Kuntze's infoferne bilvet, ala er offenbar 
zu deſſen Ermöglichung fich zur Aufftellung der Diogmen von . 
ber Generalität der Papierobligation und der Cinfeitigfeit des 
Act? ihrer Begründung veranlaßt gefunden hat; wir meinen ben 
Grundſatz der Novation für die Verfehräbewegung ber Oblige- 
tion, und zwar eimer Novation, die nicht durdy Vertrag, durch 
Delegation, fondern kraft der dietio des Ausſtellers mittelft des 
Papierlaufs, mittelft der Apprehenfion des Papiers Statt findet. 

. Wir önnen hier zunächft von der Auffaffung Kuntze's, 
nach welcher der obligatorische Vermögensftoff durch Novation 
transportirt wird, abſehen; denn ift biefelbe fo entfchieden un- 
haltbar, wie die Behauptung, daß die aus der Novation entitan- 
desie Obligation „feine von Grund aus neue” fei, unbeitimmt **), 
fo Hat er in der That practiſche Eonfequenzen daran nicht ge- 
knüpft. Auch wollen wir unjerm Verfafjer unbedenklich zugeben, 


2) Savigny, Obligat. IL S. 90. 
““) „Novatio est... cum ex praecedente causa ita nova constituitur, 
ut prior perimatur.“ (L 1. pr. D. de novationib. (46. 2.) — 
Beitfägrift für Handelsrecht. 31 
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daß die Novation ihrem Weſen nach ein Rechtseffeet if, 
welcher denkbarer Weiſe nicht allein durch Vertrag, Litißconte 
flation, Urtheil erzeugt, jondern auch durch andere Tchasfachen 
bewirkt werben kann. Allen es iſt nicht alles, was denlbar, 
was eine civiliftiiche Möglichkeit ift, auch wirklich Rechtens; 
außerdem aber noch die Frage in Erwägung zu ziehen, ob bie 
Art und Weife, wie Kunge die von ihm angenemmene Neva⸗ 
tion vor fich gehen laſſen will, civiliſtiſch haltbar iſt. 

Seine Meinung nun, daß die Verfehräbemegung der Pa- 
pierobligation mitteljt einer Reihe juccejfiver an bie Erwerbung 
des juriſtiſches Beſitzes des Papieres fic, knüpfender Obligations⸗ 
erwerbungen vor ſich gehe, ſtützt er darauf, daß es lediglich zwei 
Weiſen obligatoriſcher Verkehrsbewegung gebe, die Ceſſion und 
die Novation, daß aber, da der Umlauf der Inhaberpapiere 
nicht ala Ceſſion aufgefaßt werden koͤnne, Novation anzunehmen ſei. 
Dafür aber, daß dieſer Novationseffect ohne, ja ſogar wider den 
Willen des bisherigen Glaͤubigers vor ſich gehe, beruft ſich Kuntze 
nur auf die Einſeitigkeit des Creationsacts der Obligation, welche 
die Succeffto fich entfaltende Wirkſamkeit des Creationswillens er- 
mögliche. Es foll dem durch das Papier kundgegebenen Willen 
des Ausſtellers gemäß das Ueberpflauzen des obligatoriichen Ber- 
mögengftoffes durch jedes weitere Nehmen des Papiers ſich voll- 
ziehen, während der Nehmer durch die Apprehenflon der Urkunde 
ein nur primäres Forderungsrecht erwirbt, d. h. ein ſolches, wel⸗ 
ches er, immer Traft des Willens bed Ausſtellers, verlieren fol, 
fobalb das Papier in den juriftiichen Befig eined Anderen 
übergeht. 

Man kann fi billig wundern, eine jolche Conſtruction 
unter den Gefichtäpunet der Novation, d. b. der Tilgimg einer 
Dbligation durch Conſtituirnung einer neuen gebracht zu ſehen 
Frägt man nämlich, wer bier dieſen Rechtseffect erzeugt, jo int 
e3 nicht diejenigen, unter benen die neme Obligation beftehen 
fol, unter Mitwirkung des alten Gläubigers; es ift auch nick 
der weitere Nehmer des Papiers, wie 3. B. der Dieb; es ift 
nicht der Außfteller in dem Augenblide, in welchem ein neuer 
Befigeserwerb an der Urkunde Statt findet; es iſt der Außfteller 
im Momente der Ausftellung, indem fein Ausftellungswillen ſich 
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qpuecefſto Her jeher weiteren Apprehenſion bed Papiers entfaltet. 
Alto der Ausfieller ſchafft mittelft pollicitatio, divtio uno 
sotu eine Obligation, die freilich erjt durch die Nehmung des 
Papiers perfect werben foll, und zugleich filgt er biefe durch 
Conſtituirung einer neuen für den Fall weiterer Apprehenfton 
3 Papiers, und dieſe wieder für den Fall weiterer Nehmung 
der Urkunde u. ſ. f. — Allein eine Obligatton, bie noch nicht 
befteht, die ihrer Perfection jo lange entgegenfieht, bis die Per 
fort des Gläubigers durch den Beſitz bed Papier bezeichnet ift, 
kann nicht Gegenſtand einer Novation fein. Dan Tann fich hier⸗ 
gegen nicht darauf berufen, daß eine ſuecceſfiv bedingte Obligation 
für den Fall des Eintritts ver Bedingung novirt werben Tünne *); 
benn es iſt in der That die auf Kuntz e's einfeitigem Creations⸗ 
arte beruhende Paplerobligation Feine (durch die Nehmung des 
Bayters) Bebingte Obligation, da ein dem verpflichtet fein jol- 
lenden gegenuberſtehender Gläubiger zum Wefen eines jeben 
obligatortichen Verhaͤltnifſes gehört. 

j St ſonach unſers Erachtens die Kuntz e' ſche Novations⸗ 
Theorie principiell unbaltbar, ſo fol fie doch noch von Seiten 
ciniger ihrer hauptlächlichiten Confequenzen geprüft werben. 

i Eine Eonfequenz jener Lehre ift die, daß mit ber Erwer⸗ 
bimg der neuen Obligatton fich kraft der dietio bed Ausſtellers 
eine Singular-Suceeffion in das für die unfprüngliche Forderung 
conſftituirte Pfanbrecht verbinde, mie wenn eine Delegation ver- 
wragsmaͤßig vollzogen und der Eintritt in dad Pfandrecht durch 
ven Delegatar ausbedungen worden wäre (S. 587 fg.). 

Mit Recht dat Kuntze ſelbſt dieſe Eonftruction für be- 
benklich erflär Wollte man nämlich auch zugeben, daß eine 
Obligation durch einſeitigen Willensact desjenigen, der verpflichtet 
werden ſoll, begrundet, daß durch dieſen Willensact auch ein 
Pfandrecht für jene Obligation beftellt werben könne, fo ſieht 
man doch in der That nicht ein,- wie durch einfeitige Dispofition 
des Schuldners ein Ergebniß erzielt werden fann, welches, mag 
man es als einen Vorbehalt bes alten Pfandrechts, ober, was 


1. 14. 8. 1. D. de novat. (46. 2.) — | 
| 31 *® 
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bad richtigere zu fein jcheint, als Begründung eines neuen Pfand 
rechts mit Eintritt in eine gleiche juriftifche Stellung mit dem 
untergegangenen auffaffen *), nach unjerm pofitiven Rechte nur 
mittelft ausbrüdlicher Willenserklärung des Gläubigerd herbei: 
geführt wird **). — So Tehrt denn auch die Kuntz e'ſche Theorie 
bad normale Verhältnig um, indem, wie fonft bei der Novation 
eine |. g. hypothekariſche Succeffion nur ausnahmsweiſe Statt 
findet, diefe Hier nun ala Regel vorlommen fol. — Allein auf 
die practiſche Geftaltung des Verhältniffes macht Schwierigkeiten. 
Soll nämlich der Gläubiger der neuen Forderung für dieſelbe 
ein Pfandrecht an der nämlichen Sache umd von gleichem Range 
wie dasjenige haben, welches für die durch Novation getilgte 
Obligation beftand, jo muß die Pfandfache zur Zeit, wo die |. 9. 
hypothelariſche Succeffion vor ſich ging, noch dem Schuldner eis 
genthümlich gehört haben ***). — Dieje Thatfache dürfte aber bei 
einer an den bloßen Wechlel im Papierbeſitze ſich knüpfenden 
Pfanderverbung in der Regel unerweislich fein, und der In⸗ 
baber ber Urkunde, ohne. den Beweis, daß er ber erite Nehmer 
ſei, das in derjelben verichriebene Pfanbrecht fo oft nicht geltend 
machen können, als der Schuldner zur Zeit diefer Geltendma⸗ 
Kung nicht mehr Eigenthümer der Pfandſache wäre. Kaum 
möchte aber in biefer Weile dem von Kuntze anerfannten Be 
bürfniffe, dem nomen feine Acceffionen zu erhalten, genügt fein! 
Noch mißlicher jedoch tft die Art, wie unfer Berfaffer 
(©. 601 fg.) mit der für bie InhabersObligation gegebenen Bürg 
jchaft verfährt, indem er dieſelbe, um feine Nowationztheorie zu 
retten, nach Analogie des Avals zu behandeln genöthigt ha 
Hterbei hat Runge nicht allein überfehen, baß der Aval nad 
dem Handeldgebrauche lediglich ad Wechſelverſprechen vor 
koͤmmt, fondern daß er feinem Weſen nach durch eine gewiſſe 
Form bedingt ift, und daß fonach eine analoge Anwendung ber 


») Dernburg im Ard. f. civ. Prax. Bb. 41. ©. 7fg. 
**) „Neque enim in jus primi succedere debet, qui ipse nihil co»- 
venit de pignore...“ L 8. D. quae res pignori. (20. 8.) — 
+) 1. 2 D. de pigneratit. actione (18. 7), — Dernburga. aD. 
S. 11fg — 
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von bemfelben geltenden Grundſaͤtze auf jeglichen auf einem In⸗ 
haberpapiere ftehenben Bürgfchaftsvermert aus zwiefachen Grunde 
als nicht gerechtfertigt erfcheint. 


Wir haben es hier nicht mehr mit ciwiliftiicher Conſtruc⸗ 
tion, fondern mit einer ZJurechtlegung der Inſtitute zu thun, wie 
fie dem Verfafler für deſſen Theorie zu paſſen fcheint. 


Dies gilt auch von deſſen Auffaffung der von einer In⸗ 
haberobligation verfprochenen Zinfen, welche er im Intereſſe ſei⸗ 
ner Novationstheorie als Ratenleiſtungen einer ſich allmälig 
entfaltenden von ber primären unabhängigen Scripturobligation 
betrachtet (S.604 fg.). — Wenn nämlich Runge fich hier dar- 
auf beruft, daß in dem Augenblide, in welchem bie Zinjenobli- 
gatton zu einer Scripturobligation erhoben, fie aller ihrer ma⸗ 
teriellen Bezüge, folglich auch ihrer Acceſſionsqualität entkleivet, 
und ihr Inhalt zu demjenigen einer felbftftändigen abſtracten 
Tormalobligation - erhoben werde, ſo ift dies eine aller Realität 
entbehrende Argumentation, vor welcher ven Verfaſſer fchon bie 
Analogie der Etipulation, auf welche er fich, fonft jo oft beruft, 
hätte beivahren jollen, da die auf einer stipulatio usurarum 
beruhende Zinspflicht, jo gut wie diejenige ex pacto nudo, mo 
ein- ſolches zuläffig war, einen accefioriichen Charakter hatte. 
Warum nun eine Zinsobligation, die auf einem nah Rune 
nit unfreien Zinsſcheine des Inhalts beruht: „Gegen 
Abgabe dieſes Abſchnitts wird aus vorbezeichneter Obliga- 
tion (Nr...) der Zins für obigen Termin mit... . bei jeber 
Stoaaisſchulden⸗-Tilgungskaſſe bezahlt," anderd behandelt werden, 

und die Eafjation des Haupipapiered eine Entkräftung ber auf 
fpätere Termine lautenden Zinsabſchnitte nicht zur Folge haben 
joßlte, vermögen wir um fo weniger einzufehen, als auch bie 
Praxis hiergegen fpricht. Nach diefer nämlich hört bei Einlöfung 
oder Caſſtrung eined Etaatöpapierd auf den Inhaber ber Zin- 
jenlauf von ver getilgten Obligation auf, und koͤnnen fpäter 
fällig werdende Zinfen von den Befigern der Zinsabſchnitte nicht 
verlangt werben; daher dein bie im Verkehre vielfach vorkom- 
mende Uebung, nach welcher der Nehmer eined Zinscoupons auf 
demjelben feinen Geber bezeichnete, damit er im alle bereit ein- 





476 Renaud: Apr Literatur. ber Zahahenpapierı. 


geldäter Hauptobligatten und erlofshener Zinspflicht weiß, gegen 
wen er feinen Rüdgriff zu nehmen hat. 

Auch in der Lehre von der Verjährung enblich Eimmi 
Kunke (©. 641 fg.) mit feiner Novationstheorie in joldhe Eon- 
flicte mit dem geltenden Rechte, daß er, wie Jolly a. a. O. 
©. 358 richtig bemerkt, genöthigt tft, diefem eine Bedeutung un« 
terzufchieben, an welche beffen Schöpfer nie gevacht haben. Dies 
Ipringt indeſſen jo jehr in die Augen, daß es einer weitern Aus⸗ 
führung nicht bedarf, wie denn bie vorstehenden Erörterungen 
bereit? zur Genüge bargethan haben möchten, daß jene Theorie 
wicht allein principiell,, fondern auch in ihren Cenſequenzen un⸗ 
haltbar ift. 


— — — — 





XIV. 


Bur Sheorie der Bandelsgefellfchaften, insbefondere der 
Actiengeſellſchaft. 


Von 
Herrn Fuſtav Vogt, Staatsanwalt und Privatdozent 


in Bern. 


Vorbemerkung. Die nachſtehende Abhandlung iſt einem Be⸗ 
richt enmommen, welcher zur Motivirung eines in amtlichem Auf⸗ 
trag bearbeiteten Geſetzesentwurfes über Actiengeſellſchaften für den 
Kauton Bern abgefaßt worden iſt. Die gegenwärtige Civilgeſetzge⸗ 
bung des Kautons Bern keunt das Inſtitut der Actiengeſellſchaften 
nicht, und es war daher vor Allem die Frage zu beantworten, 
ob man denſelben geſetzliche Anerkennung einräumen ſolle ober 


nit *). 


Die Actiengefeltichaften find weientlich eine Frucht der mo⸗ 
dernen Entwickelung der Erwerböverhältniffe. Zwar find, wos 
fire ver franzöftiche Juriſt Troplong **) namentlich aus Frank⸗ 


*) In Deutſchland ftellt fi) die Frage allerdings anders, als im Kan- 
ton Bern, für welchen die nachfolgende Darftellung zunächit berechnet 
ft. Wir haben überall Actiengefellfchaften in längſt anerfannter 
vehtlicher Wirkſamkeit — nicht ihre Einführung ſteht in Frage, fon 
bern ihre rechtliche Geflaltung. Gleichwohl habe ih um fo weniger 
Bebenten getragen, bie nachflehende Abhandlung in biefe Zeitjchrift 
aufzunehmen, als gerade bie Frage, ob Actiengeſellſchaften ober nicht, 

den Herrn Verfaffer zu amregenden juriftifchen und wirthſchafilichen 
Unterfuchungen geführt hat. 
Anmerk. des Herausgeber. 
“e) In der Vorrede zu feinem Commentar über Sociétés civiles et com- 
merciales. 
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reich Belege beigebracht hat, Actiengefellichaften fchon im frühen 
Mittelalter vorgelgmmen: die Mühlen iu Touloufe, Moiſſac, 
Deontauban u. |. w., von welchen Xroplong berichtet, waren 
Eigenthyum von Gefellichaftern, deren Antheile in beftimmten 
Acttenbeiträgen firirt waren und beliebig übertragen werben 
fonnten, während die Verwaltung des Betrieb abberufbaren 
Angefteliten übertragen war. immerhin aber find diefe nur 
vereinzelte Erjcheinungen in beichränkten Kreifen, während das 
Auftreten der Actiengefellfchaften ald einer neuen und gewaltigen 
Macht Im Verlehrsleben erit non ber Zeit an batirt, wo bie 
— Auffindung des Seewegd nad Indien, die Entdeckung Ameri- 
ka's u. |. w. jenen ungeheuren Umſchwung im Weltverfehr her⸗ 
vorbrachten, der eine neue Geftaltung des europätfchen Staaten- 
ſyſtems erzeugte. Die eriten großartigen Typen des Inſtituts 
5y9. der Acttengejellichaften find bie oſtindiſchen Compagnien Englands 
‚o2.und der Nieberlande, jene im Jahr 1599, diefe im Jahr 1602 
geftiftet und die Umstände, unter welchen die Gründung biefer 
Compagnien erfolgte, verdienen in hohem Grabe unfere Auf: 
merkſamkeit. Weder Spanier noch Portugiefen, die Anfangs 
ben überjeeiichen Handel beherrichten, haben, fo viel wir wiflen, 
Actiengefellichaften errichtet: wie bekanntlich war bei ihnen ber 
Handel mit den beiden Indien vorwiegend Staatsunternehmen unb 
wurde zum Bortheil der Staatzfafle ausgebeutet. Aber fobald 
England und die Niederlande den Wettitreit begannen unb ben 
jüblichen Nationen die Handeshegemonie zu entreißen trachteten, 
treten auch jene Compagnten auf den Kampfplatz: ed war ein 
politifcher Kampf um die Machtitellung der neu auftretenben 
Seeſtaaten, aber die Entjcheivung hing ab von der Suprematie 
im Handel, in einem Gebiete aljo, wo die Erfolge abhängen 
vom Unternehmungzgeift der Einzelnen und wo zugleich ber Ein- 
zelne alle feine Anftrengungen vereitelt fiehbt, wenn ihm ber 
ftaatlihe Schub nicht zur Seite ſteht. Der Staat diente dem 
wirtbichaftlichen Intereſſe feiner Bürger und diefe ven politifchen 
Intereſſen ihres Landes; in ihrer erjten Blüthe fchon waren fo 
die. Actiengefellfchaften eine Combination des politifchen und bes 
Sonderintereſſes. Am deutlichſten gibt fich dieſer Character, 
Bollziehung wefentlich ftantlicher Aufgaben durch das Privatun- 
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ternehmen, bei der hollaͤndiſchen Gejellichaft Fund: ſie hatte in 


ihrem Freibrief die fpezielle Verpflichtung erhalten, bie Portu⸗ 


gieſen aus Oſtindien zu vertreiben. Nicht minder bezeichnend iſt 
es, daß beide Compagnien im Beſitz ſehr ausgedehnter Privile⸗ 
gieen und Monopole ftch befinden; die engliſche Compagnie be⸗ 


wahrte ihr Handelsmonopol mit China fogar bis in unſer Jahr⸗ 


hundert, und verlor es erſt im Jahre 1833, als ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Handelscompagnie überhaupt ein Ende gemacht wurde. 
Diefe Monopole waren zur Zeit ihrer Entſtehung eine Noth⸗ 
wenbigfeit: wie hätte die Staatögewalt an den Privaten eine jo 
Fräftige Stübe finden Tönnen, wenn unbebingte Concurrenz ge: 
ftattet gewefen wäre, und wenn bemgemäß die zur Eroberung 
ber Hanbelöhegemonie im Verkehr mit fernen Rändern nöthige 
Einheit und Conſequenz des Handelns nicht beftanden hätte? 
In ähnlicher Weiſe wie damals in England und Holland, 
regt fich heutzutage in unferem Lande — gleich wie es auch in 
ben meiften angrenzenden Staaten der Zall war — das Bebürf: 
niß nach Actiengefellichaften. Nicht die erjten, bie fich bilden, 
aber doch die eriten, welche das allgemeine Intereſſe auf fich 
zteben, find die Eifenbahngefellichaften, und dieſe Organifation 
fcheint mit den Eiienbahnunternehmungen überhaupt fo innig 
verſchwiſtert, daß fie ſich Bahn bricht felbft da, wu fie über ihre 
Beziehungen zur Geſetzgebung noch nicht ind Klare gelebt ift. 
Das Vertrauen auf die Vernunft der Eache, auf die Nothwen⸗ 
bigfeit einer Anerfennung ihrer Grundprinzipien von Seite ber 
Geſetzgeber und Richter befiegt die Bedenklichkeiten, welche fonft 
vorfichtigen Gefchäftzleuten fo nahe liegen. Und auch bier ift 
es eine ftaatliche Pflicht, welche die Geſellſchaften über ſich neh: 


men: kein ‚Zweifel, daß ohne deren Anerbietung die oͤkonomiſchen - 


Intereſſen der Echweiz den Bund oder die Kantone zum Bau 
von Staateswegen gebrängt hätten. Zugleich gibt es wenige 


Unternehmungen, deren Gedeihen fo fehr von ftaatlicher Unter: — 
ftügung bedingt wäre, wie die Eifenbahnen: fie bebürfen ber_ 


Srpropriation, des Schutzes für ihren Betrieb, und endlich — 
was uns hier beſonders interefjirt — innert gewifler Schranken 
eined Monopol. Wie könnte eine Eifenbahn rentiren, wenn 
nicht der Staat ihr das Vorrecht verliche, daß nicht eine andere 
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Geſellſchaft eine auf die nämlichen Bedingungen angewieſene 
Soncurrenzbahn anlegen darf? Nur dann wird eine neue Bahn 
zugelaffen, wenn fle einem jelbftftänbigen Verkehrsbedürfniß ent: 
gegenkommt; dieſe Beichränkung ber freien Eoncurrenz hat auch 
bie Natur der Sache für ſich, denn ohfle fie würbe gar nicht 
‚oder ſchlecht gebaut werden. — Wenn died merkwürdige Zuſam⸗ 
‚ ; mentreffen in ben Grunbzügen der erften Erſcheinung ber Aetien- 
geſellſchaften mehr als ein Zufall ift, fo wird man einräumen 
müffen, daß wir bier auf einem Boden ftehen, wo fich mit ber 
polttifchen Alltagsweisheit des „Laissez faire“ nicht Alles abs 
thun laͤßt, vielmehr die wichtigften Intereſſen des Staates eben: 
falls im Wege liegen. Und jedenfalls laͤßt ftch ſoviel aus jenen 
Thatfachen entnehmen, daß, was im Allgemeinen von ber Pri- 
vatinduftrie gilt, nicht ohne Weiteres auf die Actiengefellfepaften 
angewendet werben barf. — In weld riefigen Dimenfionen 
übrigend heutzutage dieſes Inſtitut für wirthſchaftliche Zwecke 
benutzt wird, dafür mag die eine Thatſache zum Beleg dienen, 
daß nach der neueſten Schätzung das Kapital der an der Pariſer 
Boͤrſe notirten Actienunternehmungen ſich auf die Summe von 
44, Milliarden beläuft d. h. auf nahezu ſoviel, als Frankreichs 
auswaͤrtiger Handel im Jahr 1855 ausmachte (4327 Millionen), 
und mehr, ald nad) gewöhnlich angenommenem Durchſchnitt das 
Jahreserzeugniß ber Induſtrie und des Aderbaues tn ganz 
Frankreich beträgt ). In obiger Eumme figuriven die Eifen- 
bahncompagnten mit einem Kapital von 1951, die Krebitanftal- 
ten mit einem Kapital von 867 Millionen. 


Das Recht der Actiengeſellſchaften hat fich hauptfaͤchlich 
auf dem Weg ber — —— ausgebildet. Ihr Nach⸗ 
werben um induſtrielle oder Handelsprivilegien gab in der Regel 
ben Anlaß, durch ſpezielle Verfügungen ihre inneren Rechtsver⸗ 
hältniffe, dag Maß der Verpflichtung und Berechtigung ber 


e) Horn, Grebitweien Frankreichs S. 19 ff In diefer Schäyung find 
jedoch bie auf Actien gegründeten Commanditen und Eivilgefellfchaf: 
ten inbegriffen; nach anderer Angabe belich ſich 1855 bie Zahl ber 
anonymen Gefellihaften auf 351, ihr Kapital auf nahezu zwei 
Milliarden. 
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Actionäre , ihre Beziehungen zu ben Geſchaͤftsführern und zu 

dem Publikum u. dgl. zu regeln. Der erfte Verfuch, die Actien⸗ 
geſellſchaften unter eine allgemeine Gefebgebung zu ftellen, wurbe 

in dem franzöfffchen Handelsgeſetzbuch (in Kraft ſeit 1. Januar Ge de 
1808) gemacht, und mit Ausnahme der englifchen Geſetze be⸗ (Orseroe. 
ruben fämmtliche neuere gefeßgeberifchen Erlaſſe Tiber die Actien⸗ 
gefelichaften auf der durch den Code de commerce geſchaffe⸗ 

nen Grimblage. Aber während die franzdftiche Geſetzgebung ſtabil 
geblieben ift, haben fich Ihre Nachbildungen der fortichreitenden 
Entwicklung angefchloffen und fich eine Menge von Fragen aufs 
geworfen, welche die franzoͤſiſche Codification unbeachtet gelaflen 

bat und im Jahre 1807 auch noch nicht beachten Tonnte. Man 

darf nicht vergeffen, daß nach dem franzöflfchen Geſetzbuch jede 
Acttengefellfchaft der Genehmigung von Seiten der Regierung 
unterliegt; auf diefen Anhaltspunkt fußend war der Staatdab- 
ſolutismus, der thatfächlich In Frankreich unter der Republik wie 

unter der Monarchie geherrſcht hat, in ber Lage, jederzeit Lüden 

in ber Gefebgebung außzufüllen. Nur dadurch iſt & möglich 
geweien, ven Code de commerce bis auf den’ heutigen Tag 
unverändert beizubehalten. Wenn man daher in den neueren 
Gejegen einem größeren Reichthum an Detailvorfchriften begeg⸗ 

net, jo wäre es worjchnell geurtheilt, wollte man bie mageren Bes 
flimmungen des Code als eine Begünftigung der gewerblichen 
Freiheit, dad Eingehen ins Detail dagegen für einen Ausfluß 

ber verberblichen Sucht, alle freie Bewegung der Individuen zu 
reglementiven, anſehen. Ein enges Geſetz gewährt Immer noch 

freieren Spielraum, als ein Tummelplak, auf welchen Han: 

bei und Induſtrie überall von willkürlicher Intervention der 
„Regierungsgewalt bedroht find. — Einen durchaus originellen ⸗ 
Weg hat hinfichtlich der Actienunternehmungen (Joint-stock- NP. 
companies) die englifche Gefebgebung, deren Grundlage jetzt 7 
die Acte vom 14. Juli 1856 tft, eingefchlagen *). Sie hat die #-- 


°) Siehe darüber namentlich Schwebemeyer, das Actiengefellfchafts, 
Bank: und Verſicherungsweſen in Englaud, Berlin’ 1867_ 
Set auch Güterbock. Die englifchen Actiengefellfchaftögefebe von 
1866 und 1857. Berlin 1858. Anmerk. d. 9.8. 
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Adminiftrativeoncefiton fallen laſſen und ftellt es in die MWillfür 
einer jeden Actiengefellfchaft, ob fie, wie es früher das gemeine 
Recht in England vorjchrieb, als Gefellichaft mit unbefchräntter 
Haftbarkeit ſich conftituiren oder ala Geſellſchaft mit befchränfter 
Haftbarkeit (limited liebility) fi bilden will. Im erfteren 
Fall müflen ſämmtliche Actionäre mit ihrem ganzen Privatver- 
mögen für alle Geſellſchaftsverhandlungen einftehen, im anderen 
Tal haften fie nur bis zur Höhe ihrer Einfchüfle in den Gefell- 
ſchaftsfonds. Während jo die Einmiſchung bed Staates fern ge 
halten wird, werben dagegen im Geſetze alle rechtlichen Beziehun⸗ 
gen der Acttengejellichaften mit einer wahrhaft minutidfen Sorg- 
falt und Aengitlichleit georpnet (bie Acte vom 14. Juli 1856 
einzig beſteht aus 116 Artikeln), und dad Weittel, durch weldhes 
man die Staatsaufſicht zu erjegen fucht, wirb namentfi in 
Garantien für die vollftändige Deffentlichkeit aller Verbanplum« 
gen der Achionäre und Directoren gejucht. Der Staat Tann ein 
Dberauffichtörecht nur dann üben, wenn er von den Actionären 
dazu aufgefordert wird, und auch dann ift er nur zur Unter 
fuhung, nicht zur Verfügung über die Geſellſchaft berechtigt. 
Man würde indeß fehr irren, wenn man ben Standpunkt des 
englifchen Rechts einzig nach dem angeführten Gefeße beurteilen 
wollte ; daffelbe bezieht fich faft nur auf Handelzgejellichaften, 
und zwar auf jebe folche Gefellichaft, vie miehr ald 20 Theil⸗ 
nehmer zählt, während gerade bie wichtigſten Actiengejellichaften, 
3. B. Eifenbahnen, Banken *), Verſicherungsgeſellſchaften, unter 
Spezialgeſetzen ſtehen und zu deren Bildung eine bejonbere Auto- 
rifation vom Parlament oder vom König erforderlich tft (jogen. 
chartered companies). Es ift faft unmöglich, aus all dieſem 
unendlichen Material von Gefegen, Verordnungen, Privatbills 
und Patenten allgemeinere Gefichtäpuncte zu entmehmen: in jedem 





*) Auf Banken finden nad) ber neuen Joint Stock Banking Companies 
Act 1857, 20. 21 Vict. c. 49 im Wefentlihen bie Prinzipien ber 
neuen Actiengefeße, jedoch mit Ausichluß ber befchränften Haftbarkeit, 
Anwenbung. 

Anmert. dB 9.8. 
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Fall aber iſt eine unmittelbare Anwendung ber engliichen Geſetz⸗ 
gebung auf unfere continentalen Verhältniffe nicht thunlich. Sie 
geht, indem fie Commandite und eigentliche Acttengejellichaft als 
Einen Begriff nimmt, von anderen Rechtdanichauungen aus, als 
fie auf dem Eontinent bereitö heimifch geworben find; ihre Aus⸗ 
ſcheidung der nur mit Staatdgenehmigung ſich conftituirenden 
und der freien Netiengejellfchaften tft für unfere Begriffe eine 
rein willfürliche, und die enge Schnürbruft, in welche fie die 
letzteren einzwängt, würde ung weit Läftiger vorkommen, als 
eine mit Einficht und Unpartellichkett gehandhabte Adminiſtra⸗ 
tivconceſſion. 

Nach der auf dem europätichen Continent üblichen Auf⸗ 
faſſungsweiſe unterſcheidet fich die Actiengefellichaft von allen 
übrigen Arten des Geſellſchaftsvertrages durch eine ſcharf mars 
kirte Eigenthümlichkeit. Keine phyſiſche Perfon haftet bet Actien- 
gejellichaften mit ihrem Privatvermögen für Verpflichtungen ber 
Geſellſchaft: weder die Gefchäftsführer (Directoren), venn fie 
find blos Angeftellte der Gejellichaft und daher dieſer und nicht 
ben Gläubigern berjelben verantwortlich, noch auch bie Actionäre, 
welche unter feinen Umftänden zu etwas Weiterem angehalten 
werben können al3 zur Entrichtung ihres Actienbeitraged. Ge 
fellfchaftsvermögen und Brivatvermögen der Gefellfchaf: 
ten find alfo vollftändig geſondert, die Schickſale jenes nicht 
maßgebend für biefes, außer infoweit die Actie felbft ein Be 
ftanbiheil des Privatvermögens if. Bei ber gewöhnlichen Ge 
ſellſchaft dagegen müflen fämmtliche, bei ver fog. Commandit⸗ 
geſellſchaft wenigftend ein Theil der Gejellichafter (die Geranten) 
mit ihrer gefammten Habe für Schulden der Gefellfchaft ein- 
ftehen. Diefe Haftungöpflicht der Gefellichafter tft nach berni⸗ 
fchem Rechte immer, nach franzöfiichem Recht nur infowelt es 
Handeldgefellichaften *) betrifft, eine zugleich ſubſidiariſche und 


*) Auch das franzöftiche Handelsrecht ftatuirt nicht? der Art, nur bie 
franzöfifhe Doctrin und Praris. Vgl. Meine Kritit des Entwurfs 
eines Handelsgeſetzbuchs für die Preußifchen Staaten I. ©. 61 fi. 88. 
1. ©. 46 ff. 

Amel. d. 58. 
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foltparifche, d. h. die Glaͤubiger der Geſellſchaft müflen in erfier 
Rinie ih an ven Geſellſchaftsfonds halten, und erſt wenn biefer 
wicht außreicht, Lönnen fie auf dad Privatvermögen der Gefell- 
ſchafter greifen, dann aber auch einen Jeden bexfelben nach ihrer 
Wahl für ben ganzen Betrag belangen. Etwas abweichend ge 
ſtaltet fi das Rechtsverhältniß nach Franzöflichem Cini lrecht 
(db. 5. für alle Gefellichaften, die nicht under ben Begriff von 
Handelögejelfichaften gehören): bier bat der Gejehgeber den 
Grundſatz des römischen Rechts, daß das Beitehen eines Geſell⸗ 
ſchaftsverhaͤltniſſes an den rechtlichen Beziehungen der Geſell⸗ 
ſchafter zu dritten Perſonen nicht? ändere, wonach alſo für Pie 
Gläubiger ein Geſellſchaftsvermögen rechtlich nicht eyiftirt, an- 
genommen und noch einfeitiger, als es im vömijchen Recht ge 
ſchehen iſt, durchgeführt. Nach diefem Prinzip haftet ein jeder 
Gefellfchafter zwar nicht für bie anderen, wohl aber für Altes, 
was er, fei es befugt ober unbefugt, im Namen der Geſellſchaft 
mit dritten Perſonen verhandelt hat. — Bei der Aetiengeſell⸗ 
ſchaft bagegen if das Subject ber eingegangenen Berpflichtungen 
nur der Verein, nie die denfelben bildenden Perſonen. 

Nicht jede Gefellichaft, dic Achten ausgibt, ift eine Actien 
geſellſchaft im technifchen Sinne des Wortes. Es kaun eine Ge 
ſellſchaft auf Actien in der Weiſe conftituirt werden, daß einige 
Mitglieder als perfönlich haftbare Geſchäftsführer an der Spige 
ſtehen, während die Übrigen Geſellſchafter nur ihre Aetien eiw 
zahlen und nie etwas Mehreres, als die Aetie, einbüßen kön⸗ 
nen. Oder die Einrichtung kann fo fein, daß (wie in England 
nach gemeinem Recht) ſaͤmmtliche Actionäre, mögen ſie an der 
Geſchaͤftsfuüͤhrung ſich betheiligen oder nicht, den Gläubiger ber 
Geſellſchaft mit ihrem Privatvermögen haften, ber firirte Actten- 
beitrag alſo nur bie Grenze bezeichnet, bis zu welcher ver Ge 
ſellſchaftsfonds von ihnen Speifung zu verlangen befugt ift. 
In biefem Fall läge eine gewöhnliche Civil - oder Handelsge— 
jellichaft, die im Handelsrecht Eollectiogefellfchaft genannt wird, 
vor, in jenem Fall eine Commanditgeſellſchaft. Von dieſen bei- 
ben Formen der Gejellichaft unterſcheidet ſich die eigentliche Ac- 
ttengejellfchaft dadurch, daß fie, materiell gejprochen, aus nicht? 
Anderem ala Actien, jene dagegen überbieß noch aus einem 
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ewentuellen Anſpruch auf Privatvermögen beftehen. — Daraus 
rechtfertigt ich die Beibehaltung bes Namen? „Actiengeſellſchaft,“ 
ber jedenfalls bezeichnenver ift al3 der vom Code de commerce 
aufgebrachte Ausdruck: „anonyme Geſellſchaft;“ Ietterer ift nicht 
nur gemeinem Menſchenverſtand unverftändlich, ſondern noch 
überbieß, wie Troplong nachgewielen hat, feiner gefchichtlichen 
Entftehung nach nicht richtig gewählt. 

Die Einführung der Actiengejellichaften in unſere Gejeb- 
gebimg ift nicht nur vom vwolfawirthichaftlicden Geſichtspuncte 
aus ein wichtiger Schritt, fie bewirkt auch in unferen Rechts⸗ 
anfchauungen eine theilweife Ummälzung Wir Tannten biäher 
eine einzige Anwendung des außer Beziehung zu einer phyſiſchen 
Perſon ftehenden Kredits: nämlich das Recht der fog. morali⸗ 
ſchen oder juriftifchen Perſonen, indem diefe dem Gläubiger feine 
andere Garantie als die ihres Korporationsvermoͤgens darbieten. 
In allen anderen privatrechtlichen Verhaͤltniſſen ift die Verpflich⸗ 
tung duch eine in ihr engagirte phyſiſche Perſon gedeckt, und 
jene einzige Ausnahme von dieſer Negel hatte deßhalb nichts 
Bedenkliches, weil juriftiiche Perjonen um ihrer engeren Bezie⸗ 
bung zu dem Stante und überhaupt zu objectiw fittlichen Zwecken 
willen nicht den Zweck des Erwerb haben (wenigſtens nicht 
haben follen),. jondern ihren Vermoͤgensrechten nur die Bedeu⸗ 
tung einer noihwendigen Außen ſeite zufommt. Jene perjäne 
liche Garantie, welche die Kapitale und Arbeitskraft eines 
Schuldners den Gläubiger bietet, kann wohl vermehrt werben 
z. DB. durch Darleihen, durch Bürgſchaft u. dergl., nie aber 
ganz verjchwinden oder auch nur vermindert werden. Beim 
Geſellſchaftsvertrag namentlich verjtärft die Perfönlichkeit aller 
übrigen Genofjen bie eined jeden Einzelnen. — Die Actienge 
jellichaft bagegen jest. an die Stelle der perſönlichen Kredits 
den Sachcredit. Wird fie zahlungsunfähig, jo hält Fein Ac 
tionär die zu Verluſt gefommenen Gläubiger ſchadlos; das Mehr 
oder Minder feiner perfönlichen Erwerböfähigfeit oder feines Ka⸗ 
pitalbefißes ift auf den Kredit des Actienunternehmend ohne al- 
fen Einfluß. Der Gefellichaftögläubiger verhandelt zwar mit 
Individneñ, nämlich mit den jtatutengemäßen Repräfentanten 
dead Geſellſchaftskoͤrpers, aber hinter dieſen jteht wicht ala ein 
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Unternehmen, ja im Anfange nicht? als der Gedanke, ben bie 
Geſellſchaft auszuführen beabfichtigt. 

Sollen wir eine folche Neuerung geduldig über uns er- 
gehen Lafien? Sollen wir es bulden, daß man die Hand, bie 
wir zu fallen meinen, escamotirt, und uns ftatt deſſen einen 
leeren Beutel In die Fauſt drückt? — Gewiß, wenn bie Kunſt 
ber Geſetzgebung in dem üblichen Schlagwort „Sorge für bie 
“Sicherheit des Verkehrs“ enthalten wäre, wir müßten mit 
allen Kräften dem Eindringen der Acttengejellichaften wehren. 
Allein dte Frage tft eine andere. Zuerſt handelt es ſich darum, 
zu ermitteln, was die Gerechtigleit gebietet, und wenn bie Ac- 
tiengeſellſchaft ſich als eine Forderung des Rechts herausſtellt, 
fo hat fie einzig darum und abgeſehen von allen fonftigen Rück⸗ 
fihten, vollen Anipruh auf Anerfennung durch die Geſetze 
Allerdings follen alsdann die Geſetze auch die Intereſſen in An⸗ 
ſchlag bringen, aber immerhin müflen berartige Erwägungen fich 
tnnerhalb der vom Recht bejchriebenen Linie bewegen, und kom⸗ 
men erft in zweiter Reihe in Betracht. — Suden wir alfo 
vorerſt den rechtlichen Standpunkt für die Beurtheilung der Ac⸗ 
tiengefellichaften zu gewinnen; wir werben dann auch nachweiſen 
koͤnnen, daß unter ben Verbältnifien, für welche die Altienge- 
ſellſchaft beſtimmt ift, feine andere. Combination eine ebenfo 
fichere Buͤrgſchaft für die Soltbität deö Unternehmens verichaffen 
fann, und daß die Meinung, bie Aufhebung ber folivarijchen 
Haftpflicht gefährbe die „Verkehrsſicherheit,“ nur auf einer ober- 
flaͤchlichen Auficht beruht. 

Der Anforderung, das rechtliche Fundament der Actienge⸗ 
ſellſchaft ans Licht zu bringen, dürfen wir und um ſo weniger 
entziehen, als gerade dieſe Aufgabe bisher faſt ganz vernachläfe 
ſigt worden iſt. Man hat ſich geſtritten über den Nutzen und 
Schaden des Inſtituts, ohne der alten Wahrheit eingedenk zu 
ſein, daß, von dieſer Seite betrachtet, alles Neue die einen In⸗ 
tereſſen fördert, die anderen ſtoͤßt. Das blendende Geſtirn des 
Credit mobilier und feiner Epigonen drängte vollends die Dis⸗ 
cuſſion auf ein falſches Terrain: was man am Credit mobilier 
von Sünden oder Tugenden enfvedit hatte, wurde kurzweg den 
Actiengeſellſchaften überhaupt ind Soll und Haben eingefchrieben. 
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Zu einem Abſchluß, ja auch mır zum Anfang einer Verſtaͤnbi⸗ 
gung iſt es mit all dem nicht gefommen, und wenn die Natios 
naldeonomen alle Urſache haben dagegen zu proteftiren, daß man 
die Welt mit Pandekten und Inſtitutionen zu regieren unter- 
nehme, fo tft es doch auch ein Glück, daß eine folche de Rechts 
vergeſſende und nach allen Winden zerfahrende Deconomie nicht 
zum Regieren berufen iſt. Laſſen Jurisprudenz und National- 
deonomie ſich dad, was einer jeden gebührt, fo mögen fie in 
ihrer Eintracht eher einigen Anfpruch auf das Regiment ber 
Welt haben. | 

Ein Borurtheil möchten wir von vornherein befeitigen. Man 
Enlipft die Orinbung von Acttengefellfchaften an die Genehmigung 
bed Staates, und, aus fpäter anzuführenden Motiven, find wir 
Hiermit vollfommen einverftanden. Durch dieſe Genehmigung 
wird bie -perfönliche Haftpflicht der Genoſſen aufgehoben: dieſe 
Form fcheint daher die Ertheilung eines Vorrechts einzu: 
ſchließen und jomit im Wiberfpruch zu ftehen gegen das Recht 
ber Actiengejellichaft, wenn e3 wirklich ein folches gibt. — Al⸗ 
len Privilegium und Abminiftratinconceffton find 
zwei wefentlich verfchiebene Dinge. Das eine gewährt eine Be 
freiung von ber geſetzlichen Regel, bie andere anerkennt dad Vor⸗ 
banbenfein der concretn Vorausſetzungen ber gefebgeberifchen 
Verfiigung; jenes verlett bie Gleichheit vor dem Geſetz, biefe 
bewirkt fie. Die Möminiftrativconcefjion tft allerdings überflüf- 
fig, wo fich die Bedingungen, von welchen bie Ausübung eines 
Rechts abhängt, in beftimmte Geſetzesſprache formuliren laſſen: 
fo bei Feſtſetzung des majorennen Alters, bei der Torberung 
eines Eramen? u. dgl. m. Aber bei Gewerben und Berufß- 
zweigen, bie in genauerem Zuſammenhang mit den ftaatlichen 
Interefſen jtehen, bei welchen polizetliche oder volkswirthſchaft⸗ 
liche Rückfichten in Betracht kommen, würbe eine ſolche abſtracte 
Regel oft entweber nicht außreichen ober dann bie indwiduelle 
Betriebſamkeit in ungebührlicher Weiſe nieberbrüden; hier kommt 
es vielmehr barauf an, ben leitenden Gedanken klar im Auge 
zu behalten und deſſen je nach den Umftänden des concreten 
Falls wechlelnden und verſchieden gejtalteten Reflex auf die Ver- 
haͤlmiſſe zu würdigen. Gerabe das aber ift der Fall bei ben 
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Arttengefellfchaften. Wir koͤnnen die Bebingungen nennen, un⸗ 
bet welchen eine Auttengefellichaft ein ebenfowohl doondmiſches 
wie rechtlichen Beduͤrfniß ift, aber es ſcheint und ummögkich, fie 
anders, als in willführlicher Mißgeſtalt, als formell geſetzliche 
-Regutitte außzubrüden. Wir find alſo weit entfernt, mit dem 
Aetiengeſellſchaften eine Herrichaft der Privilegien einführen zu 
wollen; nicht nach Gunſt und Ungunft, nach Baume und Belie 
sen fol die Conceſſion ertheilt, ſondern die Befugnis je zu ge 
währen oder zu verfagen eher als Urtheil aber ein beretis wor: 
handenes, denn als Schöpfung eined neuen Rechts amgeſehen 
werden. Die Admintitrativconcefiion tft nichts Anderes, als 
eine feierliche Erklärung, dak nad den im Steaate amerlaturten 
Grupdſaͤtzen eine Gefellichaft das Net habe, als Acttenge⸗ 
ſellſchaft aufzutreten. Daß folche Grundſaͤtze Heilig gehalten md 
auf Jeden gleichmäßig angewendet werben, tft bie Pflicht der 
Behbrden bier fo gut, als in anderen Hüllen, bie ihrer Entichet- 
bang unterliegen. . 

Es gibt eine Anficht, welche untere Aufgabe bebeutenb er⸗ 
leichtern würde, eine Anſicht, mach welcher vie Ausnahme, das 
anfcheinende Vorrecht der Acttengefellicheften vor anderen es 
jelichaften, nur die Wiederherſtellung eines aus einfeitiger Be 
günfttgung der Gläubiger entfprungenen pofitiven Iinvechii wäre. 
Nicht nur bie Actionnaͤre einer Actiengeſellſchaft, jagt dieſe An⸗ 
ſicht, ſondern alle Geſellſchafter, mögen fie heißen wie ſie wol 
len, follten nach natürlichem Recht nie wit etwas Welterem bafı 
ten, ala mit ıhrem eingefchoflenen Authetl. Die Grünbe, welche 
gur Stäge dieſer Meimung gelten gemacht werben, ſind nicht 
ohne Inteveſſe. — In Folge des Geſellfchaftsvertrages, wid 
angeführt, werfen mehrere Einzelne gewiffe Stüde ihres Ber 
mögen? in Eins zufammen und biöponiren von mın mt, : Fakt 
Jeder über feinen Antheil nach beſonderem Belieben, ſaͤmmilich 
mit geeinigtem Willen über daB fo gebilbete Gange. Beſondere 
Antheile am Geſellſchaftsfonds Find in Utrllichkeit nicht vorhau⸗ 
den: fie find Sondereigentbum nur fo lange ſie noch -nicht u 
Geſellſchaftsvermogen geworben find, und leben nur wieder auf 
bei der Ausſcheidung eines Vermoͤgensbeftandthells aus dem Ge⸗ 
ſellſchaftsverband (z. B. bei Bertheilnng desß Gereims, bei rk: 
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ing der Geſellſchaft). Weberhaupt iſt die Vorſtellung vom 
Mitigenifum, wie fie von ben Rechtslehrern verbreitet wird, 
sine verkehrte; bei dem Miteigenthum Mehrerer findet nicht, wie 
man gewöhnlich anntınmt, ein Sonbereigenthum jebed einzelnen 
Genoſſen an einem „ibenlen Theile” des Ganzen ftatt — denn 
Figenthum an einem „ineglen Theil,“ alſo am bem bloßen Ge- 
danlen eines Thells, iſt ein Unding — fondern dad Sonberei- 


genthum des Ganzen iſt bet der zu einer Einheit des Willens 


geſchloſſenan Gemeinſchaft, und dem (Einzelnen bleibt ftatt wirk⸗ 
lichen Cigenthums nur ein Anſpruch, eine Anwartſchaft auf 
Eigenthum. Jeder Geſellſchafter hat alſo in vermoͤgensrechtlicher 
Begiehung eine Doppelſtellung: er allein disponirt über fein 
Privawermoͤgen, er nehſt Anderen über daß Geſellſchaftsver⸗ 
moͤgen. Letztexes iſt vollkommen eben jo ſelbſtſtaͤndige Grund⸗ 
Sage xcchtlicher Beziehungen wie dieſes; durch Eingehung von 
Verbindlichkeiten auf den Namen der Geſellſchaft wird überdies 
wäh ausdruͤcklich deren Wirkſamkeit eingeſchraͤnkt auf jene von 
dem Privatvermoͤgen ber Geſellſchafter geſchiedene Vermoͤgens⸗ 
Sphäre der Geſellſchaft — es liegt alſo kein Grund vor, dem 
Glaͤnbiger der Geſellſchaft auch zu geftatten, das Privatgut eines 
jenen Geſellſchaftsgenoſſen anzugreifen. 

Allein ſo treffend ſolche Anfichten als Kritik des Mite i⸗ 
genthums fein mögen, fo wenig entſprechen fie doch dem We⸗ 
ber Geſellſchaft. Bor allen ift die Vorausſetzung (re 

hab jede Gefellichaft einen gemeinfamen Kapitalfonds beſitze: 
gibt Geſellſchaften, dir kein Kapital nöthig haben, 3. B. = 
Gejellſchaft von Sängern, bie für Geld fich hören laſſen, ober 
— ein Beifpiel, weiches wir in ber roͤmiſchen Gejegesjammlung 
angeführt finden (l. 71 pr. D. 17, 2) — zwei Lehrer, melde 
anf gemeinfame Rechnung ihren Beruf ausüben. Und jebenfalls 
laͤßt ſich Die Gelellſchaft deßhalb nicht in die Grunbfäße vom 
Miteigenthum einfügen, weil ihr Fonds außer aus Kapitalbeſitz 
sch aus perjänlicher, von ben einzelnen Genofjen zugejagter 
Arbeitstraft zuſammengeſetzt if. Cine Vergleihung zwiſchen 
dieſer Erwerbafaͤhigkeit und bem eingejchoflenen Kapital hinſicht⸗ 
Mc des Werthes laͤßt ſich ſehr wohl anjiellen; denn jene fo gut 
mie dieſes iſt ein Peſtandtheil des Wermögend, deſſen Kapital- 
32 * 
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werih fi) aus ber Berechnung des Ertrags der Arbeit ergibt, 
Nach diefer Relation zwifchen Arbeit und Kapital wird der Ge 
winn unter die Genofjen vertheilt, Arbeiter und Rapitaliften 
nehmen an bemjelben in gleichem Maaße Theil — der Verluft 
dagegen würde, wenn man jener Miteigenthumstheorie nachfol⸗ 
gen wollte, nur bie baaren Rapitaleinfchüffe treffen, das unver 
aͤußerlich an die Perfon gefnüpfte Arbeitskapital Tönnte er nicht 
erreichen. 

Zu einem weit richtigeren und mit den pofttiven Geſetzes⸗ 
vorjchriften verſoͤhnenden Nefultat gelangen wir, wenn wir, ftatt 
nur einen, beide in der Gefellichaft wirffamen Factoren berück 
fihtigen. Das zufammenbaltende Band einer privatrechtlichen 
Geſellſchaft tft der gemeinjchaftliche Zweck, deſſen Erreichung bie 
Genofien fih zum Ziel ihrer Beſtrebungen feben. Die bloße 
Vereinigung von Kapital macht jomtt noch feine Geſellſchaſt; es 
gehört dazu noch die Beftimmung, in welcher Richtumg dieſe ge- 
meinschaftliche Kapitalmacht außgebeutet werden fol. Wenn uns 
daher die Geſetzgebungen erflären, vie Beiträge eines Geſellſchaf⸗ 
terd könnten beftehen entweder in Kapital oder in Thätige 
keit (Fleiß — „Induſtrie“), ober in dem einen und anderen zu- 
gleich, jo haben wir zwar foeben Beiſpiele namhaft geinacht von 
Gefellichaften ohne Kapital, nie aber kann es auch umgefehrt 
Geſellſchaften geben ohne irgend welchen Aufwand wirthichafte 
licher Thätigkeit. Der Fond? an Arbeitskraft aljo gehört 
zum Wefen der Gefellihaft, der Fonds an Kapital dagegen 
tft ein zwar in ber Regel vorhandener aber nicht unentbehrlich 
nothwendiger Beſtandtheil einer privatrechtlichen Geſellſchaft (ein 
„naturale negotii“). Während nun Sachobjecte bloß in änf- 
ferliche Verbindung mit der menjchlichen Perſon treten, unb da⸗ 
her auch beliebig von ihr abgeldjt werden können, fo tft dage⸗ 
gen hinfichtlih der „Induſtrie“ ein vollftändiger Webergang bed 
Individuellen ind Gemeinfchaftliche nicht möglich: ber Duell, 
aus welchem bie menfchliche Bethätigung entfpringt, ift die Per⸗ 
fönlichkeit felbjt, und wie in ihrem Urſprung, fo ift aud in 
ihren Aeußerungen die Arbeitöfraft untrennbar an das Indivi⸗ 
duum geknüpft. Erſt durch Beendigung einer Arbeit ftellt ſich 
ein eined gemeinfamen Beſitzes fähiges Sachobject berand. Vom 





Bogt: Zur Theorie ber Handelsgeſellſchaften zc. 491 


Geſellſchafisverhaͤltniß gilt alfo gerade das Gegentheil als vom 
Miteigenthum: bei jenem beharrt der den Begriff ber Gefellichaft 
konſtituirende Factor nothwendig in realer Vertheilung unter bie 
einzelnen Glieder der Geſellſchaft und nur die rein ideellen 
Zielpuntte, die Richtung, welche jever Einzelne feinen Anjtren- 
gungen verleiht, laufen in Eine Spite zuſammen; im Miteigen⸗ 
thum dagegen findet eine fachliche Gemeinfchaft ftatt, der Ge⸗ 
genftand bes Rechts gehört ungetrennt Mehreren. Gibt fich 
hierin die Unzulänglichkeit jeder Theorie, welche die Geſellſchaft 
vom Standpunkt bed Miteigenthums’ aus conftruiren will, aufs 
Schlagenpfte kund, fo tft auch zugleich daraus erfichtlich, weß⸗ 
halb⸗ Wiſſenſchaft und Gefeßgebung die Gefellfchaft ald ein an 
ſich auflosbares Rechtsverhaͤltniß betrachten. In der That tft 
der lebendige Puls der Gejellichaft die Gemeinfchaft des Wol⸗ 
lens; jeder einzelne Genoſſe muß den freien Entjchluß zur Ver⸗ 
wirflihung des gemeinfamen Zieles mit fich bringen, der tn 
jedem Augenblid des Handelns fih erneuern und als innere 
Triebfever des Streben? fortwirten muß: wo biefer Wille er: 
liſcht, hat auch die Gemeinſchaft der Thätigfeit ein Ende, und 
es wäre ein vergebliches Anftlirmen gegen die menfchliche Natur, 
diefe innere Freiheit des Entſchließens gleichſam in Feſſeln ſchla⸗ 
gen und an eine äußerlich vworgeftedtte Bahn anſchmieden zu 
voollen. 

Schon aus biefen einfachen Vorderſaͤtzen ergibt fich jeden⸗ 
falls die perjönliche, das Privatvermögen ergreifende Haftbarkeit 
desjenigen Gefellichafters, der entweder feine Thaͤtigkeit allein, 
oder feine Thätigkeit nebſt Kapital in die Geſellſchaft einwirft — 
wir nenmen ihn induftriellen Geſellſchafter. Unfere 
Zeit hat mit dem Syſtem ber Bevormundung bed Privaterwerbß, 
weldyes noch im vorigen Jahrhundert in mandyen Staaten Re: 
gierungdmarime war, entichieden gebrochen; wir rechnen es un⸗ 
ter die Gefchichte menfchlicher Thorheit, wenn wir lefen, wie 
3. D. in Bayern die Regierung in ausführlichen Reglementen 
dem Bauer vorjchrieb, welche Gattungen von Yeldfrüdhten, wie 
viel von jeder Art, und in weldyer Aufeinanderfolge er anpflan- 
zen, wann er pflügen, wann fäen, warn ernten jolle, und nur 
allenfalls commuuniftifcge Träumer koͤnnen folche Zuftände zu⸗ 
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rũckwünſchen. Aber wir anerkennen auch bie Conſequenzen ber 
Gewerbefreiheit. Der Staat läßt dem Einzelnen offenes Feld, 
feine Kräfte zu üben und ſich einen feiner Indivibualitäͤt ent⸗ 
fprechenden Erwerbszweig zu wählen; er weiß, daß diefe uneln> 
gefchränfte Freiheit der Mitbemerbung und der Wetteifer, wel⸗ 
chen fle erzeugt, bie befte Garantie dafür ift, daß ber Eingelue 
in dem raſtloſen Getriebe der Intereſſen ſeine Stelle behauptet und 
fih und dem Ganzen zu Nuben arbeitet. Aber ebenfo Taft Ihm 
der Staat auch die volle Verantwortlichteit für daB, was er thut. 
Und mit Fug und Recht Halt die Geſetzgebung unentwegt feft an 
dem Sabe, daß Jeder verantwortlich fet für feine Handlungen; fie 
- beftätigt damit nur eine auf daB Weſen aller praltiſchen Thaͤlig⸗ 
fett des Menſchen geftüßte Anforderung, bie eben deßhalb flu 
das Necht fowohl wie für die Moral in gleichen Mae yültig 
if. Wie jede menfchliche Handlung ein Erzeugniß bes ganzen 
Menſchen ift, fo treffen auch thre Folgen feine ganze Perſönlich⸗ 
feit, und fo wenig e3 möglich ift, am Dieb nur die Habfucht, 
am Ehebrecher nur die Wolluſt, am Mörber nur Die Rachucht 
zu ftrafen und nicht auch ven Dieb, den Ehebrecher, den Mbr⸗ 
ber felbft, ebenfowenig laͤßt fi) bie erwerbende Thätiglelt ded 
Menfchen zerſtückeln und in verſchiedene Saͤcke verpacen. Folge⸗ 
recht muß denn auch ein Geſellſchafter, der mit eigenem Willen 
für Erreihung der gefellichaftlichen Zwecke thätig tft und in 
Folge beflen Verpflichtungen eingeht, Für das, was er verbanbelt 
bat, mit feiner ganzen vermdgensrechtlichen Perſoͤnlichbeit ein 
ftehen. 

Aber die Gefebgebungen gehen noch weiter: fie laſſen 
einen jeden Gefellfehafter auch Für ſolche Verpfltäätungen haften, 
welche nicht er jelbft, ſondern andere Gefellfchafter auf den Ra- 
men ber Gefellichaft übernommen haben. Auch biefe Vorſchrift 
beruht auf durchaus richtigen Erwägungen. Die Gefellichafter 
vereinigen fich zur Ausführung eined von Jedem gewollten 
Zweckes, für welchen ein Jeder in ber ihm angewiefenen Ber 
richtung fih bemüht — Einheit des Willens, Vertheilung ber 
Willensãußerungen. Ein jeder Genoſſe veuieht ſomit in ſeinet 
Bethätigung zugleich feinen eigenen und ben Willen ber Webri- 
gen, und mit bemfelben Mecht, wit welchem ber Bollmachtgeber 
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hafibar erklärt wird fin bie Handlungen feines Bevollmachtigten, 
wird jeder Gejellichafter von ben Handlungen feiner Genofien 
gevabe ſo erreicht und mitbetroffen, wie wenn e3 feine eigenen 
Handlungen wären. Wlan wende nicht ein, die meiſten Geſell⸗ 
ſchaften müßten, wm ihre Unternehmungen auszuführen, ihre 
Zuflucht zu Mehrheitäbefchlüffen nehmen, in welchen Falle es 
ungerecht fei, die Minderheit als mitzuftimmend anzujehen und 
rechtlih der Mehrheit gleichzuftellen. Ein Mehrheitäbeichluß 
wärnlich Donftatirt nur eine vor dem Beſchlufſe beftandene Mei: 
wungöverichiebenheit; ſanctionnirt der Geſellſchaftsvertrag, alſo 
tie Auftimmung aller Geſellſchaftsmitglieder, die Verbindlichkeit 
ſolcher Beſchlüſſe für die Minderheit, jo hat ein Mehrheltsbe⸗ 
Schluß ben Zweck und ift bie von Allen gutgeheißene Form, um 
zur Einfiimmigfeit zu gelangen. Einmal gefaßt, muß er von 
Allen angenommen und zum Leitfaden ihres ferneren Verhalten 
gemacht werben; er iſt aljo eben jo wohl der Wille Aller, wie 
ein einftimmig gefaßter Beſchluß. Nur dann koͤnnte bie Spal⸗ 
tung. in Mehrheit und Minberheit von rechtlichen Folgen ſein, 
wen Die Mehrheit Gegenitände, vie ben gelellichaftlichen An⸗ 
gelegenheiten fremd find, einmifchen wollte: aber in biefem Falle 
entiäht auch die pofitive Geſetzgebung die nicht zuftimmenben 
Genoſſen ihrer Berantwortlichkeit, denn in Beziehung auf. ben 
won der Wehrheit übernommenen Gegenitanb beiteht ein Geſell⸗ 
Schoftöverhältwiß zwiſchen ihr und ver Minderheit nicht. 

Indeſſen machen bie Giviigefehgebungen ſelbſt eine Aus⸗ 
nahme won ber Regel perfönlicher und folidariicher Haftbarkeiz 
ver Geſtllſchafter, nämlih bei der Eommanpitgeiellichaft. 
De Unterſuchung, welde Gründe dieſe Ausnahme veranlaßt 
haben, dürfen wir und um fo weniger entziehen, als es ben 
Anſchein Hat, die Actiengeſellſchaft ſei nur eine erweiterte Com- 
manbite und der Gejeßgeber müſſe im einen wie im andern Falle 
von den nämlichen Motiven ausgehen. 

Man verfteht unter Commanbitift denjenigen, welcher fich 
an dem Gewinn und Berluft eines fremden Gefchäftd, werde 
Died nun von einem Einzelnen oder von einer Gefellichaft be- 
trieben, bis zu der Höhe eines beſtimmten von ihm einzufchießen- 
den Kapitals betheiligt. Der wer die Geichäftsführer, welche 
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das Kapital bed Commanditiſten (ftillen Gefellichafters) verwen: 
den, heißen Somplementare, offene Gefellichafter, Geranten. Der 
Commanditiſt ift nicht befugt, im Namen ver Gefellichaft irgend 
eine Verhandlung mit dritten Perſonen abzufchließen; er joll 
bem Publifum in feiner Eigenichaft als Geſellſchafter richt be: 
kannt werden und fteht gegenüber ben Gefellichaftägläubigern in 
feiner perjönlichen VBerantwortlichkeit )Y. Das franzöfiiche Han- 
delsgeſetzbuch verbietet ihm jede Einmifchung in bie Gefellichafts- 
angelegenbeiten, währenb ber frühere italtänifche Handelsbrauch 
es der Vereinbarung unter den Geſellſchaftern anheimfiellte, ob 
und welchen Einfluß fie dem ECommanbitiften einräumen woll- 
ten **), ine erhebliche Differenz Liegt darin nicht: beide Rechts⸗ 
anſchauungen gehen barin einig, daß nad Außen der Com: 
manbitift nicht ala Gefellichafter und kraft diefer Eigenfchaft zur 
Difpofition über das Geſellſchaftsvermoͤgen Berechtigter hervortre⸗ 
ten dürfe, und der ganze Unterjchieb rebucirt fich darauf, daß 
die italiänischen Praktifer vom rechtlichen Standpunkt aus nur 
Dasjenige beachten zu bürfen glauben, was in Außerlich für 
Dritte erfennbaren Acten auögefprochen wird, während das fran- 
zöftiche Hanbelärecht in das innere und in bie Wahrheit ber 
Sache einbringt. Der Begriff der Commandite bleibt alfo in 
beiden Auffaflungen, von denen die letztere gegenwärtig bie herr: 
ſchende ift, der nämliche, und wir könnten die Definition auch 
fo ftellen: Commanditiſt ift derjenige Gefellichafter, ver bloß 
Kapital einlegt, und, ſoweit man wenigftens vechtlich Kunde da⸗ 
von hat, feine Thätigkeit für bie Geſellſchaftszwecke entwickelt 
Der Grund, weßhalb er nicht folivarifch mit den Anberen bafe 
tet, ſcheint darin gejucht werben zu müfjen, daß er ber Berwal- 
tung der Geſellſchaftsangelegenheiten fern bleibt. 

Aber bei einer jolchen Definition kommt man boch wieder 


*) Hier ift zwiſchen ber veröffentlichten und ber nicht veröffentlichten 
Sorietät zu unterfcheiben. Bergl. meine Kritik Heft 2 S.38. 44 ff. 
Auf biefer, nur zu weit getriebenen Scheidung, beruben auch die 
Befimmungen des Entwurfd eines Deutfhen Handelsgeſebbuchs. 
nad den Beichlüffen ber zweiten Lefung Art. 142 fi. 286 fi. 
Anmerk. bes 9.8. 
2) Fiſcher Preußens kaufmänniſches Recht ©. 478 ff 
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mit der pofitiven Gefehgebung in Conflict. Die neuere Praxis 
des römifchen Rechts — die Duellenzeugnifie jcheinen und frei- 
lich in diefem Punkte irrig gebentet zu fein — und alle mober: 
‚ nen Bivilgefeßbücher ftellen übereinftimmend den Sab auf, auch 
ein gewöhnlicher Gefelffchaftövertrag koͤnne in der Weiſe geſchloſ⸗ 
fen werben, daß eines ober einige Mitglieder nur Kapital ein- 
ſchießen, ohne Arbeitöleiftungen über fich zu nehmen. Sie laf 
fen ferner den Gefellfchaftern uneingeſchraͤnkte Freiheit in Anorbs 
nung der Verwaltung und Geichäftsführung. — Die Stellung 
eines Mitglieves nun, welches nur mit Kapital, aber weder an 
ber Produktion noch an der Difpofition fich betheiligt, ift genau 
bie gleiche, wie "diejenige des Commanbitiften: demungeachtet 
gilt ein folcher Gefellichafter nicht als Commanditiſt, ſondern 
muß mit jenem Privatvermögen für alle Geſellſchaftsverpflich⸗ 
tungen einftehen. Er muß, um die Rechte des Commanbitiften 
zu befiten, fich noch ausprüdlich den Namen Commanditiſt bei⸗ 
legen und durch beſondere Klauſel im Vertrag ftipuliren, daß er 
für Verlufte nur bis zur Höhe feines Baareinfchuffes hafte *). 
Num von zwei Dingen Ein. Entweder trifft von Red: 
teöwegen den nur Kapital einfchießenden Gefelfichafter die 
gleiche Verantwortlichkeit wie den arbeitenden Genoſſen — dann 
ift e3 zu verwerfen, daß Iebiglich durch eine Klaufel in dem von 
ben Gejellichaftern unter fich gefchloffenen Vertrage dieſe fo 
äußerft wichtige Rechtsfolge ausgeſchloßen werben darf, welche 
ja an den MNechtöverhältnifien der Gefellichafter unter ſich 
nicht? ändert, wohl aber ihren Beziehungen zu dritten Per: 
fonen eine ganz anbere Geftalt verleiht. Ober aber die Ge- 
rechtigkeit fordert, daß der Commanbitift nie ein Mehrered ein- 
büßen konne, ala jeine Einlage — alsdann gebührt gleiches Recht 
jedem Mitglied einer Gefellfchaft, welches verfelben unter mate- 
riell gleichen VBebingungen wie der Commanditiſt beigetreten if. 
Wenn unjere obige Begründung ver Solivarität unter Gefell- 
ſchaftern richtig ift, jo kann der Enticheid nur zu Gunften ber 
letzteren Alternative ausfallen; denn natürlich tft bie Solivarität 





*) Das iſt nur nad frangöflfehem, nicht auch nach gemeinen Recht, als 
richtig anzuertennen. Anmerk. des 9.3. 
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Annahme von der Regel, uns unfere zu deren. Gihke ange⸗ 
führten Gründe haben Tebiglich auf ben mit feiner Thätigleit 
wirkſamen Geſellſchafter Bezug. Die folgenden Bemerkungen 
ſollen biefe Anficht noch weiter ausführen; um Zweidentigleiten 
zu vermeiben, gebrauchen wir babei bie Benennung „inbuftrieller 
Geſellſchafter“ Für denjenigen, welcher, ſei es mit fei es ohne 
Kapitaleinſchuß, mitthätig iſt für die Geſellſchaftszwecke, und ber 
zeichnen als Kapitaleinleger“ denjenigen, ber, ſei es mit ſei es 
ohne Hinzufügung der Commandite⸗Clauſel, bloß Kapital ein⸗ 
ſchießt, ohne zu einer ſolchen Mitwirkung befugt ober verpflichtet 
zu ſein. 

Nicht deßhalb wollen wir den Kapitaleinleger ber ſolidari⸗ 
schen Berantwortlichkeit enthoben wiſſen, weil ſeine geſellſchaft⸗ 
liche Eigenfchaft eine beſonders geftaltete wäre; wir geben weiter 
und behaupten: der Kapitaleinleger ift in Wahrheit gar nicht 
Geſellſchafter, und nur ber induſtrielle Gefellichafter verbient dies 
fen Namen. Die Gefebgeber verwirven bad ganze Vertrags 
foftem, wenn fie den Kapitaleinleger ala Gefellichafter behandeln, 
Der Gefellichaftövertrag ift der einzige, welcher, ftatt wie pie 
weiten anderen Berträge bie Arbeitskraft des Einen mit bey 
Kapttalbefig des Anderen zu combiniven, Erwerbsthaͤtigkeit des 
Einen mit Erwerböthätigfeit des Anderen yerbinbei; orbnet man 
auch den Kapitaleinleger unter die Gefellichaft ein, fo ift dies 
Artterium verwiſcht. Ueberhaupt aber it bie wirthſchaftliche 
Bethättgung, wie bereit? nachgewiefen wurbe, das nothwendige 
Element der Gejellichaft, der Factor, ohne welchen fie gar nicht 
esiftiven kann: nun liegt aber ber Iogifche Widerfpruch auf ber 
Hand, denjenigen als Glied eines Rechtöverhältnifies zu betrach⸗ 
ten, bei welchem ber wefentliche Characterzug dieſes Rechtsver⸗ 
haͤliniſſes gar nicht verhanden iſt. Glied einer Gemeinichaft, 
deren Devife „Arbeit” heißt, kann nur ein Arbeiier ſein. Wie 
fehr fich die Gefebgebung, indem fie biefen Sag verleugneie, in 
unhaltbare Suppofitionen verftrickte, zeigt ſich namentlich auch 
darin, daß fie den Kapitaleinleger ala Miteigenthüner am Ger 
ſellſchaftsfonds anfieht, jo daß alfo Hinfichtlich der Eigenthums⸗ 
verhältuifie fein Beitritt zur Geſellſchaft nur die Folge Bat, die 
Complementare als Miteigenthümer des bisher ausſchließlichen 
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Beſttzes eintreten zu Iafien. In Wahrheit aber bleibt von den 
Merkmalen des Eigenthums anf Seite bed Kapitaleinlegers gar 
nichis übrig *), und ben Beweis hiefüͤr finbet berjenige, dem 
theoretiſche Säbe nicht genfigen, in der Geſchichte. Wir erinnern 
nur an bie frühere Theorie vom Ober: ımb Nutzeigenihum. Urs 
Tpränglich war der Nrubelgenthämer nur ein zur Nutzung einer 
fremden Bade Berechtigter, feine Befugniß zur Benutzung 
leitete er ab von ber Verleihung des Obereigenthümers. ber 
im Laufe der Zeit wurde biefe Nutzungsberechtigumng immer far 
biler: fie vererbte fich vom Vater anf den Sohn, fie konnte nur 
aus gewiſſen, mehr in den politifchen Anſchauungen der Zeit, 
als Im Eigenthumsrechte des Grundherrn wurzelnden Grünben 
entzogen werden — kurz ſie wurde zu einer wirklichen Herrſchaft 
des Bebaners Aber das Grundſtück, welcher, um vollſtaͤndig zu 
ſein, nur noch bie freie Veräußerungsbefugniß mangelte. Auf 
ber anderen Seite ſchmolz das Recht des Grundherrn auf bie 
Forderung gewiffer Gefälle zufammen und nur burch zufällige 
Umftände konnte er allenfalls in bie Lage verfeßt werben, eine 
täntjächliche Gewalt über das Grimbftüd auszuüben. Sein ſo⸗ 
genannted Obereigenthum war ein Dogma, aber Teine Wahrheit. 
Halte die Jurisprudenz dem prackiſchen Rechtsſinn des Volle 
bereits das Zugeſtaͤndniß machen mäflen, daß fte ben Bebamer 
als Nubeigenthümer, ſomit wenigſtens nicht als Inhaber 
einer fremden Sache gelten ließ, fo verbrängte fie das roͤmiſche 
Recht mit feiner unerbittlichen Logik auch aus dieſem letzten Bol 
wert: es zerftoͤrte mit dem einfachen Satze: „ungetheiltes Eigen⸗ 
thum Mehrerer an ber nämlichen Sache iſt unmöglich,” die 
kunſtleche Diſtinction von Ober⸗ und Nutzeigenthum, nnd wel- 
chem von beiven Eigenihümern diefer Name eher zukomme, dar 
über ließ die ganze bisherige Entwicklung feinen Zweifel übrig. 
Das urſprungliche Verhältniß Behrte damit fich gerade um: bem 
Bebauer mußten auch die bisher ihm verenthaltenen aber im 


) Auch geſchichtlich erfcheint ber Complementar als einziger Eigenthümer 
bed Gefellichaftöfonde. Die neuere Theorie ftammt auß ber franzd: 
Tiichen Jurisprudenz. Pol. Meine Kritik II. S. 40 Not. *** 
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Weſen des Eigentums liegenden Befugniffe zugeftanben werben, 
während ber Obereigenihümer an feinen Gefällen nur ein Recht 
an frember Sache zurüdbehielt. — Dieſe gefchichtliche Erfahrung 
beweift, wie wenig es möglich iſt, durch geſetzgeberiſche Fiction 
ein Eigenthum da aufrecht zu erhalten, wo es thatfächlich nick 
beitebt; gerabe bei der Kapitaleinlage in ein Unternehmen aber 
ift eine ſolche Fiction noch weit unhaltbarer, als bei Rechten an 
unbeweglichen Sachen. Die volle VBerfügungsgewalt über das 
eingeworfene Kapital ift bei dem Unternehmer; er verwenbet & 
für Zwede, für welche einzig er feine induftrielle Kraft einfeht, 
und wenn er fchon binfichtlich der Ark ver Verwendung binbenbe 
Veriprechungen abgelegt hat, fo ift boch die Erfüllung vieler 
Zufagen einzig von ihm abhängig unb ber Kapitalift bat das 
Recht nicht, eine Mitwirkung bei den Verfügungen des Unter: 
nehmer zu beanfpruchen. Er bat es fich ſelbſt zuzufchreiben, 
wenn der Unternehmer dad Zutrauen täufcht, welches er in ihn 
jegte. Bei unbeweglichen Sachen hatte die Unterfcheibung von 
Ober: und Nugeigenthum noch einen Anhaltspunkt theils an 
den geichichtlichen Antecebentien, theil® an ber Möglichleit, ein 
zelne Berechtigungen an ber Sache von bem Recht bed Eigen: 
thuͤmers abzulöjen (3. B. Seroituten) ; aber bei gemeinfchaftlichen 
Unternehmungen tft der Kapitaleinleger nicht zuvor felbft Unter: 
nehmer geweſen, und was er in ben Befik bes Unternehmers 
weist, ift Geld — eine Sache, von welcher die römifchen Juri⸗ 
ften fo treffend jagen, daß ihr Gebraud im Verbrauch beftehe. 
Eine vollftänbigere Aeußerung des Eigenthums an einer Sache 
aber, als deren befugter Verbrauch, laßt fich nicht benfen. 
Durchgehen wir die pofitiven Geſetzesvorſchriften, To ftimmt 
mit unferer Anficht Hauptfächlich das nicht, daß ein bloßer Ka 
pitaleinleger Mitglied einer gewöhnlichen Erwerbögefellichaft fein 
kann. Im Uebrigen zeigt es fich, daß dieſer theoretiſche Irrthum 
nicht practiſcher Beſtimmungsgrund der Geſetzgebungen geweſen 
iſt, dieſelben vielmehr ausſchließlich das Verhaͤltniß des indu⸗ 
ſtriellen Geſellſchafters im Auge hatfen. So z. B. kann ein Ge 
ſellſchafter nicht willkürlich über feinen Antheil an ber Geſell⸗ 
ſchaft verfügen; eine Abtretung, die er vornimmt, verbindet bie 
übrigen Gefellichafter nicht, ben Ceſſionar als neu eintreiendes 
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Mitglied anzuerkennen ; ebenfowentg geht, wenn ein Gefellichafter 
mit Tod abgeht, feine Mitgliedſchaft auf die Erben über. Der 
Grund dieſer Beſchraͤnkungen tft ſchon tm römiichen Rechte nam⸗ 
haft gemacht worden *). Wie bei ver Bevollimächtigung und beim 
Dienftauftrag find die perſonlichen Etgenfchaften bes inbuftriellen 
Geſellſchafters das Motiv zur Abſchließung des Vertrages — 
Eigenfchaften, die man nicht wie ein Stück feiner Habe auf einen 
Anderen übertragen kann. Geld dagegen bat Feine inbiotbuelle 
Farbe: wer e3 bedarf, dem kann es, vorausgeſetzt, daß die vecht- 
lichen Bedingungen die nämlichen bleiben, gleich viel gelten, ob 
er es von Diefem ober Jenem erhält. Sehr bezeichnend tft es 
daher, daß ſchon das roͤmiſche Recht die Vererbung ber Eigen- 
ſchaft eines Geſellſchafters bei den in Rom's politifcher Gejchichte 
eine fo große Rolle fpielenden Gejellichaften der Steuerpächter 
geftattete, fofern der austretende Gejelljchafter nicht zugleich Ge 
ſchaͤftsführer war: dieſe Geſellſchaften der Steuerpächter waren 
eben wefentlich Kapitalgefellfchaften, welche in ähnlicher Weiſe 
wie die heutigen Actiengeſellſchaften ihren Vorſtand hatten, wäh. 
vend bie Mehrzahl ber Theilhaber an der Verwaltung unbeihel: 
Yigt blieben. In der That hat jene Beſchraͤnkung der Uebertrag⸗ 
barkeit gefelffchaftlicher Berechtigungen Teinen Sinn gegenüber 


*) Wenn & unter ben Phllologen Leute gibt, die vor lauter Guhtift 
tätenfucherei bie Fähigkeit zum Berflänbniß einer einfachen Sache ver⸗ 
Ioren zu haben fcheinen, fo liefert auch bie Jurisprudenz Seitenſtüce 
bazu. Dem berühmten Cujacius ift die im Corpus Juris enthaltene 
Motivirung der Vorſchrift, daß, ohne Nüdficht auf entgegenftchende 
Verabrebungen, ber Tob eines Geſellſchafters bie Befellichaft endige, 
viel zu handgreiflich. Er Flügelt heraus, die Römer hätten — warum, 
begreift Fein Menſch — mit dem wahren Grund hinter bein Berge 
gehalten, diefer ſei vielmehr geivefen — bie ihnen beſonders werthe 
Freiheit des Teſtirens, und Herr Troplong niet zu diefem Fündchen 
wohlgefällig Beifall, mit dem Bemerlen, ber Gedanke von Gujachıs 
fei „plus profonde et plus radicale.“ Wahrfcheinli Haben Ulpian, 
Papinian und Genoſſen fich gefhämt, vor ben chriftlich-germarifchen 
Gelehrten, bie allenfalls nach Jahrhunderten ihre Schriften Iefen wür⸗ 
ben, ihre Yeindfeligkeit gegen das Syſtem ber Inteſtaterbfolge zu 
befennen. ö 
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Ruptinleinlegam; fe fuigrt und auf den naͤmlichen Grund, ab 
welchen wir beveitö die perſoͤnliche Einſtaudspflicht des indn⸗ 
ſtriellen Geſellſchafters ableiteten, zurüc, auf bie unldähnee Ber 
Intpfung menſchlicher Tpätigkeit wit der individuellen Berfon. 
Auf gleiche Reſultate würden wir ſtoßen, mern wir Die Befting- 
mungen: daß ein Geſellſchafter Bein den Intereſſen der Geſell⸗ 
ſchaft nachtheiliges Geſchaͤft unternehmen ſoll, daß ber Vertrag 
von jedem Mitglied aufgekündet werben darf, wenn ein geſchöfig⸗ 
fahrender Gefellichefter ſtirbt ober audtsttt, daß ein Geielliceiter 
yon ber Thellnahme am Verluſt, ale aber von ver Betbeiligung 
am Gewinn nußgeichlofien werden darf u, dgl. m., nach ihrem 
inneren Grunden prüfen wollten. — Mi. Einem Wort: bie 
Geſetzgeber haben ſelbſt keinen Glauben an ihre Theorie von ber 
Gleichſtellung des Kapitaleiniegerd und induſtriellen Geſellſchaf⸗ 
terß gehabt. Ein Süd, daß fie die Umwandlung in eine Com⸗ 
memditegeſellſchaft nicht erichwert Baben, fo daß mit einiger Bor- 
ht der Mapitaleinlager jener ihm angebuehten Gleichſtellamg 
entgehen kann; ſonſt ohne Zweifel Hätte ſich oft genug bie Un⸗ 
gerechtigkeit fichlbar gemacht, daß der Kapitaleinleger, während 
er alles Einfluſſes auf die Geſellſchaftangelegenheiten baar if 
und durch feinen Beitritt mar die Sicherheit ber Gläubiger en 
böht, Für diefen Dienft damit belohnt wird, daß er mit feiner 
ganzen Habe die Schulden, welche Andere ohne feine Einwilligung 
und ohne jein Vorwilfen gemacht haben, dechen muß. 

In Wahrheit verhält ſich alſo die Suche folgendermaßen. 
Die Commandite iſt feine bloße Mobtficntion bed gewöhnlichen 
Geſellſchaftsvertrages, ſondern ein neben biefem beftehenbes felbft- 
ftändiged Rechtsinſtitut. Sie bat ihre eigenihitmlichen Rechts⸗ 
grundſatze fo gut wie ihrerſeits bie inbuftrielle Geſellſchaft. Aus 
der Natur ber Sache, und nicht erit aqus einar willlürlichen 
Eifel, felgt es, daß bie Supitaleinleger nur bia zur Höhe ihres 
Mapitaleinſchuſſes haften und ihr Unrecht auf deechtsnechfolger 
Abertragen Finnen. Die Geſetzgebung ſollte anerkennen, daß ſo⸗ 
Bald die Vorausſetzungen: Kapitalbetheiligung mit Antheil an 
Gewinn und Verluſt, aber Ausſchluß von jeder geſellſchaftlichen 
Thätigfeit, vorhanden find, die Rechtskolgen, welche ſie jet nur 
dem Eommanbitiften zugefteht, allgemeines und ſtrictes Recht, 


— 
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nicht bloß Audnahme von ber Regel find. Schon eine genauere 
Erwägung der Definition des Geſellſchaftsvertrages: „Bereinigung 
zu einem gemeinfchaftlichen Zwecke“ hätte zu diefer Anerfeimung 
veranlaffen follen. DaB Kapttal für fich nämlich ift todt und 
zwecklos, nur eine Grundlage, nicht jchon eine pofitive Leiftung 
zu Erreichung des geſellſchaftlichen Zweckes; letztere erforbert ei- 
nen perfönlichen ſeraftaufwand, und biefer tft amd) das einzige 
Außerlich erfennbare Zeichen, daß der gemeinfame Zweck nicht 
nur innerlich gewünscht, fondern wirklich gewollt d. h. durch 
Handlungen angeftrebt werde. Zwar gibt auch ber Kapitaleinler 
ger zu einem beflimmten Zwecke, er will mit feinem Gelbe ba 
Unternehmen fördern: aber er werfolgt dieß Ziel nicht als fein 
eigenes, fondern er unterftigt, was Andere für daſſelbe thun. 
Sein: Äußere Handlung — und bie iſt der Maßſtab ber reche 
Lichen Beurthetlung — drückt nichts aus, als daß er einem 
Unternehmer für deffen Unternehmung Kapital ausliefert. 
Rechtlich genommen verfolgt daher der Kapitaleinleger einen am 
beren Zweck ald der Unternehmer: jener will auß bereit? errıms 
genen, zu Kapital geworbenen Arbeitsergebniſſen eine Enb- 
fiftenz ziehen, er betrachtet dag Unternehmen als eine vortheifhafte 
Rapitalanlegung, biefer will burch feine Arbeit neue Kapitalien 
produciren. 

Was nım die Verwanbtichaft Ser Commandite mit der Ace 
ftengejellichaft anbetrifft, fo ſcheint nach Herrichender Meinung ie 
viel ficher, da umter einer Gefebgebung, weldje, wie unfere ber 
nifche, die Actiengeſellſchaften noch gar nicht als ſelbſtſtändiges 
Rechtsinftitut kennt, dieſelben als Commanditen betrachtet wer⸗ 
ven müßten. Die Anſicht, daß der Unterzeichner einer Achte nie 
für etwas Weiteres als für Einzahlung derſelben in Anſpruch 
genommen werben Tönne, tft bereit? eine fo allgemein verbreitete, 
daß felbft dann, wenn das Programm user bie Statuten keine 
austrhckliche Vorfchrift dieſes Inhalts aufgenommen hätten, kaum 
irgend ein Gericht es wagen würde, difer „oommunis opinio* 
enigegenzutreten. Die Directoren ober Geſchaͤftsführer ber &e 
fellfchaft dagegen müßten, obwohl bloße Angeſtellte, die perjön- 
liche Verantwortlichkeit fire alle ihre Verhaudlungen auch britten 
Perſonen gegerrkber tragen; man wütrbe fie gleech vehandeln wie 
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ben Eomplementar einer Commandite. Solange bie juriſtiſche 
Perfon die einzige anerkannte Form des rein gegenftänblichen 
Krebit it, kann die Nechtiprechung unmoͤglich auch das ber Ace 
tiengejellichaft zugeben, daß ihre handelnden Organe der perſoͤn⸗ 
lichen Einftandspflicht gegenüber den Gläubigern enthoben ſeien. 
Aber diefe anfcheinenbe Aehnlichkeit zwifchen Commanbite und 
Acttengefelichaft tritt in den Hintergrund, fobald wir, abgefehen 
vom pofitiven Gejeße, dasjenige Recht ind Auge fallen, welches 
die Acttengejellichaft als ihre natürliche Eonftitution in Anſpruch 
nimmt. Sie trifft alsdann mit der Commandite nur in Außer 
lichen Dingen, in der beichränften Haftbarkeit der Actionäre und 
in der Webertragbarkeit ver Actien, zufammen ; in ihrer Organt- 
Satton dagegen fteht fie ber inbuftriellen Gejellichaft näher. Ger 
ſchaͤftsherren nämlich find bei ihr die Actionaͤre, nicht bie Vers 
walter; die Xebteren haben allerbings in ihrem Wirkungskreis 
eine ziemlich große Selbftftändigleit, aber Ihre Befugnifie beruhen 
nicht auf eigenem Recht, fondern jie vollziehen ein Mandat ber 
Actionäre. Was bei ver Commandite bienendes Glied tft, das 
Kapital naͤmlich, ift bei der Actiengefellichaft dad herrichende, 
und umgelehrt bie Induſtrie bei jener über:, bei diefer unter: 
georimet. Beibe fondern Kapital und Induſtrie, aber in gerade 
entgegengejegter Weile. Sind bei einer Commandite mehrere 
Geranten, jo bilden dieſe Ießteren unter fich eine induftrielle Ge⸗ 
fellichaft; eine Acttengefellichaft dagegen iſt eine durch Stellver- 
treter handelnde inbuftrielle Gefellfchaft der Uctionäre. Wenn 
die Actionäre demungeachtet die characteriftiichen Merkmale bes 
induftriellen Geſellſchafters won fich abwerfen, jo müflen andere 
Beweggründe, als wir fie bei der Commandite fanden, dabei im 
Spiele fein. Eine Beleuchtung der Grenzen, welche fowohl der 
Commandite wie ber inbuftriellen Gefellfchaft durch ihre eigenen 
Naturgeſetgze gezogen find, wird ung zeigen, von welcher Art das Bes 
bürfniß tft, dem weder dic eine noch bie ambere Form genügt und 
welches eben hefihalb ein befonderes Nechtäinftitut, die Actien- 
gejellichaft, erforbert. 

Bevor wir hierauf eingehen, möchten wir ein Raiſonne⸗ 
ment entkräften, welches namentlich in neuerer Zeit, veranlagt 
durch die traurigen Ericheinungen bes Boͤrſenſpiels mit Actien, 
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oft gehört worben tft. Es fehlt nicht an Stimmen, welche in 
der Aufhebung der perjönlichen Haftbarfeit ver Geichäftsführer 
einen ehler der Geſetzgebung fehen und uns beglüdwünfchen 
würben, wenn wir mit aller Zähigfeit an der Form ber Com⸗ 
mandite feithielten und bie Actienunternehmungen nöthigten, ſich 
unter dieſes Nechtöverhältnig zu beugen. Man nimmt ein Aer⸗ 
gerniß an ben glänzenden Profpecten und Rentabilitätöberech- 
nungen, mit welchen Actiengefellfchaften vor das Publikum treten, 
um baffelbe zu mafjenhafter Subfeription zu bewegen; ift, fagt 
man, das Gefchäft wirklich fo gut und reich an Ausfichten, fo 
braucht feiner der Gründer fich zu fcheuen, für daffelbe mit Hab 
und Gut einzuftehen, ift dagegen der Erfolg fo zweifelhaft, daß 
die erften Unternehmer felbft nicht wagen, mit ihrer Perſon 
dazu zu ftehen, fo ift es auf eitel Schwindel und Prellerei leicht: 
gläubiger Opfer abgejehen. Wir begnügen ung, folchen Anfich- 
ten hier nur die Erfahrungen Englandd und Frankreich! ent- 
gegenzuftellen. — In dem nüchternen England, deſſen Solibität 
im Handel Tprüchwörtlich geworben tit, treffen wir wieberholt auf 
die erftaunlichften Beiſpiele, bis zu welcher abermwigigen Tollheit 
Speculationgeifer und Gewinnſucht den Menfchen den Verſtand 
verrüden können. Im Jahr 1720 3.8. bilveten fih in London 
jo viele Actienunternehmungen, daß gegen Ende des Jahres die 
Geſammtſumme der einzuzahlenden Actien fi) auf 300 Millio- 
nen Pfund Sterling (= 7500 Millionen. Franken) belief, und 
wenn nicht die unverwerflichften hiftorifchen Zeugniſſe den That⸗ 
jachen zur Seite ftünden *), fo möchte man verfucht fein, es für 
ein Maͤhrchen zu halten, mit welch' abenteuerlichen Aushänge⸗ 
ſchilden damals die Kapitalien gefangen wurden. Es bildeten 
ſich Geſellſchaften, „jur Gewinnung von ſüßem Waſſer aus 
Meerwaſſer,“ „zur Gewinnung von Silber aus Blei,” „für ein 
Perpetuum mobile,” „Queckſilber in ein hämmerbares und feis 
ned Metall zu verwandeln,“ „zur Einführung großer Efel aus 
Spanien” — ja ein Gauner ſetzte dem Schwindel bie Krone auf, 


*) Siehe Lord Mahon, Geſchichte von England, liberfekt von Steger. 
Bd. IL ©. 14fg. 
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indem er Adien aufnahm „für ein Unteruehmen, welches zu 
echter Zeit enthüllt werden fol,” jedem Subſcribenten gegen Er⸗ 
gung von zwei Guineen cine auf 100 Pfd. St. lautende un 
die verjprochene Enihüllung enthaltende Actie einhändigte, und, 
nachdem er am nämlidhen Morgen, an dem er die Subſctip⸗ 
ttonglifte auflegte, zweitaufend Guineen eingeftrichen hatte, 
Nachmittags das Meite fuchte. Nicht gewibigt durch bie furcht 
bare Krife, welche in Folge dieſes Schwindels über bie Ration 
hereinbrach (gleichzeitig mit dem Sturz der Law'ſchen Bank m 
Paris), überließ ein Sabrhundert jpäter, in den Jahren 1824 
und 1825, die engliiche Hauptitabt und Metropole des Welthan⸗ 
dels fich gleichem wahnjinnigen Taumel, der an Xhorbeiten aller 
Art und an unbeilvollen Folgen wenig binter den Ereigniſſen 
von 1720 zurüditand *). Dieß geſchah unter einer Se 
jeßgebung, welche nit nur die Gründer des Um 
ternehmens, fondern ſogar Jeden, der nur eine Actie 
jubjeribirte, mit feinem ganzen Vermögen für 
Schulden des Unternehmens haften ließ — dem erit 
un Jahr 1855 hat England durch die limited-Lability-bill viele 
sigorofe Härte feiner Geſetze gemildert. Auh Frankreich bat 
jeine Perioden des Schwindels gehabt: am befannteften find in 
dieſer Hinficht bie Finanzoperationen bed Schotten Sohn Law, 
welche ihrem Urheber — freilich mit Unrecht, denn Law jelbit 
war nicht nur ein perfönlich äußerſt uneigennügiger Character, 
jondern hat auch in feinen Srrthümern mehr Einficht bewieien, 
als die Meute feiner Ankläger — den Fluch einer ganzen Na—⸗ 
tion zugezogen haben. Die Chronik der Regentſchaft erzählt, in 
ber Straße Duincampoir, dem Sit ber Law'ſchen Bau, habe 
ein Budliger ein Vermögen von 80,000 Frauken damit erwor⸗ 
ben, daß er den ES peculanten feinen Rüden ald Schreibpult ver: 
lieh. Die Law'ſche Bank aber war eine auf Actien gegründete 
Commanditegefellichaft. In unferem Jahrhundert ift in Frank⸗ 
veich jo ſtarker Mißbrauch mit den Commanditeactiengeſellſchaf⸗ 


*) Nähere bei Mi Martineau, Geſchichte Englands von 1816 — 
1846, Bd. I. ©. 252ff. der beutfchen Ueberſetzung. 
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ten getrieben wotden, daß 1838 eirte Commiſſion ver Deputlrten⸗ 
ktimmer das gaͤnzliche Verbot derſelben beantragte; im Jahre 
1856 müßte ein eigened Gefeß mit ftrengen Reſtrictivmaßregeln 
digen fie erlaffen werben. Diefe Commanbitactiengefellfchaften, 
deren einzig in der Zeit vom 1. Juli 1854 bis 1. Juli 1855 tn 
Paris 227 mit einem Kapital von 968 Millionen entftanden, 
fühhten namentlih das kleine Kapital, welches fonft in Spar- 
kaſſeit fließt, anzuloden: fie emittirten Actien zum Betrag von 
25, 20, 15, 10, 5 Franken — d. b., wie der Rapport des Depu— 
tirien Langlais an das Corps legislatif treffend bemerkt, „nicht 
niehr Actten, fondern Lotteriebillete.” Wenn man lieft, daß fich 
eine ſolche Sefellichaft unter dem Titel: „Geſellſchaft zur Ver- 
mählung Afrika's und Amerika's“ ankündigte, Actien von einem 
Franken ausgab und als verantwortlichen Geranten einen „Herrn 
Efriftoph Columbus” nannte — fo glaubt man ind Jahr 1720 
zurũckverſetzt zu fein. Es berricht in Frankreich nur Eine 
Stimme darüber, daß ber wahre Schlupfwinkel des Schwindels 
and Betrugs gerade die Eommanbitacttengefellichaften find. Bet 
den eigentlichen Actiengeſellſchaften kommen folche Mikbräuche 
wett jeltener vor, weil fie nur mit Genehmigung ber Regierung 
gegründet werden fünnen und unter Aufjicht des Staates ftehen. 
Gerade diefe faatliche Controlle aber iſt Smbuftrierittern unbe 
iteift, und fie finden in der Voranftellung irgend eined Stroh⸗ 
mannes ald Seranten ein leichtes Mittel diejelbe zu umgehen 
und in aller Stille im Trüben zu fifchen. Weit entfernt alfo, 
daß die perfönliche Berantwortlichfeit von Geranten ein wirflicher 
Beweis für die Güte der Sache wäre, tft fie oft nicht mehr als 
et Deckmantel fir die Mängel verjelben. Bei Acttengefell- 
ſchaften bringt ſchon bie Regierungsgenehmigung eine gewiſſe 
Garantie mit ſich, daß man es nicht geradezu mit handgreiflichen 
Seifenblaſeit der Induſtrie zu thun babe; das Unternehmen fteht 
ũberdies beftaͤndig der Deffentlichkeit vor Augen; die Nctionäre 
Haben, was den Gang ver Verwaltung betrifft, viejelben Inter⸗ 
effen, wie die Gläubiger, und find in der Stellung, die Gefell- 
ſchaftsbeamten zur Förderung diefer Intereſſen anzuhalten ; diefe 
Beamten ſelbſt fenv gebunden an die Statuten und an ihre In⸗ 
ſtructionen. Wenn das Unternehmen ſelbſt Zutrauen und Kredit 
33 ” 
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verbient, fo tft diefe ganze Organifation ein Gewähr bafür, daß 
es jachgemäß ausgeführt werde. Mit vollem Recht kann man 
alfo von der Actiengejellichaft jagen: wenn dag Geſchaͤft an fich 
ventabel ift, jo Liegt darin, daß fich eine Actiengeſellſchaft 
deſſelben bemächtigt, eher eine Ausficht mehr auf geficherten Er⸗ 
trag, als ein Anlaß zu Verdacht. 

Die Commanbite iſt zu einer jehr wichtigen Miſſion im 
Verkehrsleben berufen. Sie tft bie vollendetite Form gegenfei- 
tiger wirthfchaftlicher Ergänzung der Einzelnen: Kapital, wel- 
ches der Beliger nicht productiv zu machen veritcht, Erwerbs⸗ 
fähigkeit, welcher es am nöthigen Betriebäfapital gebricht, ver⸗ 
bindet fie zu einer Einheit, ohne ben großen Vorzug ber Ein- 
zelwirtbichaft, die perjönliche Thatkraft und Einheit des Regiments, 
einzubüßen. Keine öffentlichen Anftalten, noch auch Private 
Geldinſtitute können erjegen, was die Commanbite zu leiften im 
Stande ift: alle ſolche Anjtalten dürfen nur unter genau fixix⸗ 
ten Bedingungen Erebite gewähren und müſſen irgend welche 
reale Sicherheit verlangen, die Commandite bagegen gründet 
fih auf dad von Menſch zu Menſch fich bildende Zutrauen, fie 
tritt auch da ein, wo perjönliche Belanntichaft Hoffnung auf 
einfichtige® und werkthätiges Entfalten individueller Kräfte er- 
wect, wo der Werth des Mannes dem Kapitaliften hinreichende 
Sarantie bietet. Es ift zu bebauern, daß biefe Vertragsform, 
welche den Kleinbetrieb — und damit bie politifchen Intereſſen 
einer Demokratie, deren Freiheit wejentlich auf der Selbititän- 
bigfeit desjenigen Standes beruht, in welchem der Einzelne feine 
Eriftenz wejentlich der eigenen Kraftanftrengung verdankt — jo 
ungemein zu beben geeignet ift, bis jeßt nicht mehr in unjere 
Sitten eingebrungen iſt und faft bloß unter dem Hanbelsftanbe 
Anwenbung findet. Als Kapitalanlage gewährt die Commanbi- 
firung zwar weniger Sicherheit als das verzinzliche Darlehen, 
weil bet diefem das vorgeichoffene Kapital am Verluft nur in⸗ 
foweit Theil nimmt, als der Empfänger perjönlich zahlungs- 
unfähig wird; noch weiter ſteht fie in diefer Beziehung zurüd 
hinter dem hypothekariſch verficherten Darlehen, aber fie über- 
trifft beide Formen durch die Ausſichten auf eine höhere Rente. 
Jede diefer Arten der Kapitalanlegung hat ihre befondere Eigen- 
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thũmlichkeit, jede entfpricht einer beſtimmten Mlaffe von Kapital⸗ 
befigern. Die Einen ſuchen vor Allem eine folide Anlage ihrer 
Gelder; fie begnügen filh gerne mit mäßigem Zins, wer fie 
nur aller Befürchtungen wegen Berluft bes Kapitald überhoben 
find — für biefe wird die Anlage auf unbemwegliche Pfänber 
ftet3 ihren Werth behalten. Andere find kecker, es ftehen ihnen 
noch andere Erwerböquellen zu Gebote ala bloß ihre Kapital- 
zinfe, fie unterziehen fich willig einem größeren Rifito, voraus⸗ 
geſetzt daß ſie dafür größeren Ertrag zu erwarten haben — für 
biefe ift die Commanbite geeignet. In unferem Canton war bis 
jest jene Klaſſe ftärfer vertreten, als bie leßtere, und wenn es 
zu Zeiten ſchwer hielt, Anleihen auf Grunbeigenthum zu erhalten, 
jo war es nicht deßhalb, weil die verfügbaren Kapitalien fich ber 
Commanditirung der Heineren Gemwerbäleute zugewendet hätten. Die 
andere Klaſſe dagegen fuchte im Ausland zu erlangen, was im 
Inlande wenn fchon möglich doch nicht üblich war; gewiß wäre 
ed nicht nur patriotifcher, fondern zugleich auch vorfichtiger ge⸗ 
handelt, wern man foldhe Fonds, ftatt fte in fernen unſerem 
Geſichtskreis und unjerer Würdigung entrüdten Unternehmun: 
gen zu placiren, der inlänbifchen Induſtrie zuwenden würde. 
Aber nicht in allen Fällen, wo Kapital und Arbeit fich 
gegenjeitig bebürfen, tft die Commandite am Plate. Wir wol: 
fen died an zwei Ertremen anfchaufich machen. in Schrift: 
fteller bebarf zu einem Werke literarifcher Hülfgmittel: er jchließt 
um fie zu erlangen mit einem Buchhändler einen Commanbit- 
vertrag, wonach biefer ihm bie nöthigen Bücher liefert und dafür 
bezüglich des Honorard mit dem Schriftiteller Halbpart macht. 
Ein gewandter Kaufmann will eine Bank errichten: ein Kapi⸗ 
talift ſtreckt ihm dazu eine halbe Million vor gegen Einräu- 
mung der Hälfte vom Gewinn des Bankgefchäftt. — Beides 


find abſurde Anmenbungen der Commanbite: geiftige Arbeit tft 


ein freie® Product, welches fich durchaus felbititändig verhält 
. gegenüber feinen materiellen Vorausſetzungen, bie gelieferten 
Hülfsmittel find dem Schaffen des Autors gegenüber ein blofes 
untergeorbnete® Werkzeug; bei Banquiergeichäften dagegen kann 


ohne das Kapital bie Arbeit gar nicht gefchehen, der Arbeiter . 


fteht im Dienfte des Kapital? und letzterem gebührt die Herr: 
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ſchaft über. daR Unternehmen. Beryünftigeumeile wird ſomnis 
der Schriftſteller ſeine Buͤcher gegen Entgeld leihen, der Sg» 
pitaliſt den Geſchäftsmann zu ſeinem Angeſtellten machen. 
Uns, die wir es hier nicht mit der Grenzausſcheidung zwiſchen 
Darlehen und Commandite zu thun haben, intereſſtri nament⸗ 
lich das letztere Verhältniß. Es gibt Unternehmungen, deren 
Zuſtandekommen weſentlich vom Beibringen des nöthigen Ka⸗ 
pitals abhängt, von welchen man ſagen kann, ver wichtigſte Theil 
des Geſchaͤfts ift gethan, wenn das Kapital verfügbar da liegt. 
Der ausführenden Hände koͤnnen jolche Betriebe natürlich nicht 
entbehren und je nad) ber größeren ober geringeren Tauglichfeit 
biefer zu der aufgetragenen Arbeit wird auch ber Ertrag des 
Betriebes höher oder niedriger fein. Aber doch fteht bei dieſen 
Unternehmungen bie Arbeit in anderem Verbältuik zum Kapital, 
als bei der Gommanbite vorausgeſetzt wird Ein Hqndwerker z. B. 
kann durch feine Arbeit feine Subſiſtenz gewinnen, auch wenn 
ihm nur geringed Kapital zur Verfügung fteht, aber ein Bank. 
director, ein Eifenbahningenieur, ein Architect ift mit allen air 
bigfeiten, Erfahrungen und Gefchieflichleiten weder ſich noch Ay 
deren zu etwas nüße, wenn er nicht Kapitaliften findet, die Bau⸗ 
fen zu funbiren, Eifenbahnen ober große Werke zu bauen im 
Stande find. Die Art de Berufes, dem fie fi gewidmei 
haben, bringt diefe Abhängigfeit vom Kapital mit ſich, aber trotz 
dieſer Abhängigkeit kann man ſie doch nicht gleich wie die com⸗ 
manditirten Handwerker Arbeiter mit fremdem Kapital nennen. 
Während bei der Commandite bie Leiſtungen von Kapitaliſt und 
Arbeiter nur Ein Unternehmen ausmachen, ſind hier Unterneh⸗ 
mungen von zwei verſchiedenen Arten geeinigt, jede mit einem 
befonderen Fonds und jede mit bejonderem Ertrag. Der Ange: 
ftellte zieht feinen wirthichaftlichen Anterhalt aus feinem Beſitz 
an geiftiger Fähigkeit und technifcher Fertigkeit, dad Kapital bei 
Anderen ift, wenn der Ausdruck erlaubt ift, das Objert, aber 
nicht die Subſtanz jeiner ökonomiſchen Bethätigung. Der Zweck, 
den der Kapitalift durch die inbuftrielle Verwendung jeines Bes 
ſitzes beabfichtigt, wirb daher auch nicht durch die Thätigkeit fei- 
ned Ungeftellten abjorbirt; fein Wille bleibt vielmehr eine ge 
genwärtige Macht in dem Unternehmen, wie es denn auch biejer 
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Wille geweſen tft, welcher nicht nur, wie bei der Commandite, 
einem wirthſchaftlichen Gedanken eine breitere Grundlage ver: 
hofft, ſondern dieſen Gedanken zuerft ins Leben gerufen und 
defſen Ausführung möglich gemacht hat. Gerade in ſeiner Ver⸗ 
bindung mit den individnellen Arbeitskraͤften, bie ſich ala ſelbſt⸗ 
ftändige Wirihſchaften ar daſſelbe auſchließen, erhält fich das 
Unternehmen des Kapitaliſten ebenfalls als ein für ſich ſelbſt⸗ 
ftaͤndiges, es bleibt eben weſentlich Kapitalunternehmung. 
— Die KRonmandite ift nur fo lange lebensfaͤhig, als Arbelt 
umd Kapital unter ſich approximativ gleiche Werthe repräſenti⸗ 
ven; kleinere Differenzen in dieſer Beziehung laſſen ſich aus⸗ 
gleichen durch einen veraͤnderten Maßftab der Gewinnvertheilung 
— aber ſobald der ven Induſtriellen gebührende Gewinnantheil 
allzu tief ſinkt im Verhältniß zu dem, was das Kapital zur 
Foͤrderung des Unternehmens leiſtet, ſo reicht jene Ausgleichung 
nicht mehr Hin. Der Kapitalbeſitzer wird alsdaun dad Mißver⸗ 
haͤltniß empfinden, daß er mundtodt ift in einer Angelegenheit, 
pie doch weſentlich auf ſeinen Schultern ruht. Sein Redt 
liegt alsdann nicht mehr in gleicher Höhe mit feinem In⸗ 
tereife Mag man auch, wie dies 3. ®. bei den franzdfifchen 
Commanditactiengeſellſchaften üblich ift, den &ommanbitifter 
ausgedehnte Mechte der Controlle: Einſicht in alle Verband: 
fungen, Bücher und Rechnungen, berathende Stimme bei ven 
Geſellſchaftsverſammlungen u. dgl, einräumen, immerhin wird 
man, fo lange man wenigſtens die Schranken der Commandite 
einhält, dieſe Kluft zwiſchen Recht und Intereſſe nicht ausfüllen. 
Derjenige, den der Commanditiſt zum Herrn des Geſchaͤfts ge⸗ 
macht hat, wird ſich auch als ſolchen fühlen; enthält der Com⸗ 
manditevertrag noch ſo detaillirte Beſtimmungen über die Art 
der Ausführung des Unternehmens, zur bloßen Maſchine wird 
darum der Geſchaͤftsführer doch nie und ein Spiklraum, innert 
defien er klug ober unklug, zum Vortheil over Nachtheil der 
Sache handeln kann, muß ihm gelaſſen werden. Und gerade 
auf dieſe den Erfolg bedingenden praktiſchen Mittel tft bei der 
Eommandite der Kepitaliſt ohne Einfluß; er kann nicht anfpor- 
nen, wo eine gute Gelegenheit ungenützt vorübergeht, nicht Ein— 
halt gebieten, wo es Noth thut — er hat fi und fein Intereſſe 
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unter Vormundſchaft geftellt. Faßt er die Sache ander am, 
nimmt er den Induſtriellen, deſſen Thätigkeit er zu feinem Nuten 
dienſtbar machen will, auch rechtlich in feinen Dienft, jo trifft 
ihn allerdingd eine größere Nerantwortlichleit vor dem Gefebe; 
allein er muß dagegen in Anſchlag bringen, daß der Berluft 
eined großen Kapitals, welches er in Commandite gibt, faft eben 
fo hart trifft, wie wenn er fih von Anfang an als perfünlich 
haftenden Unternehmer gejtellt hätte. Je mehr Kapitalten alfo 
er in ein Unternehmen wirft, um jo werthlofer wird der Vor: 
zug, den ihm bie Eigenfchaft eine? bloßen Gommanbitiften bie: 
tet, um To weniger wiegt er bie Vortheile auf, welche ihm ber 
Betrieb auf eigene Rechnung liefert. 

Schon diefen Anbeutungen läßt fich entnehmen, daß, wenn 
bie Commanbdite ihre Grenzen hat, doch eine mathematische oder 
juriftiiche Beftimmung - diefer Grenze nicht-möglih iſt. Wir 
find hier auf ein Feld verwiefen, auf welchem nur allgemeine 
Geſichtspunkte aufgeftellt werben können, wo bei der unendlichen 
Menge verjchiedener Combinationen des Unternehmungsgeiftes 
jeder einzelne Fall nach jeiner concreten Geſtalt erwogen fein 
will, ohne dag eine feite Glaffication nach Außerlichen Merk: 
malen ftattfinden kann. Die Mängel der Commanbite laſſen 
fi) in dem furzen Sage zufammenfaflen: fie eignet fich nicht 
für das große Kapital; aber groß und Flein ift nicht nur ein an 
ſich relativer Begriff, fondern das gleiche Kapital wird groß ge- 
nannt in dem einen Lande, klein in dem anderen, ja, groß mit 
Rückſicht auf ein beſtimmtes Gefchäft, Klein: mit Rückſicht auf 
ein anbered. Hier verftehen wir unter großem Kapital das⸗ 
jenige, welches für fich felbftjtändige Grundlage einer Un⸗ 
ternebmung fein Tann: ein Anhaltspunct zur Unterfcheibung 
vom Meinen Kapital liegt in dieſer Beziehung fchon darin, 
daß das letztere nur eine Lüde im Betriebe Anderer aus: 
füllen Tann, während jene minbeften® fo viel leiften muß, 
daß es außer dem vermehrten Ertrag, den der in Induſtrie 
ſpeculirende Kapitalift erwartet, auch noch bie volle Subfi- 
ftenz für den Arbeiter abwirft — ein Factor, der um fo 
höher fteigt, auf je höherer Stufe die Thätigkeit des Arbeiters 
fteht. Aber auch da, wo die der Fall ift, kann man, in ber 
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Regel wenigſtens, das Kapitalintereffe noch nicht als die felbft- 
ftändige Macht in dem Unternehmen anfehen. Dazu gehört 
meift noch, daß das Kapital in fetner von ihm andgehenden und 
zu ihm zurücklaufenden Bewegung eine ganze Anzahl indivi⸗ 
dueller Arbeitöfräfte im Schlepptau führe, daß biefe alle im 
der vorhin befchriebenen Weife zunleich felbftftändige Unterneh⸗ 
mungen mit einem vom Kapital verichtedenen Fonds feien — 
fo daß ihrem Eigenintereffe gegenüber auch dad Kapitalinterefie 
ala ein für fich daſtehendes fih erhält. Tier Kapitalift, wenn 
er die oberfte Direction in der Hand behalten will, muß die 
andführenden Perſonen wechſeln Fönnen, und ba3 kann er bei 
jedem Unternehmen, welches nur Einheit in ber Leitung verlangt, 
aber große Bertheilung in der Ausführung zuläßt: wäre dage⸗ 
gen der Kapitalift an eine beftimmte Perſoͤnlichkeit gebunden, 
fo müßte er auch diefer die Zügel überlaflen d. h. bei ber Com: 
manbite bleiben. 

So Hat alfo die Macht des Kapitals, wenn ihr die Com⸗ 
manbitirung fremder Induſtrie nicht mehr zufagt, ihr natürliches 
Senengewicht daran, daß fte das perfönliche Element nie fo voll» 
ftändig befißt, als die Einzelninduſtrie. Der große Kapitalift 
kann mit feiner eigenen Thatkraft den Wirkungskreis nicht ausfüllen, 
der feinem Kapitalbeſitz zukommt, wenn er denfelben, ftatt ihn 
bloß zu verwalten, inbuftrielf probuctto macht; er muß mit An: 
geftellten arbeiten, bie ihr eigenes Intereſſe dabei mitbringen 
und eben darum nie mit folcher Hingabe und mit foldher An- 
fpannung aller geiftigen und phyſiſchen Fähigkeiten für das In⸗ 
terefie des Kapitalunternehmers wirken, wie der einzeln ftehenbe 
Induſtrielle für fein eigenes Intereſſe. Noch weniger kann er 
Schritt halten mit der rafchen Beweglichleit und fteten Bereit: 
fchaft ver Einzelnwirthfchaft: er muß, um alle in feinem Dienft 
ftehenten Kräfte in Einer Richtung und gleihmäfigem Gang 
zu erhalten, eine feite Ordnung, einen gewiſſen Gejchäftömecha- 
nismus einführen, während ber ifolirt für fich Arbeitenve an 
fein Programm gebunden tft, jeberzeit feinen Angriffeplan mo: 
difiziren und raſch fein Handeln jeder Eventualität anpaſſen 
Tann. Soll daher die Abficht des Kapitaliiten gelingen, jo darf 
er fich nicht auf folche Gefchäfte werfen, deren Gebeihen haupt: 
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ſaͤchlich von dieſem perſoͤnlichen Element abhängt; er may fi 
Unternebinungen wählen, in welchen das Kapital für fich eine 
fo große Rolle ſpielt, daß eine auch noch fo einfichtig und ener⸗ 
giſch geleitete Anſtrengimg des Einzelnen ben Vorzug der grö- 
Beren Kapitalkraft nicht auszugleichen vermag, tin welchen eben 
darum etme ftrenge Regelmaͤßigkeit des Geichäftgganges möglich 
ift. — Wenn daher bie franzöfifche Gefebgebung und ebente 
der neuefte preußische Entwurf eines Handelsgeſetzbuches die auf 
Achten gegruͤndeten Commanditgeſellſchaften möglichft einzuſchraͤn⸗ 
ten ſuchen, jo bat dies Streben ſeine gute Berechtigung: bie 
Hetienfammlung tft in heutiger Zeit das übliche Mittel, um 
große Kaptialten zufammenzubringen, und wo fich bad große 
Kapital in die Form der Commandite einzwängt, ba gründet fe 
in der Regel fich nicht auf ein normales Bebürfnik, ſondern die 
gewählte Form ift meift ein Werkzeug zu anderen medien — 
namentlich zu Umgehung der ftaatlichen Genehmigung von Achten: 
geſellſchaften *). Ausnahmen gibt es aber allerdings: neue Er⸗ 
findungen 3. B. die durch ihren Urheber in großem Maßſtab 
betrieben werben follen, eignen ſich ganz zu Bildung einer Acker- 
geſellſchaft, welcher ver Erfinder al3 Principal ober ſelbftſtaͤndiger 
Director vorſteht. 

Wir brauchen an ben ſoeben characterifirten Unterneh⸗ 
mungen, deren Primeip und Unlage es mit ſich bringt, daß fie 
bie engen Schranken der Commandite fprengen mäffen, nur eime 
Seite zu modifieiren, um und in vie Sphäre der Actiengefell- 
ſchaft zu verſetzen. Statt eined ober einiger menigen großen 
Rapitaliiten, welche die Unternehmung fundiren, laffen wir nur 
eine große Anzahl kleinerer Kapitalbefiger, von denen jeber einen 
Antheil einzahlt, eintreten; der Eharacter des Geſchaͤfts, daß es 
nämlich in dem bezeichneten Sinne Kapitalmernehmmm if, 
bleibt ſich gleich. Soviel iſt alsdann Mar, daß bezüglich wer 
Berwaltimg und probuctiven Xhätigfeit dad Verhältnik keine 


*) Daber der Entwurf eine deutſchen Handelsgeſetzbuchs art. 164 aud 
für Actiencommanditen bie ftaatliche Genehmigung verlangt. 
Anmerk de H's. 
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wefentliche Aenderung erleidet; vie Directoren ſowohl wie bie 
eigentlich auzführenden Hände koͤnnen nicht? Mehreres fein, als 
Angeſtellte. Nicht fo Leicht geſtaltet ſich das Rechtsberhältniß 
hinſichtlich der Actionaͤre. Will man ſtreng juriftiſch zu Werke 
gehen und von denjenigen Veraͤnderungen, welche die ökonomi⸗ 
ſchen Thatſachen in Rechtsſätzen bewirken, nichts ſehen und 
nichts hoͤren, ſo erſcheint einzig die Anſchauungsweiſe der frü⸗ 
heren engliſchen Geſetzgebung als gerechtfertigt: ſo gut als der 
Einzelne für Handlungen ſeines Angeſtellten einftehen muß, 
ebenfo muß es auch eine Gelellichaft; die Handlungen des Be⸗ 
auftragten find Handlungen des Auftraggebers. Die Actionäre 
find eine inbuftrielle Geſellſchaft, handelnd durch angeftellte Agen- 
ten: demgemäß müffen fie auch mit ihrem Privawermoͤgen für 
sie Geſellſchaftsſchulden folidariich haften. Noch in neueſter 
Zeit hat ein beuticher Schriftfteller und Profefior der Staats⸗ 
wiſſenſchaften, Tellkamp *), dieſe jtrenge Conſequenz verfochten 
und die Aufhebung der unbeichränften Haftbarkeit bei Actien- 
geſellſchaften eine der Gerechtigkeit wiberftreitende Ausnahme ge⸗ 
namt. Gin Anderer **) möchte die Kaftbarkeit des Actionärs 
wenigſtens auf den zwiefachen Betrag der Actie ftellen, um mehr 
Borficht und Beſonnenheit bei der Subfeription von Achen zu 
exzeugen. Allein bei der Rechtsanſchauung, wie fie gegenwärtig 
auf dem europätichen Gontinent herrichend geworben tft, wuͤrden 
berartige Maßregeln einem Verbot aller Actiengefellichaften gleich 
fommen. Die Erwerbung von Actien induftrieller Etabliſſe⸗ 
ments iſt heutzutage wefentlich eine Form ber Kapitalanlegung ; 
man jucht fie auf ber Diyidenden wegen, und nicht um eime 
Stimme in ber Nctionämerjammlung und Einfluß auf das Un: 
ternehmen ſelhſt zu erhalten Von hundert Actienfubicribenten 
ift kaum Einer, der fich dadurch, ob die Statuten den Actionä- 
ven größere ober geringere Competenzen zumeilen, ob und wel- 
ches Stimmrecht fie ihm an ber Actionäwerjammlung gewähren 


”) Weber bie neuere Entwicklung de Bankweſens in Deutichland, 
©. 66 ff der 4. Aufl. 

) Shwebemener, das Actiengefellfchafts:, Bank: und Verſicherungs⸗ 
weien in Gmgland, ©. 86 
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u. dal. beftimmen läßt; die Nückfichten, vie wenigftens bei Pri- 
vaten den Ausichlag geben, find die Rentabilität und Solidität 
des Geſchaͤfts, und nur allenfalls bet befonderd wichtigen Fra⸗ 
gen oder wenn ein Unglück über die Geſellſchaft hereinbricht, 
machen die Tugenden oder Untugenden ſolcher Organiſations⸗ 
vorſchriften ſich allgemein fühlbar. Die Generalverſammlungen 
ber Actionaͤre ſind denn auch meiſt ſpaärlich beſucht, ihre Beſchlüſſe 
faſt nr eine im hergebrachten Geleiſe ſich abwickelnde Form⸗ 
ſache. Wollte man einem Nctionär als Gegenleiſtung gegen 
biefe jo wenig beadhteten und auch in Wahrheit nicht ſehr wich- 
tigen Befugnifje die volle perjönliche Verantwortlichkeit auferle- 
gen — er würde finden, Recht und Pflicht ftünden in einem 
wahrhaft erorbitanten Mißverhaͤltniß. Zwar mögen ihm feine 
Actien vielleicht reichliche Dividenden eintragen: aber dafür läuft 
er auch mehr Gefahr fein Kapital zu verlieren als bei anderen 
Geldanwendungen. Bleibt noch fein Stimmredht an der allge- 
meinen Berfammlung: aber ift e8 biffig, daß ein einzelner Actio⸗ 
när, der gar nicht im Stande wäre, eine ausgedehnte Unterneh: 
mung nad allen Seiten im Auge zu behalten, um diejed Par⸗ 
tikelchens von Stimme willen, welches er, unter Hunderten oder 
noch Mehreren ein Einziger, in die Wagichale zu werfen hat, 
für Alles, was gejchieht und nicht gefchieht, mit Hab und Gut 
einftehen muß? Es ließe ftch dies noch vertheidigen, wenn ber 
Actionär die Macht hätte fein eingeſchoſſenes Kapital aus dem 
Unternehmen beliebig zurückzuziehen, und wenn die Verſamm⸗ 
lung der Actionäre die thatfächliche Gewalt in den Gejellichafts: 
angelegenheiten befäße. Allein Erftere verbieten ihm die Sta- 
tuten: er mag feine Actie verlaufen, aber zurüdforbern was er 
in die Geſellſchaftskaſſe bezahlt hat Tann er nicht; und was 
bie Actionärverfjammlung betrifft, fo wäre tiefe gar wicht im 
Stande, die wirkliche Leitung des Unternehmen? felbft an bie 
Hand zu nehmen. Höchiten? kann fie allgemeine Directionen 
erlaffen, fich von Zeit zu Seit überzeugen, ob das Unternehmen 
nicht von der Ihm vorgeſteckten Bahn abſchweife — aber zu eige: 
nem werfthätigem Eingreifen ift ein fo zahlreicher unb darum 
fchwerfälliger Verein nicht geſchickt und feine Aufficht und Ober: 
leitung” kann nicht , wie diejenige bed einzelnen Kapitalunterneh⸗ 
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merd, eine ſtets aufmerffame und gegenwärtige fen. Wan 
wirb bei folchen Geſellſchaftskoͤrpern an die riefigen Teleskopen 
ber neuejten Zeit erinnert: je gewaltiger bie Dimenfionen, um 
jo mehr gewinnt das Snftrument an Sehfraft, aber in noch 
rafcher anfteigender Proportion ift dann auch die Schwierigkett 
angewachien, dem Inſtrument die zur Verfolgung bes Kreislaufs 
der Geſtirne nöthige Beweglichkeit zu verleihen. So auch hier: 
bie Kapitalmacht wird durch Nctiengefellichaften zu einer früher 
kaum geahnten Stärke emporgetrieben, aber in gleichem Maße 
entwächſt es feiner Beitimmung, Grundlage und Gegenftand ver 
individuellen Kraftentwicklung zu fein, und folgt feinen eigenen 
Zielen, ftatt der Abficht des Herrn, des einzelnen Beſitzers, fich 
fügjam anzufchmiegen. Es ift in ber That eine ftarfe Zumu⸗ 
thung an einen Actionär: an ihm, deſſen Werth für das Unter⸗ 
nehmen nicht nach feinem perfönlichen Können, Willen over 
Wollen, ſondern nur nach dem Maaße feiner Actienbetheiligung 
geichägt wird, die Eigenjchaft des perſönlich und auf eigene Ver: 
antwortung handelnden Subject? zu betonen und ihn deshalb 
demjenigen, ber in practiſche Erwerbäthätigleit feine ganze 
Kraft legt, ftatt dem Commanbitiften, gleich welchem er bie 
ſtoffliche Grundlage vermehrt, yleichzuftellen. Hätten wir auch 
feine anderen Gründe zu unferen Gunſten anzuführen.als dieſes 
Gefühl einer argen Unbilligfeit, jo würben wir, vor der öffent- 
lichen Meinung wenigftend, jchon damit die formaliftiiche Con⸗ 
jequenz eines auf feine Säge von Auftrag und Stellvertretung 
verjteiften Juriſten aus dem Felde fchlagen. Indeß verbient es 
wohl eine genauere Beleuchtung, weghalb die jo ungezwungen 
aus dem Wejen der induftriellen Gefellichaft fließenden Rechts⸗ 
grundjäte jenfeit? einer gewiſſen Grenze aus ben Fugen zu 
gehen, bier zu eng, dort zu weit zu werben jcheinen. 

Die Triebfeder alled Strebend und Haſchens nach Erwerb 
it der menichliche Egoismus. CEs fällt ung nicht ein, eine Art 
moraliftijcher Prüberie treiben und biefen Trieb, ber die Baſis 
einer jittlichen Pflicht, der perfönlicher Selbitjtändigfeit, ift, aber 
allerdings wie alle Triebe zum Guten wie zum Schlimmen ges - 
wendet werben kann, al? einen geradezu unmoraliſchen verur⸗ 
tbeilen zu wollen. Aber ebenfowenig mögen wir's leiden, wenn 
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man dad Verfolgen Sfonomifrher Interefſen mit dem heuchleriſchen 
Schimmer der Aufopferung für Andere, für Vaterland wilb 
Menſchheit umgibt. Erwerben beißt für fich erwerben ıhrtd 
für dad, mas man durch ſich felbft will werben laſſen. Nicht 
ae ıttenfchlichen Werbindungen haben ben Erwerb zum Gegen: 
ftand; Yamilte, Gemeinde, Staat berufen auf einer den perfön- 
lichen Egoismus beftegenden und überbauernpen fittlichen Noih⸗ 
wendigkeit, unb ebenfo find in politiſchen, gemeinnüßigen u. bel. 
Vereinen fittliche Ideeri dad Band ber Gemeinſchaft. Die pri⸗ 
vatrechtliche Geſellſchaft dagegen ift ausſchließlich dem Erwerb 
gewidmet; ſie ſetzt zwei im Grunde unvereinbare Dinge in Eins 
zuſammen. Sie verlangt Gemeinſamkeit des Intereſſes im 
Erwerb, alſo in einem Kreiſe von Verrichtungen, in welchem 
die menſchliche Natur das individuelle Intereſſe als bewegendes 
Princip aller Handlungen vorſchreibt. Eine ihrem Weſen nach 
dauernde Gemeinſchaft kann daher auch bie privatrechtliche Ge: 
fellſchaft nie ſein, und nie ſollte eine Geſetzgebung jo weit gehen 
wie die franzoͤſiſche, die Verbindlichkeit von Geſellſchaften, bie 
auf Lebenszeit der Theilnehmer, ja ſolcher, die unter der Clauſel 
des Uebergangs auf die Erben abgefchloffen ſind, zu fanctioniren 
— wozu um fo weniger Veranlaflung verlag, ala das römtjche 
Recht hier wie anderwaͤrts bie Freiheit der Perfon in ihrem Ei⸗ 
genthum mit aller Entichievenhett gewahrt bat. Eine privat- 
rechtliche Geſellſchaft tit nur dann möglich, wenn fie dad indi⸗ 
viduelle Intereſſe im Einklang erhält mit dem gemeinſchaftlichen 
Zwecke, ımb dafür iſt theilmelfe geſorgt durch den Mechtziuß, 
daß fein Cheilnehmer vom Gewinne gänzlich ausgeſchloſſen wer: 
den dürfe. Allein nach unjerer Begründung der induſtriellen 
Geſellſchaft iſt noch ein weiteres Erforderniß hinſichtlich ber von 
jedem Genoſſen zu leiſtenden Thätigkeit hinzuzufügen: die Com⸗ 
Bination muß von der Art ſein, daß jedem Einzelnen ein ge: 
wife! Map freier Selbftbemegung und elgener Auotdnung, 
eine Domäne der Individualität gelafleı wird, und zwar fo, 
daß je intenfiver er feine individuellen Eigenthümlichkeiten auf 
dieſem Wirkungskreiſe bethätigt, um jo mehr auch der Gemein⸗ 
ſchaft und damit ihm ein Nuten erwachſe. Wie ſchwierig ſolche 
Eombinattenen find, lehrt die Erfahrung; oft genug nehmen 
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Geſchaftoleute in ihre Gefellſchaftsvertväge Vorſchriften auf, die 
eigentlich moraliſche Verpflichtungen enthalten und rechtlich nicht 
exequirbar find: filtliche Motive follen eben erieken, was die 
bloße Gemeinſchaft pecuntärer Intereſſen nicht zu leilten vermag. 
So Icharffinnig auch die einzelnen Gebiete abgegrenzt und wie 
der in Einen Brennpunct vereinigt fein mögen, meift hängt doch 
das Gedeihen folcher Gefelfichaften von perjönlichem Xact der 
Einzelnen, von gegenfeitiger Freundſchaft u. dgl. —, Alles nicht 
rein rechtlichen Triebfedern, ab. Bei jeder Gefelfichaft gibt es ges 
wiſſe Buncte, welche nur in gemeinfchaftlicher Berathung fefts 
geftellt werben können: je mehr jolcher Fragen es gibt, um jo 
fchwieriger ift es, die Gefellichaft bei einander zu halten; wenn 
möglich jollte das Gemeinfchaftliche auf folche Dinge beſchraͤnkt 
werben, bei welchen ber Einzelne am häufigiten an bie Unzu⸗ 
länglichleit de eigenen Urtheils gemahnt und bad Bebürfnig 
nach fremder Einfiht und Erfahrung gemedt wird, Daraus er: 
Märt fich die Verbreitung ber induftriellen Gefellfchaften im Han- 
delöftande: der Eine beforgt die Einkäufe, ein Anderer ven Ab- 
jas, ein Dritter verwaltet die Finanzen; beim Beginn einer wichs 
tigen Unternehmung dagegen, deren Augfichten nach allen Sei⸗ 
ten hin mit Ruhe und Klarheit gewürdigt fein wollen, fühlt ein 
"jeder bie Wahrheit des homeriichen Spruches, daß ber Rath: 
Ihlag von Zweien beffer ift, als der von Einem. Bejonnene 
Einſicht wiegt im Handel ſchwerer als ſchnelles Entſchließen: 
dieſem, der Waffe des einzeln ſtehenden Kaufmanns, mag hier 
und da ein großer Coup gelingen, aber jene ſichert die nachhal⸗ 
tigen Erfolge, und einmal der Entſchluß gefaßt, überbietet eine 
Handelsgeſellſchaft vermoͤge der Geſchäftsvertheilung den iſolirten 
Kaufmann an Raſchheit und Ausführung. Wie weit nun die 
Vertheilung der einzelnen Arbeitszweige getrieben werden kann, 
das iſt je nach der Natur der Unternehmung verſchieden; nur 
darf nie die Gefellfchaft fo zahlreich werben, daß Mehrere auf 
demſelben Gebiet arbeiten müffen, ſonſt potenzirt fih der Trieb 
zur Auflöfung, der ſchon an fich in der Gemeinfchaft Tiegt: es 
entjteht eine Gejellichaft, die eine Menge von Gefelffchaften in 
ich faßt. Eine folche Organifetion tft zu Erwerbszwecken ges 
rabezu untauglich: es ift Teine normale Verbindung mehr, ſondern 
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ein Zuſtand ber Weberfättigung, in welchem die zujammenge- 
worfenen Elemente fich nicht mehr miſchen, fondern auöwerfen. 
„Chi ha societä, ha padrone“ fagt ein altes italieniiches 
Sprüdwort: der Eine lähmt_den Anderen und während fonft 
ein jeber Genoſſe vermöge der ihm innert gewiller Schranfen 
gewährten Selbitjtändigfeit nıtt dem im gleichen Fache ſtrebſa⸗ 
men Einzelnbetrieb concurriren konnte, überflügelt jebt der Ein- 
zelnbetrieb den plumpen, viellöpfigen und thatlofen Mechanismus. 
Entweder müßte man die Zeriplitterung fo weit ausdehnen, daß 
alle Poſten bis zum lebten Ausläufer herunter von Geſellſchafts⸗ 
genofjen verjehen werden: dann verbienen fie nicht mehr ben 
Namen Gefellichafter, aus einem Beitandtheil des Souveräns 
find fte zu Commis geworden; oder aber man macht cine An⸗ 
zahl „Untergefellichaften” und überläßt Mehreren, was Einer 
verwalten jollte: dann ift der Gedanke, der jever Gejellichaft in- 
wohnt, auf ven Kopf gefielt. Dan bildet Gefellichaften, damit 
Mehrere in ihrer Vereinigung erreichen, was jeder einzeln nicht 
vermocht hätte; hier aber ſetzt man ein Collegium ein zu einer 
Thätigfeit, die der Einzelne ausfüllen kann, während ihrer Meh⸗ 
rere es nicht im Stande find. 

Allerdings hat alſo die inbuftrielle Geſellſchaft eine in 
ihrem Wejen begründete Grenze und wir finden an biejer Stelle 
auch den Anknüpfungspunkt mit ber Commandite. Dieſe letztere 
genügt nicht für Kapitalunternehmungen und die inbuftrielle 
Vergeſellſchaftung bietet alsdann feinen Erjag, wenn die Kapi⸗ 
talunternehmung von einer bebeutenden Anzahl, ſtatt von Einem 
oder einigen wenigen Kapitaliften ausgeht. Auf die Schärfe ge: 
jeglicher Vorfchriften läßt fich auch dieſe Grenze nicht bringen; 
wir billigen es daher nicht, wenn bie englifche Gefetgebung un 
ter mehr ald 20 Perſonen eine PBrivaterwerbögefellichaft gar 
nicht zuläßt, wein ſchon in den jeltenjten Fällen dieſe Beſtim⸗ 
mung als eine wirkliche Beſchraͤnkung legitimer Intereſſen em⸗ 
pfunden werden dürfte Man darf jchon ſoviel Zutrauen zu 
dem gejunden Dienfchenverftand haben, um überzeugt zu fein, 
daß Gejellfchaften nicht eingegangen werben, in weldyen jeber 
Einzelne an Verpflichtungen einem Principal gleich, an Rechten 
wenig höher ald ein gewöhnlicher Angeftellter jteht: wenigſtens 
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dann wird es nicht gefchehen, wenn bie Gefebgebung, wie bie 
jetzt ja die. englifche ebenfalls gethan hat, ven Weg offen läßt, 
vermittelft einer geringen Einbuße an Rechten, bie noch über: 
bied im Intereſſe des Betrieb Tiegt und fomit die Hoffnungen 
eines jeden Einzelnen auf Gewinn fteigert, das Map der Ber: 
pflichtungen zu limitiren. Demungeachtet tft jene Befchränkung 
ein merfwürbiger Beweis be gefunden Taktes ber engliichen 
Geſetzgeber: Teiner der continentalen Gefetgeber hat eine Ahnung 
davon gehabt, daß eine große Theilnehmerzahl mit der Natur 
der gewöhnlichen Erwerbsgeſellſchaft unvereinbar fet, jonft ohne 
Zweifel hätten fie in einem Stücke, welches wie eine Poltzeibe- 
Ihränfung wenigſtens ausſah, ſich von dem freien England nicht 
überholen Taffen. 

Was weder die Commandite noch auch bie inbuftrielle Ge- 
jellichaft bieten Lönnen, dazu eben ift die Actiengeſellſchaft beru- 
fen. Die Frage, weiche unfere Geſetzgebung fich vorzulegen hat, 
ift die: will man die Vereinigung Tleinerer Kapitalien zu großen 
Kapitalunternehmungen zulaffen oder nicht; wenn ja, jo müffen 
wir zum Inſtitut der Actiengefellfchaften greifen. Wir dürfen 
nicht erwarten, daß einzelne Kapitaliften je bag ausführen wür⸗ 
den, was Actiengefellfchaften unternehmen: ftünden ihnen aud) 
bie nämlichen Kapitalmittel zu Gebote — was gerade bei den 
wichtigften Unternehmungen diefer Art nicht der Fall jein kann 
— fo würden fie ein jo außerorventliches Rifito nicht auf ihre 
Schultern laden und nicht ihre ganze Eriftenz auf Eine Karte 
ſetzen, während zugleich die große Ausdehnung des Betrieb es 
ihnen unmöglich macht, das Auge überall zu haben. Das aber 
fann vernünftiger Weiſe Niemand wünſchen, daß folche Werke, 
wie fie durch Acttengejellfchaften gejchaffen werben, Werfe, bie 
von jo ungemeinem Werth und Gewicht find für Förderung bed 
Nationalwohlitanded und Hebung der allgemeinen Wohlfahrt, 
unausgeführt bleiben. Die einzige Möglichkeit, ven Actiengefell: 
Ichaften zu entgehen, beftünde darin, daß der Staat bie Aufs 
gabe, welche fie vollziehen, über fich nähme. Allein zwiſchen 
diefen beiden Wegen iſt bie Wahl nicht ſchwer. Der Staat 
konnte nur durch Erhöhung der Steuern oder dann durch Auf: 
nahme von Anleihen, deren Berzinfung auch wieder die Steuer: 

Beuſchrift für Handelsrecht. 34 
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kraft in Anfpruch nimmt, all diefen Anforberungen genügen: er 
mäßte zwangaweiſe und durch gleichmäßige Anſtrengung aller 
Einzelnen die nöthigen Fonds beibringen für Unternehmungen, be 
ren birecter und handgreiflicher Nuten boch nur einer beſchränk⸗ 
ven Anzahl feiner Bürger, eingelnen Klafien der Beuölferung 
oder einzelnen Landesgegenden zu Gute Tüme Solche Unter 
nehmungen beweiſen ihren praftiichen Werth dadurch, daß fie 
durch fich felbit bejteben, d. 5. einen ben Aufwaub entiprechen- 
den Ertrag abwerfen: dad pekuniäͤre Intereſſe ift aljo eine um- 
entbehrliche Seite, ein weſentliches Triebrab des Ganzen, ber 
Staat aber, eben weil er nicht nur Kapitalbefiger, jondern Staat 
it, muß dem allgemeinen Intereſſe der Sache das fiäcalijche 
unteroronen. Treilich beitehen Meinungsbifferenzen darüber, ob 
einzelne Unternehmmmgen, bie gewöhnlich in Beſitz von Actien- 
geſellſchaften find, wie z B. Eiſenbahnen, nicht vom Staate an 
bie Haud genommen werben ſollten, und wir gedenken nicht, 
dieſe ſpeziellen Fragen hier zu discutiren; über das allgemeine 
Prinzip dagegen dürfte man Heutzutage jo ziemlich einverſtanden 
fein, daß ber Staat niit außfcjließlicher Träger der großen in⸗ 
duſtriellen Betriebe fein, ſondern diefelben ve Privatunteruchmern 
überlafien jo. Um fo fruchibarer it man in Sinwärfen au- 
derer Urt. Wctiengefellichaften, jagt mar, Ioden bie kleinen Fu- 
pitalien an durch ben Köder bedeutender Dividenden; fie verleiten 
daburch ben Einzelbetrieben Hülfsmittel gu entziehen, deren bie- 
felben zu ihrem Gebeihen bebürften, und zu gleicher Zeit greifen 
fie die Einzelinduſtrie direkt an, indem fie vermittelft ihrer 
beträcgtlichen Gelpmittel dem Privaten die Eoncurreng unmöglich 
machen. Allein es gibt feinen Kapitaltitel, der ſich fo leicht in 
Baar umfeten ließe, wie die Actie, und die Berlufte, die allen- 
falls dabei eintreten, find im Allgemeinen wicht bedeulend und 
ebeufowentg bilden fie die Regel; ſtatt durch Entziehung von 
Kapitalien die Entwidelung der Einzelwirthichaft zu hemmen, tft 
die Actie vielmehr ein Mittel, Heinere Kapitalien, die nur für 
kurze Zeit entbehrt werben Tünnten, nubbar angulegen. ine 
ungebührliche Erbrüdung der Concurrenz burch Actiengeſellſchaf⸗ 
ten iſt allerdings möglid — wenn auch nur momentan, bem 
wer aus der Geſchichte des Handels weiß, wie leicht Die datrch 
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Geſetzgebung und Staatsgewalt geſchirmten und von den In⸗ 
tereſſenten mit aller Zaͤhigkeit verfochtenen Monopole ven ber 
Macht der freien Coneurrenz geftürzt wurden, wird einem blos 
thatſaͤchlichen Monopol nicht mehr Lebensfähigkeit zutrauen — 
aber die Natur der Actiengeſellſchaften weiſt ihnen nicht dieſen 
Sompfplab gegen bie Selbſtſtaͤndigkeit ber Einzelnen an, ſondern 
ftellt fie anf ein Gebiet, das Krach Liegen würbe, mern es bie 
Privatinduſtrie zu bebauen hätte, oder wo wenigiten? ber Be⸗ 
teieb im Großen, wenn er auch zumächit die Zahl ber in einem 
beitiomten Induſtriezweig thätigen Hände rebuchtt und Viele 
aus ihrem bieherigen Wirkungakreiſe herauswirft, doch für bag 
sine Ganze der Conſumenten von unleugbaren Vortheilen be⸗ 
gleitet iſt. Die Erſparniß an Arbeitskraft bei gleicher Quantität 
und Qualitaͤt des Ergengnifies tft unter allen Umſtänden eine 
Erhöhung des Nationalwohlſtandes, denn fie zwingt bie für ben 
Augenblick ledig gelegie Kraft, in anderer Weile an ber Produe⸗ 
tion fich zu betheiligen. Ohnehin wird bie ernfte Spehulation 
bei der Gründung von Aciengefelfchaften die Schranke gegen: 
über dem Ginzelbetrieb ſehr wohl einzuhalten willen und nicht 
Geſchaͤfte auffchen, weiche der Natnr der Sache nach nur burd) 
Berkwiipfung mit der inbiwtbuellen Energie befruchtet werden koͤn⸗ 
wen; die gewiflenloje Spekulation dagegen, welche nur ven erſten 
angenblictlichen Gewinn im Auge hat, um jofort, nachdem fie 
dieſes Ziel emrungen, dad begonnene Werf feinem Schickſal zu 
überlaflen, ſoll durch die Staatsbehörden und das biejen zuſte⸗ 
dende Genehmigungsrecht zurückgewiejen werben. — Ein anberer 
Einwurf gründet ih auf das Börfenjpiel, zu welchen Actienun- 
ternehm ungen veranlafien, auf die mannigfachen, oft hart and 
Krimiuelle anfireifenden Runftgriffe um die Achten in die Höhe 
38 treiben u. dgl. m. Allen um ſolche Mißbraäuche zu verhin- 
heru, kann ſchon die Geſetzgebung ſehr Bieleg thun; zum Bör- 


jenſpiel namentlich geben nicht nur Actien, ſondern in gleicher ' 


Meile auch bie Staatspapiere Anlaß. ebenfalls ift es aljo 

ungerecht, dieſe Uebelſtaͤnde ben Actiengefellichaften einzig zur 

Loft zu legen; ſoweit ſich bier durch Maaßnahmen der Staatäge- 

walt ahpelfen Läßt, müflen biefelben den Handel, der mit leicht 

tedirbaren Rapitaltiteln getrieben wirb, treffen, find alfo allge⸗ 
34 ® 
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meinerer Natur, als ein Geſetz über Actiengefellichaften es mit 
ih Bringt: — Endlich hebt man hervor die politifche Corrup⸗ 
tion, welche von mächtigen Actiengefellichaften oft geübt worden 
ift: nicht nur direkte Beitechung von Beamten und Behörben, 
ſondern noch mehr dad Hereinziehen der politifchen Gewalten in 
bad Intereſſe der Geldmacht, das Anerbieten fürftlich befoldeter 
Stellen an politifche Tagezgrößen u. dgl. wird ihmen Schuld 
gegeben. Ein eflatantes Beifpiel dieſer Art bietet, außer den be- 
kannten Borgängen in Frankreich unter ber Regierung Louis 
Philipp’ und des jegigen Kaiſers, die Gejchichte Englands: im 
Jahr 1720 ließ fich der damalige Thronerbe öffentlich als Vor⸗ 
ftand einer „Walliſer Kupfergejellichaft” auskünden; daß Unter: 
nehmen, obwohl rein auf Schwindel berechnes, fam dadurch un⸗ 
gemein in Aufnahme, und als der Skandal endlich fo arg wurbe, 
daß man ber Gejellichaft mit gerichtlicher Verfolgung brobte, 309 
fich der Thronfolger mit einem Gewinn von 40,000 Pfund Sterl. 
von der Geſellſchaft zurüd. Allein in Wahrheit ift die Einwir- 
fung des Geldes auf die Politik jo alt wie der Staat felbft; zu 
allen Zeiten ift ver Reichthum feiner Macht ſich bewußt geweien 
und bat fie, bald mit befjerem bald mit geringerem Glück, in 
die Waagichale der politifchen Entſcheidungen zu legen geſucht. 
Und in dieſer Beziehung find Actiengejellichaften nicht jo ge 
fährlich, al3 die Kapitalanhäufung in’ den Händen einzelner großer 
Financiers: die letzteren koͤnnen im Geheimen fich die „goldene 
Brüde" zum Herzen einzelner Mächtigen im Staate bauen, 
während Actiengejellichaften, die unter beftändiger Controlle der 
Deffentlichleit und der Staatsbehörden ftehen, deren Rechnungen 
durch ein von allen Winden zufammengeführtes Corps von Ac 
tionären, mit einer von einem Verſammlungstage zum anderen 
ändernden Phyſiognomie geprüft werden, dad Dunkel, deſſen die 
Eorruption bedarf, nicht wahren koͤnnen. In analoger Weile 
bat dies eine Erfahrung in ber modernen Finanzgejchichte bes 
wiefen: zu welcher Zeit haben wohl die großen Banquiers mehr 
Einfluß auf die politiichen Schickſale Europa’3 gehabt, heutzu⸗ 
tage, wo felbft dag ftolze Defterreich die Berufung an die Lan- 
deskraft, die Erhebung der Staatsanleihen auf dem bemofrati- 
fchen Wege freiwilliger Nationalfubjtription nicht ſcheut, oder 
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vor Jahrzehnden, wo noch nach herkömmlicher Weiſe alle Staats- 
anleihen durch Bankhäufer negocirt wurden? Die Antwort bürfte 
kaum zweifelhaft fein. Das Nämliche gilt von Actiengefellichaf- 
ten. Wie die Nattonalfubfertptionen bezüglich des Staatskredits, 
fo brechen jene hinfichtlich der großen Induſtrie die Herrichaft 
bed großen Kapitald: fie überbieten den einzelnen Kapitaliften 
an Kapitalkraft, obwohl fie nur eine Geburt des Meinen Beſitzes 
find, fie vermindern zugleich die Gelegenheit zum Mißbrauch des 
angefammelten Kapitals, indem fie daſſelbe auf eine durch die 
Statuten beitimmt vorgezeichnete Bahn verwenden und durch 
ihre Organifation, nämlich durch die Aufftelung abberufbarer 
Organe einerfeit? und durch die Controlfirung berfelben durch 
bie Actionäre und Staatsbehörden andrerſeits, möglichit viel Ga- 
rantien gegen ein Abweichen von dieſer Bahn verichaffen. 
Ueberhaupt, was gegen die Actiengefellichaften einnimmt, 
iſt der Berbacht, fie würden ber verberblichen Gier, ohne eigene 
Anftrengung fchnell reich zu werben, neuen Nahrungsftoff zu- 
führen. Ganz ungegründet ift diefe Befürchtung allerdings nicht. 
Aber ift es iiberhaupt möglich, dieſes Sagen und Haſchen nach 
Gewinn durch die Geſetzgebung einzudämmen? Wir brauchen 
nur an das Weberhanbnehmen des Lottofpield, an die Menge 
heimlicher Wucherer, die mit Kleinen Geldvorſchüſſen erorbitante 
Zinſen erſchleichen, an die Leichtigkeit, mit welcher ſich jeweilen 
eine Menge Leichtgläubiger und durch Gewinnſucht Verblendeter 
durch jeden noch fo hamdgreiflichen und plumpen Trug eines 
Charlatang fangen läßt u. dgl. zu erinnern, um bad Gegentheil 
zu erweifen. Alle folche Dinge gefchehen troß der ausdrücklich⸗ 
ften Geſetzesverbote. Sie zu unterbrüden, wäre nur fo möglich, 
dag man alle Freiheit ber Bürger unter polizeiliche Vormund- 
Schaft ftellen würde: führt man an einem Ort eine Barriere auf, 
fo fucht fih die Gewinnfucht einen anderen Tummelplak ba, wo 
biöher gejegliche Freiheit zur Ausübung eines Rechts, alfo zu 
Ge⸗ und Mißbrauch vefjelben beſtand, und man muß die Un- 
gerechtigfeit, eine Befugniß, welche die große Mehrzahl in ver- 
nünftiger Weiſe fich zu Nuten machte, ihr deßhalb abzufchneiben, 
weil Einige damit Unfug getrieben haben, immer weiter bis zu 
ben ärgften Abfurbitäten fteigerr, werm man, bewaffnet mit dem 
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Schwert des Geſetzes, mit ber vielgewandten Sünbe Schrtit Hed- 
ten will. Daß befte Theil der Arbeit, folgen Yiebelfländen in 
der fittlichen Eonititutton eines Volkes wirkſam entgegenzuwirken, 
muß bie Gefebgebung immerhin dem gefunden Gelfte der Nation 
.überlaffen, fte kann nur auf indirekte Weiſe nachhelfen, aber 
nicht den Funken wieder anfachen, wenn er einmal erlofchen ift. 
Wird aljo der Nachweis geleijtet, daß unter gewiſſen Bedingun⸗ 
gen eine Freiheit, die higher nicht zugelaffen war, durch bie Ge⸗ 
rechtigkeit gefordert fei, jo darf durch bie möglichen Gefahren won 
Mißbrauch der Geſetzgeber fich nicht abſchrecken laſſen: Recht 
und GFeſetze find nicht dazu da, irgend Jemanden zu pofſttiv mo⸗ 
valiſchen Handlungen anzubalten; fie könmen nur ba3 Gebiet 
abgrenzen, deſſen der Einzelne bedarf um in freier Selbſibeſtim⸗ 
mung feiner fittlihen Aufgabe zu genügen. Wollten wir bie 
Actiengefellichaften verbannen, weil fie leichtfinnige Spekulationen 
mit Actten zulafjen, jo müßten wir mit bemfelben Rechte, weil 
erwiefenermaßen die Zahl der unglüdlichen Chen nidyt gering 
ift, wie in ber platonifchen NRepublif, von Stantömegen Fünp: 
linge und Jungfranen einander zur Che zutheilen, ftatt ihnen 
eine jo bedenkliche Freiheit der Wahl zu laſſen. — In der That 
wird aber jene Anklage gegen die Actiengeſellſchaften meift über: 
trieben. Die Spekulationen in Altien feben, um ſchwunghaft 
getrieben werben zu können, bad Beitehen einer Börfe voraus: 
nur eine Börfe gewährt die hierzu nöthige Leichtigkeit bes Um⸗ 
fages. Klage man alfo die Börfe an ftatt der Actiengeſellſchaften, 
oder vielmehr, wenn man zugeben muß, daß wichtbeftoweniger 
an großen Eentren des Verkehrs ber Nuhen einer Börfe beren 
Schattenfeiten weit überwiegt, jo fchiefe man fich in bad Unver⸗ 
meiblicye und nehme neben bem vielen Guten auch das Tleine 
Vebel mit in Kauf. Ueberdieß find nur während einer gewiffen 
Zeit die Actien Lockvögel für die Legion müſſiger Spekulanten, 
bie ſich um eine Börje drängen, nämlich nur fo lange, als das 
Unternehmen noch nicht vollftändig im Betrieb ift und die Er⸗ 
folge noch mehr oder weniger vom Zufall abhängen. Sobald 
einmal das Unternehmen in regelmäßigem Gang fich befinbet 
und die thatfächlichen Ergebnifje des Betrieb? eine feite Grund⸗ 
lage zu Berechnung bed Gewinns liefern, gelangen bie Actien 
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aus dem Borſenſpiel in „feite Hände” und find faft nur noch 
ven allgemeinen Schwanfungen im Papier: und Metallmerth 
unterworfen. Die Gefeßgebung kann daher biefem Uebel ſchon 
ziemlich wirkſam abhelfen, wenn fie noch nicht vol eingezahlte 
Actten nicht anf jeven Inhaber zu ftellen geftattet; und ſolide 
Actiengeſellſchaften, die nicht darauf ausgehen, durch eine plöß: 
liche Hauſſe den refernirten Aetien der Gründer rajchen und vor 
theilhaften Abſatz zu verfchaffen, unterftüsen meift aus freien 
Stüden die auf Beichränfung jener Erftlingafpekulationen ab: 
zielenden Maßregeln ber gejeßgebenden und abminiftrativen Be⸗ 
hörden. Bringt man vollends in Rechnung, welche großartigen 
- Beiftungen durch Actiengeſellſchaften möglich werben, in welch auß- 
gedehntem Maaßſtab fie neue Quellen bes Verdienſtes und ber Pro: 
duktion eröffnen , brachliegende Kapitalien zum Bortheil des Be⸗ 
finer3 wie Anderer nutzbar machen — während ‘ie zugleich nicht 
die Anſammlung einzelner ungeheuer Vermögen begünitigen, ſon⸗ 
dern ben Ertrag fofort nach allen Seiten hin auf bie Heineren Ka⸗ 
näle ableiten, ſomit den Nationalreichthum nicht nur erhöhen, jen- 
bern zugleich auch angemeſſen vertheilen, jo kann, auch bloß von 
dem Geſichtspunkt der möglichen Vortheile und Nachtheile aus anges 
fehen, die Entſcheidung nur zu ihren Gunften ausfallen. Keines⸗ 
weg? hegen wir babei die fanguiniiche Hoffnung, daß, einmal 
geſetzlich geftattet, Actiengeſellſchaften wie Pilze emporichießen 
werden; wir find einverftanben, wenn ein geiftreicher National- 
ölonom *) bemerlt: „Acttengefellichaften ericheinen nur pa, wo 
ſchon ein Bet an Kapitalien von dem Erwerb getrennt ift; fie 
enditehen nie, wo bie Mafje der Wirthfchaften ihr eigenes Ka⸗ 
pital noch für ihre eigenen Unternehmungen gebraucht; fie And 
die Gemeinſchaft des Ueberſchuſſes der Kapitalien und damit ein 
Zeichen großer vorhergegangener Rapitalerwerbungen.“ Aber 
gerade dieſe Bedingungen ſcheinen und thatfächlich vorhanden zu 
fein und die Actiengeſellſchaften zu einem wirklichen Bebirfniß 
der Gegenwart zu machen. Die Schweiz hat, chne Nachhilfe 
durch Monopole und Schutzzoͤlle und auf allen Seiten von Staa- 
ten umringt, welche ben ſchweizeriſchen Brodußten ben Markt 


*) 2. Stein, Syſtem ber Staatswifſenſchaft 1. S. 408. 
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erjchwerten ober unmöglich machten, eine der erften, ja, wenn 
wir ben belgifchen Abgeordneten zu unferer Iebten Induſtrieaus⸗ 
ftellung glauben wollen, die oberite Stufe unter den induftriellen 
Nationen Europas erreicht: fie verdankt dieſe ehrenoolle Stelle 
wefentlich ihrer freien Verfaffung, welche allen inbivibuellen Im⸗ 
pulfen den freieften Lauf läßt, ftatt, wie anderwärts, bie Luſt 
zum freubigen Emporſtreben und zum vollen Entfalten ber in- 
bividuellen Kräfte forgjam unter polizeilichen Dämpfern zu er: - 
ftiden. Die Folge davon ift, daß in der Schweiz der Mittel- 
ftand nicht nur zahlreicher, ſondern auch im Durchſchnitt weit 
mwohlhabender ift, als in ben meiften europäifchen Staaten. Die 
„vorhergegangenen Kapitalerwerbungen,” welche Stein forbert, 
Tiegen vor, und zwar in ziemlich hohem Betrag und — was 
Stein ebenfalls als Erforderniß hätte aufitellen follen — in 
ziemlich gleihmäßiger Vertheilung Wenn unfere Arbeitskraft 
bi dahin im Etande war, unter ungünftigen Verhältnifien fich 
vom Ausland zu emancipiren und mit Auszeichnung im Wett⸗ 
ftreit mit anderen Völkern zu concurriven, fo tft jebt auch ber 
rechte Moment gelommen, um unſere Kapitalträfte zu felbft- 
ftändigem Handeln zu fammeln und auch in biefer Hinficht ung 
von auslaͤndiſchen Geldmächten zu emancipiren. Und doch, wen 
wir den Actiengejellichaften ben Einlaß verwehren, fo müſſen 
wir eine Menge von Quellen bed nationalen Wohlitandes ver- 
fiegen laſſen oder dann fie der Ausbeutung durch fremde Kapi- 
talgejellichaften, die im Ausland ihren Sig haben, unter aus⸗ 
länbifcher Gefeßgebung und Verwaltung ftehen und dadurch un- 
ferer Controlle entrüct find, ober wenigftend durch frembes 
Kapital anheimftellen. 

Allein folgt aus all dem, daß wir bie Actiengejellichaft 
annehmen müſſen telle quelle, daß namentlich die beſchraͤnkte 
Haftbarkeit ein unvermeiblicher Begleiter ihrer Einführung tft? 
— Wir bejahen diefe Frage und find allerdings der Anficht, daß 
bie Grundzüge dieſes Rechtsinſtituts als unmittelbare Poſtulat 
aus dem Charakter des ihr zugeſchiedenen Gebietes ſich ergeben, 
jo daß die Geſetzgebung in jo weil zu feiner Aenberung bed 
anberwärt3 geltenden Rechts jchreiten fann. Wir haben ben 
Grund ber Unvereinbarfeit einer zahlreichen Gliederzahl mit ben 
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Vorausſetzungen der induftriellen Gefellichaft — al? welche nad 
ftreng juriftiihem Formalismus die Actiengeſellſchaft gelten 
müßte — in dem bei einer foldhen Ausdehnung unverföhnbar 
werdenden Gegenfab zwilchen perjönlichem Erwerbaftreben und 
Einheit des gemeinfamen Erwerbszwecks gefunden. Diejer Ge: 
genſatz wird nun allerdings burch bie Actiengefellfchaft gehoben — 
nur Hit e8 mehr ein Durchhauen als ein Auflöfen bes Knotens. 
Die juriftifche Perfon bat ihr die Individuen überbauernbes 
Zehen am ihrer Aufnahme in den politifchen Organismus des 
Staates, der Staat felbft, ſowie andere nicht- privatrechtliche 
Berbindimgen an der fittlichen Idee, auf welche fie begründet 
find — die einzige Möglichkeit, um einer Erwerbsgeſellſchaft 
gleiche Feftigfeti zu verleihen, wie dieſen Fünftlich geichaffenen 
Verfönlichkeiten, beftehl darin, dem Beſtand und Betrieb 
des Unternehmens eine felbitftändige Eriftenz zu 
ſichern, in welcher e3 beharren bleibt, wenn aud) die 
einzelnen Mitglieder der Geſellſchaft zurüdtreten 
oder Anderen Plab machen Wir bemerkten bereitö bei 
Gelegenheit der Commandite, daß bei Kapitalunternehmungen 
ein gewiſſer Mechanismus der Verwaltung nöthig fei und daß 
der Kapitalift ſich nicht an beftimmte PBerfönlichkeiten binden 
bürfe, jondern dem Uniernehmen ungeftörten Fortgang auch bei 
alfälligem Wechſel der Angeftellten jichern müſſe: ebenſo jelbit- 
ftändig nun — dies ift der Gedanke der Aetiengefellichaft 
— wie im angegebenen Falle den Perſonal der Angeitellten, 
fol dad Unternehmen den Perfonen der Uctionäre gegenüber: 
ftehen. Allerdings muß es von den LXebteren gegründet werben; 
jeder Actionär gibt durch Unterzeichnung einer Actie feine Ein: 
wilfigung zu dem Geſellſchaftsſtatut, fo wie es vorliegt: aber 
einmal angenommen ift dieſes Statut nicht mehr blo3 eine will: 
fürliche mobificirbare Willenserflärung, fondern Geſetz ſowohl 
für diejenigen, welche e8 erlaffen haben, ala für die Angeftellten 
ver Geſellſchaft, denn an dieſem Statut hat der gejellichaftliche 
Zweck feinen der individuellen Willkür enthobenen realen Be- 
ftand. Bet der indujtriellen Geſellſchaft findet das Gegentheil 
ftatt: die Gemeinfchaft des Zieles Liegt bei ihr, wie oben ausge: 
führt wurde, in den rein ibeellen und darum jeder äußeren Ge⸗ 
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walt entzogenen Beſtimmungsgruͤnden der von ben einzelnen 
Ferjönlichkeiten untrennbaren individuellen Thaͤtigkeit, fie kanm 
daher burch ven Willen jedes einzelnen Genoflen, wenigſtens ſoweit 
eb ihn betrifft, aufgelöft und der von ihm eingefchoflene Antheil 
an Kapital oder fein Antheil am Gewinn aus dem geſellſchaft⸗ 
lihen Nexus zurüdgezogen werben: die Eigenthumlichkeit ber 
Actiengefellichaft dagegen zeigt ſich am fchärfiten darin, daß fie 
feinem Actionär das Recht zugefteht, Dasjenige, was er einmal 
dem ‚Unternehmen gewibmet ober zu widmen zugefagt hat, vem- 
felben nach Belieben wieder zu entziehen ober zu verweigern, 
ihm dagegen volle Freiheit läßt, feine Actie und die daran hän⸗ 
genden gefellfchaftlichen Rechte und Pflichten an einen Anderen 
zu übertragen. Sie ruht nicht auf der Perjönlichleit, ſondern 
auf dem Kapital der Actionäre; die eritere laäͤßt fie ihre Wege 
ziehen, aber das letztere nimmt fie auf alle Dauer ihrer eigenen 
Eriftenz in Beichlag — fie zerſtoͤrt aljo das Band bes Zuſam⸗ 
menhangs zwiſchen Perfönlichleit des Einzelnen und feinem Be- 
fig und fest ih ſelbſt, das künſtlich geichaffene Rechtsſubjelt, 
an die Stelle von Jenem; den Widerſpruch aber gegen bie Frei⸗ 
beit des Eigenthums, deſſen fte fich fchuldig machen wuͤrde, wenn 
fie den Wctionär zwänge in biefer vollftänbigen Unterwerfung 
eined Beſtandtheils jeined Eigen? unter dem gejelfchaftlichen 
Willen zu beharren, vermeidet fie durch die unbedingte Geſtatumg 
ber Geflion an Andere. Häufig kommt es zwar vor, daB bie 
Statuten von Actiengefellichaften bie Webertragung von Actien 
beichränten: allein in der Negel gefchteht bieß doch nur, um bei 
noch nicht voll eingezahlten Actien ſich der Perjonen zu ver⸗ 
fihern, an welche der Geſellſchaftsfonds bezüglich der noch zu 
letftenden Einzahlungen fich Halten Lönne, und wo die Beſchrän⸗ 
fung audgevehnt wird auf vollitänbig liberirte Actien, follte bie 
Gefeßgebung es nicht zulaffen. Denn ber Ausſchluß der unbe 
ſchraͤnkten Einftandspflicht der Achonäve rechtfertigt ſich daraus, 
daß die weſentliche Eigenfchaft des inbuftriellen Gefellichafters, 
nämlich die Leiftung einer an die phufifche Perfon gelnüpften 
Thätigkeit für die Geſellſchaftszwecke, bei dem Actionär wegfällt; 
diefe Thätigkeit Tommt den handelnden Organen ber Geſellſchaft 
zu, währenb das perfönliche Können und Wohlen ber Actionaͤre 
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nicht Im Befitz der Geſellſſchaft und daher auch von keinem 
Werthe für fie iſt. An ihre Stelle tritt die künſtlich gefchaffene 
Rerföntichfett des Unternehmens; daß bie Actionäre für Schul: 
ven des Unternehmens nicht mit etwas Weiterem haften, als mit 
ihren Actten, würde alfo, mit Rüdficht auf die Geneſis dieſes 
Satzes, richtiger fo außgebrüdt: dad Unternehmen haftet für 
feine Schulven nur mit feinem Vermögen. Sobald man 
aber das individuelle Element in ben Borbergrund ftellt und bie 
perjönlichen Eigenfchaften der Actionäre zu einem weſentlichen 
Faktor erhebt, wird damit dad Dominiren der Sachperjon un: 
verträglich, das Motiv zur Trennung von Gefellfchaftsvermögen 
und Privatvermögen der Actionäre fällt bvahin und man kehrt 
aus bem Kreiſe der Actiengefellfchaft zurüd auf den Standpunkt 
der induftriellen Geſellſchaft. 

Wenn wir ſomit dem Unternehmen als ſolchem Perſönlich⸗ 
keit zugeſtehen müſſen, fo ſagen wir damit noch nicht, daß es 
eine juriſtiſche Perſon ſei. Freilich wenn man unter letzteror 
nichts Anderes verſteht als ein künſtliches Rechtsſubjekt, welches 
„auf eigenen Ramen Nechte und Verbindlichkeiten eingehen kann,“ 
ſo fällt die Actiengeſellſchaft unter dieſen Begriff, und das preu⸗ 
ßiſche Geſetz über Actiengeſellſchaften vom 9. Nov. 1843 hat 
alsdann volllommen Recht, bie Actiengefellfchaften geradezu ju⸗ 
riftifehe Verfonen zu nermen. Nach in unferem Kanten ift & 
bereit? vorgelommen, daß Mettengefellfchaften durch Beſchluß der 
geſetzgebenden Behörde bie Eigenfchaft juriftiicher Perſonen zuer⸗ 
kannt würde; allein wenn folche Maaßregeln ihre Rechtfertigung 
in dem Mangel von Gefeen über bie Actiengejellfehaften und 
in ber Schwierigkeit, einen anberen Ausweg zu öffnen, finden 
mögen, jo halten wir fie doch prinzipiell für verwerflih. Schon 
jedes Miteigenthum ſchafft ein fingirtes Rechtsſubjekt: es wurbe 
bereits ausgeführt, daß das ſog. Eigenthum an ideellen Theilen, 
welches man den Miteigenthümern zuſchreibt, in Wahrheit kein 
Eigenthum iſt, ſondern das Eigenthum ber von Mehreren be 
ſeſſenen Sache ihrem Geſammtwillen — alſo nicht einer phyfi⸗ 
ſchen Perſon — zuſteht. Will man deßhalb jede Gemeinſchaft 
von Eigenthum, alſo auch jede induſtrielle Geſellſchaft, die ein 
Geſellſchaftsvermoͤgen beſitzt, als juriſtiſche Perſon betrachten? 
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Oder, um das praftifche Iniereſſe diefer Frage hervorzuheben, 
will man die Eutitehung folcher Mechtöverhältnifie von einer 
Erlaubniß der Staatögewalt abhängig machen? — Gewiß wird 
Niemand zu ſolchen Ertremen rathen, aber um nicht durch die 
einfache Eonfequenz ber Begriffe dazu genöthigt zu werben, muß 
man die Benennung juriftifche Perfon auf ein engere Gebiet 
eingrenzen. Nach unferer Anficht gebührt biefer Name nur ben 
durch das öffentliche Recht geforderten Corporationen; es muß 
ein direktes Intereſſe des Staates in ihren zur Geltung kommen, 
fie find m. a. W. die Geftalt, in welcher da3 öffentliche Necht 
feine in der Idee des Staates befaßten Potenzen im Privatrecht 
reflectiit. Daher das Erforderniß ftaatlicher Genehmigung zur 
Errichtung, daher die Unzuläfligkeit eigenmächtiger Auflöfung 
juriftiicher PBerfonen — während die lediglich im Privatrecht 
wurzelnden Lünftlichen Rechtsfubjelte weder dem Einen noch 
dem Anderen unterworfen find, fondern ausſchließlich von ber 
Privatwillfür beherricht werden. Was fpeziell die Actiengefell- 
ſchaften anbetrifft, jo wollen wir, um ihren Unterfchied von den 
eigentlichen juriſtiſchen Perfonen nachzuwetien, ung gerade auf 
biejenige Gattung berufen, bei welcher e8 am eheften zweifelhaft 
jein Tann, ob fie nicht überhaupt von Staateswegen zu betreiben 
fei — auf die Eifenbahnen. Entſcheidet man ſich für den ftaat- 
lichen Charakter des Eifenbahnbaues und: betrieb3, jo gehen Ein- 
nahmen und Ausgaben auf Rechnung des Staatsfiscus; der 
Staat macht daraus einen eigenen Verwaltungszweig oder orbnet 
ihn einer ſchon bejtehenden Verwaltung unter; er gibt vielleicht 
Actien aus und gewährt diefen Antheil am allfälligen Gewinn 
— aber immerhin bleibt die Leitung des Ganzen in feiner Hand 
und das Privatlapital unterftüßt ihn nur darin. Wählt man 
dagegen den Brivatbau, jo ift die Meinung eine andere: ftatt 
daß der Staatsfiscus die Garantie übernimmt, will er gerade 
jedes Riſiko von ſich abmwälzen und auf die Schultern der Pri⸗ 
vaten abladen, die Eifenbahnen jollen, fo Lange fie noch im Wer: 
den find an ihren Rentabilität3augfichten und dem barauf ba- 
firten Kredit, jobald fie in wirklichen Betrieb fommen an ihrem 
Ertrag ihre eigene Subſiſtenz finden — durch die Conceſſion, 
welche der Staat einer Eifenbahngefellichaft ertbeilt, geht er 
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nicht irgend welche moralifche oder rechtliche Verpflichtung ein 
für ihre Thum oder Laffen einftehen zu wollen, ſondern er beab⸗ 
fihtigt nur, der Rrivatinduftrie die zur Verwirklichung ihres 
Zweckes nöthigen Bebingungen einzuräumen und ihr zugleich 
diefenigen beſonderen Beichränfungen und Verbindlichkeiten auf- 
zuerlegen, welche der Zufammenhang ihres Unternehmeng mit 
dem Staatsintereffe erheiſcht. Er kann damit eine Unterſtützung 
ver Gefellichaften, 3. B. durch Garantirung eines beftimmten 
Zinfes der Actien, verbinden, ohne darum dad Fundament bed 
Unternehmens, feine Beherrichung durch die Privatfraft, umzu⸗ 
ftopen. Staatsbau einerjeit3 und Ertheilung ver Conceſſion an 
eine Actiengeſellſchaft andrerſeits find alfo Klare Ausdrücke bes 
einen oder anderen Standpunkts, den man bezüglich ber Eifen- 
bahnen einzunehmen bejchließt; aber Erhebung der Actiengeſell⸗ 
haft zur Würde einer juriſtiſchen Perſon wäre eine in fich wi⸗ 
derſprechende Maßregel. Die Xriebfever einer ſolchen Maßregel 
iſt genau dieſelbe wie bei der Conceſſionirung, nämlich Einſetzung 
der Privatthaͤtigkeit in den Betrieb der Unternehmung; die Form 
dagegen, in der dies geſchieht, hat vielmehr die Bedeutung, das 
Unternehmen als unmittelbare Forderung des Staatszweckes dar⸗ 
zuſtellen. Praltiſch iſt dieſer Unterſchied von entſcheidender Wich⸗ 
tigkeit. Eine Conceſſion legt dem Staat beftimmte Pflichten auf 
gegenüber den Actionären, er tft durch diejelbe, jo fange bie Ge- 
ſellſchaft die Bedingungen einhält, gebunden wie durch einen Ver: 
trag und kann nicht willfürlich die erworbenen Rechte der Ge- 
jellichaft mobifiziren oder ausläfchen — oder wenn er es thut, 
jo ift e ein beöpofifcher Gewaltaft, wie derjenige, durch welchen 
Napoleon im Jahr 1804 die Compagnie der „Negociants r&- 
unis“ zum Bankerott zwang — aber eine juriftifche Berfon ift 
mit dem inneren Xeben bed Staates in Eins verwachſen, von 
den, was ben Staat bewegt und in ihm gährt, wird auch fie 
affieirt, fie muß fich gefallen laſſen, daß Veränderungen in ven 
Zeitumftänden und politischen Verhältniffen, andere Anfichten 
über ihre Beziehungen zum ftaatlichen Intereſſe u. dgl. ihre ur 
ſprüngliche Conftitution umgeftalten und damit auch die bethei- 
ligten Privatinterefien antaften. In England z. B. wo bie bes 
deutendften Actiengefellichaften, wie Eifenbahnen, Banken, auch 
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bie oftindiſche Compagnie, eigentliche Enrporetionen find, nimmt 
man, trotz ber fonft herrichennen Schen durch Ttatlice Mia: 
nahmen in Prioatrechte einzugreifen, nicht den minbeften Anftanb 
(ja man wirft die Bedenken gar nicht auf), die Rechtsverhaͤlt⸗ 
nifle dieſer Compagnien durch neue Geſetze zu reguliten, ſobald 
dies ber allgemeinen Wohlfahrt angemeſſen ſcheint. Se wenig 
alſo dieſes fcheinbar einfachite Syſtem, Actiengefellichnften zu ju⸗ 
riſtiſchen Perſonen zu ſtempeln, dem Staatzinterefle entſpricht 
indem es ihn zu dem noͤthigt, was er gerade vermeiden oder we⸗ 
nigſtens erft für den Fall, daß die Privatinduſtrie ſcheitert, ſich 
zur Entſchließung vorbehalten will, — ebenſowenig ſagt es der 
Privatthätigkeit ſelbſt zu: ſtatt der Fretheit, weiche fie ſucht, fin⸗ 
vet fie darin mir Bevormundung. 

Aber einer Bevormundung anbeser Art bleiben die Actio⸗ 
näre demungeachtet ausgeſetzt, per Bevornuundung duvch bie Grün: 
ber de Unternehmend. Die Letzteren wiſſen es oft genug fo 
einzurichten, daß bie Zeituug ber Sache in ihren Hänben bleiben 
muß und daß ihr eigenes Sonderintexefle forgismer gewahrt tt, 
als daſjenige ber Actinnixe Bon ihmen werben bie Statuten 
oder wenigftend ein bie Grundzüge ber Statuten enthaltendes 
Programm feftgeitellt ; bevor dies geichehen iſt, koͤnnte cine Ein- 
labung zur Attienſubſeription nicht erfolgen, und weun es ge 
Ungt, bie Actienbetheiligung ben Publihun als eine fehr workheil- 
hafte Kapitalaulage barzeftellen, jo fuben die Einzeichnungen 
ſchwunghaft ftatt, ohne daß die Organiſationsbeſtimmungen auch 
nur beachtet und discutirt werden. Eimnal umterzeichnet, bringt 
aber die Actie die Berpflichtung mid fich, den aufgeitellten Sta⸗ 
nuen fich zu unterziehen, und die Beitimmungen über die Wahl 
der Directoren, über die den Gründern referwirten Artien, über 
die Beichränkungen des Stimmrechts unb ber Antragſtellunng 
hei ben Actionseverfammiungen, bie fich iu ben Statuten finden 
mögen, koͤnnen alsdann nicht mehr beliebig geändert werben, ſon⸗ 
dern bleiben wie alles Uebrige in Kraft beitehen. Faſt müchte 
es ſcheinen, man treibe bie Conſequenz zu weit, wenn man trotz⸗ 
bem, daß notoriſch die meiften Actienunternehmungen von dieſer 
beforkeven Růckſicht auf ben Vortheil der Gruͤnder augeſteckt find 
und gerabe in dieſer Richuung gewandie Geſchaͤftsleute eine be 
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Tonbere Geſchicklichkett entwickeln, die Actionaͤre ala bie eigent- 
lichen linternehmer und Träger des Ganzen anfieht. Allerdings 
liegt es auch, wir wir glauben, in der Pflicht der Staatöbehör- 
ven, bei Conceifionirung einer Actiengejellichaft den berührten 
Punkt einer befonderen Aufmerkſamkeit zu würdigen und nicht 
zu geitatten, daß man die Actionäre zu bloßen Zuſchauern her⸗ 
abſetze; aber bemimgeashtet kann man ben Actionär nicht wie ein 
unzurechnungsfuaͤhiges Geſchoͤpf behandeln und eine beſonders pri- 
vilegirte Stellung für ihn daraus herleiten, daß er bei Unter⸗ 
zeichnung ber Actie nicht mit dem nöthigen Bedacht gehandelt, 
nur den wahricheinlicden Gewinn und nicht auch bie übrigen 
Seiten der Sache ind Auge gefaßt habe. Wenn die Statuten 
feine Inteveſſen zu wenig wehren und ihm den Weg zu Geltend⸗ 
machung derſelben abſchneiden, fo iſt er ein Opfer feiner felbit, 
und Tann den Staat deßhalb nicht anflagen. Ueberhaupt über 
nimmt ber letztere durch die Ertheilung ber Gonceffion nicht bie 
mindefte Garantie dafür, daß ber Actionär nicht zu Schaben 
fommen Zönne, oder gar bafür, daß er dabei feine Rechnung fin⸗ 
ben werbe. Zwar bat die Unterſuchung ber Staatsbehoͤrden auch 
daranf fich zu erftreden, ob das projectirte Unternehmen von 
Nutzen fein werde — aber es hambelt fich dabei um ben für daß 
Publikum rejultirenden Bortheil. Eine andere Frage ala biefe 
wir dem Staat durch das Nachwerben um die Conceffion nicht 
vorgelegt. Die Unternehmer verlangen Anerkennung ihves Ge 
dankens als eines zu felbitjtänbiger Eriftenz im Staate berech⸗ 
tigten, aber fie wollen ihm demungeachtetet ven Charaller einer 
Privatunternehmung umbenommen wifien; fie wollen nicht eine 
jariftijge Perſon bilven, fondern ganz auf eigenen Süßen ftehen; 
fie behmupten: der Nugen unfered Unternehmens für Anbere tft 
jo bedeutend, daß dad Entgelt, welches man und bafür entrichtet, 
die often deckt und noch iberbied einen Gewinn abträgt, es 
kann aljo ohne fremde Nachhilfe, ſei es nom Staate jei es von 
anderer Seite fich ſelbſt erhalten und ein Leben für fich führen. 
Der Staat Tan fich vollftändig zufrieden geben, wenn die Ac⸗ 
tiengeſellſchaft diefen behaupteten Vortheil für dad Allgemeine 
bietet; er wird die Conceſſion verweigern, wenn ber Zweck ber 
Geſellſchaft der Art iſt, daß zwar bie Actionäre dabei jich be⸗ 
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reichern, im allgemeinen vollZwirthfchaftlichen Intereſſe dagegen 
nichts Eriprießliches geleiftet wird — denn das, daß bie Kaflen 
der Einen leer, die ber Anderen voll werben, ift nicht eine Ide 
bie auf eine ſelbſtſtaͤndige Berechtigung im Staate Aniprud er 
heben könnte — aber ob der aus dem allgemeinen Augen und 
deſſen VBerwerthung fließende Ertrag die Erwartungen ber Adie 
näre befriedigt, daS zu prüfen muß er, bei einer auf das Privat- 
recht und auf das Privatinterefle gegründeten Thätigleit, der eige: 
nen Einficht der Privaten überlaffen. 

Gewiſſe Carbinalpuntte hinfichtlich der Stellung der Acts: 
näre und Gefellichaftöbeamten ergeben ſich allerdings ſchon aus 
dem Wejen der Uctiengefellichaft; aber es ſind allgemeine Ge— 
ſichtspunkte, und es ift nicht möglich, etwa ein Mufterftatut für 
alle Actiengejellfchaften aufzuftellen und fie alle unter dieſe Ehe: 
blone zu bringen. Die Scala des Mehr oder Weniger ift in 
diefer Hinficht jehr erheblichen Variationen unterworfen, und ber 
Staat Tann feine Fürforge für bie Actionäre nicht weiter aus 
dehnen, als auf die Frage, ob fie burdh bie Etatuten in einer 
ber allgemeinen Natur der Actiengejellichaft widerftreitenden Weik 
behandelt werden Wenn fie 3. B. in ber That nur die Edit: 
ten der Gründer und nachherigen Directoren find und jeber Be: 
wegung biefer letteren ſich anfchließen müſſen, jo ift es keine 
Actiengefellfchaft mehr, jondern eine Commanbite, fein Unteruch 
men des Kapitals, ſondern eine Ausbeutung befielben. Bei der 
Actiengefellichaft ift die eigentliche probuctive Thätigleit nothwer: 
dig gefchieven von der Eorge für die Außrüftung diefer Ihätig: 
feit mit den zu ihrem Lauf erforverlichen Bebingungen und für 
bie Zurhefführung ihrer Ergebuifle in das Mrivatinterefie der 
Kapitalbetheiligten: jene fommt angeftellten Gejchäftsführern, dick 
ben Actionären zu. Die Letzteren find Anfang unb Ende, bie 
Erſteren die ebenſo nothwendige Witte, und gerade darin, daR 
Anfang und Ende ded Ganzen auf Seite bed beabfichtigten Pri⸗ 
vawortheils fallen, prägt fi) am Entſchiedenſten der Linterfchie 
der Actiengejellfchaft von ber juriftiichen Perſon und ihre weſent 
lich privatrechtliche Natur aus. Die Statuten geben aus von 
den Actionären und werben von jedem Einzelnen angenommen; 
jede Aenderung der Statuten muß burch die Actionäre gene 





Bogt: Zur Theorie ber Handelsgeſellſchaften ze. 535 


mist werben; ihnen kommt die Wahl und Entlaffımg ber ange 
ftellten Directoren zu; vor den Acttonären haben dieſe fich aus⸗ 
zuweilen über die Art, wie fie dem ihnen zu Theil gewordenen 
Mandat nachgelommen find, und Rechnung zu Iegen über bie 
Verwendung bes ihnen anvertrauten Geſellſchaftsfonds; jebe Mo⸗ 
diftcation in den finanziellen Grundlagen, jede Anmelfung neuer 
Rapitalmittel wie 3. B. die Emittirung von neuen Actien, bie 
Aufnahme von Anleihen u. dgl. muß von den Achonären gut- 
geheißen fein; die Vertheilung des Gewinnes endlich erfolgt auf 
Beſchluß der Actionäre bin. Aber zur eigentlichen gefellichaft- 
lichen Arbeit find die Actionäre untüchtig — wären fie es, fo 
müßten fie ftatt einer Actiengefellichaft eine gewöhnliche indu⸗ 
ftrtelle Geſellſchaft conftituiren. Die Aetiengejellfchaft kann nur 
durch ftellvertretende Organe nach Außen bin als ſelbſtſtaͤndig 
handelndes und für einen beftimmten Erwerbszweck thätiges Sub- 
ject auftreten; die hauptfächlichften Bedingungen ihres Beſtandes 
find: fremde Thätigleit im Dienfte des Kapitals, und ein für 
Actionaͤre wie für die Angeſtellten Geſetz ausmachendes Statut. 
Die von den Nchionären ernannten Directoren find baher auch 
nicht in ber gleichen Lage, wie bie Angeſtellten eines auf eigene 
Rechnung fpeculivenden Kapitaliften. Diefer Lebtere Tann fein 
Mandat beliebig abändern oder widerrufen, die Abhängigkeit bes 
Angeftellten von feinem Willen beliebig ausdehnen oder ein- 
fchränten. Bei der Actiengefellichaft dagegen beruht die Verwal: 
tung durch Gefchäftsführer auf einer In ber Gonftitution ber Ge⸗ 
jellichaft enthaltenen Nothwendigkeit; ſie gründen ihr Recht zur 
Verwaltung jelbitftändig auf die Statuten, und ftehen deshalb 
auch weit unabhängiger den Actionären gegenüber. Es iſt alſo 
allerdings eine durchaus einfeitige Anſchauungsweiſe, die Actto- 
näre als Auftraggeber, die handelnden Drgane als Beauftragte 
anzufehen, und daraus einen Grund für die unbeichränkte Haft⸗ 
barkeit ver Actionäre herzuleiten; zwiſchen Beiden fteht vielmehr 
noch eine Mittelöperjon, nämlich das künſtliche Rechtsſubject des 
Unternehmend: aus deſſen in den Gefellichaftäftatuten nieberge- 
legtem und vom Staate anerlanntem Beſtand ſchoͤpfen die Direc- 
toren zwar nicht ihre Beitallung, aber den Auftrag zu den mit 
ihrer Beftallung verbundenen gejellichaftlichen ein In 
Zeitſchrift für Handeldrecht. 
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diefe Competenzen ich einzumiſchen, ben Verwaltern zu gebieten, 
wo die Statuten verbieten, ihnen Unterlaffungen zu befehlen, wo 
die Statuten Pflichten vorjchreiben — bazu Ift auch die Ackionaͤr⸗ 
verſammlung nicht berechtigt, und werm fie fi das Recht Dazu 
nähme, jo dürften die Directoren ben Schu bed Staates gegen 
folge Webergriffe beanſpruchen. Aber mm bie Stellvertreiüng 
kberhanpt, nicht aber die Steliwertretung durch dieſe ober jene 
Perſon, wird erfordert. Ja, wäre die Gefellichaft an irgend eine 
Perſoͤnlichkeit gebunden, fo würbe fie ftatt ein eigened Rechts⸗ 
ſubject vorzuftellen durch die Berjönlichleit ihres Vertreters wöllig 
gedeckt. Unerläßlich ift daher die Forderung, daß bie Geſellſchaft 
nur abberufbare Beamten babe; bie Möglichkeit eines Wech⸗ 
ſels darf nie ausgeſchloſſen fein — womit natürlich nicht gejagt 

kein foll, daß jederzeit und ohne weitere Motivirung ein Ange⸗ 
ftellter möfje entlafjen werben Tönnen. Im Gegentheil wird eine 
Actiengeſellſchaft, wenn fie nicht bie in ihrer Natur begründete 
Inferiorität gegenüber der Eingelwirthichaft noch potenziren will, 
immer beiler thun, ihren Beamten eine möglichft geficherte Stel: 
lung einzuräumen und fie dadurch bleibend an das Unternehmen 
zu feſſeln — nur darf fie unter feinen Umftänven mit gebunde⸗ 
nen Händen fich einem Einzelnen oder einem Collegium über: 
liefern. 

Naͤher, als eine andere Cigenthums⸗ oder Erwerbsgemein⸗ 
ſchaft, rückt nun allerdings die Actiengeſellſchaft der juriftiſchen 
Perſon dadurch, daß für fie eine Genehmigung der Staatsbehoͤr⸗ 
ben verlangt wird. Bon den Gründen, welche uns veranlaffen, 
im Gegenſatz zu dem Syſtem der englifchen Acte von 1856, am 
ber Adminiſtrativeonceſſion des Beſtimmteſten feitzuhalten, gibt 
bie ganze biäherige Enwicklung Rechenſchaft. Durchgaͤngig 
mußten wir und überzeugen, daß bie Vorausſetzungen, weldhe 
bad Weſen Per Actiengefellichaft beftimmen, nicht in rein recht⸗ 
lichen Begriffen fid) firiren laſſen, fonvern auf ben Combinatio⸗ 
nen der oͤconomiſchen ZThatfachen beruhen. Ob im gegebenen 
Falle dieſe Thatjachen in dem beveit3 nachgewiejenen Cauſalnexus 
mit den characteriftifchen Eigenschaften der Actiengejellichaft fte- 
ben — das zu enticheiden iſt nicht Sache bed Geſetzes, fonbern 
ber Entſcheidung der Abminiftratiobehörde Nur der Eimwanb 





Wogt: Bam Theorie ber Ganbelägefellipaften ac. 537 


moͤchte no zu beleuchten fein: daß richtiger ala irgenb eine 
Regierung die Intereſſenten felbft über bie Nothwendigkeit einer 
Actiengeſellſchaft zu urtheilen müßten. Wir erinnern bagegen, 
daß allerbings kein Imereſſent an irgend einer Geſellſchaft ven 
Bortheil der Keichränften Haftbarkeit überjehen kann, wohl aber 
ber Staat alle Urſache bat, zu verhüten, daß nicht die einzelne 
Perſoͤnlichkeit nach Belieben ihrer Berantwortlichkeit fich entziche. 
Das Recept bazu wäre, wenn bie Mctiengejellichaft keiner ſtaat⸗ 
lichen Genehmigung unterworfen wäre, einfach: die Unternehmer 
conſtituiren ſich als Actiengejellichaft, vertheilen die Actien unter 
fich und übertragen, als Actionärerfammlung zufanmentretenb, 
Einzelnen unter ihnen bie Vertretung nad) Außen, indem fie im 
Nebrigen die Berrichtungen ganz jo vertheilen, wie bei einem ge- 
wöhnlichen Compagniegeſchaͤft. Der Gläubiger, der von Actien⸗ 
gejellichaft nicht? bemerkte, wirb bei einem allfälligen Bankexott 
zu jeinem Schrecken gewahrt, daß er e3 nicht mit ben Perſonen, 
jondern mit einem fingirten Nechtöfubject zu thun hatte. Weber: 
haupt find Freiheit und Verantwortlichkeit correlate Begriffe; 
ftünde es in der Willfür jedes Einzelnen dieſe Wechjelbeziehung 
zu zerftören, fo wäre damit die Grundlage des Staates felbft in Frage 
geitellt: fein Beitanb beruht auf dem nämlichen Gedanken, er kann, 
ohne zur bloßen Zwangsanſtalt zu werben, den Bürgern Pflich⸗ 
ken und Laften auflegen, weil in ihrer Freiheit feine eigene Exi⸗ 
ſtenz ihren Urjprung und ihr Leben bat Wenn es in feiner 
Pflicht ift, fittlichen Anforderungen nie zuwider zu handeln, jo 
darf er nicht zugeben, daß ein, abjtract genommen, aller Sittlich: 
feit zuwiberlaufender Grundſatz, nämlich die Löfung des Zuſam⸗ 
menhanges zwiſchen Perſon und Handlung, ohne jeine Einwil- 
Ugung ald Rechtsſatz auftrete und unter Berufung auf dieſe 
Eigenfchaft Anerkennung durch alle übrigen Gliever der Staats⸗ 
gejellichaft in Anfpruch nehme In rechtlichen Beziehungen zu 
Anderen eined Vorzugs, der nur unter gewiſſen im Geſetz nicht 
formulirbaren Bedingungen als ein Recht gefordert werden kann, 
nach Willkür und Belieben theilhaftig zu werben, jo daß ber 
Entſcheid, ob dieſer Vortheil im Necht ich gründe ober nicht, 
dem Einzelnen überlafien bliebe — hieße Willlür über Recht 
ſetzen. Abgeſehen hiervon, faſſen Actiengefellihaften ben Men- 
35 * 
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ſchen an einer Selte, wo Jeder empfängkich tft, weil ihm feine 
Pflichten, fonbern nur Genüffe in Ausficht geftellt werben, art 
der Neigung zu pecuniärem Gewinn. Ste Binnen dadurch zu 
einer gewaltigen Macht, zu einem’ wahren Staat im Staate an⸗ 
wachlen, während zugleich einzig das matertelfe Intereſſe bie 
Seele des Ganzen tft. Diefe neue, aus fich felbft geborene Ge- 
walt des großen Kapitals will als eigene Potenz im Staate an- 
erkannt fein; es will ebenfo wie der Staat eine objecttve Einheit 
des Gedankens begründen, welcher gegenüber das einzelne Indi⸗ 
viduum nur Sieb nicht Herr fein fol — Grund genug für den 
Staat, fich zu fragen, ob eine folche nicht durch bie perfönliche 
Verantwortlichkeit, nicht durch bie willfürliche Aufloͤsbarkeit im 
Schach gehaltene Macht, welche ven materiellen Menfchen an fidh 
feffelt, vereinbar fet mit feiner, auf die Gemeinfchaft der fitt- 
lichen Ideen gegründeten Exiſtenz. Vortheile und Nachthelle der 
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der Eoncurrenz, zufammenfaflen, und an biefer Frage hängen 
eben auch polittifche Sntereffen. Die Selbftftändigfeit des Bür- 
ger? bedingt die Selbftftändigfeit des Staates; gelänge es dem 
großen Kapital je, die freie Concurrenz vollftändig zu befeitigen, 
und alle Selbftthätigfett des Einzelnen unter feine Batronage zu 
bringen, fo kann der Staat von der Bühne abtreten und dag 
bereit? thatjächlich in andere Hände Üübergegangene Regiment ab- 
geben. Keineswegs aber foll man der Actiengejellfchaft ſchon 
dann Thür und Thor verrammeln, wenn es ſich vorauzfehen 
läht, daß fie eine unter dem Regime freier Concurrenz bis dahin 
beitandene Brivatinduftrie erdrücken werde: freie Concurrenz tft 
nicht für fich allein ſchon der Stein der Weiſen, jondern trägt 
auch ihre bedeutenden Mängel und Schwächen an fi. Wo die 
Kettengejellfchaft auf normalen Grundlagen fußt, tft fle gerade 
zu Hebung biefer Mängel berufen, und daher fommt es — wor⸗ 
auf wir Schon in der Einleitung hindeuteten — daß die Actien- 
gejellichaften meift auf Monopole oder monopolartige Zweige fich 
werfen. Ihr befonderer Vortheil befteht alsdann darin, daß fie 
der Pfufcherei im Kleinen mit ihrer Verfchwendung an Arbeitz- 
kraft, an Intelligenz, an Betriebs: und Verwaltungskoſten ein 
Ende machen. Ob nun im einzelnen Falle die Einwirkung der 
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Actiengeſellſchaft auf bie Privatinbuftrie vom Uebel fei und unter 
welchen Bebingungen dad Wohl de Ganzen mit ihrer Einfüh- 
rung zufammenbeftehen koͤnne — darauf laͤßt fich eine prinzipielle 
Antwort nicht geben, fondern die Entſcheidung muß aus ben 
Umftänden des concreten Falles entlehnt werben. Aber der Staat 
barf bei Actiengefellichaften, bei welchen bag Riſiko auf eine 
Menge von Snterefjenten fich vertheilt und ber kecke Specula- 
tionggeift — „linitistive de la hardiesse,“ wie Here Pereire 
Sagt — nicht durch die Bedenklichkeiten bed einzelnen Kapitaliften 
im Zaume gehalten wird, das Necht, dag ihm dieſe Entſcheidung 
zufomme, nicht aus der Hand geben; am wenigften barf es ein 
Meiner Binnenftaat, der mit Gewährung von Freiheiten fo wenig 
kargt, wie der Kanton Bern: denn auf allen Seiten von Staa- 
ten umgeben, welche für Actiengefellfchaften ftaatliche Conceſſion 
verlangen, würbe er, dieſes Schutzmittels beraubt, zu einer Zu⸗ 
fluchtäftätte für alle Schmwinbelgejellichaften, die in den Nachbar- 
Staaten am Widerftand der Behörden Schiffbruch gelitten haben. 


XV. 


Verhandlungen der Commiſſion zur Berathung eines allgemei- 
nen Bentfchen Bandelsgefegbudes, die Ergänzung der allge- 
meinen Beutfchen Wechfelordnung uud den Erlaß eines gemein- 
fhaftlichen Geſetzes über kaufmannifhe Anweiſungen be- 
treffend *). 


* vom 


Ferausgeber. 


Die Deutſche Bundesverſammlung hat durch Beſchluß vom 
19. Februar 1867 die zur Berathung eines allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs zuſammentretende Conferenz beauftragt: 

J. Zu erörtern, in welcher Weiſe die in ben einzelnen 
Deutichen Bundesftaaten zur Ausführung des Art 2 der D. W. O. 
getroffenen geſetzlichen Beftimmungen wegen Beſchränkung der 
Wechſelhaft, unter jtrenger Feſthaltung des im Art. 2 ausge 
fprochenen Princips der Rüdfichtnahme auf Gründe des öffent: 
lichen Rechts, fo wie unter gleichzeitiger Berüdfichtigung des 
Intereſſes des Verkehrs, in Webereinftimmung zu bringen feien. 


*) Die Brotocolle biefer Verhandlungen, aus benen ich bie nachſtehendes 
Mittheilungen entnehme, find Nürnberg 1858 fol. LIXXIIL ©. eli 
Manuseript gebrudt, und den Eonferenzmitgliebern, wie den Regie: 
rungen zugeflellt worben. 
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TI. In Berachung zu ziehen, vote die Loͤſung bee bezüglich 
ber Wechſelorvnung entitandenen Koutroverfen: 

1) über die Berechnung ber Frift zur Erhebung des Pro- 
teſtes Mangels Zahlung; 

2) über die Wirkung der bie Accepiabilität der Wechſel be⸗ 
ſchraͤnkenden Clauſeln; und 

3) über die Wirkung eines Zinsverſprechens in Wechſeln, 
beſonders in eigenen; ſowie 

4) anderer Controverſen, deren Befeitigung die Conferenz 
im Intereſſe des Verkehrs noch für wünſchenswerth erachten 
folfte, herbeizuführen fein dürfte; und das Ergebniß ihrer Ver: 
handlungen der Bunbeverfammkung zu weiterer, einleltender 
Verhandlung vorzulegen. 

Demgemäß veranlaßte das Präfidium bie einzelnen &ons 
fevenzmitgliever,, ihre Regierungen um Mitihellung der in den 
einzelnen Ländern von ben Obergerichten über bie in dem Bun- 
desbeſchluß berührten, ober etwa außerdem noch ftreitigen Fra⸗ 
gen der Wechfelordnung erlaffenen Erkenntniffe ſammt Entſchei⸗ 
dungsgruͤnden zu erjuchen. 

Zugleih wurde eine Commiſſion mit Sichtung und DVor- 
bereitung dieſes ſehr umfänglichen Materials für die allgemeine 
Berathung beauftragt, und zu Mitglievern berfelben bie frühe: 
ren Abgeoroneten zur Leipziger Conferenz: Geb. Oberjuftizrath 
Dr. Biſchoff (inzwischen verftorben), Profeffor Dr. Thoͤl, Präfi: 
dent Bollpracht, Präfes Dr. Halle, Staatsminifter a. d. Georgi 
und Oberftubiendireetor Dr. Breidenbach (inzwiſchen verftorben) ; 
außerdem bie Herren Praͤſident Ritter. Dr. v. Naule, Kanzler 
Dr. v. Gerber, Appellationsgerichtsdirector Dr. Seuffert, Sena- 
tor Dr. Müller, Geh. Oberjuſtizrath Dr. Heimſoeth, Appella- 
tionsrath Dr. Tauchnig gewählt und der letztgedachte zum Be- 
richterftatter der Commiſſion ernannt. 

In den Situngen der Gonferenz vom 1. 2. und 3. März 
1858 — welche folgende 15 Miigliever derſelben, unter dem 
Vorſitz ihres eriten Präfidenten, des königl. Bayeriſchen Staatz- 
minifterd der Juſtiz Dr. von Ringelmann beimohnten: 

1) Von Seiten der k. k. Oefterreichifchen Regierung: ver 
Sectionsrath im Handelsminiſterium Dr. Schindler. 
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2) Bon Seiten der k. Preußiſchen Megterung : ber Gcheime 
Oberjuftizratb und Senatspräfident am Appellationdgericht in 
Eöln Dr. Heimfseth. 

3) Bon Seiten der k. Bayerifchen Regierung: der Appel: 
lationzgerichtäbtrector Dr. Seuffert und der Kaufmann und 
Handelsgerichtsaſſeſſor Julius Kirchbörffer aus Nürnberg. 

4) Bon Selten der &. Sächfifchen Regierung: der Appella- 
tionsgerichtsrath Dr. Tauchnitz aus Leipzig. 
- 5) Bon Seiten ber k. Hannoverſchen Regierung: der Prof. 
Dr. Thoͤl aus Göttingen. 

6) Bon Seiten der f. Würtembergifchen Regierung: ber 
Univerfitätälangler und Profeſſor Dr. von Gerber aus Tu 
bingen. | 

7) Bon Seiten der großh. Badischen Regierung: ber Mi⸗ 
nifterialrati Ammann aus Karlsruhe. 

8) Bon Seiten ber kurfürftl. Heſſiſchen Regierung: ber 
Obergerichtsrath Schuppius aus Caſſel. 

9) Von Seiten der Regierungen des Großherzogthums 
Sachjjen Weimar, der Herzogthümer Sacyfen «Meiningen, Sach⸗ 
fen » Altenburg und Sachen» Coburg und Gotha und bes Her: 
zogthums Anhalt = Deffau: der Profeſſor Dr. von Hahn aus 
Jena. 

10) Von Seiten der herz. Braunſchweig'ſchen Regierung: 
der Obergerichtsrath Dr. Trieps aus Wolfenbüttel. 


11) Von Seiten der großh. Medlenburg = Schwerin’fchen 
Regierung: der Syndicus Dr. Mann aus Roſtock. 


12) Bon Seiten der freien Stabt Frankfurt: der Senator 
Dr. Müller aus Frankfurt. 


13) Von Seiten ber freien Hanjeftabt Bremen: ber Se⸗ 
nator und Handelögerichtäbirector Dr. Heinefen aug Bremen. 
14) Von Seiten ber freien Hanſeſtadt Hamburg: Dr. 
Trummer aus Hamburg — 
wurben die Vorfchläge der Commiſſion discutirt und bie nach⸗ 
ftehenden Anträge angenommen; 
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J. Zur Herbeiführung der in dem Bundesbeſchlufſe vom 
19. Februar 1857 gedachten Hebereinftimmung — ab- 
gejehen von den in den Verfafjungsgejeten einzelner 
Staaten in Betreff der Schuldhaft gegen die Mitglieder 
der Ständeverfammlungen enthaltenen Vorfchriften, — 


1) Die Wechſelhaft, unbeſchadet der in einzelnen 
Staaten bejtehbenden mod geringeren Beſchränkungen, 
nur”) auszuſchließen: 


a) „Segen Offiziere und Soldaten, Aubiteure und Militärärzte, 
fo lange fie fih im activen Dienft befinden.” 


Der Commiſſionsvorſchlag enthielt in Betreff der Audi— 
teure und Milttärärzte Feine Ausnahme, dieſelbe wurde erft in 
der Conferenzberathung hinzugefügt, und zwar, bei Stimmengleid)- 
heit, durch die entjcheidende Stimme bed Präfidenten. Die wei: 
teren Anträge, ſämmtliche Milttärbeamte, die penfionirten Offis 
ziere, überhaupt alle unter Militärgerichtöbarfeit ſtehenden Per⸗ 
fonen auszufchließen, wurden mit großer Mehrheit abgelehnt. 
(Brot. ©. XVII. LXVI—LXK.) 


b) „Segen Schiffer und Schiffsvolk, wenn das Schiff fegelfertig 
- Yet.“ 


Einftimmig angenommen, weil im Sinterefje des Handels 
unumgänglih, und in den meiften Staaten uralten Rechtens, 
Der weiter gehende Antrag, die Wechjelhaft gegen dag Schiff: 
volk auch für die Zeit von der Anmufterung bis zur Segelfer 


*) Die Conferenz ging von ber Anfiht aus, daß ihre Anträge bie 
äußerfte Grenze bezeichnen follten, biß zu welcher Beſchränkungen ber 
Wechſelhaft zuläffig erfchienen, fo daß bie einzelnen Staaten zwar 
befugt wären, geringere , nicht aber umfaffendere Beichränhungen ein: 
zuführen. (Brot. ©. XVII. XXII. LXVI.) 
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tipfeit bes Schiffes für die während dieſes Zeitraums eingegan- 
genen Wechſelſchulden augzufchliegen, wurbe mit 11 gegen & 
Stimmen abgelehnt. (Prot. ©. XVII. LXIX. LXX.) 


e) „wenn zu dem Vermögen bed Schulbners der Eoncurs eröffnet, 
oder ber Schuldner zur Güterabtretung zugelaflen worben ift, 
wegen ber früher entitandenen Forderungen.” 


Eine Befchränfung, welche bereits in ven Einführung? 
gefegen von 16 Staaten Aufnahme gefunden hat, und gegen bie 
diffentirende Stimme Eine Mitglied8 von der Eonferenz adop⸗ 
tirt worden tft. (Prot. ©. XVII. XIX. LXX. LXXI.) 


d) „wenn ber Schulbarreft, ohne Rüdfiht auf die Höhe ber 
Schuld, wenigftend 1 Jahr hindurch vollftredt worben ift, wegen 
der früheren Yorberungen besjenigen Gläubigers, welcher ben 
Arreſt beantragt bat, fofern derſelbe nicht nachweiſt, daß dem 
Schuldner Befriedigungsmittel zu Gebote ftehen,“ 


Mit IT gegen 3 Stimmen angenommen. Die Zeit ber 
Wechſelhaft vartirt, nach dem beitehenden Recht der Deutſchen 
Einzelſtaaten, zwiſchen 1 und 5 Jahren; in mehreren Staaten 
ift fie verjchtenen nach der Höhe der Schuld. Auch fonft finden 
ſich wichtige Differenzen, welche durch bie vorstehende Beſtimmung 
zwedmäßig erledigt werben. (Prot. S. XVIII. LXXI)— 


Außerdem hatte die Commiffton folgende nad) ben Ge⸗ 
ſetzen der Einzelftaaten in verfchtevener Ausdehnung geltenden 
Beichränfungen und Ausſchließungen der Wechjelhaft in Erwä⸗ 
gung gezogen: gegen Beamte; gegen Geiftliche; gegen bie Betriebs⸗ 
feiter eines Pulverwerks; gegen Perſonen, welche das 70. Lebens: 
jahr angetreten haben; gegen Ehegatten; verwankte und ver: 
ichwägerte Perjonen; gegen beide Ehegatten zu gleicher Zeit; 
wegen geringer Forderungen. Nach dem Vorfchlage der Com⸗ 
miſſion hat die Conferenz alle diefe Beichränkungen verworfen; 
etwaige Ausnahmen in Betreff der Kammer⸗- und Stänbemit- 
glieder glaubte man ben Verfaflungsgefegen ver Einzelſtaaten 
überlaffen zu müflen. (Pro ©, XIX — XXL LIXI—- 
LXXIV.) 
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23) „Zwar die Vorſchriften, welche das Berfahren bei 
Bollftredung der Wechfelhaft regeln, den Brozeh 
geieggebungen zu überlajfen, jedoch dem Wechſel⸗ 
gläubiger allgemein zu geftatten, neben der Erecu- 
tion gegen die Perſon feines Schuldners gleichzeitig die 
Erecution in dejfen Vermögen zu ſuchen.“ 


Ergibt ſich ſchon aus dem-beftehenden Necht, tft indeſſen 
zwedimäßig hinzugefügt, um die in mehreren Staaten beſtehen⸗ 
den Vorschriften, nach welchen die Wechfelhaft nur electiv oder 
ſubſidiaͤr fattfindet, zu Befeitigen. (Prot. S. XXI. XXI 
LXXIV.) 


1. Zum Behuf der Erlebigung der entftandenen Con⸗ 
troverfen, folgende Ergänzungen der allgemeinen 
Deutfchen W. O.: 


1) Als Zuſatz zu dem erſten Abſatz des art. 18: 


„Eine entgegenſtehende Uebereinkunft hat keine 

„wechſelrechtliche Wirkung.” 

Einftimmig angenommen, zur Beſeitigung der Clauſeln, 
durch weiche man die Wirkſamkeit des Augsburger Accepts ver: 
tragſsmaͤßig aufrechtzuhalten verſucht hat ). Die Commiſſion 
führt aus, daß, nach dem Wertlant de art. 18 und nach dem 
Inhalt der Leipziger Eonferengprotocolie, dergleichen Elaufeln als 
nicht gefchrieben zu erachten ſeien. Der Vorſchlag, wenigſtens 
dem Indofſſanten eine Beichränfung feiner Gewährleiftung2pflicht 
bureh derartige Zuſaͤtze zu geitatten, wurbe abgelehnt (Prot. 
S. XXVO—XXXIL LXXIV. LXXV.) 

2) Zn art. 7 nach den Worten: „eine? Wechſels (art. 4) 
fehlt” einzuſchalten: 

„nder in weldem ein Zinsverſprechen enthals 

„ten iſt.“ 

Die Majorität der Commiſſion hat fich fiir die Gultigkeit 


*) 3.8. „gegen biefen 14 Tage vor Verſall aeceptablen Wechſel.“ 
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ſowohl des Wechſels, ala des tn demſelben enthaltenen Zins⸗ 
verfprechend erklärt, fofern nur die Höhe der Zinfen, und bie 
Zeit, auf welche fie verfprochen, aus dem Wechſel hervorgingen. 
Denn vor Emanation der D. W. DO. ſeien eigene Wechfel mit 
Zinsverſprechen volltommen gültig geweſen, und das beftehende 
Deutſche Gewohnheitsrecht fei durch die W. O. nicht in allen 
Stüden, fondern, nach der erkennbaren Abfiht der Leipziger 
Gonferenz, nur fo weit befeitigt, als es berfelben wider⸗ 
Itreite; innerhalb der angenommenen Grenze läge aber ein fol: 
her Wiberftreit in Feiner Weife vor. (Pro. ©. XXXI. — 
XXXIX.) 

Dagegen fuchte der Referent in ber Conferenzberathung 
durchzuführen, daß die Majorität der Leipziger Conferenz auch 
eigene Wechfel mit Zinsverfprechen nicht als wahre Wechſel habe 
gelten laſſen wollen, und trug darauf an, deren volllommene 
Ungültigfeit auszufprechen. 

In gleichem Sinne wurde von anderer Seite bemerkt, daß 
der Wechfel ein abjolutes Zahlungsverfprechen enthalte, und daß 
ein Zinsverfprechen mit dieſem Character deſſelben in Wider: 
ſpruch ftehe, weil es auf eine beftimmte causa debendi: ein 
Darlehns- oder ſonſtiges Creditverhaͤltniß hinweiſe. Auch ändere 
ſich der Betrag der Zinſen durch den Zeitabfluß, die Wechſel⸗ 
ſumme ſei alſo keine beſtimmte, weil ſie ſich nicht gleich bleibe. 
Endlich würden practiſche Schwierigkeiten entſtehen, weil in je⸗ 
dem Falle ſich die Frage erheben könnte, ob ein unzulaͤſſiger Zins⸗ 
wucher vorliege, deren Beantwortung wiederum von manchen 
anderen Verhaͤltniſſen, z. B. ob der Wechſelſchuldner Handels⸗ 
mann ſei, abhängig erſchiene. 

Gegen die mittlere, in der Praxis am meiſten verbreitete 
Anſicht, welche zwar das Zinsverſprechen für wechſelmäßig un- 
gültig erflärt, ven ſonſtigen Inhalt des Wechſels aber aufrecht 
erhält, machte man geltend, daß es dem Zwecke der Ausſtel⸗ 
lung zuwiderlaufe, zwei Wechſel anzunehmen, von benen ber 
eine auf die Hauptfumme gültig, der zweite auf die Zinfen un: 
gültig fei. 

Bei der Abftimmung wurde ber Antrag des Referenten 
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mit 8 gegen 6 Stimmen angenommen. (Prot. ©. LXXV— 
LXXVI) ®). 


3) Snart.4 nach den Worten „bie Zablungdzeit kann“ 
einzujchalten: 
„für die gefammte Geldſumme nur eine und 
„dtefelbe fein, und“ 


Mit dreizehn gegen eine Stimme angenommen. Dadurch 
find bie Ratenwechfel für unwirkam erklärt, Hauptgrünbe: 
Die caffatorifche Clauſel bei Ratenwechſeln ſei felbftverftändlich 
ungültig, weil es an einer beftimmten Zahlungszeit fehle. Aber 
auch die mehreren Verfalltage für die einzelnen Raten wiberfprä- 
herr dem Wefen bes Wechſels als eines negociablen Tapiers, 
und würden namentlich den Negreß unmoͤglich machen, da die 
nach art. 54 der D. W. O. erforderliche Auglieferung des Wech— 
ſels an den Regreßpflichtigen hier fortfalle. (Prot ©. XL. 
XLI. LXXVII. LXXIX.) 


4) Im lebten Abfag des art. 29 ftatt der Worte 
„von dem Hcceptanten Sicherheitöbeftellung zu for: 
dern, und wenn foldhe nicht zu erhalten ift, Proteſt 
erheben zu Laffen,” zu ſetzen: 
„wenn die Sicherheit von dem Necceptanten 
„nicht geleitet wird, deshalb Proteft erheben 
„zu Laffen.” 


Ohne Tebatte mit 12 gegen 2 Stimmen angenommen. 
Damit ift gegen die herrichende, aber ungegründete **) Anficht 


*) Unferes Erachtens bätte man befler an dem Antrag ber Commiſſion 
feftgehalten, zumal das praftiiche Hauptbebenfen fi) durch die, min⸗ 
beftend für ben Hanbelöverkehr, zu erwartende Beſeitigung der Wu⸗ 
hergeieße erledigen dürfte. Der Natur bes Wechſels als abjoluten 
Zahlungsverſprechens widerſtrebt das Zinsverſprechen nicht, wenn: 
gleich daſſelbe allerdings auf ein Creditverhältniß hinweiſt, da jedes 
Wechſelgeſchäft ein Creditgeſchäft, pecunia credita im weitern Sinne, iſt. 

*) Vgl. Voigt im Neuen Archiv für das Handelsrecht I. Nr. 8, und 
unten sub, „Rechtsſprüche“ Nr. 46. 
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6) Der Bezogene iſt zur Ausſtreichung feines uoch nicht 
ausgehaͤndigten Accepts nicht befugt; jedoch entzieht die Durch⸗ 
ftreihung dem Accept feine - wechjelvechtliche Wirkung und fteht 
barum benjenigen, welche burch die Auzftreichung benachtheiligt 
worden find, nur eine Eivilflage auf Austellung eine neuen 
Accept? zu *). (Prot. ©. XLV. XLVL) 

7) Unter dem Ausdruck „8 Tage” (nach Sicht, a dato) 
ift eine Trift von 8 Tagen, nicht von einer Woche (7 Tagen) 
zu verftehen. (Prot. ©. XLVIIL) 

8) Der Zablungöpflichtige tft nicht berechtigt, vie Aecht— 
beit der Indoſſamente zu prüfen (D. W. O. art. 36. 37); je⸗ 
boch bat berfelbe eine Einrede gegen die Wechfelflage, ſofern 
ben Kläger beim Erwerb des Wechjeld durch ein unächtes In— 
doſſament der Vorwurf des dolus oder der lata culpa trifft: 
argum. D. W. O. art. 74. (Prot. ©. XLIX. L.) 

9) Tie Grundfäbe, welche für die Prüfung der Aechtheit 
der Indoſſamente gelten, finden auch auf die Prüfung der Legi⸗ 
timation dezjenigen Anwendung, welcher ein Indoſſament per 
procurs gezeichnet hat *). (rot. ©. L. LL) 

10) Die im art, 41 für die Regreknahme vorgefchriebenen 
Eolennitäten find auch dann "zu erfüllen, wenn ber Acceptant 
vor der Verfallzeit im Concurs gerathen ift. (Rrot. S. LI. LIL) 

11) Zur Erhaltung de Wechſelregreſſes bei bomicilirten 
Wechſeln gegen den Wcceptanten (oder Außfteller des eigenen 
Wechſels) bedarf es der Proteiterhebung am Zahlungsorte nur 
dann, wenn eine von dem Mechjelgläubiger und dem Acceptan- 
ten (oder Ausſteller des eigenen Wechſels) verjchiedene Perjon 
als domichlirt benannt ift. (Prot. ©. LIL LI) 

12) Ein bei dem Augfteller und Remittenten felbjt zu dem 
Ende domicilirter Mechfel (an eigene Orbre), damit ber Bezogene 


*) Gegen biefe, namentlih von Wächter im Archiv f. Wechfelreht VI. 
©. 41 ff. verfochtene, auch von mir getheilte Anfiht vgl. Brauer 
in dieſer Zeitfhrift L © 25 fj.; bafür wiederum Wächter ebenba 
I. ©. 546. 

**) Bol. namentlih Motive zum Preuß. Entw. ©. LVI fi. 
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bei dieſem die Zahlung leiſte ), bedarf zur Erhaltung des wech⸗ 
ſelmaͤßigen Anſpruchs gegen den Acceptanten keiner Proteſterhe⸗ 
bung bei dem Domiciliaten (Prot. S. LII.) 

18) Der Inhaber eines domiciltrten Wechſels Im fidh 
ben nachihelligen Folgen der zur Verfallzeit unterlaffenen Prä- 
fentation und Protefterhebung nicht durch den Beweis entziehen, 
daß zu biefer Zeit der Wechjel verloren gegangen und fogar das 
Amortifationgverfahren eingeleitet war. Er hat für die Vorle⸗ 
gung einer Abfchrift zu forgen. (Prot. S. LIIL LIV.) 

14) Der Wechfelinhaber, welcher Proteft mangels Zahlung 
erhoben, jedoch keinen Regreß genommen bat, tft nicht befugt von 
bem Nicceptanten (ober von dem Wußfteller eines eigenen Wech⸗ 
feld) eine Provifion zu fordern, weil die Provifion lediglich 
al ein Erfa für die Bemühung der Regreßnahme erſcheint: 
D. W. O. art. 50. 51. 81; ed genügt weder bie bloße Proteit- 
erhebung **), noch ift andererſeits bie Einldfung des Wechſels ***) 
erforderlich. War die Provifion auf dem Wege bed Regreſſes 
nicht zu erlangen, fo Tann fie auch von dem Acceptanten bean- 
ſprucht werben. Daher kann ber Traffant, gegen welchen regre- 
birt worden, von dem Mcceptanten nicht eine eigene Proviſion 
fordern. (Prot. ©. UV—LVL) 

15) Auch vom Acceptanten (ſowie vom Außfteller de eige- 
nen Wechſels) darf der Wechjelgläubiger 6%, Verzugszinſen vom 
BVerfalltage fordern, fofern nur der Wechſel zur Verfallzett praͤ⸗ 
fentirt worben, jollten auch im Wechfel geringere Zinſen ftipu- 
Iirt fen. D. W. O. art. 50. 81. (Prot. ©. LVL) 

16) Die Verjährung des wechjelmäßigen Anſpruchs gegen 
ben Mcceptanten beginnt bei Sichtwechſeln zwei Jahre nach ber 


°) Berlin ben 15. Juli 1887. 
Seh Monate nach dato zahlen Sie gegen biefen meinen Sola⸗ 
wechſel an meine Ordre bie Summe von 100 Thaler Preuß. Crt. 


Johann Yrievrid. 
Herrn Eornelius Haſenkamp in Krefeld; 
zahlbar in Berlin bei Herm Johann Friebrid. 
*) So ein Urtheil bed Obertribunal® zu Stuttgart. 
e) So Brauer Werhfelorönung &.137 fi. u. Renaud 580. Rote 11. 
Beltſchriſt für Handelsrecht. 36 
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Wuaftellung, nicht erſt mit ber ſpäͤreren Pohlentation zux Zah⸗ 
lung. D. W. O. art. 31. 77. (Prot. ©. LVI. LVM). 

17) Die Friſt des art. 79 läaͤuft für den Honoraten nicht 
vom Tage ber Ehrenzahlung, fondern exrfi von bem Zeitpunlie 
an, wo ihm die Funde non ber erfolgten Chrenzohlung nad 
Varſchrift des art. 45. zugelommen tik: weil ber Ehrenzahler 
wicht als Mandatar bes Honoraten erſcheinu. (Prot. © LVIL) 

18) Der Einwand, daß zur Zeit, wo bie Aecepiation oder 
eine andere werbinhliche Erklärung auf den Wechſel geſetz wurde, 
bin Unterſchrift bed Ausftellers oder eines ber uͤbrigen im art. 4 
wifgtzaͤhlten weſentlichen Exforderniſſe eines Wechſelq noch ge 
mangelt habe, und dieſer erſt ſpaͤter ausgefüllt worden ſei, iſt 
dem dritten veblichen Beſitzer bed. Wechſels gegenäher unzuläflig; 
gegen diejenigen, welche an ber narhträgfihen Ausfüllung ſelhſt 
Theil genommen haben, ift er nur dann ftakthaft, we erwie⸗ 
fen wir, daß mit der noch unausgefhllten Urkunde durch eine 
unbefugte oder ber getroffenen Abrede zuwiderlaufende Ausfuͤl⸗ 
lung ein rechtswidriger Gehrauch gemacht worden tft. ). Ehrot. 
&. LVIL LVHL) 

19) Die, Einrede der Simulation iſt im Wehlelprczeſſe 
zulaͤſſig, ſofern fie dem Wechſelſchuldner unmittelhar gegen, den 
Wechſelklaͤger zuſteht. (Prot, ©. LVIH, LES.) 

20) Die Einvebe nicht gezahlter Valutag dagegen umer 
gleicher Vorausſetzung nur daun, wenn noch anberweitige Um⸗ 
ſtande hanzutreten, welche die Perbindlichhtit des Klaͤgers zur 
Zahlung der Valuta ergeben, Hiefür alſo tft die erweisliche 
cause debendi des Werhjeluexiprechend maßgebend. (Prot. ©. 
LVUIE LUX) . 

In diefer Wetfe tft durch eine Commiſſion vorzüglich be⸗ 
rufener und ausgezeichneter Theoretifer und Praltiker eine Reihe 
wichtiger Kragen geprüft, und, wenn auch, nicht. buvdgweg erles 
digt, doch ihrer endlichen Löfung näher gebracht, die Hoffnung 
auf eine Erhaltung und Weiterbildung unfered gemeinfamen 
Deutſchen Wechſelrechts weſentlich gefördert. 





*) So bie Deſterzeichiſche Verordnung vom 6, October 1988, Bol- auch 
Dorqchardt im Archiyeſ. Wechſelt. M. & 868 ij. 
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Außerdem war derſelben Commiſſion ein in der 97. Sitzung 
der Nürnberger Eonferenz eingebrachter Antrag, die Aufnahme 
von Beitimmungen über kaufmänniſche Anweiſungen in 
daB Handelsgeſetzbuch betreffend, zur Begutachtung überwieſen 
worben. Sie hat beantragt, e& bei dem beftehenden Zuſtand zu 
belafjen, weil die Gründe, welche bie Leipziger Conferenz bewo⸗ 
gen hatten, ver Parlikulargeſetzgebung bie erforberlichen Beftim- 
mungen über Zuläfligfett und Bedeutung der Unmweifungen au: 
heimaugeben, noch gegenwärtig maaßgebend ſelen; weil es ferner 
unmöglich erjcheine, ven fehr verfchiebenartigen Lokalen Bebürf- 
niffen zu entſprechen; und weil eine gleichmäßige Regelung bei 
diefen meiſt mr für einen kleineren Bezirk beftimmten Papieren 


gerade nothwendig et . ©. LXIL LIE). 

— Die Conferenz —— mit 12 gegen 2 Stim⸗ 
men beigetreten, nachdenr die Gränbe fir und wider in unſtaͤnd⸗ 
Acher Debatte erörtert, und namentlich hervorgehoben werben 
war, daß dem gemeinfamen Bebürfnig durch die Beſtimmungen 
abgeholfen fei, welche man in das Handelsgeſetzbuch bezüglich ber 
Indoſſirung kaufmanniſcher Auweiſungen aufgenommen habe *), 
indem dieſelben vorausficgtlich eine gerrügende Grundlage zur 
Ausbildung eined gemeinfamen Rechts über kaufmaͤnniſche An⸗ 
wetfungen enthielten. (Brot. S. LXXX). 


©) Bof. ben Entwurf zweiter Seſuug art. 284. 285. 287. 280, welde 
fich auch: auf die: Mereptertion und daB Erlbſchen ber Amweiſung ev: 


XVL 


Nacträge, Berichtigungen und Inhaltsüberfict zu Ab- 
handlung V. IX. und XL 


Zur Vervollſtaͤndigung und zur Berichtigung einzelner Rörenber Drud- 
fehler erlaube ich mir noch bie folgenden Bemerkungen: 

©. 67, Note 1 lies „Motive” flatt „Motiv“. 

©. 68, Zeile 8 von unten I. „geichichtlich bogmatifche" fl. „geichicht- 
liche”, 

©. 71 legte Zeile des Tertes L. Quellen“ fl. „Quelle*. 
©. 72, Note 9, 3. 9 I. „tractatus de jure sensuum“ fl. „— de 
jur. —«. 

©. 78, Note 18, 3. 8 1. „XVII. 6. 8. 196 ſt. — 8. 29°. 

Zu ©. 79, Note 9: Vgl. jeboch das Urtheil ber Zuriftenfacultät zu 
Greifswalb (Windfcheib) vom 1. November 1856 in ben Blättern für Nechts- 
pflege in Thüringen Bd. 5. ©. 9. 

Zu ©. 83. Aus dem Ausdruck dominus für ben Verkäufer in bem 
Catoniſchen Berfaufsformular läßt fi) nichts für die Suspenfiobebingung 
berleiten. Denn Eigenthümer ift der Verkäufer auch beim rejolutinbebingten 
Kauf, fo lange die Waare nicht trabirt ift, oder dafür gilt. Beides ift Bei 
ber degustatio nicht der Fall. Vgl. 8.14. Der Abnahmetermin tft in bem 
Catoniſchen Formular felbft hinausgerückt: degustare und accipere fallen 
in verjchiebene Zeiträume. 

©. 86, 3. 18 I. „dben” ft. „bem”. 

©. 88, Note 22 I. „Chambon“ ft. „Chamibon“. 

Zu ©. 89, Note 24: Vgl. auch Urtheil bes Oberappellationsgerichts 
zu Münden. Nr. 1897. 54/55. "(Blätter für Nechtsanwenbung in Baiern. 
Bb. XXII. ©. 40). 

Zu ©. 91 a. E. vgl. das Franzöftiche Decret vom 15. December 1818: 
portant röglement sur le commerce des vins à Paris. art. 18. 19. 20. 25. 

©. 98, Rote 84, 3. 8 1 „berrichenbe” fl. „berrichenb”. 

©. 94, 3 51, „eine“ fl. „ein“. 

©. 94, Note 87, 3.21. „Borkaufsberectigte” fl. Verkaufsberechtigte“, 

Zu ©. 99: Wie Vangerow unb Unterholgner ſchon Lauterbad 
Colleg. theor. pract. XVIIL 6. $. 26. 

Zu ©. 109. Man bat mir eingewenbet, bak in bem mehrfach 
erwähnten Eatonifchen Formular ein Gattungsfauf vorfomme Dort 
iſt jeboch folgender Fall gedacht. Es if Wein gelauft aus beſtimmten 
dolia. Da nun bie dolia befanntlich nicht als mitverfauft gelten, fonbern 
in dem Keller eingegraben bleiben, fo muß ber Wein in Schläuche (culei, 
zu 20 amphorae) umgefüllt werden. Dabei mochte wohl erflärt fein, wie 
viel culoos jedes dolium halte. Bei ber Umfüllung fol nun ber Verkäufer 





Nadätrge, Berichtigungen 2. 55 


eiwaß Tiebermank gewähren, nämlich auf jeben culeys ſtatt ber gefehlidhen 
40 halben amphorae (urnae) 41. 

Zu ©. 110: Die Verfaffer ber Baſiliken ſind gerabe hier eine ge⸗ 
wichtige Autorität, weil fle ben Romiſchen Verfehrsverhältnifien fo fehr viel 
näher fanden, als wir. 

Zu ©. 110, Note 70. Bgl. noch Brünner Schöffenbud (14. Jahrh.) 
286 (Möfler Deutfche NRechtsbenfmäler II. ©. 181). Cod. Maximil. Ba- 
varicus Th. IV. cap. 4. $. 5 u. Anmerk. ad h. 1. Vgl. oben $. 8, Note 9. 

Zu ©. 116. Die donatio ante nuptias gehört freilich nicht hieher, 
ba fie als ein ob,rem datum nicht nach ber Theorie ber refolutivbebingten 
Verträge bebanbelt werben kann. Daß bie aber auch von ber lex com- 
missoria und ber in diem addictio gelte, hat Gerber (Beiträge zur Lehre 
vom Klagegrunde und ber Beweislaſt. Jena 1858) fchwerlich bargetban. 

Zu ©. 117, Note 16. Weber biefe fehr ftreitige Trage vgl nament- 
lich das Urtheil der Juriſtenfakultät zu Greifswald (Minbfcheib) v. 1. No: 
vernber 1856 (Blätter für Nechtspfl. in Thüringen 1858. Nr. 1. Ob. 6. 
©. 1—13), wo die gefammte Litteratur angeführt if. Die Juriſtenfakul⸗ 
tät entfcheibet fi, aus nicht überzeugenden @ründen, für bie entgegengefehte 


©. 118, 3.11 ift zwifchen „ben” und „Ausdrud” einzufchalten: „an 
bie Römifchen Quellenausbrüde fi anſchließenden“. 

©. 127, Note 48 I. „Mommfen Beiträge IL” nidht „IDI.“. 

Zu Note 44. Au Treitſchke S. 82. 

Zu ©. 266 fi. Auf ber bier gerügten unflaren Auffaffung beruft 
das Erkenntniß des Appellationsgerichts zu Dresden v. Jahre 1852 in ©. 
Schlegel ce. Schramm (Kletke Bräjubizien Nr. 910). Es lag ein Handel nah Be 
Heben vor, alfo ein gültiger Vertrag, fofern bad Referat bei Kletke richtig if. 

Der nady dem Drud ber beiben erften Theile biefer Abhandlung er: 
ſchienene Aufſaß von Dr. Ph. Hirſch, Abvofaten zu Hamburg (vgl. 5.48. 
Mote 14), bat weſentlich den Zweck, bie Hamburgifche Praris, namentlich 
bezüglich der Elaufeln „auf Beiht” und „auf Nachſtechen“ mitzutheilen. 
Auf das Mömifche Recht wird nur infoweit eingegangen, als erforberlich er- 
ſchien, um beffen ebereinflimmung mit ben angeblichen (vgl. 8.49) Grund: 
füben ber Hamburgifchen Praxis darzulegen. Der Verfaffer ſucht gegen Eropp 
auszuführen, baß bie emtio ad gustum ber Römer ein tefolutiobebingtes 
Geſchäft geweſen ſei: da er auf die Quellen nicht näher eingegangen tft, fo 
laͤßt fih ihm daraus fein Borwurf machen, daß er in ber Mömifchen de- 
gustatio ein dem Kauf auf Beficht entfprechendes Inſtitut ſah. L. 1. pr. D. 
de P. et C. (18, 6) wirb, nach bem Vorgang Bangerow’3, von einer de- 
gustatio ohne willführliches Rücktrittsrecht verſtanden. (Vgl. oben $. 12). 
Ein feltfamer Wiberfpruch ift es, bei biefer Anficht bie Worte ber J. 1. pr. 
et.: „videllcet quasi taus plenissime vensat quum fuerit degustatum“ 
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dahin zu verſtehen, dech zwar ber Wertung Fiubenb, oben Ihe bax Mehahek: 
übergang noch fuspenbirt ſei — als ob beisa vefsfntiubebingien Handbel bie 
Gefahr nicht ſegleich Übergingel Dex reditfeetigente Zuſetz „bock hat noch 
Niemand (1) behauptet, erſt durch dab Zameſſen werbe ein Kauf verbinblich 
bis dahin ſei er noch ſuspenſivbedingt“ iſt in doppelter Begiehung irrig 
Denn zwiſchen „verbinblih“ (bindend) und ſuspenſtobebingt beſteht gar Fein 
Gegenſatz, ſondern nur zwiſchen unbedingt (ober refolatiebebingt) wub bes 
bingt; ſobann geht gerade bie gemeine, allendingd unrichtige, Meinung ba- 
bin, daß ein Kauf ad mensuram zu ben bebingten Känfen gehöre (vergl. 
oben 5. 7). In L3.55.DdeC.EuLep. deP.e 0, fit 
bes Berfafiee mit Recht Zeugnifſe für bie Reſelutiobebdingungz auch entſchei⸗ 
bet er ſich dafür, daß im Zweifel Überhaupt für bie Nefolutiobebingung au 
präfumiren fei. Ganz übereilt iſt die Bemerkung ©. 159: „Unvollkänbig 
iR allerbings ber Kauf auf Beficht, aber binbenb für beibe Bartgien.” Denn 
ein refolutivbebingter Kauf kann bad nur darin umvollſtandig fein, baf sin 
Theil nicht gebunden ift, und biefer ift hier der Mäufer, ber «8 in feiner 
Macht Hat, den Vertrag aufzuldfen. Gegen bie Aunahme einer mora beim 
fuspenfivbebingten Kauf filärt der Verfaffer, außer bem Argumente v. Van⸗ 
geromw’3, zum Xheil biefelben praftifchen Gründe an, welche wir oben S. 180 
geltenb gemacht haben. Die tırigen Wrfichten deß VDerſaſſers über die Ge⸗ 
fabrätragung find bereits $. 49. Note 16 widerlegt. Erfreulich if mu 
bie völlige Uebereinſtimmung unferer Anſichten in Betreff ber Zeit ber Er: 
Märung (vergl. Hirſch S. 170 mit 8. 11 und 5 90 dieſer Abhandlung), 
wie überhaupt ber praftifche Takt, von welchem, ungeachtet mannigfachet 
Mißgriffe, bie vorbeſprochenen Erörterungen zengen- 

Sehr unglücklich if die Darftellung im Heife’3 Vorträgen 1814— 
1817 (Heiſes Handelarecht. Frankfurt 1858). ©. 82. „Wenn Waaren auf 
Probe gelauft fiub, b. h. fo, daß bem Käufer erſt noch eine Probe geliefert 
wurde (3), und bie Giltigkeit bes Handels bavon abhängen foll, ob er bes 
mit zufrieben if, fo geht bie Gefahr nie vor ber Biligung üben.” 

Nachzutragen iR aus ber Litteraiur nah: Molitor Les obligation⸗ 
en droit Romain (Gand 1852) t. IL Nr. 428-484. Derſelbe untericheibet 
ben Kauf auf Probe (vente à P’essai, ad comprobationem) von dem Kauf 
ad gustum. Den erſten erachtet er für balb ſusvenſiv⸗, bald vefolutinbebingt, 
nach ber Abficht ber Betheiligten; ber zweite, bie Nämifche degustatio, fei 
sefolutivbebingt, daher ben Käufer bie Gefahr bed Untergangs treffe. Die 
Slaufel werbe auch bier nicht fubintelligirt. Auch bei dem Kauf ad gustum 
Tiege eine Poteflativbebiugung zu Gunſten bes Käufers vor, daher ſich ber: 
felbe beliebig Yoßfagen könne. Die Zeit bes Prüfung fiehe im Zweifel im 
Belieben bed Käufers, fofern ihn ber Verfäufer nicht aufforbere — laſſe ber 
Käufer auch biefe Zrift vorübergehen, fo gelte ber Kauf ala aufge. Der 
Rauf ad visum fei wie ber Kauf auf Probe zu beuribellen. 
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ANechtsſprüche. 
vo. Commiſſionsvertrag. 


29. 


Kauf oder Kommiffionsgefhäft? Weigerung bes 
Commiſſionärs del credere den Namen des dritten 
Känfers zu nennen. Widerruf des ausgeführten 

Mandats. 


Die Handlung K. und W. in Köln hatte von dem Spedi⸗ 
teur P. in Halle Auftrag zum Verkauf von 200 Malter Roggen. 
In Ausführung diefer Ordre meldete fie ihm brieflich ben 19. Sep: 
tember 1854, fie habe von ben 2000 Maltern einftweilen nur 1000 
Malter zu 6 Thlr. 17%/, Sgr. für Rechnung feines Hauſes bege⸗ 
ben, und überfendete ben Schlußfchein zur Vollztehung, ber in ber 
Hauptſtelle Iautet, wie folgt: 

„Wir Tauften von Ihnen heute unter nachſtehenden Bebin- 
gungen 1000 Kölner Malter guten lieferbaren Roggen zu 
dem Preis von 67,5 Thlr. Preuß. Eourant unter Vergüs 
tung unferer Sommiffion für An und Verlauf, und 1 Sr. 
Courtage pro Malter beim Verkauf.” 

‚ Den 20. und 21. September zeigten K. und W. an, baß 
es ihnen gelungen fei, bie noch übrigen 850 und 150 Malter zu 
6 Thlr. 181/, Sgr. zu verkaufen. Die Schlußfcheine über beide 
Verkäufe wurben ebenfo wie ber erfte abgefaßt. Die Lieferung 
folte im März 1855 erfolgen. 

‚.. Da ungenditet erfolgter Aufforderung im März bie Lieferung 
nicht erfolgte, belangten K. u. W. die Handlung P. welche in Köln 
bei O. u. Comp. bafelbft Domicil genommen hatte, bei dem Hans 
belögericht zu Köln, mit dem Antrag, die geichlofjenen Käufe für 
— zu erklären, und Beklagte zur Zahlung von 3150 Chlr. 
8 Sgr. 9 Pf. Schabenserfab zu verurtheilen, welchem Antrag ge 
mäß aud in allen drei Inſtanzen übereinftimmend erkannt wurde. 

‚ Kläger hatte principaliter, nah dem Inhalt der Schluß: 
feine, feinen Antrag darauf geſtützt, daß er Selbftkäufer fei, und 
bemgemäß nach Code civil art. 1184 zur Auflöfung des Kaufver: 
trags wegen Nichterfüllung, fowie zur Geltendmachung feines in 
bes Differenz zur Lieferzeit beſtehenden Intereſſe befugt; eventuell 
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behauptet, daß er als Commiſſionär bes Beklagten bie geforberte 
Summe ald Schabenderfah beanfpruchen bürfe. 

Das Handelsgeriht hatte in dem Gefchäft einen Selbſtkauf 
gefunden, dagegen das Appellationdgericht aus der Correspondenz 
und ber Erwähnung von er Mb Countlage in ben Schluß: 
feinen gefolgert, baß eine Verkaufscommiſſion vorliege; daß auch 
Beklagter befugt fei, ben Beweis ber mit Dritten gefchloffenen 
Kaufverträge zu fordern, defſen Kläger dutch ſein del credere nicht 
überboben werde *); daß jedoch aus ben beigebradten Schrift: 
ftüden fich wirklich ergebe, wie Kläger die fraglichen Duantitäten 
in eigenem Namen verkauft, und an feine in ber Appellationsin- 
fang benannten Käufer geliefert, ober doch dieſen die Differeitzeit 
vergütet habe. Beklagter hatte fi weiter darauf berufen, Yaf er 
Anfangs März 1855 vom Kläger Namhaftmachung der britten Räu: 
fer verlangt Babe, um mit biefen das Gefchäft direkt durch Ver: 
gütung der Differenzen und zwar zu günftigeren Bebingungen zu 
reguliren, Kläger jeboch biefe — wieberholentlich 
and dem Grunde verweigert habe, weil er mii ſeinen Käufern rt 
direkt unterhandele, und nach ben gewechſelten Schlußſcheinen von 
Beklagten als Selbſtkaäufer anzuſchen ſel. Beklagter ſah tn feiner 
Aufforderung einen zuläffigen Widerruf des ertheilten Mandat 
vor erfolgter Abwickelung bes Geldhäftse (Code oivil art. 2004); 
durch Nichtnennung ber Käufer habe Kläger feine Verpflichtungen 
verlegt, nnd könne, ba ihm bei dem Erleiden des Schtidens eige⸗ 
nes Verſchulden zur Laſt falle, keinen Schadensetſatz won ihm, ſei⸗ 
nem Mandanten, verlangen (Code civil art. 1998--2000), viel- 
mehr ftehe ihm feinerfelts Auflöfung bes Mandatsvertrags (Code 
civil art. 1184) frei, womit feine Gegenverpflichtungen fielen. 

In Beurtheilung diefes, vom Appellationsrichter nicht näher 
berüdfihtigten, und in ber dritten Inſtanz als Caffationsmittel auf: 
geftellten Einwanbes führt der Rheiniſche Senat bed Ober 
tribunals unterm 28. April 1857 aus: 

Durch den Verkauf im eigenen Namen im Anftrag bes Conl⸗ 
ntittenten war bas Mandat des Commiſſionärs, nachdem er fi 
für den erzielten Breis bem Committenten als Selbſtſchuldner ver⸗ 
pflichtet Hatte, erfüllt; eine Zurücknahme bes Auftrags kam Au 
nicht mehr in Betracht; vielmehr blieben nur noch aus ber Voll⸗ 
führung des Anftrags Verpflichtungen, fomwohl des Kommifftondts 
in feiner Eigenfchaft als Schuldner des Committenten aus den 
Schlußfcheinen, als auch die Gegenverpflichtung bed Committenten, 
den Commiffionär für bie ihm aus feinen Verpflichtungen gegen 
*) Bol. bie gleichlautenden Urtheile des Obertribunals zu Berlin in 

Etriethork 8 Arhiv LS. 14— 16. M. ©. 212 ff, und Ent⸗ 
ſcheidungen XIX. ©. 185. 1X. S 189. DIN. ©. 866 
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die Drittkſuer erwochſenen Nochtheile ſchadles zu halten 
Don Folgen einer Mandatwerkehung konnte ifo nicht mehr 
Rebe fein, wielmehr hätte Caſſationsklaͤger ein Beſtreiten der Sches 
bemserhabforberung wur bavauf gründen Tönnen, daß er ſich erbeten 
hätte, ben Caſſationabeklagten gegen bie in Ausführung des Mans 
dats abernommenen Verpflichtungen zu vertreten, und daß er, hiegu 
buch die Weigerung des Gaflationsbellagten außer Stand gelebt, 
nachweiſt, dah er deu von diefem erlittenen Schaden nicht oder wicht 
in dem behaupteten Umfang erlitten haben wärde. 
(Gtseiherf’s Archto für Rechtsfalle Bd. 24 ©. 294-287.) 


3. 


Kann ber VBerlaufscommiffionär del credere felbft 
als Käufer des Commiſſionsguts angefehen werden? 
Bann ift das Eommiffionsgefhäft ausgeführt? 


H. in Botzen Ieiftete dem ©. in Trient für ben Betrag ber 
Selbe, welche S. im Laufe bes Jahres 1853 an DB. in London 
zum Berlanf in Commiſſion geben wärbe, unbebingte Garantie. 
Im September 1858 überfendete ©. an DB. einen Ballen Seide 
bon 800 Londoner Pd. Netto, und erhielt am 17. Febr. 1854 von 
B. die Factur, wonach B. an ©. unter Abzug aller Speſen und 
4%), Delsvevereprowifton einen reinen Verkaufspreis von 439 . 
18 Sh. 6 P. zahlbar in London am 14. Juni 54 facturirte amd 
in feinen Büdern an Um 4. März 1854 ſuspendirte B. 
feine Zahlungen, Der Seibenballen war noch nicht verfauft, ſon⸗ 
den wurbe von B. an S. zur Dispofition geftellt, worauf S. 
ben Bürgen H. aufforderte, ben Seidenballen gegen Bezahlung 
bes Facturapreiſes von 439 2.138 Sh. 6 P. ſelbſt zu übe 
nehmen, wibrigenfalls ©. ihn lediglich auf Gefahr und Koften von 
9. im London werlaufen, ben Erlös a conto bes Facturapreiſes bes 
sechnen, und bie Differenz ge en H. einklagen werde. Da 9. fi 
bierüber nicht binnen der beitimmten Friſt erflärte, fo nahm ©. 
ben Seibenballen von B. auf Abſchlag feiner Forderung an Zah⸗ 
Inngskatt, und ließ benfelben in London verkaufen, wobei aber 
— ber mittlerweiſe gefallenen Seidenpreiſe nur 837 L. 10 Sh. 
6%. erlöſt wurden. Die Differenz mit 102 L. 2 Sh. 6 P. nebſt 
60/, Zinſen vom 14. Juni 1854 klagte ©. gegen H. ein. 

Er ſtütte ſich auf die von ihm angenommene Factura bes 
B., wonach dieſer, ſofſern er die Waare nicht verkauft babe, ſich 
doch jedenfalls als Schuldner des Kaufpreiſes bekannt habe, ſonach 
feib als Käufer anzuſehen ſei; ſowohl nad dem Geiſt bes in 
Südtirol geltenden Codice di comercio art. 91, ale nad kauf⸗ 
maͤnniſchem Gewohnheitsrecht. 
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Der Beklagte wendete ein, daß er für den Verkaufspreis der 
Seide nur haften würde, wenn wirklich ein Verkauf bes Com⸗ 
miſſionsguts ſtattgefunden habe. Das ſei nicht der Fall geweſen. 
Der Commiſſionär ſei dem Committenten gegenüber nach Clrilrecht, 
und daran hätte dad Handelsrecht nichts geändert, nur deſſen Mans 
batar; als foldher babe er zwar für feinen Committenten Rechte 
erwerben und Berbindlichkeiten eingehen Finnen, nicht aber durch 
einfeitigen Act, wie bie in Bezug genommene Scheinfachur, das 
Berkaufsgefhäft des Seibenballens für fi mit Rechtswirkung 
abjchliegen Tönnen. Auch ftehe in der Factur nichts davon, daß 
B. die Seide felbft als Käufer behalten Habe oder behalten wolle, 
und die Factur fei nie acceptirt worden. B. babe mit fich felbft 
feinen Kaufvertrag abfchließen können, und habe auch nicht Eigen- 
thümer bes Ballens werben können, da er den Grund feiner Ge⸗ 
wahrfame nicht eigenmächtig ändern burfte. 

Der Berkaufsauftrag fet fomit gar nicht vollzogen, beide 
Theile feien von dem Kommiffionsvertrage durch NRüdftellung und 
Zurücknahme des Ballens abgegangen: es fei willkührlich, in ber 
Zurädnahme eine Hingabe an Zahlungsftatt zu ſehen. Habe Klä- 
ger in der Yolge über den Ballen nad, Belieben verfügt, fo fei 
das auf deſſen eigne Gefahr gefchehen; die Garantieverbindlichkeit 
bes Beklagten habe ſich lediglich auf das unvollgogene Commiſſions⸗ 
geihäft mit B. beichränft. 

Das Kreisgeriht zu Boten 8. San. 1857 verurtheilte 
Bellagten nach dem Antrage, indem es davon ausging, baß nach art. 
91 des Codice di comercio der Commiflionär in eigenem Namen 
banbeln, ſomit das Eigenthum ber ibm übergegebenen Sache als 
Käufer erwerbe, fobalb er jelbit dem Committenten erfläre, bas 
Gut fei verkauft, und er habe ihm ben Kaufpreis in feinen Büchern 
qutgefchrieben. Das habe B. gethan, und ©. die Verkaufsrech⸗ 
nung angenommen. Dadurch fei das Commiffionsgefhäft vollzo⸗ 
gen, B. Eigenthümer bes Ballens geworden; bie Zurüdftellung 
des Ballens auf Abſchlag des Tacturapreifes fei Leine Aufhebung 
bes Commiflionsgefhäfts, fondern ein neues Rechtsgeſchäft ge- 
weien, welches an ber Haftung bes Bürgen nichts änderte. 

Der Bellagte wendete in ber Appellationsbeſchwerde zunächſt 
ein, daß bier das Engliſche Recht zur Anwendung kommen müffe, 
und Kläger verpflichtet fei, daſſelbe barzulegen. Aber auch ber 
Codice di com. enthalte Teine Stelle zur Rechtfertigung des Satzes, 
baß der Commiflionär als Käufer des Kommiflionsguts zu ver- 
muthen jet, felbft menn er das Gut an Dritte verkauft zu haben 
vorgebe, und erwiefen werbe, daß das Gut in der That noch 
unverwenbet vorliege, die Verfaufsrehnung baher ein Scheinaft 
fein müſſe. 

Kläger entgegnete, daß ber Codice di com. maaßgebend fet, 
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weil er nit B., fondern H. aus dem im Inland gefchloflenen 
Sarantievertrage belange. Er führte außer ben ſchon in erfter 
Inſtanz geltend gemachten Grünben an, daß B. eine del credere 
Proviſion berechnet, und ſchon um beswillen, als Mebernehmer des 
del credere, für den Kaufpreis perfönlic, einzuftehen babe; folglich 
auch H. als deſſen Bürge. 


Das Oberlandesgericht zu Inspruck beſtätigte un⸗ 
term 24. Februar 1857 das erſte Urtheil. 


Weil B. befugt war, die Seide im eigenen Namen an Dritte 
zu verlaufen, fei er auch berechtigt geweien, bie Seibe felbit zu 
behalten, und durch die Erklärung, daß er ben beftimmten Preis 
dafür zahlen werde, beren Eigenthum zu erwerben. Dem Com⸗ 
mittenten ſei e8 nicht um ben Namen bes Käufers, fondern um 
ben Preis der Waare zu thun. Das Commiffionsgefhäft komme 
durch bie Rechnung, welde ber Commiflionär dem Committenten 
barüber ablege, zum Abſchluß (AU B. ©. B. $. 1012), und es 
beftänden zwifhen beiden nur noch jene Rechte und Verbindlich 
— welche ſich aus dem Reſultat der genehmigten Rechnung 
ergäben. 


Die außerordentliche Reviſion wurde vom Oberften Ge 
rihtshof durd Urtheil vom 12. Mai 1857 verworfen aus fol- 
genden Gründen: 

Der Kläger bat fi nicht auf Englifhes Recht bezogen, 
braucht bafjelbe alfo auch nicht zu erweifen. 


Nah der Natur des Commifjionsvertrags und der kaufmän⸗ 
nifhen Webung ift das Commifjionsgefhäft als vollführt zu be 
trachten, unb das Forderungsrecht gegen den Commiſſionaͤr bes 
gründet, wenn Legterer dem Erfteren bie Verlaufsrehnung einfen- 
bet, ibm bie Gutjchreibung bes nach Abzug ber Speſen und Com⸗ 
miflionsgebühren erübrigenden Kaufpreifes bekannt gibt, und ber 
Sommittent die Rechnung angenommen bat, ohne Anftand dagegen 
zu erheben. Dieſes einmal begründete Forderungsrecht bes Com: 
mittenten erloſch nicht dadurch, daß fih in der Folge das Com⸗ 
miffionsgut noch unverkauft im Beſitze des Commiſſionärs vorfand, 
weil jeder vertragichließende Theil dem Anderen auch für Scheins 
handlungen, täufchende Zufagen, für fälſchliches Vorgeben verant: 
wortlich bleibt und Genugthuung zu leiften hat (A. B. G. B. 6.869, 
878, 923). Auch war Kläger beredtigt, die noch vorgefundene 
Commiſſionswaare auf Abſchlag feiner Serberung zurädzunehmen, 
zumal Kläger dem Bellagten die Verfügung barüber freigeftellt, 
und der Verkauf der Waare fi) als ein die Schuld des Commiſ⸗ 
fionärd vermindernder Vorgang barftellt. 


(Algen. Deſter. Gerichts3. 1857. Nr. 95. 96.) 
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8. 
ECommiffionsvertrag Wann ift die Propifion ver- 


bient? 


M. O. nomine feines Hauſes O. H. vnd Camp. in Newyork 
klagte vor dem Hamburger Handelsgericht gegen 8. H. und Gehe 
auf Bezahlung von 893 Mark Banco 8 Sch. Commwiſſion für die 
von feinem Haufe in Newyork effectuirten Verkäufe von Monufal- 
turwaaren, welche nur deshalb nicht zur Ausführung famen, weil 
bie Waaren nicht in ben Befid bed dortigen Hauſes gelangten. 

Das Handelsgeriht wied die Klage durch Erkenntniß vom 
15. Olftober 1856 ab, weil das Nägeriſche Haus die Berfäufe erfi 
abſchloß, als es ſchon wiſſen mußte, daß ber Auskieerung ber 
Waare ih Schwierigleiten onbgegenitellten, und daß biefe Schwie⸗ 
rigkeiten nicht in ber Schuld des Dellagten Inge. 

Das Hamburger Obergericht ſprach Bagegen- unterm 1% Des 
ceınber 1866 dem Kläger bie Proviſion zu, falls berfelbe num erweiſen 
konne, daß bie von ihm angezeigten Berläufe wirklich ſtattgefumden 

Das Dbevappellationsgeriht zu Lübeck hat unterm 
80. April 1858 biefes obergerihtlihe Erkenntniß beftätige. In 
dep Enticheidungsgrünhen wird ausgeführt, daß bie Veklagten mit 
Unrecht ſich guf bie für Mäkler in Hamburg geltenden Vorſchrif— 
ten beriefen, baß bie Provifion eines Verkaufscommuſſionars erft 
verdient fei, wenn das ihm übertragene Geſchäft in Uung ge 
gangen fei. Nah den Grundſätzen des gemeinen Rechts mülie 
vielmehr als Regel feftgehalten werben, m: der Kommittent ver: 
pflichtet jet, feine &egenleiftung für em dem Eommiffionär aufge 
tragenes Geſchaäft, aljo die Provifion, dann zu — wenn und 
ſobald der Commiſſionär daſſelbe rechtlich zum Abſchluß gebracht 
babe, und: die Frage, ob bad Geſchäft ſpäter zur Ausfſlhrung ge 
bommen fet, berühre bie Forderung bed Commiſſtonärs überall 
nicht. Keinenfalls könne befien Anſpruch anf Proviſion in einem 
Balle für. befettigt erachtet werben, we bie Ausführung nicht durch 
bloßen Aufall vereitelt werben fer, fondern, wie bier, der einfeltige 
Mile des Committenten ober ſeines Stellvertreters bie Erfullung 
bes Geſchaͤfts verhindert habe. 

(O. 3 Rt. 542.) 


82. 
Megret bes ausltändiſchen Eommilfionärs gegen ben 
Committenten wegen der Nadhtbeile, welde der Com 
miffionär durch feine eigenen im Auslande aus ge⸗ 
führten und nad dortigem Net gefehwidrigen 
Handlungen erlitten bet 
Braun und Blöm in Nonsborf Beanftragten ben Agenten 
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Morin in Paris, ihr Fabrikat, beſtehend in Zundhütchen, an 
franzöfifche Exporteure zu verkaufen. In Folge Weifung des Morin 
verfandten Braun u, Blöm denn aud an eine ihnen aufgegebene 
Adreſſe m Havre zum Export nah Amerifa, und zwar als 
Tranjitgut eine Quantität Zünbhüthen — in Heinern Etuis, 
welche ben Namen resp. das Fabrikzeichen bes Hauſes Goupillard 
u. Somp. in Havre trugen. 

Diefes Haus, welches hievon Kenntniß erhalten hatte, be: 
antragte bei der franz. Zollbehörbe auf Grund bes franz. Geſetzes 
von 28. Juli 1824 die Sequeftration ber fraglihen Zündhütchen, 
in Folge beifen denn in Paris gegen Morin ein ftrafgerihtliches 
Derfahren eingeleitet wurbe, in weldhem das Haus Goupillard u. 
Comp. als Civilpartei auftrat. 

Das bezogene Geſetz vom 28. Juli 1824 verbietet nämlich 
im Art. 1 bei einer Geldſtrafe und Schadenserfab die Anmaßung 
des Namens und Fabrikzeichens eines franzöflichen Yabrikanten, 

und fügt dann im Art. 2 Hinzu: 

„tout commissionaire devient passibloe des effets de la 
ponrsnito, lorsqu’ il asciemment expos6 an vente on mis en cir- 
culation les ohbjets marques des noms supnosds om altérés.“ 
Morin machte gegen die Straf- refp. Civilentſchädigungs⸗Anſprüche 
geltend, ba die fraglichen Zündhütchen nicht zur Conſumirung in 
Frankreich beſtimmt geweſen und dort weder zum Verlaufe ausge: 
ftelt, noch in Birculation geſetzt worden, baß biefelben vielmehr 
als Tranfitgut durch Frankreich gegangen feien und alſo die be 
treffenden Collis gegen jebe Unterfuhung ihres Inhalts gefehlich 
geſchützt ſein müßten. 

Die franzoſiſchen Gerichte gingen indeß auf dieſe Darſtellung 
des Morin nicht ein, verurtheilten denſelben vielmehr zu einer 

eldſtrafe von 500 Franken, fowie dem Haufe Goupillard und 
mp. gegenüber in eine Civilentihäbigung von 20,000 Franken, 
(J. Recueil von Sirey Bd. 54 Th. L ©. 918 u. ff). Um bie 
in Folge befjen gezahlten Beträge zurüdzuerhalten, leitete Morin 
gegen das Haus Braun u. Blöm bei dem Kgl. Handelsgerichte zu 
Iberfeld eine Erſatzklage im Betrage 6755 Thlr. 25 Sgr. nebſt 
Zinſen und Koften ein, 

Zur Rechtfertigung diefer Klage führt er unter Anbern an: 

die. gegen ihn von den franzöfiihen Strafgerichten ergangenen Ur: 

eile bilbeten blog in — nicht aber in Preußen formelles 

echt, — er Kläger ſei daher befugt, bier in Preußen von neuem 
bie Behauptung aufzuftellen, daß er wegen ber ihm zur Laft ge 
festen Handlung nicht als firaffällig oder Schadenserſatzpflichtig 
angejehen werben könne. Solches koönne aber in ber That nicht 
fein, da in dem Umftande, daß bie fraglichen Zünbhütchen als 
Tranfitgut durch Frankreich dirigirt wurden, nicht eine in dieſem 
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Lande im Sinne bes Geſetzes vom 28. uli 1824 ſtattgehabte 
Circulation gefunden werben fönne; daher fei feine (be Morin) 
Berurtheilung als ein durch höhere Gewalt unb bloßen Zufall er: 
fittener Schaben zu betrachten, der als foldher gemäß Art. 2000 
bes B. ©. B. ihm von feinen Committenten erfebt werben müffe 
— und zwar in vorliegenbem Falle umfomehr, ald man bisher 
allgemein ber Anficht gewefen fei, daß die Verfenbung von Waa- 
ren als Tranfitgut dieſelbe nicht blo8 gegenüber ber Donane, fon: 
dern aud gegenüber von Privatperfonen jeglicher Eontrolle entziehe, 
woraus folge, daß den Kläger in Feiner Weiſe ein Vorwurf treffe. 

Bon Seiten des verflagten Haufes Braun u. Blom wurbe 
die Abweifung der Klage begehrt unb dafür unter Anderm ange 
führt: die DVerurtbeilung einer Perfon im Strafverfahren bilde 
überhaupt res judicata gegen ben VBerurtheilten zum Vortheil aller 
dritten Perfonen, die dabei ein Intereffe haben, mögen diefe letz⸗ 
teren Perjonen bem nämlichen, ober einem andern Staate angebös 
ren, jedenfalls müſſe Morin aber bie Urtheile feines eigenen Lan- 
des überall wiber fich gelten laſſen; ber Committent hafte dem 
Commiſſionär nad Art. 2000 des B. ©. B. für die in Ausfüß- 
rung des Commiſſionsgeſchäfts erlittenen Schäben nur dann, wenn 
diefem dabei fein Mangel an Borfiht zur Laſt falle; dies fei aber 
vorliegend bezüglih Morin's ber Fall, da er als Commifitonär 
bie einfchlägigen Strafgefeße feines eigenen Landes kennen müſſe, 
und daher nur auf feine Gefahr biefelben' habe übertreten können. 

Das Kgl. Handelsgericht zu Elberfeld pflichtete durch Ur: 
theil vom 24, Oktober 1855 der Anfiht des befagten Hauſes 
bei und wies die Klage von Morin ab. 

Diefer legte darauf Appell ein, wieberbolte feine urfprüng- 
lichen Klageanträge, begehrte aber dann noch ſubſidiariſch, daß das 
Haus Braun u. Blöm wegen feiner Theilnahme an ber dem Mo⸗ 
rin zur Laft gelegten Hanblung resp. wegen ber baraus erwach⸗ 
fenen Solidarität, wenigſtens zum Erſatze der Hälfte der einge 
klagten Summe verurtheilt werben möge. 

Der Appellationshof zu Cöln erließ indeß unterm 14. Mai 
1857 folgendes confirmatoriihe Urtheil: 

J. E., daß die unterm 4. April und 14. Juli 1854 rechts: 
Träftig ergangenen Entfcheidungen, als von ben zuftänbigen Gerich⸗ 
ten bes Zandes des Appellanten erlaflen, ihrem ganzen Inhalte 
nad gegen benfelben formelles Recht bilden und bezüglich ihrer 
materiellen Richtigfeit in gegenwärtiger Sache einer Unterſuchung 
nicht unterliegen; 

daß ber in benfelben ausgefprochenen Verurtheilung die An- 
nahme zum Grunde liegt, baß ber Appellant fich einer Zuwider⸗ 
handlung gegen ben Art. 1 8. 2 des Geſetzes vom 28. Juli 1824 
dadurch ſchuldig gemacht, daß er als Sonmiffionär eines beutichen 
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Haufes von biefem verfertigte, mit dem Namen und bem Fabrik⸗ 
zeihen bes franzöflichen —— Goupillard u. Comp. fälſchlich 
verſehene und als Tranſitgut zum Export von Havre nad Ame⸗ 
rika deklarirte, Zündhütchen auf franzöſiſches Gebiet babe ein⸗ 
führen laſſen und im Sinne jenes Geſetzes wiſſentlich in Circula⸗ 
tion geſetzt habe; 

daß daher der Appellant wegen eines Vergehens condem⸗ 
nirt worden iſt, welches von ihm als Einwohner Frankreichs in 
Frankreich und zur Benachtheiligung eines franzöſiſchen Fabrikhau⸗ 
ſes begangen worden iſt; 

daß die als ein Vergehen qualificirte Thathandlung, da 
fie eine dem Appellanten perſönliche iſt, und die Beweiſe der 
Selbſtſtändigkeit an ſich trägt, in ihren Folgen von der den franz. 
Verbotsgefegen nicht unterworfenen Appellatin nicht zu vertreten 
ift, da der Verluft, weldhen der Appellant durch die Verurtheilung 
erlitten bat, nicht als ein durch bloßen Zufall entitandener und 
als ein folcher erfcheint, von welchem er ohne eigenes Verſchulden 
betroffen worden, ba er bie Geſetze feines Landes kennen mußte und 
felbft, fofern er geglaubt haben möchte, daß die ihm in den Ur: 
tbeilen vom 4. April und 14. Juli 1854 zur Laſt gelegte Hand⸗ 
lung eine Uebertretung des Geſetzes vom 28. Juli 1824 nicht in- 
volvire fi in einem nicht unverſchuldeten Irrthume befunden und 
fomit immerhin durch eigene Unvorfichtigfeit ben Verluſt herbeige⸗ 
führt haben würde; 

daß folglich die Bedingung nicht eingetreten ift, unter welcher 
ber Appellant berechtigt fein würbe, die ber Klage zum Grunde 
gelegte Vorfhrift des Art. 2000 des B. G. B. anzurufen und 
nad Maaßgabe dieſes Geſetzes einen Anſpruch gegen die Appella- 
tin auf Erflattung ber Gelbitrafe und Entihädigung zu begrün- 
ben, zu welcher er verurtbeilt worden iſt; 

J. E., daß ebenſowenig der Subfidiarantrag bes Appellan- 
ten gerechtfertigt erfcheint, da in Beziehung auf ben unter einer 
der Appellatin fremden Gefehgebung dem im Auslande domizi⸗ 
lirten Haufe Goupillard und Comp. zuerkannten Schabenserfak 
eine bie Solivarität zwifchen dem Appellanten und der Appellatin 
begründenbes Verhältniß nicht obwaltet, aus welchem bie Verbind⸗ 
lichkeit des letzteren zur antheilmäßigen Wiedereritattung bes bes 
treffenden Betrages abgeleitet werden könnte. 

Aus diefen Gründen ꝛc. 


(Arhiv für daB Eivil- und Eriminalcecht ber Preuß. Rheinprovinzen 
Bd. 52 S. 242 — 246). 
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VII. Speitisnsvwerireg. 
33. 


Verpflihtung bes Spediteur für Diebftahl gegen 
ben Fuhrmann aufzulommen. 


Der Spebiteur haftet gegenüber dem Abfender nah Satz 81., 
96 des Anhangs zum Bad. Landrecht für den Schaden und der 
Abgang, ben die Waaren untermeg& erleiden, gleihgültig, ob dieſer 
ſich durch fein Verſchulden bei ihm, oder bei den von ihm emäll: 
ten Zwiſchenverſendern ergab, infofern nicht der Schaden durch 
Zufall oder höhere Gewalt verurfaht wurde (Anh. S. 98. 99). 
Zu biefen Zwilchenverfendern gehören die Fuhr- und Schiffsleute 
Der an bem Fuhrmann W. verübte Diebftahl befreit baber den 
beflagten Spediteur nicht von ber Haftungsverbindlichkeit, da nicht 
behauptet wurde, baß "der Diebftahl mit gewafneter Hanb, ober 
fonft mit Uebermacht verübt wurde. 2R. ©. 1782. 1784, vol 
mit ©. 1952. 

Urtheil des Oberhofgerichts zu Mannheim vom 12. 
März 1857 in ©. Beil u. Comp. c. Forſchner. (Magazin für 
Badiſche Rechtspflege. Bd. III ©. 431). 


34. 


Verpflihtung des Spediteurs, die auf ben Belani 

des Speditionsguts auf ihn gezogenen Tratten zu 

bonoriren, fofern ibm der Auftrag zur Spebition 
mit diefer Maaßgabe ertbheilt worben. 


Krabe und Burk Haben an H. Mutzenbecher u. Comp. eine 
Partie Waaren geſchickt mit dem Auftrage, diefelbe an Leinau Her: 
manos u. Comp. in Buenos Ayres zu fenden, und in bemfelben 
Brief ihnen mitgetheilt, daß fie den Betrag jener Waare mit Bco 
Mark 5071. 12 Sch. nad einem Monat brei Monat dato trafit: 
ren werben. Mutzenbecher u. Comp. haben bie Waare fpebirt, 
balten ſich aber nicht für verpflichtet, nun aud bie Wechſel zu 
acceptiren. Es Hagen daher Kratze und Burk auf Accept ber: 
felben. 
Excipiendo erwibern Mutzenbecher u. Comp., bie Klage fa 
al8 eine dunkle zu betrachten, da aus berfelben durchaus nicht er 
helle, aus weldyem Grunde denn bie Kläger die Annahme der Wed: 
jel verlangten. Es feien nur Thatfachen, melde von den Klägern 
zur Begründung ihrer Klage vorgebracht worden, Thatjachen, aus 
denen eine juriftiihe Verpflichtung zum Accepte nicht zu erfehen 
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je. Wllerdings räumten fie ein, bie fraglichen Waaren zur Spe 
bition erhalten und auch am Leinau Hermanos u. Eomp. gefanbt 
zu haben, damit jel aber durchaus nicht gefagt, daß fie nun auch 
den Werth ber fpebirten Güter bezahlen müßten. Den Brief ber 
Kläger vom 2. September haben fie nicht beantwortet, ein ver: 
pflichtendes Verhaͤltniß beitehe weder zwiſchen ben Lebteren und 
ihnen, noch zwilchen ihnen und Leinau Hermanos u. Comp. und 
baten fie daher, bie Klage abzumeifen. 

Replicando bemerken die Kläger, von einer Dunkelheit ber 
Klage Tönne allenfalls nur infofern die Rede fein, als derfelben ein 
technifher Name fehle, es fei ja aber allgemein befannt, baß die 
fe8 Erforderniß einer Klage, welches das ältere Römiſche Recht 
‚aufgeftellt hatte, längſt bejeitigt worden. Warum bie Mäger auf 
Annahme der Tratte bringen, liege volllommen Kar vor und ber 
Grund diefes Verlangens beftehe einfach darin, daß Mutzenbecher 
u. Comp. den Auftrag, wie er im Briefe vom 2. Septbr. v. J. 
enthalten war, angenommen hätten. In biefem Briefe fei ihnen 
aufgetragen worben, bie Waare zu fpebiren und dann bie Wechfel 
zu acceptiren. Das Erftere haben fie gethan, das Lebtere wollen 
fie verweigern. Ein Auftrag könne aber nicht zur Hälfte erfüllt 
werben, er mäffe ganz erfüllt oder ganz unterlaflen werben. Die 
Kläger bezogen fich hierfür auf Präfubicate, welche dieſen Grund⸗ 
fat anerfannt haben, namentlich in Sachen Grete contra Herten: 
feld und in Sachen Dr. Peterfen contra Gebr. Möller. 
| Die Bellagten entgegneten duplicando, daß die angeführten 
Präjudicate hier nicht maßgebend fein Fönnten, ba in jenen Fäl- 
Ien eine Verbindung zwifhen ben Parteien beitand, von der bier 
nicht die Rebe fer. Es babe durchaus nicht in ihrer, ber Beklag⸗ 
ten, Abficht gelegen duch Spedition der Waare bie Garantie ba- 
für zu übernehmen, daß die Verkäufer auch ben Preis für biefelbe 
bezabli erhielten, und daß fie an ein ſolches del credere Stehen 
nicht gedacht hätten, gebe auch ſchon aus dem Umſtande hervor, 
dag fie ſich durchaus Feine Provifion von den Klägern ausbebun- 
gen hätten, wie biefes immer geſchähe, wenn man für einen Drit: 
ten del credere jtehe. 

Die erfte Kammer bes Hamburgifchen Handeldgerihts ex- 
kannte bierauf in der Aubienz vom 14. Januar 1858, bahin: 

da bie Bellagten die ihnen im Mägerifhen Schreiben vom 2. 

Nov. vorigen Jahres, Anl, 2, advifirte Waare nicht befördern 

durften, wenn fie nicht die dagegen in ſolchem Schreiben ihnen 
adpviſirte Tratte zu bonoriren gemeint waren, 

daß Beflagte bie in Anl. 3 vorliegende Tratte in 24 Stun: 

den sub poena executionis auf ben Wechfelbetrag von Beo. 

Mark 5071 12 Sch. abzüglich des laufenden Disconto zu 

37 ® 
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acceptiren, aud dem Kläger bie ae und Brocefloften 

zu erjegen ſchuldig. (©. 3. Nr. 4 
Beftätigt durch Erfenntniß bes amburgifgen Dbergeridhts 
vom 12. März; 1858, ohne Entieidungsgründe. (G. 3. Rr.486.) 


35. 


Iſt bei nicht bebungener Lieferungszeit ber Spebi- 

teur ſchadenserſatzpflichtig, falls er es unterläßt, 

gleichzeitig mit der Abſendung ber Waare ben Avis: 
brief an den Adreſſaten zu befördern? 


Die Handelsleute Gebrüder G. übergaben am 20. Septbr. 
1854 dem Spediteur R. 5 Colli Waaren zur Verſendung nach 
Rzeszow. Die Waaren langten dort am 4. Oktober 1854 am, 
wurben aber erſt am 13. Dftober, an welchem Tage ber Avis⸗ 
brief anlangte, an bie Befteller ausgefolgt, welche durch ben ver- 
jpäteten Empfang in ihrer faufmännifhen Spekulation beeinträd- 
tigt zu fein behaupteten, indem fie nun die Waaren nicht mehr 
zur Herbftfaifon abjegen zu können angaben. Ste belangten ba- 
ber den Spebiteur auf eine Entihäbigung von 50 fl. C. M. wel- 
hen Schaden fie durch Schaͤtzungseid darzuthun gedachten. Das 
Kreisgericht zu Rzeszow wies die Kläger ab, indem es unter An⸗ 
derem ausführte, daß ber Spebiteur in Erman gelung einer ver⸗ 
abredeten Lieferungs⸗ und Moifirungszeit nicht weiter bafte, ba er 
den empfangenen Auftrag thunlichſt ſchnell vollzogen babe, und 
die Waaren an bie Adreflaten gelangt feien. 

Dagegen nahm das Oberlandesgericht zu Krakau in 
dem Urtheil vom 30. December 1856 an, daß in Folge ber ver- 
fpäteten Ankunft des Avisbriefes bie Kläger ihre Waare nicht hät: 
ten rechtzeitig beziehen können; daß ein geregeltes Speditionsge⸗ 
ſchäft gleichzeitige Abfendung der Waare und bes Avifobriefes er- 
fordere ; daß Bellagter hätte darlegen müſſen, daß er an bem fpä- 
teren Anlangen bes Avifo feine Schuld trage; bie bloße Bes 
hauptung, es fei der Brief auf der Poſt liegen geblieben, genüge 
nit. In Ermangelung ſolchen Beweifes falle dem Spebiteur eine 
auffallende Sorglofigfeit zur Laſt, für welche er gemäß T. 1297. 
1824 des A. B. ©. 8.8 hafte. 

Hinwieberum trat der Oberfte Gerihtshof in dem Ur 
tbeil vom 17. März 1857 bem erften Richter barin bei, daß bem 
Beklagten wegen der nicht bebungenen Lieferungszeit feine Saum- 
fal vorgeworfen werden könne. 

(Allg. Oefterr. Serichtäg. 1857. Ar. 81) 
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86. 


Transport von Spebitionsgütern durch die Eifens 
bahn. Beſchränkung der Erſatzpflicht des Spebditeurs 
für verlorne Güter auf das von ber Eifenbahnver: 
waltung reglementsmäßig vergütete DQuantum*). 
Pfliht zur Affecurirung? 


Karl Seyb zu Elberfeld ftand feit länger als einem Jahre 
mit Endris⸗Breidenbach zu Düffeldorf in einer Geſchäftsverbindung, 
vermöge beren Erfterer Waaren, die für ihn von andern Orten 
her nach Düffeldorf gefandt wurden, von dort durch Endris-Brei⸗ 
denbach nad Elberfeld fpediren Tief. So fam im Septbr. 1856 
von Rees ein Ballen Baumwollenwaaren für Carl Send nad 
Düffelborf, welchen Endris-Breivenbady nad Elberfeld ſenden folls 
ten, was fie jedoch, da fie jedoch, da fie ihr Spebitionsgefchäft 
eingeben laſſen wollten, nicht mehr felbft beſorgten, fondern durch 
Bauer beforgen ließen. Diefer verfandte den Ballen auf der Düf- 
ſeldorf⸗ Elberfelder Bahn, wo bderfelbe verloren ging. Die Eifen- 
bahn⸗Geſellſchaft gab zu, daß fie den Ballen erhalten babe, und 
daß derfelbe nicht an feine Adreſſe gelangt fei, fie hielt fi aber 
ihrem Reglement gemäß nur zu einer Entihädigung von 32 Thlr. 
24 Sgr. verpflichtet. Seyd verlangte jedoch von Endris-Breiden- 
bach den vollen Werth bes verloren gegangenen Ballens, den er 
zu mehr al8 300 Thlr. angab, indem er behauptete, daß Endris- 
Breidenbach, wenn fie felbft, oder burch einen Zwiſchen⸗Spediteur 
fi der Eiſenbahn als Transportmittel hätten bedienen wollen, 
verpflichtet geweſen feien, den Ballen zu verfihern und dadurch 
die Verbindlichkeit der Kifenbahn-Gefellihaft zur Vergütung des 
vollen Werthes herbeizuführen, daß eime foldye Verſicherung auch 
fogar aufgetragen geweien fe. Endris⸗Breidenbach ließen ben 
Bauer, und biefer die Eifenbahn-Gefellichaft beilaben. Für Enbris- 
Breidenbady und für bie Adcitaten wurde dem Verlangen des Seyb 
bie beftehbende commercielle Ufance, wonach ſtets mit der Eifenbahn 
fpedirt und nur bei fpeciellem Auftrag verfichert werde, fo wie 
auch die bisher zwilchen ben Hauptparteien beftandene Verfah⸗ 
rungsweiſe entgegengejebt. 

Durch Urtheil vom 31. December 1856 ftellte das Handels⸗ 
gericht zu Elberfeld die zu Teiftende Entſchädigung allen Parteien 
gegenüber auf nur 32 Thlr. 24 Sgr. feit, und wurde biefes Ur: 
theil, auf Appellation des Klägers durch Erfenntniß des Appellho- 
fes zu Eöln v. 27. Mai 1857 aus folgenden Gründen beftätigt: 

% E., daß nad Art. 98 des H. E. B. der Commifjionär 
für den Verluſt ber durch ihn verfendeten Waaren haftet; daß der 


*) Bol. Entwurf des Handelsgeſetzbuches art. 957 alin. 3. 


512 Rektäipehe, 


darin vorgefehene Ausnahmefall höherer Gewalt nicht vorliegt, da⸗ 
ber mit Hecht in bem erftrichterlichen Urtheil die Entfhäbigunge- 
Verbindlichkeit an ſich ausgeſprochen worben iſt und bie Parteien 
nur barüber ftreiten, ob ber Umfang des von dem Kommifftonär 
dem Berfender zu leiftenden Erfabes nad dem wahren Werthe des 
auf der Eifenbahn verloren gegangenen Ballens, ober ob er nad 
bem durch das Eifenbahn-Reglement von vorneherein feſtgeſetzten 
Satze von 20 THlt. per Centner zu bemefien fei; 

baß bie Frage, ob eine Cauſel der letzteren Art rechtsbe⸗ 
fländig fei und fie ben Frachtführer von dem Erſatze eines nad 
gewiefen höheren Werthed entbinden könne, feinen Gegenftand ber 
Discuffion gebildet bat, die Barteien vielmehr hiervon als von einer 
feftftehenben und gegebenen Grundlage ausgegangen find, wie denn 
auch gegen das die abcitirte Eiſenbahn⸗Geſellſchaft blos zum Erſatze 
des veglementsmäßigen Normalwerthes verurtheilende Erkenntniß 
erſter Inſtanz eine Berufung von feiner Seite eingelegt worden ift; 

daß in concreto thatjächlich feſtſteht, daß bem appellatis 
ſchen Handlungshaufe ald Commiſſionär eine beſtimmte anderwei⸗ 
tige Verſendungsart, als durch die Eiſenbahn nicht vorgeſchrieben 
war, vielmehr (wie aus der Ausſage des Zeugen Louis Vogt her⸗ 
vorgeht) die durch bie Appellatin vermittelten Sendungen ſiets 
auf der Eifenbahn geſchehen find, inbem feitens ber Appellanten 
auf fchleunige Beförderung beitanden wurde, eime ſolche aber nach 
den jebigen Verkehrsverhaͤltniſſen nur auf dieſem Wege zu erreiw 
hen war, überbieß aber aud der Appellant felbft ausgeführt hat, 
baß feinerfeits gegen die Verfendung mit der Eifenbafn an und 
für fi nichts erinnert und nit fowohl hierin, als vielmehr in 
dem Umſtande, daß feine befonbere Verfiherung genommen wor: 
ben, ber rechtlihe Grund für ben gegen das appellatifhe Hand: 
Iungshaus in größerem Umfange geltend gemadten Erfabaniprud 
gefunden werde; 

daß aber aud in biefer Beziehung thatfächlich feftgeftellt iſt, 
daß ein ausbrüdlicher Auftrag zur Verfiherungsnahme bem Kom 
mifjionär nie ertheilt worden, vielmehr die Berfenbungen währenb 
der ganzen, 18 Monate lang beitandenen Geſchäftsverbindung ſtets 
ohne Berfiherung geſchehen und biergegen Feine Erinnerungen ges 
macht worben find; 

daß auch eine a nach ber Geftaltung ber jebi 
Verkehrsverhältniſſe nicht ohne Weiteres als fi von felbft ver 
benb und ber Intention des Committenten entiprechenb angefeben 
werben fann, indem theils die Nüdfichten auf Schnelligkeit und 
Billigfeit entfheidend, theild aber auch, bamit die Verſicherung 
— genommen werden könne, gewiſſe Anhaltspunkte, als 
z. B. Wertbsangabe, erforderlich find, welche dem Commiſſionär 
nicht in allen Fällen gegeben ſein bürften; 
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zwar im Allgemeinen ber Art. 98 1. c., wenn er. ben 
——— arantiepflichtig für ben Verluſt macht, hierbei nur 
den wahren —* des verloren gegangenen Gegenſtandes im 
Auge gehabt hat und es nach dem Geiſte und Sinne dieſer und 
der folgenden Vorſchriften für das rechtliche Verhältniß des Eigen⸗ 
thlimer8 ober Verſenders zu feinem Commiſſionär nicht entſchei⸗ 
bend fein fann, wenn Lebterer aus befonderen oder zufälligen Ur: 
ſachen ſeinem Zwiſchen Commiſſionär oder Frachtführer gegenüber 
mit einer geringeren Entſchädigung ſich begnügen müßte; 
daß jedoch ſchon die bezogene Geſetzesſtelle vertragsmäßige 
Veftfegungen, woburd) die Garantiepflicht in anderer Weile regu⸗ 
lirt wird, nicht anschließt, und mit Rüdficht auf die feit Emana⸗ 
tion bes H. ©. Buches eingetretene gänzliche Umgeſtaltung ber 
Verkehrs: und Transportverbältniffe, wonach bie Eifenbahnen fat 
bie ausichlicglihen Bermtittler der Warren! förderung für manche 
Entjernungen, und namentlid, für die Hier fraglihe Strecke, ge 
worden find, das Bertragsverhältniß, zumal, wenn es, wie im un: 
tergebenen alle, durch eine längere Gefchäftsverbindung und Ve 
bung feine Auslegung erhalten hat, der Natur der Sache nad 
dahin aufgefaßt werben muß, daß bei Verfendungen burdy die Ei⸗ 
ſenbahn die Verhaftung des Commiſſionärs für einen höheren ale 
ben ven ber Eiſenbahn-Geſellſchaft vergüteten Schaben nur ba eins 
zutreten habe, wo entweder dieſe Art der Verſenduug durch ben 
erflärten Willen bes Berjenders, reſp. Eigenthümers ausgefchlofjen 
oder aber bie Aufnahme einer befonderen Verficherung dem Come 
miffionär, fei e8 allgemein oder für einen beitimmten Fall, zur 
Pflicht gemacht worden ift; daß demnah die Enticheidung des 
eriten Richters auch in Betreff der Höhe der zuerlannten Ent: 
ſchädigung ſich rechtfertigt. Aus diefen Gründen verwirft u. ſ. w. 
(Archiv f. Civil: und Criminalrecht ber Rheinprovinzen. Bd. 53. (N. F. 
Bd. 46) ©. 24—29.) 


IX. Frachtvertrag. 
37. 


Erſatzpflicht der Eiſenbahnverwaltungen für Beſchä— 
digungen beim Aufladen der Waaren. 


Das Betriebsreglement für die Berlin-Hamburger Ei- 
fenbahn v. 15. Januar 1851 beftimmt in 6. 63, welcher bie 
Grundſätze enthält, nad benen bie Eifenbahnverwaltung für Be: 
ſchädigungen und Verlufte an ben ihr zur Beförderung übergebenen 
Gütern die Haftungspflict übernommen bat, unter Nr. 9a, daß 
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die (als Regel eintretende) Entſchädigungspflicht der Verwaltung 
dann wegfalle, 

„wenn ber Verluſt oder bie Beſchädigung durch ein anderes 

Ereigniß als durch Brand herbeigeführt iſt, welches bie 

Verwaltung niht abwenden konnte 

Die Anwendbarkeit biefer Beftimmung auf einen unlängft 
in Hamburg vorgefommenen Beihädigungsfall bildete den Gegen: 
fland einer Meinungsbivergenz zwiſchen dem bortigen Handelsge⸗ 
richte und Obergerichte, welche jüngft vor bem Lübeder Ober; 
appellationsgericht ihre Erledigung fand ), und zwar baburdy, baf 
bie Entſcheidung aus anderen bisher gar nicht in Betracht gezoge⸗ 
nen Beitimmungen bed Reglements conftruirt warb. 

Der Fall war diefer: Der Kläger 9. in Hamburg melbete 
bei ber Berlin-Hamburger Gütererpebition 13 Pipen Mabeira zur 
Beförderung nah Berlin an. Die Gütererpebition beauftragte 
einen Everführer diefe uud andere für benfelben Tag angemelbeten 
Güter von ben refpectiven Speichern ber Abſender abzuholen. 
Letzterer vollzog den Auftrag, nahın bie 13 Madeirapipen aus bem 
Speicher bes Klägers, darauf noch andere Güter aus anderen 
Speichern in feine Schute ein, und legte ſich darnach mit berjelben 
unter den Speicher des Hanblungshaufes W. u. B. um dort ebens 
falls Güter einzunehmen. Während er da lag, ftürzte ein zum 
Berladen beitimmter und von den Arbeitern im Speicher an ber 
britten Bodenlufe ſchon an bie Kette gelegter Waarenballen auf 
bie Schute berab und zertrümmerte zwei ber Madeirapipen. Der 
Kläger H. forderte nun von ber Eifenbahnbdirection den Erſatz 
des 360 Rthlr. betragenden Schadens. Dieſe opponirte die Ein- 
rede: der Schaden ſei durh em für fie unabwendpbares 
— en iß eingetreten, wofür fie nah F. 63 bes Reglements 
nicht hafte. 

Das Handelsgericht verwarf in dem Erkenntniß v. 22. Juli 
1857 dieſe Einrede, das Obergericht aber entſchied unterm 14. Au⸗ 
guſt 1857 zu Gunſten der Direction: 

„da eine der Beklagten zur Laſt fallende Verſchuldung nicht 
behauptet iſt, es vielmehr feſtſteht, daß der Schaden durch 
ein äußeres nicht vorherzuſehendes Ereigniß herbeigeführt 
iſt, welches abzuändern weder im Bereich der Eiſenbahndi⸗ 
rection noch der von ihr angeſtellten Perſonen lag, 

da ſomit nach gemeinrechtlichen Grundſätzen **) bie Bes 


°) Erkenntniß des OA. Gerichts zu Lübeck v. 80. März 1858 in Sa: 
hen Hundeiker contra Berlin-Hamburger Eiſenbahndirection. 

se) wörtlih: „da fomit weber nach ben für bie locatio conductio operis 
noch a ben für das receptum geltenden allgemeinen Mechtögrumnb: 
fipen u. |. w. 
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Hagte für den Schaben nicht verantwortlich gemacht werben 

fann, während das für bie Befugnifie unb Verpflichtungen 

ber Parteien maßgebende Betriebsreglement in F. 68. 9a. 

(f. 0.) entichieden ber erhobenen Klage entgegenteht. 

Das Oberappellationsgericht bat ſich nicht bei ber Inbe⸗ 
trachtnahme diefer aus ihrem Zuſammenhang gerifienen Beſtim⸗ 
mung des Reglements beruhigt, fondern auch die übrigen Bor: 
fhhriften deſſelben über die Schabenerfagpflidt und den daraus 
ertennbaren leitenden Gedanken einer Prüfung unterworfen, welche 
zu einem für bie Direction ungünftigen Refultate geführt bat. , 

Die Beitimmung bes 6. 63. 9a, Lönnte an und für fi 
zu ber Annahme verleiten, daß, wenn auf Seiten ber Direction 
und ihres Dienftperfonals kein Verfchulden vorliege, erftere auch 
nit erfabpflichtig fei. 

Nun enthält aber berfelbe ©. 63 unter Nr. 3, 4 und 5 
folgende Beftimmungen: 

8) daß für abhandengetommene Güter bie Direction 
ganz allgemein hafte, und nur bei ſolchen Gütern, bie ber Abjens 
der jelbft zu verlaben, oder der Empfänger ſelbſt abzulaben hatte, 
es bed Beweiſes einer Verſchuldung von Seiten der Verwaltung 
bebürfe, um fie erfaßpflichtig zu machen. 

Die einfahe Schlußfolgerung it: Hat die Verwaltung felbft 
bie Verlobung und Ablabung übernommen, fo erfebt fie abhan⸗ 
der gekommene Güter, mag fie ein Berfchulden treffen ober 

icht. 


Ferner unter 4) heißt e8, baß für Beſchädigungen am Sn: 
halte eines Gollo außer dem Kalle, wenn eine vorhandene 
äußerlich erkennbare Beſchädigung in unzweifelhafter, unmittelbarer 
Beziehung zu der vorhandenen innern Beſchädigung ftehe, bie 
Berwaltung nur dann hafte, werm ihr ein befonderes Verſchulden 
unb bie geichehene Auslieferung eines unbefchäbigten Inhalts, fo: 
wie bejlen gehörige Verpackung vollitändig nachgewiefen werde. 

Für jenen ausgenommenen Fall, der aber vermuthlid 
factifch die Regel bilbet, erflärt fi alfo die Verwaltung für er: 
faßpflihtig, auch wenn fie fein Berfhulden trifft. Nur eine, 
ber Beitimmung unter 3) enſprechende Reftriction tritt auch hier 
Hinzu, indem nämlid) 

unter 5) aud bei den Gütern, welche bie Abfender felbft 
verlaben, für ben Fall der Beſchädigung der Verwaltung erft eine 
Berſchuldung nachgewiefen werden muß. 

Da nun hiernach, abgefehen von jenen ziemlich natürlichen 
Ausnahmen, die Eifenbahnverwaltung für abhanden gefommene 
ſowohl wie für befhäbigte Güter, aud) abgefehen von einer Ver: 
ſchuldung haften will, fo folgert ba8 Oberappellationsgericht Daraus, 
baß unter den „Ereignifjen, weldhe die Verwaltung nicht ab: 
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wenden kann” (SG. 63. 9 a) nur ſolche zu verftehen fein Könnten, 
welche mit ber Art, wie die Güter in Empfang genommen, beför- 
bert und abgeliefert worden, nicht in Verbindung flehen, fondern 
fie ganz unabhängig davon betroffen, alfo von Fällen einer eigent- 
fichen vis major (höheren Gewalt, force majeur) *). 

Zur Beſtärkung biefer Auslegung wird noch auf eine an 
bermeitige Beitimmung des Meglementd verwiefen. Nah $. 50 
nämlich behält die Verwaltung nicht nur bei abfichlich oder ſchuld⸗ 
voll durch Andere zugefügten Schaben (damnum injuria datum) 
fondern audy bei fonftigen, durch mitverladene Güter verurfachten 
Beihädigungen ſich den Entihäbigungsanipruh vor, mas doch 
nur dann Sinn bat, wenn auch in diefen Fällen fie fih dem Ei: 
genthümer für erjaßpflichtig anſieht, und fi) fo nur den jelbititän- 
digen Regreß fihern will. 

Indem das Gericht biefe Grundſätze auf den vorliegenden 
Fall anwendet, wird vorerft barauf hingewieſen, daß bie Bellagte 
in Hamburg die Abholung der Güter von den Speichern ber Ab: 
fender übernommen bat, die veglementmäßige Haftungspfliät alſo 
in dem Nugenblide begann, al® ber Everführer die 13 Pipen Ma- 
beira aus des Klägerd Speicher in Empfang nahm. Für ben 
barnad) eintretenden Unfall war e8 nun aber einerlei, ob es ein 
rein zufälliger ober, wie die Beklagte felbit behauptet hat, von 
ben Arbeitern von W. u. B. verfchuldeter war. Denn aud im 
erfteren Falle lag bier kein im Sinne des $. 63. 9 a von Seiten 
der Verwaltung unabwendbares Ereigniß (alfo fein damnum fa- 
tale) vor, welches die Haftungspflicht der Beklagten ausſchließt. 

„Darauf, ob der Everführer es hätte abwenden können,“ 
heißt es in ben Entjcheidungsgründen wörtlich weiter, „kömmt 
„Nichts an; es genügt, daß der Unfall in einem Cauſalzuſammen⸗ 
„bange fteht mit den von ber Gütererpebition wegen Abholens ber 
„verfchiebenen angemeldeten Güter getroffenen Einrichtungen und 
„Anordnungen, um ihn für einen für fie nit abſolut unab: 
„wendbaren zu erklären. Denn es ift völlig klar, daß der Un- 
„fall nur dadurch eingetreten ift, daß der Everführer von Speicher 
„zum Speicher fuhr, um die verſchiedenen Güter einzunehmen. 
„Zwar trifft die Beklagte darin, daß fie ein ſolches Verfahren ge- 
„stattete, durchaus kein Verfchulden; es ift diefes vielmehr ein ganz 
„srönungsmäßiges und es kann ber Bellagten an und für fid 


°, Es Läuft darnach bier ganz auf das römifche receptum hinaus , bei 
welchem gleichfalld außer dem eigenen Verſchulden bes Vefchäbigten 
unb bem inneren Berberb ber Sache nur vis major bie Haftung? 
pfliht de nauta und caupo ausſchließt. 1. 3. 9. I nautae cau- 
pones. 1. 15. $. 1. locati. 
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„nicht zugemutbet werben, alle einzelnen Waarenpartien beſonders 
„direct nach dem Bahnhofe transportiren zu laſſen. Ebenjowenig 
„aber läßt es ſich verfennen, und ber vorliegende Fall beweilt es, 
„daß mit dem Verfahren, wie e8 eingehalten wird, eine größere 
„Belahr für die eingeladenen Güter verhräpft it. Wenn daher 
„bie Beklagte trogdeın der geringeren Koften wegen jo verfahren 
„läßt, jo kann fie fih auch nicht darauf berufen, daß ein Ereigniß 
„vie das eingeiretene, wodurch übernommene Waaren beſchädigt 
„worben, ein von ihr nicht abzuwendendes geweſen ſei, und zwar 
„ift Bier gerade der Umſtand entſcheidend, daß, wie bereits bes 
„merkt, die Schute zu dem Zwed unter dem Speicher von W. u. 
„DB. angelegt ward, um bort ebenfal3 Güter für die Eiſenbahn 
„gu empfangen und daß überdies die fragliche Beihädigung durch 
„mitzuverjendende Güter verurfadt ift ”). a 
auli. 


88. 


Zur Lchre von dem rehtlihen Berhältniffe der Er 
fenbabnen zu benen, welde ſich derfelben bedienen, 
in Bezug auf Waarentransport**). 


Ein Kaufmann in Magdeburg übergab der dortigen Ber: 
waltung ber Eifenbahn ein Faß Sprit im Gewicht von 436 Pfo. 
zur Beförderung an einen Specereihändler in Mainz. Der Fracht⸗ 
brief von 29. Auguft 1854 lautete auf den mitteldeutihen Eiſen⸗ 
bahnverband. In Frankfurt, an der weftlihen Grenze diefe® Ver: 
bandes, angelangt, wurde das Faß von der Verwaltung ber Taus 
nus-Eifenbahn zur Beförderung nad) Mainz übergeben. Auf dem 
Frachtbriefe fand fih, angeblid von der Verwaltung der Main: 
Weſer⸗Bahn herrührend, die Notiz: „Das Faß kam bier in einem 
fehr fchlechten Zuftande an. Das bier ermittelte Gewicht beträgt 
nur 399 Pfund. Frft. M. Weſ. B.“ AS das Faß dem Beſtel⸗ 
ler in Mainz zukam, verweigerte er bie Annahme, weil e8 — es 
wog mur nody 218 Pfund — ftark ausgelaufen war. 

Die Klage des Verkäufers gegen ben Käufer bei bem Han: 


® cfr: 1. 1. $. 8. 1. 8. pr. nautae, caupones. 

*) Dal. Beſchorner: Das beutiche Eifenbahnrecht, 1858 Abtheil. VL 
über den Betrieb der Eifenbahnen, bie Trausportbe 
dingungen unb das rechtliche Verhältniß der Ei: 
fenbabnanftalten zu benen, welde fi berfelben be 
bienen, ©. 285-287. — Geuffert’8 Archiv der Entſcheidun⸗ 
gen VI, Rr. 172. 855. VII. Mr. 52. 58, Xl. Nr. 287. 
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delsgericht zu Mainz auf Bezahlung des Preiſes ver auf die Ge 
fahr des Lebteren verfendeten Waare veranlaßte biefen zu einer 
Sarantielage gegen die Taunus-Eifenbahn-Gefellihaft. Da biefe 
das Faß zur MWeiterbeförberung übernommen babe, es aber in 
foldem Zuftande am Ort ber Ablieferung angelommen fei, fo fei 
fie ihm für die Folgen der Anftelung ber gegen ihn erhobenen 
Klage verhaftet. Die Beklagte beftritt die Klage: Sie habe nicht 
für den Defect des ihr in ſchlechter Befchaffenheit übergebenen 
Faſſes zu haften. ebenfalls Hafte fie nicht für den Verluſt an 
Gewicht, der bereit8 bei ber Uebernahme deſſelben eingetreten ge⸗ 
weſen ſei. 

Das Handelsgericht erkannte ſowohl die Haupt⸗ als die Ga⸗ 
rantieklage für begründet und wies die Wiberflage auf Zahlung 
ber auf den Faſſe baftenden Tracht und Spefen ab. Ein von 
ber Taunus Eifenbahn : Gefellichaft ergriffener Appell wurde durch 
Urtheil des Obergerihtes vom 19. Juli 1856 verworfen, worauf 
fie den Caſſationsrecurs ergriff. 

Nah contradictorifcher Verhandlung erließ der Caſſations⸗ 
2 zu Darmftadt unterm 8. Yebruar 1858 folgendes Urtbeil: 

n Erwägung, daß in dem obergerichtlichen Urtheile gefagt if: 
Die Behauptung, welde die Sefelfäaft der Garantieklage entge 
genlede, al8 habe fie laut der Notiz auf dem Frachtbriefe das Faß 

ereits in fehr ſchlechtem Zuftande von der Main: Wefer-:Bahn über: 

nommen, ftehe mit ihren eigenen Statuten und benen bes mittel- 
beutihen Eifenbahnverbandes, auf welche Reglements bin, inbalt- 
lich bes Frachtbriefes, der Transport ftattgefunden babe, im Wis 
derſpruch, indem es in diefem beike, die Eiſenbahn⸗Verwaltung fei 
nicht verpflichtet, Güter zum Transport zu übernehmen, die nicht 
wohl conbitionirt und nidyt nach ihrem Ermeſſen zweckmäßig ver: 
padt feien; doch könnten Güter in mangelhaften Zuftande aus: 
nahmsweiſe auf Gefahr bed Aufgebers befördert werben, wenn er 
fich diefer Bedingung und der Haftung für jeben Gemwichtsverluft 
und für jeden durch den mangelhaften Zuſtand entitehenden Scha: 
den dur eine mit feiner Unterfchrift verfehenen Erklärung aus: 
drüdlich unterwerfe; hiernach müfle, da eine folche ſchriftliche Er: 
Märung bes Aufgeber8 nicht vorliege, bis zum Beweiſe bes Ge: 
gentheild angenommen werben, daß das Faß in gutem Zuſtande 
der Gefellichaft zur Weiterbeförberung übergeben worben ſei; ein 
Beweis des Gegentheils könne nit in jener Notiz auf bem Kracht: 
briefe liegen, ba nicht erhelle, daß fie darauf von ber Verwaltung 
der MainsWefer Bahn, und zwar bereitö vor der Uebergabe bes 
Faſſes an bie Taunus:Bahn gefegt worden fei. 

In Erwägung, daß die Kafjations - Klägerin in der erften 
Richtung ihres erfien Kaffationsmittels behauptet, das 
Obergeriht babe dadurch, daß e8 in ber angegebenen Weiſe bie 
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von ihr bezüglich der Uebernahme des Tafles abgegebene Erflä- 
rung, bie ein. qualificirtes Geftänbniß bilde, auf Vermuthungen 
bin, obgleich es ſich von einer Sache handle, bei weldyer, insbe- 
jonbere bei dem vorliegenden Frachtbriefe, der Zeugen: ſonach auch 
der VBermuthungsbeweis ausgefchloffen fei, getheilt und fie, die Caſ⸗ 
fationsflägerin, als beweispflichtig erfannt hätte, die Art. 101 und 
102 des Handelsgeſetzbuches, ſowie die Artikel 1315, 1356 und 
1134 des bürgerlichen Geſetzbuchs verlekt; 

Erwägung dagegen, daß obige Richtung des Caſſations⸗ 
mittels ſchon darum als unbegründet erfcheint, weil die Caſſations⸗ 
Klägerin, da fie das Frachtfuhrweſen gewerblich betreibt, dem 
Art. 1 und dem Art. 632, Pof. 2 bes Handelsgeſetzbuchs *) ge 
mäß, als Handelögefellihaft zu betrachten ift, e8 fi daher bier 
von einer Handelsfache handelt, bei einer ſolchen aber die in dem 
bürgerlihen Geſetzbuche enthaltenen Beſchränkungen des Zeugen: 
und Bermuthungsbeweijes Feine Anwendung leiden, der Richter 
vielmehr, in fo fern nicht eine fpecielle gefeblihe Verfügung etwas 
Anderes beitimmt, in Zulaffung und Würdigung der Beweismittel 
an jene Beſchränkungen nicht gebunben ift; 

Erwägung, daß die Eafjationsflägerin ſich ſubſidiär zu 
dem Beweiſe erboten hatte, daß jene Notiz von Seiten ber Ber: 
waltung der Main: Wefer - Eifenbahn auf ben Frachtbrief geſetzt 
worden fei, das Obergericht jedoch diefen Beweis al8 unerheblich er: 
kannte, indem es confiderirte: daß, wenn felbft, wie fie behaupte, 
das Faß, als fie e8 übernommen, in einem fo ſchlechten Zuftande 
geweſen ſei, baß ſich dadurch bei der Weiterbeförderung ber weitere 
Manco, der fih in Mainz vorgefunben, habe ergeben müſſen, dies 
fie nicht von ihrer Pflicht, dem Caſſationsbeklagten für den dadurch 
erwachfenen Schaden zu haften, entbinden könne, da fie, möge 
man nun die Beilimmungen bes franzöfifchen, oder die des römi⸗ 
ſchen Rechts für anwendbar halten, verbunden gewefen fei, bafür 
zu forgen, daß das Frachtgut in einen Zuftand gebracht merbe, 
ber weitere Verluſte verhütet hätte; 

In Erwägung, daß bie Saflationd: Klägerin in ber zwei- 
ten Richtung ihres erſten Saffations: Mittels behauptet, 
in biefem Erkenntniſſe Tiege eine Verlekung der Art. 1782 und 
1784 bes bürgerlihen Geſetzbuchs und bes Art. 108 bes Han- 
delsgeſetzbuchs, fowie eine Verletzung ber in dem obergerichtlichen 
Urtheile angeführten römifchen Gefebesftellen, indem, wenn ber 
Art. 1782 den Frachtführer für die Erhaltung (conservation) der 
ihm zum Transport übergebenen Sachen, wie den Gaftwirth für 


*) Das Handelsgeſetzbuch ber 8. Preuß. Rheinprovinzen, überſetzt und 
erläutert von Broiher und Grimm. Köln, 1835. ©. 8. 288. 
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die Erhaltung ber Ihm andertrauten Sachen verantwortlich erklaͤre, 
bie nur in dem Sinne zu nehmen fei, daß ber Eine, wieder 
Andere das ihm anvertraute fremde Gut vor jedem Schaden be 
wahren müjle, den es, während es ihm anvertraut fei, erleiben 
fönnte, was fie aber nicht verbinde, durch zu veranlafiende Repa⸗ 
raturen für Abwendung eines Schadens zu forgen, ber aus einem 
bereit8 bei ber Uebernahme ber Sache beftandenen Mangel ber: 
felben erwachſe, ber Art. 1784 vielmehr ben Yrachtführer von 
aller Verantwortlichkeit freifpreche, wenn er beweilen könne, daß 
der Berluft oder das Berberb ber Sache durch Zufall oder höhere 
Gewalt herbeigeführt worden fei, und der Art. 103 des Handels: 
geſetzbuchs den Fuhrmann ausdrücklich für Havarien nicht verants 
wortlich erffäre, die ihre Quelle in einem ber Sade inwohnenden 
Fehler hätten, der Schaben aber, der aus ber ſchlechten Berpadung 
oder dem ſchlechten Verſchluſſe einer Sache entipringe, unter eine 
der angegebenen, die Verantwortlichleit des Trausportanten auf: 
bebenden Kategorien falle, was auch jenen römiſchen Geſetzesſtellen 
entipree, woraus benn folge, daß das Beweisanerbieten ber 
Caſſationsklägerin allerdings ein erhebliches gewejen fei und obne 
Verlegung des Geſetzes nicht hätte unbeachtet bleiben können; 

In Erwägung, daß nicht in die Prüfung der Frage einzu: 
geben ift, in wie ferne im Allgemeinen ber Frachtführer verbunden 
ift, für Waaren, welde in Folge mangelhafter Verpadung wäh: 
rend bes Transports Schaden leiden können, confervatoriihe Maß: 
regeln zu ergreifen, ba jedenfalls nach ber von ber Caſſationsklä⸗ 
gerin felbft bezeichneten Beichaffenheit des Falls, biefelbe nicht im 
der Weife handeln konnte, wie fie gehandelt hat, ohne ſich recht: 
* begründeten Garantieanſprũchen der Caſſationsbeklagten auszu⸗ 
etzen; 

In Erwägung nämlich, bag wenn das Faß, als Erſtere es zur 
Meiterbeförderung übernahm, ſich ſchon in einem fo ſchlechten Zu⸗ 
ftande befand, daß darin bie Urſache des weiteren Manco's er: 
fannt werden muß, der fih bei beflen Ankunft in Mainz ergab, 
und fie dies nach ihrer eignen Angabe wußte, ihr nur die rechts 
liche Alternative offen ftand, entiweber die Weiterbeförderung in die 
ſem Zuſtande zu verweigern unb der Verwaltung ber Main-We 
fer-Bahn zu überlafien, erſt Maßregeln zur Verhütung weiteren 
Auslaufens zu ergreifen, um fi gegen weitere Anſprüche des 
Beſtellers auf Schabenerfaß zu fihern, oder, wenn fie fi, ohne 
dies vorangeben zu laflen, mit der Weiterbeförberung befaflen 
wollte, jelbft das Nöthige zu jener Verhütung vorzukehren, fie 
aber nicht, dem Zwecke zuwider, für weldhen das Faß in Magbde: 
burg ber Eifenbahn überliefert wurbe, es im dem gegenwärtigen 
Zuſtande weiter transportiren durfte, felbft auf die Gefahr bin, 
es Leer am Beitimmungsorte ankommen zu laſſen, fie vielmehr 
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durch Uebernahme ber Weiterbeförberung bie Verbindlichkeit ein- 
ging, biefe zwedentiprechend zu beforgen; 

Erwägung, daß hiernady auch die zweite Richtung bes 
erften Caſſationsmittels als unbegründet verworfen werben muß; 

In Erwägung, daß das Obergericht, davon ausgehend, daß 
die Caſſations⸗Klägerin dadurch, daß fie auf den Frachtbrief hin, 
mit welchem das Faß in Magdeburg der Eifenbahn übergeben 
wurde, Direct deſſen Weiterbeförderung an den Addreſſaten über: 
nommen babe, in alle Verbinblichkeiten des Yrachtführers aus je 
nem Yrachtbriefe für den ganzen Transport von dort an einge 
treten fei, fie daher bezüglich des auf biefem Transport eingetre= 
tenen Schadens den Baflationsbellagten nicht an die Eifenbahnen 
verweilen könne, bie vor ihr ben Transport beforgt hätten, fie 
nicht blos für den Manco, der fi von dem Zeitpunfte an ergab, 
wo fie die Weiterbeförderung des Faſſes übernahm, fondern aud 
für den Manco als erfaßpflichtig erfannte, der bereit8 bei ber 
Uebernahme eingetreten war; 

In Erwägung, daß bie Saflationsflägerin in ihrem zwei- 
ten Gajlationsmittel behauptet: das Obergeriht babe bier ben 
Art. 103 des Handelsgeſetzbuchs verlegt und den Art. 99 defjelben, 
ſowie den Art. 1382 bes Civilgeſetzbuchs übel angewendet, indem, 
fofern nicht das Geſetz Anderes verfüge, wie in ben Art. 1384 
und 1994 des Lebteren, unb in bem von Spediteuren handelnden 
Art. 99 des Erfteren, Jeder nur für feine eigenen Handlungen 
und Unterlafjungen hafte, die Caſſations-Klägerin audy um fo mes 
niger von dem Bafjations-Bellagten wegen bes Schabens, ber wäh: 
rend des Transports ihrer Vorgänger erwachjen fei, angegangen 
werden fönne, als fte, wie das Obergericht felbit als feititehend 
angenommen babe, nicht zu dem mitteldeutfchen Eifenbahnverbande 
gehöre, auf weldhen ber —— laute, und, wenn ſie auch auf 
ihn die Weiterbeförderung übernommen habe, doch dadurch um ſo 
weniger eine Succeſſion in die Verbindlichkeiten ihrer Vorgänger 
eingetreten ſei, als ſie die Weiterbeförderung nur übernommen 
babe, nachdem die Verwaltung der Deain » Wefer : Bahn auf dem 
Frachtbriefe bemerkt habe, das Faß befinde ſich in einem ſchlechten 
Zuftande und zeige einen Manco von 37 Pfund; 

In Erwägung, daß allerdings, wenn der fpätere Fracht⸗ 
führer auf denfelben Frachtbrief bin die Weiterbeförderung über: 
nimmt, er damit dem gegenüber, für welchen transportirt wird, 
anerkennt, daß ihm die Waare in demfelben Zuftanbe überliefert 
worden jei, in weldem fie demfelben gemäß urjprünglid zum 
Transport übergeben worden, und er diefem gegenüber nicht Ein: 
wände aus Beihädigungen ſchöpfen kann, welde bie Waare wäh⸗ 
— des Transports der früheren Frachtführer erlitten haben 
o 
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In Erwägung, daß bies eine Ausnahme erleidet, wenn ber 
Ipätere Sragtführer die Waare von dem früheren nur übernom- 
men bat, nachdem auf dem Frachtbrief ber Zuftand ber Waare 
bei der Mebernahme conitatirt war, inbem er dann in Yolge die 
fe8 Zuſatzes einem neuen Frachtbrief gleichfteht und ben fpäteren 
Frachtführer nur verbindet, die Waare in dem Zuſtande zu über: 
liefern, in dem fie ihm nad diefem Zuſatze überliefert wurde; 

In Erwägung daher, daß ber von ber Eafjations : Klägerin 
angebotene Beweis, daß jene Notiz von ber Verwaltung ber Main: 
Wejer:Bahn vor ober bei Uebergabe des Falles dem Yrachtbriefe 
beigefügt worden, ein erheblicher war und in Folge des zweiten 
Caſſationsmittels das Urtheil des Dbergerihts in fo fern caffirt 
werden muß, als barin die Baflationd- Klägerin, ohne Berückſich⸗ 
tigung jenes Anerbietens , fofort auch bezüglich jenes Mancos als 
erfabpflichtig erfannt worben; 

In Erwägung, daß die Caſſations-Klägerin jih auch barauf 
bezog, daß in dem $. 12 Poſ. 6 des Reglements für den Güter: 
transport auf ber Taunus: Bahn hervorgehoben werde, baß für 
„Leccage“ nie Erfah geleitet werde, das Obergericht jedoch biefe 
Einrebe als unbegründet erfannte und bie Kaflationd-Klägerin in 
ihrem dritten Caſſationsmittel behauptet, hierin liege eine 
Verletzung ber Art. 6, 1133 und 1134 des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs und bes Art. 98 des Handelsgeſetzbuchs; 

In Erwägung, baß ber Caſſationsbeklagte diefes Mittel mit 
Recht als unzuläffig beitreitet; 

In Erwägung nämlich, daß das Erfenntniß des Oberge- 
richts auf einer der Kritik des Caſſationshofs nicht unterliegenden 
Interpretation obiger Beitimmung beruht, indem es bavon aus: 
ging, baß unter „Leccage” fowohl nah allgemeinen Sprachge⸗ 
brauche als auch nach jenem Reglement nur ein in Folge bes 
Berlebend des Faſſes eintretendes langſames Ausrinnen, Austrd: 
pfeln oder Ausjidern feines Inhaltes, keineswegs aber ein Aus: 
laufen, wie bier, verftanden werben könne; 

In Erwägung, daß zwar das Dbergericht Binzufügt, daß 
jene Bedeutung des Wortes „Leccage” um jo mehr als bie rich: 
tige anzujehen fei, als die Bedingung, daß die mit Gütertransport 
ſich befaflende Eiſenbahn, welcher der Kaufmann fein Gut anver: 
trauen müſſe, nie für Leccage bafte, wollte man biefe Bebingung 
in dem ausgebehnten Sinne, den ihr die Caſſations⸗Klägerin bei: 
zulegen fuche, nehmen, als eine der öffentlichen Orbnung und ben 
guten Sitten zuwiderlaufende Stipulation erachtet werden müßte, 
indem dann auch das durch ein grobes Berichulben der transpor⸗ 
tirenden Eiſenbahn oder ihrer Leute verurfachte Auslaufen keinen 
Ruckgriff begründen würbe, einer ſolchen Stipulation aber nad 
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ben Gefeben aller Staaten, namentlich aud) nach rönifchen und 
franzöſiſchem Rechte, Feine Geltung zugeitanden werden könne; 

In Erwägung jedoch, daß diefe zufüßliche Betrachtung obi- 
ges Eafjationsmittel nicht als ein zuläfjiges erfcheinen lafjen kann, 
ba, wenn fie ſelbſt unrichtig wäre, damit die Interpretation, welche 
das Dbergericht jener Beftimmung des Reglements gab, und auf 
welche es fein Erfenntniß baute, nicht hinwegfallen würde; 

In Erwägung in revisorio, daß aus den zum zweiten 
Safjationsmittel entwidelten Gründen bie Cajjations- Klägerin zu 
bem von ihr erbotenen Beweiſe, felbit durch Zeugen, zuzulaſſen 
ift: daß die auf dem vorliegenden Frachtbriefe befindliche Notiz 
ber Verwaltung der Main-Wefer- Bahn vor oder bei Uebergäbe 
bed Falles an bie Taunus-Bahn auf demſelben gejegt wurde, — 


Aus diefen Gründen 


verwirft Gr. Oberappellationsgeriht, als Caſſationshof 
erkennend, die von dem Caſſations-Beklagten dem erſten und zwet⸗ 
ten Caſſationsmittel entgegengeſetzten Unzuläſſigkeitseinreden als 
unbegründet, erklärt dagegen das dritte Caſſations-Mittel als un- 
zuläflig; — 
‚.. verwirft das erſte Caſſationsmittel als unbegründet, caſ⸗ 

ſirt dagegen in Folge des zweiten Caſſationsmitkels das Urtheil 
des Obergerichts vom 19. Juli 1856 in ſo fern, als darin, ohne 
Berückſichtigung des ſubſidiären Beweisanerbietens der Caſſations— 
Klägerin, ſofort der Appell derſelben auch in Betreff des Manco's, 
bezüglich dejlen fie nach der Notiz auf dem Frachtbriefe behaup- 
tete, daß er ſchon vorhanden geweſen, als fie die Weiterbeför: 
berung des Faſſes übernommen babe, als unbegründet verworfen 
wurde — 

In revisorio zu Recht erkennen — — — 

‚ weilt e8 den Antrag ber Eaflations : Klägerin, ‘den Caſſa⸗ 
tions:Beflagten zur Bezahlung der in ihrer Gegenklage geforderten 
Fracht und Spefen zu verurtheilen, als unzuläflig ab. — — 


Aus dieſem Erfenntnifle ergeben ſich alfo folgende Säße: 

1) Eine Eifenbahn = Actien » Gefellfchaft ift, als das Fracht⸗ 
fuhrweſen gewerblid) betreibend, Handelsgefelfchaft. Eine aus dem 
Transporte erwachſene Differenz ift ſonach Handelsſache. 
2) Ein jpäterer Frachtführer hat, wenn ihm ein Frachtgut 
in fo ſchlechtem Zuitande zur weiteren Beförderung gebracht wird, 
daß in diefem ihm befannten Zuftande der Grund drohenden wei: 
teren Schadens erfannt werden muß, zum Schutze gegen Anjprüche 
auf Erfah deffelben nur die Alternative: entweder Ablehnung die: 
fer weiteren Beförberung, oder Verhütung des während derjelben 
drohenden Schadens. 
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3) .Uebernimmt ein Krachtführer auf einee. 
(nicht ip SE utenben eRl/khliefee le weitere” 
ni Waare, jo erkennt er bamit dem gegenüber, Tür welt 
I 







"Vorfitt vu an, 7 fie en Aa anie — 
en ſei, In welchem fie dem Frachtbriefe gemäß urfprüngliid zum 
"Kransport übergeben wurbe, 1 arg] fonad für ben’ Sthaben 
haften, ‚ben fie während bes Transports det früheren: ver 
‚erlitt, es fei den, daß er die Waare Übernonmen Kaffe, nad 
dem auf ‚dem Frachtbriefe der Zuftand derſelben conftatirt wor- 
den war. 2 
" 4) Ein Erfenntniß über die Trage: mas unter „Leccage* 
zu ‚verftehen fei, ift factifcher Natur, daher bem Eafjationsrecure 
unzugänglic. — Bopp. 


30. 
Ipriſtiſche Natur des Dampfſhleppſchiffs-Vertrags. 


Die unter dem Namen „Ruhrorter Dampfſchleppſchiffahrts- 
geſellſchaft“ zu Ruhrort —— Atliengeſellſchaft, Br ed 
„die Beförderung von Kohlen: und anberen Güterfchiffen, ſowie 
von Frachtgütern auf dem ganzen Rheinſtrom fr ‚ hat fi durch 
Vertrag mit dem Schiffer Schn. verpflichtet, deſſen Schiff Maris 
don Ein nad Mainz und Mannheim zu ſchleppen. Diefes Schiff 
oN durch den Remorqueur der Gefellfhaft Nr. 5 bei Niederlahe: 
ſtein in’den Grund gebohrt fein.“ Der Schiffer hat die Gefell- 
Ihaft bei dem Handels gericht zu Cöln auf Schadenserſatz be- 
Jangt, dieſe jedoch die Competenz des Hanbelgerichts beftritten 
weil der Vertrag kein eigentliher Transpbriverftag, und fie fein 
Frachtführer im Sinne der Art. 632 und 103 ff. des Handelsge 
fegbuchs ſei. Art. 632, welcher tuute entreprise de transport par 
terre ou par eau für ein Handelögefhäft 'erfläre, beziehe fi nur 
auf diejenigen Transportunternehmungen, von welden die Art. 96 
und 103 fpräden. Der Führer eines Dampfihleppfäiffes, der 
bie Fortbewegung eines anderen Schiffes übernehme, gebe ‚nur bie 
biezu erforberlihe bewegende Kraft her, etwa wie ein Land⸗ 
‚mann, ber mit feinen Pferden einem Frachtwagen Vorſpann leiſte 
Er übernehme aber bie Custodia des geſchleppten Schiffes und 
der in bemfelben befindlichen Waaren nicht , vielmehr" werbleibe die 
Jetention des Schiffes und feines In haltes dem Führer bed letztern 
"Das Obertribunal zu Berlin hat’ jedoch, im Ueber: 
einftimmung mit dem Handelsgericht und dem Appellhof zu Eöln, 
bie Einrede der Incompetenz dur Urtheil vom 28. April 1857 
berworfen: 
In Erwägung, bag nach ben Feftftellungen im angefochtenen 
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Urteil ber Zweck ber verflagten :Dampfihleppfchifffahrtsgefellfchaft 
in der Fortihaffung von Kohlen: und anderen Güterfchiffen auf 
m ganzen :Mheimfironte beiteht, und. bat bie gefchleppten Schiffe 
während der: Mauer / bes Schleppens unter ber Keitung.ider Dienſt⸗ 
leute der Geſellſchaft ſtehen ); 

daß alſo der Zweck und die Thätigkeit der Geſellſchaft in 
seinem Tranusportimternehmen gu Waſſer im Sinne des Art. 632 
shed Handelsgeſetzbuchs befteht, inbem die geichleppten Schiffe ‚mit 
ihrem Inhalt die Transportobjecte bilden, für welche die Gefellfchaft 
mad hen: allgemeinen 'für ſobche Unternehmungen beſtehenden Grund- 
jäsen — .infoweit dieſelben nicht durch fpeziellen Vertrag in gül⸗ 
‚Kiger Weiſe mebificirt ‚worden — einzuſtehen bat, wobei es ganz 
‚gleihgältig .exfcheint, ob außer der Thätigfeit ber Dienftleute ber 
‚Sefelfchaft auch die Schiffer auf ben gefchleppten Schiffen mit: 
thätig fein müflen., und einen Theil ber Verantwortlichkeit für die 
ihnen anvertrauten Waaren und Schiffe zu tragen: haben. 

Striethorfyß Webiv |. ‚Mechtöfktle. Wo. XXIV. ©. 288-240.) 


K. 'Geebibgefchäfte und Bahlung. 
40. 
Abaechnung abs ſelbſtſt ändiger Klagegrund. 


In einem Urtheil des Obergerichts zu Wolfenbüt—⸗ 
tel vom 24 Februar 1857 heißt es: 

Eine Abrehnung zwilhen Gläubiger und Schulbner ift ein 
genügender ſelbſtſtändiger Klagegrund, fofern fie die Merkmale 
eines obligatorifhen Nechtsgefhäfts an fih trägt. Bei Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs aus einer Abrechnung ih aud die nähere 
Angabe der einzelnen verrechneten Forderungen nicht erforderlich ; 
doch "hat derjenige, welcher fi auf die Abrechnung beruft, u 
ftiend im Allgemeinen das Rechtögefhäft oder das Rechteverhält⸗ 
niß, welches der Gegenftand ber Kredinung geweſen, anzuführen. 

(Zeitfehr. für Rechtspfl. in Braunfchweig 1857 Nr. 5.) 


* rg Beziehung heißt es im Urtheil des Appellhofes: „Rein 
iffer ift berechtigt, dem Gapitain (des Schleppfäiffen) ober deſſen 
Mannſchaft Ordres zu geben, weiche bie Führung bes Echleppers 
ober den Tienk auf bemielben überhaupt beireffen , fonbern jeder Im 
Echlepp ndliche Schiffer bat alle ihm durch ben Capltain zu 
ben. Das leppen betreffende Weifungen yünftlih zu befolgen,“ 
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Eontocorrent. Novation durch Aufnahme eines Ba 
tens in ben Eontocorrent und durch Anertenunung 
des Saldo *). | 


Das Oberhofgeriht zu Mannheim dat m Sachen 
Fürſtenberg c. Haufer u. Simon durch Urtheil vom 15. Septem: 
ber 1857 folgende Säße ausgeſprochen: 

Dem Saldo eines Eomtocorrents kann zwar unter Danbele 
leuten und bezüglich ihrer eigentlichen Handelsgeſchäfte die Wir: 
fung der Novation beigelegt werden. Doch if eine Novation, bie 
überhaupt nicht vermuthet werben kann, nicht anzunehmen bezig- 
lich eines in den Gontocorrent zweier Gefchäftsfreunde, deren Ei⸗ 
genſchaft als Hanbelsleute nicht einmal behauptet worden if, au: 
genommenen verbürgten Darlehns, welches ber Eine Geſchäfte 
freund dem Anderen gemacht bat. Wenn auch ber SDarleiher den 
vom Schuldner aufgeltellten Contocorrent und Saldo anertamnt 
bat, fo Läßt ſich hieraus allein feine Abfiht, auf die aus dem 
Schuldſchein ihm zuftehenben Rechte zu verzichten, um fo Weniger 
folgern, al® er dann auh, nah 8 R. ©. 1278. 1281, feine 
Bürgen verloren hätte, und fid) fein Grund denken läßt, weshalb 
er diefe Sicherheit hätte aufgeben jollen. 

(Magazin für Badiſche Rechtspflege III. ©. 446. 446.) 


xl. Wechſelrecht *). 
42. 
Zeit der Ausftellung. Accept. 
Das Datum des Wechjeld lautet Stettin den 1. Septem 


ber 1858. Der Zahlungstag ift der 15. Januar 1858. Das 
Accept Iautet Angenommen per 25. Januar 1858. 





*) Bal. Seuffert’3 Archiv KU Nr. 17. Kletfe Sammlung Briju: 
dizien Nr. 213. 918. 1858. 1360. 18361. 1868. 

. **) Bei ber überaus großen Zahl von Entfcheibungen Deutſcher Gerichte 
in Wechjelfachen babe ich mich auf die Mittheilung der mir hart: 
ichriftlich zugegangenen u., biß auf eine, noch ungedruckten Urtheile 
beichränfen müſſen Doch foll, um den Lejern dfefer Zeitſchriit cin 
möglichft vollftändiges Bild der Deutſchen Praris zu gewähren, em 
nächſt en Heft ein Präjubdizienregifter aller feit Anfang 1857 veröffent: 

an erheblicyeren Entſcheidungen in Wechſelſachen Bir gr wert 
en. | od. 
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- Der verflagte Weceptant behauptet, daß es dem Wechſel an 
einem Datum fehle. Der erſte Richter, da® Stabdtgericht zu Berlin, 
weift um deswillen die Klage zurüd. Das Kammergericht hält 
jeden Mangel durch das Accept gebedt und verurtheilt den Accep⸗ 
tanten. Das Obertribunal bat auf eingelegte Revifion das erfte 


Urtheil hergeftellt. 
Gründe. 


Der Entfheidbungsgrund bes Appellationsrichtere kann für 
burchgreifend nicht erachtet werben. Wenn es audy richtig tft, daß 
das Wechfelaccept eine ſelbſtſtändige Verpflichtung für den Accep- 
tanten begründet: fo ift dies doch nicht fo zu verftehen, daß die 
wecjelmäßige. Berpflichtung aus dem Accept völlig unabhängig 
von dem Wechfel ſelbſt eintritt ; es feht vielmehr das Accept, wenn 
es wirkſam fein fol, einen mit den weſentlichen Erforderniflen ver: 
ſehenen Wechjel voraus, und es ift unträftig, mern ımb mo biefe 
Borausjegung fehlt. Das beitimmt der Art. 7 der W. O. um 
zmeibeutig , welcher lautet: 

„Aus einer Schrift, welcher eine® der wefentlichen Erfor- 
bernifie eines Wechfeld (Art. 4) fehlt, entiteht Leine wech⸗ 
jelmäßige Verbindlichkeit. Auch haben die auf eine folde 
Schrift gefegten Erklärungen (Indoſſament, Aceept, Aoal) 
feine Wechſelkraft.“ 

So wenig hiernach das Accept zu einem beftimmten Tage das im 
Wechſel fehlende wefentliche Erforderniß der Zahlungszeit zu deden 
vermag, ebenfomwenig vermag dies ber dem Accepte beigefügte Zu- 
fat per 25. Januar 1858 bezüglich der im Wechſel fehlenden Aus: 
ftellungszeit. — Die Löͤſung ber Yrage, ob der eingellagte, Stet- 
tin den 1. September 1858 — von einem Tage mithin wo bie 
Ausftellung unmöglich erfolgt fein kann, batirte, feinem Conterte 
nad anı 25. Yanuar-1858 fällige, und ausdrüdiid, per 25. Ja⸗ 
nuar 1858 acceptirte Wechſel giltig ift, muß demnach anderswo 
geſucht werben. Der Appellationsrichter würde die Yrage verneint 
haben, wenn es fid um Geltendmachung von Anfprüdyen gegen 
den Ausiteller und bie Giranten handelte; es ift aber fein ftich- 
baltiger Grund erfindlid, in diefer Beziehung zwifchen dem Accep⸗ 
tanten unb den Wechſelgaranten zu unterfcheiden. Der erfte Rich— 
ter dagegen bat fie unbedingt verneint, und barin ift ihm für 
einen Yall der vorliegenden Art beizupflihten. Nah Art. 4 Nr. 6 
ber ®. D. ift die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres 
der Ausftellung. ein weſentliches Erforderniß des gezogenen WBedh: 
feld. Bei der Berathung bes entfprechenden F. 4 Nr. 6 des preu- 
Bifhen Entwurfs wurde nad) bem Conferenz:PBrotofoll vom 25. 
Dftober 1847. IV. bie Frage aufgeworfen, ob es überall ber An: 
gabe des Datums für den Wechſel bevürfe Darauf ift regiftrirt; 

Man ließ es aber bei ver Beftimmung des F. 4 bewen: 
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ben ‚und. hielt es nicht. erforberlich, derch die Fafſung bed 
$. 4 anzudeuten, daß das Datum das wir kliche Datum 
ber Ausitellung fein müſſe.“ 

Dem entjprehend wurde bie Beitimmung.des preußiſchen Ext 
wurfs unverändert in bie Wechſel-Ordnung ‚aufgenommen. Rum: 
berechtigen zwar weber biefe Bemerkung bed ConferengProtofolle; 
nod auch die Yaflung des Art. L: Nr; 6, fo weit zu geben, die 
Weſentlichkeit der exforderten Angabe ber- Ausftellangsgeit in bie 
Angabe der wahren Zeit ber Austellung - zur ſetzen und eine Un 
richtigleit in ber Datirung ſchlechthin für dem Art. 4. Nr. 6: wit 
gemäß, mithin einen Wechſel mit einer ſolchen Datirung nad 
Art. 7 der W. DO. für ungiltig zu. erklären. Denn nicht die ab⸗ 
ſolute Richtigkeit der Ausftellungszeit, fondern nur .die Angabe des 
— und Jahres ber Ausſtellung überhaupt iſt zum we 
ſentlichen · Erforderniß des Wechſels erhoben. Soweit eine Unrich⸗ 
tigkeit dabei nicht äußerlich in bie Augen fällt, läßt ſich einen 
Wechſel nicht anſehen, ob er auch wirflih am dem angegebenen 
Tage unterfchrieben- it, während, wenn bie: Giltigkeit bes Wed; 
feld davon, alſo ven einem Umftande, abhängig gemacht werben 
follte, wovon fih ein Dritter nur in den feltenften Yallen Ueber⸗ 
zeuguug verfchaffen kann, bies, wie. bereits: in.zuireffenber Weiſe 
von dem Dber:Tribunal bezüglid eines in der Augabe bes Aus⸗ 
ftellungsortes - unrichtigen Wechfels unter Herrſchaft ber landrecht⸗ 
lihen Wechſelordnung (Entfcheib. Bd. 2- ©. 140. 141) ausgeführt 
worden ift, den Wechfelverkehr zerftören: würbe. 

Anders aber, wenn die Unrichtigleit ber: Ausſtellingszeit 
bergeftalt in bie Augen fällt, daß, wie. im vorliegenden- Falle, 
jedermann aus der im Gonterte ausgebrüdten- Zahlıngszeit ſehen 
muß, daß ber Wechſel zu der angegebenen: Zeit nuht- ausge 
ftellt jein Tann, und die angegebene Ausſtellungszeit ‚nicht: einımad 
den Schein ber Richtigkeit trägt, Die Erheblichbeid des Unterichte: 
des zwilchen einer ſolchen Datirung und dem Falle der Dating 
von einer, wenn au unrichtigen, doch möglichen Zeit Tiegt auf 
ber Hand, Sol die vom Geſetz als: wefentliches Requifit bes 
Wechſels erforderte Angabe des Monatstages und Jahres ber 
Ausftelung nicht jede Bedeutung verlieren -unb zur leeren Form 
berabfinten, fo muß jedenfalls darunter. eine foldhe Unrichtigkeit 
ber Datirung, die zu einer Jedermann erkennbaren Unmöglichkeit 
führt, ausgefchloffen fein. Iſt auch die Wichtigkeit: der Datirumg 
überhaupt bauptfählih nur bei Siht Wechſeln erfamber ge- 
macht, jo läßt fi diefelbe doch auch im Allgemeinen nicht im Ab⸗ 
rede ftellen, dba von ihr unter Anberem bie Beuftheilung ber 
Wechſelfähigkeit abhängig ift. Eine Datirung ber vorliegenden Art 
würde dem bie Grundlage entziehen, fie. kann: dem: Zwecke und 
ber Abficht bes Geſetzes nicht eutipuechen. und, ftellt ſich deumach 


ats’ eine ſolche bar, melde bemi Art: 4. Re. 6 nicht gemäß ifl. 
Iſt dies richtig, fo muß der eingeflagte Wechfel'mit einem ſolchen, 
welcher ber Ausftellungszeit ganz entbehrt, auf gleicher Linie be— 
haͤnbelt werben, und ijt dann feine Ungiltigkeit in Gemäßheit des 
Art. 7 bie nothwendige Folge. Bei der Natur des Weqhſels als 
eines ftrengen Formalactes, kann von bet Replik, daß ein Schreib: 
fehlet in der Datirung obwalte, nit die Rebe fein. Abgeſehen 
bavon, daß bie Zufaflung einer foldyen Replik zu den bedenklichſten 
Conſequenzen führen würde, führt fie auch nicht weiter, da ein 
Schreibfehler ebenfogut bezüglich der im Konterte des Wechſels 
angegebenen Tälligfeitszeit vorwalten kann, und fo immer die Ge: 
wißheit fehlt, das Accept zu einen beftinimten Tage allein aber 
nicht entiheivet. | | 

Erkenntniß des Obertribunal8 zu Berlin vom 12. Juni 
1858 in’ Sachen M. Lehmann'ſche Concursnaſſe in Berlin, Ber: 
klagte und Revidentin, wiber die ritterfchajtlihe Privatbank für Pom⸗ 
mern zu Stettin, Klägerm und Reviſin. oe 
Volkmar. 


43. 


1) Enthält der Ansdrnd: „Ende Januar 1858” 
eine beftimmfe Verfallzeit? | 

2) Debarf ed zur Behrändung der Regreßanfpräde' 
aus einem Wechfel gegen einen Preußen ſtets ber 
Tegafifation des Proteſtes, wenn ein folder 
außerhalb’ Preußens von einem nichtpreußiſchen 
Notare aufgenommen worden ift? = 

3) Senügt e8 bei der Proteftirung bes Weifels, 
menn ber legtere nah dem Wortlauf des Prote 
ftes‘ „den Kaufleuten 5. M. Coniz und Comp.“ 
zur Zahlung vorgelegt ift? 

4) Iſt bei ber Erhebung des Proteftes gegen den, 
befonders genannten Domiciliaten die Nachfrage 
nad dem Bezögenen erforderlich? 

5) Wie ift der Ort ber PBroteftaufnahme zu be 
zeihnen? EEE: | 

Dieſe Fragen find in dem nachfolgenden Urtheil des Ober⸗ 

ee zu Berlin vom 29. Juni 1858 zur Crörterung ' 

gebiehen. | 
Die‘ Gründe diefes Erkenntniſſes lauten: 
Die Beſchwerden der von dem KL. eingelegten Reviſion und 
det von ihm eingeführten und als Reviſion zu behandelnden Nich- 
tigkeitsbeſchwerde erfcheinen überall begründet. Der Ki. hat den 
Wechfelregreß gegen bei Verkl. zunihft DOW | 
1) aus 2’von Arnz n. Comp. auf Herbig zu Leipzih gezogeich, 


wo Rechtaſpru⸗ 


von dieſem acceptirten und zu Leipzig Mangels Zahlung notariell 
proteſtirten Wechſeln d. d. Düffeldorff den 23. Dftober 1857 über 
1500 Thlr. reſp. 600 Thlr. genommen. a) In dieſen beiden Wed: 
feln ift die Zahlungszeit auf „Ende Januar 1858” feftgefekt. Der 
Uppellationsrihter hat hierin bie Feſtſetzung einer dem Art. 4. 
Nr. 4 der Wechſelordnung entſprechenden Zahlungszeit nit ge 
funden und deshalb beide Wechjel für ungiltig erklärt. Dem ift 
jedoch nicht beizupflihten. Es ift von dem Obertribunal bereits 
in dem im Ardiv für Rechtsfälle Bd. 13. ©. 275 veröffentlichten 
Erk. v. 15. Juli 54 ausgeführt und feitden in conftanter Rechts⸗ 
ſprechung zur Geltung gebracht, daß einer berartigen Feſtſetzung 
ber Zahlungszeit weder an fih, nod nad den gemwöhnlidyen 
Sprachgebrauche die dem Art. 4. Nr. 4 ber W. O. entiprechende 
Genauigkeit und Beltimmtheit dahin, daß die Zahlung beider 
Wechſel am lebten Tage des Monats December 1858 erfolgen 
fol, verfagt werden fann. — b) Am Uebrigen ift die Aechtheit 
der Indoſſamente des Verkl. nicht bemängelt und find aud die zu 
beiben Wechfeln gehörigen notariellen Protefte d. d. Leipzig ben 
1. Februar 58 rechtzeitig und in geſetzlicher Vorſchrift entſpre⸗ 
enden Form bewirkt worden. Die auf die mangelnde Zegalifation 
derſelben geſtützte Bemängelung bat feinen Grund, da aus ben 
Proteituffunden die amtlihe Qualität des Proteftanten als Fönig- 
lich Sächſiſchen immatriculirten Notars hervorgeht, der Unter: 
ſchrift das Amtsſiegel beigedrüdt und die baburd begründete Ver: 
mutbung ber Aechtheit und ber ftaatlihen Befähigung bes Ber: 
fafjer8 zur Aufnahme derartiger Acte von dem Verkl. durch fpecielle 
unter Beweis gejtellte Behauptungen auch im Entfernteften nicht 
erſchüttert ift. 

Was jodann 

2) den auf bie beiden Domicilwechſel d. d. Düffelborff den 
29. September 57 über 4200 refp. 3800 Mark Banco gegründe: 
ten Regreßaniprudy anlangt, fo ift auch bezüglich diefer beiben 
Wechſel die Aechtheit des Indoſſaments des Verkl. nicht bemän- 
gelt, vielmehr nur Erinnerungen gegen die Form und den Inhalt 
des dazu gehörigen, im Uebrigen rechtzeitig bewirkten Proteſtes 
d. d. Hamburg den 29. Januar 1858 vorgebracht worden. Die⸗ 
felben find indeß ebenfalls für begründet nicht zu erachten. a) Die 
Protefturfunde ift von einem Hamburger Notar unter Beidrüdung 
feines Amtsſiegels ausgefertigt. Der gerügte Mangel einer diplo⸗ 
matifhen Beglaubigung ift aus bem obigen, auch hier zutreffenden 
Grunde unerheblid. b) Nah Inhalt der Proteftufunde find bie 
beiden Wechiel den darauf benannten Domiciliaten „ven Kaufleuten 
Herten H. M. Conig und Comp.” zur Zahlung vorgezeigt und 
baben „biefelben“ die Zahlungsweigerung erklärt. Bet dem Bor: 
bandenjein von Domicilmechfeln mit benannten Domiciliaten genügt 


Rehisipräde. 4 


dies und es bebarf nicht außerdem noch ber Erwähnung, baß aud) 
nad) dem Bezogenen gefragt und gegen dieſen proteftirt worden. 
c) Wenn der Appellationsrichter feine abweichende Entſcheidung 
weſentlich barauf gründet, daß nad Inhalt der Protefturlunde die 
Wechfel der Firma H. M. Conitz und Comp. nicht aber ben Ber: 
fonen, welde bie Firma bilden, vorgelegt worben und daß be# 
halb der Hamburger Proteft ungültig fei, jo ift auch dies ale 
richtig nicht anzuerkennen, weil durch die Faffung bed Proteftes 
m Wirklichkeit die die Firma tragenden Perſonen ˖erkennbar ge- 
macht und als redend aufgeführt find. d) Da auch ber Ort ber 
Proteftaufnahme aus dem Proteſte bervorgebt, der Mangel der 
nähern Bezeichnung bes Gefchäftslofals oder der Wohnung ber 
Domiciliaten aber um jo weniger für ein bie Giltigfeit des Pro⸗ 
tefte® beeinträchtigendes Moment zu erachten ift, ale fid) bie Do- 
milicisten auf bie Präfentation ber Wechfel zur Zahlung erflärt 
haben, ohne eine etwaige Ungehörigfeit des Ortes gemäß Art. 91 
ber W. DO. zu rügen, fo ftellt fich auch wegen diefer beiven Wech⸗ 
ſel ber Regreßanſpruch als begründet bar. 


Heilborn. 
44. 
Der Indoſſant eines Wecfels ift als folder fein 
Bürge. 


Unterm 6. April 1857 caflirtte das Oberappellation®: 
gericht in Darmftadt, als Kafjationshof für die Provinz Rhein: 
befien, zwei Urtbeile des Bezirksgerichts in Alzey vom 24. Juli 
und 29. Oftober 1856 *), davon ausgehend, zur Begründung bes 
zweiten Safjationsmittel8 reihe ſchon die Betrachtung Bin, daß der 
Art. 2037 des bürgerlichen Geſetzbuchs blos vom Bürgen handelt, 
der In doſſant eines Wechſels aber kein Bürge ift, fohin aud) 
nit als folder, ſondern aus ber felbftitändigen Verbindlichkeit in 
Anſpruch genommen wird, ben Wechfel zu bezahlen, ſobald ihm 
rechtliher Ordnung nad) nachgewiefen ift, baß der Zieher nicht 
zahlt. Da nun ber andere Richter, indem er den Einwand ber 
Unanmwendbarfeit diefes Artikel auf den vorliegenden Fall verwor: 
fen babe, denjelben übel angewendet und die rechtliche Natur ber 
Berbindlichkeit bes Indoſſanten durdy deren Verwechslung mit je- 
ner eined Bürgen völlig verfannt habe, fo müſſe deſſen Urtheil 
vom 24. Juli und folgereht das darauf gebaute Urtheil vom 29. 
Oktober 1856 caflirt werden. B. 


*), In Sachen des Leopold Levi im Worms gegen Kaufmann Heinrich 
Hafſelbach in Ofthofen. 
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Kann nah’ Preußiſcheen Geſetzen ber Inhaber eines“ 

Wechſels, welder auf „Thaler Courant“ Tautet, ge= 

zwungen werben, bie Wechſelſumme in Preufijgen' 
Kaffen:-Anweifungen anzunehmen? 


Der Kaufmann P. zog auf‘ den Kaufmann H. unter dem" 
6: April 1856 einen auf „einen Thaler Preuß. Eourant” Tauteh: 
den Wechſel. H. acceptirte und bot am Fäligfeitstage dem Traffans 
ten die Zahlung in einem preußifhhen Einthalet⸗Kaſſenfcheine an.’ 
Diefer verlangte Zahlung in baarem Gelde und‘ verweigerte bie‘ 
Annahme ber Kafjen: Anweifung. In dem in’ Folge deſſen vol! 
dem P. angeltrengten Wechſelproceſſe erkannte das Stadtge⸗ 
tigt zu Berlin: " 


Da bie Weigerung bed Klägers, bie vom Verklagten im einet 
Kaffenanweifung angebotene Zahlung der Wechſelſumme an= 
zunehmen, geſetzlich gerechtfertigt ift, indem nad F. 6 bes 
Edicts vom 7. September 1814 Trefor- und Thalerfcheine 
nur nad) freier Uebereinkunft zwiſchen Geber und Empfän- 
ger in Zahlung gereicht werden Föntien, eine Mo. 
welche durch die fpäter wegen Ausgabe neuer Papiergelbfor- 
ten erlaffenen Geſetze, namentlich das lebte Geſetz vom 19. 
Mai 1851 wegen Anfertigung und Ausgabe neuer Kaffen- 
anmweifungen, nicht aufgehoben, vielmehr auf dieſe neuen Pe- 
piergelbforten, insbeſondere die nach dem letztgedachten Ger 
fetze ausgegebenen Kaſſenanweiſungen lediglich überträgen 
worden iſt ($. 6 a. a. O.); 


Da au die Wechſelordnung an diefer Vorfehrift nichts 
geändert hat, namentlich auch ber Art. 38 derfelben dem 
Kläger nicht entgegenfteht, weil Kuffenanmeifungen, wen’ 
der Gläubiger fie nicht annehmen "will, ein Zahlungsmittel 
überhaupt nicht bilden und daher auch nicht die burd fit 
geleiftete Zahlung unter Berüdfichtigung des burd ben Um: 
fa gegen Metallgeld etwa ermuchienen Wgtoverluftes al’ 
Abſchlagszahlung angefehen werden Tann; 


Verklagter fchuldig, dem Kläger bei Vermeidung ber Wech⸗ 
felerecution die Summe von 1 Thlr. nebft 6%, Zinfen ſeit dem” 
17. Auguft 1856 zu zahlen und bie Proceßkoſten zu tragen, be: 
ziehungsweife zu eritatten, gehalten. 

Ein Rechtsmittel ift nicht eingelegt. 


+ 
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OH. 


46. 


Gewährt Art. 29 der DW. D. ein Klageredht auf 
Sicherheitsb eſt ellung auch gegen den Neceptanten? 


X: Eigenthümer eines anf ibn -girirten und von M. acceptir⸗ 
ten Wechſels, fällig am 21. Jannar 1858, ließ bei Y., ber Ende 
November 1857 notoriſch feine Zahlungen einftellte, am 10. De 
cember 1857 Proteft Mangels Sicyerheitöbeftellung aufnehmen - 
und Flagte- aus -Art. 28 und 81 ber Deutſchen Wechſelordnung 
am 20. December 1857 gegen biefen Acceptanten: 

daß er zur Vermeidung der Wechfelerecution Sicherheit da⸗ 

Ye daß ber Wechſel am Verfalltage bezahlt werde, bes- 

tele. 

Diefer Klage opponitte der Beklagte, daß F. 29 der: Deut- 
ſchen Wechfelordnung ein ſolches Necht dem Kläger nicht beilege. 
Nady: biefem Wiberfprudh hat auch’ das Commerz⸗ und Ab: 
miralitätscollegium zu Danzig ben Käger unter Koſten⸗ 
laſt mit der Klage abgewieſen, und bat dies Uvtel in: Ermangelumg 
eines Appellation die Rechtskraft beidwitten. 

Die Sünde find: 

Der Art. 23 der Wechſelordnung verpflichtet den Atceptan: 
ten die acceptirte Summe zur Berfallzeit zu bezahlen, 

Die Verpflichtung, vor ber Verfallzeit zu ‚zahlen, oder für- 
die zu leitende Zahlung Sicherbeit zu beftellen, iſt bem Acceptan⸗ 
ten in ber Wechſelordnung nicht auferlegt. Denn der Art. 29, 
welder von der Sicherftellung wegen Unficherheit des Acceptanten 
banbelt, ift nicht nur ein Theil ber Lehre von dem Regreſſe 
auf Sicherfiellung, was aus ber Ueberſchrift bei VI. vor Art. 25- 


> 


hervorgeht, fondern ſchreibt audy beftimmt vor, daß die Sicher⸗ 
ftelung von den Bormännern gefordert werben kann. Don: 


dem ‚Wechfelvegrefie ift gegen den Acceptanten nicht die Rede, die⸗ 
fer ift ber eigentliche Verpflichtete, die Rechte gegen die Vormän⸗ 
ner kommen erſt dann, wenn diejer feine Verpflichtung nit erfüllt 
bat, zur Sprache. 

Die Borfchrift des F. 1085. Tit. 8. TE. II. des Allg. L. R., 


nad welcher im falle der Auläfiigfeit eines Arreftichlages von 
dem Aeceptanten Sicherfiellung geforbert werben konnte, iſt in 


die Deutihe Wechſelordnung nicht aufgenommen. Die Vorjchriften 
des Civilrechts über Darlehen — F. 759. Tit. 11. Th. I. bes 
. L. R., können auf Wechfelverpflichtungen nicht ausgebehnt 
werben. 

Allerdings ſetzt der im Art. 29 geftattete Megreß gegen bie 


Bormänner voraus, daß die Sicherheit von dem Acceptanten nicht 
geleiftet wirb, allein aus biefer Vorausſetzung folgt nicht die Ber: 
pflihtung des Acceptanten, die Sicherheit zu leiften. Der In⸗ 
haber hat zu verſuchen, ob er die Sicherftellung von dem Accep⸗ 
tanten erlangen kann, ebe er die Vormänner in Anfprudy nehmen 
darf. Ein Recht gegen den Accentanten, von biefem bie Sicher: 
ftelung zu fordern, ift in dem Artikel 29 nicht ausgedrückt. Es 
Tann mithin ber Sa im 6. 92 ber Einleitung zum Allg. Land- 
rechte: Aus dem Rechte des Einen folgt die Pflicht des Anden 
zur Leiftung ober Duldung deflen, was bie Ausübung des Rechts 
erfordert, nicht dazu dienen, um bie Verpflichtung bes Acceptanten 
zu begründen. 

Das Protokoll der Leipziger Conferenz vom 3. Rovember 
1847 gewährt fein Diaterial zur Beurtbeilung der vorliegenden 
Trage, indem bie Erörterung in berfelben die Zuläfligfeit des Re 
grefies gegen Vormänner, nicht aber die Verpflichtung des Accep- 
tanten. betrifft. 

Die Vorfchrift im Artilel 81 der MWechfelorbnung, nad) wei: 
her jeder Wechielverpflichtete für Alles haftet, was der Wechſel⸗ 
inhaber wegen Nichterfüllung ber Wechlelverbindlichleit zu fordern 
bat, fteht dem Kläger nicht zur Seite. Denn fie bezieht ſich anf 
die Nichterfüllung der Wechfelverbindlichleit, welche darin beftebt, 
daß der Wechſel am Verfalltage bezahlt werde. Deshalb haftet 
der Ucceptant für die Negreßaniprühe des Wechſelinhabers nad, 
Art. 50. 51 neben ber acceptirten Summe, welche am Berfalltage 
nicht bezahlt worden tft. Der Anfprud auf Sicherftellung betrifft 
nit die Nichterfüllung der Wechfelverbindlichkeit, fondern berubt 
auf der Wahrfchernlichfeit, daß die MWechfelverbinblichfeit nicht er⸗ 
füllt werden wird. 

Allerdings ift von dem Königl. Obertribunal in dem Band 
20 der Entfcheidungen Seite 343 abgebrudten Urtheil nad 
der Anſicht des Klägers entfchieden worden. Allein diefe Ent- 
[heidung verkindet das erfennende Gericht nicht (F. 6 der Einlei⸗ 
tung zum Allg. L. R.). Den in der Entfcheidung angeführten Grund, 
daß aus der Pflicht des Wechfelinhabere, von dem Acceptanten 
Sicherſtellung zu verlangen, bevor er auf die Vormänner zurüd: 
gebt, das Recht, auf die Sicherftelung gegen den Acceptanten zu 
fagen, folgt, bat das erfennende Gericht nicht für burdhgreifend 
erachtet. Ein Klagereht gegen den Acceptanten tft unter Voraus⸗ 
jebung ber im $. 21. Zit. 29 ber Allg. Prozeßordnung vorge: 
ſchriebenen Erforderniſſe allerdings vorhanden, allein daſſelbe be- 
zieht jicy nicht auf den Wechſelprozeß. Es muß in dem tm erften 
Abfchnitt des 29. Titeld der Allg. Prozeßordnung vorgefchriebenen 
Verfahren geltend gemacht werben. A 
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Der auf der Rüdfeite eines acceptirten Wechſels be 

findlihe mit einer Namensunterfhrift verfebene 

Vermerk eines Dritten „angenommen für bie Hälfte 
bes Werths“ begründet eine wehjelmäßige Ber 


pflichtung *). 


Der Färbereibeſitzer B. bat auf der Müdfeite zweier auf 
ben X. gezogenen und acceptizten Wechfel d. d. Neu-Ruppin ben 
19. Januar 1857 folgenden Vermerk 

„angenommen für die Hälfte des Werths“ : 
mit feiner Namensunterfchrift unterzeichnet. Der Bezogene löfte 
bei Berfall die Wechſel nicht ein. In Folge defien Hagte ber In⸗ 
haber biefer Wechſel, Kaufmann ©., gegen den Färbereibeſitzer B. 
‚auf Zahlung der Hälfte ber Wechfelbeträge im Wechfelprocefie,. Er 
bebanptete, daß B. durch die Unterzeichnung der gebachten Ber: 
merke die . Üccepte mitwmterzeihnet und fi als Bürge für bie 
Hälfte der Wechſelſumme verpflichtet‘ babe. 

. B. betritt, daß durch bie Unterzeichnung der Vermerke eine 
wechjelmäßige Verpflichtung für ihn entitanden ſei und —— 
die Abweiſung des Klägers. 

Durch die Erkenntniſſe des Königlichen Kereisgerichts zu 
Neu⸗-Ruppin vom 29. Juli 1867 und des Kammergerichts vom 
19. Auguſt 1857 wurde Kläger mit ber erhobenen Wechſelllage 
abgewieſen. 

Das Ober-Tribunal hat unter bem 26. September 
1857 auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Kläger das Appellations- 
Urtheil vernichtet und unter Abänderung des erften Urtheild den 
Verklagten nad dem Klageantrage verurtheilt. 


Gründe. 
Obwohl der Appellationsrichter ſelbſt anerkannt hat, daß es, 


um wechſelmaͤßig als Bürge zu haften, genügt, wenn nur bie 


Bürgſchaftserklärung fih auf dem Wechfel, gleichviel ob auf deſſen 
Vorderſeite oder Rückſeite, befindet, bat er doch die wechſelbürg⸗ 





°, Tiefe Urtheil ift auch in die Sammluug der „Entſcheidungen des 
Königlichen Obertribunals“ Bb. 37 ©. 291 ff. aufgenornmen. Bol. 
dazu bag Urtheil bed Ok ren vom 20. September 1855. 
Archiv j. Rechtsfälle — . 43 ff) und Renaud Lehrbuch des 
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ſchaftliche Verhaftung des Verklagten aus bem auf der Müdffeite der 
beiden eingeflagten und von dem Bezogenen acceptirten Tratten be 
Findlichen, mit beritinterfchrift bed Berflagten ‚verfehenen Bermedk: 
„angenommen für ıbie Hälfte⸗des Werthes“ um ıbeshalb amäge 
ſchloſſen, eines Theile, weil ıdiefer Vermerk in: Beiner Weiſe, wit 
ben ‚anf ‚ben: Berberfeiten der Werhfel stehenden - Acceptesı nes Be 
zogenen correöponbire, anderen Sheiles, weil nichts darauf hin- 
deute, daß der gedachte Vermerk in der Abliht aufgefchrieben ſei. 
fc folchergeftalt dem Wechſelausſteller als Bürge wechſelmäßig zu 
verpflichten, ‚folglich davon nicht die Mebe fein Tönne, daß ber Bea: 
Hagte die Wechſel im Sinne des Art. 81 ser Wedel Ordnung 
al® Bürge mit. unterzeichnet ‚habe. Dieſe Ausführung berubet anf 
einer zu engen und unzichligen Auffafſung des Art. 81 .ber Wed 
jel-Drbnung. 
Daß erſte Alinea bes Artifdis BI .beftunmt, daß bie wechſel⸗ 
‚mäßige Verpflichtung umter Anderem einen Jeden trifft, —— 
den Wechſel, die Werhielcgpie, das Acoopt ober das 
mitunterzeichnet bat, ſelbft dann, wenn erx — dabei — Bünge 
(per aval) benannt bat. Kine beflimmte Stelle des 

af welcher die Mitunterſchrift geſchehen fein muß, wenn fie eine 
gewifle wechfelmäßige Witwerheftung begründen fol, iſt "Kierin 
nit abfolut .vorgefchrieben, anderer Seits iſt «uber auch dht jebe 
Stelle und micht jede Form -zur Sg: jeuer Wirkung 
ausreichend, .e6 finbet dies ‚vielmehr ſchon feine notbwenrbige Be 
ſehr ankung durch die Vorſchrift bes Miet. 12 ber Wechſel Ordnuug 
nach welcher ein bloßer auf ber Rückſeite ſtehender Mame als 
Manco⸗Indoſſament gilt, und in gleicher: Weiſe, offenbar auch aus 
gleichem Grunde, beftimmt das 3 Alinos des Urt. 2i, ba «6 für 
‚eine ‚unbeihräntte Annahme des Wechſels kann gilt, wenn Der 
Bezogene ohne weiteren Beijar feinen Mamen ober ſeine 
Firma auf bie Vorderſeite des Wechſelpapiers ſchreibe. Im: 
ter Tefthaltung dieſer nothwendigen Begrenzung und in Betracht 
bes Begriffs der Mitunterzeichnung läßt ber Art. 81 die Anffaf: 
fung zu, daß ſich die Mitunterſchrift, wenn fie eine beftimmte, 
mwechlelmäßige Mitverhaftung begründen fol, auf dem Wechſelpa⸗ 
‚pier örtlich überhaupt fo darftellen muß, daß fie in ungweifefhafter 
Beziehung zu der von einem Andern durdy feine Unterfchrift be: 
eumentirten Wechjelerflärung fteht, dergeftalt,, daß aus diefer Be 
ziehung mit voller Zuverläffigleit und ohne weitern Beweis -«r: 
fannt werben kann, daß der Mitunterzeichnende gerade die Fol⸗ 
gen biefer beftimmten, von dem Dritten unterzeichneten Wedel: 
erffärung durch feine Mitunterzeichnung hat Übernehmen wollen 
‚Unter biefer Borausfegung haftet er zuit ald Solidar-Wechſelſchuld⸗ 
ner, audy wenn er ſich dabei nur als Bürge beuannt dat. Es 
leuchtet von ſelbſt ein, daß die Beziehung ber Mitunterfchrift zu 
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‚Dar Anden) „Des Dritten nicht blaß durch ;hie artliche Ste lung 
‚ber beiden Namensunterſchriften unter oder ‚neben einanher, ‚jagt: 
— auch durch eine a wörtlih ausgedrückte Bezeichnung 
er Beziehung mit voller Zuverläfiigfeit erfennbar gemacht werben 
kann. Iſt dies leßtere geſchehen, jo muß ein folder Vermerk, ſelhſt 
wenn er fih auf ber Rückſeite des Wechſels hefindet, ‚geeignet 
fein, die Wirkung des Art..81 bervorzubringen; das Vorhanden⸗ 
fein eines alance Srhallamiense wird jeden Falls durch bie ‚hei 
der Namendunterfhrift zum Ausdrud gekommenen Beziehung ‚zu 
ber Unterjhrift eined Andern und zu ber von biefem durch bie: 
felbe übernommenen Wecfelverpflihtung ausgeſchloſſen. Si be 
‚vorliegenden Sale ift eine ſolche zuſätzliche Bezeihnung ber Be: 
ziehung der Unterfchrift des Berklagten zu ber des Acceptanten für 
vorhanden anzunehmen: durch die feiner Namensunterfchrift Hinzp- 
gefügten Morte: „angenommen für die Hälfte des Werths“, we 
gleich fih Beides auf der Rückſeite ber beiven Wechſel befindet. 
Der Grund bes Appellationsrichters, daß die gedachten Ver: 
merke in feiner Weife mit den auf den Borberfeiten befindlichen 
Accepten correfpondirten, ift, wie bie NichtigkeitSbefhmerde mut 
Recht bemerkt, unklar. Iſt darunter eben nur der Mangel der 
auf zuverläfjige Weife zum Ausdrud gebrachten Beziehung der Ver: 
merke zu ben Accepten geleugnet, jo bat jener Grund in Borfte: 
bendem feine Erledigung gefunden; ift bagegen ber Mangel ber 
Correſpondenz nur in die in den Vermerken ausgelprochene Be: 
ſchränkung der Verhaftung auf die Hälfte der acceptirten Summe 
gefeßt, fo tritt die Verlegung des Art. 81 noch beftimmter ber: 
vor; denn es leuchtet von felbft ein, daß die im Art. 81 an bie 
Mitunterzeihnung gefnüpfte Wirkung dadurd nicht ganz aufgehe- 
ben werden Tann, daß ber Mitunterzeichnung eine ausdrückliche 
Beſchränkung der Mitverhaftung auf einen geringern Betrag bei- 
gefägt it, es folgt daraus vielmehr nur ebenfo, wie bei einem 
auf einen Theil der im Wechfel verfchriebenen Summe befchränften 
Mccepte, Art. 22, daß der ſo Mitunterzeichnende wechſelmaͤßig eben 
nicht weiter und nicht auf eine höhere Summe haftet, als wozu 
er ſich bei ber Mitunterzeichnung ausdrücklich verpflichtet bat. 
Sodann geht aber aus dem Art. 81 auch hervor, Daß die 
wechſelmaäßige folidarifhe Haftung an bie bloße Mitunterzeihnung 
gefnüpft ift, ohne daß es .babei eines befondern Ausdruckes oder 
Nachweiſes der Abſicht des Mitynterzeichnenden, ſich wechſelmäßig 
oder als Wechſelbürge für den beſtimmten Wechſelſchuldner Hey 
hindlich machen zu wollen, bedarf. Das Geſetz verbindet die Ab: 
fiht, wechſelmäßig zu baften, ſchlechthin mit der Mitunterzeihnung 
als Regel, und es bleibt dem Mitunterzeichnenden, falls er bie 
Uebernahme diefer Wirkung überhaupt nicht, oder nit im ihrem 
pollen Umfange will, nur frei, ſolches feiner Romensunterihrift 
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ausdrũcklich hinzufügen. Wenn demnach der Appellationdrichter 
bier den Art. 81 auch um beshalb von ber Anwendung ausge 
ſchloſſen hat, meil nichts barauf bindeute, daß bie gedachten Ber: 
merke von dem Berklagten in der Abfiht aufgefchrieben feien, ſich 
jolchergeftalt al6 Bürgen dem Ausfteller wechjelmäßig zu verpflich⸗ 
ten, der Appellationsrichter ſonach neben der Mitunterzeichnung 
noch einen bejondern Ausdruck oder Nachweis ber Abſicht, fih ei- 
ner bejtimmten Perjon als Bürge wechſelmäßig zu verpflichten, ver: 
‘langt, fo ift auch diefer Entiheibungsgrund auf eine unrichtige 
Auffaffung des Art, 81 zurüdzuführen. In der That enthalten 
aber auch jene Vermerke einen fo Maren und bejtimmten Ausdruck 
ber Abficht des Verklagten, für bie Hälfte des Werthes beider 
Wechſel als Wechfelverpflichteter einftehen zu wollen, daß dieſe 
* — Standpunkte des Appellationsrichters nicht zu bezwei⸗ 
iſt. H. 


48. 


Proteſt mangels Sicherheit beim Domiciliaten? 
Erſatz der Proviſion und Proteſtkoſten. Interven— 
tion eines Indoſſanten. 


D. in Liverpool, Acceptant eines Wechſels de dato Smyrna 
ben 14. September 1857 über 400 Liv. St., gezogen 3 Monate 
dato auf ihn, zahlbar London bei G., fallirte, der Wechſelinhaber 
M. S. ließ am 11. Novbr. 1857 bei D. dem cceptanten zu 
Liverpool und am 12. November 1857 bei ©. Proteft Mangels 
Sicherheitsbeftellung aufnehmen und verlangte mit diefem Brotefte 
von feinem Vormann 2. vergebens Sicyerheitsbeftellung. Der Klage 
bed M. ©., in welcher am 10. Dech, 1857 bei dem Kommerz 
und Admiralitätscollegium zuDanzig angetragen wurbe: 


ben L. unter Koftenlaft zu verurtheilen, auf jeine Koſten 
gegen Empfang des Sicherheitsproteites für die Bezahlung 
der 400 Liv. St. und 4 Liv. Unkoften an Broteftloften und 
Provilion bei Verfall genügende Sicherheit auf bejagten 
Wechſel zu bejtellen oder dies namentlich durd gerichtliche 
Depofition von 404 Kin. St. zu thun, 
wurden vom Bellagten 2. die in dem nachſtehenden Urtbeil er: 
wähnten Einwendungen entgegengefebt. 
Der Gerichtshof (gegen defjen Urtel feine der Parteien 
ein Rechtsmittel ergriff, zumal die Hauptfadhe fich durch die in 
London am 14. December erfolgende Dedung des Wechſels erle⸗ 
digte) hat erkannt: 
daß Kläger M. ©. ſchwöre, wie er nicht erfahren und nicht 





Rechtöiprildge. 599. 
wiffe, daß ber bezeichnete Wechfel am 14. December 1857 


- in London bezahlt fei, 
und daß im Schwörungsfalle: 


ber Verklagte ſchuldig, bem Kläger gegen Empfang des Pro: 
teftes dafür genügende Sicherheit beitellen, daß der Wechſel 
am Derfalltage bezahlt werde; 


im Nichtſchwörungsfalle Kläger mit ber Klage auf diefe Sicher: 
ftellung abzuweifen; jebenfalls der Kläger mit der Mage auf St 
herftellung von 4 Liv. Proteftloften und Provifion abzumeifen und 
ber Verklagte in Tragung bezüglich Erftattung der Prozeßkoſten 
zu verurtheilen. 


Die Gründe lauten bahn: 


Dem auf Art. 29 ber Wechfelorbnung geftühten Klageantrage 
wibderfpricht ber Verklagte, weicher den Wechſel als Indoſſant 
weiter begeben bat, weil 

1) der Sicherſtellungsproteſt gegen ben Xecceptanten nit am 


Su 


Zahlungsorte des Wechfeld London aufgenommen if. Es 
wird auf die Vorjchrift des Art. 43 der Wechſelordnung Bes 
ug genommen, nad welchem bie Präfentation domicilirter 
echiel zur Zahlung an dem Orte geihehen muß, wohin 
ber Wechſel domicilirt if. Diefer Einwand ift nicht ſtich⸗ 
daltig, weil der Antrag auf Sidyerftellung nad) Art.29 bei 
dem Acceptanten, welcher die Zahlungen eingeftellt hat, 
u madyen und gegen ihn zu protejtiren ift, um von den 
one Sicherſtellung zu erlangen und nad Art. 91 
alle bei einer beitimmten Perſon vorzunehmenden Acte in 
bem Gefhäftslocale oder in beren Ermangelung in bes 
ren Wohnung vorgenommen werben müjjen. Der Siders 
beitöproteft ift im Gefhäftshaufe des Acceptanten in Livers 
pool, dem im Wechfel bezeichneten Wohnorte desjelben, aufs 
enommen. Art. 43 bezieht ſich auf die Präfentation zur 
B ahlung eines bomicilirten Wechfeld, kann mithin auf die 
Prüfentation an ben Acceptanten zur Sicherjtellung vor der 
Berfallzeit nicht angewendet werben, .- 
weil der Indoſſant M. U. am 25. November 1857 bei $. 
P. in London die zur Dedung bes Wechſels wötbhigen 400 RL. 
niedergelegt hat, wovon bie Klägerin am 2. December un: 
terridytet gewelen if. Dieſe beftreitet bie erfolgte Niederles 
gung und giebt nur zu, dag fie benachrichtigt worden ift, 
daß ein gewilfer P. bei Verfall Zahlung leiten werde. Sie 
bat den über die Niederlegung zugefchobenen Eid zwar an: 
genommen, allein für unerheblich erflärt. Dadurch, daß ein 
Bormann die Summe bei einem Handlungshauſe, welches 
nach dem Inhalte des Wechfeld und der Indoſſamente nicht 
zu ben Wechfelberechtigten gehört, niederlegt, und daß biejes 


Beitfgrift für Handelsrecht. 89 


8) 
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u’ 


Rechtsiprüde. 

Haus die Zufage ertheilt Wechſel bei Verfall zu zahlen, 
folgt nicht, baß ber aber bes Proteftes | be St 
cherheit erhält. Ob das Verfprechen bes Dritten, Zahlung 

iften zu wollen, dem Berechtigten Sicherheit gewährt, läßt 
fi) nicht beurtheilen, jelbft wenn biefer Dritte ſich im Be 
fiße der zu zahlenden Summe befindet. Dex Berechtigte iſt 
zicht verpflichtet, ih mit dem Angelöbnifle eines Andern zu 
begnügen ($. 183 Tit. 14 Thl. J. A. L. R) Die Niebe 
legung ber Wechſelſumme Pe! U bei P. entipricht nicht 
der Befugniß bes zur Sicher ae anfgeforderten Vor⸗ 
manned. Denn die Niederlegung ſoll bei Gericht ober bei 
einer andern zur Annahme von Depofiten berechtigten Be 
Hörde oder Anſtalt erfolgen (Urt. 25. 29 ber Wechſelord⸗ 
unng). Das Handlungshaus P. gehört nicht gu ben er- 
mächtigten Depofitionsanftalten. Die Niederlegung bei bie 


ſem Haufe bewirkt nicht bie Ausfchließung bes Rechtes der Klaͤ⸗ 


gerin, anderweitige Sicherftellung zu fordern (Art.27 a. a. O.) 
weil der Wechſel am 14. December, dem Berfalltage, be: 
zahlt worben iſt. Dieſe Behauptung, welche durch den de 
ferirten und de ignorantia angenommenen Eib erwiefen wer: 
den fol, ift auf die verlangte Sicherftellung von Einfluß, 
weil, wenu bie Verbindlichkeit zur Zahlung erfüllt iſt, ber 
Anſpruch auf bie Sicherfiellung ber zu leiltenden Zahlung 
von felbjt wegfällt. 

weil die Sicherftellung in Betreff der Koften für den Sicher: 
beitöproteft und für die gezahlte und die für ſich geforderte 
Propifion, welche 4 Livr. St. betragen, nicht gefordert wer- 
ben fann. 

Diefer Widerſpruch ift für begründet zu erachten. Denn 
der Anſpruch auf Sicherſtellung ift in Art. 29 der Wechfels 
forberung auf bie acceptirte Summe beſchränkt. Der Koften 
des Broteftes, der Auslagen und Provifion geſchieht in bie 
fem Artikel keine Erwähnung Daß diefe Anfprüche gegen 
den Indoſſanten bei nicht geleifteter Zahlung Seitens des 
Ücceptanten dem Inhaber, welder den Wechſel Mangels 
Zahlung hat proteftiren laffen, und dem Indoſſanten, wel 
her den Wechſel eingelöft oder als Rimeſſe erhalten bat, 
auftehen (Art. 41. 50. 51 der Wechfelorbnung), begründet 
den Anſpruch darauf bei ber Forderung ber Sihertellung 
nicht, weil fie von der am Derfalltage nicht geleifteten Zah⸗ 
lung und von ber Aufnahme des Proteſtes wegen Nichts 
zablung abhängen”). 


*) Die Zurlidtwellung ber Unkoſten erſcheint nach $- 25 ber beutfihen 


Wechſelordꝛrung, auf welche 5 29 zuruͤckweiſt, nicht gerechtfertigt! 














Mapa. In 


Die vorſtehende Entſcheidung in ber Hauptſache ändert bie 
Vexpflichtung bed Verklagten zur Tragung und — der 
VProzeßkoften nicht. Denn bie am 10. December angeftellte Zlage 
war begründet, indem ber Verklagte zur Sicherftellung nerpflichtet 
if, bie Pluspetition von 4 Liv. St. bat auf ben Betrag der 
Prozeßloſten keinen Einfluß. Wenn nun der eingellagte Anſpruch 
durch eine nad der Juſinuation der Kfgge geſchehene Zahlung des 
Wechſels feine Erledigung finden follte, fo wird dadurch die Gut; 
ſheidung über bie vom Verklagten beftrittene Verbindlichkeit behufs 
Regelung bed Koſtenpunktes nicht ausgefchlofien und dieſe if zum 
Rachtheile des Verklagten ausgefallen. a 


49. 


Fälſchung der Summe eines bereits acceptirten 
Wechſels. Umfang ber Haftung des Acceptanten. 


— den Acceptanten wird von dem Indoſſatar ein Wech⸗ 

ſel einge agt, deſſen Betrag im Contert des Wechfels auf 

1500 Rthlr. angegeben if. Der Berklagte behauptet, daß zu ber 

Zeit ald er den Wechfel acceptirt, bie Summe nur auf 500 Rthlr. 

elautet habe; daß der Ausfteller demnächſt die Wechfeffunme ge 

*— babe und daß er Verklagter ſomit nur für 500 Rthlir. 
e 


Die Vorderrichter, das Kreis-Gericht zu Tilſit und das 

Appellations⸗Gericht zu Inſterburg, haben dieſe Einrede für zu⸗ 

fs und erheblich geachtet. Das Obertribunal tft. bem beige: 
n L 


Gründe. 


Zunachſt haben die Vorderrichter mit Recht ben Einmanb 
des Verklagten, baß bie in dem eingellagten Wechjel verfchriebene 
Summe erſt nad Beifügung feines Accepts von 500 Rthlr. auf 
1500 Rthlr. erhöht worben he für rechtlich zuläffig erachtet. 

Allerdings bat die Allgemeine Deutihe Wechſel-Ordnung in 
ben Art. 75 und 76 nur in Betreff ber Verfülihungen ber Te 
fel-Unterjchriften, Uccepte und Indoſſamente Beftimmungen getrof: 
fen, den Fall der Verfälihung des Inhalts des Wechſels mithin 
nicht ausdrücklich vorgeſehen. — 

Allein abgejehen davon, daß der Artikel 23 den Xcceptanten 
nur verpflichtet, „die von ihm acceptirte” — aljo nicht eine ohne 
feine Zuftimmung erhöhte — Summe zu zahlen, jo ergibt fi 
auch aus ben der Emanation ber Allgemeinen Deutſchen Wechſelord⸗ 
nung vorangegangenen Verhandlungen, daß nicht beabfihtigt worden 

i 39 * 
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ift, die aus Verfälichungen des Inhalte des Wechſels hergenom⸗ 
menen Einwendungen im Wechſelprozeß dadurch für unwirkſam 
zu erflären, daß darauf bezüglihe Vorfchriften in die Allgemeine 
Deutſche Wechſel-Ordnung nicht aufgenommen worben find. — 
Der urfprüngliche preußifhe „Entwurf einer Wechſelord⸗ 
nung” (Berlin 1845) enthielt in ben Abfchnitten XVII und XVIO 
mehrere fpecielle Beftimmungen über Korrekturen, Rafuren und 
andere jichtbare Veränderungen an Wechſeln und Accepten, fowie 
über falihe Wechfel und Indoſſamente. Es wurde jedoch bereits 
bei den Berathungen ber zu biefem Bebufe ernannten Kommiſſion 
(Sikung vom 17. December 1845 p. 134 ber Protofolle ben 
Entwurf einer Wechſelordnung betreffend, Berlin 1845) geltend 
gemacht, daß jene Beitimmungen tbeild unvollitändig theils unge 
rechtfertigt, daß es aber auch überhaupt zweckmäßiger fei, bei Fäl⸗ 
ſchungen bie orbentlihen Gejege zur Anwendung zu bringen unb 
bie Aufnahme fpecieller Beitimmungen in das Wechfelrecht zu ver: 
meiden. Mit Nüdfiht hierauf wurde, wenn gleich der aufgeftellte 


ag: 

bag die Wechfelverbindlichleit jedes für den Wechſel Verbaf: 

teten vorausjeße, daß ber Wechſel zur Zeit der Geltendma⸗ 

Hung bes Anſpruchs wider ihn fi) noch in bemfelben Zu⸗ 

ftande befinde, in welchem er ſich befunden, als feine Wech⸗ 

felverbindlicyleit zur Exiſtenz gelangt fet, 

unangefochten blieb, beichloffen, fidy für gänzlihe Streihung ber 
vorgedachten Abjchnitte auszufprehen (Sitzung vom 19. December 
.1845 p. 1845). In bdiefem Sinne äußerte fih auch der Kom: 
milfionsberiht, Berlin 1846 p. 113, in weldyen nur die Feſtſtel⸗ 
lung einiger — im Weſentlichen den Art. 75 und 76 der Allge 
meinen Deutſchen Wechfel: Ordnung entfprehender — Grundſätze 
befürwortet wurde. — 

Der unter Berüdfihtigung der Borfchläge ber vorgebadhten 
Kommilfion von der demnächſt zufammengetretenen Staatsraths- 
Kommiſſion beſchloſſene, ven Beratdungen der Leipziger Conferenzen 
zum Grunde gelegte Entwurf nahm demnädhft — in den 66. 71 
und 72 — audy nur diejenigen Beftimmungen auf, welche in bie 
Artikel 75 und 76 der Allgemeinen Deutſchen Wechfel : Orbnung 
übergegangen find, und e8 wurde in ben Motiven zu benfelben 
ausgeſprochen, daß man mit Rüdjiht auf die Bedenken und Schwies 
rigkeiten, welche fi einer, die verfchtedenartigen Bälle von Ver: 
fälfhungen und bie dadurch bewirften Rechtsverletzungen vollitän- 
dig umfafjenden Geſetzgebung entgegenftellten, vorgezogen babe, 
ben rechtlichen Einfluß derartiger Verfälfhungen auf die Verpflid- 
tungen ber Wechfel-ntereffenten in jedem einzelnen Falle richter: 
licher Beurtbeilung nad civilrechtlihen PBrincipien zu überlaffen. — 

(Motive zu 6. 71. 72; Leipziger Protokolle LXXI.) 
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Hieraus ergibt fih, daR bei Emanation der Allgemeinen 
Deutfhen Wechſel⸗Ordnung beabfichtigt worden ift, die aus Ver⸗ 
Kälfungen bes Wechſels hergenommenen Einreben, foweit fie fi 
nad allgemeinen Grundſätzen als begründet barftellen, auch als 
im Wechſelrechte beruhend, und fomit unter die erfte Kategorie 
bes Artifel 82 fallend anzuerkennen. 

Hienon ausgegangen, muß ber Einwand eines Acceptanten, 
baß der Wechfel zur Zeit der Ertheilung feines Accepts auf eine 
geringere Summe, als die zur Zeit der Klage-Anftellung hervor: 
gehende gelautet habe, für erheblich gelten, weil*feine Verbindlich⸗ 
keit nicht weiter reicht, als er fie eingegangen ift, aus ber uner: 
Iaubten Handlung der Fälſchung Seitens Andrer aber Verpflich⸗ 
tungen für ihn nidyt erwachſen. Es ift daher auch gleichgültig, ob 
ber Erwerber ded Wechfeld in gutem ober böfem Glauben gewe- 
fen ift, ob ihm eine Fahrläfligleit bei Prüfung des Wechfels zur 
Laſt fällt oder nicht. 

Diefen Grundfägen fließen ſich auch die Lehrer des Wech⸗ 
felreht8 aus ber Zeit vor uub nad der Emanation ber Allgeme: 
nen Deutfhen Wechſel-Ordnung an. 


Thöl, Wecfelreht F. 288.— Koch, Privatreht Band H. 
©. 627. — Renaub, Wedfelredt ©. 16. — Hoff: 
mann, Über Wechfelfälfhung und Wechſelverfälſchung in 
Siebenhaar und Tauhnik Archiv Bd. 6. Heft 3. S. 236. 


Erkenntniß des Ober-Tribunals in Berlin vom 3. Juni 1888 
tr Sachen der Firma Wittwe Johann Leonhardt Klägerin zu Til 
fit wiber den Kupferfhmiebmeilter Schettler Verklagten zu =. 


50. 


Zautet die Zahlungszeit einer ala Wechſel bezgeihne: 
ten Urfunde „vier Woden (einen Monat) à dato,” 
fo ift ein beftimmter Berfalltag nit vorhanden. 


In einer mit ben fonftigen Crforberniffen eines Wedhfels 
am 12. Oktober 1857 ausgeftellten Urkunde lautete der Verfalltag 
„vier Wochen (einen Mottat) & dato. Auf Grund diefes Ans 
firuments erhob der Inhaber gegen ben Acceptanten die Wechſel⸗ 
Hage. Diefelbe wurde durd die Verfügung des Stadtgerichts zu 
Berlin vom 27. Januar 1858 zurüdgewiefen, weil in dem Schrift: 
ftüde bie Bezeichnung eines beſtimmten Verfalltages vermißt wurde, 

Der Kläger erhob “über diefe Verfügung Beſchwerde. Diefe 
wurde indeß für unbegründet erachtet. Der desfallfige Beſcheid des 
Rammergerihte vom 3. Yebruar 1858 lautet: 








on Aecat ſpriche 


Zu den weſentlichen Erfordertniſſen eines Wechſels gehört 
had Art. 4. Nr. 4 ber Wechfelorbnung bie Angabe ber Zeit, zu 
welcher gezahlt werben fol, und namentlih die Beſtimmung einer 
Beftimmten Zeit nad dem Tage ber Ausftellung. 

Diefes Erforberniß liegt nicht vor, denn, indem ber vorlie⸗ 
gende Wechſel 4 Wochen oder einen Monat nach dem 12. Ofte- 
er pr. [tig geworben, ift e8 ungewiß, ob deſſen Zahlungsta 

ber 9. oder 12. November pr. hat fein follen. Es muß 
er der erfolgten Zurückweiſung der Klage ſein Bewerben be 
en. 


H. 
51. 


Iſt aus einem abbandengelommenen und demnächſt 
amortifirten Wechſel im Gebiete des preußiſchen 
Rechtes die WBechſelklage zuläffig? 


Es wird vielfad, geftritten, ob auf rund des Art. 73 Ber 
W. O. der Eigenthümer eines verloren gegangenen Wechfels nad) 
Einleitung bes Amortifationsverfahrens den ihn aus den Wechſel 
ſtehenden Anfpruc auf die Wechſelſumme im Wege bes Wech⸗ 
elprozeffes ober nur im gewöhnlicyen Prozeſſe zur Geltung brin- 
gen kann. 
Die aus 6. 9. 11. tit. 37. Th. J. A. G. D. gegen bie An- 
wenbung bes Wechſelprozeſſes bei Anfprühen aus verloren gegan: 
enen Wechſeln fi ergebenden Bedenken find in nachſtehendem 
Falle zur praktiſchen Erörterung gebieben. 


Der Frifeur 2. verlor eimen ibm indoflirten Wechſel vom 
22. November 1854 über 49 Thlr. 29 Sgr., fällig am 15. Juli 
18556. Durch Erkenntniß des Stabtgerihis gu Berlin vom 30. 
Dftober 1856 wurde der Wechſel für amortifirt erflärt. 2 erhob 
nunmehr gegen ben angeblichen Acceptanten dieſes Wechfels, den 
Kaufmann W. die Wechfelflage auf Zahlung der Valuta. Er fügt 
feiner Klageſchrift das Amortifationsertenntniß nebſt einer Abſchrift 
bes Wechfel8 bei unb trat — über das Vollziehen des Accepts 
durch ben Verklagten durch Berüfung auf Zeugen und Widesbela- 
tion an. 

Der Verklagte beſtritt, den Wechſel acceptirt zu haben. 

Das Stadigericht zu Berlin wies durch Erkenntniß vom 

17. September 1857 — aus bier nicht weiter intereſſirenden Grün: 
den — den Kläger mit ber Wechſelklage ab. 


Der Kläger ergriff Rekurs. Das Kammergeriht wies ben 
Nelurs durch folgenden Beſchelb vom 7. Ofteber 1857 suräd. 
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Dur das ergangene Erkenntniß find Ge nur mit ber 
euere: abgewiefen und ift biefe Entſcheidung gerechtfertigt, 
weil Sie nicht den Original-Wechfel vom 22. November 1854 zu 
befthaffen im Stande gemefen find. 


Da g. 4 der A. G. O. Th. 1. Tit. 27. beſtimmt, baf zum 
Behufe der Einleitung der Wechſelklage der Originalwechſel beige⸗ 
bracht werben muß, und ift ed nah ©. 11. 1. c. wefentlich, daß 
bem Berklagten ber Driginalwechfel zur Recognition oder Diffeſ⸗ 
fion vorgelegt wird. Eine Abſchrift des MWechfeld und das Amor: 
fifationserfenntnig können bier die Stelle des Originalwechſels 
nicht vertreten. In ben Beftimmungen ber Prozeß⸗Ordnung tft 
durch die allgemeine Deutihe Wedel: Ordnung nichts geändert 
und insbefondere Tann au6 dem Artikel 73 derfelben nicht die Auf: 
bebung ber oben allegirten Geſetzesſtellen gefolgert werben % 


58. 


Die Wechſelverjährung wird auch burd bie Einkla— 
gung eines Theiles der Wecfelforberung unter: 
- broden. 


Der Kaufmann ©. klagte aus einem am 18. März 1854 
fällig geweienen Wechfel über 400 Rthlr. am 5. December 1857 
gen den Acceptanten ©. auf Zahlung von 40 Rthlrn. Das bee: 
— ſige Mandat wurde am ſelbigen Tage dem Verklagten behän- 
digt und ging in Rechtskraft über. Am 19. April 1858 klagte 
©. auf Zahlung von anderweiten 40 Rthlr. gegen ©. aus bem- 
felben Wechfel. Der Lebtere erhob den Einwand ber Verjährung, 
indem er ber Anfiht war, daß durch die frühere Klage die Ber: 
jährung nur binfichtlich der damals eingeflagten 40 Rthlr. unter: 
brochen worden jei. 


Das Stabtgeriht zu Berlin erkannte indeß unter bem 
26. April 1858 nach bem Klageantrage. Den vom Berklagten er: 


*) Der mitgelheilte Fall ift meines Wifſens der erfte, in weldem biefe 
GStreitfrage von einem preußifchen Gerichte zum Austrag gebracht 
worben il. Wenigftend iſt die Löfung derſelben in ben durch ben 
Drud veröffentlichten Rechtsſprüchen nicht enthalten. Der im Archiv 
für Rechtsfälle von Striethorft Bd. 3. S. 170 mitgetheilte Fall be: 
ruht auf einer anderen thatfächlichen Grundlage In jenem Rechts: 
fireite war ber Origina ie mit ber Klage überreiht und erſt 
nad gefchehener richterlicher Prüfung verloren gegangen. 9. 
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griffenen Rekurs mies das Kammergericht durch folgenden Beſcheib 
vom 12. Mai ej. a. zurüd: 

Die Ausführung in der Rekursſchrift vom 1. d. M. erſcheint 
nicht gerechtfertigt, denn durch die Einklagung auch nur eines Thei⸗ 
les der Wechſelforderung iſt die Verjährung des Wechſels unter⸗ 
brochen und von Neuem nicht wieder eingetreten. 
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L. Beiträge zur Lehre von den Banken von Dr. X. 
Wagner. XVI. u.840. ©. 8. Leipzig 1857. Leopold Voß. 


Wir haben in den lebten Jahren fo mande Schrift über das Bank⸗ 
weien erhalten, die von auffallender Unkenniniß ber auf diefem @ebiet vor 
Allem in Betracht kommenden engliihen Erfahrungen und Unterſuchungen 
zeugte, bafı wir mit um fo größerer Freude bie vorliegenbe Arbeit begrüßen, 
deren Verdienſt grabe in einer forgfältigen und fleißigen Benubung bes 
reichen Materials befteht, das in englifchen Schriften, Parlamentöberichten 
u. ſ. w. über biefe Trage vorliegt. Der Berfaffer geht nach einigen Eapi- 
tefn mehr einleitender Art, in benen er feine Vorliebe für unbebingte rei: 
beit des Verkehrs in Bezug auf das Zettelbankweſen ausfpricht und manche 
ben Zettelbanken neuerbingd gemachte Vorwürfe zurückweiſt, über zur Be⸗ 
fpredhung ber beiden Hauptarten, auf welche Zettelbanten fremdes Capital 
zur Benubung erlangen, ber Depofitnannahme. und ber Notenemiflion. 
Die erftere behandelt er verhältnigmäßig kurz, bei Weitem ber größere Theil 
bes Buches ift ber Befprechung ber Zettelausgabe, unb zwar fpeciell der Dar: 
fellung bed Streits zwiſchen currency unb banking principle, zwiſchen An⸗ 
hängen und Gegnern der Beeldalte gewidmet. Un biefe Frage knüpft fich 
bekanntlich jet mehreren Jahrzehnten jede englifche Unterfuchung über Bank⸗ 
weien an und es war befhalb ein glüdlicher Gedanke des Verfaſſers bie 
ganze Entwicklung diefed Streit? einmal im Zufammenbange vorzuführen. 
Er hat benfelben ohne Zweifel im Ganzen mit richtiger Kritik und paſſen⸗ 
ber Hervorhebung bed Wifienswürdigften ausgeführt. In der Entwicklungs⸗ 
geichichte bed Streited mußte er zurüdgeben auf bie Bankreſtriktionsperiode, 
benn in bem bullion report unb den Schriften von Ricardo liegt fchon ber 
Grunbirrihum ber fpäter von Normann, Torrens unb beſonders Lorb 
Overſt one ausgebildeten reinen Geldtheorie, nämlich ba8 ganz übertriebene 
Gewicht, welches für die Beftaltung ber Preisverhältniſſe auf die Menge 
ber umlaufenden Zahlungsmittel gelegt wird ohne Beachtung ihrer Um: 
laufägefhwinbigfeit und ber in ben Angebotöverbältnifien der Waaren felbft 
vorgehenben Veränderungen. Während aber zur Zeit der Banfrefiriktion 
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ed fich um uneinlögliches Papiergeld handelte, deſſen Vermehrung allerdings 
ſehr leicht eine Werthverminderung derſelben hätte zur Folge haben Fünnen, 
machte die neuere Schule den noch größern Fehler einer Circulation jeber- 
zeit mit Leichtigkeit einlöglicher Banknoten eine dem baaren Gelde oder un: 
einloslichen Papiergelde gleichartige, von Wechſeln, Buchkredit und ben 
übrigen Arten, auf welche ber Krebit Zahlungen vermittelt, durchaus ver- 
ſchiedene Wirkung auf bie Preife zugufchreiben. Sie erflärte in großer Ein- 
feitigfeit die Veränberungen ber Preife, ber Wechfelturfe und ber Hanbel3- 
bilanz, welche Hanbelskkifen voreuſsgehm sınp Fe Yegleiten, ganz überwiegend 
aus veränderter Menge ber umlaufenden Banknoten und Münzen unb machte 
beragemäg in beim Meel'ſchen Bankgeſetz dem Verſuch, durch Cinwirkung auf 
bie Meuge ber umlaufenden Noten etwaiger Ueberſpeculation und daraus 
hervorgehender Geldausfuhr entgegenzumwirten. Der Berfaffer legt bie Ver⸗ 
kehrtheit diefer Anficht und bie Unrichtigkeit des Princips, auf melden das 
Veel ſche Bankgeſetz beruht, mit ben hauptiächlich von Tooke gelieferten Be: 
weismitteln in genügerrder Weiſe bar. Eine Vermehrung ber Notencixcula⸗ 
tion bat in ber Ueberfpeculation vor ben engfifchen Kriſen gar nidgt ober 
doch nur ganz wrrbebeutend fhattgefunden, Wechſel und Buchkredit Tiefenten 
faf auaſchließlich die Mittel zu ben vermehrten Wertaunfägen. E war ho: 
ber in biefer Begiehung eine Beiränkung ber durch Baarporräthe mit ge- 
beiten Notenausgabe ber Bart von England überflüffig, infofern aber bush 
das Veeliche Geſetz auch eine ungefährliche Ausdehnung bei Rotenumlanfes 
verhindert wird, Hat berfelbe mitunter nachtheilig gewirkt. Nanventlich wird 
die Beſchränkung immer in fehr Läftiger Weiſe in großen Gelbfriien fühlbar 
fein, wenn auf dem Höhepunkt berfelben ber Abflug ber Baarunrräthe nach 
bem Auslande aufgehört bat, bie MWechfellurfe durchaus gänftig geworben 
find und eine liberale Krebitgewährung von Seiten ber Bank von ganz un- 
berechenbarem Werthe unb ohne Bedenken iſt. Den Beweis bafür geben bie 
Krifen von 1847, bie ber Verfafſer ausführlich erörtert, unb bie im vorigen 
Herbft kurz nach dem Erſcheinen dieſes Buches eingetretene, in benen beiben 
daB Geſetz hat fuspendirt werden müſſen. — In ver Darlegung biefer Ver⸗ 
haltnifſe können wir dem Verfaffer im Weientlichen nur beiflinrmen, eine «et- 
was eingehendere Prüfung hätten unferer Meinung nad aber zwei Bunkte 
verbient, auf welche bie Anhänger bed Peel'ſchen Geſetzes in ihrer Verthei⸗ 
bigung fich bauptfächfich fügen. Einmal behaupten fie, daß das Belek 
dei dem Abfluß ber Baarvorräthe vor ber Kriſib bie Banlkdireltion doch zei⸗ 
tiger zu reſtriktiven Maaßregeln nöthige und in Folge ber ſchwindenben 
Neſerven ein Hinausſchieben ber Dißfontoerhöhung Eis zum legten Mugen: 
und, wie es früher vorgelommen, unmöglich made, dann aber daß bie @in- 
1ösbarkeit der Banknoten erſt durch bie Geſetz volllommen geſcchert fei. 
Namentlich ben lebten Orund führen fie in neuerer Zeit Immer in exfler 
Rinie auf. Wenn anbrerfeitß und auch von bem Verſaſſer ber vorliegenden 
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Schtift ermnert wird, daß burch die beabfichtigte Sicherſtellung der Noten 
die Zahlungsfähigkeit der Bank in Bezug auf bie Depoſilen im Herbſt 1847 
gefährdet fei, fo werben fie daB durchaus nicht zugeben tfiche z. B. bie Aus⸗ 
Ange bed Bankbirefterg Morris im Lords report on commercial distress 
1848 Nr. 489. 440, nad welcher die Banfbireftion in biefer Beziehung 
gar Feine Befürchtungen hegen zu bürfen glaubte) und gefeßten Falls wüt- 
den fit barin nur eine große Mißverwaltung der Bank jehen und es nur 
um fp befier finden, daß bieſelbe jeht mit ber Notenemifſſton Nichts wiegt 
zu fchaffen habe. Wer Geld bei der Bank won England beperirt, kunn ih⸗ 
rer Meinung nach wie ber Gläubiger jeder andern Want für fein Intereſſe 
ſelbſt ſorgen, dagegen wünfdhen fle für die Noten ber Bant von England, 
weil. fie ein fo überaus bequemes unentbehrliches Zaflungsmittel bed ge- 
wölnlifen Lebens find, befien Annahme Riemanb verweigern Tann, ja fo 
zar gefetzlich nicht verweigern darf, eine befondere Sicherung in hnlicher 
Weife, wie Re ber Drüngftemml des Staates für bad zeprägte Bolb und 
Süßer gibt. 

An dem letzten Theile der Schrift kommt der Verfaffer auf die Nah: 
tHeile und Vortheile ber großen Banken Überhaupt zu ſprechen unb das Hi 
ber Abfchnitt, in dem Referent am wenigften mit ihm übereinſtimmen Turm. 
Det Berfaffer ſucht nachzumeifen, wie die großen Gentrafbanten zu verfchie- 
denen Malen durch Nieberhalten bes Diskontos die Speculationsperiode ver: 
längert und jpäter durch plöglide Erhohung die Kriſts verſchlimmett, und 
folgert daraus, baß ihr Beſtehen fiberbaupt fchäblich und volle Freiheit des 
Bankweſens und ber Notenausgabe allein bie rationelle Bankgeſeßgebung 
ſei. Es if nit unfere Abficht auf dieſen Streit hier näher einzugehen. 
Ds wird dem Betfaffer gewiß aMfetiy zugegeben werben, daß in den er 
btterten ZAllın die Leitung ber großen Banken nicht ganz tadellos gewefen 
fi. Es iR erklaͤrlich gerug, term in ſolchen Perioden, wie fle heftigen 
cornmerciellen Gridyütterungen vorau zu gehen pflegen, auch bie Letter fol: 
her Inflitute nicht ganz frei von jeber Einwirkung ber Bffentlithen Stim- 
mung bleiben, fraglich erſcheint ung nur, ob bei vielen Meinen ſich einanber 
auf Tod und Leben in Grebitbewilligung und Notenausgabe EConcurrenz 
machenden Anftalten bieß Verhältniß fich weſentlich beſſer geftalten würde. 
Die größere Macht zu nachtheiliger Einwirkung, auf welche der Berfaffer 
Gewicht legt, dürfte wohl auf der andern Seite durch die Einwirfung ber 
Eoncurrenz und geringere Verantwortlichfeit aufgewogen werden. Wahrend 
man nun über diefen Bunt doch wehl minbeften® zweifelhaft fein birfte, 
fehen wir während ber Erfchütterung ſelbſt ſowohl in Englanb wie in Nord⸗ 
amerifa die Meinen Banken nur auf ihre eigene Rettung bedacht alle Segel 
einfreihen und auch dieß Ziel keineswegs immer erreichen, bagegen waren 

- die großen Bettelbanten von England, Frankteich, Holland auch in ben 
fhlimmfien commerriellen Krifen ber legten Jahrzehnte nicht im Geringften 
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:gefährbet und gewährten nach allen Seiten Unterftübungen von ganz ıfa- 
berecdenbarem Werthe. Wir glauben bie Kaufleute von New: York und 
Hamburg würden viel barım gegeben haben, wenn fie im vorigen 
Spätherbft in ihrer Mitte eine Bank gehabt hätten, bie eine ähnliche 
Stellung eingenommen hätte, wie die englifche, welche auf dem Höhbe- 
puntt ber Krifis ‚in einer Woche ihr MWechfelportefeuille und fonftigen 
Borfhüffe um 4,184,000 2., überhaupt von 20%, Millionen am 17. DE 
tober bis auf mehr ald 81 Million Livre Sterimg am 5. November ver- 
mebren, ja einem einzigen Haufe an einem Morgen, nach einer Mittbeilung 
des Economift, für 750,000 2. Wechfel bisfontiren fonnte Gewiß denkt in 
England kein Menſch ernftlich daran, ſolche Vortheile zu Gunſten eines noch 
nirgendwo bewährten Syſtems abfoluter Bankfreiheit aufzugeben und wir 
glauben, daß auch bie norliegende Schrift an Werth gewonnen hätte, wenn 
ber Verfafler fich in feinen Vorfchlägen über Bankpolitif mehr auf dem Bo: 
den bed Beſtehenden und praftifch Erreichbaren gehalten hätte. Man kann, 
ſo ſcheint es und, Fein Freund ber im Ganzen in Deutſchland überwiegen- 
ben Zupvielregiererei fein und boch auf biefem wie auf manchem andern 
Gebiete nicht jebe obrigfeitliche Leitung als gehäffiges Bevormundungsſyſtem 
veriverfen. 
Noftod im Juni 1858. Erwin Raife. 


X. Die Anweifung und der gezogene Wechſel, von 
Dr. Ladenburg, Obergerichtäabvofat. 8. 121 S. Mann⸗ 
beim 1858. J. Bensheimer. 


In Harer Sprache und maafvoller Haltung Tegt ber Verfaſſer feine 
beveitö früher mehrfach entwickelten Anſichten (Archiv f. Wechfelr. 1. S. 82 ff. 
II. ©. 118 ff.) über bag Weſen ber verfchiebenen Arten von Anwelfungen 
wie bes Wechſels nochmals dar, und verfucht diefelben eingehender zu begründen. 

In 3 Abfcgnitten werben die gewöhnlichen Anweiſung ($. 1—11), 
die kaufmänniſche Anweiſung (F. 12-—20), und der gezogene Wechſel 
($. 21—27) bargeftellt. 

1. Der erfte Abfchnitt befpricht, nach einer kurzen Erörterung über 
ben Inhalt der gewöhnlichen Anweifung (S. 3—5), folgende 5 Punkte: 
bie Mechtöverhältnifle zwifchen dem Anmeifer und dem Angewiefenen ($. 2), 
zwifchen bem Anweiſer und Nehmer (8. 3—5); zwifchen bem Nehmer und 
dem Angewiefenen ($. 6); die Form ber Anweifung ($. 7); beren Ueber⸗ 
tragung ($ 11). Dagegen enthalten bie 85. 8—10 eine Darftellung ber 
eigenthümlichen Principien bed Preußifchen, Oeſterreichiſchen und Babi: 
ſchen Rechts. 

Der Berfaffer erkennt an, daß jede Anweiſung ein Zahlungsmandat 
des Aſſignanten an den Affignaten enthalte, Teugnet aber als Hegel bas 
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zweite von ber herrſchenden Meinung angenommene Mandat: bad Einkaſſi⸗ 
rungsmandat bes Affignanten an ben Affignatar. 

Das Zahlungsmandat anlargend, ift er auf bie befannte Streitfrage 
nicht näher eingegangen, inwiefern bie bereits acceptirte Anweifung bem 
Affignatar gegenüber gültig widerrufen werben bürfe, inbem er auch bei ber 
gemeinen Anweiſung ben Widerruf ſchlechthin ausſchließt. Es fragt ſich 
hierbei, in welchem Sinne die Acceptation des Aſſignaten zu faſſen ſei: ob 
als ſelbſtſtaͤndige Verpflichtung, oder ob nur als mandatsmäßige, alfo be⸗ 
dingt durch den Nichtwiderruf des Mandats. Ein Gewohnheitsrecht im er⸗ 
ſteren Sinne iſt nur für die im Handelsverkehr vorkommenden ſchriftlichen 
Anweiſungen, nicht auch bei ben gemeinen, insbeſondere nicht ben formlo⸗ 
fen, erweislich *). Bei ben faufmännifchen Anweifungen, wie bei der Tratte, 
wird man fomit, wie Unger zuerft richtig durchgeführt Bat, ein Doppel: 
mandat bed Affignanten am ben Affignaten annehmen bürfen: ein Mandat 
zu zahlen und erforderlichenfalß die Zahlung zu verfpredden. Bei ber ge 
meinen Anweifung liegt bad nicht jo Flar vor, doch muß auch bier für bie 
Eriftenz des gedachten Doppelmandats entichieben werben, fofern nicht im 
einzelnen Fall bie gegentheilige Abſicht der Antereffenten nachweisbar iſt. 
Denn es ift auch im gemeinen Verkehr eine entjchiebene Hinneigung zu ben 
firengeren Principien des Handelsrechts wahrnehmbar, für welche gerade bei 
biefem Punkte bie Beflimmungen ber neuen Sivilgefeßbücher (A. L. R. 1. 
16. 8. 259. Oeſterr. bürgerl Geſetzb. 8. 1404. Bab. Kr. Art. 2010 f. i.) 
ein unverwerfliches Zeugniß ablegen. Indeſſen wird biefe Präſumtion Nur 
foweit zutreffen, als bie Analogie der Taufmännifhen Anweifung reicht: 
alfo nur bei fchriftfich acceptirten jchriftlicden Anweifungen über eine Gelb: 
fumme — 

Dagegen leugnet 2. das Einfaffirungsmanbat, wenigftens als Regel. 
Nur bei der Anweiſung zum Einzug finde fich ſolches, in allen anderen 
Fällen werde der Aflignatar nicht beauftragt, nur ermächtigt, Zahlung zu 
erheben. Uns fcheint bier ohne Grund eine fichere Bafld aufgegeben zu fein, 
ohne durch eine beſſere oder aud nur gleich gute erfeßt zu werben. Zur 
klareren Ginficht dürfte ung die folgende Erwägung führen. 

Das Mandat Tann einen boppelten Charafter tragen: entweber es ift 
fi) Selbſizweck, und biefer Fall bildet bie Regel, er ift der urfprüngliche, 
an welchem die Theorie des Rechtsinſtituts fich entwidelt hat — ober es ift 
bloßes Mittel zum Zweck, indem es zur Verwirklichung eines anberweitigen 
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*) Cropp, Juriſtiſche Abhandl. II. ©. 867. Not. 25. ©. 895. Sin: 
tenis, Civilrecht 2. $. 118 Not. 72. Unger, Inhaberpapiere 
© 75 fi. Schleſinger, Zur Lehre von den Formalcontracten 
©. 168 fi. . 
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Rechtäwerhältsifies:: eines Darlehns, einer Zahhuug, einer Scheukung, ya 
Aequivalent eines gegebenen ober veriprachenen Ghegenwertb3, bient: an- 
datum in rem suam, Ermädtigung Die Ermächtigung iſt nicht 
ſchlechthin nach den Prinripien bei Mandats zu beurtheilen : biefelben rei⸗ 
den hier uiht aus, und treffen nicht durchweg zu; insbeſondere ſteht bean 
Aflignanten bier feine actio mandati direota auf Rechnungslegung unb Ser: 
amsgabe bed Empfangenen zu, fein Widerruf und wohl auch fein Tod wer⸗ 
ben bier ſchwerlich die Ermädtigung vernichten — allein dennoch zeigt füh 
auch Hier bad Mandat in boppelter Richtung mwirffam. Einmal in ber actio 
mandati sontraria, mittelft deren ber Afliguatar bie Koften ber Einfaffinung 
ober des vergeblichen Berſuchs dazu (Reifegelb, Porto u bel.) erſetzt ver⸗ 
langen darf — ein Anſpruch, für welden, ohne Zurückgreifen auf bie 
Gruusfäte de3 Mandats, ed ihm an jebem Rechtsgrunde fehlen würbe. 
Sodann in ſeinem Ginflufie auf das amberweitige materielle Rechtöverhält- 
niß zwiſchen beu Vetheiligten, zu befien Realifirung bie Anweifung befimmt 
wor. Will z. B. ber Aflignatar die urfprüngliche Forderung, welche mit- 
telſt ber Anweiſungsſumme getilgt werben follte, gegen ben Ailignanten 
anflagen, fo muß er barlegen, daß die Anweiſung zwar präfentirt, aber 
nicht bezahlt worben fei: benn er hatte bie Verpflichtung übergommen, fich 
zunächſt auf biefe Weile zu beiden. Vermag ibn num ber Aſſignant man- 
gelnder Diligenz bei ber verjuchten Eintrefbung zu überführen, jo darf er ben 
ermeislichen Schaben, nach ben GBrundfägen der actio mandati direosa, mit 
feier Schuld compenfiren. 

2. ſucht biefen, auch von ibm nicht geleugneten, Rechtsſatz anf einem 
Umwege zu erreichen: es trete bie Megel ber 1. 161. u. 1. 89. D. de R. J. 
(50, 17) *) ein. Es magı bier dbabingeftellt bleiben, ob beide Stellen den⸗ 
fehben Inhalt Haben. Died angenommen bezögen ſich beide auf bebingte 
Rechtögefchäfte, von denen in unferem Falle Teine Rebe if. 

Bon ben weiteren Argumenten bed Verfaſſers gegen biefe Auffaſſung 
mögen noch folgende erwähnt werben : 

1) Die Analogie beö Erebitbriefes folle entjcheiden. Nun übernimmt 
ber Uccrebititte allerdings Feine Gänfaffirungsverpflichtung: es ſteht in feinem 
farien Ermeſſen, ob unb wieweit er von bem Grebitbrief Gebrauch machen 


*) L.161. In jure civili receptum est, quolies per eum, cujus interest, 
conditionem non impleri, fiat, quominus impleatur, perinde haberi, 
ac si impleta fuisset. L. 39. In omnibus causis pro facto accipi- 
tar id, in quo per alium morae sit, quominus hat. Vergl. 
Mommfen, Beiträge 6.328 ff. IL S. 206 Not.2. Zu der Tert: 
änderung Ladenburg’ „per alius moram fit" liegt fein Grund 
vor. E 
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will, er darf ſchlechthin anf feine etwaige alte Forderung zuruckgreifen. Rar 
ift ber Crebitbrief eben aud feine Anweifung, wirb theoretiſch und praktifch 
von Liefer forgfältig gefchieven. Der Verkehr Hat zwei Inſtitute ausgebildet, 
von welchen jebes befonberen Bebürfniffen bient, beren Vermiſchung darum 
durchaus unthunlich if. Wer eine Anweifung nimmt, Hat bie Abficht 
ben Betrag einzufafftten und verpflichtet ſich dazu; ber Nehmer eines Credit⸗ 
briefed weiß nicht mit Sicherheit, ob unb wieviel Geld er an einem ober 
mehreren Orten brauchen werbe, darum verbindet er fich auch nicht zur Ein- 
ziehung. | 

2) Es Könne das Intereſſe des Affignanten mit bem des Aflignatars 
collidiren. Gewiß, weil bie Ausführung des Auftrags in vielm Zällen 
nicht Selbfizwed, fondern Mittel für ein anberweitiges Intereffe des Afiig- 
natars fein wird. 

8) Jeder Kaufmann beziehe für feine .im Intereſſe eines Anderen 
beforgten Gejchäfte eine Proviſion, ber Aſſignatar dagegen nicht, fofern er 
ben Betrag für fi behalte. Eben weil, je nad) ber causa, bie Affignation 
einen verfchiebenen Charakter trägt, ift auch in Betreff ber causa zu unter: 
fuchen, in weflen Intereſſe vorwiegend bag Mandat übernommen ift. 


4) Ein Mandat, welches lediglich im Intereſſe des Mandatars Liege, 
fei unwirffam. Allein wird nicht in allen Fällen ein Intereſſe bes Affig- 
nanten ſich darthun lafien? Nicht das ift enticheibend, wer das Gelb be 
bält (fonft wäre die nad) Roͤm. Recht in bie Form eines mandatum ad 
agendum eingefleibete Ceſſion gleichfalls unwirkſam), fonbern weſſen Zwede 
durch bie Einziehung gefördert werben. Sicherlich doch auch bie des Aſſig⸗ 
nanten, wenn bie Summe als Zahlung, als Darlehn, ja gar als Schen: 
fung bienen fol. Denn auch im letzten Fall dient bie Affignation zur Rea⸗ 
lifirung eines Schenkungsverſprechens, welches fonft auf andere Weife erfüllt 
werben müßte. 

©. 16 wirb behauptet, daß der Affignatar im alle ber Nichthonori- 
rung auf feine alte Forberung gegen jven Aſſignanten nicht zurückkommen 
fönne, fofern er gegen Empfang der Anmweifung über biefelbe quittirt babe. 
Wie dieg mit der ausbrüdlichen Feſtſtellung des Gegentheils in L 28 C. de 
solut. (8, 48) zu vereinigen fei, wird nicht erflärt; die allegirten neueren 
Geſetze beweiſen nichts, weil fie nicht von ber wirfliden Aflignation, fon- 
bern von ber Eeflion in Form einer Affignation handeln, b. h. einer Aſſig⸗ 
nation, welche dies nur Äußerli, in Wahrheit aber Ceſſion if. 2. meint, 
es Tiege eine Rovation vor. Indeſſen jede Novation feßt ben Webergang 
"einer alten in eine neue Forderung voraus: ber Alfignatar nun erhält 
feine Forderung weber gegen ben Affignanten (höchſtens auf Erſatz ber 
Smpenfen), noch gegen ben Affignaten. Iſt auch ber Iehtere zufällig Schuld⸗ 
ner bed Affignanten, fo ift doch biefe Forderung durch bie Aſſignation kei⸗ 
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neswegs abgetreten. Die Quittung iſt unter ber Bedingung ertheilt „falls 
die Anweiſung honorirt wird.“ 

Das Verhältniß bed Nehmers zum Aſſignaten anlangend, wird 
S. 23 ff. ausgeführt, daß der Erſtere auch gegen den nicht acceptirenden 
Aſſignaten klagen bürfe, ſofern der ſelbe nur Schuldner des Affignanten ſei, 
weil die Anweiſung jedenfalls bie Prozeßvollmacht zur Klage in ſich ſchließe, 
und ſolche Klage tet? im Intereſſe bes Affignanten Tiegen müſſe. Beides ift 
zu beftreiten. Die Anmweifung enthält an ſich nur ein mandatum accipiendi, 
nicht exigendi, wenn auch bad leßtere unter Umftänben barin begriffen fein 
kann. Es wird nicht felten der Verſuch gemacht werben, ben Schuldner 
zur freiwilligen Zahlung zu befiimmen, ohne ihn auch einflagen zu wollen. 
Die praftifchen Geſichtspunkte des Verfaſſers find nicht burchgreifend 

IT. Der zweite Abichnitt behandelt bie Lehre von ber Faufmännifchen 
Anweiſung nach folgenden Richtungen: $. 12. Die Gemwährleiftung; $. 13, 
14. die Orbreclaufel und das Inbofjament, woran fih $. 15 cine Kritif der 
Unger’fhen Theorie nüpjt; $. 16 bie Form der kaufm. Anm; $ 17 die 
Theorie bed Formalaktes; F. 18. die directe unb bie Gewährleiftungsffage; 
$. 19, 20 bie Preußifche und einige anbere Gefebgebungen. 

Eine richtige Theorie der Faufmännifchen Anmweifungen — wenn 
ſolche, was wir bezweifeln, gemeinrechtlich fich feftftellen Tiege — wäre nur 
auf gefchichtlichem Wege zu ermitteln. Diefen bat ber Verfaſſer verfchmäßt. 
Auch das ift nicht nachgewiefen, daß gegenwärtig, nach Anerfennung ber 
allgemeinen Wechfelfähigfeit, ein allgemeines Bebürfnig für eine Feſtſtellung 
biefer Theorie im Deutfchen Hanbelögefegbuch vorliege Tie Mitylieber ber 
Nürnberger Conferenz haben, unſeres Erachtens, mit vollem Recht fih auf 
bie in ben 88. 284. 285. 287. 280 bes Entwurfs enthaltenen Vorichriften 
beſchränkt. 

L. ſieht den weſentlichen Unterſchied der kaufmänniſchen Anweiſung 
— für welche er übrigens ſelbſt kein gemeinrechtliches Kriterium aufzuſtellen 
vermag — von ber gemeinen in ber unbedingten Gewährleiſtungspflicht bes 
Affignanten und der Indoſſanten gegen alle Nachmänner für die Zahlung 
am Berfalltage; die Nichthonorirung müſſe durch Proteft feftgeftellt werden. 
Gerade dies aber farın gemeinrechtlich nicht zugegeben werben, bie Meinun: 
gen der Echriftiteller mie die Vorſchriften der Partifularrechte Haben von 
jeher variirt *), ein feites Gewohnheitsrecht hat fich nicht gebildet. 

Die Bedeutung der Orbreclaufel und die Natur des Indoſſaments — 
beffen Unterſchied von der Eeffion nun auch anerfanıt wird —, und bie 
Unhaltbarkeit ber Unger'ſchen Delegationstheorie werben ficher entwidelt; 





— — 


*) Siehe Blintber in Weiske's Rechtslexikon. I. ©. 334, und die Al⸗ 
legate bei Scälefinger, a a. DO. ©. 168..169. 
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allein unflar bleibt uns, wie fih der Verfaffer das Indoſſament ſuriſtiſch 
conftruirt, und welche moberne „Uebertragung” er neben Geffton und No⸗ 
vation noch für möglich Hält, wie endlich S. 121 in der Gewährleiftungss 
pflicht bed Inboffanten das unterfcheidende Moment zwiſchen Indoſſament 
und Ceſſion gefunden werben kann. Man benfe an das Indoſſament „ohne 
Obltgo!“ i 

Daß Accept und Indoſſament einer kaufmänniſchen Anweilung (nicht 
auch bie Ausſtellung) ala Formalakte anzufeben feien, fcheint auch und 
fiher — allein das Verhältniß der Yormal: zu den Materialverträgen wirb 
ſchwerlich treffend beitinmt, wenn e8 ©. 71 ff. heißt: „Bei welch Iehteren 
(ben materiellen Verträgen) bad, was bie Barteien. im einzelnen Fall ges 
wollt haben (die Abficht berjelben) allein maaßgebend if, währenb bei jenen 
[den formalen] diefe Abficht ſtets aus ber gebrauchten Form gefolgert, unb 
ber Beweis einer entgegenftebenden Abficht, wenigftend Dritten gegenüber, 
nicht einmal zugelaflen wird.“ Oder wenn ©. 113 ff. ald das Eigenthüm- 
liche der kaufmänniſchen Anmeifungen, des Indoſſaments, bed Wechſels bie 
Unterftelung einer Gewährleiſtung erffärt wird, welche nirgends ausgeſpro⸗ 
hen fei, deren Umfang fi nur durch bie äußere Form (?) erkennen laſſe. 
Entſcheidend ift vielmehr, daß jeber materielle Vertrag nothwendig feine bes 
flimmte causa und barum einen ihm mwefentlichen Inhalt bat, während dem 
Formalvertrag das „ich will verpflichtet fein, und zwar, weil ih will“ genügt. 
Rur inbirect, mittelft condictio ober exceptio, vermag auch hier die man⸗ 
gelnde causa zur Vernichtung der Obligatio zu führen. Ob ber Verpflich⸗ 
tungöwille ausdrüdlich erflärt, oder um ber gebrauchten Yorm willen ges 
wohnheitsrechtlich fubintelligirt wird, macht hierin feinen Unterſchied. Und 
ebenfo wenig kann dad charakterifiifhe Moment in ber Beziebung der Ob: 
ligatio zu fpäter Binzutretenben Dritten gefunden werben, wenn gleich 
bier bie abftracte Natur der yormalobligation fih am beutlichften kundgibt. 
Haftet doch der Acceptant unbedingt auch demjenigen gegenüber, auf deſſen 
Vorzeigung er acceptirt bat! 

III. Im dritten Abfchnitt werden nur einige Hauptpunkte bed Wech⸗ 
ſelrechts beſprochen, im Anſchluß an eine Kritif der wichtigften neueren 
Theorieen. 

Auch bie Tratte berube, wie bie Anweifung, auf einem Zahlungs: 
manbat (mandatum aliena gratia), an welches fi), wie dort, entweder ein 
Auftrag ober eine bloße Vollmacht zur Einkaflirung anſchließe. Ron ber 
gemeinen Anweifung unterjcheide fie fich weſentlich durch bie vereinfachte und 
verallgemeinerte Regreßpflicht des Ausftellers ; von der kaufmänniſchen durch 
die befondere NRegreßpflicht mangeld Annahme ($ 21. 28). Wenn ed nun 
mit Bezug bierauf am Schlufje Heißt „daß ber gezogene Wechſel mit dem 
allgemeinen Rechtsſyſtem in volllommenem GCinflang flehe, und daß es feis 
ner Fünftlichen Theorie bebürfe, um jeine folgen zu erflären“, jo ift dies 
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wur ſoweit zuzugeben, daß bie Theorie bed Wechſels allerhings keine kümnft⸗ 
liche, aber doch eine eigenthümliche, aus ſeiner eigenthümlichen Natur ge⸗ 
ſchopfte iſt. Aus dem gemeinen Civilrecht aber läßt ſich dieſe Theorie nicht 
ableiten. Denn ber Verjaſſer iſt den Hauptbeweis ſchuldig geblieben, und 
vermag ihn unmöglich zu führen, daß bie unbedingte Haftung des Traffan⸗ 
ten wie bed Acceptanten gegenüber bem Remittenten und allen fpäteren 
ehmern, fi aus ben Priwipien bed mandatum aliena ‚gratia erflären 
laſſe. Darum find auch bie Einwendungen gegen Thöl's Auffafjung ber ver- 
ſchiedenen Wechſelverträge nicht ftichhaltig. Es ift unbegründet, baf jede Accep- 
tatiom eines mandatum aliena gratia ein abſtractes Schulbverfprechen ent- 
halte, ganz wie das Wechfelaccept. Der Fuhrmann, welcher einen Fracht: 
brief annimmt, acceptirt gleichfall® ein mandatum aliena gratia; aber er 
braucht dem Deſtinatär bie Ladung nur außzuliefern wert er wegen ber 
Feacht befriedigt wird; er darf audy, in ber Regel wenigſtens, dem Deſtina⸗ 
tür entgegenhalten, daß ihm die Labung gar nicht, oder nur zum Thell, 
ober beicyäbigt, ober zu fpät auögeliefert morben fei (Reued Archiv f. Han: 
belsreht J. S. 840 fi.) Und baß bei der gemeinen Anweifung bad Accept 
nicht ſchlechthin als Formalakt aufzufaffen if, haben wir oben gefehen. So: 
denn aber müflen in ber That auch Ausftellung, Indoſſament, Aval als 
Yormalafte (abfiracte Summenverfprechen) angefehen werben, ba beren We⸗ 
fen, wie bereitö bemerft, leineswegs in ber Nichtgeltenbmadhung ber man: 
genden causa gegen Dritte, fonbern in bem weſentlich progeflualifchen Mo⸗ 
ment beruht, daß zu ihrer Wirkfamfeit nicht der Nachweis ber eausa ge 
bört, vielmehr dem Gegner überlaffen ift, aus ber mangelnden ober ungül- 
tigen causa ihre Unwirkſamkeit darzulegen. Der cafuifiifhen Aufführung 
ber einzelnen Ginteben, durch welche nad Art. 82 bie Verpflichtung emt- 
träftet werben kann (S. 97 ff.) iſt nur beizuftimmen, allein für bie Haupt⸗ 
frage iſt dies ohne Gewicht. Das Gewährleiftungsverfprecden, in welchem 
2. das Weſen bes Vegebungsvertrages fieht, fteht mit dem Zahlungsman⸗ 
bat an fih in gar Feiner Beziehung, und Täßt ſich ans biefem nicht 
ableiten. 

In ber für die juriſtiſche Gonftruction der Regreßpflicht bebeutfamen 
1. 88. pr. $. 1. 2. D. de V. O. (45,1) findet der Verf. mannigfache Wis 
berfprüdge und einen im heutigen Necht Überwundenen Stanbpunft. Sehen 
wir jeboch näher zu, fo ift offenbar der Satz nemo alienum factum pro- 
wittendo obligatur auch noch heute vollfommen gültig, wenn bie Abficht 
bes Premittenten eben nur auf bie Leiftung bes Dritten, wicht auch auf 
eigene Sorge für diefe, ober eventuell auf Präſtation des Intereſſe gerichtet 
war. Ob das der Fall, ift Sache ber Willemdinterpretation, und ſicherlich 
werben wir im Zweifel fein Bedenken tragen, uns ber milderen Auffaffung, 
welche zur Aufrechthaltung des Verſprechens führt, anzuſchließen. 

Gegen bie Papiergeldastheorie werben 8. 26 die im Archiv IE ©. 118 ff. 
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bargelegten Brände kurz zufammengefaßt. Liebe ($. 28) verwirſt ben 
Wechſelvertrag in der That nur im gefchichtlichen, nicht aush im bagmatt- 
fchen Sinne. $. 27 enthält vielfach anregende Ausführungen über die Be: 
zeichnung „Wechſel“, die DOrbrecinufel und das Valutabefennmiß, mit Be⸗ 
leuchtung einiger Controverſen, in been, nach bem VBerfaffer, eine zu for- 
melle Auffaffung ber ®. D. zu unrichtigen Entfcheibungen geführt Bat. 
Den Schluß ($. 28) bildet eine Parallele ber Orbre- und ber In⸗ 
baberpapiere. Soldijhmibt. 


XI. #ritiken über den zweiten Entwurf. 
(Bgl. oben ©. 364.) 


2. Das Handelsgeſetzbuch Deutfchlands (Allg. Defterr. Berichtäz. 1858. 
Nr. 66. 71). 

8. Prof. Dr. Ferdinand Schufter. Ueber bie ſtillen Hanbelögefell- 
Ihaften auf Aftien (eod. Nr. 76). 

4. Dr. Souhay Der Entwurf zu einem Deutichen Handelsgeſetzbuch 
(Zeitfchr. |. Deutfches Recht XVII. ©. 452-493). 

5. Brof. Dr. Anſchütz. Der Entwurf eines Deutſchen Ganbelögefep- 
buchs. Beiträge zur Beurtheilung beffelben. Erſter Sauıy (Kriti: 
fche Ueberſchau. VI. S. 238—253). 

6. Der Entwurf eines allgemeinen Deutihen Handelsgeſetzbuchs. Bis 
jetzt 10 Artikel (Bremer Handelsblatt 1858 Nr. 356-866). 

7. Dr. Labenburg. Folgen der Nichterfüllung bei Käufen und Liefe: 
rungsverträgen (Annalen ber Bab. Gerichte 1858 Mr. 4). 


XU. Sitteraturüberfidt. 

Mehrfach geiußerten Wünfchen zufolge werben in biefe Weberfüht 
Fimftig nicht allein die Abhandlungen, fondern fimmilie much feibfiftändige 
Schriften aufgenommen werben, baher bier alle noch nicht angezeigten feit 
Sanuar 18567. 


76. Protokolle ber Eommiffion zur Berathung eineß all: 
gemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs. Im Auftrage bie: 
fer Commiſſion herausgegeb. von 3. Lutz, k. bayeriichen Bezirksge⸗ 
richtsrath und erftem Sekretär ber Commifjion. Th. I. Th I. H. J. 
zb. III. Heft 1. 2. Beilageband (enthaltend die Entwürfe). 8. 
Würzburg 1858 Stahel'ſche Buch: und Kunftbandlung *) 6 Rthlr. 
16 Nor. 


*) Der wünſchenswerthen Verbreitung der Protofolfe wird leider ber viel 
zu bobe Preis diefer Ausgabe fehr binderlich fein. 
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kehrsmittel. Mit Grörterungen über den Nachrichtenverkehr uͤber haupt. 
RK und 278 S. 8. Tübingen 1857. Laupp. 124 Rihlr. 
Dr. Rudolph Schleſinger, Privatdozent zu Göttingen. Zur 
Lehre von ben ormalcontracten und ber querela non numeratae 
pecuniae. 2 Abhandlungen. Vi und 3B1 ©. 8. Leipzig 1856 
S. Hirzel 2 Rthle. 
Labenburg. Die Anweilung und ber gezogene Wechſel. (Archiv 
f. BWedhfelreht VI. S. 377-840). 
Dr. Burckhardt-Fürſtenberger. Entwurf einer ſchweizeriſchen 
Wechſelordnung mit Motiven. IV. 184 ©. 8. Zürich 1858. eh 
be. 21 Rat. 
Das neueſte Schwediſche Wechſelgeſetz vom 28. Auguft 1851. 
Ins Deutſche überfegt von % S. Lome 86 6. 8. Gamburg 
1858. Neftler und Melle. 9 Nor. 


Wechſelordnung für bag Herzogthum Holflein 82 ©. 8. 


Altona 1858. Wendeborn 6 Nor. 

Die allgemeine Deutſche Wechſelordnung, nebfi den von 
bein Königl. Preuß. Obertribunal gefällten wechſelrechtlichen Cutſchei⸗ 
dungen. Aufammengeflellt von einem Preußiſchen Richter. IV unb 
78 ©. 16. Berlin 1858. Springer's Verlag. ’/s Rthlr. 

S. Borchardt, Stadtgerichtsrath Zweite Fortfegung zur 
Allgemeinen Deutſchen Wechſelordnung x. Nabhträge 
und Entieibungen 5i8 Erbe December 1857. IV. u. 1226. 8. 
Berlin 1858. Deder’iche Geh. Oberhofbuchbrudere: 10 Ger. 

Dr. 3. Schufter, Brofefior. Gerichtliche Entſcheidungen zum bſterr. 
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186. 
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188. 


189. 


140. 


Litteratur. 


Wechfelvecht und Wechſelprozeß. 2. Aufl. 8. Wien 1858. Fr. Many. 
1 Rtblr. 8 Sgr. 

Dr. ®. M. letke. Rehtsjfäpe aus Erfenntnifien 
und Berorbnungen ber oberften Zuftiz- und 
SGprudbebörben bed Königreichs Sachſen in Bed 
felrehtsftreitfahen. IV, und 54 ©. 8. Dresden 1858. 
Meinhold und Söhne. A Rthlr. 

Dr. Joh. Blaſchke, Prof. Das Öfterreihifhe Wechſel recht 
in vergleichender Darftellinng mit den ausländiſchen und ven frühe⸗ 
ren öfterreichifchen Wechſelgeſetzen. 3. verm. und verbeſſerte Auflage. 
All. und 889 ©. 8. Wien 1858. %. Manz. 1 Rithlr. 24 Sur. 
Dr. Blodig, Bro. Die Wehfellunde für Real: und 
Handelsſchulen bearbeitet. Mit einem Anhang, at: 
baltenb : Die allgemeine dfterr. Wechfelorbnung mit den widtigfien 
Wechſelgeſehen und einer Aufammenftelung der Geſehe über ben 
Mechielfiempel. IV. und 180 ©. 8. Wien 1858. Branbel unb 
Meyer. 12 Nor. 

Brogowsfy, Bizedir. Die Lehre von ben Wechſeln und 
bem Wechſelgeſchäfte, theoretiſch und praltifch nach ber neuen 
Defterreich. Wechſelordnung bearbeitet. 2. Aufl. X. und 144 ©. 8 
Den 1857. Geibel. 16 Nor. 

Undr. Hardung II, Abvocat. Dad Wechſelrecht der all 
gemeinen Deutfhen Wedfelordnung IVI. unb 124 ©. 
8. Köln 1858. Eiſen's Verlag. *s Rthlr. 

U Karvafy. Lehrbuch bes Wechfelrechts, nach ber allg. W.D. und 
den noch Kraft habenden ungarifchen Wechfelgefepen. 2. Aufl. 8. 
Peſth 1258. Heckenaſt. */s Rthlr. 

Dr. Achill Renaud, Hofrath. Lehrbuch des Gemeinen 
Deutſchen, ſowie des in ber Allgemeinen Deutiden 
Wechjelordnung enthaltenen Wedhfelrehts 2. verm u 
verbefierte Auflage. XI. und 251 ©. 8. Giehen 1857. Rider. 
1’ Rtölr. 

Dr.8. W. F. Straß, Redtsanwalt. Die allgemeine Deutide 
Wechſelordnung, erläutert und verglichen mit ben Gelehgebungen 
bed Auslandes, nebft einer Darſtellung des Wechſelprozeßverfahrens 
in den verſchiedenen Deutſchen Staaten. Ein praktiſchen Hand 
buch. 8. VI. u 480 ©. Berlin 1868. Allgemeine Deutfche Ber 
lagsanſtalt. 1%, Rthlr. 

K. Walcher, Rechtsconſulent. Populäre Vorträge über das 
Wechſelrecht, gehalten vor dem Stuttgarter Gewerbe⸗Verein IV. 
und 75 ©. 8. Stuttgart 1858. Wilhelm Nitzſchle. 15 Sgt. 
Platner. Vergleihung ber gemeinen D. W. O. mit dem urn 
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beffifchen Wechſelrecht. Schluß. (Archiv für Wechfelreiit. VI. ©. 885 
—416). 

®. Brauer. Das Geltungsgebiet der D. W. O. (eod. VI. 
©. 1-7). 

Purgold. Die Einrede der Minderjährigfeit gegen ein Accept ohne 
Datum. (eod. S. 17—20). 

2. Hauff. Ueber den Ort der Präfentation und ber Proteſter⸗ 

bebung mangels Zahlung bei einem eigenen Wechſel. (ood. VI. 

S. 379884). 

Stern. Wie muß im Sinne vr A. D. W. O. bie Zahlung des 
Wechſels flattfinden? (eod. ©. 857-378). 

F- Roc. Welche Bründe bat bie Anficht für fi, daß auch folche 
bomicilirte Wechfel, worin ein Domiciliat nicht bezeichnet, oder ber 
WWechfelgläubiger ſelbſt als Domiciliat benannt if, zur Erhaltung 
bes Wechſelrechts gegen ben Acceptanten der Protefterhebung Man» 
geld Zahlung bebürfen. (eod. VI. S. 8-16). 

H. Fid, Ueber die Rechte aus einem präjudicirten Wechſel gegen bie 
Indofſanten nach Deutſchem und Franzöſ. Recht. (eod. S. 121-178). 
Le Hir. Eflets de commerce, des faux commis dans la confec- 
tion, l’endossement et l’acceptation des eflets de commerce. (Mt- 
morial du commerce 1858. p. 29—81. 41—45. 78-81. 108— 
107. 150 - 156). 

% Wolffſon. Das Recht bed Wechſels in den Concurſen mehrerer 
Bchhfelverpflichteten. (Neues Archiv für Handelsrecht. 1. ©. 275— 

298). 

Friedr. Haffenpflug. Unterflaatsprofurator in Eſchwege. Ueber 
ben Einfluß des Wechſels auf unterliegenbe Oblige: 
tionsverhältniſſe. 109 ©. 8. Kaffel 1858. Oswald Bertram. 
16 Nor. 

Dr. ©. M. Kletke. Darftellung bes Wechſel- und Mer— 
FantilsPBrozefies in den 7 Kreifen des Könige. Bayern 
bieffeits des Rheins. Nach ber neuen Gerichtsorgenifatien vom 
Jahre 1867. X. und 892 ©. 8. Bamberg 1858. Wuchner. 
2 Rthlr. 

Dr. Joh. Blaſchke, Prof. Der Oefterreihifhe Wechfelpro: 
zeß mit theilweiſer Verüdfichtigung ber in Deutfhlanb beſtehenden 
Wechſelprozeßvorſchriften. VL und 125 ©. 8. Wien 1858. Fr. Manz. 
24 Nor. 

E. Brauer. Ueber die Zuläffigfeit bes Wechielprogefies wegen aus: 
ländifcher Wechſel. (Archiv f. Wechfelr. Vi. S. 837— 846). 

3 & 9. Bojunga. Schiffahrthandbuch. Eine Sammluug 
ber Handels: und Schiffahrtäverträge, und ber ber Schiffahrt halber 
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160. 
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168. 


164. 
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166. 
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erlaftenen Gelee, Verordnungen und Bekanntmachungen Hannovers. 
554 ©. 8. Aurich 1858. Selbfiverlag des Berf.’3. 2 Rihlr. 

v. Hagen, Voligeirath. Die Flußſchifffahrt Preußens. Eine Samm- 
lung aller auf biefelbe Bezug habenden geſetzlichen Beftimmungen und 
Erlaſſe. VUN und 200 ©. 8. Stettin 1857. Ragel. 2, Rthlr. 
Feraud-Giraud, Conseiller. Jurisprudence de la Cour impé- 
riale d’Aix et decisions notables du tribunal de commerce de Mar- 
seille, contenamt le droit maritime (1811-1855). 674 p. 8. Aix 
1857. 18 Fr. 

Aldrik Caumont. Dictionnaire universel du droit commercial 
maritime, ou Repertoire methodique et alphabetique de lögislation, 
doctrine et jurisprudence nautiques. 2 €dit. B. Le Harre 1857. 
1858. 

Louis Pouget, avocat. Principes de droit maritime. 2 vol. 8. 
Paris 1868. 16 Fr. 

Beſeler. Das Seen eines Schiffes zu Geld. (Zeitſchr. j. Deut: 
ſches Recht XVÜL S. 294-300). 

Nizze. Bon welchem Zeitpunkt an iſt ein Schiff unterwegs? 
(Neues Archiv für Handelär. J. S. 327 - 840). 

Weber. Darf ein in Ladung liegendes Schiff arreſtirt werden. 
(eod. S. 248—2585). 

H. Teklen borg. Ueber Bodmerei und Havariegroſſe. 
Eine Darſtellung und Beleuchtung älterer und neuerer Lehrſyſtemne 
und Geſetze. Vill. und 327 ©. 8. Bremen 1858. C. Schönemann. 
2 Rthlr. 

Ueber die Behandlung auswärtiger Havariegrofle : Dispachen x. 
Schluß. Bgl. Mr. 70. (Neues Ardiv 1 S. 298-327). 

Dr. & A. Maſius. Spftematifhe Darftellung des ge: 
fammten Verſicherungsweſens. All. und 128 &. 8. Leipzig 
1857. Thomas. 24 RNgr. 

Merger. Des assurances terrestres. Tom. I: Assurances sur la 
vie & primes fixes. NV. et 884 p. 8. Paris. 

Negrin. De !’escroguerie en matiere d’assurance maritime. 77 p. 
8. Aix. 1857. 

Arnould. Treatise on the Law of Marine Insurance and Avs- 
rage, with Reference to the American Cases and 'the later Conti- 
nental. Authorities. 2. edit. 2. vol. London 1857. 22 Rthlr. 
12 Ngr. 

Goncuröorbnung für die Preußiſchen Staaten v. 8. Mai 
1855 nebſt den darauf bezlüglihen Geſetzen und Verordnungen. 
2. Ausg. 8. Berlin 1858. Reimer. 17' Nor. 

Soldtammer, Obertribunaldratt. Kommentar und vellffän: 
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dbige Materialien zur Eoncursordbnung vom 8. Mai 
1855 20. 2. Audg. II. u. 587 ©. 8. Berlin 1858. Deder. 3’/, Rihlr. 

169. Eonsbruch, Ger. Afleffor. Weber bie Befugniß ber Concursgläu⸗ 
biger zur Anfechtung ber vor ber Goncursöffnung vorgefallenen 
Rechtshandlungen des Gemeinfchulbnere. Eine vergleichende Dar⸗ 
ſtellung des älteren und bed neueren Preußiſchen Rechts. VII. und 
51 ©. 8. Berlin 1857. Deder 4, Rthlr. 

170. Reinhold Köftlin. Darfteffung der Lehre vom firafbaren Ban: 
ferott überhaupt und insbefondere nad den neueren Deutfchen Geſetz⸗ 
gebungen. (Bolbtammer’3 Archiv f preußifches Strafrecht. V &S. 721 
—744. VI. S. 8—26). 


XII. Rezenſionenverzeichniß 
über die 


fett Januar 1857 erſchienenen Schriften mit Ausſchluß ber in 
biefer Zeitichrift enthaltenen Rezenfionen. 


Berndt. Wuchergeſetze. Lit. Gentralblatt 11858) Nr. 24. 

Beſchorner. Eiſenbahnrecht. Lit. Eentralblatt 1858 Nr. 16. Magazin 
für Hannover. R. VII. 1. Blätter f. Nechtspfl. in Thür. 1858 Nr. 7. 
Solbtammer’3 Archiv VI. 1. Oeſterreich. Vierteljahrsſchr. I. 1. Banl- 
und Handelsz. 191. Deutfche allg. Zeit. 68. Aachener Zeitung 57. 
Schleſ. Zeit. 109. Hamburger Rachrichten 58. Nationalz. 490. 

Blaſchke. Der Defterreichifche Wechſelprozeß. Allg. Oeſter. Gerichtszeit. 

Nr. 48. Oeſterr. Vierteljahrsſchrift J. 2. Kathol. Litteraturzeitung 80. 

Blaſchke. Das Oefterreichiſche Wechſelrecht. Allgem. Oeſterr. Gerichtsz. 
Nr. 65. Haimerl's Magazin XV. ©. 8319 ff. Kathol. Litteraturz. BO. 
Schletter's Jahrb. III. 2. 

Blodig. Wechſelkunde. Haimerl's Magazin XVI. S. 522 ff. 

Borchardt. Zweite Fortſetzung. Spener'ſche Zeit. 101. Archiv f. Wech⸗ 
felr. VII. 2. 

Brozomsti Lehre von den Wechſeln. Haimerl's Magazin XVI. 
©. 252 fi. 

Consbruch. Befugniß der Soncursgläubiger zur Anfechtung. Gpen- 
Zeit. 98. Gerichtäfanl 1887. 8. 


- „‚Dantwardt. Nationalöfonomie unb Zurisprubenz. Wllgem. Oeſterreich. 


Gerichtsz. 1857 Nr. 182 — 185. Gerihtsfaal Nr. 12. Litter. Een- 
tralpl. 82. Germania 66. Volkswirthſchaftliche Monatsſchrift 1. 2. 
Archiv f. praftifche Rechtsw. VL. 1. Heibelb. Jahrb. 19. Bank: und 
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Hanbeldzeit. 284. Auftria 16. Allgem. Zeit. 118. Berliner Revue 
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VI 1. Bank- und Handeläzeit. 75. Hamb. Worrefp. 94. Aachener 
Zeit. 83. Schlef. Zeit 109. Nationalz. 490. 

Goldtammer. Gommentar zur Concurdorbnung. Spen. Zeit. 20. 

Goldſchmidt. Kritik des Entwurfs. Lit. Gentralbl. 1857. 15. 

Güterbock. Die Engliſchen Altiengefege. Lit Centralbl. 24. Bank: und 
Handelszeit. 194. 

Harbung. Wechſelrecht. Lit. Centralbl. 81. Köln. Zeit. v. 9114. El: 
berf. Zeit. v. 2/4. 

Haffenpflug. Einfluß bed Wechfel3 Archiv f. Wechfelr. VII. 2. 

Hoder. Sammlung der Statuten. Volkswirthſchaftl. Monatsſchr. I. 2. 
Bank: und Hanbeläzeit. (1857) Wr. 8567. 

Horn. Grebitwefen. Lit Geutralbl. (1857). Nr. 37. Volkswirthſchaftl. 
Monatsfchr. I. 2 

Jurisprudenz des Oberappellationdgerihts ber vier freien 
Städte in Wechſelſachen. Allgem. Deſterr. Gerichts3. Nr. 69. 
Oeſterr. Vierteljahrsfchr. 1. 2 Magazin f. hannov MR. VII. 2. 

Klette Sammluug von Präjudizien Lit. Gentbl. (1857) 85. Kritiſche 
Ueberfhau V. 3. Allg. Oefterr. Gerichtsz. 1857. Nr. 75. 142. unb 
1858. Nr. 62. Magaz. f. banndv. R VI. &.154 155. 818. Blätter 
f. Rechtspfl. in Thüringen IV. 12. V. 8. Hamb. Nachrichten (1857) 
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Defterr. BI. f. Lit. und Kunſt 34. Spener ſche Zeit. 228. 
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Nationalz. 490. 
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Nizze Seerecht. Lit. Gentralbl 4 Magaz. f. hannov. Recht VII. 8. 
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f. beutfches Städteweſen 2. Oeſterr. BI. f. Lit. u. Kunft. (1857) Nr. B4. 
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Repertor. 8. Lit. Eentralbl. 22. Spener'ſche Zeit. 72. 

Philippi. Meilen. Volkswirthſch. Monatsſchr. I. 2. 

Renaud. Lehrbuch d. Wechfelrehts. 2. Aufl. Archiv f. Wechfelr. VII. 2. 
Kathol. Litteraturz. Nr. 9. 

Rubftrat. Ueber negotiorum gestio. Oeſterr. Bierteljahrsfchr. I. 2. 
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F. U 1. Zeitſchrift für Culturgeſch. L. 2. Hamburg. Eorrefp. (1857) 
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Shwebemeyer Engliſches Aktiengeſellſchaftsweſen. Lit. Centralbl. 26. 
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pert. 8. Göttinger. Gel. Anz. 57- 59. 
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bie gef. Rechtsw. IV. 6. Bremer Handelsbl. Nr. 847. Krit. Ueber: 
hau V. 8. Oeſterr. BI. f. Lit. und Kunft. 5. 16. Haimerl's Ma: 
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Ulrid. Sammlung feerehtlicher Entſcheidungen. Allg. Oeſterr. Gerichtsz. 
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Maga. f. hannov. R. VII. 1. Schlef. Zeit. 258. Allgem. Oefterr. 
Berichtäz. SO. Abendbl. zur Neuen Münchner Zeit. 67. 
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Berichtigung einiger erheblicheren Bruckfehler. 


12. 3.8 v. o. lies „allenfalls“ ftatt „ebenfalls“. 

153. 8. 13 v. o. 1. „ihr“ ft. „ihm“. 

206. 3 5 v. o. I. „1855 ft. „1856. 

207. 3.5 v. 0.1. „das“ ft. „aus“. 

865. Ar. 56 I. „Sahrg. 1858. Bd. 22" fl. „Sahrg. 1822“. 
870. 3. 19 v. o. I. „etwa” ft. „ewa“. 

870. 3. 21 v. o. 1. „ſamländiſche“ ft. „finnländiſche“. 

878. 3. 2 v. o. I. „Bericht“ fi. „Brief“. 

437. 3.92. 0. I. „doch“ ft. „indefien“. 

440. Note 27 I. „zweifellos“ ft. „zweifelhaft“. 

467.8 5 v. o. I. „und“ ft. „ber*. 

467. 3. 7 v. u. 1. „daraus“ fl. „darauf“. 

468. 8. 21 v. o. I. „offenbar” ft. „oft eben”. 

469. 3. 2 v. o. I. „Rechtsgeſchäfts“ ft. „Nechtögefchäften“. 
469. 3. 8 v. o. I. „Rechtsordnung“ ft. „Rechtsanwenbung“. 
472. 3. 14 v. u. I. „precäres“ fl. „primäres”. 

473. 3. 11 v. 0. 1. „juspenfiv“ ft. „fucceffiv“. 

550. 8. 8 v. u. I. „Domiciliat“ fl. „bomicilirt*. 


. 555 lebte 8.1. „tunc“ ft. „tuus“. 
. 571. 3. 18 find die Worte „ba fie jedoch” zu flreichen. 
. 586. Note * 3. 5 v. u. I. „biefer“ fl. „dfeſer“. 
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